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Vorwort. 


Als der erſte öſterreichiſche Reichstag im März 1849 aufgelöſt wurde, erbat 
und empfing der Abgeordnete Dr. Adolf Pinkas vom Reichstagsarchivar 
Aloys Jelen eine genaue Abſchrift der Protokolle des Verfaſſungsausſchuſſes. 
Pinkas, ein eifriges und einflußreiches Mitglied des letzteren, hatte die Abſicht, 
die Protokolle vollſtändig herauszugeben, um die damals landläufigen falſchen 
Anklagen, als hätte der Reichstag überhaupt keine ernſte Arbeit verrichtet, 
durch dieſen Beweis ſeiner raſtloſen Thätigkeit zu entkräften und durch eine 
vergleichende Kritik die Vorzüge des vom Verfaſſungsausſchuſſe feſtgeſtellten 
Entwurfes vor der octroyirten Conſtitution darzulegen. Noch ehe Pinkas an 
das Werk ſchritt, wurde die letztere zurückgenommen und der Abſolutismus 
wieder eingeführt. Unter ſolchen Umſtänden mußte der Streit, ob die eine 
oder die andere Form der Verfaſſung die richtigere ſei, müßig erſcheinen. 
Pinkas ließ ſeinen Plan fallen und nahm ihn auch nach der Wiedererweckung 
des Verfaſſungslebens, durch ſeine angeſtrengte Wirkſamkeit im böhmiſchen 
Landtage und Landesausſchuſſe daran gehindert, nicht wieder auf. Auf den 
Wunſch und die Hoffnung, die Protokolle weiteren Kreiſen zugänglich zu ma— 
chen, verzichtete er trotzdem nicht. Er übertrug dieſe Aufgabe auf mich, als 
den ihm in der Geſinnung nächſtſtehenden, durch Freundſchaft und Verwandt— 
ſchaft eng verbundenen Mann. Ich konnte die Protokolle bereits im zweiten 
Bande meiner Geſchichte Oeſterreichs als Quelle verwerthen. Die vollſtändige 
Ausgabe habe ich aus mannigfachen Gründen bis zu dieſem Augenblicke ver— 
ſchoben. Ein gutes Werk hätte ich durch dieſelbe wohl allezeit geſtiftet, denn 
die Protokolle zählen zu den wichtigſten Urkunden in der neueren Geſchichte 
Oeſterreichs, aber kein nothwendiges. So lange wenigſtens bei einem Theile der 
öſterreichiſchen Völker und bei maßgebenden Staatsmännern der Glaube herrſchte, 
es laſſen ſich die Parteien auf dem Boden der beſtehenden Verfaſſung vereinigen, 
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war ein volles Verſtändniß der Wichtigkeit jener Verhandlungen in weiteren 
Kreiſen kaum zu erwarten. Erſt im gegenwärtigen Augenblicke darf man auf 
daſſelbe mit größerer Gewißheit rechnen. Schärfer als jemals ſchlagen die 
nationalen Leidenſchaften auf einander, ſchroff ſtehen ſich die Parteien gegen⸗ 
über. Wie dieſelben Parteien vor einem Menſchenalter in einem ähnlichen 
Falle Verſöhnung ſuchten und fanden, dürfte auch jetzt noch in den Wirren 
klärend und läuternd wirken. Die Protokolle des Verfaſſungsausſchuſſes ſind 
der wahre Beichtſpiegel der öſterreichiſchen Völker, in welchem ſie ein offenes 
Bekenntniß ihrer Wünſche, Hoffnungen und Pläne ablegten. Darauf beruht, 
abgeſehen von ihrer hiſtoriſchen Wichtigkeit, ihr politiſcher Werth. Ich habe 
die Protokolle, wie ſie mir in der Abſchrift vorlagen, wortgetreu abdrucken 
laſſen, nur offenbare Schreibfehler verbeſſert und die formalen, bei jedem 
Sitzungsprotokolle wiederkehrenden Kopf- und Schlußſätze weggelaſſen. 


Die Verfaſſungskämpfe von 1848—1884, 


Volle ſechsunddreißig Jahre ſind feit der öſterreichiſchen Revolution ver 

gangen. Neue Männer ſtehen an der Spitze der Regierung, neue Männer 
mit wenigen Ausnahmen führen die Parteien. Die mächtigen Veränderungen, 
welche die äußere Stellung des Kaiſerſtaates während dieſer Zeit erfuhr, leben 
noch friſch in unſer aller Gedächtniſſe. Kein Staat hat jemals im Laufe 
weniger Jahre ſo große Wandlungen durchgemacht wie Oeſterreich. Vor einem 
Menſchenalter drückte es noch wuchtig auf Italien, herrſchte es als Präſidial⸗ 
macht in Deutſchland. Gegenwärtig hat es die Fronte vollſtändig gewechſelt 
und erblickt ſeinen wichtigſten Intereſſenkreis im Oſten. Nach menſchlichem 
Ermeſſen iſt durch dieſe veränderte Richtung in die äußere Politik Oeſterreichs 
endlich Ruhe und Stetigkeit gekommen. Eigentlich lenkt Oeſterreich nur in 
alte, zum Schaden des Staates verlaſſene Bahnen wieder ein, und kehrt zu 
den Grundſätzen zurück, welche ſein größter Staatsmann, Prinz Eugen, 
empfohlen hatte. 

Die inneren Zuſtände bieten dagegen durchaus nicht das Bild ruhiger, 
ſtetiger Entwickelung. Das Proviſorium hat in dem ganzen Zeitraume 
ſeit 1848 nicht aufgehört zu herrſchen, das Suchen nach der richtigen 
Verfaſſung iſt heute wie vor ſechsunddreißig Jahren an der Tagesordnung. 
Wie viele Verfaſſungen ſind in dem letzten Menſchenalter gegeben, verändert, 
aufgehoben worden, um das Volk zu beglücken. Keine genügte, jede ſtieß auf 
heftigſten Widerſtand. Und ſchon rüſten ſich wieder mächtige Parteien, um in 
der nächſten Zeit die gerade gültige Verfaſſung zum Sturze zu bringen, den 
Staat, wie ſich ein Czechenführer im Jahre 1848 ausdrückte, neu zu „conſtruiren“. 

Dieſe geringe Fähigkeit Oeſterreichs, für ſein inneres politiſches Leben 
eine feſte, dauernde Form zu finden, bringt unwillkürlich ein hartes Wort 
Dahlmann's in die Erinnerung. „Oeſterreich kann den völkerſchaftlichen 
Charakter im Privatrecht und der Sitte ehren, aber nicht im öffentlichen Recht 
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hervortreten laſſen. Das fordert ſeine Selbſterhaltung. — Oeſterreich kann 
keine allgemeinen Reichsſtände mit geſetzgebender Gewalt haben.“ Dieſes Wort 
war vor dem Jahre 1848 geſchrieben worden, diente zur Erklärung des Syſtems 
ſtarrer Beharrung, welches das Wiener Cabinet befolgte und gern auch in 
anderen Staaten eingeführt hätte. Die folgenden Ereigniſſe haben den Une 
glauben an einen öſterreichiſchen Verfaſſungsſtaat Lügen geſtraft. Oeſterreich 
iſt in die Reihe der conſtitutionellen Staaten getreten. Wird nicht aber jener 
häßliche Unglaube neue Nahrung aus dem Umſtande ſchöpfen, daß zwar Oeſter⸗ 
reich zu den conſtitutionellen Staaten gerechnet wird, ſeine Verfaſſung aber 
im Laufe eines Menſchenalters ſchon wiederholt gewechſelt und bei jedem 
Wechſel neue Grundſätze aufgeſtellt hat? 

Darüber darf man ſich nicht täuſchen: die Verfaſſungskämpfe ſind noch 
nicht zu Ende. Scheiterte die Einführung einer dauernden Ordnung an der 
geringen Weisheit der Geſetzgeber oder an dem üblen Willen der Völker, haben 
äußere Schwierigkeiten oder innere unvereinbare Widerſprüche den Abſchluß 
des Verfaſſungsſtreites bisher verhindert? Die Löſung dieſer Fragen dürfte ein 
ruhiger hiſtoriſcher Rückblick auf die Verfaſſungskämpfe ſeit dem Jahre 1848 
am beſten vorbereiten. 

Die erſte Verfaſſung wurde Oeſterreich wenige Wochen nach dem Aus 
bruche der Revolution, am 25. April verliehen. Ihre Verkündigung weckte keine 
Begeiſterung, ihre Zurücknahme am 15. Mai ſtörte den Gleichmuth nicht. Für 
lebensfähig hatte ſie kein Menſch, nicht einmal der eigene Verfaſſer gehalten. 
Sie beſaß keinen anderen Zweck, als die ungeduldige Wiener Bevölkerung zu 
beſchwichtigen. Das Wort: „Conſtitution“ war ſeit den Märztagen im Munde 
aller Welt, einen klaren Begriff von ihrem Weſen faßten nur wenige. Die 
Treiber der Volksmaſſe, nicht fo ſehr böswillig als roh, benutzten die Une 
wiſſenheit der letztern, um die ſeltſamſten Vorſtellungen von einer freien Staats⸗ 
ordnung zu verbreiten. Sie ſahen einer Staatsunordnung zum Verwechſeln 
ähnlich. Die Regierung wollte der ſteigenden Verwirrung ſteuern, die Stimmung 
in ruhigere Bahnen zurücklenken und eilte daher, den Inhalt der verſprochenen 
Conſtitution zu verkündigen. Die übermäßige Haſt, der Mangel an Ueber⸗ 
legung ſpricht aus jeder Zeile. Hatte man doch vergeſſen, die Zahl der 
„Senatoren“, welche im Oberhauſe ſitzen ſollen, feſtzuſtellen. Erſt nachträglich 
wurde in der proviſoriſchen Wahlordnung dieſelbe auf 200 beziffert und ſo der 
ſtürmiſch vorgetragene Tadel, der Regierung ſtände es frei, die 150 Vertreter 
des großen Grundbeſitzes durch eine beliebige Summe ernannter Mitglieder zu 
erdrücken, beſeitigt. Ebenſo überſahen die Verfaſſer der Conſtitution, daß die 
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Beſtimmung: „die bisherigen Provinzialſtände werden in ihrer Einrichtung 
und Wirkſamkeit erhalten“ den Thatſachen widerſprach. Die Czechen hatten 
wenige Tage zuvor dem Miniſterium das Zugeſtändniß eines conſtituirenden 
böhmiſchen Landtages abgepreßt, Galizien beſaß keine ſtändiſche Verfaſſung. 
Ueber das Verhältniß der Provinzen zur Centralregierung, die Vertheilung der 
Gewalten zwiſchen dem Reiche und den Einzelländern, ging die Conſtitution 
ſtillſchweigend hinweg, als ob Oeſterreich aus einer gleichartigen Maſſe beſtände. 
Dieſelbe Unkenntniß der Dinge und Verhältniſſe prägte ſich auch in der Zu— 
ſammenſetzung der Abgeordnetenkammer aus. Der Gedanke an eine Zurück— 
drängung des deutſchen Elementes lag dem Miniſterium durchaus fern, und 
dennoch hätte ſich allmählich, da die Bevölkerungsziffer allein zum Maßſtab 
genommen wurde, in der Abgeordnetenkammer eine nichtdeutſche Mehrheit ver— 
ſammelt. Die Aprilverfaſſung galt nur für die eine Hälfte des Reiches. 
Ungarn behielt ſeine eigene Regierung, ſeinen eigenen Reichstag, bewahrte eine 
vollkommene Selbſtändigkeit. Der ſchroffe Dualismus hätte daher in Oeſter— 
reich Einzug gehalten, wenn die Conſtitution in das wirkliche Leben einge— 
führt worden wäre. Dazu kam es nicht. Die Wiener Radicalen wollten 
nichts von dem Zweikammerſyſtem wiſſen, den großen Provinzen mißfiel die 
ſtarke Centraliſation. Keine Hand erhob ſich zur Vertheidigung, als die Con— 
ſtitution in den Maitagen von den allezeit aufgeregten und ungeberdigen 
Wiener Volksmaſſen angegriffen wurde. Die Aprilverfaſſung blieb ein todtes 
Papier, die erſte, leider nicht die einzige öſterreichiſche Conſtitution, welche von 
dieſem Schickſale betroffen wurde. Der Verfaſſungsentwurf, welcher aus der 
Mitte des Reichstages hervorging, theilte dieſes Loos. a 

Ihm konnte man nicht wie der Aprilverfaſſung den Vorwurf flüchtiger 
Improviſation machen. Lange und eingehende Berathungen, harte Kämpfe 
gingen der Einigung voran. Erſt nachdem ſich die Gegenſätze, welche am 
Beginne jeder Debatte ſcharf aufeinander ſtießen, abgerieben und geglättet 
hatten, wurden die Grundſätze der Verfaſſung endgültig gefaßt. Keine 
Partei durfte über Unterdrückung klagen, jede mußte ſich zur Nachgiebigkeit 
bequemen. 

Ob der Entwurf den Abſichten der Regierung entſprach, bleibt ungewiß, 
da kein Vertreter der letzteren an den Sitzungen theilnahm. Daß aber 
dieſelbe auf die Geſinnungen, die Wünſche und Intereſſen der verſchiedenen 
Provinzen und Völkerſchaften große Rückſicht übte, lehren die Verhandlungen. 
Niemals hat der Volkswille in Oeſterreich einen ſo klaren und umfaſſenden 
Ausdruck gewonnen wie im Conſtitutionsausſchuſſe des Reichstags. Mochten 
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auch anfangs die Mitglieder deſſelben den Wahn hegen, daß ſie hier nur die 
engſten Parteiintereſſen zu vertreten hätten, ſo gewann doch im Laufe der 
Sitzungen eine beſſere Einſicht Raum, und wurde der einſeitige Parteiſtand⸗ 
punkt allmählich von den Erwägungen des allgemeinen Volkswohls zurückge⸗ 
drängt. Auf dem Boden ausgleichender Gerechtigkeit ſollte die Verfaſſung er⸗ 
richtet werden. Daher wurde der Reichstag in zwei Kammern getheilt, obſchon 
die öffentliche Meinung für das Einkammerſyſtem ſchwärmte; aus der gleichen 
Abſicht wurde jede Kammer auf einen anderen Grund geſtellt. Bei der Volks 
kammer galt einfach die Bevölkerungsziffer, doch wurde den größeren Städten 
eine beſondere Vertretung gegönnt. Daß in der Volkskammer die nichtdeut⸗ 
ſchen Stämme die Mehrheit beſitzen, ließ ſich nicht abwenden. Um die Ge— 
fahr einer Unterdrückung des deutſchen Elementes zu verhüten, wurde der 
Volkskammer die Länderkammer als Gegengewicht zugeſellt. In dieſelbe wählte 
jeder Landtag der 14 Provinzen je 6 Abgeordnete. Das gleiche Recht der 
kleinen mit den großen Provinzen kam weſentlich dem Deutſchthum zu Gute. 
Damit aber auch in den großen Provinzen mit gemiſchter Bevölkerung die 
nationalen Minoritäten der Vertretung nicht entbehrten, wurde ferner beſtimmt, 
daß in den Reichsländern mit mehreren Kreiſen auch dieſe je einen Abge- 
ordneten in die Länderkammer wählen. Bei der Abgrenzung der Kreiſe ſollte 
auf die Nationalität die möglichſte Rückſicht genommen werden. Das Kapitel 
von den Kreiſen, ihrer Verwaltung und Vertretung, erſt nach langen heftigen 
Verhandlungen feſtgeſtellt, bildet überhaupt den Glanzpunkt des Verfaſſungs⸗ 
entwurfes. Die ſchroffe Centraliſation fand im Ausſchuſſe keinen Anhänger. 
Führte doch der gleichzeitig verſammelte Reichstag faſt alltäglich die Verſchieden⸗ 
artigkeit der einzelnen Kronländer und die Nothwendigkeit, auf dieſelbe bei der 
Geſetzgebung Rückſicht zu nehmen, vor die Augen. Es gab aber unter den 
Gegnern der Centraliſation gar manche, welche nur gegen die Centraliſation 
des Reiches kämpften, um ſie in noch verſtärktem Grade auf die Provinzen 
und die Landtage zu übertragen. Dieſen Plänen wurde durch die Errichtung 
von Kreiſen in den größeren Provinzen und durch die Ausſtattung der Kreis 
verwaltung und Kreisvertretung mit wichtigen Rechten ein wirkſamer Riegel 
vorgeſchoben. Wäre der Verfaſſungsentwurf in das Leben getreten, ſo hätten 
unzweifelhaft die Kreistage gar bald eine große Rolle geſpielt und ſich der 
Reichsregierung und dem Reichstage gegen die politiſchen Uebergriffe der Land— 
tage hilfreich zur Seite geſtellt. 

Der Entwurf zeigte aber leider auch bedenkliche Mängel, welche auf ſeine 
Lebensfähigkeit verhängnißvoll wirkten. Von der großen und mächtigen Ariſto⸗ 
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kratie glaubte der Conſtitutionsausſchuß völlig abſehen, eine Verfaſſung ſchaffen 
zu können, in welcher dem durch Grundbeſitz, Einfluß am Hofe, im Heere und 
in den Regierungskreiſen hervorragenden Hochadel keine Stelle als berechtigter 
Factor eingeräumt werde. Das war ein grober Irrthum. Außer England 
gab es kein anderes Reich in Europa, das ſich eines auch in politiſcher Be— 
ziehung ſo lebensfähigen Adels erfreute wie Oeſterreich. Die Mitglieder des 
Ausſchuſſes fühlten auch die Gefahr für ihr Werk, wenn ſie den Widerſtand 
eines mächtigen, angeſehenen Standes durch Nichtachtung deſſelben heraufbe— 
ſchworen. Sie wagten aber nicht der öffentlichen Meinung, welche augen— 
blicklich dem Adel feindlich geſinnt war, und der Stimmung im Reichstage zu 
trotzen. Der Reichstag war unter dem Zeichen der Robotbefreiung gewählt. 
worden. Es zeichnet trefflich die Sachlage, daß der „conſtituirende“ Reichs- 
tag als ſeine wichtigſte Aufgabe die Löſung der „Robotfrage“ anſah, und ihr 
ſeine beſte und nahezu auch ſeine meiſte Zeit widmete. Im Reichstage ſaßen 
viele Bauern und noch mehr Bauernfreunde. Sie alle waren von der Un— 
gerechtigkeit der großen Grundherren gegen ihre früheren Unterthanen über— 
zeugt und erblickten noch jetzt in ihnen die gefährlichſten Feinde. Nimmer— 
mehr hätten ſie den vorwiegend adeligen Grundherren einen größeren Antheil 
an der geſetzgebenden Gewalt gegönnt. Sie peinigte die Furcht, daß jene die 
ihnen verliehene Macht zur Vernichtung der Bauernfreiheit mißbrauchen könnten. 
Bei dieſer Stimmung im Reichstage war es begreiflich, daß ſein Ausſchuß 
das Daſein eines ariſtokratiſchen Standes in Oeſterreich gänzlich ignorirte; 
weniger erklärlich erſcheint dagegen die Hoffnung des Ausſchuſſes, die von ihm 
geſchaffene Verfaſſung werde dann auch in Ungarn Anklang finden. Die unga— 
riſche Ariſtokratie iſt mit dem politiſchen Leben des Landes auf das engſte ver 
bunden, ihre Bedeutung hatte auch die Stürme der Revolution überdauert, 
ſie beſaß überdies verfaſſungsmäßige Rechte. 

Das Verhältniß Ungarns zu der im Kremſierer Reichstage entworfenen 
Conſtitution entbehrt überhaupt der Klarheit. Soll dieſelbe mit für Ungarn 
gelten oder bloß auf die im Reichstage vertretenen Provinzen beſchränkt ſein? 
In den erſten Monaten 1849 hegten nicht nur Hof und Miniſter, ſondern 
auch die Politiker des Reichstags die Meinung, daß die Sache Ungarns 
unwiederbringlich verloren ſei. Ein erobertes Land habe ſeine Rechte und Pri— 
vilegien verwirkt und müſſe ſich die Octroyirung einer Conſtitution gefallen laſſen. 
Palazky höhnte in einer Ausſchußſitzung die Magyaren; dieſe müßten es noch 
als ein Werk chriſtlicher Nächſtenliebe anſehen, wenn man die hier berathene 
Verfaſſung mit auf ihr Land übertrage. 
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Im Conſtitutionsausſchuſſe herrſchte die Anſicht, daß der Verfaſſungs— 
entwurf auch für Ungarn Geltung erlangen werde. Doch wagte er nicht, dieſes 
in dem Entwurfe ſelbſt offen auszuſprechen. Sein Mandat bezog ſich nur 
auf die eine Reichshälfte, und darum mußte auch die Geltung des Entwurfs 
auf die Hälfte Oeſterreichs beſchränkt bleiben. So war es alſo auch jetzt bei 
der Zweitheilung des Reiches geblieben. Dieſer Umſtand bot der Regierung 
einen guten Grund, ihre Gewaltmaßregeln gegen den Reichstag zu recht— 
fertigen. 

Unter den Motiven, welche die Nothwendigkeit ſeiner Auflöſung darlegen 
ſollten, wurde die Berathung der Verfaſſung „nur für einen Theil der Mon— 
archie“ zuerſt genannt, und die Verpflichtung der Regierung, eine Conſtitution 
für „das ganze Reich im Geſammtverbande“ zu ſchaffen, hervorgehoben. Doch 
beſtand darin keineswegs die Hauptſchuld des Reichstages. Er hatte ſein 
Schickſal durch den Ausgang der Berathungen über die Grundrechte beſiegelt. 
Die Verkündigung der religiöſen Freiheit, die Zurückweiſung der kirchlichen 
Anſprüche auf Herrſchaft weckten ihm die Feindſchaft der täglich im Anſehen 
ſteigenden geiſtlichen Würdenträger. Die wenn auch nur verſchämte Aner- 
kennung der Volksſouveränität verletzte und reizte das Machtgefühl der Re 
gierung, welches durch die militäriſchen Erfolge, insbeſondere durch den Sieg 
bei Kapolna, immer mehr ſich hob. Beſonders der letztere, wie die Ereigniſſe 
bald lehrten, nur ein unfruchtbarer Scheinſieg, brachte die Dinge zur Ent— 
ſcheidung. Die Revolution in Ungarn erſchien vollſtändig niedergeworfen, der 
Augenblick günſtig, ihr auch in dem übrigen Oeſterreich ein Ende zu machen. 
Als Ausfluß der Revolution galt aber in den höchſten Kreiſen der Reichstag, 
deſſen Auflöſung durch die veränderte Sachlage geboten war. 

Daß die vom Reichstage entworfene Conſtitution nicht ganz ſchlecht war, 
bewies die Rückſicht, welche die octroyirte Verfaſſung vom 4. März 1849 in 
vielen Punkten auf dieſelbe nahm. Nur verlieh ſie den einzelnen Beſtimmungen 
eine conſervative oder mehr eentraliſtiſche Farbe. Auch in der octroyirten Ver— 
faſſung beſtand der Reichstag aus einer Volks- und Länderkammer. Die Mit⸗ 
glieder der letzteren wurden von den Landtagen gewählt, je zwei aus der Mitte 
der Landtage, die anderen dagegen aus der Klaſſe der Höchſtbeſteuerten im 
Lande. Auf dieſe Art kam die hohe Ariſtokratie wieder zu politiſcher Bedeu⸗ 
tung, aber der einheitliche Charakter des Oberhauſes ging darüber verloren. 
Die Neigung, den Reichstagsentwurf in conſervativem und eentraliſtiſchem 
Sinne umzuändern, offenbart ſich an vielen Stellen, fo bei der Begrenzung 
des landtäglichen Wirkungskreiſes, bei der Feſtſtellung eines höheren Cenſus 
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der Wähler für das Unterhaus, bei der Umſchreibung der Regierungsgewalt.!) 
Das alles überraſchte nicht. 

Jedermann mußte nach dem offen angekündigten Bruche mit der Revo— 
lution eine große Beſchränkung der Volksrechte erwarten. Entſcheidend für 
den Werth der octroyirten Verfaſſung war doch weſentlich nur ein Punkt: 
In welches Verhältniß tritt Ungarn zu den übrigen Kronländern? Die Mes 
gierung hatte feierlich eine Verfaſſung für ganz Oeſterreich verkündet. Als 
Symbol der Einheit des Reiches wurde die Kaiſerkrönung in nahe Ausſicht 
geſtellt, als praktiſcher Anfang die Aufhebung der Zwiſchenzolllinien verfügt. 
Ja noch mehr. Große Landestheile wurden von Ungarn abgetrennt und ſelb— 
ſtändig geſetzt, auch von den Ungarn die Beſchickung des Wiener Reichstages 
verlangt. Die Regierung hatte die alte ungariſche Verfaſſung geſtürzt. Denn 
die Zuſage ($ 71): „Die Verfaſſung des Königreichs Ungarn wird aufrecht 
erhalten“, empfing durch den Nachſatz: „ſoweit ſie nicht der Reichsverfaſſung 
und dem Grundſatze der Gleichberechtigung der Nationalitäten widerſpricht“, 
ihren wahren Werth. Kürzer und richtiger hätte es gelautet: Die Verfaſſung 
iſt aufgehoben. Dennoch wagte die Regierung auch in ihrer größten Macht— 
fülle nicht, den letzten Schritt zu thun und den Einheitsſtaat feſt zu gründen. 
Sie ſchied auch jetzt wieder Ungarn von den übrigen Erbländern und ſchuf 
gewiſſermaßen einen engeren und weiteren Reichstag. Der $ 68 der octroyirten 
Verfaſſung ſtellte feſt, daß die ungariſchen Abgeordneten an den Verhand— 
lungen des Reichstages nicht theilnehmen, wenn Gegenſtände der Geſetzgebung 
an der Tagesordnung ſtehen, für welche Ungarn abweichende Einrichtungen 
beſitzt. In ſolchen Fällen bleibt der ungariſche Landtag competent. So be— 
hielt denn doch der letztere einen umfaſſenden Wirkungskreis, und ſchlüpfte der 
am Hauptportale ſchnöde zurückgewieſene Dualismus durch ein Hinterpförtchen 
in den Verfaſſungsbau. 

Zu einer Probe, ob die octroyirte Verfaſſung auch bei ſolchen Mängeln 
lebensfähig ſei, kam es bekanntlich nicht. Sie beſtand, wie ihre zwei Vor— 
gänger, nur auf dem Papier. Ehe noch der geringſte Schritt zu ihrer Aus— 

1) Eine ausführliche Kritik der octroyirten Verfaſſung im Verhältniſſe zum Conſtitu— 
tionsentwurfe des Reichstages habe ich in der Schrift: Oeſterreich nach der Revolu— 
tion, Leipzig 1849, geliefert. Abgeſehen von dem jugendlich überſchwänglichen Tone habe 
ich nichts Weſentliches von dem Inhalte jener Broſchüre zurückzunehmen, am wenigſten die 
beiden Grundgedanken: Verzicht auf die Oberherrſchaft in Deutſchland und Erwerb eines 
Machtkreiſes im Oſten. Die Forderung einer Föderativverfaſſung iſt allerdings durch die 
neueren Ereigniſſe, durch den erſt ſeitdem hell brennenden Nationalhaß unpraktiſch geworden. 
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führung geſchah, wurde ſie (31. December 1851) aufgehoben. Dieſes Schickſal 
theilten auch die Landesordnungen, welche im Laufe des Jahres 1850 verliehen 
wurden, obſchon dieſelben nach ihrer ganzen Natur gewiß nicht dem Liberalis⸗ 
mus Vorſchub leiſteten. Die Regierung hatte in denſelben dafür geſorgt, daß 
die conſervativen Intereſſen eine reiche Vertretung gewinnen und das liberale 
wie das nationale Element ſich in beſcheidenen Grenzen halte. So wurde 
z. B. in Böhmen der Landtag aus drei Gruppen zuſammengeſetzt, den Höchſt⸗ 
beſteuerten, zumeiſt Großgrundbeſitzern, 70, den Städten und Induſtrieorten 
71, der bäuerlichen Bevölkerung 79 Sitze eingeräumt.!) In den Landgemein⸗ 
gen hatte die damals noch liberale czechiſche Partei ihre Hauptſtärke, daher 
empfahl ſich eine Begünſtigung der conſervativeren Intereſſenkreiſe. Aehnlich 
verfuhr man in Mähren, wo die Höchſtbeſteuerten 30, die Städte 32, die 
Landgemeinden 30 Vertreter in den Landtag ſandten. (Nach der Februarver⸗ 
faſſung entfallen auf den Großgrundbeſitz 30, auf die Städte 37, auf die 
Landgemeinden 31 Abgeordnete.) Ganz anders lautete die galiziſche Landes- 
verfaſſung. Hier drohte die größte Oppoſition von dem polniſchen Adel, hier 
zählte die Regierung in der bäuerlichen, beſonders in der rutheniſchen Bevöl—⸗ 
kerung ihre treueſten Anhänger. Der letzteren wurde daher die Mehrheit im 
Landtage geſichert. Von 140 Sitzen fielen ihnen 77 zu. Noch immer war 
aber die Gefahr vorhanden, daß bei gemeinſamer Berathung die Bauern den 
Verführungskünſten der ſchlaueren Polen unterliegen würden. Um dieſer Ber 
ſuchung vorzubeugen, erhielt Galizien ſtatt eines Landtags drei ſelbſtändige, 
an verſchiedenen Orten (Krakau, Lemberg, Stanislau) tagende Landtagscurien. 
Nur in wenigen Fällen trat ein Centralausſchuß, zu welchem jede Curie gleich— 
viele Deputirte ſandte, zuſammen. 

Im Herbſte 1850 wurde die Provinzialverfaſſung für Galizien zum Ge— 
ſetze erhoben, nachdem ſchon früher die Ordnungen für die anderen nicht— 
ungariſchen Kronländer verkündigt worden waren. Am 31. December 1851 
machte ein kaiſerliches Patent allen Hoffnungen auf ein Verfaſſungsleben ein 
Ende. An die Stelle der Conſtitution trat folgendes Verſprechen: „Den Kreis 
behörden und Statthaltereien werden berathende Ausſchüſſe aus dem beſitzen— 
den Erbadel, dem großen und kleinen Grundbeſitze und der Induſtrie mit ge— 
höriger Bezeichnung der Objecte und des Umfanges ihrer Wirkſamkeit an die 


1) Die durch das Februarpatent 1861 eingeführte Landesordnung hielt im Weſentlichen 
an den Beſtimmungen der octroyirten Verfaſſung feſt. Sie verlieh dem Großgrundbeſitze 
gleichfalls 70, den Städten, Induſtrialorten ſund Handelskammern) 87, den Landgemeinden 
79 Stimmen. 
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Seite geſtellt.“ Aber auch dieſe Zuſage wurde raſch vergeſſen. Es kamen die 
Jubeljahre des Abſolutismus, es folgte die Zeit, in welcher als höchſtes Re— 
gierungsideal galt, die Macht des Staates auf die Bedrückung des Volkes 
zu gründen. 

Wer nach den Wurzeln des ſpäteren politiſchen Nothſtandes in Oeſter— 
reich ſpähet, wer namentlich die Quelle der ſtändigen Verfaſſungswirren ſucht, 
den verweiſen wir auf das Jahrzehnt des Abſolutismus. Hier findet er eine 
vollkommen ausreichende Erklärung für alle Hemmniſſe, welche ſeitdem einer 
ruhigen und ſtetigen Entwickelung des Staatsweſens ſich in den Weg ſtellten. 
Gewiß hatte die Regierung nach dem Zuſammenbruche der Revolution mit 
großen Schwierigkeiten zu kämpfen. Faſt die Hälfte des Reiches wurde nur 
durch Waffengewalt zur Ruhe verhalten und genoß ſtatt der Grundrechte einzig 
und allein das Standrecht. Auch in der anderen Hälfte gährte und kochte es 
und ſchien die ſogenannte Achtundvierziger Partei nur ihre Kräfte zu ſammeln, 
um demnächſt wieder thätig aufzutreten. Der Beamtenſtand war verwildert 
und ohne Anſehen, die früheren Grundherren grollten über die erlittenen Ein— 
bußen, die Bauern wurden nur mühſam durch wiederholte Zuſagen, daß ihre 
Errungenſchaften unangetaſtet bleiben ſollen, beſchwichtigt. Die Neuordnung 
der ganzen Adminiſtration und Juſtiz, nach Aufhebung der Patrimonialgerichte 
unerläßlich geworden, brachte geſteigerte Ausgaben, während die Einnahmen 
in bedenklichſter Weiſe ſich verringerten, das ganze Geldweſen in die ärgſte 
Verwirrung gerieth. Als ob dieſe Schwierigkeiten nicht genügten, fügte das 
Miniſterium ſelbſtwillig noch neue hinzu. Es ſtieß übermüthig die conſervativen 
Parteien zurück, es weckte ſich in allen Kreiſen und Ständen heftige Gegner, 
es zerſtörte mit gleichgültiger Miene heute die Einrichtungen, welche es geſtern 
ruhmredig aufgebaut hatte, es verſchwendete gedankenlos, wo es hätte be— 
dachtſam ſparen ſollen. Man kann nicht ſagen, daß Oeſterreich in den Jahren 
1850—1860 ſchlecht organiſirt wurde, es wurde einfach desorganiſirt. Standen 
auch viele Schwierigkeiten der Regierung im Wege, ſo gab ihr auf der anderen 
Seite die Machtfülle, welche ſie beſaß, freie Hand, zu ſchaffen, wenigſtens feſten 
Grund für einen dauernden politiſchen Bau zu legen. Auf groben Wider— 
ſtand wäre ſie nicht geſtoßen. 

Die Mehrzahl der Bevölkerung war müde und der ewigen politiſchen Auf— 
regung überdrüſſig geworden. Im Jahre 1850 herrſchte faſt in allen Pro— 
vinzen die conſervative Partei vor. Sie war geneigt, dem Miniſterium die 
größten Zugeſtändniſſe zu machen, ſie verdammte mit dieſem die liberalen 
Grundrechte, die übertriebenen nationalen Anſprüche und war von der Noth— 
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wendigkeit einer ſtarken Regierungsgewalt vollkommen überzeugt. Das Mini 
ſterium brauchte nicht zu fürchten, daß die Conſervativen allmählich nach links 
rücken und mit den Liberalen vereinigt den eben erſt abgeſchloſſenen Kampf 
wieder beginnen würden. Mit den Stürmern und Drängern, mit den Demo⸗ 
kraten und Radicalen hatten die Kriegsgerichte gründlich aufgeräumt. Selbſt 
die gemäßigten Liberalen gaben ihre Sache für lange, lange Zeit verloren und 
ſtanden in dumpfer Reſignation bei Seite. Größere Gefahr hätte der Wider— 
ſtand der nationalen Parteien gebracht. Aber auch dieſe waren damals völlig 
machtlos und kleingläubig geworden. Die Wiedereinſetzung des Bundestages 
brach den deutſchen Einheitsbeſtrebungen die Spitze ab und drängte das Natio— 
nalgefühl aus den politiſchen Bahnen heraus. Die Deutſchöſterreicher, von 
denen überdies ein beträchtlicher Theil der conſervativen Partei anhing, dachten 
nicht mehr daran, durch Vertretung nationaler Ideen die Organiſation des 
Kaiſerſtaates zu ſtören. In Bezug auf Ungarn laſſen vertrauliche Aeußerungen 
magyariſcher Politiker, wie Eötvös, Szalay, die verzweifelte Stimmung, welche 
im Anfange der fünfziger Jahre im Lande herrſchte, erkennen. An die Mög⸗ 
lichkeit der Wiederherſtellung der alten Conſtitution glaubte damals Niemand. 
Selbſt die Emigration, welche bekanntlich ſtets in Hoffnungsſeligkeit ſich ergeht, 
klammerte ſich an phantaſtiſche Völkerverbindungen, innerhalb deren Kreiſen 
auch die magyariſche Nation Unterkunft finden ſollte. Die Patrioten beſorgten, 
daß die Regierung, nachdem bereits Koſſuth in die überlieferte Verfaſſung 
Breſche geſchoſſen, die letztere zwar wieder zur Geltung bringen, aber alle ihr 
widerſtrebenden Beſtimmungen, insbeſondere was die Armee und die Finanz— 
verwaltung betrifft, ſtreichen werde. Bei der Verzagtheit des Volkes und ſeinem 
unleugbaren Ruhebedürfniß erſchien es wahrſcheinlich, daß eine Organiſation, 
welche die Ueberlieferungen ſchonte, den Sitten und Gebräuchen ſich wenigſtens 
äußerlich anſchmiegte, dem Landtage ſeine alten Formen und einen Theil ſeiner 
Jurisdiction beließ, auf keinen nachhaltigen Widerſtand ſtoßen würde. Unter 
dem Eindrucke der jüngſten Ereigniſſe waren die Aengſtlichen, die Revolutions— 
ſcheuen, wenn nicht an Zahl, doch an Einfluß ſtärker gewachſen, als die be— 
geiſterten Anhänger der Verfaſſung von 1848. Im Anſchluß an jene gebot 
die Regierung über ſtattliche Kräfte. 

Auch die Oppoſition der ſlawiſchen Stämme verſtummte im Anfange der 
fünfziger Jahre. Die Serben und Kroaten lebten eigentlich nur von der 
Gnade der Regierung und waren ſchon durch ihren Magyarenhaß an die 
Regierung gekettet. Die Polen fingen bald wieder an, ſich zu verſchwören, 
der beſte Beweis für ihre Ohnmacht. Gegen die Ruthenen mußte man Ge— 
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walt brauchen, um ſie von ihrer Anhänglichkeit an die Regierung abzubringen. 
Die Slowenen lebten noch großentheils im Paradieſe nationaler Unſchuld und 
ahnten nicht, zu welchen Anſprüchen ſie berechtigt ſind. Vollends die Czechen 
zeigten große Entmuthigung. Den gefährlichſten Mann unter denſelben, Karl 
Havliczek, in welchem der Haß gegen die Deutſchen nicht die politiſch und be 
ſonders kirchlich liberale Geſinnung unterdrückt hatte, machte die Regierung 
bald mundtodt. Gar manche Mitglieder der ehemaligen Reichtagsrechten traten 
in den Staatsdienſt oder nahmen Begünſtigungen des Miniſteriums dankbar 
an. Die wenigen Parteimänner, welche unabhängig geſtellt waren, zogen ſich 
in das Privatleben zurück, mit geringer Hoffnung, daß jemals noch ihre Zeit 
wieder kommen werde. Zwei an ſich unbedeutende Thatſachen zeichnen am 
beſten die veränderte Stimmung. Palazky, in allen Verfaſſungsfragen der 0 
ſchroffſte Revolutionär, ſaß neben dem berüchtigten Polizeidirector Sacher-Maſoch 
einträchtig am Vorſtandstiſche des böhmiſchen Muſeums. Rieger, welcher 
während einer Reiſe in Paris mit polniſchen und magyariſchen Emigranten 
in flüchtige Berührung gekommen war, wagte die Rückkehr nach Prag erſt, 
nachdem er ſich bei den Miniſtern Schwarzenberg und Bach gerechtfertigt hatte. 
Er trug ſich mit dem Gedanken, die politiſche Laufbahn mit einer wiſſenſchaft— 
lichen zu vertauſchen, und bat um die Erlaubniß, als Privatdocent an der 
Univerſität Vorleſungen halten zu dürfen. 

Kein ſachliches Hinderniß ſtellte ſich der Organiſation des Staates ent— 
gegen. Daß dieſelbe der parlamentariſchen Regierungsform huldigen werde, 
hoffte kein Einſichtiger, verlangten damals nicht einmal die weiteren Volks— 
kreiſe; wohl aber durfte man von der Klugheit des Miniſteriums erwarten, 
daß es nicht bei der einfachen Verneinung beharren, nicht das politiſche Denken 
und Handeln ausſchließlich den Kanzleien auftragen werde. Seufzend be— 
kannten die einen, zuverſichtlich verſicherten die anderen, daß die Einführung 
eines größeren Maßes der Selbſtverwaltung bei den Gemeinden, die Bildung 
der Landtage auf der Grundlage der Intereſſenvertretung, welchen insbeſondere 
die Förderung der wirthſchaftlichen Verhältniſſe in den Provinzen anvertraut 
würde, und endlich die Zuweiſung der Finanzcontrole an einen ſtändigen Reichs— 
rath von der Maſſe der Bevölkerung mit dankbarem Sinne wäre begrüßt worden. 
An privaten, ſelbſt an öffentlichen Mahnungen, in dieſer Weiſe vorzugehen, 
fehlte es nicht. Ob die Schläge, welche die Macht Oeſterreichs in den folgen— 
den Jahren empfing, wären abgewendet worden, ſteht dahin. Gewiß hätten 
aber die inneren Zuſtände keine ſo furchtbare Zerrüttung erfahren, wären die 
Provinzen nicht ſo vollſtändig einander entfremdet worden, hätte insbeſondere 
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der Haß der Nationalitäten nicht eine ſo reiche Nahrung erhalten. Wenn die 
beſcheidenen Wünſche der Conſervativen, die Hoffnungen weiter Kreiſe nicht in 
Erfüllung gingen, die Organiſation des Staates bald und für lange Zeit in 
Stocken gerieth, ſo trugen die Schuld daran nicht ſachliche Schwierigkeiten, 
ſondern perſönliche Verhältniſſe. 

Zwei Männer beſtimmten das Schickſal Oeſterreichs nach der Revolution: 
Fürſt Felix Schwarzenberg und Alexander Bach. Als Fürſt Schwarzenberg 
am 24. November 1848 das Miniſterium des Aeußeren und mit dieſem die 
Hauptleitung der Saatsgeſchäfte übernahm, ſtand er noch in den beſten Jahren. 
Aber ſeine Körperkräfte waren bereits ſeit längerer Zeit bedenklich erſchüttert. 
Die gewöhnlichen Lebensgenüſſe lockten ihn nicht mehr, eine ruhig geregelte 
Thätigkeit erſchien ihm als unleidlicher Zwang. Um ihn aus ſeiner Gleich⸗ 
gültigkeit zu reißen, dazu bedurfte er allmählich ſtarker Reizmittel. Nur wenn 
es den höchſten Einſatz galt, flammte ſeine beinahe ſchon erloſchene Leidenſchaft 
wieder auf, nur wenn er den kühnſten Wurf machen durfte, belebte ſich ſeine 
Natur. Ohne die Revolution wäre er auf ſeinem Poſten in Neapel wahr⸗ 
ſcheinlich vor langer Weile geſtorben. Die Revolution gab ihm die Kräfte 
zurück. Nun gewann das Leben wieder Werth. Er konnte täglich mit der 
Gefahr ſpielen, inmitten einer aufgeregten Umgebung kühle Ruhe zeigen, an 
ſcheinbar unmöglichen Aufgaben ſein Glück verſuchen. Seine erſte bedeutende 
That im Revolutionsjahre war, daß er im Namen der Armee ein Veto bei 
dem Hofe und Miniſterium gegen die gerade im Zuge befindlichen Friedens- 
verhandlungen einlegte. Seine zweite charakteriſtiſche That vollführte er am 
1. November 1848. Der Reichstag, obſchon in ſeinem Beſtande durch die 
Flucht zahlreicher Abgeordneten arg geſchwächt, und von dem Kaiſer bereits am 
22. October vertagt, blieb dennoch in Wien unter Smolka's Vorſitz verſam⸗ 
melt. Seine Gegenwart brachte die militäriſchen Machthaber immerhin in 
einige Verlegenheit. Waren auch ſeine Beſchlüſſe nicht mehr rechtskräftig, ſo 
konnten ſie doch möglicher Weiſe in den aufgeregten Provinzen und unter den 
mißtrauiſchen Bauern Unruhen verbreiten. Fürſt Schwarzenberg, der ſich der 
Armee ſeines Schwagers, des Fürſten Windiſchgrätz, angeſchloſſen hatte, machte 
der Verlegenheit ein raſches Ende. Er befahl dem Portier des Reichstages 
das Thor zu ſchließen und keinen Menſchen in das Haus zu laſſen. Dieſe 
Thaten ließen erwarten, daß das Miniſterium, an deſſen Spitze Fürſt Schwar⸗ 
zenberg trat, die Regierung mit ſtarker Hand führen werde. Die nächſtfolgen⸗ 
den Ereigniſſe beſtätigten vollauf die Erwartung. Er räumte raſch alle Hin⸗ 
derniſſe eines abſoluten Willens hinweg, jagte den Reichstag auseinander, hob 
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die Verfaſſung auf. Denn in dieſen Einrichtungen erblickte er eine Schwächung 
des Staates. Oeſterreich, welches im Jahre 1848 in allen Fugen wankte, 
einem ſteuerloſen Wrack glich und bei den anderen Staaten beinahe nur Mit— 
leid erregte, ſollte wieder groß und gewaltig daſtehen. Je ſchwieriger die Auf— 
gabe, deſto lockender für ihn. Als zünftiger Diplomat, welcher ſich niemals 
um die innere Politik gekümmert, ſein Vaterland ſeit Jahrzehnten immer nur 
flüchtig geſehen hatte, erblickte er die Kraft und Größe Oeſterreichs in ſeiner 
äußeren Machtſtellung. Es galt, für Oeſterreich im europäiſchen Staatenver— 
eine die angeſehenſte Stellung zu gewinnen, ſeinen beherrſchenden Einfluß auf 
den weiteſten Raum auszudehnen. Das Trugbild des „Sechzigmillionenſtaates“, 
aus Oeſterreich und Deutſchland zuſammengeſetzt, in welchem die Regierung 
des Kaiſerſtaates die entſcheidende Rolle übernimmt, packte ſeine Phantaſie. 
Dieſem Traume opferte er alle Intereſſen. Die innere Organiſation des 
Staates kümmerte ihn nur ſoweit, als ſie ihm die Mittel für ſeine kühn aus⸗ 
greifende Politik bieten mußte, alſo Geld und Soldaten. Wie hätte auch ein 
Staatsmann, welcher fremde Mächte unbedingt unter ſeinen Willen beugen 
wollte und jeden Widerſtand gegen den letzteren mit rückſichtsloſer Feindſelig⸗ 
keit beantwortete, Einrichtungen geduldet, deren Ausbildung ihn vielleicht ge— 
zwungen hätte, ſeine Pläne auf das praktiſche Maß einzuſchränken. Mehr 
noch als ſeine Ziele, ſetzten die Wege, welche er zu ihrer Erreichung einſchlug, 
ein abſolutes Regiment voraus. Dazu kam noch, daß Fürſt Schwarzenberg 
einen ſtark ausgeprägten Militärſtolz beſaß. Er hieß mit Recht der Armee— 
diplomat. Nun hatten es leider die Verhältniſſe ſo gefügt, daß die Armee 
Oeſterreich als ein neuerobertes Land betrachtete und in den Völkern hals— 
ſtarrige Feinde der Ordnung wähnte, welche nur durch Gewalt zum Gehorſam 
verhalten werden können. Von dieſer Seite war alſo die Gewährung auch 
der geringſten Volksrechte nicht zu hoffen. Anders verhielt es ſich mit dem 
zweiten leitenden Miniſter, mit Alexander Bach. Dieſer war keineswegs 
wie Fürſt Schwarzenberg grundſätzlich gegen die Verleihung einzelner, allerdings 
beſchränkter Verfaſſungsrechte geſtimmt. Es war keineswegs Heuchelei, wenn 
er in den erſten Jahren ſeines Regiments faſt überhaſtig ein organiſches Geſetz 
nach dem anderen erließ und die Landtagsordnungen herausgab. Seine keines— 
wegs geringe politiſche Einſicht ſagte ihm, daß der Staat durch dieſe Einrich— 
tungen an Kraft und innerer Stärke gewinnen werde. Aber freilich, ſobald 
er glaubte, daß die Einführung ſelbſt nur einer beſchränkten Verfaſſung ſeine 
perſönliche Stellung bedrohe, lenkte er um. Und darin irrte er nicht. Jedes 
Zugeſtändniß an die Selbſtthätigkeit des Volkes hätte den e die 
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Ariſtokratie in den Vordergrund gebracht. Dieſe aber verfolgte den Miniſter 
Bach mit dem grimmigſten Haſſe. Der deutſche und ſlawiſche Hochadel konnte 
es ihm nicht vergeſſen, daß er durch die Revolution emporgekommen war. Sie 
erkannten in ihm ferner den Hauptſchädiger ihrer materiellen Intereſſen. Bach 
hatte mit richtigem Takte daran feſtgehalten, daß trotz des Syſtemwechſels die 
Befreiung des Bauernſtandes von den Grundlaſten, die Haupterrungenſchaft 
der Revolution, aufrecht bleibe. Die ungariſchen Ariſtokraten wieder erinnerten 
ſich nur zu deutlich, daß es Bach geweſen war, welcher im September 1848 
die pragmatiſche Sanction am eifrigſten vertheidigt, die Sonderſtellung Ungarns 
am ſchärfſten angegriffen hatte. Wagten die altadeligen Herren auch nicht, den 
Miniſter öffentlich zu beſchimpfen, wie ſie es dem wehrloſen Pillersdorf gegen⸗ 
über thaten, ſo ſuchten ſie ihn doch auf jede erdenkliche Art zu ärgern und ihm 
ihre Geringſchätzung zu beweiſen. Sie erfanden oder übertrieben alle Züge der 
Eitelkeit, welche dem Miniſter angeblich anhafteten, ſie ſchilderten mit Schaden⸗ 
freude ſeine Verlegenheiten und waren fortwährend bemüht, den ganz nahen 
Sturz Bach's anzukündigen. In Bach's Seele kämpfte die politiſche Einſicht 
mit dem Selbſterhaltungstriebe. Nach menſchlicher Gewohnheit ſiegte der 
letztere. Statt den Gegnern den Boden zu bereiten, von welchem aus ſie 
ihn angreifen konnten, zog er vor, ihnen den Boden unter den Füßen weg⸗ 
zuziehen. Schließlich fand er es auch bequemer, ohne Einmiſchung vorlauter 
und rechthaberiſcher Volksvertreter zu regieren, ſich nicht durch organiſche Ge— 
ſetze zu binden, ſondern ſeinen Willen von Fall zu Fall, wie es gerade paßte, 
kundzugeben. 

Die Folgen des vieljährigen abſoluten Regiments zeigten ſich lange be— 
vor daſſelbe zu Ende ging. Die politiſchen Parteien, kaum erſt in der Bildung 
begriffen, brachen in ſich zuſammen. Die berechtigte Hoffnung, daß die poli— 
tiſchen Parteien die nationalen durchkreuzen und auf dieſe Art die ſchroffe 
Sonderſtellung der letzteren brechen würden, wurde für immer begraben. Da⸗ 
gegen lebten die nationalen Gegenſätze in früher unerhörter Schärfe auf, ſchoß 
der gegenſeitige Haß der Stämme, die Entfremdung der Provinzen, die ſtumpfe 
Gleichgültigkeit gegen das Wohl des Staatsganzen in die üppigſte Saat. 

Gegen das Ende der Revolution hatte eine harte politiſche Schule die 
nationalen Parteien gegenſeitige Duldſamkeit gelehrt, den Neid und die Eifer— 
ſucht großentheils gebannt, Vertrauen an ihre Stelle geſetzt. Je höher 
die Führer der nationalen Parteien den Werth verfaſſungsmäßiger Rechte 
ſchätzen lernten, deſto williger verzichteten ſie auf Sonderprivilegien in kleinen 
Kreiſen. Die nichtdeutſchen Abgeordneten zum Reichstage gaben thatſächlich 


Die Verfaſſungskämpfe von 184S—1884. XIX 


den Gebrauch der deutſchen Sprache in dem öffentlichen Staatsleben zu und 
geſtanden, daß in Oeſterreich jeder Gebildete deutſch ſpreche. Czechiſche Wort— 
führer verſicherten, daß von nun an ihre Stammgenoſſen noch viel eifriger als 
früher Deutſch lernen werden. Das Jahrzehnt des Abſolutismus verkehrte dieſe 
verſöhnliche Geſinnung wieder in grimmigen Haß. Von aller Theilnahme 
am politiſchen Leben ausgeſchloſſen, zogen ſich die Stämme in die nationalen 
Schlupfwinkel zurück, erbittert über die Zurücknahme der ihnen bereits ge— 
währten Zugeſtändniſſe, und entſchloſſen, fortan nur die engſten nationalen 
Intereſſen zur Richtſchnur des Handelns zu nehmen. Die nationale Agitation 
im Revolutionsjahre war verhältnißmäßig harmlos und unſchädlich gegen die 
Leidenſchaftlichkeit und die Schärfe, mit welcher von nun an die weitgehendſten 
Forderungen, alle mit dem Namen gewaltſam entzogener, unveräußerlicher 
Rechte bekleidet, aufgeſtellt wurden. Gerade die nothgedrungene Heimlichkeit der 
Bewegung gab ihr gute Nahrung. Gleich einem Freimaurerbunde ſtanden die 
Geſinnungsgenoſſen in den einzelnen Provinzen feſt zu einander. Jeder kannte 
den andern, jeder fand bei dem andern Unterſtützung; ſtreng abgeſperrt nach 
außen, bildeten ſie unter ſich eine durchaus einige Verbrüderung, auf gemein⸗ 
ſamen Haß und Trotz geſtützt. 

Das ſchlimmſte Loos traf den deutſchen Stamm. Das Syſtem des ab— 
ſoluten Centralismus brauchte tauſende von deutſch ſchreibenden Beamten. Nur 
eine Minderzahl derſelben gehörte der deutſchen Nationalität. Die Mehrzahl 
mißhandelte die deutſche Sprache in geradezu unerhörter Weiſe. Die nicht- 
deutſchen Völker unterſchieden nicht genau. Ihnen galten alle dieſe Menſchen 
als „Schwaben“, als Vertreter der deutſchen Nationalität. Sie übertrugen 
den Haß auf die Deutſchen überhaupt und glaubten ſich zu demſelben durch 
die Unterdrückung, welche ſie von deutſch radebrechenden Beamten erduldet 
hatten, doppelt berechtigt. Wo Deutſche mit Nichtdeutſchen in einer Provinz 
zuſammen lebten, entdeckten jene gar bald die ſteigende Abneigung. Alle Natio— 
nalitäten einigten ſich in der Feindſchaft gegen die Deutſchen und ſahen in 
ihnen die ſchlimmſten Gegner. Das war die Hauptfrucht der zehnjährigen 
Herrſchaft des Abſolutismus. 

In den erſten Jahren der Reaction hielt die ſtrenge und ſtramme Regie— 
rung die Zungen gefeſſelt, in der letzten Zeit wandelte ſich der Grimm bei— 
nahe in Verachtung. Hatten anfangs nur die Liberalen geſeufzt: Wie lange wird 
wohl der Abſolutismus noch herrſchen, ſo reichten ſich zuletzt Conſervative und 
Liberale, der Hochadel und die Bürger, die nationalen Führer freudig die Hände 
und raunten vergnügt einander zu: Das „Syſtem“ kann ſich nicht mehr lange 
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halten. Der Orientkrieg führte die Kriſis herbei. Im Laufe deſſelben zeigte 
ſich allen Blicken ganz deutlich die Schwäche der Regierung, der grelle Wider⸗ 
ſpruch zwiſchen Wollen und Können, die vollkommene Unfähigkeit, ſich feſte 
Ziele zu ſetzen und eine beſtimmte Richtung einzuſchlagen. Die Begehrlich⸗ 
keit des Staatsmannes, welcher nach Schwarzenberg's Tode die Leitung der 
äußeren Politik übernommen hatte, des Grafen Buol⸗Schauenſtein, mar aller 
dings groß. Er hätte ſich den Weſtmächten im Kriege gegen Rußland gern 
angeſchloſſen, verlangte aber nicht von dieſen, ſondern von Deutſchland Siche⸗ 
rung gegen mögliche Kriegsunfälle. Auch der mächtigſte deutſche König ſollte 
für Oeſterreichs Orientintereſſen ſich opfern, zum Danke dafür die wenig glimpf⸗ 
liche Behandlung am Bundestage ſich fernerhin gefallen laſſen. Das Mini⸗ 
ſterium wollte die dominirende Macht in Deutſchland bleiben, die vorherr⸗ 
ſchende im Oriente werden. Eine ſolche hachfahrende Politik verlangte eine 
ganz andere Kraftentfaltung als Oeſterreich augenblicklich zu leiſten vermochte. 
So blieb es denn bei einzelnen kriegeriſchen Demonſtrationen, welche Rußland 
beleidigten, bei der Pforte Mißtrauen weckten, von den Weſtmächten argwöhniſch 
beobachtet wurden. 

Die gebildeten Klaſſen der Bevölkerung, durch die lange Noth feinhörig 
geworden, merkten gar bald die ſchwankende, widerſpruchsvolle Haltung der 
Regierung. Zum erſten Male empfingen ſie Zeichen, daß es auch mit der 
Einheit der leitenden Kreiſe nicht zum beſten beſtellt ſei. Während in dem 
einen Miniſterialbüreau Rüſtungspläne ausgearbeitet wurden, erging ſich die 
andere Miniſterkanzlei in begeiſtertem Lobe des großen Zaren. Manches mag 
wohl in den Erzählungen von dem lärmenden Treiben der Ruſſenfreunde über⸗ 
trieben geweſen ſein. Immerhin ſtand die Thatſache feſt, daß in Wien eine 
ruſſiſche und antiruſſiſche Partei gegen einander kämpften und in den entſchei⸗ 
denden Kreiſen ſtärkere Reibungen ſtattfanden. Die Regierung verlor ihre 
Energie und ihre Feſtigkeit. Seit dem Jahre 1857 konnte man an mannig⸗ 
fachen Zeichen das Vorhandenſein verſchiedener Strömungen erkennen. Heute 
wurden der öffentlichen Meinung kleine Zugeſtändniſſe gemacht, morgen wieder 
das Beharren bei dem alten Syſtem überlaut, um durch den ſtarken Ton den 
eigenen Zweifel zu bannen, verkündigt. Wohl mahnte die Lage der Dinge zu 
einer vollkommenen Umkehr. Als die Rechnung über den Orientkrieg geſchloſſen 
wurde, kam folgende Summe heraus: ein ganz unhaltbarer Finanzſtand, der 
Verluſt vieler tauſend Soldaten, die in den Militärhoſpitälern in Galizien ge⸗ 
ſtorben waren, eine geſteigerte Iſolirtheit unter den europäiſchen Mächten. 

Wie konnten aber die Männer, welche viele Jahre lang die Weisheit ihrer 
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Regierungsgrundſätze vertheidigt, ihre Ueberzeugung von deren heilbringender 
Wirkung oft mit Gewalt durchgeſetzt hatten, nun auf einmal die Thorheit 
ihres Handelns eingeſtehen, ſich ſelbſt als Staatsverderber verdammen? Die 
Bevölkerung ſah ein, daß die Regierung nicht freiwillig eine gründliche Aende— 
rung der inneren Politik in das Leben rufen könne. Sie hielt nur an einem 
Hoffnungsſtrahl feſt: „Es muß das Reich ein großes Unglück treffen, dann 
wird es beſſer werden.“ Das Unglück kam über Nacht in einer ſchreckenerre— 
genden Größe. Der ſchlecht vorbereitete, leichtfertig eingeleitete und jämmer⸗ 
lich durchgeführte italieniſche Krieg 1859 warf Miniſterium und „Syſtem“ 
über den Haufen und ließ von dem ganzen künſtlichen Regierungsbau nur 
einzelne riſſige Pfeiler zurück. Einen ſo entſetzlichen Schlag hatten ſelbſt die 
heftigſten Gegner der Regierung nicht erwartet. Zur Tüchtigkeit des Heeres 
hegten alle Kreiſe das größte Vertrauen. War ja doch der größte Theil des 
Budgets auf daſſelbe verwendet worden. Daß die Militärverwaltung, insbe⸗ 
ſondere das militäriſche Bauweſen die größten Summen verſchlungen, davon 
beſaßen nur wenige eine Ahnung. Wurde auch die Armee nicht überall ge— 
liebt, ſo doch geachtet und gefürchtet. Und nun reichten wenige Wochen hin, 
um ſie in Trümmer zu ſchlagen, das Reich kampfunfähig zu machen. Wie 
arg mußten die im Heere eingewurzelten Gebrechen ſein, wenn der oberſte 
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ſie förmlich zu brandmarken. Die Commandanten verſtanden nicht das Ge— 
fecht zu leiten, ließen die armen Soldaten in paſſivem Vertheidigungskampfe 
ſich verbluten. Sie blieben ſtehen, wohin ſie die allgemeine Dispoſition am 
Morgen des Schlachttages geſendet hatte, und überließen gemüthlich dem Feinde 
die Mühe der freien Bewegung. Sie hatten keinen Begriff vom richtigen 
Gebrauche der Artillerie, keine Ahnung, daß es nothwendig ſei auch für Re— 
ſervetruppen, Reſervemunition und Verpflegung der Soldaten zu ſorgen. Sie 
waren taub für den Ruf der Kanonen, und konnten mit einem Wort als 
Muſter eines braven Unterthanen im abſolut regierten Staate gelten, welcher 
nichts thut, als was ihm unmittelbar befohlen wird. Kein Wunder, daß die 
Unfähigkeit der Führer im Verhalten der Soldaten ſich wiederſpiegelte. Hatten 
jene den Kopf, ſo dieſe nur zu häufig das Herz verloren. „Eine Unzahl von 
Traineurs verließ, ohne verwundet zu ſein, die Reihen, um ordnungslos, 
mitunter viele Stunden lang, zurückzueilen.“ Damit auch der Humor nicht 
fehle, wurde die Feigheit in kindliche Pietät maskirt. Einen verwundeten Offi— 
zier begleiteten ganze Schaaren von Soldaten zurück, um ihn auf den Vere 
bandplatz, ſich ſelbſt aber in Sicherheit vor den feindlichen Kugeln zu bringen. 
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Man möchte kaum glauben, daß erſt 25 Jahre ſeit jenen unſeligen Tagen 
vergangen ſind. So ſehr haben ſpätere Ereigniſſe die unmittelbare Erinne⸗ 
rung daran verblaßt. Man müßte ſich eigentlich über dieſes raſche Vergeſſen 
freuen. Denn es zeugt nicht allein von großer Friſche und Leichtlebigkeit der 
Bevölkerung, ſondern auch von einer gewaltigen Schnellkraft des Staates. 
Wenn nur nicht einzelne Urſachen, welche jenes Verhängniß herbeigeführt, auch 
ſpäter noch wiederkehrten! 

Was nun? Dieſe Frage wurde auf tauſend Lippen laut. Die bisher 
herrſchende Regierungsweiſe konnte nicht einfach fortgeſetzt werden. Die con- 
ſervativſten Männer, fogar die Anhänger und Vertreter des Abſolutismus hielten 
derſelben Leichenreden. Im verſtärkten Reichsrath zeigte Graf Heinrich 
Clam-Martinitz, ſelbſt ein Schoßkind der Reaction, der früheren Regie— 
rung folgendes Spiegelbild: „Die Steigerung der Steuern betrug in dem 
kurzen Zeitraume von 12 Jahren beiläufig 143 Procent bei den directen und 
nur 120 Procent bei den indirecten Steuern.“ „Die zehnjährige Finanz⸗ 
periode hat um ungefähr 800 Millionen mehr an Steuern erhoben als das 
vorhergehende Decennium; ſie hat die Schuldenlaſt des Staates um mehr als 
1300 Millionen vermehrt und das Staatsvermögen um mehr als 100 Millionen 
vermindert.“ Die ſchlimmſte Nachrede hielt der gefallenen Regierung ein Mann, 
welcher Jahre lang eifrig bemüht geweſen, ihre Grundſätze in der ſchroffſten 
Weiſe zur Geltung zu bringen, der Freiherr von Geringer. „Iſt denn 
überhaupt in den letzten zwölf Jahren irgend ein Syſtem vollſtändig zur Gel 
tung gekommen, hat ſich nur eines conſolidiren können, iſt nicht fortwährend 
in die Regierung gedrungen worden, heute niederzureißen, was ſie geſtern mit 
Aufwand von Zeit, Kräften und Geld aufgebaut hatte, als handelte es ſich 
um eitle Häuſer der Laune?“ 

Mehrere Monate brauchten die regierenden Kreiſe und die Bevölkerung, 
um die Erſtarrung, in welche ſie der Ausgang des Krieges und das entſetz— 
liche Nachſpiel vor dem Strafgericht in Wien verſetzt hatte, zu bannen. Zuerſt 
ermannten ſich die Vertrauensmänner der Krone und die Leiter der Staats⸗ 
verwaltung. Die Völkerſchaften warteten äußerlich ruhig den weiteren Verlauf der 
Dinge ab. Denn leider war bei den meiſten von ihnen der Sinn für das Wohl 
des Geſammtſtaates durch die zehnjährige harte Behandlung ſehr abgeſtumpft 
worden. Nur wenn die engeren Intereſſen der Provinz und der Nationalität in 
Frage ſtanden, flammten ſie auf und erhoben ſich zu einer regen, ſogar leidenſchaft— 
lichen Thätigkeit. An Verhandlungen über Verfaſſungsfragen war aber vorläufig 
nicht zu denken. Zunächſt mußten die zerrütteten Finanzen geregelt werden. 
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Man muß dem abſoluten Regiment die Gerechtigkeit widerfahren laſſen, 
daß während ſeiner Dauer der Wohlſtand des Volkes nicht gelitten hatte. Im 
Gegentheile konnte man in mannigfachen Kreiſen eine Hebung deſſelben wahr— 
nehmen. Die Aufhebung der Frohnden hatte eine beſſere Bewirthſchaftung 
des Bodens zur Folge, die Einführung der Gewerbefreiheit verbeſſerte die Lage 
des Bürgerſtandes. Der Reichthum einzelner Volksklaſſen kam aber den öffent— 
lichen Finanzen wenig zu Gute. „Es iſt merkwürdig“, äußerte damals naiv 
aber richtig eine hochgeſtellte Perſönlichkeit: „in Preußen iſt das Land arm, 
aber der Staat hat immer Geld; in Oeſterreich ſind die Leute reich, aber der 
Staat ſteckt immer tief in Schulden.“ Die Ausgaben überſtiegen Jahr für 
Jahr die Summe der Einnahmen. Die letzteren ließen ſich aber bei dem 
ſchlecht geregelten Steuerweſen nicht füglich ſteigern. Namentlich war der 
öffentliche Credit in bedenklichſter Weiſe geſunken. Die heimliche Vermehrung 
der Nationalanleihe um 111 Millionen Gulden hatte natürlich die Geldkreiſe 
mit dem größten Mißtrauen erfüllt und ihren Glauben an eine gute Finanz— 
wirthſchaft arg erſchüttert. Dieſes Mißtrauen mußte zuerſt gebannt werden, 
ſollten nicht die materiellen Grundlagen der ſtaatlichen Ordnung allmählich 
zuſammenbrechen. Die maßgebenden Kreiſe beſchloſſen daher, von dem Wege 
des Abſolutismus abzulenken. Vertrauensmänner ſollten von nun an den 
Staatshaushalt prüfen und in wichtigeren Fällen der Geſetzgebung Rath er— 
theilen. Der verſtärkte Reichsrath trat durch das Patent vom 5. März 
1860 in das Leben. 

Er war nur eine Wiedererweckung eines älteren Inſtitutes. Im April 
1851 hatte man bereits einen Reichsrath, dem Miniſterium nebengeordnet, 
eingeführt, welcher in allen Fragen der Geſetzgebung gehört und deſſen Zu— 
ſtimmung bei jedem Geſetze kundgegeben werden ſollte. Aber ſchon nach vier 
Monaten wurde ihm ſein ſelbſtändiger Wirkungskreis wieder genommen und, 
daß er ein unter Umſtänden vielleicht nützliches, aber durchaus entbehrliches 
Inſtitut ſei, erklärt. Seitdem war er völlig verſchollen, bis die arge Noth der 
Zeit die Aufmerkſamkeit wieder auf ihn lenkte. Eine Anknüpfung an ſchon 
vorhandene Einrichtungen erſchien mit Recht durch das Intereſſe der ſtaat— 
lichen Autorität geboten. Der verſtärkte Reichsrath ſetzte ſich aus den noch 
vorhandenen ſtändigen und ferner aus außerordentlichen Mitgliedern zuſammen. 
Die letzteren ſollten wenigſtens zum Theile (denn die Krone behielt ſich das 
Recht vor, auch Erzherzöge, Biſchöfe und verdiente Beamte zu berufen) aus 
dem Vorſchlage der Provinziallandtage hervorgehen. Da es aber keine Land— 
tage gab, ſo nahm es die Regierung vorläufig auf ſich, die Vertrauensmänner 
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der Provinzen zu ernennen. Daß dieſelben der überwiegenden Zahl nach mehr 
Vertrauensmänner der Regierung als des Volkes waren, kann nicht Staunen 
erregen. Unter den 3s zeitlichen Mitgliedern zählte man nur ſieben Bürger⸗ 
liche, die ordentlichen und lebenslänglichen Mitglieder zählten ſämmtlich theils 
zur Ariſtokratie, theils zu den höchſten Beamtenkreiſen. Trotzdem die öffent⸗ 
liche Meinung wenig günſtig von dem verſtärkten Reichsrathe dachte, brachte 
er doch den Stein zum Rollen. Von ſeinem Zuſammentritt datirt der Be 
ginn lebendiger Verfaſſungskämpfe. 

Wie bei allen Verfaſſungsfragen bisher, gab auch jetzt wieder das Vere 
hältniß Ungarns zum Geſammtſtaate, die Rückſicht, welche man auf den Ma⸗ 
gyarenſtamm nehmen mußte, den Ausſchlag. Die ungariſchen Mitglieder des 
Reichsrathes waren im Lande keineswegs populär. Aber ſelbſt der reactionärſte 
Ungar liebt ſein Vaterland und tritt Fremden gegenüber für deſſen Rechte und 
Intereſſen kräftig ein. Dann aber wollten die der ſogenannten altconſervativen 
Partei angehörigen Reichsräthe durch ihr patriotiſches Auftreten den böſen Leu 
mund, der ſie in der Heimat verfolgte, zerſtören. Die ungariſchen Reichs- 
räthe erklärten gleich am Beginne der Sitzungen, daß ſie nur unter dem Vor⸗ 
behalte der ungariſchen Rechtsanſprüche der Verſammlung anwohnen können. 
Sie erzwangen weitere Befugniſſe für den Reichsrath. Am 17. Juli wurde 
ſeine Zuſtimmung zu neuen Steuern und Anleihen als Bedingung ihrer 
geſetzlichen Gültigkeit kundgegeben. Sie ſetzten endlich in dem Gutachten über 
die wünſchenswerthe neue Organiſation des Staates die Anerkennung der 
hiſtoriſch-politiſchen Individualitäten durch. „Soll eine Bethei— 
ligung des Landes an den öffentlichen Angelegenheiten in das Leben treten, 
ſo kann dies nur mit Anknüpfung an früher beſtandene hiſtoriſche Inſtitutionen 
geſchehen, da es immerhin ſchwierig bleibt, ähnliche Formen der Selbſtverwal— 
tung aufzuſtellen, wo keine ſolchen Ausgangspunkte vorhanden ſind, jedenfalls 
aber unmöglich ſein dürfte, ein neues öffentliches Leben, eine ernſtgemeinte 
Selbſtverwaltung mit Ignorirung derſelben dort zu ſchaffen, wo ſie in den 
Gefühlen und Ueberzeugungen noch ungeſchwächt fortleben. Die Kräftigung 
und gedeihliche Entwickelung der Monarchie erheiſcht die Anerkennung der hiſto⸗ 
riſch-politiſchen Individualitäten der einzelnen Länder.“ Das paßte ganz gut 
auf Ungarn und bedeutete für dieſes Land die Wiederherſtellung der alten 
Verfaſſung. In den übrigen Provinzen aber bedeutete es die Reſtauration 
der ſtändiſchen Landtage. Eine kleine Minorität, aus ergrauten Staatsbeamten 
und den bürgerlichen Reichsräthen beſtehend, proteſtirte gegen dieſe hiſtoriſch— 
politiſchen Individualitäten, welche zwiſchen den einzelnen Provinzen eine ſchroffe 
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Scheidewand errichteten, dieſelben nicht mit dem gleichen Maße von Rechten 
bedachten und die Einheit des Staates bedrohten. Statt der hiſtoriſchen In— 
dividualitäten empfahl ein Siebenbürger Sachſe, der Präſident der Kronſtadter 
Handelskammer Maager, als beſte Grundlage der neuen Organiſation eine 
Reichsverfaſſung. Er wurde durch den Ruf nach conſtitutionellen Rechten einige 
Wochen lang die volksthümlichſte Perſönlichkeit in Oeſterreich. Die überwiegende 
Mehrheit des Reichstages ſprach ſich zu Gunſten der hiſtoriſch-politiſchen In 
dividualitäten aus, alſo für eine Föderation der Provinzen in ferner dunkler 
Zukunft, für die Selbſtändigkeit Ungarns in der lichten unmittelbaren Gegenwart. 

Am 27. September 1860 hatte der verſtärkte Reichsrath ſeine letzte, zu— 
gleich die entſcheidende Sitzung gehalten, das Gutachten, welches die hiſtoriſch— 
politiſchen Individualitäten als Grundlage der neuen Verfaſſung empfiehlt, 
angenommen. Bereits am 20. October wurden die Wünſche der Mehrheit 
des Reichsrathes Geſetz. Es wurde an dieſem Tage das „Octoberdiplom“ 
vom Monarchen unterſchrieben und beſiegelt, welches im Eingange ausdrücklich 
erklärt, daß „nur ſolche Inſtitutionen und Rechtszuſtände, welche dem geſchicht— 
lichen Rechtsbewußtſein, der beſtehenden Verſchiedenheit unſerer Königreiche und 
Länder und den Anforderungen ihres untheilbaren und unzertrennlichen kräftigen 
Verbandes gleichmäßig entſprechen, die Bürgſchaften klar und unzweideutig be— 
ſtehender Rechtszuſtände und einträchtigen Zuſammenwirkens verleihen können.“ 
Aus dem Gleichklang dieſer Worte mit dem Majoritätsbexricht des Reichsrathes 
kann man auf die Verfaſſer des Diploms rathen. Auch in den weiteren Be— 
ſtimmungen deckte ſich das letztere mit den Wünſchen der Mehrheit im Reichs— 
rathe. Dieſer, auf 100 Mitglieder vermehrt, ſollte bei der Geſetzgebung über 
allgemeine Angelegenheiten mitwirken, zu der Einführung neuer Steuern und 
Anleihen ſeine Zuſtimmung geben, die Voranſchläge der Staatsausgaben regel— 
mäßig prüfen. Und ebenſo entſprach es den Abſichten der ſiegreichen Partei 
im Reichsrathe, daß das politiſche Schwergewicht in die Landtage verlegt werde. 
Alle dem Reichsrathe nicht zugewieſenen Befugniſſe wurden im Octoberdiplom 
„den betreffenden Landtagen und zwar in den zur ungariſchen Krone gehörigen 
Königreichen und Ländern im Sinne ihrer früheren Verfaſſungen, in den 
übrigen Königreichen und Ländern in Gemäßheit ihrer Landesordnungen“ zu— 
gewieſen. Welche Landesordnungen waren gemeint? In den deutſch-ſlawiſchen 
Erbländern hoffte man die alten ſtändiſchen Verfaſſungen wenigſtens theilweiſe 
wieder beleben zu können. Für Ungarn war die Wiederherſtellung der alten 
Conſtitution, wie ſie vor der Revolution beſtanden hatte, in Ausſicht genommen. 
Mit unerhörter Haſt, als man geglaubt hatte, durch die Ueberraſchung den 
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Volkswillen dauernd zum Schweigen zu bringen oder durch die vollzogenen 
Thatſachen jeden Einſpruch zu bannen, wurden die neuen Einrichtungen ge— 
troffen, die Miniſterien des Innern, der Juſtiz und des Cultus aufgehoben, 
ein Staatsminiſter ernannt, in Ungarn die Aemter des Hofkanzlers, Judex 
Curiae und Tavernicus reactivirt, die im letzten Jahrzehnt eingeführte Ein⸗ 
theilung des Königreichs geſtrichen und die alte Comitatsbegrenzung und Co⸗ 
mitatsverfaſſung wiederhergeſtellt. Ueber Nacht war Oeſterreich ein anderer 
Staat geworden. Ob auch ein beruhigter Staat, das hing von der Aufnahme 
ab, welche das Octoberdiplom in Ungarn fand. 

Die Regierung baute auf den Einfluß der Conſervativen, der von ihr 
theilweiſe gewonnenen Magnaten und hoffte, daß einzelne wichtige Zugeſtänd⸗ 
niſſe, wie die Anerkennung der magyariſchen Sprache als Geſchäfts- und Amts⸗ 
ſprache, die Nationaliſirung der Peſter Univerſität, die Liberalen mit den an⸗ 
deren Beſtimmungen des Diploms ausſöhnen würden. Die Ungarn zeigten 
ſich zunächſt als überaus gelehrige, folgſame Schüler der leitenden Kreiſe in 
Wien. Wie dieſe nicht raſch genug die Spitzen der Regierung abbrechen 
konnten, ſo fanden auch die Ungarn keine Eile groß genug, um ſich aller im 
Laufe eines Jahrzehntes über ſie verhängten Einrichtungen zu entledigen. Die 
fremden Beamten mußten auswandern, den neu eingeführten Geſetzen wurde 
der Gehorſam verſagt, die alten Inſtitutionen traten tumultuariſch genug wie⸗ 
der in das Leben. Die Jugend und die unteren Volksklaſſen feierten wahre 
Saturnalien des nationalen Fanatismus. Selbſt die unter der Herrſchaft 
der „Schwaben“ gepflanzten Straßenbäume fanden vor ihren Augen keine 
Gnade. Konnte man die vergangenen zehn Jahre nicht aus der Zeit ſtreichen, 
ſo ſollten doch wenigſtens alle Erinnerungen an dieſelben verwiſcht werden. 

Hinter der Staubwolke, welche die wildbewegten Volksmaſſen aufwirbelten, 
ſammelten ſich die wahren Führer der Nation, die Staatsmänner des Jahres 
1848, an ihrer Spitze Franz Deak, der größte Patriot und ſcharfſinnigſte 
Politiker, welchen Ungarn in unſerem Jahrhunderte beſaß. Sie hemmten die 
rohen Ausbrüche der nationalen Leidenſchaft, traten in der Form maßvoll auf. 
Das Octoberdiplom warfen ſie nicht übermüthig bei Seite, ſondern beſchloſſen, 
daſſelbe als Operationsbaſis zu verwerthen. Hatte man den Fuß auf die erſte 
Staffel geſetzt, ſo durfte man hoffen, allmählich noch höher zu ſteigen. Die 
Zugeſtändniſſe der Regierung ſollten benutzt werden, um auf ihrem Grunde 
mmer größere und weitergehende Forderungen zu ſtellen, bis das Ziel, die 
Wiederherſtellung der Verfaſſung vom Jahre 1848, erreicht war. Dieſer Plan 
wäre geſcheitert, wenn' nicht die ungariſchen Führer in der Schwäche des Ge— 
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ſammtſtaates den ſicherſten Bundesgenoſſen entdeckt hätten. Vor einem Jahr— 
zehnte, als die Völker kraftlos und muthlos der ſtarken Regierung gegenüber— 
ſtanden, würde das Octoberdiplom weite Kreiſe befriedigt, als ein glänzender 
Beweis der Weisheit und Güte der Regierung gegolten haben. Jetzt glaubte 
man, daß nur Furcht und vollkommene Rathloſigkeit auf die Regierung ein— 
wirkten und ſie zu Zugeſtändniſſen bewegten. Auf dieſe Beweggründe war man 
entſchloſſen weiter zu bauen. . 

Die unerwartet ſchlechte Aufnahme des Octoberdiploms in Ungarn übte 
auf die leitenden Kreiſe in Wien eine verblüffende Wirkung. Hier hatte man 
gehofft, durch das Diplom alle Verfaſſungswirren zu endigen, und machte nun 
die Erfahrung, daß daſſelbe den Anfang neuer Verfaſſungskämpfe bedeute. 
Wenn das Octoberdiplom wenigſtens in den anderen Provinzen begeiſterte Zu 
ſtimmung gefunden hätte. Dann wäre ein Gegengewicht gegen den Wider— 
ſtand der Ungarn vorhanden geweſen. Leider gewann aber das Diplom auch 
in den deutſch⸗ſlawiſchen Erbländern keine freudige Zuſtimmung. Im erſten 
Augenblicke zwar, als nur der Wortlaut des Diploms, nach welchem den 
Landtagen der Löwenantheil an der politiſchen Macht zufiel, bekannt war, 
zollten ihm die ſlawiſchen Stämme, namentlich die Czechen, großen Beifall. 
Sobald aber die Regierung, in Ausführung des Octoberdiploms, einzelne Lane 
desſtatute bekannt machte, wuchs die Oppoſition auch in dieſen Kreiſen. Die 
neuen Landesvertreter ſahen den alten Ständen zum Verwechſeln ähnlich. 
Die Landtage ſetzten ſich aus Repräſentanten der Geiſtlichkeit, des begüterten 
Adels, der Stadtbürger und der Bauern zuſammen. Die Abgeordneten der 
beiden letzteren Stände wurden von den Gemeinderäthen und Gemeindevor— 
ſtehern gewählt; die Thätigkeit der Landtage blieb weſentlich auf die „Mitwir— 
kung“ bei der Geſetzgebung eingeſchränkt. Das wurde vielfach ſo gedeutet, 
daß die Volksvertreter nur ihren Rath zu geben hatten. Selbſt die alten 
landſtändiſchen Uniformen wurden wieder zu Ehren gebracht. 

Die öffentliche Meinung, ſeit dem italieniſchen Kriege in freierer Be— 
wegung begriffen, ſprach ſich gegen dieſen Rückfall in die Zuſtände vor 1848 
in ſo heftiger Weiſe aus, daß ſelbſt die Regierung in Schwanken gerieth. 
Zwei Gegnern gegenüber das Feld zu behaupten, dazu reichte ihre Kraft nicht 
aus. Sollte ſie nun den ungariſchen Forderungen nachgeben oder die anderen 
Provinzen zu befriedigen ſuchen und mit ihrer Hilfe den Widerſtand der Ungarn 
brechen? Das tumultuariſche, als ſchnöder Undank bezeichnete Auftreten der 
letzteren, ihr leidenſchaftliches Rufen nach den im Revolutionsjahr errungenen 
Rechten hatte natürlich in Wien eine große Mißſtimmung erregt. In den 
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höchſten Beamtenkreiſen gab es viele Männer, welche längſt vor der Nach— 
giebigkeit gegen die ungariſchen Wortführer gewarnt und die Folgen derſelben 
vorhergeſagt hatten, Männer, welche den Grundzügen des ſeit 1850 herrſchen— 
den Syſtems zugethan waren, nur die Formen, in welchen es durchgeführt 
worden, tadelten. Ihre Stimmen, daß durch das Octoberdiplom, ſo wie es in 
dieſen letzten Wochen aufgefaßt wurde, die Macht des Staates und die freie 
Verfügung über die Kräfte des Volkes gefährdet ſei, fanden Beachtung. Die 
Regierung, riethen ſie, ſolle nicht an die Zuſtände vor 1848, ſondern an die 
Einrichtungen, welche unmittelbar nach dem Zuſammenbruch der Revolution 
waren gegeben worden, anknüpfen. Die Centraliſation mit conſtitutionellen 
Formen ſei die richtige Verfaſſung für Oeſterreich. 

An die Stelle des Octoberdiploms trat das Februarpatent vom 
26. Februar 1861. Doch nicht ſo wurde von officieller Seite das Verhältniß 
der beiden Statute aufgefaßt. Es ging nicht an, ein feierlich bekräftigtes 
Grundgeſetz ſchon nach wenigen Monaten einfach umzuſtoßen. Das Februar 
patent wollte nur in aller Beſcheidenheit die richtigere Ausführung des October 
diploms bedeuten. Daher blieb es auch bei dem Namen des Reichsraths für 
die Centralvertretung des Volkes, obſchon der neue Reichsrath eine ganz andere 
Einrichtung empfing. Er wurde nun in zwei Kammern getheilt. Ein Herren⸗ 
haus ſollte außer den Erzherzögen, den Erzbiſchöfen und Fürſtbiſchöfen, die 
Häupter der großen Adelsgeſchlechter und auf Lebenszeit ernannte verdiente 
Männer, alſo die Ariſtokratie der Kirche, der Geburt und des Geiſtes umfaſſen. 
Das Abgeordnetenhaus wurde in unmittelbare Verbindung mit den Landtagen 
geſtellt, indem die letzteren als Wahlkörper fungirten. Es wurden alſo eine 
Pairskammer und eine Länderkammer geſchaffen, das conſervative und das 
föderaliſtiſche Princip befriedigt, das eine wirklich, das andere freilich nur 
ſcheinbar. Der einheitlichen Macht des Staates, dieſem Hauptziel der neuen 
Regierung, wäre mit einer ſtarken Vertretung der nationalen, immer auf 
Stärkung der provinziellen Selbſtändigkeit bedachten Parteien ſchlecht gedient 
geweſen. Dieſe Gefahr lag aber nahe, wenn man die Wahl der Abgeordneten 
zum Reichsrath ſchlechthin den Landtagen überließ. In den größeren Provinzen 
hätten, falls man einfach die Kopfzahl der Bevölkerung zur Richtſchnur nahm, 
überall die ſlawiſchen Stämme geſiegt, dieſe dem Reichsrath eine nichtdeutſche 
Mehrheit zugeführt. Um dieſer Möglichkeit vorzubeugen, wurden beſondere 
Vorſichtsmaßregeln genommen. Den Landtagen wurde der Grundſatz der In— 
tereſſenvertretung zu Grunde gelegt, dieſelben überall, von einigen der hohen 
Geiſtlichkeit gewährten Virilſtimmen abgeſehen, aus drei Curien, jener des Groß— 
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grundbeſitzes, der Städte und der Landgemeinden, zuſammengeſetzt. Je nach 
der Stimmung, welche in den einzelnen Provinzen herrſchte, empfing die eine 
oder die andere Curie eine ſtärkere Vertretung, in Böhmen z. B. der Groß— 
grundbeſitz, in Tirol die Bauern. Im Ganzen durfte man behaupten, daß 
die Entſcheidung in den Landtagen bei dem Großgrundbeſitze lag. Sein Zu— 
tritt zu einer Curie ſicherte jedem Beſchluſſe die Mehrheit der Stimmen. Aus 
den Curien mußten aber ferner die Landtage die Abgeordneten zum Reichs— 
rathe wählen, ſo daß alſo auch hier die Intereſſenvertretung zu ihrem Rechte 
kam und nicht die einfache Majorität der Bevölkerung einer Provinz die Wahlen 
entſchied. 

Das Lob geſchickter Berechnung und ſorgfältigſter Benutzung aller Ver— 
hältniſſe, welche zu Gunſten der Regierung ſprachen, darf man dem Februar— 
patente nicht vorenthalten. Eine ſo genau abgewogene und fein überlegte 
Verfaſſung iſt noch niemals ausgeſonnen worden. Sie macht dem Verſtande 
ihrer Schöpfer alle Ehre. Ob aber dieſelben außer dem Verſtande auch die 
Macht beſaßen, das Februarpatent im Leben durchzuführen? Durch die libe— 
ralen Zugeſtändniſſe, durch welche ſich das Februarpatent zu ſeinem großen 
Vortheile von dem Octoberdiplom unterſchied, ſollten die nationalen Gegenſätze 
ausgeglichen werden. Man hoffte auf die Ablöſung der nationalen Parteien 
durch politiſche und erwartete von der zunächſt begünſtigten liberalen Partei, 
daß ſie auf das immerhin mächtige conſervative Element gebührende Rückſicht 
nehmen werde. 

Zunächſt kam wieder die Stellung Ungarns zum Februarpatente in Frage. 
Im Abgeordnetenhauſe des Reichstages entfielen 85 Plätze auf Ungarn. Die 
ungariſchen Abgeordneten ſollten zwar nur im weiteren Reichsrathe, welcher 
über die dem ganzen Staate gemeinſamen Angelegenheiten berieth, ſitzen; vom 
engeren, die Geſetzgebung der deutſch-ſlawiſchen Erbländer regelnden Reichs— 
rathe waren ſie ausgeſchloſſen. Aber ſelbſt dieſe beſchränkte Theilnahme am 
Wiener Reichsrathe ſtieß in Ungarn auf den heftigſten Widerſtand. Die unga— 
riſchen Politiker hatten die Zeit ſeit dem October trefflich benutzt, zuerſt der 
Regierung Zugeſtändniſſe in Bezug auf die Wahlordnung abgepreßt, noch am 
Vorabende des Landtages es durchgeſetzt, daß die ordentlichen Sitzungen des 
Landtages, wie es die Geſetze von 1848 vorſchrieben, in Peſt gehalten wurden 
und nur die Ceremonie der Landtagseröffnung in der königlichen Burg zu Ofen 
vor ſich gehen ſolle. Der ungariſche Landtag trat am 6. April 1861 nach 
einer zwölfjährigen Pauſe zum erſten Male wieder zuſammen. 

Das Ziel der Regierung war darauf gerichtet, durch den Landtag das 
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Octoberdiplom anerkannt und die Conſtitution Ungarns jenem entſprechend 
abgeändert zu ſehen. Aber auch das inzwiſchen publicirte Februarpatent warf 
ſchon ſeinen Schatten in die Verhandlungen. Die Antwort des Landtages auf 
das Begehren der Regierung galt beiden Grundgeſetzen des Staates und lautete 
ſchroff ablehnend. In einer ausführlichen Staatsſchrift erörterte Deak, der 
Vertrauensmann der ganzen Nation, das Rechtsverhältniß Ungarns. Das 
Land beſitzt „eine durch einen ſtaatsrechtlichen Grundvertrag, durch Geſetze 
und Krönungseide gewährleiſtete conſtitutionelle Selbſtändigkeit und geſetzliche 
Unabhängigkeit.“ Nur eine Perſonalunion beſteht zwiſchen Ungarn und den 
anderen Erbländern, daher kann Ungarn weder am Reichsrathe noch an irgend 
einer Volksvertretung der Monarchie theilnehmen. Zu dieſen Rechtsausſprüchen 
fügte Deäk noch politiſche Erwägungen hinzu, welche damals nur geringe Be 
achtung fanden, aber ſpätere Ereigniſſe erklären helfen. So lange ein Theil 
Oeſterreichs zum deutſchen Bunde gehört, darf Ungarn keine engere Verbin⸗ 
dung mit dem Reiche eingehen. Es käme dann vielleicht in die Lage, für 
deutſche, ihm fremde Intereſſen in den Krieg ziehen zu müſſen. Ganz gleich 
hatten deutſche Fürſten und Staatsmänner argumentirt, als Oeſterreich in 
den fünfziger Jahren Anſtrengungen machte, den deutſchen Bund für ſeine be 
ſonderen Zwecke zu gewinnen. Deak's Staatsſchrift wurde von beiden Häuſern 
des Reichstages zum Beſchluſſe erhoben und in Form einer Adreſſe der Re— 
gierung überreicht. Der Beſcheid der letzteren fiel ungnädig aus. Die Adreſſe, 
nicht an den König, ſondern an den „Durchlauchtigſten Herrn“ gerichtet, wurde 
zurückgewieſen, und erſt nachdem dieſe grobe Anrede durch den höflicheren Titel 
erſetzt worden, die Staatsſchrift durch ein königliches Reſcript beantwortet. 
Der Verſuch, die Rechtsanſprüche Ungarns zu widerlegen, die Ueberzeugungen 
des Landtages zu entkräften, mißlang vollſtändig. Auch die lockende Ausſicht, 
daß Ungarns politiſche Bedeutung durch den (unwiderruflich geforderten) Ein- 
tritt in den Reichsrath nur wachſen werde, wenn ungariſche Vertreter über 
ganz Oeſterreich mitregieren, übte keine Wirkung. Deak verfaßte eine zweite 
Staatsſchrift, in welcher die Forderungen der Regierung noch ſchroffer zurück— 
gewieſen wurden. Die Regierung „gibt uns nur Trümmer unſerer Verfaſſung 
zurück und entzieht uns die weſentlichen Rechte. Sie verlangt, daß wir Ab- 
geordnete in den Reichsrath ſenden, der ohne unſeren Einfluß durch abſoluti— 
ſtiſche fürſtliche Macht entſtanden iſt, daß wir das Geſetzgebungsrecht, welches die 
ungariſche Nation bisher auf ihrem eigenen Landtage ausgeübt, dem Reichsrathe 
übergeben, und auf das Recht, Steuern und Rekruten zu bewilligen, zu deſſen 
Gunſten verzichten.“ Den Fortbeſtand der Monarchie, erklärte die Staatsſchrift, 
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wolle Ungarn nicht gefährden und ſei daher bereit, „mit den conſtitutionellen 
Völkern des Erblandes als ſelbſtändiges freies Land von Fall zu Fall zu vere 
kehren.“ Dieſes einzige Zugeſtändniß konnte natürlich die Regierung nicht be 
friedigen. Sie war durch das feierlich als Grundgeſetz proclamirte Februar— 
patent gebunden und mußte abermals verſuchen, durch Gewaltmaßregeln den 
Widerſtand Ungarns zu brechen. Der Landtag wurde aufgelöſt, Kriegsgerichte 
eingeſetzt, die Zügel der Adminiſtration ſtramm angezogen. Die weitere Ent 
wickelung des Verfaſſungslebens war wieder eine Machtfrage geworden. Zeigte 
ſich die Regierung auf die Dauer ſtark in Ungarn, gelang es ihr, den Reichs— 
rath zu kräftigen, den Einheitsgedanken in den Völkern zu befeſtigen, ſo durfte 
ſie auf den Sieg hoffen. 

Auch Ungarn beſaß verwundbare Stellen. Außer dem magyariſchen 
Hauptſtamme bewohnten Slawen, Deutſche, Rumänen das Land, dem eigent— 
lichen Königreiche waren noch Nebenländer verbunden. Hier überall regte ſich 
die Oppoſition gegen die nationale und politiſche Suprematie der Magyaren, 
welche, geſchickt geleitet, die Neigung zum Eintritt in den Reichsrath geweckt 
hatte. Im Jahre 1848 wurden die Fäuſte dieſer Stämme gegen die Magyaren 
benutzt, wäre es ſo ſchwer geweſen, jetzt ihre Stimmen gegen dieſelben Magyaren 
zu gewinnen? Eine ſo kühn durchgreifende Politik lag aber dem Wiener 
Miniſterium fern. Nur den Siebenbürger Sachſen, welche vertrauensſelig 
von der Regierung Wahrung ihrer national⸗-politiſchen Rechte hofften, öffneten 
ſich die Pforten des Reichstages. Die anderen nichtmagyariſchen Stämme und 
Nebenländer blieben ausgeſchloſſen. Außer Zweifeln an dem formalen Rechte 
leiteten dabei das Miniſterium politiſche Erwägungen. Die Slowaken, Kroaten, 
Serben, Rumänen hätten ſich aus natürlichen Gründen den nichtdeutſchen 
Abgeordneten angeſchloſſen. Bei dieſen begann ſich aber der Widerſtand gegen 
das Februarpatent und den Reichsrath immer mehr zu verdichten. 

Noch ehe das Februarpatent bekannt gegeben war, hatte Smolka im Namen 
des „Landes“, in Wahrheit nur als Vertreter eines großen Polenclubs, einen 
geharniſchten Proteſt gegen jeden „allgemeinen, wie immer gearteten einheit⸗ 
lichen Reichstag für die geſammte Monarchie“ in Wien überreicht und Graf 
A. Potocki in einer Erläuterung des Proteſtes die geforderte Autonomie Sali 
ziens dahin beſtimmt, daß die Provinz in adminiſtrativer Beziehung volle Selb— 
ſtändigkeit erhalten und alle Beamtenſtellen nur durch Polen beſetzt werden. 
Die Vorgänge auf dem Peſter Landtage, die aus dem Widerſtande Ungarns 
der Regierung erwachſene Verlegenheit ſteigerte den Muth der ſlawiſchen Geg— 
ner, insbeſondere der Czechen. Sie traten nur unter Verwahrung ihrer Rechte 
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in den Reichsrath, bemühten ſich die Landtagswahlordnung zu ihren Gunſten 
umzuändern, um auf dieſe Art mittelbar im Reichsrathe größeren Einfluß zu 
gewinnen, und als dieſer Verſuch — noch war der Großgrundbeſitz nicht natio 
naliſirt und der Regierung nicht feindlich geſtimmt — ſcheiterte, traten die 
czechiſchen Abgeordneten aus dem Reichsrathe aus. Der weitere Reichsrath 
war von allem Anfange an eine Fiction geweſen, nun drohte auch der engere 
Reichsrath ein Rumpfparlament zu werden. Die Polen wollten nichts vom 
weiteren, die Czechen nichts vom engeren Reichsrathe wiſſen. Zuletzt blieb 
derſelbe auf die Unterſtützung der Deutſchliberalen angewieſen. Aber auch 
dieſe Stütze wankte. Die Liberalen hielten es für erſprießlicher, eine Reihe 
freiheitlicher Grundſätze in die Geſetzgebung einzuführen, als dem Miniſterium 
im Kampfe gegen ſeine immer zahlreicheren Gegner beizuſtehen. Ihr genügten 
die Zugeſtändniſſe des letzteren nicht, und doch erſchienen dieſelben der im 
Großgrundbeſitze und im hohen Klerus ſtark vertretenen conſervativen Partei 
ſo übertrieben, daß ein ernſter Kampf gegen ſie eingeleitet wurde. Das Ende 
war, daß das Miniſterium nach fünfjähriger Dauer 1865 völlig erſchöpft und 
rathlos zuſammenbrach und daß, um aus allen Nöthen herauszukommen, die 
Verfaſſung „ſiſtirt“ wurde. Alſo ſollten die Verfaſſungskämpfe wieder von 
Anfang an beginnen. 

Während proviſoriſch der Abſolutismus eingeführt wurde — „die Regie— 
rung hat bis auf weiteres alle unaufſchiebbaren Maßregeln, insbeſondere 
jene, welche das finanzielle und volkswirthſchaftliche Intereſſe des Reiches be— 
treffen, aus eigener Machtvollkommenheit zu ergreifen“ heißt es im Patent 
vom 20. September 1865 — blieb es den Landtagen überlaſſen, die Grund— 
lagen einer neuen Verfaſſung zu berathen. Gleichzeitig wurden, und das 
war die wichtigſte Maßregel, die Verhandlungen mit Ungarn wieder eröffnet. 
Die Ungarn waren ihrem Ziele beträchtlich näher gerückt. Sie hatten das 
Octoberdiplom unwirkſam gemacht, das Februarpatent außer Kraft geſetzt, der 
Regierung gezeigt, daß eine gegen Ungarn gerichtete Verfaſſung keine Dauer 
verſpräche. Der Landtag wurde einberufen, als Morgengabe Siebenbürgen 
an Ungarn ausgeliefert. Wie mächtig mußte der Wunſch nach einem Aus⸗ 
gleiche bei den Regierungsmännern ſein, daß ſie ſich nicht ſcheuten, das Vere 
trauen der treu ergebenen Siebenbürger in ſo grauſamer Weiſe Lügen zu 
ſtrafen. Der ungariſche Landtag, abermals von Deaf geführt, erkannte gar 
bald die Zwangslage der Regierung. Er beharrte bei ſeinen alten Forderun— 
gen, entſchloſſen zuletzt durch ein kleines Zugeſtändniß viele große zu erkaufen. 
Jenes kleine Zugeſtändniß bezog ſich auf die Behandlung der gemeinſamen 
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Angelegenheiten, welche der Landtag bisher nur von Fall zu Fall in Berathung 
ziehen wollte. Jetzt fette er eine Commiſſion ein, um den Gegenſtand eine 
gehend zu prüfen und dauernde Formen für dieſen doch nun einmal unab— 
weisbaren Zwiſchenverkehr vorzuſchlagen. Wenn trotzdem der Abſchluß der 
Verhandlungen von Monat zu Monat verſchoben wurde, fo lag die Schuld 
an der Regierung. Dieſelbe befand ſich in einem Zuſtande kläglicher Rath 
loſigkeit. Ueber Wünſche und Begierden mannigfachſter Art zu einem feſten 
Plane kam ſie nicht hinaus. Gern hätte ſie die Einbußen, welche ſie durch 
die Wiederbelebung der Conſtitution in Ungarn erlitt, durch die abſolute Ge— 
walt in den anderen Provinzen wett gemacht. Dieſe Abſicht ſcheiterte an dem 
Mißtrauen der Ungarn gegen eine nur halb conſtitutionelle Regierung und 
an dem ſchlechten Willen der größeren Landtage, ſich für andere als die engſten 
Provinzialintereſſen zu erwärmen. So wäre wahrſcheinlich der Streitpunkt 
zwiſchen Deaf und der Regierung: Erſt factiſche Einführung der Verfaſſung 
und dann Reviſion einzelner Artikel, oder umgekehrt, noch lange in der Schwebe 
geblieben, hätte ſich nicht die bekannte öſterreichiſche Verfaſſungsquelle geöffnet. 
Wie vor 7 Jahren Solferino, ſo brachte jetzt Königgrätz die Verfaſſungsfragen 
in ſchnellen Fluß. 

Die Wiener Staatsmänner hatten ſeit 1859 wohl in der inneren Politik eine 
durchgreifende Aenderung verſucht, huldigten aber in der äußeren Politik nach 
wie vor den alten Grundſätzen. Fürſt Schwarzenberg's Staatskunſt ſtand in 
dieſer Hinſicht noch immer in hohen Ehren. Oeſterreich wollte ſeine äußere 
Machtſtellung auch fernerhin auf den herrſchenden Einfluß in Deutſchland 
gründen, ſtrebte ſogar, nachdem es in Italien zurückgedrängt worden war, nur 
noch viel eifriger nach demſelben. Dabei wurde nicht bedacht, daß die tief 
greifenden Aenderungen in den Zuſtänden des Kaiſerſtaates auf die Beziehun— 
gen zu Deutſchland großen Einfluß üben mußten. Die herrſchende Stellung 
in Deutſchland konnte nur ſo lange ohne Kampf aufrecht erhalten werden, 
als Oeſterreich ein Conglomerat von willenloſen Provinzen bildete und der 
deutſche Bund weſentlich nur „eine Verſicherungsanſtalt gegen Revolutionen“ 
und was man dafür ausgab, bedeutete. Nun aber regte ſich in den öſter— 
reichiſchen Provinzen ein nur allzu ſtürmiſches, ſelbſtthätiges Leben. Sie ſollten 
zu einander organiſche Verbindungen eingehen, ja wenn es nach dem Willen 
der Regierung ging, ſo ſollte ſich Oeſterreich in einen feſtgefügten Einheitsſtaat 
verwandeln. Mit dieſen Tendenzen ſtanden die Ziele der äußeren Politik im 
Widerſpruche. Für die Miniſter mochte die Vorherrſchaft in Deutſchland 
einen Zuwachs an Macht, die Grundlage für eine gebietende Stellung in 
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Europa bedeuten, die Mehrzahl der Völker erblickte darin die Abhängigkeit 
von einem fremden Staatsweſen. Denn auf die Stiftung eines lebendigen, 
den nationalen Intereſſen entſprechenden Staatskörpers an Stelle des alten 
mühſelig vegetirenden Bundestages war das Abſehen des deutſchen Volkes 
gerichtet. Und es gab in Deutſchland bereits eine politiſche Macht, welche 
nach ihrer ganzen Entwickelung und nach ihrer Natur berufen war, den Willen 
der Nation durchzuführen. Nur wenn dieſe Macht gebrochen war, konnte die 
öſterreichiſche Regierung in ihrer deutſchen Politik auf Erfolg rechnen. So 
ſpitzte ſich die Frage der deutſchen Bundesreform zu einem Duelle zwiſchen 
Preußen und Oeſterreich zu. 

Der Krieg von 1866 bildet den Abſchluß eines hundertjährigen Kampfes. 
Benedek ſtand in Wahrheit gegen Friedrich den Großen zu Felde. Der Aus 
gang des Krieges erzwang eine zunächſt freilich noch widerwillige Aenderung 
der äußeren Politik; er verpflichtete aber in gleichem Maße die Regierung, end⸗ 
lich befriedigende Zuſtände im Inneren des Reiches zu ſchaffen. In den we⸗ 
nigen Kriegswochen waren erſchreckende Zeichen der geringen Feſtigkeit des 
Staatsbaues offenbar geworden. Die Schadenfreude der italieniſchen Be⸗ 
völkerung über die Niederlage des Heeres hatte nicht viel zu bedeuten, da die 
Summe der italieniſchen Unterthanen durch den Friedensſchluß ſtark verrin⸗ 
gert wurde. Auch die ungariſche Legion war mehr ein Schreckſchuß, als eine 
wirkliche Gefahr. Dagegen übte das Verhalten der Regierungsvertreter in 
den vom Feinde bedrohten Provinzen auf alle Patrioten den peinlichſten Ein⸗ 
druck. In Prag brachten die Beamten, vom Statthalter und Polizeidirector an⸗ 
gefangen, mit ängſtlicher Haſt ihre Perſonen in Sicherheit, unbekümmert, daß 
ſie durch ihre Flucht die Anarchie herbeiführen und die Bevölkerung ihres 
natürlichen Schutzes berauben. Wie ſehr mußte der Sinn für Pflichttreue 
und Staatsehre gelockert ſein, wenn ſolche Vorgänge möglich waren! 

Hatten nicht die ewigen Verfaſſungswirren, der unaufhörliche Wechſel in 
den Regierungsgrundſätzen dieſe Uebel mitverſchuldet? Zu dieſer Erwägung 
geſellte ſich die Einſicht, daß Oeſterreich von nun an ausſchließlich auf ſeine 
eigenen Kräfte angewieſen ſei, dieſe alſo nothwendig durch eine beſſere Orga⸗ 
niſation ſtärken müſſe. Die Verhandlungen zunächſt mit Ungarn kamen mie 
der in Fluß. Der bei Ausbruch des Krieges vertagte Landtag wurde am 
19. November abermals einberufen und ihm ein königliches Reſcript mitge⸗ 
theilt, welches den Boden unfruchtbarer ſtaatsrechtlicher Erörterungen verließ 
und den Wünſchen der Ungarn einen ſtarken Schritt näher rückte. Das un⸗ 
gariſche Miniſterium wurde in ſichere Ausſicht geſtellt, die gemeinſchaftlichen 
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Angelegenheiten klarer als vorher beſtimmt. Nur die Anerkennung der „Rechts— 
continuität“ ließ noch auf ſich warten. Gegen dieſes letzte Bollwerk richtete 
die Adreſſe des Landtages vom 11. December (die fünfte, welche Deak verfaßt 
hatte) ihre Geſchoſſe. „Die Anerkennung der Geſetze und die Weigerung ihres 
factiſchen Vollzuges können nicht rechtlich nebeneinander beſtehen.“ Um die 
Forderung, die Verfaſſung müſſe gleich und vollſtändig wiederhergeſtellt werden, 
noch eindringlicher zu geſtalten, fügte die Adreſſe das mahnende Wort hinzu: 
„Das Land werde den Staat gegen den äußeren Feind nur dann opferwillig 
vertheidigen, wenn es zugleich ſeine eigene Verfaſſung vertheidigt.“ 

Günſtig fügte ſich für den Ausgleich der Regierungswechſel in Wien. 
Wie die italieniſchen Republiken im Mittelalter den Podeſta aus anderen 
Städten beriefen, in der Hoffnung dadurch eine unparteiiſche Rechtſprechung 
zu erzielen, ſo holte auch jetzt Oeſterreich den leitenden Staatsmann aus der 
Fremde in dem Glauben, daß es demſelben beſſer als den einheimiſchen Mini⸗ 
ſtern gelingen werde, die arg erſchütterte Macht Oeſterreichs nach innen und 
außen wiederherzuſtellen. Die Erwartung wurde auch zum Theile erfüllt. Der 
Ausgleich mit Ungarn wurde nun raſch vollzogen. Am 17. Februar 1867 
feierte die ungariſche Verfaſſung, nachdem ſie 17 Jahre im Grabe geruht, 
ihre Auferſtehung. Das von einem verantwortlichen Miniſterium geleitete Land 
erhielt ſeine Selbſtändigkeit zurück und blieb nur durch das wenig drückende 
Band der Delegationen mit den anderen Erbländern verbunden. Der Dualis— 
mus, welchen alle Verfaſſungen ſeit 1848 vergeblich bekämpft und durch ein 
zelne Zugeſtändniſſe zu umgehen verſucht hatten, bildete von nun an ein 
Grundgeſetz des Reiches. 

Schwieriger geſtaltete ſich die Ordnung der Verfaſſungsverhältniſſe in den 
deutſch⸗ſlawiſchen Provinzen, weil hier der Mehrheit kein klares Ziel vor— 
ſchwebte, kein Stamm, wie die Magyaren in Ungarn, ſich das Recht erobert 
hatte, allein als politiſche Nation zu herrſchen. Nach der Siſtirung der Ver— 
faſſung glaubten die meiſten Parteien und Völkerſchaften, es ſei ihnen die 
freie Bahn gegeben, um ihren Sonderintereſſen Lauf zu laſſen. Die ſchwan⸗ 
kende Haltung der Regierung trug viel dazu bei, die politiſche Zerfahrenheit 
zu vermehren. Das Septemberpatent 1865 ſchien in den Landtagen allein 
die „legalen Vertreter des Staates“ zu erblicken. So wurde wenigſtens ſein 
Inhalt aufgefaßt, ſo nur läßt ſich der Jubel der föderaliſtiſch geſinnten Stämme 
bei ſeiner Bekanntwerdung erklären. Aber allmählich erfaßte die Regierung 
die Sorge, ob denn die 17 Landtage den ihnen „zur Vernehmung ihres gleich— 
gewichtigen Ausſpruches“ vorzulegenden Ausgleich mit Ungarn auch richtig 
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behandeln würden? Wie, wenn ſich die Mehrheit derſelben gegen den Ausgleich 
ausſpricht. Am 2. Januar 1867 erſchien daher ein neues Patent, welches 
einen „außerordentlichen Reichsrath“ einberief, in ſeltſamer Vergeßlichkeit aber 
keine Beſtimmungen über die Wahlordnung traf. Die Landtage konnten nach 
Belieben aus den Curien oder aus dem Plenum die Abgeordneten zum Reichs⸗ 
rathe wählen. Die verſchiedenen Mandate hätten gewiß die Verſtändigung in 
dem letzteren nicht gefördert, und ſo entſchloß ſich denn das Miniſterium am 
14. Februar zu einem weiteren Schritte nach rückwärts, proclamirte die Rechts⸗ 
gültigkeit der ſeit einem Jahre ſiſtirten Februarverfaſſung und berief den „ver⸗ 
faſſungsmäßigen Reichstag“ nach Wien. Der Zorn der ſo lange in einem Him⸗ 
mel von Hoffnungen ſchwebenden und nun ſo arg enttäuſchten Föderaliſten 
kannte keine Grenzen. Sie hatten bereits die ſchönſten Pläne für die Con⸗ 
ſtituirung Oeſterreichs in ihrem Sinne entworfen, die Generallandtage, das 
föderative Parlament in Wirkſamkeit erblickt, von Statthaltern, welche im 
Namen des Kaiſers alle Beamten ernennen, von galiziſchen und czechiſchen 
Hofkanzlern, von nationalen oberſten Gerichtshöfen geträumt, auf die Finanz⸗ 
verwaltung in der Phantaſie feſte Hand gelegt, und nun ſtanden ſie wieder 
auf dem alten Flecke. Die Mahnung, „nur die größte Autonomie Galiziens 
und Böhmens kann Oeſterreich retten“ hatte offenbar keinen Glauben gefun⸗ 
den. Die Regierung ſchien vielmehr der Meinung zu ſein, daß der Friede 
mit Ungarn eine beſſere Sicherung des Staatslebens gewähre und daß, um 
nicht Ungarn gegenüber machtlos zu ſtehen, die anderen Provinzen eine engere 
Verbindung eingehen müßten. 

Natürlich traf herber Tadel der flawiſchen Wortführer auch den nun⸗ 
mehr geſetzlich eingeführten Dualismus. Nicht nur daß der Sieg der Ma⸗ 
gyaren den Ungarſlawen die politiſche Exiſtenz theils ganz raubte, theils weſent⸗ 
lich einſchränkte, ſo ging auch die Gelegenheit, die ungariſchen Verfaſſungswirren 
zur Erpreſſung von Zugeſtändniſſen der Wiener Regierung zu benutzen, ver⸗ 
loren. Der Aerger verblendete die geſchlagenen Parteien in ſo hohem Maße, 
daß ſie die Sympathien fremder Völker und die Intervention fremder Mächte 
anriefen, um die dualiſtiſche Verfaſſung zu ſtürzen. Sie feierten in Moskau 
in franzöſiſcher Sprache die Verbrüderung aller Slawen, ja ein Czechenführer 
ging ſoweit, Kaiſer Napoleon die Allianz mit dem „unabhängigen Böhmen“ 
anzubieten und auf das ſtrategiſche Gutachten wahrſcheinlich einer blinden 
Marketenderin geſtützt, dem franzöſiſchen Heere die Marſchroute nach Böhmen 
vorzuzeichnen. „Eine franzöſiſche Armee kann ſchneller nach Böhmen geworfen 
werden, als eine preußiſche an den Oberrhein.“ Merkwürdiger Weiſe hat der 
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franzöſiſche Generalſtab 1870 dieſen Rath nicht benutzt, die Czechen in dieſem 
Jahre keine „Diverſion zu Gunſten Frankreichs“ gemacht. Dieſe aufreizende 
Sprache, die Declamationen gegen die Magyaren, welchen „die Czechen in der 
Civiliſation unendlich weit überlegen ſind“, förderten die Pläne der Regierung. 
Die Sache Ungarns fiel nun mit den Intereſſen des Wiener Miniſteriums 
vollſtändig zuſammen, dieſes letztere wie alle ungariſchen Staatsmänner fühlten 
die Pflicht, mit allen ihnen zu Gebote ſtehenden Mitteln den Widerſtand der 
Gegner zu brechen. Das gelang denn auch ſchließlich nach langen, erbitterten 
Kämpfen. 

Während dieſer Wirren traten zwei für die Verfaſſungsgeſchichte Oeſter— 
reichs entſcheidende Erſcheinungen zuerſt ganz deutlich an die Lichtfläche. Die 
Polen begannen, wenn auch zunächſt vorſichtig, der Regierung ſich zu nähern, der 
Stand der Großgrundbeſitzer änderte in der Mehrheit ſeine politiſche Stellung. 

Aus dem ſchlimmen Ausgange der Inſurrection 1863 hatten die Polen, 
zum erſten Male in ihrer Geſchichte, eine gute Lehre gezogen. Mit den Waffen 
in der Hand, durch Volksaufſtände ließ ſich das alte Polen nicht wiederher— 
ſtellen. Seitdem Krakau ſeine Selbſtändigkeit verloren hatte, fehlte der Mittel 
punkt, in welchem ſich die nationalen Kräfte ſammeln, der Regierungsapparat 
des künftigen Staates vorbereitet werden konnte. Ließ ſich nicht durch ſtetig 
vorſchreitende Poloniſirung Galiziens ein ſolcher Mittelpunkt neu ſchaffen? 
Natürlich nicht auf revolutionärem Wege, im Gegenſatze zur öſterreichiſchen 
Regierung. Es gab aber vielleicht Verhältniſſe, welche die Regierung zwangen, 
die Auslieferung der Provinz in die Hände der Polen als ein kleineres Uebel 
gegenüber andern drohenden Gefahren zu betrachten. An dem Widerſpruche 
der Föderaliſten, welche in den ſlawiſchen Provinzen vorherrſchten, konnte die 
durch den Ausgleich mit Ungarn bedingte neue Verfaſſungsordnung ſcheitern. 
Die Durchführung der letzteren erſchien aber der Regierung als Lebensfrage, 
ſollte Oeſterreich noch als Großmacht weiter beſtehen. Sie war daher jedem, 
der dieſes Werk förderte, zu großen Opfern erbötig. 

Unter den Slawenſtämmen nehmen nun die Polen eine beſondere Stellung 
ein. Czechen und Slowenen ſind an Oeſterreich unwiderruflich gebunden. 
Die Verfaſſungskämpfe berühren ſie daher unmittelbar. Daß die Conſtitution 
ihre wahren oder vermeintlichen Rechte befriedige, bildet ſtets das Hauptziel 
ihrer Beſtrebungen. Ein gleich ſtarkes, geradezu vitales Intereſſe an dem 
öſterreichiſchen Verfaſſungsweſen beſitzen die Polen nicht. Sie haben den 
Glauben an die Wiederherſtellung des alten Polenreichs nicht aufgegeben und 
wohnen bis dahin in dem Kaiſerſtaate nur zu Miethe. Wenn die Regierung 
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ihnen die Miethswohnung behaglich einrichtet, daß ſie ſich in ihr gleichſam 
wie der Hausherr fühlen, ſo ſind ſie aus Dankbarkeit zu einem Gegendienſte 
bereit. An dieſem Punkt ſetzte das bedrängte Miniſterium an. Es gab den 
Polen die gehaßten Ruthenen preis, ſchenkte ihnen den galiziſchen Unter⸗ 
richtsrath, poloniſirte die Mittelſchulen und verſprach einen Vertreter der pol 
niſchen Intereſſen, einen ſogenannten „Landsmannminiſter“, in den Schoß der 
Regierung aufzunehmen. Die Gegenleiſtung der Polen beſtand in dem Ein⸗ 
tritt in den „verfaſſungsmäßigen“ Reichsrath. 

Während das Miniſterium auf der einen Seite hilfreiche Anhänger er⸗ 
warb, verlor auf der anderen Seite die öſterreichiſche conſervative Sache 
ihre Hauptſtütze. Der Großgrundbeſitz war im Februarpatent mit ſo reichen 
Rechten und Vorrechten bedacht worden, weil man in ihm einen kräftigen 
Träger des allgemeinen Staatsgedankens vermuthete, von ihm einen nachhal⸗ 
tigen Widerſtand gegen provinzielle Selbſtſucht und nationale Eiferſucht er 
wartete. Von einem Stande, deſſen Glieder ſeit Menſchengedenken im Heere 
und in den Beamtenkreiſen eine hervorragende Stellung einnahmen, durfte 
man ſich wohl einer conſervativen Geſinnung verſehen. Anfangs ergriff auch 
die Curie des Großgrundbeſitzes die ihr zugedachten Aufgaben mit großem 
Eifer. Noch auf dem Landtage 1863 ſtimmte der böhmiſche Hochadel einſtim⸗ 
mig gegen Palazky's Antrag auf Reviſion der Wahlordnung, weil er die kaum 
in Wirkſamkeit getretene Verfaſſung nicht ſchon wieder in Frage geſtellt ſehen 
wollte. Allmählich überwogen bei der Mehrheit des Großgrundbeſitzes die 
provinziellen und nationalen Intereſſen, und was noch bedenklicher war, die 
ſtolze Selbſtändigkeit der politiſchen Ueberzeugung drohte zu wanken. Wurde 
von oben ein ſtarker Druck ausgeübt, ſo fügte ſich der Großgrundbeſitz den 
miniſteriellen Wünſchen; zeigte die Regierung Schwäche, ſo trat wieder der 
provinzielle oder nationale Particularismus in ſeine Rechte. Ob der Groß— 
grundbeſitz die Rolle des Vermittlers zwiſchen den ſchroffen Parteigegenſätzen 
erfolgreich ſpielen könne, erſchien von Jahr zu Jahr immer zweifelhalfter. Im 
Februar hatte der böhmiſche Hochadel gegen den verfaſſungsmäßigen Reichs⸗ 
rath geſtimmt, im April die Wahlen für denſelben vorgenommen. Das ſprach 
nicht für die Feſtigkeit der politiſchen Geſinnung, half aber in dieſem Falle, 
den Reichsrath zu Stande zu bringen. 

Zunächſt berufen, die Aenderungen zu beſchließen, welche der Ausgleich 
mit Ungarn in der Verfaſſung erheiſchte, benutzte der Reichsrath die Zwangs— 
lage der Regierung, um jene in liberalem Sinne auszubauen. Am 21. Decent- 
ber 1867 wurden die neuen Staatsgrundgeſetze kundgegeben, welche die per— 
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ſönlichen Rechte der Staatsbürger namhaft vermehrten und zugleich ſicherten, 
die Befugniſſe des Reichsrathes insbeſondere in Bezug auf Steuerbewilligung 
erweiterten, ein oberſtes Reichsgericht einſetzten, die richterliche Gewalt unab⸗ 
hängig ſtellten, ſie ausſchließlich vom Staate (nicht auch von der Kirche) aus 
gehen ließen und die Verantwortlichkeit der Miniſter beſtimmten. Die Aus- 
ſtattung des öſterreichiſchen Reichsrathes mit größeren Vollmachten war durch 
die Rückſicht auf den ungariſchen Reichstag geboten. Nachdem dieſer ſo aus— 
gedehnte parlamentariſche Rechte beſaß, mußte ihm in Wien eine ebenbürtige 
Inſtitution gegenübergeſtellt werden, damit nicht Ungarn ein zu großes Ueber— 
gewicht erhalte. In der Form glich nun allerdings der Wiener Reichsrath dem 
ungariſchen Reichstage, dem Weſen nach aber unterſchied er ſich ſehr zu 
ſeinem Nachtheile von ihm. Der ungariſche Reichstag ſchöpfte ſeine Kraft 
aus der unmittelbaren Berührung mit dem Volke. Seine Macht war groß 
genug, um den Widerſtand der Nebenprovinzen und der nichtmagyariſchen 
Stämme zu brechen. Er war und blieb der unbeſtrittene politiſche Mittel- 
punkt des ganzen Königreiches. Der öſterreichiſche Reichsrath dagegen ſtand 
in unbedingter Abhängigkeit von den Landtagen, konnte nur mühſam den 
mannigfachen Anfechtungen gegenüber ſein Anſehen behaupten und mußte ſtets 
befliſſen ſein, durch allerhand Zugeſtändniſſe ſeine Gegner zu beſänftigen. So 
auch jetzt wieder bei dem Geſetze, welches die Wahlen in die Delegationen regelte. 
Die Wahlen wurden zwar im Reichstage vorgenommen, es wählte aber nicht 
der Reichstag als einheitliche Körperſchaft, ſondern in ihm die Vertreter der 
einzelnen Provinzen. Der geſchloſſenen ungariſchen Delegation trat nicht eine 
öſterreichiſche Delegation gegenüber, ſondern ſo und ſoviel böhmiſche, gali— 
ziſche, tiroler u. ſ. w. Delegirte. Und dennoch blieben alle Liebesmühen um 
ſonſt. Die ſlawiſchen Provinzen beharrten bei ihrem Widerſtande, ja ſteigerten 
noch denſelben. Die bekannte „Declaration“ der Czechen verlangte die Gleich— 
ſtellung Böhmens mit Ungarn, ſtreifte hart an das Begehren der bloßen Per— 
ſonalunion. Die Polen, neuer Zugeſtändniſſe gewärtig, traten wieder in die 
Reihe der Oppoſition, welche überdies durch die allmählich entwickelte klerikale 
Partei einen mächtigen Zuwachs gewann. 

Der Glaube, durch eine liberale Geſetzgebung die Gegner der Verfaſſung 
verſöhnen zu können, erwies ſich als ein grober Irrthum. Die nationalen 
Parteien griffen zwar nicht ungern zu den Waffen, welche ihnen die liberalen 
Geſetze in die Hände gaben, benutzten ſie aber nur zum Angriffe auf die Ver⸗ 
faſſung. Den Grundſatz, daß ihre beſonderen Intereſſen allen anderen vor— 
angehen müſſen, die Freiheit nur in nationalem Gewande für ſie annehmbar 
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ſei, gaben ſie keinen Augenblick auf. Die liberale Geſetzgebung hatte aber 
auch die kirchlichen Würdenträger und ihre zahlreichen Anhänger in hellen 
Zorn verſetzt, zu leidenſchaftlicher Feindſeligkeit gegen die Verfaſſung aufgeregt. 
Bei ihrem weit und hoch greifenden Einfluſſe waren ſie wohl im Stande, 
die Thätigkeit des Reichsrathes zu unterbinden und der Partei, welche ſie be— 
günſtigten, einen beträchtlichen Zuwachs an Macht zuzuführen. Sie wandten 
ihre Gunſt den nichtdeutſchen nationalen Parteien zu. 

Unter ſolchen Umſtänden konnte die Decemberverfaſſung kein kräftiges 
Leben entfalten. Die Bänke des Reichsrathes wollten ſich noch immer nicht 
füllen, die größeren Landtage ihren ſtarren Widerſtand nicht aufgeben. Die 
im Reichsrathe verſammelten Abgeordneten wußten keinen Rath, wie dem 
Nothſtand abzuhelfen ſei, und beſaßen nicht genügende Kräfte, um die ſchwan⸗ 
kende, in ſich uneinige Regierung zu ſtützen. Die letztere trat bald ſtramm 
auf, bald ſuchte ſie durch große Nachgiebigkeit die Gegner zu verſöhnen. Aber 
freilich, die „volle Souveränität“, das ſelbſtändige Geſetzgebungsrecht, welches 
z. B. die Czechen für ihren Landtag verlangten, konnte ſelbſt die ſchwächſte 
öſterreichiſche Regierung nicht zugeben. So blieb denn trotz Miniſterwechſel die 
latente Verfaſſungskriſis mehrere Jahre beſtehen. Abermals waren es äußere 
Verhältniſſe, welche das ſtockende Verfaſſungsleben wieder in Fluß brachten. 

Die europäiſchen Verhältniſſe hatten ſich durch den deutſch-franzöſiſchen 
Krieg ſo geſtaltet, daß die öſterreichiſche Regierung ein gutes Einvernehmen 
mit Italien und dem deutſchen Reiche wünſchenswerth erachten mußte. Gerade 
auf Italien und das deutſche Reich hatten die Gegner der Verfaſſung den bitterſten 
Haß geworfen; auf Italien die klerikale Partei, auf das deutſche Reich die ſlawi⸗ 
ſchen Stämme, insbeſondere die Czechen. Die letzteren behaupteten in allem 
Ernſte, die Errichtung eines czechiſchen Staates bilde allein das richtige Gegen— 
gewicht gegen das neue deutſche Reich. Solche übertriebene Anſprüche in 
engere Grenzen zurückzuweiſen, empfahl ſchon die Rückſicht auf die befreundeten 
Mächte. Aber auch Ungarn begann die Bewegung in den ſlawiſchen Pro 
vinzen mit Mißtrauen zu betrachten. Der Sieg der Slawen in den andern 
Erbländern mußte auf die zahlreiche ſlawiſche Bevölkerung in Ungarn Einfluß 
üben und dieſe zum Widerſtande gegen die Magyaren reizen. In der That 
zeigten gerade jetzt die Kroaten eine bedenkliche Neigung zu Aufſtänden. Wenn 
die Meinung der Verfaſſungsgegner durchdrang, daß die Abgeordneten zum 
Reichsrathe ſich ausſchließlich als nationale Vertreter fühlen ſollen, ſo war 
damit der wichtigſte Grundſatz der ungariſchen Verfaſſung in Bann gethan. 
Eben noch hatte Deäk unter lautem Jubel des Peſter Reichstages erklärt, daß 
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in dieſem keineswegs „die Vertreter der einzelnen Nationalitäten, ſondern die 
Repräſentanten Ungarns fungirten“, und jetzt ſollten in der anderen Hälfte des 
Reiches die entgegengeſetzten Principien herrſchen. Am meiſten wurde aber der 
Stolz der Ungarn durch die in den czechiſchen „Fundamentalartikeln“ ausge— 
ſprochene Forderung verletzt, der Prager Landtag ſolle noch nachträglich über 
den ungariſchen Ausgleich zu Gerichte ſitzen. Im letzten Augenblicke, als be— 
reits die Gegner der Verfaſſung die Hand nach dem Siegespreiſe ausſtreckten, 
ermannte ſich die Regierung und ſchlug noch einmal, zum letzten Male, den 
Anſturm der Föderaliſten zurück. Die Thronrede des am 28. December 1871 
wieder verſammelten Reichsrathes erklärte feierlich, daß auch „die äußerſten 
mit der Staatseinheit verträglichen Zugeſtändniſſe den inneren Frieden herzu— 
ſtellen nicht vermochten.“ So ſollte denn der Friede durch weitere Ausbil- 
dung der Conſtitution im Sinne des Februarpatentes und der Grundgeſetze vom 
21. December 1867 gewonnen werden. 

Nach langer gründlicher Vorbereitung, und nachdem die Mehrheit in ein— 
zelnen Landtagen zu Gunſten der Regierung umgeſtimmt worden, traten am 
2. April 1873 die Geſetze in das Leben, welche die Verfaſſungskämpfe endgültig 
abſchließen ſollten. Die Zahl der Mitglieder des Abgeordnetenhauſes wurde 
auf 353 erhöht, die Wahl derſelben von nun an nicht mehr von den Landtagen, 
ſondern von den verſchiedenen Kategorien der Bevölkerung unmittelbar vollzogen. 
Jede Provinz wurde in vier Wahlklaſſen: Großgrundbeſitz, Städte, Handels- und 
Gewerbekammern und Landgemeinden, getheilt, jeder Wählerklaſſe eine beſtimmte 
Zahl von Abgeordneten zugewieſen. Dadurch empfingen die neuen Geſetze 
Fühlung mit dem Februarpatente, nach deſſen Vorbild die ſtädtiſchen und Han⸗ 
delskreiſe gleichfalls eine ſtärkere Repräſentation im Verhältniß zu den anderen 
Wählerklaſſen fanden. Es blieb bei der Intereſſenvertretung wie in der Februar— 
verfaſſung, nur erſchien der Reichsrath von den Feſſeln befreit, in welchen 
ihn bisher die Landtage gefangen gehalten hatten. In dieſer Weiſe verändert 
und verbeſſert beſteht noch heute die Verfaſſung zu Recht. Sie darf ſich 
daher einer längeren Dauer rühmen als alle früheren Conſtitutionen. Ob 
aber die nichtungariſchen Erbländer in ihr den endgültigen Abſchluß aller Vere 
faſſungskämpfe in Wahrheit erblicken, möchte man nach den Vorgängen in den 
Reichsrathsſitzungen der jüngſten Jahre bezweifeln. Es ſcheint vielmehr, daß 
ſich nichts geändert hat, als der Schauplatz der Kämpfe. Dieſe werden nicht 
mehr in den Landtagen, ſondern im Reichsrathe ausgefochten. 

Als die Aprilgeſetze vom Jahre 1873 in das Staatsleben eingeführt 
wurden, beharrten zunächſt die Gegner der Verfaſſung bei ihrem Widerſtande. 
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Sie beſtritten die Berechtigung des Reichsrathes, als geſetzmäßige Vertretung 
aller nichtungariſchen Völker zu gelten, und hielten ſich von ſeinen Sitzungen 
fern. So lange die Regierung an der Mehrheit des Abgeordnetenhauſes eine 
Stütze fand, mußten ſie freilich mit einer paſſiven Oppoſition ſich begnügen. 
Dieſe Stütze brach aber allmählich zuſammen. Die Deutſchliberalen faßten 
die Stellung zu dem Miniſterium, an deſſen Kräftigung ihnen doch alles ge⸗ 
legen war, ähnlich auf, als wären ſie mit demſelben in einen Civilproceß ver⸗ 
wickelt. Der politiſche Standpunkt trat bei ihnen gegen den rechtlichen zurück, 
und Recht zu behalten erſchien ihnen wichtiger als die Fortdauer des Miniſte⸗ 
riums. Von den eigenen Anhängern verlaſſen, beſaß das Miniſterium keine 
andere Wahl als Abdankung. 

Dieſen Augenblick benutzten die früheren Gegner der Verfaſſung mit 
großer Klugheit. Das neue Miniſterium konnte nach ſeinem ganzen Urſprunge 
ſchließlich doch nur in ihren Reihen die unentbehrliche Reichsrathsmehrheit 
ſuchen. Noch war dieſe Mehrheit nicht vorhanden. Sobald aber der Ent 
ſchluß des Miniſteriums feſtſtand, fielen den bisher als Oppoſition wirkſamen 
Parteien viele ſchwankende Stimmen zu, war ihr Uebergewicht im Abgeordneten⸗ 
hauſe geſichert. Dieſe Gewißheit empfahl einen Wechſel der Taktik. Mit der 
aufgerollten Fahne des Föderalismus und der politiſchen Kirchenhoheit konnten 
ſie nicht füglich in den Reichsrath einziehen. Wenigſtens äußerlich mußten ſie 
ſich auf den Boden der Verfaſſung ſtellen. Sie ſteckten daher vorläufig ihre 
Grundſätze in die Taſche und verſuchten auf Umwegen die Früchte derſelben 
einzeln, nach und nach einzuheimſen. Durch eine merkwürdige Ironie des 
Schickſals dient ein Inſtitut, welches im Intereſſe der Centraliſation gegründet 
wurde, föderaliſtiſchen Zwecken. Die alten Freunde der Verfaſſung und die 
früheren Gegner derſelben haben ihre Rollen gewechſelt. Dieſe fühlen ſich im 
Reichsrathe ganz heimiſch, jenen erſcheint er als ein fremder, ungaſtlicher Raum. 
Auf die Intereſſenvertretung war die Verfaſſung aufgebaut. Sobald dieſe 
Grundlage verrückt wurde, verlor der Bau das feſte Gefüge. Er kann durch 
äußere Stützen noch eine Zeit lang vor dem Zuſammenbruch gewahrt werden, 
die eigene Kraft kann ihn auf die Dauer nicht mehr erhalten. Nach den Vor⸗ 
gängen, welche ſich bei den Wahlen aus dem Kreiſe der Großgrundbeſitzer und 
der Handelskammern abſpielten, nach der Stimmung, welche alle Parteien bee 
herrſcht und von Tag zu Tag immer ſchärfer ſich ausprägt, beſteht darüber 
kein Zweifel, daß die gegenwärtige Verfaſſung nicht mehr als einigendes Band 
der öſterreichiſchen Völker genügt. Sie hat ihre Aufgabe, die nationalen Lei⸗ 
denſchaften zu dämpfen, nicht erfüllt, die harte Sprödigkeit der Parteien nicht 
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gebrochen. Auf ihrem Boden vielmehr bekämpfen ſich die letzteren auf das 
heftigſte. 

Der höchſte Grad der Unzufriedenheit herrſcht bei den Deutſchliberalen. 
Die Stellung der Deutſchen in Oeſterreich hat überhaupt ſeit dem Kriege 1866 
einen tiefeingreifenden Wechſel erfahren. Die Regierung hatte zwar früher 
keineswegs die deutſche Bevölkerung übermäßig begünſtigt, im Verwaltungs- 
dienſte z. B. die deutſch redenden Slawen vorgezogen, noch weniger hatte ſie 
die nationalen Intereſſen der Deutſchen gefördert. Immerhin mußte ſie als 
Präſidialmacht des Bundestages auf dieſelben eine gewiſſe Rückſicht üben. Und 
auch unabhängig von der Regierung floſſen ihnen aus der Verbindung mit 
Deutſchland einzelne Vortheile zu und ſteigerte ſich ihr Anſehen im eigenen Lande. 
Das alles war nun mit einem Schlage anders geworden. Kein Wunder, daß 
die Deutſchöſterreicher den politiſchen Ausſchluß Oeſterreichs aus Deutſchland mit 
ungünſtigen Augen betrachteten und der ſiegreichen Macht nichts weniger als 
freundliche Geſinnungen entgegenbrachten. Der alte Groll auf Preußen regte 
ſich wieder mächtig, beſonders unter den politiſch Gebildeten. Dagegen flammte 
der öſterreichiſche Patriotismus in ihren Kreiſen gerade jetzt hell auf. Während 
in früheren Zeiten geringſchätziger Spott über die öffentlichen Zuſtände und 
ſtaatlichen Einrichtungen in der Heimat nur gar zu leicht von den Lippen 
floß, wurde jetzt der Tadel herbe zurückgewieſen, und was in Oeſterreich, nament- 
lich im Verhältniſſe zu Preußen, gut und tüchtig, reich und zum frohen, freien 
Leben einladend ſei, mit Stolz betont. 

Im Angeſichte dieſer notoriſchen Thatſachen müßte es unbegreiflich ere 
ſcheinen, daß die Deutſchöſterreicher von den Slawen fortwährend als heim— 
liche preußiſche Parteigänger denuncirt werden, wenn man nicht wüßte, zu 
welcher Maßloſigkeit ſich nationaler Haß verſteigen kann. Gerade die Slawen, 
insbeſondere die Czechen, haben den Ausſchluß Oeſterreichs aus dem deutſchen 
Bunde ſeit 1848 auf ihr Programm geſetzt und offen die Anſprüche Preußens 
auf die Vorherrſchaft in Deutſchland vertheidigt. Das ältere Geſchlecht dürfte 
fi noch der Prager „Union“ erinnern, welche zur Zeit der Olmützer Con- 
ferenzen, die einzige unter allen öſterreichiſchen Zeitungen, für Preußens beſſeres 
Recht in Deutſchland einſtand und dafür auf unmittelbaren Befehl des Fürſten 
Felix Schwarzenberg verboten wurde. Die „Union“ war das Organ der Föde— 
raliſten und zählte hervorragende Czechenführer zu Mitarbeitern. 

Keine Verleumdung iſt im Stande, die treue Anhänglichkeit der Deutſch— 
öſterreicher an ihr Vaterland zu verdächtigen. Wenn einzelne jugendliche 
Brauſeköpfe von einer politiſchen Vereinigung mit dem deutſchen Reiche phan⸗ 
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taſiren, fo liegt darin fo viel Ernſt, wie wenn katholiſche Czechen aus pane 
ſlawiſtiſchem Eifer in ruſſiſche Kirchen beten gehen. Aber allerdings, die na⸗ 
tionale Geſinnung wollen die Deutſchöſterreicher nicht aufgeben, an der natio 
nalen Cultur, am nationalen Ruhme ihrer Stammesgenoſſen auch fernerhin 
theilnehmen. Wenn ſie es nicht thäten, wenn ſie nicht mit Stolz zu den 
Helden des deutſchen Volkes emporblickten, wie verächtlich würden ſie in den 
Augen gerade der ſlawiſchen Stämme erſcheinen, welche den Ruhmescultus 
ihrer nationalen Größen mit unglaublichem Eifer pflegen. Wäre nur die ſtolze 
nationale Geſinnung in allen deutſchen Kreiſen Oeſterreichs gleichmäßig ver⸗ 
breitet! Leider trennt ſie aber, den einzigen Stamm in Oeſterreich, ein harter 
politiſcher Gegenſatz. Bei den ſlawiſchen Völkerſchaften bildet das nationale 
Princip das einigende Band. Die einzelnen Perſonen mögen für ſich noch 
ſo verſchiedene Anſichten hegen, ſobald ſie als Parteigenoſſen öffentlich auf⸗ 
treten, ſchwinden alle Gegenſätze, wird ausſchließlich der nationale Standpunkt 
betont. Was die nationalen Intereſſen fördert, das allein beſtimmt ihr Han⸗ 
deln. Ohne Bedenken wechſeln ſie ihre politiſche Stellung, wenn ſie dadurch 
einen Gewinn für ihre Nationalität einzuheimſen hoffen; ſie bekämpfen heute 
und unterſtützen morgen die Regierung; ſie ſträuben ſich nicht gegen liberale 
Errungenſchaften, haben aber auch nichts gegen die Verdammung derſelben 
einzuwenden, jenachdem es dem nationalen Wohle Vortheil bringt. Dieſem 
unterordnen ſie unbedingt alle anderen Intereſſen. 

Von einer ſo geſchloſſenen Haltung ſind die Deutſchen in Oeſterreich 
weit entfernt. Während die eine Hälfte liberalen Anſchauungen huldigt und 
ſelbſt hier wieder alle Schattirungen des Liberalismus von ſeiner mildeſten 
Form bis zu ſchroff radicaler Geſinnung vertritt, empfängt die andere Hälfte 
die Richtſchnur für ihre politiſche Thätigkeit von conſervativen und klerikalen 
Wortführern. Dieſe Spaltung hätte nichts Bedenkliches, wenn auch die nicht⸗ 
deutſche Bevölkerung ſich in politiſche Parteien gliederte. Dann hätte ſogar der 
Umſtand, daß das Deutſchthum, obgleich nur in der Minderheit, ſich in den 
ſlawiſchen Provinzen erhalten hat, den Deutſchen von ſelbſt die führende Rolle 
geſichert. Ihre weite Verbreitung ſtempelt die Deutſchen, weil ſie frei von 
provinzieller Einſeitigkeit den allgemeinen Staatsgedanken am leichteſten wahren 
können, zur geborenen Regierungspartei. Ihre Stärke in einem nur von 
politiſchen Gegenſätzen bewegten Staate wird aber zur Schwäche in einem 
Reiche, in welchem die nationalen Parteien vorherrſchen. Gegenüber den dichten 
Sitzen der nichtdeutſchen Stämme in einzelnen Provinzen erſcheinen die 
Deutſchen in vielen Kronländern zerſtreut. Schon dadurch verliert ihr natio 
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naler Ruf an Stärke, vollends wenn die Hälfte von ihnen in denſelben nicht 
einſtimmt. Und das iſt bei der deutſch-klerikalen Partei der Fall. Der Haß 
gegen den Liberalismus iſt bei einzelnen Wortführern dieſer Partei ſo groß, 
die Abneigung gegen die neuere deutſche Bildung wurzelt bei ihnen ſo tief, 
daß ſie kein Bedenken trugen, ſich mit den Gegnern des Deutſchthums zu 
verbinden. Sie rechnen mit Sicherheit darauf, daß das Zurückdrängen des 
deutſchen Elementes die Völker Oeſterreichs der allzunahen Berührung mit der 
modernen weſteuropäiſchen Cultur, die nun einmal nicht auf mittelalterlich⸗ 
kirchlicher Grundlage ruht, entziehen, die „reine“ Geſinnung derſelben ſchützen 
werde. 

Das Bündniß zwiſchen der klerikalen Partei und den ſlawiſchen Natio 
nalitäten iſt keineswegs ſo unnatürlich, als es auf den erſten Anblick erſcheint. 
Die Politik der Curie iſt darauf gerichtet, für die Einbuße, welche ihre Cut 
turherrſchaft im Weſten, namentlich bei den germaniſchen Völkern erlitten hat, 
Erſatz in Oſteuropa zu ſuchen. Sie bemüht ſich daher auch in nichtkirchlichen 
Dingen um die Freundſchaft ſlawiſcher Stämme. Bei den Polen hat ſie ihre 
Abſicht bereits vollkommen erreicht, bei den Kroaten, Slowenen und Czechen 
iſt ſie nicht mehr weit vom Ziele. Mit den Slawenſtämmen verknüpft ſie die 
gemeinſame Feindſchaft gegen das deutſche Weſen, wie es ſich im ſtaatlichen 
Leben, in der Wiſſenſchaft, Kunſt und Literatur verkörpert hat. In dieſer 
Feindſchaft gehen bekanntlich die Slowenen und Czechen am weiteſten. Sie 
kämpfen ſchon lange nicht mehr um ihre politiſchen Rechte, ſie wollen ſich 
auch eine unabhängige Originalbildung erobern. Der politiſche Streit hat 
ſich in einen verbitterten Culturkampf verwandelt. Gegner dieſer Stämme ſind 
nicht etwa bloß die Deutſchöſterreicher, ſondern die ganze große deutſche Nation. 
Wie ſie in dem Wahne befangen ſind, daß ganz Europa das Auge auf ſie ge— 
worfen hat und mit geſpannter Aufmerkſamkeit ihre Thätigkeit verfolgt, ſo leben 
ſie auch in dem Glauben, daß alle Deutſchen von den Vogeſen bis zur Memel 
ſchon die Lanze eingelegt haben, um die verhaßten und gefährlichen Slawen— 
ſtämme an der Grenze zu vernichten. Sie können ſich beruhigen. So lange 
flawiſche, insbeſondere polniſche Tendenzen die äußere Politik des Kaiſerſtaates 
nicht beſtimmen und in andere Bahnen lenken, iſt für das deutſche Reich kein 
Anlaß vorhanden, ſich um das Leben und Treiben der Slawenſtämme in 
Oeſterreich zu kümmern. Und was die Schöpfung einer naturwüchſigen flomwe- 
niſchen oder czechiſchen Originalcultur anbelangt, ſo iſt dieſelbe doch wahrlich 
nicht abhängig von der Gunſt oder Mißgunſt fremder Völker. Aeußere Gunſt 
kann nicht die innere geiſtige Lebenskraft erſetzen, Mißgunſt die letztere nicht 
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zerſtören. Daß die deutſche Nation auf tüchtige Leiſtungen ſlawiſcher Männer 
keineswes mit Neid und Eiſerſucht blickt, beweiſt die wohlwollende Aufnahme, 
welche ruſſiſche Schriftſteller, czechiſche Maler und Tonkünſtler in Deutſchland, 
zuweilen ſogar über Gebühr ihres Verdienſtes, gefunden haben. 

Ein förmlicher Glaubensartikel der öſterreichiſchen Slawen iſt die Ent 
behrlichkeit der deutſchen Cultur. Sie haben die deutſche Sprache in Acht und 
Bann gethan und behaupten, wenn eine Anlehnung an eine fremde Bildung 
nothwendig ſein ſollte, daß dann Frankreich die nächſtliegende Quelle biete, an 
welche man ſich zu wenden habe. Bei dieſem ſtolzen Selbſtbewußtſein erregt 
es nur Staunen, daß den Worten keine Thaten folgen. Die Gründung der 
neuen czechiſchen Univerſität hätte den beſten Anlaß gegeben, die ſelbſtändige 
nationale Cultur durch eine ihr entſprechende Unterrichtsverfaſſung zu ſtützen. 
Man mußte erwarten, daß die geiſtigen Führer des Volkes ſich von allen frem⸗ 
den Traditionen losſagen, daß ein Stamm, welcher erſt in der Gegenwart 
einen höheren Aufſchwung genommen, nun auch rückhaltlos die Culturſtrö⸗ 
mungen der Gegenwart in ſich aufnehme, der herrſchenden realiſtiſchen und 
praktiſchen Richtung eine offene Stätte bereite. Special und Fachſchulen, den 
gegenwärtigen Intereſſen entſprechend eingerichtet, hätten ſofort im nationalen 
Boden Wurzeln geſchlagen und den deutſchen höheren Schulen eine ernſte 
Concurrenz bereitet. An die Stelle ſolcher wirklich lebensfähigen Anſtalten, 
wobei man überdies dem Ideale der franzöſiſchen Cultur näher gekommen wäre, 
trat eine Hochſchule, welche ſich als die ungelenke Ueberſetzung unſerer deutſchen 
Univerſitäten in das Czechiſche darſtellt. Alle Einrichtungen der erſteren werden 
einfach copirt, ohne eine Ahnung, daß dieſelben in der eigenthümlichen Ent 
wickelung des deutſchen Nationalgeiſtes ihren Urſprung und ihre Berechtigung 
beſitzen und eine Verpflanzung in fremden Boden ihre Lebenskraft zerſtört. 
Oder iſt der czechiſche Boden nicht ſo fremd, wie gewöhnlich behauptet wird? 

Solche Pläne, im Herzen Europas die Grenzen einer iſolirten kleinen 
Culturwelt abzuſtecken, reizen durch die ſeltene Miſchung von Trotz und Harm⸗ 
loſigkeit den Humor Fernſtehender, bei den Deutſchöſterreichern aber müſſen ſie 
bittere Empfindungen wecken, weil durch den nationalen Culturkampf der innere 
Friede und die Verſtändigung auf Grundlage der beſtehenden Verfaſſung une 
möglich gemacht wird. Das Streben nach nationaler Cultur hat die Sehn— 
ſucht nach einem nationalen Staate geweckt. Und allerdings würde die erſtere 
große äußere Erfolge erzielen, wenn in den Provinzen, welche Slawen ge— 
meinſam mit Deutſchen bewohnen, die ſlawiſche Sprache als die eigentliche 
Staatsſprache und die ſlawiſche Majorität in den einzelnen Ländern als die 
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allein berechtigte politiſche Nation anerkannt würde. Ihnen ſchwebt das Bei— 
ſpiel der Magyaren vor den Augen. Wie dieſe in dem vielſprachigen Ungarn 
den Staatsgedanken allein verkörpern, die magyariſche Sprache zur Staats- 
ſprache erhoben haben und ungariſche Bildung mit magyariſcher Cultur gleich— 
ſetzen, ſo wollen auch die Slawen in den zweiſprachigen Erbländern die Führer 
rolle im öffentlichen Leben übernehmen, als politiſche Nation auftreten. Dahin 
zielen alle ihre Beſtrebungen in den geſetzgebenden Körpern und dieſes Ideal 
bereiten alle von ihnen eroberten Zugeſtändniſſe vor, wie z. B. die Sprachen⸗ 
verordnung für Böhmen vom 19. April 1880, welche von den Beamten auch 
in deutſchen Diſtricten die Kenntniß der czechiſchen Sprache fordert. 

Die ſcheinbar ganz billige, in der Form rechtlich kaum anfechtbare Maß— 
regel erweiſt ſich thatſächlich als ein Privilegium der Czechen. Die beiden 
Stämme befinden ſich nicht in der gleichen Lage. Während den meiſten Deut- 
ſchen die Möglichkeit, ſich die czechiſche Sprache vollkommen anzueignen, nur 
ſelten gegeben iſt, die Halbkenntniß von den auf Sprachreinheit mit Recht 
eiferſüchtigen Czechen ſofort zum Gegenſtande öffentlicher Anklage erhoben wird, 
genügt bei den letzteren ſchon die flüchtigſte elementare Kunde des Deutſchen 
zur Behauptung ihres vollſtändigen Verſtändniſſes. Wie ſchlecht man deutſch 
ſprechen müſſe, um als Ignorant der deutſchen Sprache angeſehen zu werden, 
hat in den halbſlawiſchen Provinzen noch Niemand ergründet. Die Folge ift, 
daß nach den gegebenen Verhältniſſen den czechiſchen Beamten das ganze 
Land, den deutſchen Beamten nicht einmal mehr der rein deutſche Bezirk 
offen ſteht. 

Die Forderung der Kenntniß beider Landesſprachen für alle Staatsbeamte 
ſteht ſcheinbar mit dem Wunſche der Slawen, ihren Stamm zu dem politiſch 
herrſchenden, ihre Sprachen zu Staatsſprachen erhoben zu ſehen, im Wider— 
ſpruche. Sie denken auch nicht daran, dieſen Zuſtand dauernd zu erhalten. 
Wenn das junge Geſchlecht, in welchem die Vertrautheit mit deutſcher Sprache 
und Bildung von Jahr zu Jahr mehr ſchwindet, in die Reihe der Männer 
treten und dann der Ruf, auch das Staatsweſen in den Dienſt der natio— 
nalen Cultur zu ſtellen, ſtürmiſcher als je zuvor erſchallen wird, dürfte erſt 
die wahre Wirkung und das heimliche Ziel der Sprachenverordnung an den 
Tag treten. Die überall im Lande zerſtreuten czechiſchen Beamten werden der 
Nationaliſirung des Staatsweſens keinen harten Widerſpruch entgegenſetzen, 
haben vielmehr die nichtſlawiſche Bevölkerung auf den Umſchwung langſam 
vorbereitet. 

Für alle dieſe Träume, Wünſche und Pläne bietet den Rückhalt die Gleich— 
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berechtigung, welche ſeit dem Jahre 1848 als das wahre, ja als das höchſte 
Grundgeſetz Oeſterreichs ausgerufen wird und noch bei jedem Verfaſſungswechſel 
an die Spitze der Volksrechte geſtellt wurde. Im Namen der Gleichberechtigung 
erheben die Slawenſtämme ihre Anſprüche, und wenn ſie ihre nationalen oder 
politiſchen Intereſſen verletzt glauben, jo proteſtiren fie immer wieder im Namen 
der Gleichberechtigung. Von ihnen muß man daher wohl die beſte Aufklärung, 
was die Gleichberechtigung im öffentlichen Leben bedeutet, empfangen. Sie 
haben dieſelbe wiederholt gegeben. In der ſiebenten Sitzung des verſtärkten 
Reichsrathes (7. September 1860) warnte Graf Heinrich Clam-Martinitz 
vor dem Irrthum, in dem Princip der Gleichberechtigung, welches die ver⸗ 
ſchiedenartigſte Deutung erfahren kann, die Löſung praktiſcher politiſcher Fragen 
finden zu wollen, Als in der Sitzung des Verfaſſungsausſchuſſes (29. Januar 
1849) Rieger gefragt wurde, ob er unter der Gleichberechtigung verſtehe, daß 
ein Dicker mehr Rechte habe als ein Dünner, ein Großer mehr als ein Kleiner, 
antwortete er mit einem fröhlichen Ja. Der klaſſiſche Zeuge für die praktiſche 
Anwendbarkeit der Gleichberechtigung iſt aber der berühmteſte czechiſche Jour⸗ 
naliſt, der noch heute als der tapferſte Vertheidiger nationaler Rechte ver⸗ 
ehrte Karl Havliczek. Die Slawenſtämme legen gegenwärtig das größte 
Gewicht auf die Freizügigkeit. Aus derſelben leiten ſie das Recht ab, daß 
überall, wo ſich ihre Stammgenoſſen in deutſchen Bezirken anſiedeln, ihre na⸗ 
tionalen Intereſſen in der Schule, in der Verwaltung und vor Gericht ge 
wahrt werden müſſen. Die Freizügigkeit wurde bereits in der octroyirten 
Verfaſſung allen Oeſterreichern zugeſtanden. Der dritte Abſchnitt derſelben 
ſprach die Freizügigkeit der Perſon und des Vermögens, die Gleichheit des 
Rechtes für alle Völker des Reiches aus. Wie dachte Havliczek von der Frei 
zügigkeit? In ſeiner Zeitung (Nr. 62, 14. März 1849) griff er gerade dieſe 
Beſtimmung mit leidenſchaftlicher Schärfe an. „Dieſer Abſchnitt hat den Zweck, 
den Deutſchen die Verbreitung nach allen Orten hin zu erleichtern. Wenn 
ihrer wo einige ſind, ſo haben ſie das Recht, eine eigene Schule und ein 
eigenes Amt zu fordern, und ſo wird dann endlich nach etwa zwanzig Jahren 
das Ideal der miniſteriellen Politik erreicht, d. h. Oeſterreich eine große 
deutſche Kolonie ſein.“ Wegen des Artikels angeklagt und vor das Schwur⸗ 
gericht geſtellt, gab Havliczek hier (13. April 1849) ſeiner Meinung einen noch 
deutlicheren Ausdruck. „Ich glaube, daß das Recht der Freizügigkeit an ge⸗ 
wiſſe Bedingungen geknüpft werden müſſe und zwar erſtens, daß Jemand nur 
dahin ziehen dürfe, wo man ihn aufnehmen will, und zweitens, daß er ſich 
nach jenen richtet, die bereits dort wohnen. Einwanderer müſſen 
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die Sprache ſprechen, die man in der neuen Heimat ſpricht, und ſich den Ge— 
bräuchen fügen, die dort heimiſch ſind.“ 

Havliczek's Kampf gegen die unbedingte Freizügigkeit hatte gute Gründe. 
Damals wäre dieſelbe vorwiegend den Deutſchen zum Vortheile gerathen. In 
ſeiner Vertheidigung bekannte er ganz offen, daß dieſe Rückſicht ſeine Ueber— 
zeugung beſtimmte, und führte auch immer nur die Deutſchen als Beiſpiele an. 
Seitdem haben ſich die Verhältniſſe geändert. Aus der Freizügigkeit erwächſt 
den ſlawiſchen Stämmen der größte Nutzen, ſie find daher gegenwärtig ebenſo 
begeiſterte Anhänger derſelben, wie ſie vor einem Menſchenalter erbitterte 
Gegner geweſen waren. Daraus folgt, daß die Gleichberechtigung keinen ſiche— 
ren, ſich ſtets gleichbleibenden Inhalt beſitzt, von den nationalen Parteien, 
welche ſich zufällig der größeren Gunſt der Regierung erfreuen, ganz verſchie— 
den gedeutet wird, und dauernd friedliche Zuſtände nicht zu ſchaffen vermag. 
Die Gleichberechtigung iſt einfach eine Machtfrage und als ſolche auch, wie 
Rieger's Wort beweiſt, von den ſlawiſchen Führern aufgefaßt worden. Sie 
bedeutet, daß der Volksſtamm, welcher ſich zufällig im Beſitze reicherer äußerer 
Mittel befindet, größere Rechte in Anſpruch nimmt. Sie hat bis jetzt nur die 
einzige Frucht getragen, daß abwechſelnd die einzelnen Nationen über die un— 
gleiche Berechtigung klagen. Und eine ſolche Machtfrage, welche den Keim 
ewigen Streites in ſich trägt, ſteht als oberſtes Grundgeſetz an der Spitze der 
Verfaſſung. Kann es dann Wunder nehmen, daß die letztere nicht befriedigt 
und an ihr fortwährend geändert und gemodelt wird? So lange man nicht 
den Muth zu der Erkenntniß erwirbt, daß es nicht die Aufgabe des Staates 
bildet, die nationale Cultur jedes einzelnen Stammes zu ſichern, dieſes viel— 
mehr der eigenen Kraft der Stammesgenoſſen überlaſſen werden muß, ſo lange 
man ſich der Ueberzeugung verſchließt, daß nur durch die Verminderung der 
Berührungsflächen zwiſchen den einzelnen Nationen das Ziel erreicht wird, 
welches irrthümlich durch den Grundſatz der Gleichberechtigung angeſtrebt wurde, 
wird es nicht beſſer werden und der Verfaſſungskampf ſich endlos fortſchleppen. 
In welcher Richtung die Aenderung der Conſtitution zu erfolgen hätte, dafür 
geben die Verhandlungen des Verfaſſungsausſchuſſes im Reichstage 1848 be— 
achtenswerthe Andeutungen. Hier wurde eine Entlaſtung der Landtage und 
der Landesverwaltung durch Kreistage und Kreisverwaltung vorgeſehen, den 
nach Möglichkeit national abgegrenzten Kreiſen die Pflege der Volkscultur, 
insbeſondere der Schulen überwieſen. Hier wurde auch durch die Theilnahme 
der Kreiſe an der Reichsvertretung in der Länderkammer jeder Bedrückung der 
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gezogen. In dem Conſtitutionsausſchuſſe hat ſich die Volksſtimme unverfälſcht 
ausgeſprochen, hat der Streit der beiden großen Parteien, der Föderaliſten und 
der Centraliſten, einen verſöhnenden Abſchluß gefunden. 

Der Verfaſſungsſtreit bedeutet allerdings keine unmittelbare Gefahr mehr 
für Oeſterreichs Staatsmacht, ſeitdem er ſich nur auf die eine Hälfte des 
Reiches einſchränkt. Ungarn kann auf der geſicherten Grundlage ſeiner Cons 
ſtitution frei ſeine Kraft entwickeln und hat durch ſein vom Volkswillen ge— 
tragenes Miniſterium eine entſcheidende Stimme in allen großen Reichsange— 
legenheiten ſich erobert. Ungarn, darüber herrſcht kein Zweifel mehr, iſt das 
Hauptland Oeſterreichs geworden und muß es in noch höherem Grade werden, 
wenn Oeſterreich ſeine orientaliſchen Intereſſen mit ernſtem Nachdrucke ver 
folgt. Durch den Pfandbeſitz Bosniens hat ſich Oeſterreich die Entſcheidung 
bei der politiſchen Organiſation der Balkanvölker geſichert. Ungarn aber wird 
darüber wachen, daß dieſe Organiſation nicht bloß nicht gegen ſeinen Willen, 
ſondern poſitiv ſeinen politiſchen Bedürfniſſen entſprechend vollzogen werde. 
Stehen aber auch die anderen Erbländer an Bedeutung für die Machtſtellung 
Oeſterreichs hinter Ungarn, ſo ſind ſie doch nicht etwa ſo tief geſunken, daß 
nicht eine endliche Ordnung der Verfaſſungsverhältniſſe auch hier dringend zu 
wünſchen wäre. Dieſe ununterbrochenen Verfaſſungskämpfe vergiften die Völker, 
machen das Leben unerträglich, den ſocialen Fortſchritt unmöglich und hemmen 
die Machtentfaltung des Staates. Sie um jeden Preis abzuſchließen, muß das 
Ziel einer erleuchteten Regierung und der großdenkenden Volksführer ſein. 
Möchte die neue Ordnung aus der eigenen Einſicht und dem freien Willen 
der öſterreichiſchen Stämme hervorgehen und nicht ihnen erſt wieder durch 
äußere Bedrängniſſe aufgezwungen werden. A 
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Vorbericht. 


Der conſtituirende Reichstag Oeſterreichs, bekanntlich eine Frucht des 
Wiener Pöbelputſches vom 15. Mai, trat am 18. Juli 1848 zuſammen. 
Seine erſte Aufgabe war die Berathung der Geſchäftsordnung und die Wahl 
der Commiſſionen, welche die wichtigſten Geſetze entwerfen ſollten. Unter die— 
ſen nahm der Verfaſſungsausſchuß die hervorragendſte Stelle ein. In der 
Sitzung vom 31. Juli kam der Paragraph der Geſchäftsordnung, welcher von 
der Zuſammenſetzung des Verfaſſungsausſchuſſes handelt, zur Debatte. Er 
lautete: „Der conſtituirende Reichstag ſchreitet gleichzeitig zur Zuſammenſetzung 
eines Ausſchuſſes, welcher einen Entwurf der Verfaſſung des Reiches, der Pro— 
vinzen und Gemeinden zu bearbeiten hat. Dieſer Ausſchuß wird in der Art 
gebildet, daß hierzu die Abgeordneten der einzelnen 10 Gouvernements aus 
ſich je drei Mitglieder, daher zuſammen 30 wählen.“ Schon der erſte Abſatz 
des Paragraphen gab Anlaß zu langathmigen Erörterungen. Das Wort „Ver— 
faſſung“ klang vielen Ohren weniger ſchön als der durch die jüngſten Ereig— 
niſſe landläufig gewordene Name: Conſtitution. Ferner erſchien der beſtimmte 
Hinweis auf eine Provinzial- und Gemeindeverfaſſung als eine unberechtigte 
Einſchränkung des Mandates. Man möge es doch dem Verfaſſungsausſchuſſe 
überlaſſen, ob er auch eine Verfaſſung der Provinzen und Gemeinden feſt— 
ſtellen wolle. So kam endlich folgende allgemeine Faſſung zu Stande: „Der 
Ausſchuß hat den Entwurf einer Conſtitution zu bearbeiten“. Einen gewal— 
tigen Sturm der Leidenſchaften fachte vollends der zweite Abſatz an. Die 
Polen und Czechen fühlten aus demſelben ganz richtig die gegen ſie gerichtete 
Spitze heraus. Galten alle „Gouvernements“ als gleichberechtigt, wählten die 
kleinen Provinzen eben ſo viele Abgeordnete in den Ausſchuß wie die großen, 
dann nützte das numeriſche Uebergewicht der Slawen im Reichstage nichts. 
Denn gerade die kleinen Provinzen: Nieder- und Oberöſterreich, Salzburg, 
Steiermark, bildeten ein feſtes Bollwerk des Deutſchthums. Die czechiſchen 
Redner fanden es lächerlich, daß das kleine (damals noch ſtark italieniſirte) 
Dalmatien mit ſeinen 11 Abgeordneten die gleiche Summe von Intelligenzen 


in ſich bergen ſolle, wie Galizien mit 108 Vertretern. Daß ein beträchtlicher 
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Theil der letzteren nicht leſen und ſchreiben konnte und der deutſchen Sprache 
unkundig war, wurde wohlweislich verſchwiegen. Nicht Vertreter der Provin= 
zen, ſondern politiſche Capacitäten ohne Rückſicht auf Herkunft und Nationa⸗ 
lität ſolle man in den Ausſchuß wählen. Da aber der Reichstag nicht füg— 
lich die politiſchen Kenntniſſe ſeiner Mitglieder prüfen konnte, auch die Abſicht 
der Cechen und Polen, auf dieſem ſcheinbar harmloſen Wege eine ſlawiſche 
Majorität einzuſchmuggeln, ziemlich durchſichtig war, ſo blieb es bei der Zu— 
ſammenſetzung des Ausſchuſſes aus je drei Mitgliedern aus jedem Gouver— 
nement. Die Czechen rächten ſich, indem ſie bei der Wahl der Vertreter 
Böhmens die Deutſchböhmen vollſtändig ausſchloſſen. 

In der Sitzung vom 1. Auguſt wurden die Namen der 30 Mitglieder 
des Verfaſſungsausſchuſſes verkündigt. Die Deputirten Niederöſterreichs hatten 
drei aus den Wiener Revolutionstagen bekannte Redner gewählt, den früheren 
Präſidenten des Sicherheitsausſchuſſes Dr. med. Fiſchhof, den Chemiker 
Goldmark und einen jungen durch Radicalismus und geiſtige Beſchränktheit 
gleich ausgezeichneten Beamten Namens Violand. Dieſe drei Männer traten 
im Verfaſſungsausſchuſſe wenig hervor. Erſt als Violand auf die Mitgliedſchaft 
Verzicht leiſtete und der nüchterne aber kenntnißreiche Mathematiker Breſtel 
ihn erſetzte, gewann das Syſtem der Centralifation einen wichtigen Verthei— 
diger. Oberöſterreich mit Salzburg wählte einen angeſehenen Salzburger 
Advocaten Aloys Fiſcher, der aber bald den Reichstag verließ und einen 
hohen Verwaltungspoſten annahm, und zwei jüngere Staatsbeamte, Laſſer 
und Vacano. Als Erſatzmann Fiſcher's fungirte der mildgeſinnte Salzburger 
Domprieſter Halter. Die Abgeordneten Galiziens entſandten in den Aus— 
ſchuß einen rutheniſchen Biſchof (Jachimovicz) und zwei polniſche Advocaten 
(Smolka und Ziemialkowsky). Böhmen wurde durch den Prager Advocaten 
Pinkas, und den Kopf und Mund der Szechenpartei, den Hiſtoriker Palazky 
und den Doctor der Rechte Rieger vertreten. An Palazky's Stelle, welcher 
nach der Zurückweiſung ſeines Verfaſſungsplanes ärgerlich aus dem Ausſchuſſe 
ſchied, rückte {pater der ungleich maßvollere, überdies geſchäftskundigere Stro— 
bach, Rath am Prager Appellationsgericht. Mähren wurde durch den ſchle— 
ſiſchen Advocaten Hein, den Liechtenſteinſchen Juſtiziar und Güterinſpector 
Mayer und den Brünner Magiſtratsrath Feifalik repräſentirt. Für Steier⸗ 
mark traten der ſlawiſche Sprachforſcher Mikloſitſch, der Doctor der Rechte 
Krainz und der Rath am Grazer Landgericht Ca valcabo ein. Kärnthen und 
Krain wählten den Bezirkscommiſſär Ambroſch, den Laibacher Advocaten 
Kautſchitſch und den Juſtizbeamten Scholl, welcher letztere ſpäter durch den 
Kreishauptmann Laufenſtein erſetzt wurde. Dem Küſtenlande gehörten an: 
der Arzt Gobbi aus Trieſt (ſpäterer Erſatzmann: Criminalrath Vlach), der 
Advocat Madonizza aus Capo d' ſtria und der Bezirkscommiſſär Goriup 
aus Parenzo. Tirol vertraten der Arzt Pfretſchner aus Kufſtein, der Land 
richter Ratz aus Dornbirn in Vorarlberg und endlich Turco aus Trient, 
welcher, obſchon kaiſerlicher Beamter, die Intereſſen der italieniſchen Nationalität 
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leidenſchaftlich vertheidigte. Aus Dalmatien endlich kamen der Advocat Filippi 
und die Gerichtsbeamten Plenkovich und Petranovich, alle drei der dente 
ſchen Sprache wenig oder gar nicht kundig und daher ſchlecht befähigt, in die 
Verhandlungen wirkſam einzugreifen. 

Die Mehrzahl dieſer 30 Mitglieder des Verfaſſungsausſchuſſes iſt längſt 
vergeſſen. Viele zogen ſich nach Auflöſung des Reichstages in ihre frühere 
Stellung oder in das Privatleben zurück. Goldmark und Violand flüchteten 
nach Amerika; Mayer und Laſſer wurden für den höheren Staatsdienſt gewon⸗ 
nen. Nur wenige haben, nachdem die Regierung wieder in conſtitutionelle 
Wege einlenkte, an dem politiſchen und an dem parlamentariſchen Leben ferner 
theilgenommen; außer Hein noch insbeſondere die polniſchen und czechiſchen Ab— 
geordneten. Pinkas blieb bis zu ſeinem vorzeitigen Tode (1865) einer der thä— 
tigſten Führer des böhmiſchen Landtages und Landesausſchuſſes, Palazky be 
nutzte die freigewordene Bahn, um abermals wie im Jahre 1848 für einen 
Föderativbund der öſterreichiſchen Provinzen Propaganda zu machen, die beiden 
praktiſcheren Polen Ziemialkowsky und Smolka wurden ſpäter conſervativ und 
ſuchten für ihre Nation durch die Gunſt der Regierung zu erlangen, was ihnen 
der Anſchluß an revolutionäre Bewegungen nicht gewährt hatte. Smolka, von 
der Krone hochgeehrt, iſt nebſt Rieger der einzige, welcher noch in dem gegen— 
wärtigen Reichstage eine hervorragende Rolle ſpielt. Smolka iſt Präſident 
des Abgeordnetenhauſes, Rieger, als der einflußreichſte Führer der czechiſchen 
Partei, verfügt im engeren Bunde mit den ſogenannten Feudalen und Kleri— 
kalen über die Mehrheit des Reichstages. 

In den erſten Auguſttagen conſtituirte ſich der Verfaſſungsausſchuß, wählte 
Feifalik zum Präſidenten und übertrug einer engeren Commiſſion, aus 5 Mit⸗ 
gliedern Mayer, Gobbi, Smolfa, Goldmark und Palazky beſtehend, den vor⸗ 
läufigen Entwurf einer Verfaſſung.!) 

Die Hoffnung auf eine raſche Einigung der 5 Vertrauensmänner ging 
nicht in Erfüllung. Sobald dieſelben ihrer Aufgabe näher traten, was erſt 
nach der Ueberſiedlung des Reichstages nach Kremſier (November 1848) cin 
trat, entdeckten ſie, daß eine tiefe Kluft die Anſichten der einzelnen Mitglieder 
trenne. Palazky war zuerſt mit einem Verfaſſungsplane hervorgetreten. Tief 
durchdacht und vollſtändig konnte man denſelben nicht nennen. Von verfaſſungs⸗ 
mäßigen Beſtimmungen über die richterliche Gewalt, die bewaffnete Macht 
und über die Finanzen, von Rechten der Kreiſe und Gemeinden enthielt Palazky's 
Entwurf nicht ein Wort. Er hatte nur ein einziges Intereſſe vor Augen, die 
Sicherung des ſlawiſchen Uebergewichtes, und dieſem einzigen Intereſſe widmete 
er ausſchließlich den Entwurf. 

In Oeſterreich herrſchen die Landesregierungen, ein Vicekönig mit verant— 
wortlichen Räthen, und die Landtage. Die letzteren werden einfach nach der 

1) Eine zweite Filnfercommiffion arbeitete die Grundrechte aus, welche bekanntlich noch 


im Plenum des Reichstages wenigſtens zum Theile berathen und beſchloſſen werden konnten. 
Vgl. Springer, Geſch. Oeſterreichs II. 587629. 
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Volkszahl (auf 15000, in größeren Städten auf 10000 Seelen ein Abgeord— 
neter) zuſammengeſetzt. Die Reichsregierung und der Reichstag erſcheinen 
nur mit der nothdürftigſten Summe von Befugniſſen ausgeſtattet. Damit 
aber der Reichstag niemals in die Lage komme, ſelbſtändig aufzutreten, ließ 
ihn Palazky aus den Landtagen durch Wahl hervorgehen. Die Landtage waren 
nahezu allmächtig, und da die Majorität in den zwei größten Provinzen und 
in einigen kleineren der ſlawiſchen Bevölkerung zufiel (Bedingungen des Wahl⸗ 
rechtes anzugeben, hatte Palazky vollkommen vergeſſen), ihr demnach die Mehr⸗ 
heit auch im Reichstage geſichert war, fo ſtand mit Annahme des Palazky⸗ 
ſchen Entwurfes die denkbar loſeſte Föderativverfaſſung und die Vorherrſchaft 
der Slawen in nächſter Ausſicht. 

Als Palazky ſeinen Entwurf den Mitgliedern des „Fünferausſchuſſes“ 
vorlegte, ſtieß er auf heftigſten Widerſtand. An eine Einigung war nicht zu 
denken. Es entſchloſſen ſich daher Gobbi und Mayer, auch ihrerſeits Ber 
faſſungsentwürfe auszuarbeiten. Gobbi zog ſeinen Entwurf wieder zurück, 

cayer legte ſeinen natürlich centraliſtiſch angehauchten Verfaſſungsplan dem 
Fünferausſchuſſe vor, und da dieſer beſonders von Palazky ſtark angefochten 
wurde, ſo verſuchte er in einem neuen Entwurfe die Gegenſätze auszugleichen. 
Aber auch dieſe Vermittlung fand keine Gnade vor Palazky. Das eigenſinnige 
Feſthalten Palazky's an einer Verfaſſungsform, von deren allſeitiger Zurück 
weiſung er doch hätte überzeugt ſein müſſen, war den Eingeweihten wohl er⸗ 
klärlich. Er beſaß kein ſtarkes Intereſſe an dem Zuſtandekommen einer Reichs⸗ 
verfaſſung. Scheiterte die letztere, ſo trat nach ſeiner Anſicht die ſogenannte 
böhmiſche Conſtitution, welche eine Prager Deputation dem eingeſchüchterten 
Pillersdorf im April 1848 abgepreßt hatte, in Kraft. Dieſe bot aber den 
Czechen ungleich größere Vortheile, als ſie jemals von einem gekräftigten Reiche 
erwarten konnten, verlieh der „Krone Böhmens“ dieſelben Rechte, welche die 
„rebelliſchen“ Magyaren für ſich verlangten. 

Da die „Fünfercommiſſion“ über keinen Verfaſſungsplan ſchlüſſig wurde, 
ſo blieb nichts anderes übrig, als dem Verfaſſungsausſchuſſe ſowohl Mayer's 
wie Palazky's Entwurf vorzulegen.!) Welchen der beiden Entwürfe ſollte der 
letztere zur Grundlage ſeiner Verhandlungen wählen? Der Zufall entſchied zu 
Mayer's Gunſten. Mayer war das einzige Mitglied der Fünfercommiſſion, 
welches als Berichterſtatter im größeren Ausſchuſſe fungiren konnte. Smolka 
und Gobbi waren der deutſchen Sprache nur in mäßigem Grade mächtig, Gold⸗ 
mark beſaß kein Anſehen und keine Erfahrung, Palazky kannte immer nur ſeine 
eigene Meinung und war jedem Compromiſſe unzugänglich. Mayer dagegen 
erſchien durch ſeine Gewandtheit und Fügſamkeit und ſeine virtuoſe Kunſt 
Gegenſätze abzuſchleifen und abzuſchwächen für das wichtige Amt eines Bericht— 


1) Palazky behauptete zwar in der Ausſchußſitzung vom 2. Februar, ſein Entwurf 
bilde das Majoritätsvotum der Fünfercommiſſion. Das war aber ein thatſächlicher Irrthum, 
da es zu gar keiner Abſtimmung über denſelben kam. Auch hat Palazky bei anderen An⸗ 
läſſen wiederholt von ſeinem Entwurfe als einem Separatvotum geſprochen. 
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erſtatters gut geeignet. Selbſtverſtändlich hielt er ſich an ſeinen Entwurf, ohne 
auf Widerſpruch in der Kammer zu ſtoßen. Erſt ſpäter, als Mayer für einige 
Tage Urlaub nahm und Palazky ihn nothgedrungen vertrat, machte der letztere 
den Verſuch, für Mayer's Entwurf den eigenen einzuſchieben. Er ſcheiterte aber 
an der entſchiedenen Weigerung des Ausſchuſſes, den einmal eingeſchlagenen 
Weg zu verlaſſen. 

Der Verfaſſungsausſchuß trat am 13. Januar 1849 zur erſten Sitzung 
zuſammen. „Auf Aufforderung des Vorſitzenden (Feifalik) las Mayer als 
Berichterſtatter des Fünferausſchuſſes den von ihm verfaßten Entwurf der 
Conſtitution und Palazky die Variante vor, welche er und Smolka bezüglich 
der Zuſammenſetzung des Reichstages in Vorſchlag brachten. Es wurde be— 
ſchloſſen den Entwurf, wie es bei dem der Grundrechte geſchehen war, litho— 
graphiren und unter die Mitglieder des Conſtitutionsausſchuſſes vertheilen zu 
laſſen.“ Die Zwiſchenzeit benutzte der Conſtitutionsausſchuß, um zahlreiche 
ihm zugewieſene Petitionen zu erledigen, d. h. theils ad acta zu legen, theils 
an das Miniſterium abzutreten. Sie waren durchgängig belanglos. Erſt am 
22. Januar begann die Verhandlung über die Verfaſſung. Dem beharrlichen, 
durch die Angſt vor einer Octroyirung immer mehr geſteigerten Fleiße des 
Ausſchuſſes gelang es, das mühſame Werk in wenigen Wochen zu vollenden. 
Täglich, an manchem Tage auch zweimal, wurde Sitzung gehalten, die zweite 
Leſung des Entwurfes am 3. März geſchloſſen, am 4. März in fünfſtündiger 
Sitzung die dritte Leſung durchgeführt, der Verfaſſungsentwurf endgültig an— 
genommen. Am 15. März, dem Jahrestage der Wiener Revolution, ſollte 
der Reichstag zum erſten Male über denſelben berathen. Bekanntlich begrub 
die Auflöſung des Reichstages (7. März) und die Octroyirung einer auch für 
Ungarn gültigen Verfaſſung dieſen Plan. Aus dieſem Grunde blieb der vom 
Conſtitutionsausſchuß feſtgeſtellte Entwurf vielen Mitgliedern des Reichstages 
und vollends der Bevölkerung Oeſterreichs völlig unbekannt. 

Ob derſelbe im Reichstage eine günſtige Aufnahme gefunden hätte? Ge— 
wißheit kann man natürlich darüber nicht erlangen. Doch ſpricht die Wahr- 
ſcheinlichkeit dafür, daß der Reichstag dem Entwurfe in allen weſentlichen 
Punkten zugeſtimmt haben würde. Auf einem Compromiſſe der centraliſtiſchen 
und föderaliſtiſchen, der conſervativen und liberalen Parteien war der Entwurf 
aufgebaut. Keine Partei war vollkommen von ihm zufrieden, jede Partei hatte 
aber doch mehr gewonnen, als ſie anfangs, ſo lange die Gegenſätze ſo ſcharf 
an einander ſchlugen, erwartet hatte. Das Scherzwort: der Ausſchuß habe 
eine „centraliſtiſch-föderaliſtiſche“ Verfaſſung geſchaffen, kam ſchließlich in allem 
Ernſte zu Ehren. Jede Partei mußte mit Recht fürchten, daß, wenn man ein— 
zelne Steine aus dem mühſam aufgerichteten Baue herausſchlüge, das ganze 
Werk einſtürzen und der Regierung der längſt erſehnte Anlaß gegeben würde, 
dem uneinigen Reichstage die Aufgabe der Conſtituirung Oeſterreichs aus den 
Händen zu nehmen. Es verpflichteten ſich daher die hervorragendſten Mitglieder 
des Ausſchuſſes in den Abtheilungen und Clubs ihren ganzen Einfluß aufzu— 
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bieten, um dem Entwurf die Stimmenmehrheit zu ſichern. Es unterliegt kaum 
einem Zweifel, daß ſie ihr Wort eingelöſt hätten. 

Der von dem Conſtitutionsausſchuß beſchloſſene Entwurf iſt todtes Papier 
geblieben und wird niemals wieder lebendig werden. Was aber nicht todt 
blieb, vielmehr bis zur Stunde ſich lebendig erhalten hat, das find die Gegen⸗ 
ſätze, die Intereſſen, die Wünſche und Forderungen der Völker Oeſterreichs, 
welche in den Verhandlungen des Ausſchuſſes Ausdruck erlangten. Dieſe That⸗ 
ſache verleiht den Verhandlungen noch gegenwärtig einen hohen praktiſchen Werth. 


Sitzung am 22. Jannar 1849. 


Der Vorſitzende eröffnete die Debatte über den an der Tagesordnung 
befindlichen Entwurf der Conſtitution. 

Ziemialkowsky ergriff vor allen das Wort, um aufmerkſam zu machen, 
daß, wenn der vorliegende Entwurf der Conſtitution ſanctionirt werden ſollte, 
dieſer Reichstag der erſte und letzte ſein werde. 

Der Entwurf enthalte nämlich (S 76) die Beſtimmung: die Länderkammer 
beſteht aus je drei Abgeordneten jedes einzelnen Kronlandes, welche durch die 
Landtage aus deren Mitte gewählt werden; dann die weiteren Beſtimmungen, 
daß die Landtage erſt, wenn die Conſtitution angenommen ſein wird, einzube⸗ 
rufen ſeien, und daß die durch conſtituirende Landtage feſtzuſtellenden Landes- 
verfaſſungen erſt dann in Kraft treten, wenn ſie von der geſetzgebenden Reichs— 
gewalt beſtätigt worden ſind. Er frage nun, welche geſetzgebende Reichsgewalt 
es ſei, oder wie dieſelbe gebildet werden folle, welcher die Landtage die Pro 
vinzialverfaſſung zur Beſtätigung vorlegen ſollen. 

Mayer glaubt dieſe Bemerkung nur für einen Scherz nehmen zu ſollen, 
denn es verſtehe ſich von ſelbſt, daß, wenn die conſtituirenden Landtage die 
Landesverfaſſung entworfen haben, ſie aus ihrer Mitte drei Mitglieder in die 
Länderkammer des Reichstages zu wählen haben werden. 

Ziemialkowsky erklärt hierüber, er hoffe, es werde in der Conſtitution 
ausdrücklich geſagt werden, daß die conſtituirenden Landtage auch gleich dieſe 
Wahl vorzunehmen haben. 

Pinkas hält es für nothwendig, daß man ſich vorerſt über Principien 
vereinige, ehe man über die einzelnen Paragraphen debattiren will. Denn die 
Paragraphen dieſes Theiles der Verfaſſung enthalten nicht wie jene des erſten 
Theils (welcher von den Grundrechten handelt) einzeln für ſich einen Grundſatz. 
Man müßte ſich offenbar über die Beſtandtheile des Reichs, über die Beſchaffen— 
heit der Centralgewalt und dergleichen einigen, wenn man überhaupt zu einem 
Reſultate gelangen wolle. 

Breſtel iſt derſelben Anſicht, will aber, daß ſich der Ausſchuß vorerſt aus: 
ſpreche, ob er ſich in der vom Abg. Pinkas beantragten Weiſe vereinigen wolle. 

Palazky hält auch eine Verſtändigung darüber für nothwendig, für wen 
die Conſtitution Geltung erhalten ſolle, ob bloß für die Völker, welche hier 
repräſentirt ſind, und ob dann, wenn ſich die nicht repräſentirten Völker mit 
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uns verbinden wollen, der Tag einer ſolchen Vereinigung auch der Todestag 
unſerer Conſtitution ſein und eine andere entworfen werden ſolle, oder aber 
ob die Conſtitution nicht ſchon in der Anlage fo eingerichtet werden folle, daß 
ſie auch für die hier nicht repräſentirten Völker annehmbar ſei. 

Er für ſeine Perſon ſei dieſer letzteren Anſicht; denn er wolle eine Con— 
ſtitution für das einige, große Oeſterreich, das von Allen im Munde und im 
Herzen geführt werde; er halte alſo dafür, daß bei der Entwerfung der Con— 
ſtitution auch auf die Verhältniſſe und Bedürfniſſe der hier nicht repräſentirten 
Völker Rückſicht genommen werde. Es ſei wohl einerſeits wahr, das Mandat 
des conſtituirenden Reichstags gehe eigentlich dahin, eine Verfaſſung für die 
hier repräſentirten Völker zu bieten; allein nachdem die nicht repräſentirten 
Völker doch durch unſer Zuthun mit uns vereinigt werden, und vereinigt bleiben 
ſollen, und nachdem namentlich das Ungarland mit uns dieſelbe Verfaſſung 
werde annehmen müſſen, denn freiwillig werde ſich daſſelbe immer nur für die 
frühere Verfaſſung erklären, ſo entſtehe die Frage, wer denn das Recht habe, 
dieſen Völkern eine Verfaſſung vorzuſchreiben, ob etwa das Miniſterium, oder 
ob die Volksvertreter. Er glaube, daß die Miniſter dieſes Recht jedenfalls nicht 
für ſich allein, höchſtens mit den Volksvertretern gemeinſchaftlich haben, daß 
alſo die Berückſichtigung der nicht repräſentirten Völker jedenfalls nicht außer 
dem Bereich des Mandats der Volksvertreter liege. 

Der Herr Vorſitzer leitete, damit ſich die Debatte nicht ins Unbeſtimmte 
verliere, die Abſtimmung über den Antrag Breſtel's ein. Es wurde die Frage, 
ob ſich der Ausſchuß in der vom Abg. Pinkas beantragten Weiſe vereinigen 
wolle, einſtimmig bejaht, worüber die Debatte über den Antrag des Abg. Pinkas 
eröffnet wurde. a 

Pinkas: Zur Zeit, als die Abgeordneten zum conſtituirenden Reichstage 
gewählt wurden, ſei von den Völkern, welche bei demſelben nicht repräſentirt 
find, gar keine Rede geweſen. Wollte man jetzt für die hier nicht repräſen⸗ 
tirten Völker die Verfaſſung machen, ſo frage er, ob dies nicht die Octroyirung 
einer Charte für dieſe Völker wäre, ob es nicht das Princip, in Folge deſſen 
der Reichstag jetzt tagt, mit Füßen treten heiße. Er halte alſo dafür, daß 
man an der urſprünglichen Miſſion feſthalten müſſe, ohne dabei die Abſicht 
aufgeben zu ſollen, daß ſich die nicht vertretenen Länder ſeiner Zeit anſchließen. 
Im Gegentheil ſolle ein ſolcher Anſchluß ermöglicht werden, und dies werde 
durch die Annahme des Föderativſyſtems, er ſpreche endlich dieſes Schreckens— 
wort aus, geſchehen; denn durch dieſes Syſtem werde jedem Volke die Mög⸗ 
lichkeit eines ſpäteren Beitritts offen gehalten, wie die Modalitäten, unter 
welchen ein ſolcher Anſchluß geſchehen ſoll, Gegenſtand künftiger Verhandlungen 
bleiben werden. 

Ueberdies ſei der Reichstag berufen, den in ihm vertretenen Völkern die 
freieſte Conſtitution zu bringen; allein das Maß politiſcher Freiheit, mit welchem 
ſich vielleicht ein Grenzer begnügen werde, wäre dem civiliſirten Volke, welches 
er hier vertrete, offenbar zu gering. Es ſei mißlich, daß das Miniſterium den 
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Reichstag darüber, was es mit den nicht vertretenen Völkern vorhabe, im 
Dunklen laſſe; denn er verkenne keineswegs die Wichtigkeit der Anſicht des 
Abg. Palazky. Inzwiſchen denke er ſich, man werde den Reichstag nach der 
zweiten Leſung der Verfaſſung prorogiren, damit die bisher nicht vertretenen 
Völker bei der dritten Leſung an der Berathung Theil nehmen, oder aber, das 
Miniſterium werde dieſen Völkern die Charte octroyiren; und dieß veranlaſſe 
ihn den Wunſch auszuſprechen, der Reichstag möge ſich auf ſeinen urſprüng— 
lichen Standpunkt verſetzen, und mit Umgehung aller Kleinigkeiten trachten, 
daß mit Beendigung der Berathungen über die Grundrechte der zweite Theil 
der Verfaſſung vor die Kammer gebracht werden könne. 

Breſtel: Er glaube allerdings auch, daß der Reichstag den nicht vertrete— 
nen Völkern die Verfaſſung nicht octroyiren könne, wohl aber, daß es in ſeinem 
Mandate liege, auf die hier nicht repräſentirten Völker bei Berathung der Ver— 
faſſung Rückſicht zu nehmen, denn von dem Verhältniſſe zu dieſen Völkern 
hänge das Volkswohl ab, welches der Reichstag jedenfalls zu vertreten habe. 
Als beſtimmt könne angenommen werden, daß man den nicht vertretenen Völkern 
gegenüber das gemeinſchaftliche Miniſterium durchgeſetzt habe, denn dies ſei der 
Anlaß zum Kriege geweſen. Er könne aber ein gemeinſchaftliches Miniſterium 
ohne gemeinſchaftliche Geſetzgebung nicht anders als für die Freiheit Gefahr drohend 
anſehen. Daher müſſe man eine gemeinſchaftliche Geſetzgebung anſtreben. Abg. 
Pinkas hat angedeutet, auf welchem Wege man hierzu gelangen könnte, näm— 
lich daß der Reichstag nach der zweiten Leſung der Verfaſſung prorogirt werde, 
und die Berathung in dritter Leſung mit den Vertretern der bisher nicht ver— 
tretenen Völker vereint geſchehen ſolle. Allein er ſehe nicht ein, wann bei den 
obwaltenden Verhältniſſen in Ungarn eine freie Wahl möglich ſein werde, 
meine aber auch, es handle ſich vor der Hand auch nur darum, ob und in wie 
weit ſchon jetzt bei dem Entwurfe der Verfaſſung auf die hier nicht vertretenen 
Völker Rückſicht genommen werden ſolle. Der Annahme nun, daß der Bildungs— 
grad der nicht repräſentirten Völker die freiſinnige Conſtitution, welche hier für 
die vertretenen 17 Millionen gegeben werden ſoll, nicht vertragen würde, wider— 
ſpreche er. Er weiſe auf den Zuſtand der Volkscultur in Galizien und darauf hin, 
daß die politiſche Bildung vorzugsweiſe aus dem Leben geſchöpft werde, in welcher 
Beziehung die Völker der ungariſchen Krone vor uns allen etwas voraus haben. 

Dagegen ſei es offenbar richtig, daß, wenn man rückſichtlich der vertretenen 
Völker bei der bisherigen provinziellen Eintheilung verbleibt, man dabei auch 
rückſichtlich der ungariſchen Kronländer verbleiben müſſe, denn was dem Einen 
gerecht, müſſe dem Andern billig ſein. In dieſer Hinſicht ergebe ſich aber das 
Bedenken wegen der Gehäſſigkeit, die jetzt zwiſchen den einzelnen Nationalitäten 


in Ungarn beſteht. Gebe man aber in Ungarn aus nationalen Rückſichten eine 


Theilung der Provinzen zu, ſo müſſe dieſelbe auch in den übrigen Provinzen 
nach demſelben Princip geſchehen. 

In dieſer Beziehung allein, glaube er, müſſe man auf 3 60 75 Rückſicht 
nehmen, das Uebrige werde ſich ſchon machen. 
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Vacano ſtellt aus Rückſicht, daß die Conſtitution, wenn durch ſie die 
Volksrechte gehörig gewahrt ſind, für jede Nationalität paſſen werde; dann aus 
Rückſicht, daß ſtaatsrechtliche Principien nicht von Nationalitäten abhängen, daß 
alſo dieſe Debatte jedenfalls unfruchtbar ſein werde, den Antrag auf Uebergang 
zur Tagesordnung. 

Bei der darüber vorgenommenen Abſtimmung blieb dieſer Antrag in der 
Minorität. 

Hein meint, wenn ſich der Ausſchuß vereinigen ſollte, vom hiſtoriſchen 
Standpunkte ganz abzuſehen, und bei dem Entwurfe nur den rationellen Stand⸗ 
punkt feſtzuhalten, ſo werde daſſelbe in der Kammer doch gewiß nicht geſchehen. 
Er halte aber nicht für unmöglich, daß man beiden Rückſichten Rechnung trage, 
und glaube, daß dieſe Möglichkeit gerade durch das Inſtitut der Kreistage ver⸗ 
wirklicht werden kann; denn dann könne man beruhigt die Wahrung der inneren, 
er möchte ſagen häuslichen Angelegenheiten den Provinzen belaſſen, ſo wie dieſen 
den hiſtoriſchen Namen und ihre hiſtoriſche Eintheilung. 

Mayer macht, damit ſich die Debatte nicht ins Unendliche verliere, den 
Vorſchlag, die Principien, über welche debattirt werden ſoll, der Reihe nach zu 
fixiren. Zuerſt, meine er, müſſe man ſich darüber vereinigen, wie die legis⸗ 
lative Gewalt zwiſchen der Centralgewalt und den Provinzen getheilt, dann 
wie das Municipium gegliedert werden ſolle. Aus der erſten Debatte werde 
ſich herausſtellen, welche und wie viele ſelbſtändige Theile, aus der zweiten, 
ob freie Gemeinden, und in welcher Weiſe, und über denſelben freie Kreistage 
und Landtage beſtehen ſollen. 

Laſſer meint ebenfalls, daß es nicht bloß im Rechte, ſondern auch in 
der Pflicht des Reichstags liege, auf die nicht repräſentirten Völker, ſo weit 
dieſelben zu den repräſentirten im Verhältniß ſtehen, Rückſicht zu nehmen; — 
daß aber die Grundrechte für alle Nationalitäten gleich ſeien, daß nicht einmal 
die Culturſtufe einen Unterſchied hierin bedinge, daß man ſich dagegen rück— 
ſichtlich der Gliederung der Provinzen und der Gemeinden im Principe vor 
allem einigen müſſe. 

Violand hält die ganze Debatte für unfruchtbar; worauf es ankomme, 
das ſei, zu wiſſen, welche Abſichten das Miniſterium gegenüber den nicht 
repräſentirten Völkern habe, und um darüber ins Klare zu kommen, ſolle der 
Ausſchuß das Miniſterium vorladen, und von ihm in dieſer Beziehung Auf— 
ſchluß begehren. 

Kautſchitſch meint, es handle ſich darum, die Conſtitution nach Grund— 
ſätzen zu entwerfen, damit den ungariſchen Ländern der Beitritt ermöglicht 
werde, und zugleich damit den Separationsgelüſten der Provinzen Schranken 
geſetzt werden. Der Standpunkt, auf welchen ſich das Miniſterium in dieſer 
Beziehung geſtellt, ſei aus dem miniſteriellen Programm bekannt, nämlich der 
der Gleichberechtigung der freien Nationalitäten. Dieſem entſprechend, müſſe 
er das Princip der Gliederung nach Nationalitäten vertheidigen. Diejenigen, 
welche die Eintheilung nach den alten Provinzen feſthalten wollen, verweiſe er 
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nur darauf, daß Kroatien und Slavonien ſo gut als die Serben damit nicht 
zufrieden ſein werden; ferner darauf, daß in Galizien die Ruthenen mit den 
Mazuren, in Böhmen die Deutſchen mit den Czechen, in Tirol die Welſchen 
mit den Deutſchen nicht beiſammen bleiben wollen, und daß die nämlichen Er— 
ſcheinungen ſich auch in Dalmatien und im Küſtenlande wiederholen. Auf der 
anderen Seite ſetze er, um keine der bisherigen öſterreichiſchen Provinzen nennen 
zu müſſen, den Fall, daß das türkiſche Reich mit allen den darin lebenden ver: 
ſchiedenen Nationalitäten eine Provinz von Oeſterreich wäre, und frage, ob, 
wenn man dieſe Provinz in dem gegenwärtigen Beſtand autonom ließe, der 
Abfall derſelben nicht fort und fort zu gewärtigen wäre. 

Pinkas weiſt hierüber darauf hin, daß die Geſchichte nur von ungariſchen 
Kronländern ſpreche, die als ſelbſtändige Theile ſeit jeher beſtehen. Den vom 
Abg. Mayer gemachten Vorſchlag halte er für unmöglich. Im Gegentheil glaube 
er, daß man zuerſt die Einzeltheile kennen müſſe, um zu wiſſen, wie viel Ge— 
walt man ihnen belaſſen könne. Macht man dieſe Einzeltheile zu klein, ſo 
werde man ihnen auch nicht viel Gewalt laſſen können, und ſie der Gefahr 
ausſtellen, von der Centralgewalt verſchlungen zu werden, wodurch alle Hoff— 
nungen der Völker würden getäuſcht werden. 

Seiner Anſicht nach müſſe man alſo zuerſt wiſſen, für welche Beſtand— 
theile iſt die Conſtitution zu entwerfen. Dieſe Beſtandtheile werden einen 
Staatencomplex bilden, und nun ſei zu entſcheiden, wiefern ein ſolcher Staa— 
tencomplex als Ganzes beſtehen könne. Auf dieſe Art werde ſich beſtimmen laſſen, 
wieviel man dieſem Complex geben müſſe, und wieviel man den Einzeltheilen 
laſſen könne. 

Uebrigens erkläre er den vorgeblichen Haß der Deutſchen und der Czechen 
für eine Lüge der Allgemeinen Zeitung. Dieſer Haß liege in einigen abge— 
wirthſchafteten Doctoren und Zeitungsſchreibern; im Volke finde ſich gar keine 
Spur davon. 

Breſtel entgegnet hierauf, daß, je größer die Einzeltheile ſind, man ihnen 
deſto weniger Gewalt belaſſen könne, weil ſie ſich ſonſt deſto leichter losreißen 
würden, und umgekehrt könne man ohne alle Beſorgniß denſelben deſto mehr 
Gewalt belaſſen, je kleiner ſie ſind. 

Er theile ferner die Anſicht das Abg. Kautſchitſch: Die Aeußerungen, 
die er von der Mehrzahl der Deputirten aus den diesfälligen Provinzen ver 
nommen, beſtätigen nämlich die feindſelige Geſinnung, mit welcher ſich dort die 
verſchiedenen Nationalitäten entgegenſtehen. 

Was endlich der Herr Vorredner darüber bemerkte, daß es in Ungarn nicht 
nöthig ſei, den hiſtoriſchen Standpunkt zu verlaſſen, ſo ſei dieß wohl rückſicht— 
lich Kroatiens, Slavoniens und Serbiens, nicht aber auch rückſichtlich der Slo— 
vakei richtig. 

Gobbi: Man ſpreche hier immer nur vom hiſtoriſchen und vom ethnogra— 
phiſchen Standpunkte; den letzteren halte er für eine Unmöglichkeit, er müſſe 
aber noch auf einen dritten Standpunkt verweiſen, auf jenen der gegenſeitigen 
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Convenienz. Und um ſchnell zum Ziele zu kommen, halte er für nöthig, daß 
Punkte beſtimmt werden, worüber und in welcher Ordnung debattirt werden 
ſolle. Er beantrage folgende Punkte: 1. Eintheilung des Staates nach politiſchen 
Gruppen, 2. Wirkungsſphäre der Central, der Provinzial- und der Commu⸗ 
nalgewalt, 3. die Organiſirung des geſetzgebenden Körpers. 

Goriup hält dafür, daß ein Zerreißen der Provinzen nach Nationalitäten 
nicht durchführbar ſei. Er ſehe aber nicht ein, wie es möglich ſein werde, die 
Suprematie der ſtärker vertretenen Nationalität über die ſchwächer vertretene um— 
gehen zu können. Wüßte er dieſe Klippe zu umſchiffen, ſo ſcheine ihm alles andere 
leicht zu erzielen. Daher halte er die Debatte über dieſen Punkt für die wichtigſte. 

Hein: Er ſei nicht für die Centraliſation, weil dieſelbe der Freiheit ge 
fährlich iſt. Es ſeien aber auch noch keine fertigen Staaten da, aus denen ein 
Ganzes zu machen wäre. Er wünſche, daß dasjenige Syſtem angenommen 
werde, das einerſeits der abſoluten und Centralgewalt Schranken ſetzt, anderer⸗ 
ſeits aber auch den Einzelſtaaten nicht ſoviel Gewalt gibt, daß eine kräftige 
Centralgewalt unmöglich werde. Den bisherigen Adminiſtrationsgrenzen wolle 
er Rechnung getragen wiſſen, jedoch mit Beachtung der Abzweigungen und 
Zuweiſungen, die im Willen des Volkes gegründet zu ſein ſcheinen. Zu 
einer Entſcheidung rückſichtlich der ungariſchen Länder halte er den Reichstag 
nicht für competent. Sollten dieſelben als erobert behandelt werden, dann 
wünſche er in die Verfaſſung ſoviel Dehnbarkeit gelegt, daß durch ſie die dor⸗ 
tigen Verhältniſſe nicht verletzt werden. Wünſchenswerth ſcheine es ihm, daß 
ſich der Ausſchuß mit dem Miniſterium ins Einvernehmen ſetze, um nicht ein 
Machwerk vor die Kammer zu bringen, mit welchem die Regierung im vor⸗ 
hinein nicht einverſtanden ſei. Daher ſtelle er den Antrag, daß das Miniſte⸗ 
rium von Fall zu Fall um Mittheilung ſeiner Anſichten angegangen werde. 

Palazky: Aus den vielen Reden und werthvollen Bemerkungen, die ge— 
macht wurden, erſehe er, daß die Anſichten nicht ſo verſchieden ſind, um an 
einer Verſtändigung verzweifeln zu müſſen. Alle Redner ſeien darin einig, 
daß es nothwendig werde, auf die Verhältniſſe der vertretenen zu den nicht 
vertretenen Völkern, namentlich zu jenen der ungariſchen Krone Rückſicht zu 
nehmen. Mehr habe er in ſeinem Antrage auch nicht gemeint. Uebrigens 
werde viel geſprochen von Centraliſation und Föderation. Er ſei ein abſoluter 
Föderaliſt; allein dieſer Ausdruck ſei ein uneigenklicher, und könne hier nur 
im eigentlichen Sinne genommen werden. Von Föderation ſei nämlich bisher 
nur zwiſchen unabhängigen Staaten die Rede geweſen. Von ſolchen könne 
aber in Oeſterreich keine Rede ſein, weil die Provinzen keine ſouveränen Staaten 
für ſich bilden. Alle Provinzen ſtehen von jeher unter der erblichen monar— 
chiſchen Gewalt, und von dieſer ſich los zu machen, habe bisher mit Ausnahme der 
Lombardei keine derſelben einen Verſuch gemacht. Iſt alſo hier von der Fö— 
deration die Rede, fo müſſe dies dahin gedeutet werden, daß ſämmtlichen Na— 
tionalitäten zu Hauſe das gewährt werde, was nicht nothwendig dem Staate 
als Ganzen iſt, um als Einheit zuſammengehalten zu werden. 
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Auch er wolle nicht Verfaſſungen octroyiren, allein er frage, ob es den 
öſterreichiſchen Repräſentanten gleichgültig ſein könne, daß Ungarn in ſeiner 
früheren Form reſtaurirt, daß alſo durch zwei Reichstage der Keim zum künf— 
tigen Zerfalle wieder gelegt werde. Die Reorganiſirung Ungarns ſei für die 
repräſentirten Völker eine Lebensfrage. Die Entſcheidung dieſer Frage liege 
daher allerdings im Mandate der Vertreter. Uebrigens haben Kroatien, Sla— 
vonien und die Serben ſich ihr gutes Recht erkämpft; dieſe werden ſich alſo 
jedenfalls keine Verfaſſung octroyiren laſſen. Es ſeien auch ihre Wünſche nicht 
unbekannt, ſondern bereits ausgeſprochen. Den Ungarn dagegen werde man nicht 
das Recht laſſen können, die alte Verfaſſung herzuſtellen, was doch offenbar 
in ihrem Wunſche ſei; dieſen alſo werde man die Verfaſſung octroyiren. Allein 
wenn ſie in der Verfaſſung den repräſentirten Völkern werden gleichgeſtellt 
werden, ſo werde man ihnen nur die erſte Pflicht der chriſtlichen Nächſtenliebe 
erfüllen. 

Die Aeußerung des Abg. Vacano, daß ſtaatsrechtliche Principien nicht von 
Nationalitäten abhängen, ſei wohl richtig; allein man möge es ſich nur nicht 
verheimlichen, daß die Slovaken und Rumänen nie mehr mit den Magyaren 
in einem Landtage werden ſitzen wollen. Eben deshalb werde es auch nothwendig 
werden, den vom Abg. Gobbi ausgeſprochenen Grundſatz der gegenſeitigen Con— 
venienz zur Richtſchnur zu nehmen. Wenngleich er alſo die Richtigkeit deſſen 
zugebe, daß die Ungarn verlangen könnten, daß auch bei ihnen entweder nach 
hiſtoriſchem oder nach nationalem Princip vorgegangen werde, je nachdem das 
eine oder das andere Princip der Eintheilung in den repräſentirten Ländern zu 
Grunde gelegt werden wird, ſo ſchließe er ſich doch dem Antrage an, daß das 
Miniſterium um Aufſchluß über das einzuhaltende Verhältniß der repräſen— 
tirten Völker zu den ungariſchen Kronländern angegangen werde. 

Bei der ſohin durch den Vorſitzer eingeleiteten Abſtimmung hat Abg. 
Mayer ſeinen Antrag zurückgezogen, zum Antrage Gobbi jedoch ad Punkt 1 
das Sous⸗Amendement geſtellt, daß in dieſem Punkte die Worte „nach poli— 
tiſchen Gruppen“ ausgelaſſen werden. Es wurde dieſes Sous-Amendement und 
Gobbi's Antrag mit Stimmenmehrheit angenommen und in Folge deſſen von 
dem Vorſitzer die Debatte über den 1. Punkt: Eintheilung des Staates, eröffnet. 

Mayer als Berichterſtatter las die im Entwurfe enthaltene Eintheilung 
des Staates!) vor, mit dem Bemerken, daß dabei vom hiſtoriſchen Stando 


1) Vom Staatsgebiete und deſſen Cintheilung. 

§ 1. Das Kaiſerthum Oeſterreich iſt eine untrennbare, aus den nachbenannten ſelbſtän⸗ 
digen Kronländern beſtehende conſtitutionelle Erbmonarchie. 

§ 2. Dieſe ſelbſtändigen untrennbaren Kronländer ſind: 1. das Königreich Böhmen; 
2. das Königreich Galizien mit der Bukowina; 3. das Erzherzogthum Oeſterreich unter der 
Enns; 4. das Erzherzogthum Oeſterreich ob der Enns ohne Innviertel; 5. das Herzogthum 
Salzburg ſammt dem Innviertel; 6. das Herzogthum Steiermark; 7. das Herzogthum Kärn— 
then; 8. das Herzogthum Krain; 9. das Herzogthum Schleſien; 10. das Markgrafthum 
Mähren; 11. die gefürſtete Grafſchaft Tirol ſammt Vorarlberg; 12. das Küſtenland; 13. das 
Königreich Dalmatien. 
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punkt ausgegangen wurde, weil jede Provinz ſelbſtändige Rechte hat, die als 
geheiligt daſtehen. 

Pinkas: Durch die Entſcheidung dieſer Frage werde das Schickſal des 
Conſtitutionswerks entſchieden werden. Er ſei durchdrungen von der Ueber⸗ 
zeugung, daß, wenn dieſe Frage glücklich entſchieden werden ſolle, Gobbi's Princip 
der Vermittlung durch Opportunität zwiſchen hiſtoriſchen und nationalen Ver⸗ 
hältniſſen zur Richtſchnur genommen werden müſſe. Man müſſe ſich hierbei nur 
das Verfaſſungswerk ins Leben getreten denken, der jetzt beſtehenden künſtlich 
erzeugten Aufregung nicht zu viel und den nationalen Antipathien, nur ſo weit 
ſich ſolche als bleibende Hinderniſſe fernerer Einigung darſtellen, gebührende 
Rechnung tragen. Er hege die Zuverſicht, daß künſtlich genährte Zerwürfniſſe 
ſich baldigſt löſen werden, daß der Vollgenuß der zur Wirklichkeit gewordenen 
garantirten Freiheit und Gleichberechtigung alle durch Wühlen geſchaffene Anti— 
pathien vernichten und ausgleichen werde; daher empfehle er das vorliegende 
Theilungsproject. 

Der Ausdruck Föderation ſei, wie ſchon gezeigt wurde, zu weit, ſo daß 
er gewiſſen politiſchen Anſichten ſchreckbar erſcheine; allein er finde vor der 
Hand keinen geeigneten Ausdruck, bemerke alſo, daß, wenn er dieſen Ausdruck 
brauche, er damit ein ſolches Verhältniß bezeichnen wolle, welches den Zuſtand 
der Zerfahrenheit im vorhinein ausſchließe. Daß ein Gleichgewicht angebahnt 
werden müſſe, wenn das provinzielle Bewußtſein nicht gefährdet werden ſolle; daß 
zu große und zu kleine Provinzen neben einander in Oeſterreich nicht beſtehen 
ſollen, ſcheine ihm eine unleugbare Wahrheit, und Provinzen, welche nur eine 
Ausdehnung von ſogenannten Kreistagen erreichen würden, eine Anomalie, 
welche ihren Grund nur in den jetzt aus den Freiheitsbewegungen aufgetauchten 
Beſtrebungen habe, und nach der Hand nur zum Nachtheile der Intereſſen 
dieſer Einheiten ausfallen würde, weil kleine Einzelkörper der Centraliſirungs⸗ 
tendenz bald anheimfallen, und das Föderativgleichgewicht nur ſtören müßten. 
So ſehe er auch vom hiſtoriſchen Standpunkte aus keine ſtaatliche Abgrenzung 
der Beſtandtheile der Provinz Oeſterreich ein, weil dieſelben bisher doch eigentlich 
nur durch die bureaukratiſche Verwaltung geſondert waren, und ſo werde er, 
ohne den hiſtoriſchen Standpunkt zu verlieren, nur für ein Oeſterreich als 
Einzelkörper votiren, wobei ja den auftauchenden Sonderbedürfniſſen und der 
Ambition dadurch vorgebeugt werden könne, wenn die provinzielle Legislativ— 
gewalt, die in Wien der Centralgewalt gegenüber nur verſchwinden würde, nach 
Linz alternativ mit Salzburg verlegt werden wird. 

Laſſe er ſich in die Staatseintheilung weiter ein, ſo befürchte er in eine 
Art von Widerſpruch zu gerathen, wenn er auf Galizien übergehe, und dort 
den Zwieſpalt zwiſchen den Ruthenen und Mazuren berückſichtige. Es heiße 
zwar, daß dieſer Zwieſpalt künſtlich hervorgerufen und jedenfalls nur in ad— 
miniſtrativen und Religionsverhältniſſen gegründet ſei. Allein wolle man dem 
demokratiſchen Princip getreu bleiben, ſo müſſe man das Volk in der Totalität 
nehmen. In der polniſchen Nation ſehe er den Herrn eines früher noch nicht 
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beſtandenen Volkes, einer Herde Willenloſer, die verhandelt wurde, wie Sachen 
verhandelt werden. In dieſem ehemaligen Verhältniß voll unſeliger Folgen 
liege der Grund des Grolles gegen die polniſche Nation, welche durch räu— 
beriſche Gewalt vernichtet wurde, die deshalb ſeine Sympathien habe, denen 
gegenüber jedoch er das Intereſſe des Volkes nicht vergeſſen könne, nicht vers 
geſſen wolle. Ob aber die Bildung eines rutheniſchen Föderativbeſtandtheiles 
und eines mazuriſchen durch dieſe bleibend vorwaltende Stammessverſchiedenheit 
nothwendig bedingt, oder ob dieſe Theilung im adminiſtrativen Wege durch— 
führbar ſei, wolle er, mit den dortigen Verhältniſſen zu wenig betraut, nicht 
im vorhinein entſcheiden, obwohl ihm erſteres wünſchenswerth erſcheine, damit 
einem gräuelvollen Bürgerkriege nicht Thor und Wege geöffnet werden. 

Die projectirten Kreistage ſcheinen ihm eine Falle für das Föderativſyſtem 
zu ſein. Man brauche nur die Landtage wegzudecretiren, und die vollſtändige 
Centraliſation ſei fertig da. Er halte dafür, daß die Kreistage durch Abthei— 
lungen der Landtage oder Curien erſetzt werden können, und hoffe dabei, daß 
der Vollgenuß der Freiheit jeder Suprematie Schranken ſetzen werde; daher 
beantrage er keine Trennung der Beſtandtheile der Provinz Oeſterreich, keine 
Trennung Mährens und Schleſiens. 

Ratz: Als Vertreter einer zwar kleinen, aber im Verhältniß zum Geſammt— 
öſterreich nicht unwichtigen Provinz, die bis zur Stunde ihre Selbſtändigkeit 
erhielt, müſſe er fordern, daß bei der Staatseintheilung rückſichtlich dieſer 
Provinz ſowohl der Geſchichte als den materiellen Intereſſen Rechnung ge— 
tragen werde. Wenn Vorarlberg nicht aus der Reihe der ſelbſtändigen Be— 
ſtandtheile des Geſammtvaterlandes geſtrichen werden will, ſo handle es ſich 
nicht um neue Erwerbungen, auch nicht um Separationsgelüſte in Beziehung 
auf Tirol. Die Geſchichte weiſe nämlich nach, daß Vorarlberg, als es an 
Oeſterreich überging, ſchon urſprünglich eine ſelbſtändige Verfaſſung hatte, wo 
keine anderen Stände als der Bürger- und Bauernſtand vertreten waren. Zu 
Tirol habe Vorarlberg nie gehört, wohl aber zu dem öſterreichiſchen Vorlande. 

Schon Maximilian I. habe nicht bloß die vorderöſterreichiſchen Stände, 
ſondern auch jene Vorarlbergs einberufen, wenn es ſich um Geldbewilligung 
handelte. Erſt Kaiſer Joſeph II. habe Vorarlberg unter das Tiroler Guber— 
nium geſtellt, jedoch ſei auch dies mit der ausdrücklichen Klauſel „ohne der 
Selbſtändigkeit Vorarlbergs damit etwas benehmen zu wollen“ geſchehen. Im 
Jahre 1814 habe Vorarlberg ſeine abgeſonderte ſtändiſche Vertretung wieder 
bekommen, und wenn die Provinz in letzter Zeit die Herſtellung dieſer ſtän— 
diſchen Vertretung nicht verlangt, ſo ſei es nur geſchehen, weil den Ständen 
zu wenig Rechte belaſſen wurden. Er glaube hiermit gezeigt zu haben, daß 
Vorarlberg alſo das hiſtoriſche Recht auf Selbſtändigkeit für ſich habe. Aber 
auch das materielle Recht ſpreche für Vorarlberg. 

Vorarlberg ſei von Tirol durch ein Hochgebirge getrennt, wo Vicinalwege 
gar nicht herſtellbar ſeien; es bilde eine Landzunge ins Deutſchland, welche von 
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allen übrigen Theilen der Monarchie durch Gebirge abgetrennt iſt, daher alles 
aus Deutſchland zu beziehen habe. 

Dadurch daß Vorarlberg in den öſterreichiſchen Zollverband kam, ſei es 
geſchehen, daß ſich fremde Fabrikanten dort in Maſſen anſiedelten und das 
Land mit Fabriken überſäet ſei, welche durch den Abſatz ihrer Fabrikate an 
die Lombardei enge verknüpft ſeien. Indem er ſohin die einzelnen Zweige, 
die in dem Entwurfe dem Wirkungskreiſe der geſetzgebenden Gewalt der Land— 
tage zugewieſen werden, einzeln durchging, zeigte er, daß ſchon aus der geo— 
graphiſchen Lage Vorarlberg und Tirol ganz heterogene Bedürfniſſe haben, daß 
ſelbſt das Landesvertheidigungsſyſtem in beiden Ländern verſchiedentlich zu 
organiſiren ſei, und daß ſelbſt im Punkte des Unterrichts- und Volksſchulweſens 
Vorarlberg nur in Beziehung auf die Univerſität mit Tirol in eine Berüh⸗ 
rung komme. 

Es ſei alſo unzweifelhaft, daß Vorarlberg mit Tirol keine gemeinſchaft⸗ 
lichen materiellen Intereſſen habe, daß es alſo im materiellen Rechte iſt, wenn 
es als ſelbſtändiger Beſtandtheil der Monarchie hergeſtellt werden will. 

Zum Beweiſe, daß dies das ausgeſprochene Begehren des Landes ſei, las 
er die entſprechende Stelle aus den Verhandlungen der im Juni v. J. ver⸗ 
ſammelt geweſenen Stände Vorarlbergs vor, und mit dem Beiſatze, daß Bore 
arlberg eine zwar kleine, aber ebenſo reine und koſtbare Perle in der öſter⸗ 
reichiſchen Krone ſei, die zu berückſichtigen er der Verſammlung empfehle, ſtellte 
er den Antrag: „Der Conſtitutionsausſchuß beſchließe, daß die ſeit ihrer Ver⸗ 
einigung mit der Krone Oeſterreichs in ſtändiſcher Beziehung immer als ſelb⸗ 
ſtändig erkannte Provinz Vorarlberg in dieſer ihrer Selbſtändigkeit erhalten, 
und als ſolche in dem neuen Verfaſſungsentwurfe unter die als untrennbar 
erklärten Kronländer aufgenommen werde.“ 

Turco: Dieſe Frage ſei auch für das Land, welches er vertrete, eine 
Lebensfrage, auch er müſſe für das Fürſtenthum Trient die Selbſtändigkeit in 
Anſpruch nehmen, und daher habe es ihn gefreut zu hören, daß ſein Vorredner 
die Selbſtändigkeit für eine viel kleinere Provinz in Anſpruch nahm; ebenſo 
habe es ihn gefreut, vom Berichterſtatter zu hören, daß die Grundlage der 
Staatseintheilung eine hiſtoriſche und nationale ſei; denn beide Punkte berech⸗ 
tigen ihn, die Selbſtändigkeit des Fürſtenthums Trient anzuſprechen. 

In Tirol ſei das ſogenannte Fürſtenthum Trient der ſüdliche Theil der 
Provinz, dieſer Theil, auch Welſchtirol genannt, ſei nie in einem andern Vers 
bande mit Tirol geweſen, als in welchem die ehemalige fürſtbiſchöfliche Re— 
gierung von Trient mit Deutſchtirol war. So ſei es bis 1801 geweſen, der 
Fürſtbiſchof ſchickte Legaten nach Innsbruck, um zu wiſſen, was dort vorging, 
ſonſt nichts. 

Nach der Säculariſirung des Fürſtbiſchofs ſei das Fürſtenthum Trient 
nicht an Tirol, ſondern an Oeſterreich gekommen, und als ſpäter nach dem 
Preßburger Frieden ganz Tirol an Bayern kam, habe Trient unter der bay— 
riſchen Regierung eine italieniſche Präfectur gebildet. 
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Erſt im Jahre 1814 ſei Trient mit Deutſchtirol vereinigt und gezwungen 
worden zum Landtage nach Innsbruck zu gehen. Trient bilde bald die Hälfte 
Tirols und hatte kaum 10 Vertreter, Deutſchtirol deren 40. Am Landtage 
mußte deutſch geſprochen werden, und ſo hätten diejenigen, welche deutſch 
ſprechen, eine Prärogative vor vielen zur Vertretung des Volkes viel tüchti— 
geren Männern gehabt, ſowie er es frei bekennen müſſe, daß er nur in Folge 
einer ganz gleichen Prärogative hier zu ſitzen die Ehre habe. Uebrigens be— 
ſtehen dieſelben Verhältniſſe geographiſcher und ſonſtiger Natur, wie ſie der 
Vorredner mit Rückſicht auf Vorarlberg berührte, auch zwiſchen Welſch- und 
Deutſchtirol, und aus denſelben Gründen müſſe er auch für ſeine Provinz 
das materielle Recht auf Selbſtändigkeit vindiciren. Er geſtehe ferner offen, 
daß die Trienter nur dann freie und auch treue Oeſterreicher ſein werden, 
wenn ſie ſelbſtändig werden; proteſtire aber gegen alle Incriminationen, die 
daraus gegen ſeine Provinz abgeleitet werden wollten, denn nicht gegen die 
öſterreichiſche Regierung, bei welcher es immer Recht fand, ſei Welſchtirol; 
auch mögen ähnliche Separationsgelüſte vielleicht in Böhmen neu ſein und 
werden wieder verſchwinden; allein nicht ſo ſei es in Welſchtirol, wo der 
Widerſpruch und der Wunſch nach Trennung ſchon lange vor dem März 
beſtand. 

Uebrigens ſtelle er die in einem Journal aufgeworfene Frage, wenn nach 
der Säculariſirung Trients Innsbruck wäre gezwungen worden, nach Trient 


zum Landtage zu gehen, dort italieniſch zu reden u. ſ. w., und wenn die Deutſch⸗ 


tiroler bei der großen Bewegung in Deutſchland das Beſtreben geäußert hätten 
an Deutſchland zurückzukommen, ob man dieſe Bewegung den Deutſchtirolern 
als eine Rebellion zugerechnet hätte? und frage, warum man nicht Gleiches 
vis à vis der Welſchtiroler in Beziehung auf die italieniſche Bewegung an— 
erkenne. 

Filippi las eine ſchriftliche Motivirung in italieniſcher Sprache zu dem 
Antrage: „in den Paragraph, in welchem die verſchiedenen Provinzen, aus 
welchen das Königreich beſteht, aufgezählt werden, ſei aufzunehmen 13. das 
Königreich Dalmatien mit den zwei Luſſin und mit den übrigen Inſeln von 
Quarnero.“ 

Breſtel: Es zeige ſich bereits, wie ſchwierig es ſei bei der Staatseinthei— 
lung aus dem hiſtoriſchen Standpunkte vorzugehen. Man werde auf dieſem 
Wege zu ſolchen Differenzen kommen, daß ſchon der Größe nach von einer 
Gleichſtellung der verſchiedenen Beſtandtheile des Staates keine Rede werde 
ſein können. Alles dies zeige die Unhaltbarkeit des Principes und des darauf 
geſtützten Syſtems und ſpreche dafür, daß man nur vom nationalen Stand— 
punkte aus dieſe Frage werde löſen können. Allein Nationalitätsunterſchiede 
ſeien nach ſeinem Dafürhalten nur gegründet im Unterſchiede der Abſtam— 
mung und der Sprache. Daher ſei ihm der Ruthene und der Mazur eine 
und dieſelbe Nationalität, ebenſogut als der Salzburger und Oeſterreicher ihm 
nicht als verſchiedene Nationalitäten erſcheinen. Nach ſeiner Anſicht ſei es 
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dabei nicht nöthig, hiſtoriſche Grenzen zu verrücken, nur ſolle zuerſt der na— 
tionale Punkt als oberſtes Princip entſcheiden. 

Den Abg. Pinkas müſſe er auf den Widerſpruch aufmerkſam machen, 
in den er ſich verwickle, wenn er in Galizien Antipathien, die unbedeutend 
ſcheinen, für dauernd, in Böhmen dagegen für vorübergehend anſehen will. 
Ihm ſei von Antipathien zwiſchen Ruthenen und Mazuren erſt in neuerer 
Zeit etwas bekannt geworden, von den in Böhmen herrſchenden Antipathien 
habe er ſchon in der Kindheit gehört. 

Ziemialkowsky: Vor allem müſſe er ſagen, wie ihn die vom Abg. 
Pinkas gemachten Aeußerungen überraſchten, er könne ſagen: vox mihi in 
faucibus haesit, als ich ſie vernahm. Er wolle, daß das hiſtoriſche Recht 
falle; allein Abg. Pinkas wolle zu Hauſe das hiſtoriſche Recht, in Galizien 
das Volksrecht zur Geltung bringen. Er halte, um zur Sache zu kommen, 
die ſtrenge Aufrechthaltung des hiſtoriſchen ſowohl als des nationalen Princips 
in Oeſterreich für unmöglich, und deshalb wolle er einen Mittelweg ein— 
ſchlagen. 

Was Galizien betrifft, fo gehöre er der polniſchen Nationalität an; nad 
dem man aber auch eine rutheniſche Nationalität erfunden, ſo müſſe er ſagen, 
daß er auch ein Ruthene ſei, und zwar vom reinſten Blut, wie man in Ga— 
lizien ſchwerlich wieder findet. Bis März 1848 ſei Ruthene geweſen wer 
griechiſcher, Pole, wer katholiſcher Religion war, und daher habe es in einer 
und derſelben Familie Ruthenen und Polen gegeben. Wer dieſen Zwieſpalt 
hervorgerufen, ſei unnöthig zu ſagen, derſelbe ſei aber ein Religions- und kein 
Nationalitäts⸗Zwieſpalt. Wer verlange in Galizien die Trennung? Die Haupt⸗ 
verſammlung der Ruthenen, d. h. das rutheniſche Conſiſtorium, welches die 
Denkſchrift drucken ließ, die hier vertheilt wurde, welches die Petition mit 
1000 Unterſchriften bedeckte. Allein man möge die Unterſchriften zählen, die 
darunter eigenhändig ſind, und ſchicke eine Commiſſion nach Galizien, welche 
den Bauer frage, ob er wiſſe, was er unterſchrieben. Von jedem Bauer, 
der griechiſcher Confeſſion iſt, habe man die Unterſchrift gefordert. Er weiſe 
auf die Deputation aus der Bukowina, welche gegen jede Trennung proteſtirt; 
wolle aber eine Provinz nach Religionsverſchiedenheit geſchaffen werden, ſo 
wolle auch ſie als der griechiſch nicht unirten Kirche angehörig eine Provinz 
bilden. Der Abg. Pinkas ſage, die polniſche Nation waren die Herren, von 
dieſen wolle man das Volk trennen. Allein dann frage man das Volk, und 
wenn das Volk ſich für eine ſolche Trennung ausſpricht, ſo habe er nichts 
dagegen, allein das Volk werde eine ſolche Trennung nicht wollen. 

(Abg. Pinkas unterbrach mit der Bemerkung: in ſolchem Falle auch er 
nicht, das verſtehe ſich von ſelbſt.) Die polniſche Sprache ſei nicht die der 
Mazuren, ſondern eine Schriftſprache, die mehreren in Galizien wohnenden 
Stämmen gemeinſchaftlich iſt, wenn ſie auch verſchiedene Dialekte ſprechen. 
Wolle man auf dieſe Rückſicht nehmen, dann müſſe man Galizien noch in 
mehrere Theile theilen. Das Volk in Galizien iſt durch ſeine Größe unbe— 


Theilung Galiziens. 21 


handelbar, das ſei des Pudels Kern; allein es ſeien hier 108 galiziſche Ab— 
geordnete, und man verſtehe ſie zu behandeln. 

Er habe geſprochen. 

Hein: Wenn es ſo fortgeht, werde man ſich nicht vereinigen, dann werde 
halt der oberſte Richter, die Regierung entſcheiden, d. h. eine octroyirte Verfaſſung 
geben. Nach ſeiner Anſicht liege der Föderationspunkt in der Krone, und können 
ſich ſouveräne Beſtandtheile föderiren, nicht aber Provinzen, die nicht ſouverän 
ſind. Warum begehre man, daß eine Provinz ſo groß ſei als die andere; ſie ſollen 
ja nicht gegen einander die Wagſchale halten, ſondern das Centraliſiren hindern. 

Wenn einmal Provinzen als Perſonen hingeſtellt werden, ſo müſſe deren 
Umfang feſtgeſtellt werden; dazu gebe es zwei Wege: man könne nationale 
Provinzen creiren, oder die hiſtoriſche Grenze feſthalten. Im letzteren Falle 
müſſe man aber den zur Zeit des Ausbruchs der Revolution vorgelegenen 
Sachbeſtand als Baſis annehmen, weil ohne dieſe Revolution die Frage gar 
nicht aufgetaucht wäre. Vor dieſer Revolution haben ſich ferner Verhältniſſe 
mannigfacher Art herausgebildet, die, wenn man Provinzen, die bisher getrennt 
beſtanden, verſchmelzen wollte, tief verletzt würden, und umgekehrt. Er ſei alſo 
gegen jede ſolche gewaltſame Verſchmelzung, ſowie gegen jeden Kaiſerſchnitt, und 
möchte im Ganzen genommen die alte Provinzialeintheilung wünſchen., 7 
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Vacano ſtellt den Antrag, daß, da die Deutſchen aus Böhmen hier im 
Conſtitutionsausſchuſſe nicht vertreten ſind, die diesfällige Wahl veranlaßt werde, 
weil bei der jetzt zu Verhandlung gekommenen Nationalitätsfrage es nothwendig 
ſei, daß alle Nationalitäten der öſterreichiſchen Länder hier vertreten werden. 

Pinkas beantragt zur Tagesordnung überzugehen, weil es dem Aus— 
ſchuſſe, und am allerwenigſten jetzt, wo er ſeit Monaten beſteht, nicht zukommt, 
die Verbeſſerung einer Wahl, die vom ganzen Reichstage ausging, zu verlangen. 

Rieger bemerkt, die Wahl der Mitglieder in den Conſtitutionsausſchuß 
habe nach einer heißen Debatte über den Wahlmodus ſtattgefunden; er habe 
damals gegen die Wahl nach Provinzen geſtimmt, weil es offenbar ungerecht 
ſei, daß eine Provinz, welche nur 9 Abgeordnete im Reichstage habe, dieſelbe 
Anzahl von Abgeordneten in den Ausſchuß ſchicke, als diejenige, die 111 Ab— 
geordnete im Reichstage habe, deshalb habe er die Wahl nach Fähigkeiten und 
Kenntniſſen beantragt. Doch könne er jetzt mit dem heutigen Antrage Vacano's 
nicht einverſtanden ſein, um ſo weniger, als mit demſelben das Mißtrauen 
ausgeſprochen ſcheint, als ob man beſorgte, die Czechen werden ihre deutſchen 
Landsleute verkürzen. Ein ſolches Mißtrauen müſſe er entſchieden zurückweiſen 
und erklären, daß, geht der Antrag Vacano's durch, er eine gleiche Aenderung 
auch für die andern Provinzen in Anſpruch nehmen werde, denn er finde das 
böhmiſche Element in Mähren und Kärnthen hier auch nicht vertreten. 
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Der Vorſitzende brachte den Antrag des Abg. Pinkas auf Uebergang zur 
Tagesordnung zur Abſtimmung, derſelbe blieb jedoch in der Minorität. 

Die Abg. Breſtel, Kautſchitſch und Hein erinnerten, daß der Antrag Va⸗ 
cano's dem § 42 unſerer Geſchäftsordnung ganz entſpreche, wonach es dem 
Ausſchuſſe freiſtehe, Mitglieder des Reichstages jenen Berathungen mit infor⸗ 
mirender Stimme beizuziehen, was ſich hier, wo es ſich um Provinzialintereſſen 
handelt, vollkommen rechtfertigen laſſe. 

Mayer erklärt, er müſſe gegen die Bemerkungen Rieger's, es ſei das 
böhmiſche Element Mährens hier nicht vertreten, proteſtiren, denn Mähren 
kenne kein böhmiſches, ſondern nur ein mähriſches Element, welche Anſicht das 
ganze Land ausſprach, als man Mähren in Böhmen aufgehen laſſen wollte. 

Palazky: Der Antrag Vacano's hat entweder keinen Sinn oder iſt ein 
Mißtrauensvotum gegen uns Böhmen; uns haben nicht bloß Czechen, ſondern 
alle Abgeordnete Böhmens hierher geſendet; brauchen wir die Deutſchböhmen, 
ſo wende man den § 42 der Geſchäftsordnung an. 

Rieger: Ich will hier an der Seite einer ſolchen Autorität, wie Palazky 
iſt, in keine Diſtinction zwiſchen Czechen und Mähren eingehen, glaube aber 
doch die mähriſche Sprache beſſer zu kennen, als der mähriſche Abg. Mayer. 

Mayer: Ich erſuche den Herrn Präſidenten, den Vorredner zur Ord- 
nung zu rufen, denn ich dulde es nicht, daß man mir meine mähriſche Na⸗ 
tionalität angreife. 

Turco: Ich halte den Antrag Vacano's für billig, denn ebenſowenig 
ich den Nordtirolern zumuthen möchte, daß ſie uns Südtiroler vertreten, eben⸗ 
ſowenig werden dies die Deutſchböhmen von den Czechen fordern, ſobald ihre 
Wünſche nicht dieſelben ſind. 

Pinkas: Hier iſt nicht der Platz, 3 Empfindlichkeiten der guten 
Sache, die wir vertreten, zu ſchaden; laſſen wir daher den Ordnungsruf 
nicht an die Tagesordnung kommen. Wir haben ja keine definitiven Geſetze, 
ſondern bloß einen Geſetzentwurf zu machen; dieſer Entwurf kommt ſohin in 
die Abtheilungen, dort können und werden die Deutſchböhmen ihre Intereſſen 
wahrnehmen. 

Der Vorſitzende brachte nun den Antrag Vacano's zur Abſtimmung, er 
blieb jedoch in der Minorität. 

Laſſer: Da ich heute Kopfſchmerzen habe, ſo kann ich Ihnen, meine 
Herrn, nicht mit einer ſtudirten Rede aufwarten. Es handelt ſich hier um das 
Centraliſations⸗ und Föderativſyſtem. So wie zwei meiner Vorredner geſtern 
ungebührliche Föderation wollten, ebenſo lehne ich meinerſeits den Verdacht 
einer ungebührlichen Centraliſation im vorhinein ab. Ich bin ebenſoſehr gegen 
eine Föderation, bei welcher die Perſonalunion die einzige Verbindung der 
öſterreichiſchen Länder wäre, als gegen eine Centraliſation, womit die Autonomie 
der Provinzen aufgehoben würde. Die heutige gereizte Stimmung einiger Herrn 
veranlaßt mich, auf die Bemerkung, die Beſtrebungen kleiner Länder, ihre Selb— 
ſtändigkeit zu wahren, ſei eine Provinzialambition, gar nicht einzugehen. Der 
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Wunſch Salzburgs nach ſeiner Selbſtändigkeit iſt kein neuer und wurde mit 
Erfolg gegen die ſtändiſche Verbindung mit Oberöſterreich, ebenſo in den März— 
tagen und auch hier im Reichstage laut; unſere Vertreter ſind darüber einig, 
wenn ſie auch nicht nebenſammen ſitzen, ſo ſitzt einer auf der Rechten und ich 
im Sumpfe, wie der Centrumverein von den Böhmen genannt wurde. Salz— 
burg hat eine 1000 jährige Geſchichte für ſich; es kam als ſelbſtändiges Land 
1806 an Oeſterreich, ebenſo an Bayern, und erſt 1816 wurde es adminiſtrativ 
mit Oberöſterreich verbunden. Seine Selbſtändigkeit iſt übrigens durch Staats- 
verträge ſelbſt in der Bundesacte garantirt. Wir hoffen, daß es ſo bleiben 
wird. Wir haben kein Gelüſte, das Innviertel adminiſtrativ zu erobern, wenn 
es auch mit uns an Bayern und dann ebenſo mit uns vereint wieder an 
Oeſterreich kam. Wir geizen nicht danach, aber noch weniger nach der Ehre, 
unſere Regierung in Linz zu haben. Man ſagt, es ſei unzweckmäßig, kleine 
Provinzen zu machen; ich kehre dieſe Behauptung um und ſage, große Pro— 
vinzen ſind unzweckmäßig, denn ſie ſind koſtſpielig, wir brauchen Regierung 
und keinen Landtag, wir begnügen uns mit der Kreisvertretung. Wir ver— 
langen nur unſer gutes Recht und daß eine Provinz zu einer Zeit nicht ver— 
nichtet werde, wo Recht und Freiheit als Parole gilt. 

Halter: Wir verlangen weiter unſere Selbſtändigkeit als eine Ver 
gütung des Schadens, den Salzburg dadurch erlitt, daß bei jener Vereinigung 
mit Oeſterreich ein Theil deſſelben bei Bayern blieb. 

Laufenſtein: Kärnthen und Krain bildeten nie eine Provinz, ſie waren 
bloß adminiſtrativ verbunden, hatten aber ſtets abgeſonderte Landſtände, ſie ſind 
abgeſonderte Herzogthümer, durch Sprache und territoriale Verhältniſſe getrennt, 
welche Trennung hier zu beanſpruchen ich mich für verpflichtet halte. 

Kautſchitſch: Obwohl ich dafür bin, daß hier ein jeder unumwunden 
ſpreche, ſo möchte ich doch die Herrn erinnern, daß wir hier nicht bloß unſere 
Provinzen, ſondern ganz Oeſterreich vertreten. Wir ſollen bei der Provinzial— 
eintheilung nach meiner Meinung dem Princip der Nationalität und Convenienz 
Rechnung tragen und nur das beiſammen laſſen, was gern beiſammen bleibt. 

Palazky iſt gegen die Föderation der Provinzen, weil letztere keine ſou— 
veränen Staaten ſind; Pinkas ſagt, man ſolle nicht zu kleine Provinzen 
machen, um die Präpotenz der größeren zu verhindern. Mit dieſen Grund— 
ſätzen bin ich vollkommen einverſtanden, aber verlange auch, daß man ihre Con- 
ſequenzen anerkenne; das thun aber unſere czechiſchen Brüder nicht. Es muß 
nicht bloß jede Nationalität gewahrt, ſondern auch bei der Provinzialeintheilung 
berückſichtigt werden, denn ſonſt iſt die ſo ſehr geprieſene Gleichberechtigung 
der Nationalitäten eine reine Illuſion; dann iſt in Steiermark und Kärnthen 
der Slawe, in Tirol der Italiener, in Böhmen der Deutſche eine Null. Eine 
unnatürliche Ehe trug nie gute Früchte, deshalb ließ man die Eheſcheidung zu; 
ebenſo iſt die unnatürliche Landesverbindung ein Fluch der Menſchheit. Ich 
theile Oeſterreich fo ein: 1. Czechiſch-Böhmen oder Czechowien, 2. Deutſch— 
Böhmen oder Bojerheim, 3. Oeſterreich ob und unter der Enns und Salz— 
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burg, 4. Deutſch-Steiermark und Kärnthen, 5. Slawiſch-Steiermark, Krain und 
ſlawiſches Küſtenland als Slawonien, 6. Schleſien, 7. Mähren, 8. Deutſch Tirol 
und Vorarlberg, 9. Welſch-Tirol, 10. italieniſcher Theil des Küſtenlandes, 
11. Dalmatien, 12. Polen oder Mazuriſch-Galizien, 13. Rutheniſch-Galizien 
und 14. die Bukowina. 

Vacano: Ich bin mit der Eintheilung des Entwurfes einverſtanden, wir 
werden eine andere auch gar nicht durchſetzen; ſonſt würde ich Oeſterreich nach 
nationalen und geographiſchen Principien in große Kreiſe eintheilen und die 
Landtage beſeitigen, die mir nur eine Verlängerung des Inſtanzenzuges und 
eine koſtſpielige Vermehrung der legislativen Körper zu ſein ſcheinen. Kärnthen 
und Krain, Vorarlberg und Trient, endlich Salzburg, waren bisher ſelb— 
ſtändig und mögen es daher auch ferner bleiben. 

Jachimowiez: Wenn ich mich auf den hiſtoriſchen Boden ſtelle, fo ere 
innere ich auf jene Zeit, wo Ruthenien ein großer Staat und Polen nur ein 
kleines Herzogthum war. Halicz hatte ſeine eigenen gekrönten Könige, wie 
Koloman u. ſ. w. Kaſimir der Große hatte nach dem Zeugniſſe der Geſchichte 
15 Jahre mit den Ruthenen zu kämpfen, bis er ſie unterjochte, woraus erhellt, 
daß ſie und die Polen zwei getrennte Nationen bildeten. Ladislaus von Oppeln 
unterſchreibt ſich heres et dominus Russiae. Als unter Jagello Lemberg und 
Lithauen verbunden wurde, blieb auch Ruthenien und Polen und zwar bis zur 
Theilung des letzteren beiſammen. Als Galizien an Oeſterreich kam, unter 
ſchied man Dit und Weſtgalizien, erſt 1809 wurde Ein Gubernium über beide 
in Lemberg creirt. Als Krakau mit Galizien verbunden wurde, hielt man die 
Trennung Galiziens für nothwendig, Stadion beantragte ſie, und unter dem 
Miniſterium Pillersdorf war ſie ſogar a. H. genehmigt und nur die Aenderung 
des damaligen Miniſteriums verhinderte die Contraſignatur und Ausführung. 
Für dieſe Theilung ſprachen folgende Umſtände: Dieſe zwei Nationen leben in 
einer tief wurzelnden Feindſchaft, es beſteht ſogar das Sprichwort, daß ſie nie 
Freunde werden, ſo lange die Welt ſteht. Dieſe Trennung entſtand nicht aus 
der Verſchiedenheit des Stammes, denn ſie ſeien beide Slawen, aber der kirch— 
liche Unterſchied brachte dieſe Trennung hervor; die Geſchichte beweiſt die Reli— 
gionsverfolgungen gegen die Ruthenen. Schon Kaſimirs Nachfolger Ludwig 
ſetzte in Halicz, da er ſelbſt dem lateiniſchen Ritus zugethan war, einen latei— 
niſchen Biſchof ein und gab ihm die griechiſche Kirche. Wladislaus Jagello 
that daſſelbe zu Przemysl und ließ im Jahre 1412 ſogar die Leichen der in 
der griechiſchen Kirche begrabenen Großen hinauswerfen, was noch nicht ver— 
geſſen iſt; um als vicarius pontificis in partibus Russiae beſtellt zu werden, 
zeigte er ſich als den eifrigen Katholiken. Wollten die Ruthenen den Adel oder 
Aemter erlangen, ſo mußten ſie zum lateiniſchen Ritus übergehen. Zur Zeit 
Jagellos ging die Würde des griechiſchen Metropoliten ein und Staroſten wurden 
ſeine Stellvertreter. Dieſes Interregnum dauerte 150 Jahre. Die Reibungen 
zwiſchen beiden Riten ſind ſeit den Märztagen gewachſen, weil man die Ruthenen 
in Broſchüren ungerecht angriff. Die geographiſche Lage ſowohl als die Nationale 
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verſchiedenheit der Ruthenen und Polen bevorwortet die Theilung Galiziens; 
denn es iſt zu lang, um gehörig überwacht zu werden. Die polniſche und 
rutheniſche Schrift und Sprache ſind verſchieden, die Wahrung der rutheniſchen 
Sprache in Schule und Amt erheiſcht die Theilung. 

Der Abg. Ziemialkowsky meint, daß dieſe Bewegung von der Hauptver— 
ſammlung der Ruthenen ausgegangen ſei, welche er das Conſiſtorium taufte; doch 
iſt zwiſchen beiden ein weſentlicher Unterſchied. Daß ſich die Geiſtlichen dieſer 
Sache annahmen, iſt wohl begreiflich, und daſſelbe geſchah auch von den pol— 
niſchen Geiſtlichen, als ſie ihre Nation gegen die Germaniſirungsbeſtrebungen 
vertraten. Ich beantrage daher die Trennung Galiziens in zwei Theile. 

Scholl: Die Conſtitution ſoll die bisherige Selbſtändigkeit der Provinzen 
nicht aufheben, ſondern garantiren; dieſe nehme ich auch für Kärnthen in An— 
ſpruch. Wenn man mir entgegnet, Kärnthen ſei zu klein, ſo frage ich, wie groß 
muß denn eine Provinz ſein, um ſelbſtändig zu bleiben? Jeder der ſouveränen 
Schweizercantone iſt kleiner als Kärnthen, und nur Bern hat mehr Einwohner 
als Kärnthen. Kärnthen war immer ein ſelbſtändiges Herzogthum und hatte 
auch bis 1804 ſeine eigene Landesſtelle. 

Pinkas: Trotzdem, daß ich mich ſtets beſtrebe, ein gemäßigter Vermittler 
zu ſein, ſo ſind doch ſo viele Pfeile gegen mich abgeſchoſſen worden, daß ich 
mir wie der heilige Sebaſtian vorkomme. Schon geſtern warf mir Breſtel 
Inconſequenz vor, weil ich für Vereinigung von Oeſterreich ob und unter der 
Enns und doch auch für Theilung Galiziens geſprochen habe. Die Conſtitution 
iſt jedoch kein Rechenexempel; daß man ein einziges Princip nicht ſtreng bei 
der Eintheilung Oeſterreichs durchführen kann, hat Kautſchitſch heute bewieſen. 
Die Unausführbarkeit ſeines Planes liegt auf flacher Hand. 

Ich habe meine Inconſequenz bezüglich Galiziens auch eingeſtanden; daß 
aber der Wunſch und Gründe für dieſe Theilung beſtehen, das wiſſen wir alle. 

Ziemialkowsky hat ſich uns geſtern als Vollblut-Ruthene vorgeſtellt und 
doch gleich darauf behauptet, der nationale Unterſchied zwiſchen Polen und 
Ruthenen ſei eine Erfindung Stadions. Iſt er alſo auch eine Erfindung 
Stadions? Ich erfaſſe meine Miſſion und bin bereit die Intereſſen der Deutſch— 
böhmen dann ebenſo gewiſſenhaft zu vertreten, als die der Czechen. Daß 
ich meine deutſchen Brüder in Böhmen ebenſo liebe, wie die czechiſchen, beweiſe 
ich damit, daß ich gegen eine Trennung von ihnen proteſtire. Wir achten die 
Nationalität, wollen ihr aber keine materiellen Opfer bringen. Wollte man die 
öſterreichiſchen Nationen trennen, ſo würde Oeſterreich verdorren anſtatt auf— 
zublühen. Nationale Curien ſind das beſte Präſervativ gegen die nationale 
Suprematie. Ich ſchwöre es Ihnen, meine Herren, daß ich keinen Hinterhalt 
kenne und das Beſte Aller will. 

Goriup: Ich muß der Grafſchaft Görz eventuell daſſelbe Recht wahren, 
welches andere Provinzen für ſich anſprechen. Görz hat ſeine eigene Geſchichte, 
eigene Landſtände, Landesfonds und Inſtitute. Ich glaube wir ſind bezüg— 
lich der Gruppirung der Landestheile auf irrigem Wege; erſt dann wird man 
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mit Grund und Nutzen die Selbſtändigkeit oder Incorporation wünſchen, 
wenn man wiſſen wird, was der Central- und was der Landesregierung ein⸗ 
geräumt, was dem Central und was dem Landesbudget zugewieſen wird. Ich 
beantrage daher, zur Berathung der Conſtitution ſelbſt zu ſchreiten.“ 

Palazky: Bisher wurde nur im Intereſſe der einzelnen Provinzen ge⸗ 
ſprochen; ich will nun im Intereſſe der Geſammtheit ſprechen. Man hat die 
Trennung aus hiſtoriſchen Gründen gefordert; erlauben Sie mir, daß ich als 
Hiſtoriker für die Vereinigung ſpreche. 

Es geht eine Kraft durch die Welt, man nennt ſie den Weltgeiſt. (Eine 
Stimme: der hat bereits ein trauriges Ende gefunden.) In der hiſtoriſchen 
Entwicklung unſerer Zeit tauchte ein Princip auf, welches im vorigen Jahre 
in die Geſchichte Oeſterreichs eintrat, es iſt die Gleichberechtigung der Nationali⸗ 
täten; ſelbe wurde bis zum Jahre 1848 theoretiſch und praktiſch geleugnet. 
Mit dieſem Princip iſt die Emancipation der Slawen und Wallachen in Oeſter⸗ 
reich ausgeſprochen, ſie iſt jedoch noch nicht durchgeführt. Wir müſſen Oeſter⸗ 
reich ſo conſtruiren, daß die Völker gern in Oeſterreich exiſtiren, das ſei die 
uns leitende Idee. Die verſchiedenen hier geltend gemachten Ideen laſſen ſich 
dann befriedigen, wenn man der Geſchichte und Ethnographie Rechnung trägt 
und einen terminus der Convenienz findet, alſo national-hiſtoriſche Länder⸗ 
gruppen, dann als kleinere nationale Abtheilungen die Reichskreiſe annimmt. 
Man kann ein kleines Land jetzt nicht zu einem großen machen. Die allein 
bleiben wollen, die laſſe man allein, und die beiſammen, die beiſammen bleiben 
wollen. Man muß hier beſonders die neue Geſtaltung des Unterrichts- und 
Gerichtsweſens ins Auge faſſen. 

Ich beantrage folgende Ländergruppen: 1. deutſch⸗-öſterreichiſche, 2. böh⸗ 
miſche, 3. polniſche, 4. illyriſche und 5. italieniſche Länder; für die hier nicht 
repräſentirten Länder wäre dann die Eintheilung in: 6. ſüdflawiſche, 7. magy⸗ 
ariſche und 8. wallachiſche Länder. 

Ich rechne nun zu der erſten Oeſterreich ob und unter der Enns, Steier⸗ 
mark, Kärnthen, Salzburg, Deutſch-Tirol, Vorarlberg, dann Deutſch-Böhmen, 
Deutſch⸗Mähren und Schleſien; zu der zweiten Czechiſch-Böhmen, Mähren 
und Schleſien und die Slowakei in Ungarn; zu der dritten Galizien, Krakau, 
die Bukowina und Ungariſch-Ruthenien an den Karpathen; zu der vierten 
Slawonien, Slawiſch-⸗Steiermark, Kärnthen, Krain und Küſtenland; zu der 
fünften Welſch-Tirol, Lombardei und Venedig; zu der ſechſten Dalmatien, 
Kroatien, Slawonien und Woiwodina; zu der ſiebenten Magyarenland in 
Ungarn und Siebenbürgen, zu der achten die romaniſchen und wallachiſchen 
Länder in Siebenbürgen, Ungarn und in der Bukowina. 

Ich bin keineswegs gegen die Trennung Deutſch⸗Böhmens und Cechiens; 
wäre dieſe nur praktiſch möglich, dann würde ich ſie vorſchlagen. Böhmen iſt 
ein Keſſelland, einen Keſſel kann man aber, ohne ihn zu vernichten, nicht theilen; 
(eine Stimme: wohl aber flicken). 

Ich war erſtaunt und unangenehm afficirt, als Ziemialkowsky ſagte, man 
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habe das Volk der Ruthenen im vorigen Jahre erfunden. Sie ſind die Klein— 
ruſſen, von denen über 10 Millionen in Rußland leben. Sie ſprechen keinen 
Jargon der polniſchen Sprache, ſondern den ruſſiſchen Dialekt, welcher mit dem 
der Bulgaren, Serben, Kroaten und Slawonen zu einer Claſſe der ſlawiſchen 
Sprachen, ſowie die Polen, Böhmen, Wenden und Lauſitzer Serben zur anderen 
Claſſe gehören. Die Ruthenen ſind ein eigenes Volk, welches erſt im vorigen 
Jahre emancipirt wurde, und das mag Ziemialkowsky unter Erfindung ver 
ſtanden haben. Dieſes Volk iſt bisher von der Regierung und den Polen ge— 
drückt worden; es wird jetzt hoffentlich ſeine bedeutenden Anlagen entwickeln 


und raſche Fortſchritte machen, es wird an der Wohlthat der weſteuropäiſchen 


Bildung Theil nehmen und in der Hand der öſterreichiſchen Regierung einen 
Hebel gegen die öſterreichiſchen Feinde bilden, was von unendlicher Tragweite iſt, 
wenn man ihren Einfluß auf ihre in Rußland lebenden Stämme erwägt. Auch 
in Galizien werden die Reichskreiſe zur Befriedigung ſämmtlicher Stämme dienen. 

Ziemialkowsky: Ich habe vier Gegner zu bekämpfen. Auf die Bemer⸗ 
kung des Abg. Kautſchitſch will ich bloß erinnern, daß es auch Ehetrennungen 
gibt, man hüte ſich aber dieſe in das Völkerleben einzuführen. Herr Pinkas 
fragt, ob ich auch von Stadion erfunden ſei? Ich kann dies bejahen, da ich 
nicht ſo beſchaffen bin, wie man mich beſchreibt. 

Herr Palazky will die rutheniſche Frage zu einer europäiſchen Bedeutung 
erheben. Er mag recht haben. Ich muß aber leugnen, daß die Ruthenen 
Ruſſen ſeien, denn die Ruſſen nennen die Ruthenen Hunde, Puſchkin, ein 
Ruſſe, ſagt, daß man den Neſtor gar nicht verſteht, wenn man nicht polniſch 
kann; daß die Ruthenen bisher von der Regierung gedrückt waren, beſtreiten 
ſie ſelbſt, indem ſie die öſterreichiſche Regierung rühmen. Ich habe nicht ere 
wartet, daß Herr Jachimowicz die Sache ſo weit herholen wird, bin ſomit nicht 
vorbereitet, ihn zu widerlegen. Kaſimir M. hat Rothreußen durch Erbſchaft 
bekommen, der letzte Herzog Boleslaw wurde durch den Adel vergiftet; ſeitdem 
blieb Rothreußen mit Polen vereinigt. Daß es mit Polen gleiche Rechte be— 
ſaß, beweiſt die Geſchichte; denn unter den erſten Jagellonen war die ruthe— 
niſche Sprache ſelbſt die des Hofes. Die ehemalige Theilung Galiziens, wovon 
Oſtgalizien das ganze heutige Galizien bildete, ſowie die von Stadion projectirte 
Theilung beweiſt gar nichts. — Ich verſtehe unter Nation ein Volk, welches 
dieſelbe Sprache und Geſchichte hat; die Polen und Ruthenen haben aber 
beides gemeinſchaftlich. Ich erinnere nur an die Sobiesky, Sapieha, Potocky, 
Zalesky, die alle Ruthenen waren. Die Polen haben die Ruthenen nicht als 
Nation verfolgt. Auch Deutſche haben andere Deutſche aus religiöſem Fana— 
tismus verfolgt, begehren ſie deshalb jetzt die Trennung? Daß zwiſchen Ma— 
zuren und Ruthenen Erbitterung herrſche, muß ich leugnen, im ſelben Dorfe, 
ja im ſelben Hauſe leben beide friedlich neben einander, wie ſie im öſterreichi— 
ſchen Reichstage neben einander ſitzen und mit einander ſtimmen. Der ruthe— 
niſche Klerus iſt wohl, und das mit Recht, gegen den lateiniſchen Klerus ge— 
ſtimmt, dem liegt aber nicht die Nationalität zu Grunde. — Den Vorwurf, 
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daß ich die rutheniſche Hauptverſammlung das Conſiſtorium taufe, muß ich damit 
beantworten, daß der Klerus am flachen Lande alle Erläſſe des Conſiſtoriums 
verkündigte. Man wirft uns Polen vor, daß wir uns von Oeſterreich trennen 
wollen. Wir haben nie geleugnet, daß wir mit der öſterreichiſchen Regierung 
unzufrieden ſind, aber ebenſo aufrichtig verſichern wir, daß wir uns nicht 
losreißen, ſondern ohne Blutvergießen unſer Vaterland herſtellen wollen. Gehen 
ſie in die Gefängniſſe des Spielbergs und Kufſteins, ſie werden dort Polen 
und Ruthenen finden, wir haben uns immer mit einander verſchworen. Nach 
der Wiener Zeitung vom 21. d. M. werden für die Ruthenen nicht ruthe— 
niſche, ſondern deutſche Schulen errichtet. Eine Theilung Galiziens nach dem 
Ritus iſt ohne Völkerwanderung unmöglich, denn auch in den weſtlichen Kreiſen 
wohnen 100000 Ruthenen, und der Strich zwiſchen Jaroslaw und Przemysl 
wird nie ſeine polniſche Sprache verleugnen. Um die rutheniſche Sprache zu 
verbreiten, braucht man wenigſtens 50 Jahre; nicht ſo bei der polniſchen. Wenn 
man Galizien trennt, ſo muß man auch unſere Creditanſtalt, dieſe einzige 
Wohlthat, die wir Oeſterreich verdanken, trennen, alſo neue Pfandbriefe aus⸗ 
ſtellen. Daß damit der Credit des ganzen Landes leiden würde, iſt klar. Die 
meiſten Stiftungen, ſollen ſie vielleicht dazu verwendet werden, daß die Ru— 
thenen Deutſch lernen? 


Sitzung am 24. Januar 1849. 


Madonizza erinnert an die geſtern von Filippi begehrte Lostrennung der 
quarneriſchen Inſeln von Iſtrien, und deren Einverleibung zu Dalmatien, mit 
Bezug auf die von Hein entwickelten Grundſätze, daß er damit durchaus nicht 
einverſtanden ſein könne. 

Man ſehe bei heiterem Wetter ebenſogut von Capo d'Iſtria auf San 
Marco nach Venedig, als von jenen Inſeln nach Zara; das begründe aber durch⸗ 
aus kein Begehren um Einverleibung Venedigs nach Iſtrien. 

Der Wille der Bewohner jener Inſeln ſei es auch, mit Iſtrien vereint 
zu bleiben; daß mit einigen Unterſchriften das Gegentheil ausgeſprochen worden 
ſei, ſchreibe er lediglich den Einflüſſen des Ban Jellacic zu, der für ſeine Perſon 
vielleicht jene Einverleibung wünſche. Wer es übrigens wiſſe, wie ſtürmiſch das 
Meer an den dalmatiniſchen Küſten ſei, werde es zum Ueberfluſſe begreifen, daß 
die Bewohner beſagter Inſeln viel leichter an Iſtriens Küſten als an Dal 
matiens gelangen können, welch letzteres mit Umgehung einer Meerfahrt häufig 
eine Landreiſe von drei bis vier Tagen nothwendig mache. 

Gob bi bemerkt, er habe eigentlich faſt nichts mehr zu vertreten; denn 
Goriup habe ihm Görz, Filippi ſeine Inſeln genommen, Palazky wolle einen 
Theil des Gebietes, das er zu vertreten die Ehre habe, mit Krain vereinigen! 

Wenn ein Gebiet auf politiſche Selbſtändigkeit Anſpruch habe, ſo ſei dies bei 
der Stadt „Trieſt“ der Fall. Er unterſcheide in dem von beiläufig 460000 Seelen 
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bewohnten Küſtenlande: den alten venetianiſchen Theil Iſtriens, den alten öſter— 
reichiſchen Theil Iſtriens, die Grafſchaft Görz, die Inſeln Quarnero, und eben 
das Trieſter Stadtgebiet. 

Letzteres ſei in Folge eines im Jahre 1382 mit Herzog Leopold freiwillig 
abgeſchloſſenen Contractes zu Oeſterreich gekommen, habe ſelbſt dann, als es 
franzöſiſch wurde und bis 1813 verblieb, ſeine Autonomie behalten, nur nachher 
habe es Graf Saurau mit Görz verbunden. Aber ſchon im Monate Juni 
und Juli vorigen Jahres, als dem Kaiſer Ferdinand I. eine Huldigungsadreſſe 
überreicht worden ſei, habe man ſeine provinziale Selbſtändigkeit anerkannt, 
die er, wenn den Wünſchen einiger verehrten Vorredner ſtatt gegeben werden 
ſollte, auch geltend machen müßte. Er abſtrahire indeſſen noch davon, zu be— 
rechnen, wie viele unter den 107 bis 109 000 Einwohnern etwa Italiener, 
Slawen oder Deutſche ſeien, er mache ſich keine Illuſionen, wie Palazky, 
ſondern halte an der Convenienz. Palazky's vorgeſchlagene Eintheilung des 
öſterreichiſchen Gebietes bringe auch wirklich nicht nur keinen Vortheil, ſondern 
durchaus Nachtheil; denn 1. werde durch ſeine Zerſtückelung nur den großen, 
nicht aber auch den kleinen Nationalitäten Rechnung getragen, 2. werden Bier 
durch ſo große Gruppen und Maſſen erzeugt, daß dieſelben nur zu leicht das 
Centrum über den Haufen werfen könnten, wie es zum Beiſpiel neueſtens die 
Magyaren verſucht haben, 3. endlich werde durch ſeine Provinzenverſchmelzung 
und Gruppenbildung der Zweck der Provinzial-Landtage am Ende gänzlich vere 
eitelt oder paralyſirt. 

Er müſſe jene Eintheilung für gänzlich unpraktiſch, unzweckmäßig und 
verwerflich erklären. 

Rieger bemerkt, die Eintheilung laſſe ſich allerdings weder vom hiſto— 
riſchen, noch vom nationalen Standpunkte aus bis in Kleinſte ganz confe 
quent durchführen; das jedoch ſtehe feſt, daß die Einheiten, aus denen die 
künftige öſterreichiſche Monarchie beſtehen ſolle, weder zu groß noch zu klein 
ſein dürfen. 

Warum man z. B. das Land Oeſterreich in Niederöſterreich, Ober— 
öſterreich und Salzburg abtheilen wolle, begreife er nicht. Den Böhmen 
fiele es nicht bei, ein Böhmen diesſeits und jenſeits der Moldau und der— 
gleichen mehr zu unterſcheiden, und Oeſterreich ſei zum Ueberfluſſe lange nicht 
ſo groß wie Böhmen. Sollte hierdurch eine beſſere Vertretung erzielt werden 
wollen, als man ſie Böhmen geſtatten will? Entweder ſtellt man ſich bei Be— 
urtheilung gewiſſer Trennungsgelüſte auf den hiſtoriſchen Boden von Anno 
1814 oder nicht. Stellt man ſich darauf, ſo haben z. B. Salzburg und Inn— 
viertel kein Recht auf die angeſprochene Autonomie. Stellt man ſich aber nicht 
darauf, ſondern auf älteren Boden, warum will man dann z. B. den Süd⸗ 
tirolern oder Vorarlbergern die angeſprochene Autonomie verweigern? Wo 
iſt hier die Grenze? 

Die Gründe, die Herr Abg. Scholl für eine Trennung Kärnthens von 
Krain anführt, ſind nicht ſtichhaltig. Man halte ſich nur an den Boden von 
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Anno 1814 und ſage nicht, daß der Kärnthner den Krainer haſſe. Bei Gin 
zelnen aus dem gemeinen Volke mag dies der Fall ſein. Will man ſolchen 
Gehäſſigkeiten auch noch Rechnung tragen, ſo antworte ich z. B.: Tiroler und 
Bayern haſſen einander (Stimmen Oh! ohh, ich finde mit einem Worte die 
Eintheilung Oeſterreichs nach den bisherigen Provinzen nicht mehr zeitgemäß, 
ich finde einige zu groß, andere zu klein, den Anforderungen der Zeit entſpricht 
nur die Eintheilung nach Gouvernements, wonach wir, die wir hier ſitzen, ge⸗ 
wählt wurden. (Stimmen: Wir wurden nach Provinzen gewählt!) So ſtimme 
ich der von Palazky vorgeſchlagenen Eintheilung nach Ländergruppen bei, und 
erlaube mir die Bemerkung, daß es dem deutſchen Elemente nicht frommen 
wird, deutſch⸗öſterreichiſche Provinzen zu zerſtückeln. Ich kenne auch nur einen 
Erzherzogshut! i 

Entſchieden aber muß ich mich gegen die geſtern, wenn auch in 0 Theilen 
richtige, in 10 Theile aber doch ganz unrichtige Rede des Abg. Ziemialkowsky 
ausſprechen, in ſo fern er nämlich die eigene Nationalität der Ruthenen leugnet, 
und ihre Autonomie rückſichtlich Abtrennung von den Polen in der Provinz 
„Galizien“ nicht zugeſtehen will. 

Ich liebe die Polen, wie ich die Böhmen liebe, denn wir ſind Brüder; 
ich erkenne aber die Ruthenen als eine ſelbſtändige Nation! Ich kenne Galizien 
aus eigener Anſchauung, ich kenne auch ſeine Literatur und ſpreche hier ganz 
unparteiiſch! 

Ethnographie und Philologie unterſcheiden bekanntlich zwei Aeſte von Slawen 
in Europa, die weſtlichen und die öſtlichen Slawen. 

Zu den erſteren gehören die Böhmen, die Mähren und die Polen, zu den 
letzteren die Südſlawen und die Ruſſen. 

Die Sprache, durch welche eine Nation vor allem charakteriſirt wird, iſt 
anders bei den Polen, anders bei den Ruthenen. 

Beide Sprachen unterſcheiden ſich weſentlich von einander, beide Nationen 
ſind weſentlich verſchieden. (Ziemialkowsky unterbricht ihn: „Ich habe mich in 
Angelegenheiten, die ich nicht verſtehe, nicht gemiſcht. Thun Sie das Gleiche, 
Sie verſtehen hiervon gar nichts!“) Rieger fährt fort: Ich bitte es zu beher— 
zigen, daß ich beide Sprachen kenne, daß ich ganz unparteiiſch ſprechen und 
zwiſchen beiden ſogar verſöhnend einſchreiten will! Die rutheniſche Sprache hat 
eine zweifache Literatur, die eine mit lateiniſchen, die andere mit griechiſchen 
Lettern. Sie ſind beide nicht ſehr reich und haben nur unbedeutende Werke 
geliefert, aber es iſt doch immerhin eine eigene Literatur! 

Drei Millionen der Ruthenen leben in Galizien, dreizehn Millionen in 
Rußland. Meine Herren, ein Volk von 16 Millionen bleibt, ſie mögen es 
von Galizien trennen, oder nicht. Ein ſolches Volk läßt ſich nicht hinweg— 
leugnen — nicht ſo mir und dir nichts aus der Karte ſtreichen. 

Die Preßfreiheit wird das rutheniſche Element vollkommen zur Geltung 
bringen. Seine Freiheit hauchende Literatur wird zum Schmelzen bringen 
jenes ſo ſtarre Eis des ruſſiſchen Abſolutismus — wird die archimediſche 
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Schraube ſein, die jenes Zarat in Trümmer ſtürzen macht, indem es die 
Millionen leibeigenen Ruthenen in Rußland zum Abfall von ihm reißen wird. 
Das, meine Herrn, iſt das wichtigſte in der Frage — der Sturz jenes frei— 
heitsfeindlichen europäiſchen Deſpoten ſteht in naher Ausſicht, wenn dieſer 
Stamm in die Reihe der übrigen Slawenſtämme tritt. 

Ich habe mit Ruſſen geſprochen. Auch ſie leugnen aus nicht ſo tief lie— 
genden Gründen das rutheniſche Element. Ihnen iſt Alles ruſſiſch — Gali— 
zien iſt ihnen ruſſiſch — auch Ungarn iſt ihnen ruſſiſch. Laſſen Sie ſich, meine 
Herren, nicht irreleiten, wenn der polniſche Adel das rutheniſche Bewußtſein 
möglichſt zu unterdrücken ſuchte. 

Die Ruthenen hatten bisher weder einen Adel noch einen Bürgerſtand 
— Bürger und Bauern haben ſich bei ihnen noch nicht geltend gemacht — 
immerhin hat man jenen polniſchen Adel als den Träger ihrer Cultur be— 
trachtet; aber halten Sie das rutheniſche Element darum ja nicht für un— 
bildungsfähig. 

Man nennt Männer, wie Napoleon, Kleber, ungeachtet ſie italieniſcher 
oder deutſcher Abſtammung, in Frankreich „Franzoſen“. Herr Ziemialkowsky 
nennt ſich, ſeiner rutheniſchen Abſtammung ungeachtet, einen „Polen“ — ich 
würde mich, wie viele meiner Landsleute, vielleicht einen „Deutſchen“ nennen, 
hätte ich, wie ſie, das nationale Bewußtſein eines Böhmen verloren; aber ich 
rufe es laut aus: „Ich bin ſtolz auf dieſes Bewußtſein!“ 

Man belächelte es, als ſich vor 14— 15 Jahren Jungmann und Andere 
mit böhmiſcher Literatur abgegeben haben; und doch können wir heute eine 
famoſe böhmiſche Univerſität anlegen, und alle Zweige der Wiſſenſchaft in dieſer 
Sprache behandeln. Daſſelbe wird in Kürze auch bei den Ruthenen der Fall 
ſein. Achten Sie das nationale Streben dieſes bisher von den Polen ſowohl 
als von den Ruſſen verfolgten, zur ſelbſtändigen Exiſtenz berufenen Volkes 
— und mag dieſes für Sie, als Polen, die ſich ihr Land geiſtig zu erobern 
wußten, auch noch ſo ſchmerzlich ſein: es bedauert auch der Deutſche den Ver— 
luſt ſeiner Präpotenz in Böhmen. 

Die Zeit iſt um, wo die gebildeten Claſſen der nationalen Maſſe den 
Ton angaben. Sie kennen die verhaßte Bedeutung der Silbe „lach“ für den 
Ruthenen — die blutigen Beweiſe diesfalls in unſerer neueſten Geſchichte 
werden Sie nicht minder kennen. Die bezüglich der Religionsunterrichts und 
der Dorfſchulen gemachten Zugeſtändniſſe genügen lange nicht. Polen und 
Ruthenen haben ſich am Slawen-Congreß in Prag noch am beſten mit einander 
einverſtanden. (Ziemialkowsky unterbricht ihn neuerlich: davon iſt mir gar 
nichts bekannt — ich verſtehe auch nicht was Sie wollen.) 

Rieger fährt fort: Darüber, ob ich mit Sachkenntniß geſprochen, mögen 
die philologiſch wie ſtatiſtiſch hoch gebildeten Herren Collegen — insbeſon— 
dere Palazky, Mikloſitſch und andere — entſcheiden. Es thut mir leid, wenn 
meine hierin nur vermittelnden Worte nicht beachtet, und den Ruthenen keine 
anerkennenden Zugeſtändniſſe gemacht werden ſollten. Wird den Ruthenen 
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hier nicht abgeholfen, ſo werden ſie ſich wo anders hin zu wenden wiſſen — 
und beherzigen Sie es wohl, meine Herren, Sie werden hierdurch nicht nur 
das polniſche Element — nicht nur Oeſterreich — ſie werden auch die Frei— 
heit mit Verluſt bedrohen!!! 

Was nun wieder ſeinen oben erwähnten Antrag rückſichtlich der Einthei— 
lung Oeſterreichs betrifft, ſo ſehe er nicht ein, warum man Gruppen eines Landes 
Böhmen, eines Landes Mähren und Schleſien u. ſ. w. nicht nehmen wolle? 

Gewiſſe Bezirke werden dabei nur gewinnen. Alle Fragen, die auf einem 
Landtage zur Sprache kommen, ſeien (wie z. B. die über die Robot, den 
Steuergulden u. ſ. w.) nicht nationaler Natur; und kommen nationale Fragen 
zur Sprache, ſo können ſie in Schiedsgerichten nach Curien entſchieden werden, 
an das Reichsgericht ſtehe der Recurs offen. Daß die Länder zur Baſis dienen 
müſſen, und ſich in kleinen Kreiſen nationalen Elementen nicht Rechnung 
tragen laſſe, davon habe er ſich überzeugt, als man neueſtens bei Gerichts- 
bezirken von nur 4 Quadratmeilen das nicht vermochte — in Prag auch ein 
böhmiſches und ein deutſches Appellationsgericht errichten mußte. Könnte 
man eine Abtrennung deutſchen Gebietes von Böhmen glücklich zu Stande 
bringen — er würde es mit Freuden aufnehmen. Denn der flawiſche Böhme 
wolle nur ſelbſtändig ſein, nicht aber erobern und andere Elemente unter: 
drücken; er habe es mehr als genug gefühlt, wie wehe es einem Volke thue, 
unterdrückt zu ſein. Nehme man ſeinen Vorſchlag nicht an, ſo wiſſe er keinen 
andern anzugeben und gebe die Conſtituirung eines einigen Oeſterreichs für 
ſeine Perſon auf. 

Hein erwacht über dieſe Reden wie aus einem Traum, in welchem er 
den Kaiſer von Oeſterreich vor ſich ſtehen ſieht, der ſich groß verwundert, 
wie einige der Herren Abgeordneten als Kronenvertreter ihm Länder vindi 
ciren wollen, die er ohnehin ſchon beſitzt, andere Länder auseinander zu zerren 
wünſchen, wie die Slowakei von Ungarn — noch andere endlich große Palazky'ſche 
oder Kautſchitſch'ſche Reiche zu gründen verſuchen, ſo daß ſeiner Krone am Ende 
wenig oder gar nichts bliebe — er hört, wie dieſer Kaiſer die Ausübung der 
Kronrechte ſich vorbehält und den Reichstag auflöſt, und geht endlich auf die 
Widerlegung Rieger's über. Derſelbe wolle nur immer gleich große und 
autonome Ländertheile haben, als hätte ein Dicker mehr Recht als ein Dünner, 
ein Großer mehr als ein Kleiner!? (Rieger: So iſt es auch!) Hein meint, 
gewiſſe Provinzen wollen hierbei nur die kleinen verſchlingen. Rieger und 
Palazky mit ihrer Eintheilung laſſen z. B. in Böhmiſch⸗-Böhmen, in Böhmiſch⸗ 
Mähren u. ſ. w. alle Deutſchen capores gehen. Seiner Meinung nach müſſe 
man bei der Provinzialeintheilung Oeſterreichs ſtehen bleiben, und ſich nicht in 
hiſtoriſche Träume nach vor- oder rückwärts verlieren. Wurden in der Vorzeit 
auch manche Provinzen zuſammen geſchlagen und dabei einer gewiſſen Auto— 
nomie beraubt, das jus domesticum ſollte ihnen nicht genommen werden. 
Man theile die Provinzen nur in nationale Kreiſe mit möglichſt großer Auto 
nomie — auf die Kreistage, wie ſie im Entwurfe angetragen werden, lege er 
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hinſichtlich der Wahrung von Nationalitätsintereſſen noch mehr Gewicht, als 
auf die Landtage, wenn man letztere, nebſt dem Reichstage, ſchon durchaus 
haben müſſe. ö 

Breſtel bemerkt, all dieſer Einwendungen ungeachtet müſſe er dennoch 
einen, dem Palazky'ſchen nicht ganz unähnlichen Antrag ſtellen. Wir müſſen 
nämlich, was Miniſter und Deputirte ſo häufig in der Kammer ausgeſprochen 
haben, die Gleichberechtigung der Nationalitäten durchführen, die bisherigen 
Provinziallandesgrenzen mögen laufen wie ſie wollen, wir müſſen dabei auch 
die materiellen Intereſſen und den Verkehr berückſichtigen — vor allem, und 
jedenfalls aber doch etwas in der Kammer Durchſetzbares bringen. Er ſelbſt habe 
die diesfällige Stimmung der Kammer ſo ziemlich erforſcht, ein früheres dies— 
fälliges Project, worin den Nationalitäten zu viel Rechnung getragen war, ver— 
worfen, und nur die hiſtoriſchen und provinziellen Erinnerungen etwas mehr 
beachtet. Er ſehe, daß es größere und kleinere Provinzen, darunter einige mit 
verſchiedentlichen Nationalitäten gebe. 

Laſſen wir nun jene Provinzen, die von einer und derſelben Nationalität 
bewohnt ſind, nur immer unverändert fortbeſtehen, theilen wir die anderen 
Provinzen dagegen in Kreiſe, mit Berückſichtigung ihrer Nationalität. 

Was die verſchiedenen Sprachen der Nationen betreffe, ſo erſuche er, hier 
nicht auch bloß verſchiedene Dialekte zu ſubſumiren. Um Dialekte ſcheine es 
ſich aber bei Leuten zu handeln, die einander bei der erſten Unterredung ver— 
ſtehen, wie dies z. B. zwiſchen Polen und Ruthenen der Fall ſei. 

In Landen von gemiſchter Nationalität müſſe die Abſtammung entſcheiden, 
die vom Herrn Abg. Jachimowicz aus der Kirchengeſchichte entnommene Vor— 
leſung könne ihn aber nimmer beſtimmen zu glauben, Polen und Ruthenen 
ſeien nicht von gleicher Abſtammung. 

Er bedauere, daß die Slawen nicht mehr Einheit ſuchen und wenigſtens 
nicht eine und dieſelbe Schriftſprache haben, was der gemeinſamen Literatur 
um ſo förderlicher ſein würde. 

Sein Antrag laute übrigens: 

„Es ſei die alte Provinzialeintheilung zwar beizubehalten, jedoch ſeien die 
großen Provinzen in zwei oder mehrere, möglichſt nationale Kreiſe zu theilen, 
welchen im allgemeinen die Autonomie in all denjenigen Gegenſtänden zu ge— 
währen ſei, in denen ſie den nur aus einem Kreiſe beſtehenden Provinzen ge— 


bührt; mit Ausnahme derjenigen Gegenſtände, welche zwei oder mehrere Kreiſe 
derſelben Provinz gemeinſchaftlich betreffen, oder von allen Kreiſen einer Pro— 


vinz einhellig der Provinz zugewieſen werden.“ 

Auf dieſe Weiſe werde wohl nicht in den kleinen Orten den Nationalitäten 
Rechnung getragen; deſſenungeachtet könne aber einem jeden einzelnen ſeine 
nationale Entwicklung vollkommen zu theil werden. 

Die Provinzen werden nicht getrennt, und doch die nationalen Intereſſen 
nicht weiter geſtört. Man könne z. B. in der Provinz Steiermark recht gut 
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Sei die nationale Aufregung in einer Provinz der zweit angeführten Art 
eine wirklich gegründete, ſo werde dieſe Abſonderung in Kreiſe den großen 
Maſſen, welche darnach bald ein Ganzes bilden würden, entſprechen, und werde 
ſich auch für die Zukunft halten. Sei aber dieſe Aufregung in ſolchen ein— 
zelnen Provinzen eine nicht gegründete, ſo werde die vorgenommene Abſonderung 
auch nur eine zeitweilige und vorübergehende ſein. Man werde die Kreisein⸗ 
theilung da wieder verſchwinden laſſen können. So ſei der von ihm entworfene 
Plan der Provinzen- und Kreiseintheilung nicht nur ein praktiſcher, ſondern 
auch ein fort und fort bildungsfähiger. 

Ratz bedauert, daß man ſonach nur das trennen wolle, was national 
verſchieden ſei, und daß das durch 400 Jahre ſelbſtändig geweſene Vorarlberg 
nicht wieder ſelbſtändig werden ſolle. „Erlangung des Rechtes, innere Angelegen— 
heiten ſelbſt zu ordnen“ — ſei ein von ſeinen Committenten zu dringend ge— 
fühltes Bedürfniß, als daß er darauf verzichten könne. Es müſſe doch noch 
irgend ein Mittel geben, ſich zu helfen, ſonſt habe man am Ende die politiſche 
Todesſtrafe in den Grundrechten aufgehoben, dieſelbe aber über ganz Vorarl— 
berg verhängt. 

Vacano ſpricht ſich entſchieden gegen den Eintheilungsgrund Palazky's 
und für die im vorliegenden Entwurfe gemachte Eintheilung nach Provinzen 
aus. Seiner Anſicht nach könnte man vom Standpunkte der ſtändiſchen Ein⸗ 
theilung, nur im Einverſtändniſſe mit den Vertretern der Krone, nämlich den 
Miniſtern übergehen. 

Filippi begehrt wiederholt die Lostrennung der quarneriſchen Inſeln 
von Iſtrien und deren Einverleibung zu Dalmatien, wohin ſich deren Bewoh⸗ 
ner, als der italieniſchen und nicht der ſlawiſchen Nationalität angehörig, auch 
mehr gezogen fühlen. 

Palazky kann nicht ausſprechen, wie traurig er ſich durch die von einigen 
Vorrednern kund gegebenen Anſichten in ſeinem Innern geſtimmt fühle! faſt 
bedünke es ihn, als wollten Einige aus dieſer Verſammlung, deren Stimme 
er beinahe für den Ausdruck der Majorität der Kammer halte, Oeſterreich 
eher deſtruiren, als conſtruiren d. i. conſtituiren, als ſollte das einige Oeſter⸗ 
reich, wenigſtens durch unſer Zuthun nicht ins Leben treten. Er ſei nicht in 
der Verfaſſung jeden Redner einzeln zu widerlegen und verzichte, wenigſtens 
für heute, darauf. 

Man werfe ſich auf das hiſtoriſche Gebiet, um manches Separationsgelüſte 
zu bemänteln, und nehme aus der Geſchichte auch nur das auf, was Einem 
gerade paſſe. Er verſtehe den hiſtoriſchen Standpunkt anders und ziehe die 
lebende Geſchichte der pergamentenen vor. Mit und in dem Princip der Gleich 
berechtigung aller Nationalitäten ſei das Princip der Emancipation der ſlawi⸗ 
ſchen Völker mächtig aufgetaucht, und laſſe ſich nun und nimmermehr in den 
Hintergrund drängen. Wie die Deutſchen und Italiener, ſo wollen auch die 
Slawen beiſammen ſein. Daß ſich dieſes Princip Geltung verſchaffen und alle 
ſeine Stadien durchlaufen wolle, beweiſen bereits die vielen Kämpfe blutige r 
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Art. Schon in den nächſten Jahren werde ſich dieſes Princip coloſſal entwickeln 
und man ſolle darauf bedacht nehmen, wenn es ſich darum handle, Oeſter— 
reich eine Conſtitution zu geben, welche der Gegenwart wie der Zukunft ent— 
ſprechen ſoll. 

Er habe ſeine Anſichten mit Rückſicht auf die ganze Monarchie hingeſtellt, 
und ſei überzeugt, daß, wenn man dieſes Princip außer Acht laſſe, Oeſterreich 
dem Zerfall preisgegeben werde. 


Sitzung am 25. Jaunar 1849. 


Turco: Es möge ihm erlaubt ſein, die Aufmerkſamkeit der Verſammlung 
nochmals auf ſein Land zu lenken. Er müſſe vor allem ſagen, daß die hier 
von allen Seiten ausgeſprochenen Principien ihn in der Hoffnung beſtärken, . 
daß das ſo natürliche, ſo billige, ſo gegründete Begehren der Welſchtiroler, 
deſſen Gewährung allein ihnen die wahre Freiheit zuſichern kann, die verdiente 
Berückſichtigung erhalten werde. Man habe hier hiſtoriſche, nationale und mate 
rielle Principe geltend gemacht, um zu zeigen, daß in der einen oder anderen 
Provinz die bisherige gemeinſchaftliche adminiſtrative Verbindung aufgegeben 
werde. Er müſſe offen ſagen, daß vielleicht gar keine Provinz alle dieſe drei 
Principien in dem Maße geltend machen könne, als eben jene, welche zu ver— 
treten er die Ehre hat. In Galizien finde er die rutheniſche Frage, und das 
nationale Princip ſpreche dort für die Sonderung, während das materielle 
dagegen ſpricht, weil zugegeben wird, daß unter den Ruthenen die meiſten 
Städte polniſch ſeien. Aehnliches ſei in Böhmen, wo, wenn auch eine beſſere 
Sonderung der beiden Nationalitäten gegeben werden könnte, die materiellen 
Intereſſen nicht ſo geartet ſind, daß eine ſolche Sonderung erwünſcht er— 
ſcheine, indem geſagt wurde, daß ſogar Deutſche bei der judiciellen Eintheilung 
einem czechiſchen Bezirke einverleibt bleiben wollen. Salzburg habe das hiſto— 
riſche, vielleicht auch das materielle, nicht aber das nationale Princip für ſich, 
und ebenſo ſei es in Vorarlberg der Fall. Was aber Welſchtirol betrifft, 
ſo habe er ſchon geſagt und nachgewieſen, daß es ſeine ſelbſtändige Regierung, 
ſeine eigenen Geſetze hatte, daß alſo das geſchichtliche Princip für die Selb 
ſtändigkeit Welſchtirols ſpreche. Daß die Welſchtiroler Italiener ſeien, werde 
doch Niemand in Abrede ſtellen, und ein Blick auf die Sprachenkarte zeige, 
daß in Tirol eine Scheidewand zwiſchen den bedeutenden Nationalitäten, daß 
dort keine Miſchung beſtehe, wie in Galizien, Böhmen oder Mähren. In 
Tirol höre das deutſche Element auf, wo das italieniſche anfängt. Was 
endlich das materielle Princip anbelangt, ſo brauche es keinen Beweis, daß 
das Klima, die Producte, die Lebensweiſe, die Wünſche und die Sympathien 
der Süd⸗ und Nordtiroler ganz verſchieden ſeien. Er begreife alſo gar nicht, 
wie man dieſe beiden Nationalitäten zuſammenzwingen will. Wenn man ſagen 
könnte, daß das Wohl Oeſterreichs es erfordere, dann in Gottesnamen. Allein 
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je freier, je ſelbſtändiger jede Provinz geſtellt werden wird, deſto lieber werde 
ſie ja bei Oeſterreich ſein. Er wenigſtens müſſe es offenherzig ſagen, wenn 
man den Welſchtirolern gibt, was ſie begehren, ſo werden ſie treue Oeſter— 
reicher ſein; wenn nicht, jo werde es zu nichts Gutem führen, die dort beſte⸗ 
henden Antipathien werden ein bleibendes Hinderniß der Vereinigung ſein. 

Was endlich das vom Abg. Pfretſchner hier Vorgebrachte betrifft, ſo habe 
derſelbe ſelbſt den hiſtoriſchen Standpunkt aufgegeben, weil er nicht wußte, ob 
er nicht bei Pilatus anfangen müßte. Später habe er aber doch zur Geſchichte 
gegriffen, nur aber zum Vortheil der Welſchtiroler, denn wenn er ſich auf 
Trutz⸗ und Schutzbündniſſe berufe, ſo zeige er ja ſelbſt, daß Trient ſelbſtändig 
war; denn ſolche Bündniſſe ſchließen nur ſelbſtändige Regierungen, und ſolche 
Einigungen ſeien willkürliche, nicht aufgebürdete, wie die jetzige. Richtig fei 
es übrigens, daß Roveredo, ein Theil wenigſtens, nicht zu Trient gehörte; 
allein erſt als es unter Maximilian an Oeſterreich kam, habe man es zu 
Nordtirol geworfen, und weil dieſes Land ſah, daß man in Innsbruck über 
ſeine Angelegenheiten entſcheide, habe es gefordert, Vertreter hinſchicken zu 
können; allein das ſei ein Act der Nothwehr, der Nothwendigkeit, und zudem 
könne er beweiſen, daß damit Franz I. vom Fürſtbiſchof belehnt wurde. — 
Daß der Druck von Beamten auf Deutſche ſogut wie auf Italiener geübt 
wurde, verkenne er nicht, auch nicht, daß die Welſchtiroler ſich der italieniſchen 
Sprache bedienen können; allein in Innsbruck habe man Italieniſch nicht ver⸗ 
ſtanden, und aus x ein u gemacht. — Daß dieſe Trennungsgelüſte neu ſeien, 
müſſe er widerſprechen. Vor dem Monat März habe man wenig ſprechen 
dürfen; allein dieſen Wunſch hätte in Südtirol Jedermann hören können. 
Das ſei eine Thatſache, die jeder weiß, der mit den Verhältniſſen Südtirols 
vertraut iſt. Damit glaube er Pretſchner's Gründe und Bedenken behoben 
und aufgeklärt zu haben, und er empfehle die Sache der Verſammlung node 
mals als eine Lebensfrage für ſeine Provinz. 

Scholl erinnert nur gegen die Anſicht Rieger's, daß es nicht angehe das 
Jahr 1814 als die Normalzeit anzunehmen, indem z. B. Kärnthen und Krain 
erſt 1825 adminiſtrativ vereinigt wurden. Auch die Bundesgcte widerſpreche 
einer ſolchen Annahme. 

Palazky: Geſtern ſeien hier Worte gefallen, als wäre das Reden von 
einer Krone Böhmens ein Landes- oder Staatsverrath. Er müſſe ins Ge⸗ 
dächtniß zurückrufen, daß Kaiſer Ferdinand, auf deſſen Ruf der Reichstag 
verſammelt iſt, wohl ſelbſt von der Krone Böhmens etwas gewußt haben 
müſſe, weil er als König von Böhmen gekrönt wurde, und einen Kroneid 
leiſten mußte, in Gegenwart von Repräſentanten Mährens und Schleſiens. 
Wenn alſo von der Krone Böhmens geſprochen werde, ſo ſei es doch keine 
Anmaßung. Ferdinand ſchwor, die Rechte der Krone nicht zu mindern, ſon— 
dern zu beſſern, er habe es auch gethan, jedenfalls könne man das, was er 
gethan, nicht dahin deuten, daß die Krone Böhmens aufhörte zu exiſtiren. Er 
erinnere auch, unter welchen Garantien Böhmen ein organiſches Geſetz erhielt, 
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ehe noch der Reichstag zuſammen kam, nämlich das Geſetz vom 8. April. Im 
Uebrigen bedauere er, daß hier Separationstendenzen, oder doch Theilungs— 
tendenzen laut werden und nicht Einigungstendenzen, daß man dem Geheim— 
niſſe Metternich's, dem Grundſatze divide et impera in die Hände arbeite. 
Fahre man fort ſo zu arbeiten, ſo werde man ein ſchönes Gebäude für den 
Abſolutismus, aber nicht für freie Völker bauen. Er mache darauf aufmerkſam, 
daß, je kleinere Einheiten man mache, deſto leichter die Centralgewalt nach allen 
Radien operiren werde, daß, wenn man von den Gutachten einzelner Kreistage 
es abhängig mache, was den Landtagen zuzuweiſen iſt, die Centralgewalt und 
die Kreistage ſich bald einigen werden, um die Landtage wegzuſchaffen. Auf 
dieſe Art werde man ein Volk um das politiſche Leben bringen, denn man 
wolle das ſlawiſche Volk in Kreiſe theilen, ihm eine Rolle zuweiſen, wo es ſich 
nie zuſammen finden könne. Geſtern ſei geiſtreich beſprochen worden, daß 
Perſonen ohne Unterſchied der Größe nach gleichen Grundſätzen zu behandeln - 
ſeien. In gleicher Anwendung desſelben Grundſatzes fordere er, daß man 
kleine Provinzen nach demſelben Grundſatze wie die großen behandle, alſo z. B. 
Schleſien in drei Kreiſe theile, einen deutſchen, einen böhmiſchen und einen 
polniſchen. Schließlich empfehle er nochmals ſeinen Vorſchlag der Berückſich— 
tigung mit dem Bemerken, daß derſelbe nur Grundlagen andeute, ohne das 
Princip der Convenienz auszuſchließen. 

Krainz: Es habe der Abg. Kautſchitſch ein Ideal von Slawonien auf— 
geſtellt; da er einen Theil von dieſem Slawonien vertrete, ſo müſſe er im Namen 
dieſes Theils, nämlich Unterſteiermark, es hier ausſprechen, daß dort der Wunſch 
nach Trennung von Oberſteiermark allerdings vorhanden ſei, daß man zwar 
nicht immer dem Wunſche der Maſſen nachgeben, ſondern ſie oft, er möchte 
ſagen, bewundern müſſe, weil ſie häufig nur das materielle Wohl auf die 
rüdeſte Weiſe berückſichtigen, ſo ſei letzteres doch bei dem in Unterſteiermark 
in den Maſſen lebenden Wunſche, ſich von Laibach regieren zu laſſen, nicht 
der Fall. Gewiß ſei es, daß von einer Gleichberechtigung der Nationalitäten 
in Amt und Schule keine Rede ſei, ſo lange dem Principe der Nationalität, 
ſo weit es wenigſtens die Convenienz geſtattet, nicht Rechnung getragen werden 
wird. In Unterſteiermark ſeien nun bisher auch wirklich Lehranſtalten, wo 
Deutſch vorgetragen wird, ohne daß auf die ſlawoniſche Sprache auch nur im 
mindeſten Rückſicht genommen würde. So lange aber Unterſteiermark mit 
Oberſteiermark vereinigt bleibt, ſei eine Aenderung hierin nicht zu hoffen, 
weil das deutſche Element in der Majorität iſt. Will der Slawe eine nationale 
Bildung erhalten, fo müſſe er auf eine ſlawiſche Lehranſtalt gehen, dann aber 
zahle er zu Hauſe unnöthig deutſche Lehranſtalten. Der Landtag vom vorigen 
Jahre beweiſe es, wie man in Steiermark die Gleichberechtigung der Nationen 
verſtehe. Es wurde der Antrag geſtellt, daß man ſich auch der ſloweniſchen 
Sprache am Landtage bedienen könne. Statt dieſen Antrag auch nur in die 
Debatte zu nehmen, ſeien die beiden Abgeordneten, welche den Antrag geſtellt, 
ausgelacht worden. Weil ihm das als Abhilfe vorgeſchlagene Curienweſen kein 
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Vertrauen einflöße, und weil er überzeugt iſt, daß kein Volk in der materiellen 
Entwicklung einen Fortſchritt mache, deſſen Sprache nicht in Schule und Amt 
lebe; ſo unterſtütze er den Antrag des Abg. Kautſchitſch, ſoweit ſich derſelbe 
auf den ſloweniſchen Theil bezieht; denn im übrigen bekenne er ſich zu dem von 
Gobbi aufgeſtellten Grundſatz der Convenienz, weil man jedenfalls nationale 
Rückſichten auf Koſten des materiellen Wohles in der Humanität nicht auf die 
Spitze treiben dürfe. Deshalb werde er nicht für die Theilung Böhmens, 
nicht für die Theilung Kärnthens ſtimmen, weil dort eine Sonderung der 
Nationalitäten nicht ſo möglich ſei wie in Steiermark, wo die Sprachgrenze 
ziemlich beſtimmt iſt. Für den Fall als Kautſchitſch's Antrag nicht angenommen 
werden ſollte, werde er für Breſtel's Antrag ſtimmen. 

Breſtel: Die bisherige Debatte habe gezeigt, daß man hiſtoriſche Er 
innerungen ſchonen müſſe. Auch er ſei bei ſeinem Vorſchlage von dieſer Ueber— 
zeugung ausgegangen. Nun habe man ihm eingewendet, durch Theilung der 
großen Provinzen arbeite man nur dem abſolutiſtiſchen Grundſatze divide et 
impera in die Hände; allein da habe man überſehen, daß die von ihm vor 
geſchlagenen Kreiſe ein Organ des Widerſtandes haben, daß dieſelben größer 
ſein können, als kleine Provinzen. Und ob man denn glaube, daß, wenn 
die Centralgewalt in kleinen Provinzen, welche, wie die Discuſſion zeigte, nicht 
aufgehoben werden können, ihre Uebergriffe durchgeſetzt hat, ſie ſolche nicht 
auch in den größeren Provinzen durchſetzen wird. 

Man habe ferner bemerkt, die Theilung der Provinzen vernichte das 
politiſche Leben. Allein das nationale politiſche Leben werde ſich in Ländern 
gemiſchter Bevölkerung gerade auf dieſem Wege leichter, das ſtaatlich politiſche 
Leben aber immer nur im Centrale ausbilden. Nach ſeiner Ueberzeugung ſei ſein 
Vorſchlag der einzige, welcher den hiſtoriſchen und nationalen Anforderun- 
gen zugleich genüge leiſten könne. Ueberdies habe er ſchon gezeigt, daß 
in einer in Kreiſe getheilten Provinz, wenn dort ein Bedürfniß, ein ftaate 
liches Ganzes zu bilden, wirklich beſtehe, ſich die einzelnen Kreiſe zu einer 
ſolchen Vereinigung entſcheiden können, ohne daß es die Centralregierung ver— 
hindern könnte. 

Hein: Er ſei durch den Eroberungsſchuß des Abg. Palazky aufgeſchreckt. 
Allein ob man hier als Vertreter der Krone oder als Volksvertreter fungiren 
will, das ſei ihm gleichgiltig. Daß Ferdinand gekrönt wurde, und daß Schleſier 
aus Neugierde dabei waren, entſcheide bei ihm auch nichts. Er wiſſe aber, 
daß die Antipathien der Schleſier gegen die Czechen ſehr groß find, und daß 
in Schleſien nur zwei Nationen ſeien, die deutſche und die ſlawiſche, Waſſer— 
polaken genannt. Eine czechiſche Nation kenne er dort nicht. Abg. Palazky 
wolle große Provinzen, damit ſie ein Gegengewicht gegen die Centralgewalt 
ausüben; vielleicht würden dieſelben groß genug ſein, damit keine Centralgewalt 
beſtehe. (Ruf: das heiße verdächtigen.) Er wolle niemand verdächtigen, er 
wolle, daß den Provinzen die jura domestica gewährt werden, daß aber auch 
der Centralgewalt gegeben werde, was ihr gebührt. In Oeſterreich ſei ſie am 
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meiſten nothwendig; dieſe habe bisher gefehlt, ſonſt hätte keine Nation die 
andere unterjochen können. 

Vacano: Er wolle nur dagegen, daß der Satz divide et impera hier 
angewendet wurde, erinnern, daß hier bisher nur von Eintheilungen die Rede 
war. Eintheilen heiße aber nicht Zertheilen. 

Ca valcabo: Auch er fei der Anſicht, daß zwar den nationalen, aber 
auch den hiſtoriſchen und materiellen Intereſſen Rechnung getragen werde. 
Er habe nie den Wunſch zu Hauſe äußern gehört, daß die wendiſchen Kreiſe 
von den deutſchen getrennt werden. Auch Krainz habe zugeſtanden, daß nur 
einige Kreiſe dieſen Wunſch ausſprechen; nun er meine, es könne nur die 
Majorität des Volkes berückſichtigt werden, und am Landtage haben auch nur 
zwei Abgeordnete für die Trennung geſprochen. Sociale Familienverhältniſſe 
laſſen dieſe Trennung nicht zu. Nach ſeiner Anſicht ſei die Provinz ein Bild 
der Monarchie im Kleinen. Glaube man in den Provinzen die Nationen von 
einander abſondern zu müſſen, ſo beweiſe man, daß auch in der Monarchie 
die verſchiedenen Nationen nicht neben einander leben können. 

Es wurde der Schluß der Debatte beantragt und auch angenommen. 
Zu ſprechen hatte noch: 

Turco: Er wolle nur noch einiges berühren: Man ſage, daß ſich ein 
Princip allein nicht durchführen laſſe; und das ſei allerdings von praktiſchem 
Gewicht. Wenn etwas z. B. auf das große Königreich Böhmen nicht anwend— 
bar iſt, ſo könne es doch auf andere Provinzen angewendet werden. Man 
ſolle ſich alſo nicht beirren laſſen, nicht glauben, wenn man etwas annimmt 
für eine Provinz, ſo müſſe man es annehmen für alle Provinzen. In den 
kleinen Körpern wird, ſo hoffe er, die Stärke Oeſterreichs liegen, und in dieſer 
Beziehung theile er die Beſorgniſſe des Herrn Palazky nicht. Was aber Abg. 
Krainz wegen verſchiedener Nationalitäten am Landtag erwähnt, ſo würde dies 
noch ärger in ſeiner Provinz ſein, weil ſeine Landsleute Deutſch gar nicht 
kennen. Dort helfe auch das nicht, daß man beiden Nationen gleiche Stimmen 
gibt, denn wo ganz verſchiedene Intereſſen vertreten werden, dort werde die 
eine Hälfte ja, die andere nein ſagen. Daß ſei unnatürlich, das ſolle man 
nicht ſchaffen wollen. 

Fiſchhof: Er müſſe bemerken, daß divide et impera bedeute: Spalte 
nach Innen. Dadurch regiere man. Wäre Ungarn in Kroatien, Slawonien ꝛc. 
abgeſondert geweſen, ſo wäre es ſtark geblieben; daß man es zuſammen zwang, 
dadurch habe man es ſchwach gemacht. So glaube er, werden die drei Millionen 
Czechen ſtärker ſein, wenn ſie nicht collidiren mit zwei Millionen Deutſchen. 
Die öſterreichiſche Regierung habe die Selbſtändigkeit und Freiheit aller Pro— 
vinzen niederhalten können, nur in Ungarn nicht. Offenbar, weil dort die 
autonomen Comitate ebenſoviele Bollwerke gegen die Regierung waren, und 
Koſſuth habe ſeinem Lande den ſchlechteſten Dienſt damit erwieſen, daß er 
dieſe Bollwerke gebrochen hat, indem er den Comitaten die Autonomie nahm. 

Ferner ſcheine ihm die ſchöne Eintracht, welche nach dem Vorgeben der 
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czechiſchen Deputirten in Böhmen zwiſchen Czechen und Deutſchen herrſchen 
ſoll, durch die neueſte Geſchichte nicht beſtätigt. Ebenſowenig werde dieſes Ein— 
vernehmen von den deutſchböhmiſchen Deputirten beſtätigt. (Palazky unter 
bricht mit der Bemerkung: er appellire an die Aura Fiſchhof: er an die 
Vergangenheit, die Zukunft ſei ihm unbekannt. 

Krainz: Er müſſe gegen die Aeußerung des Abg. Cavalcabo berichtigen, 
daß er geſagt haben wollte, es habe ſich in Unterſteiermark die Majorität 
noch nicht ausgeſprochen. Dann bemerke er, daß Cavalcabo den Beweis dafür 
ſchuldig blieb, daß aus der Theilung Steiermarks Nachtheile entſtehen würden. 

Pinkas: Ihm komme es ſo vor, als wären die czechiſchen Deputirten 
hier vogelfrei. Er wiederhole es hier, daß in Böhmen zwiſchen Czechen und 
Deutſchen kein Kampf ſtattfand. Alles das ſei gemachtes Zeug und Verleum— 
dung geweſen. Der Abg. Fiſchhof habe als Präſident des Sicherheitsausſchuſſes 
ein Elitecorps den Deutſchen zu Hilfe ſchicken wollen gegen die Czechen; er 
frage ihn, ob er von dieſer Idee zurückgekommen. Selbſt Windiſchgrätz habe 
ſich in ſeinem fürſtlichen Gewiſſen verpflichtet gefühlt, es zu ſagen, daß kein 
nationaler Kampf vorhanden war. Er fordere, daß derlei Verdächtigungen bei 
Seite gelaſſen werden, ſie ſeien der Verſammlung unwürdig, und er proteſtire 
entſchieden dagegen. Es ſei ihm hier der Vorwurf gemacht worden, daß er 
ſich einen Vertreter Böhmens nannte. Nun er glaube, die Aufgabe, die 
Pflichten eines Volksvertreters erfaßt und erfüllt zu haben; dies werde ihn 
aber nicht hindern, in ſpeciellen Fällen als Vertreter ſeines Vaterlandes auf 
zutreten. Böhmen, obwohl es die Urkunde vom 8. April in Händen hatte, 
habe keinen Gebrauch davon gemacht, es habe dies wohl thun können und 
werde es thun, wenn man es dazu zwingt. In Mähren ſei ein Landtag, 
wenn auch bald zum Spotte ganz Oeſterreichs, beiſammen, und Niemandem 
ſei es eingefallen, Mähren Trennungsgelüſte zuzumuthen. Er als ehrlicher 
Mann verbiete ſich hier jede fernere Verdächtigung ſeiner Nation. 

Fiſchhof erklärte, er habe nichts Perſönliches geſagt; er zweifle nicht, 
daß die czechiſchen Deputirten auch ihre deutſchen Landsleute nach ihrem beſten 
Wiſſen und Gewiſſen vertheidigen werden; er habe nur gemeint, daß ſie dies 
doch in einigen Sachen wider Wiſſen und Wollen nicht werden thun können. 
Er habe nicht beleidigen wollen. 

Pfretſchner: Er bedauere, dem Abg. Turco nochmals antworten zu 
müſſen. Weil er angeführt, daß im Jahre 1323 Trient mit Tirol ein Trutz⸗ 
und Schutzbündniß geſchloſſen, wolle Abg. Turco damit die Unabhängigkeit 
Trients beweiſen. Er müſſe nun den Abg. Turco aufmerkſam machen, was 
damit zuſammenhängt. Im Jahr 1323 ſeien der hohe Klerus, die Herrn, 
Bürger und Knechte in Botzen zuſammengetreten, und haben ſich vereinigt 
zu Schutz und Trutz, und den Grund gelegt zur ſtändiſchen Verfaſſung. 
1365 wurde vom Biſchof Albert die Urkunde ausgeſtellt und 1454 und 1468 
erneuert, und mußte von jedem Biſchof im Kapitel vor dem Regierungsantritte 
beſchworen werden: ewiglich mit dem Tiroler Landesfürſten zu halten, ohne 
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deſſen Wiſſen und Willen keinen Krieg anzufangen. Ferner hänge damit auch 
die Beſtimmung zuſammen, daß im Schloſſe zu Trient auf Koſten des Biſchofs 
ein landesfürſtlicher Hauptmann ſeinen beſtändigen Aufenthalt hatte, deſſen 
Beſtimmung es war, die Schlüſſel der Stadt zu verwahren, den fürſtbiſchöf— 
lichen Rathsſitzungen beizuwohnen, und überhaupt für die Rechte der Tiroler 
Landesfürſten zu wachen. 

Er gehe nun auf die Gegenwart zurück. Turco ſage: Klima, Sitten, 
Gebräuche, Straßen, kurz alles ſei in Süd- und Nordtirol getrennt worden. 
Er begreife nicht, wie dieſe Anſicht hierher komme; wenn er von Südtirol 
rede, ſo unterſcheide er ſehr wohl zwiſchen dieſem und Welſchtirol. Wenn 
man aber die Grenze Welſchtirols am Brenner finden wolle, ſo höre er 
nicht den ſüdtiroliſchen Abg. Turco, ſondern den ſaubern Alberto reden. Daß 
in Innsbruck nicht Italieniſch verſtanden werde, ſei unwahr. Er ſei bereit, die 
italieniſche Nationalität zu ſchützen; aber allgemeine Intereſſen ſprechen für 
bleibende Verbindung. 

Smolka: Er erinnere nur, daß er Petitionen für und gegen die Tren— 
nung Bukowinas von Galizien habe, die er bei nächſter Gelegenheit vortragen 
wolle, er habe doch geglaubt, dieſe Petitionen wenigſtens erwähnen zu müſſen, 
weil es ihm unmöglich war, ſie früher vorzutragen. 

Goldmark: Er müſſe dem Abg. Pfretſchner bemerken, es ſei eigentlich 
nicht die Frage, ob man in Innsbruck Italieniſch verſtehe, ſondern ob hier 
Grundſätze Geltung haben können, die für die Trennung Welſchtirols vom 
übrigen Tirol ſprechen. Nun glaube er, daß, wenn in irgend einer Provinz, 
ſo gewiß in Welſchtirol der Wunſch nach Trennung ausgeſprochen iſt, dann 
daß ein Blick auf die Karte zeige, daß die Trennung, ohne dem Grundſatz eines 
einigen Oeſterreichs nahe zu treten, ausführbar ſei. Nicht hier, wohl aber in 
Galizien würde man, glaube er, nach dem Grundſatze divide et impera 
handeln, wenn man eine Trennung durchführen wollte. 

Laſſer: Vor allem müſſe er den Abg. Breſtel darum interpelliren, was 
er unter Provinzen verſtehe. Breſtel: Das ſei eine disputable Materie, es 
werde halt bei jeder einzelnen Provinz darüber abgeſtimmt werden müſſen. 
Laſſer: Wenigſtens möchte er wiſſen, ob vielleicht die bisherige Eintheilung nach 
Gouvernements. Ueber Breſtel's Verneinung erklärte Laſſer: er finde es be— 
greiflich, daß ſich Jeder bei der Frage über die Gliederung der Provinzen auf 
den provinziellen Standpunkt begebe, um die Bedürfniſſe der Provinz als deren 
Vertreter auszuſprechen. Er als Vertreter einer kleinen Provinz ſei vor allem 
intereſſirt zu wiſſen, ob ſeine etwa einem größern Ländercomplex zugeworfen 
wird, denn erſt dann könne ihn die Frage intereſſiren, was den Kreistagen, 
was den Landtagen gegeben wird. Werde ſeine Provinz ſelbſtändig, ſo frage 
er eigentlich nur mehr, was gehört der Provinz, was der Centralgewalt. Weil 
dabei ſo verſchiedene Intereſſen zur Sprache kommen, ſei er ſich nicht klar, 
welchem Modus er ſich anſchließen ſolle; jedenfalls jenem, der ihm für ein 
einiges, großes Oeſterreich convenabler erſcheinen wird. Er wolle große Pro— 
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vinzen nicht theilen; allein wo ſich Intereſſen in Haaren liegen, dort wolle er 
ſie auseinander gehalten wiſſen, ohne ſie ganz ſpalten zu wollen. Wie das 
durchzuführen, ſei ihm nicht klar; wenn aber Salzburg nicht ſelbſtändig bleiben 
ſollte, ſo werde er ſich für Breſtel's Antrag erklären und Theilung bei der 
Abſtimmung verlangen. 

Mayer als Berichterſtatter: Während der viertägigen Debatte habe 
Metternich's Geiſt über uns geſchwebt, ſeien die Drachenzähne aufgegangen, die 
Metternich in Oeſterreich geſäet. Wäre der Reichstag noch in Wien, ſo würde 
er den Wiener Congreß zu ſehen vermeint haben. Man möge nur die Hand 
ans Herz legen und es ſich eingeſtehen, daß es das vom Abſolutismus geſäete 
Mißtrauen iſt, welches hier zu ſo verſchiedenen Wegen führt. Metternich habe 
die öſterreichiſchen Völkerfamilien mit eiſerner Fauſt zuſammen halten wollen, 
und darum alles provinziale, alles nationale Leben unterdrückt. Er fürchte 
auf die Letzt anerkennen zu müſſen, daß es Metternich beſſer verſtand, daß er 
geſcheidt war, weil wir faſt zeigen, daß wir anders nicht beiſammen bleiben. 
Beide Wege, die vorgeſchlagen wurden, ſeien praktiſch unausführbar. Abg. 
Kautſchitſch und Palazky wollen neue Ländercomplexe, neue ſtaatliche Indivi— 
duen ſchaffen; aber um aus Böhmen, Mähren und Schleſien ein neues In— 
dividuum zu machen, müſſen ſie die bisherigen Individuen zerſtören. Ob das 
eine Freiheit ſei, ob nicht beſſer, daß keine Revolution geweſen wäre, oder ob 
man nicht lieber Oeſterreich nochmals in den Topf der Revolution werfen 
müſſe, um zu ſehen, ob nicht was Beſſeres herauskomme. Bisher habe man 
nicht Oeſterreicher ſein können, weil man die Provinz mehr liebte, indem man 
dort dem Drucke von Oben ferner ſtand. Man habe künſtlich Zwieſpalt 
zwiſchen Völkern einer Provinz erzeugt, welche verſchiedene Sprachen ſprechen, 
ohne zu bedenken, daß die durch allmähliche Entwicklung des Menſchengeſchlechtes 
in einander gewachſenen Völker nicht mehr geſpaltet werden können. So können 
in Mähren Deutſche und Slawen nicht auseinander geriſſen werden, beide 
bilden ein Miſchvolk, vielleicht Baſtarde, deutſch und ſlawiſch zugleich. Wie 
ſei in Mähren der Gleichberechtigung entgegengeſtrebt worden. Am Landtage, 
der freilich einigen Herren zum Spotte dient, ſeien beide Sprachen geſprochen 
worden. Man habe aber eine Brandfackel zwiſchen das Volk geworfen, die 
nicht aus mähriſchem Boden kam. (Stimme: von Frankfurt!) Möge ſein, 
das gehe ihn nichts an, er wolle in das nicht eingehen. Es zeige die Geſchichte, 
daß die Slawen vorzüglich dem Ackerbau, der Deutſche mehr dem Gewerbe 
ſich widme, daher die Erſcheinung, daß Slawen meiſt am Lande, die Deutſchen 
meiſt in den Städten wohnen. Wenn ſich Deutſche finden, die zu Slawen 
werden, und umgekehrt, fo ſeien es halt Männer, die auf humaniſtiſchem 
Standpunkt ſtehen. Das Princip der Gleichberechtigung der Nationen ſei in 
die Geſchichte eingetreten. Ja, nur möge man daraus nicht eine Emancipation 
der Slawen machen. Wenn es wahr iſt, daß der Deutſche früher der Herr 
und der Slawe der Knecht war, ſo ſei dies nur in dem Sinne wahr, weil 
die Regierung deutſch war, und beide knechtete. Die Regierung konnte nicht 
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ſlawiſch, ihre Organe der gemeinſamen Knechtung mußten daher deutſch reden. 
Am Marke des Volkes ſaugen habe alſo die Regierung nur durch das Deutſch— 
thum können, und mit der Gleichberechtigung wolle der Deutſche ebenſogut 
als der Slawe emancipirt werden. Wer den Haß gegen die Büreaukratie über— 
trage auf das Deutſchthum, wer den Haß der Slawen gegen die Regierung 
zum Haſſe gegen das Deutſchthum ſtachle, der mache Metternich's Princip 
divide et impera geltend. Damit komme man auf das Recht der Fauſt, 
was doch keiner wünſche. Das vorgeſchlagene Princip der Convenienz ſehe er 
nur in der Verſchmelzung des hiſtoriſchen nationalen Princips; in jedem an 
deren Sinne müſſe er es für eine Inconvenienz halten. Der hiſtoriſche 
Standpunkt ſei ihm der Schlußpunkt der Revolution. Auch die octroyirte 
Verfaſſung vom 25. April habe den Provinzen Rechnung getragen, eine freie 
Municipaleinrichtung der Bezirke und Kreiſe in Ausſicht geſtellt, und nicht 
darum, ſondern nur weil ſie nicht auf demokratiſcher Baſis war, ſei ſie ge— 
fallen. Es ſei mit Schwierigkeit verbunden, zwiſchen der Centraliſation, die 
den Provinzen den Todesſtoß gibt, und der centrifugalen Föderation, die eine 
Centralgewalt unmöglich macht, die rechte Mitte zu treffen. In Frankreich 
ſei der freie Staatsbürger geknechtet in der unfreien Gemeinde. Bürgerliche 
Freiheit ſei ihm aber mehr werth als politiſche Freiheit, denn nur die erſtere 
mache das Haus wohnlich. Wolle man aber letztere, ſo müſſe man autonome 
Landtage und autonome Gemeinden, dort aber, wo das nationale Element 
erdrückt zu werden Gefahr läuft, auch autonome Kreistage ſchaffen. Dieſes 
Bedürfniß trete am ſtärkſten in Galizien, in Böhmen und in Tirol hervor. 
Er müſſe ſich dagegen verwahren, daß die Kreistage eine Falle für die Land— 
tage ſeien. Man möge das Syſtem, nicht die Geſinnung angreifen, er ſehe 
darin das einzige Mittel, die Provinzen zuſammen zu halten. 

Schenke man dem Entwurfe der Fünfercommiſſion mehr Aufmerkſamkeit, 
ſo werde man die Einſicht gewinnen, daß der Ausſchuß die Eintheilung nach 
Kreiſen in den Entwurf aufnahm, nicht um die Centralgewalt zu ſtärken oder 
zu ſchwächen, ſondern um die Provinzen zuſammenzuhalten, um dem früheren 
Syſtem des Vielregierens entgegenzutreten, um den gereiften, emancipirten 
Völkern die beſſere Beſorgung deſſen zu überlaſſen, was früher einige Büreau— 
kraten in Wien ſchlechter beſorgten. Vieles hiervon werden Kreistage zweck— 
dienlicher als Landtage beſorgen. Damit habe der Ausſchuß der Geſchichte 
und den wahrhaft nationalen Beſtrebungen Rechnung getragen. Wenn die 
gegenwärtige Erbitterung, die Stürme der Leidenſchaften ſich gelegt haben 
werden, ſo werden ſich die Nationen neben einander friedlich frei bewegen, wie 
ſie früher friedlich neben einander in der Zwangsjacke lebten. Die freie Preſſe, 
die freie Entwicklung der Nationen und ihrer Literatur werde das Fauſtrecht 
entfernen und den Zeitpunkt anbahnen, wo geiſtige, nicht materielle Kraft über 
die Herrſchaft entſcheiden wird. Der geiſtigen Herrſchaft müſſe man ſich unter— 
werfen, oder man gehe lieber in den Abſolutismus zurück. 

Nach allem dem halte er den Antrag der Abg. Kautſchitſch und Palazky 
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für unausführbar. Breſtel's Amendement weiche von dem Ausſchußentwurfe 
eigentlich nur darin ab, daß Breſtel jetzt ſchon die Wirkungsſphäre der Kreis— 
tage anders beſtimmen will, als im Entwurfe geſchah. 

Allein erſt, wenn das Beſtehen der Land- und Kreistage beſchloſſen wird, 
könne dieſer zweite Theil von Breſtel's Amendement zur Discuſſion kommen. 

Diejenigen, welche für ein ſelbſtändiges Südtirol und Vorarlberg ſprechen, 
mögen überzeugt ſein, daß durch lebensfähige Kreistage das erzielt wird, was 
ſie wollen, ohne daß ſie das Secirmeſſer an die Provinz anlegen müßten; 
daſſelbe ſei in Polen und Böhmen der Fall. Man ſage, in Böhmen ſeien 
keine Differenzen. Nun er wolle alte Wunden nicht aufreißen. Allein er 
erinnere, daß die Conceſſion vom 8. April Mähren dazu zwang einen demo⸗ 
kratiſchen Landtag zu haben. 

Palazky: Er müſſe das hier ausgeſprochene Factum, es ſei in Böhmen 
Haß zwiſchen Czechen und Deutſchen, berichtigen. Als Böhmen frei wurde, 
ſei die erſte Sorge dahin gerichtet geweſen, die Eintracht zu befeſtigen. Es ſei 
ein großes Moment in der Geſchichte Böhmens, als im März die Verbrüde⸗ 
rung der Deutſchen und Czechen in Prag öffentlich kund gegeben wurde; der 
Act, der von deutſchen Notabilitäten unterſchrieben iſt, liege in ſeiner Verwah— 
rung. Dieſe Eintracht habe gedauert, bis die unglückſelige Parole Frankfurt 
laut wurde. Es fei bekannt, daß es hieß, Böhmen müſſe zu Deutſchland ge 
hören, dieſes wolle ſich einigen, und die Czechen haben kein Recht ſelbſtändig 
zu ſein, man werde ſie im Nothfalle zwingen. Dies ſei der Urſprung der 
ſeither hervorgekommenen Gehäſſigkeit, weil ſich die Deutſchböhmen zum Träger 
dieſer Parole hergaben. Alſo nicht aus dem czechiſchen Bewußtſein, aus der 
Fremde ſei der Zwieſpalt gekommen. 

Scholl meldete an, daß er mehrere rutheniſche Petitionen, die er noch 
nicht erledigen konnte, nächſtens zum Vortrage bringen werde. 

Rieger brachte folgendes Amendement: 

„Die Monarchie beſteht aus zehn Reichslanden, welche mit den gegen— 
wärtigen Gouvernements zuſammenfallen. Es find alſo die Länder: 1. Oeſter⸗ 
reich unter der Enns, 2. Oeſterreich ob der Enns mit Salzburg, 3. Böhmen, 


4. Mähren mit Schleſien, 5. Galizien, 6. Tirol, 7. Steiermark, 8. Illyrien, 


9. Küſtenland, 10. Dalmatien. Dieſe Reichsländer werden durch ein beſon— 
deres Reichsgeſetz, wobei auf das hiſtoriſche Recht und die nationale Abgren— 
zung möglichſte Rückſicht zu nehmen iſt, in Kreiſe eingetheilt. Der Wirkungs— 
kreis der Kreistage umfaßt alles das, was ihnen durch gegenwärtige Verfaſſung 
zugewieſen oder durch die Landtage übertragen wird.“ 

Der Vorſitzende leitete die Abſtimmung in folgender Weiſe ein. 

Zuerſt den Antrag des Abg. Palazky, welcher die Abſtimmung mit Na— 
mensaufruf verlangte; dieſem Verlangen wurde mit Stimmenmehrheit entſpro— 
chen. Dieſem gemäß wurde abgeſtimmt: 1. über das Amendement des Abg. 
Palazky; es wurde mit Stimmenmehrheit abgelehnt, 2. über das Amendement 
des Abg. Rieger, gleichfalls mit Stimmenmehrheit abgelehnt, 3. über den erſten 
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Theil des Antrages des Abg. Breſtel bis zu den Worten „in möglichſt“ u. ſ. w., 


vorbehaltlich der Abſtimmung über jede einzelne Provinz. Dieſer Antrag wurde 


mit Stimmenmehrheit angenommen. 

Filippi erklärte, daß er ſeinen Antrag einſtweilen zurückziehe und ſich 
vorbehalte, denſelben in ſpäterer Zeit zur Abſtimmung zu bringen. 

Die Abſtimmung über die einzelnen Provinzen ergab folgende Beſtand— 
theile der Monarchie: a) Böhmen, b) Galizien mit Bukowina, c) Oeſterreich 
unter der Enns, d) Oeſterreich ob der Enns ohne Innviertel, e) Salzburg mit 
Innviertel, f) Steiermark, g) Kärnthen, h) Krain, i) Schleſien, K) Mähren, 


U u. n) Deutſchtirol mit Vorarlberg, m) Welſchtirol, o u. p) Küſtenland mit 


Görz, r) Dalmatien. !) 
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Der Abg. Hein erbat ſich das Wort, um der Verſammlung bekannt zu 
geben, daß er privatim erfahren habe, daß die Abgeordneten Deutſchtirols über 
den am 25. d. M. im Conſtitutionsausſchuſſe gefaßten Beſchluß, Südtirol von 
Nordtirol zu trennen, den Conſtitutionsausſchuß nicht mehr beſuchen, ſondern 
die Zurückberufung ihrer Deputirten vom öſterreichiſchen Reichstage und die 
Beſtätigung einer eigenen Verfaſſung von Sr. Majeſtät begehren wollen. 

Breſtel: Das iſt ein Vorgang, für den ich gar keine Worte finde; ich 
halte dies für einen Hochverrath an dem gemeinſamen Intereſſe Oeſterreichs 
und zugleich für einen Beweis vollendeter Stupidität. Weniger würde es mich 
befremden, wenn ein Reichstagsbeſchluß ſie zur dieſer Demonſtration vermocht 
hätte. Da aber unſer Entwurf in die Abtheilungen, dann wieder zu uns zu— 
rückkommt, dann in der Kammer dreimal geleſen wird, endlich noch der Sanction 
zu unterziehen iſt, bis er Geſetzeskraft erhält, ſo verdient ein ſolches Beneh— 
men obige Bezeichnung. Es iſt gerade ſo, als ob Jemand, anſtatt gegen das 
erſtrichterliche Urtheil zu appelliren, ſogleich zur Selbſthilfe Zuflucht nehme. 
Ich bin der Anſicht, dieſer Sache keine Wichtigkeit beizulegen, ſie vielmehr zu 


1) Das Stimmenverhältniß bei den einzelnen Beſchlüſſen war folgendes: für Palazky's 
Entwurf ſtimmten von 28 Mitgliedern des Ausſchuſſes nur 7; außer den 3 Vertretern Böh— 
mens die Slowenen Goriup, Krainz, Mikloſitſch und der Südtiroler Turco. Bei der Abſtim— 
mung über Rieger's Antrag fiel der letztere ab, nur 6 Mitglieder entſchieden ſich für denſelben. 
Dagegen wurde Breſtel's Amendement beinahe einſtimmig angenommen. Für die Zweitheilung 
Galiziens ſtimmten nur 3 Mitglieder: Pinkas, Ratz und Jachimowicz (Palazky und Rieger 
enthielten ſich vorſichtiger Weiſe der Abftimmung).j Die Selbſtändigkeit der Provinzen Nieder— 
und Oberöſterreich fand nur in den czechiſchen und ſloweniſchen Abgeordneten Gegner, wobei 
das komiſche Zwiſchenſpiel vorkam, daß Rieger für die Selbſtändigkeit Niederöſterreichs ſtimmte, 
dieſelbe aber! Oberöſterreich und Salzburg abſprach. Das Begehren Vorarlbergs und der 
Grafſchaft Görz auf eine ſelbſtändige Provinzialſtellung wurde mit großer Mehrheit zurück— 
gewieſen, dagegen die Loslöſung Welſchtirols von Deutſchtirol mit 20 gegen 7 Stimmen zu— 
geſtanden. 
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ignoriren. Ich will noch hoffen, daß nur momentane Aufregung den frag— 
lichen Entſchluß der Tiroler erzeugt habe und daß ſie wieder kommen werden. 
Geſchieht dies nicht, dann haben wir eine neue Wahl zu veranlaſſen. 

Turco: Ich theile die Anſicht Breſtel's, finde aber in der Art und Weiſe, 
wie die zwei Nordtiroler ſich gegen den Beſchluß des Conſtitutionsausſchuſſes 
auflehnen, einen ſprechenden Beweis meiner Behauptung, daß ſie uns Welſch— 
tiroler bisher terroriſirt haben; dieſe Suprematie zu behalten, bieten ſie alles 
auf. Wir brauchen ſie nicht, wir werden unſer Land ohne ſie gegen jeden 
Feind vertheidigen und allein viel lieber unter Oeſterreichs Scepter leben. 

Hein: Ich habe bloß eine mir zugekommene Nachricht mitgetheilt, muß 
aber die verunglimpfenden Ausdrücke Breſtel's zurückweiſen; uns ſteht kein 
Urtheil über die Handlungsweiſe unſerer Collegen, am allerwenigſten aber zu, 
ſie ohne weiteres des Hochverrathes oder der Stupidität zu zeihen. Ich wünſche, 
daß diesfalls eine Conciliation zu Stande käme, ohne unſere Beſchlüſſe anzu⸗ 
taſten. Die Deutſchtiroler wollen keineswegs die Selbſtändigkeit der Welſch⸗ 
tiroler angreifen, ſie verlangen nur, wie die Böhmen und Galizier, daß man 
ihre Provinz nicht zertheile, wofür ihre Landesvertheidigung, ihr Straßenweſen 
und ſo manche andere Rückſicht ſpricht. Wenn ſich die Majorität herbeiließe, 
unſeren Beſchluß zu modificiren, um dem billigen Wunſche der Tiroler zu 
genügen, ſo bin ich der erſte dabei. 

Pinkas: Bezüglich der etwas zu harten Ausdrücke Breſtel's bin ich der 
Meinung Hein's und hoffe die Tiroler haben ihren Entſchluß in der erſten 
Aufregung gefaßt. Angenommen aber, ſie begehen den Schwabenſtreich und 
ſchreiben unſeren Beſchluß in ihr Land, wo noch viel Finſterniß herrſcht und 
der Klerus einen ſehr verderblichen Einfluß hat, ſo kann das die übelſten Folgen 
haben. Wir ſind es der gefährdeten Freiheit ſchuldig, dieſen glimmenden Funken 
im Keime zu erſticken. Es gehört wohl Stupidität dazu, Straßen und Lan⸗ 
desvertheidigung nicht für Reichs-, ſondern für Provinzialangelegenheit anzu⸗ 
ſehen. Ich ſtelle den Antrag, daß unſer Herr Vorſitzender mit zwei Mitglie- 
dern dieſes Ausſchuſſes ſich zu Herrn Pfretſchner und Ratz begeben und ſie 
auffordern, heute noch zu einer Conciliation hier zu erſcheinen. 

Halter: Ich mache mir faſt Vorwürfe darüber, daß ich mich bei der 
Debatte über die Theilung Tirols als ein geborener Tiroler ſo wenig betheiligte. 
Obwohl ich wünſche, daß Tirol vereinigt bleibe, ſo konnte ich doch die Billig— 
keit der Forderung Turco's nicht verkennen, obwohl er zu weit ging, wenn 
er behauptete, daß man beim Gubernium Innsbrucks nicht Italieniſch verſtehe, 
wo man ebenſo gut italieniſch als in Prag deutſch ſpricht. Obwohl der Vor⸗ 
gang der Vertreter Tirols, der uns heute gemeldet wurde, ganz unparlamen— 
tariſch iſt, ſo bin ich doch mit dem Antrage Pinkas einverſtanden. 

Laſſer: Ich muß mich ebenſoſehr gegen die Anſchuldigungen Breſtel's 
erklären, als den fraglichen Entſchluß der Tiroler bedauern und mißbilligen. 

Sie haben eigentlich den Kampfplatz verlaſſen, bevor noch der Kampf ent— 
ſchieden iſt, was man trotz der ſonſt männlichen Tirolernatur feig nennen muß. 
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Auch begehen ſie eine Pflichtverletzung, da wir uns gelobt haben, unſere 
Verhandlungen geheim zu halten. Doch da die von ihnen gelöſte Lawine leicht 
die Grenzen Tirols überſchreiten könnte, ſo bin ich mit dem Antrage des Abg. 
Pinkas einverſtanden. 

Breſtel: Meine Manier iſt es nicht, heftig zu ſein, was mir wohl auch 
Niemand vorwerfen kann. Meine frühere Aeußerung über den Entſchluß der 
Nordtiroler kann ich aber nicht zurücknehmen; denn ich ſehe darin ein Attentat 
den Reichstag zu ſprengen, was auch alle bisherigen Redner hierüber zugeben; 
denn wäre es ihnen darum zu thun eine Modification unſeres Beſchluſſes zu 
erwirken, jo hätten ſie dies in den Abtheilungen und Clubs durchzuſetzen ge— 
ſucht. Daß ſie das gar nicht verſuchten, beweiſt ihre hochverrätheriſche Abſicht 
gegen den Reichstag. Sollten ſie jedoch die Folgen eines ſolchen Schrittes 
nicht eingeſehen haben, ſo hätten ſie damit ihre Stupidität bewieſen. Ich bin 
alſo dagegen, ſich ihnen zu fügen, es wäre gegen unſere Würde und könnte 
bewirken, daß auch andere Provinzen ähnliche Manöver verſuchen könnten. 

Turco: Wir ſind alle einverſtanden, daß die Nordtiroler den Conſtitu— 
tionsausſchuß zu terroriſiren verſucht haben. Meine Behauptungen, daß ſie 
uns geknechtet und unſere Sprache in Innsbruck zu wenig gekannt haben, kann 
ich beweiſen. 

Ich bin nur dann mit Pinkas einverſtanden, wenn die Verſöhnung pri— 
vatim und nicht im Namen des Ausſchuſſes verſucht wird. 

Palazky: Nicht der Tiroler, ſondern unſertwegen bin ich für die Con— 
ciliation; denn ſie ſagen mit ihrem Entſchluſſe eigentlich: Ihr müßt das thun, 
was wir wollen, ſonſt greifen wir zur Gewalt. Dieſer Schritt ſetzt ſie, nicht 
aber die Conciliation uns herab. 

Mayer: Man hat mir erzählt, daß an demſelben Abende, an welchem 
wir die Trennung Tirols beſchloſſen, der neue Gouverneur Biſſingen den bei 
ihm verſammelten Tirolern ein a. h. Handbillet vorgewieſen habe, worin ihnen 
die Integrität des Landes zugeſichert wird. Dieſes Factum wird in Tirol be— 
kannt werden; ferner wird man dort ſagen, durch den Beſchluß zu Kremſier 
ſei der Ausſpruch von Carlo Alberto, er werde die Grenze Tirols auf den 
Brenner verlegen, zur Wahrheit geworden, und es iſt zu fürchten, daß dies 
einen Bürgerkrieg in Tirol hervorbringe. Das müſſen wir verhindern, eine Pri— 
vatconciliation iſt dazu nicht hinreichend. 

Pinkas: Meine Herren, es iſt das keine tiroleriſche, ſondern eine öſter— 
reichiſche Frage. Wir ſind verpflichtet, unſere Perſönlichkeit dem großen Ganzen 
unterzuordnen. So lange dieſe Angelegenheit nicht geſchlichtet iſt, können wir 
unſere Berathungen nicht fortſetzen, da gegen deren Gültigkeit von den Tirolern 
proteſtirt werden könnte. Ich beantrage, daß und zwar ſogleich der Herr Vor— 
ſitzer und, ohne Ihrer Wahl vorzugreifen, die Herrn Laſſer und Halter an 
das Verſöhnungswerk gehen. Es berührt mich zwar ſchmerzlich, daß die Tiroler, 
deren Treue ſprichwörtlich iſt, trotz der geleiſteten Angelobung der Verſchwiegen— 
heit unſere Berathungen verrathen. Es gibt das dem Gerüchte Grund, daß 
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ihre Anhänglichkeit an Oeſterreich nicht ſo feſt ſei und bayriſche Farben immer 
mehr auftauchen. 

Turco: Ich bin damit unter der Bedingung einverſtanden, daß ihnen 
keine Zuſicherungen gemacht werden. 

Goldmark: Ich frage, welcher iſt der Zweck dieſes unſeres Schrittes. 
Wollen wir in Berückſichtigung ihrer Gründe unſern Beſchluß ändern, oder 
ihnen bloß die Folgen ihrer Handlungsweiſe vorſtellen. Das erſtere kann nicht 
in unſerer Abſicht liegen, zum zweiten bedürfen wir keine officielle Sendung. 
Ich beantrage, daß dieſe Miſſion bloß drei Privatabgeordneten, wozu ich die 
Herrn Pinkas, Hein und Laſſer vorſchlage, anvertraut werde. 

Damit iſt auch Kautſchitſch einverſtanden. Der Herr Vorſitzende bemerkt, 
es dürfte Aufgabe der officiellen und privaten Abgeordneten ſein, die zwei Tiroler 
Abgeordneten zu bewegen, von ihrem Entſchluſſe wenigſtens ſo lange abzugehen, 
bis beſchloſſen ſein wird, was in das Reſſort der Central- und was in das 
der Provinzialregierung gehören ſoll. Der ſohin zur Abſtimmung gebrachte 
Antrag des Abg. Pinkas blieb in der Minorität. 

Ziemialkowsky hielt es unter der Würde des Ausſchuſſes an zwei 
ſeiner Mitglieder eine Deputation zu ſenden und war der Meinung, daß man 
die Vorladung der Tiroler Abgeordneten durch den Reichstagspräſidenten ver— 
anlaſſen und dieſer ihnen die nöthigen Vorſtellungen machen ſollte. 

Smolka tritt dieſer Anſicht entgegen, um der ganzen Sache nicht den 
Charakter einer officiellen Reichstagsangelegenheit zu geben, und iſt der An— 
ſicht, daß der Präſident des Conſtitutionsausſchuſſes drei Mitglieder zu dieſer 
Verſöhnung wähle. Dieſer Antrag wurde durch Stimmenmehrheit ange— 
nommen. 

Der Vorſitzende wählte dazu die Abg. Pinkas, Laſſer und Halter, welche 
dieſe Wahl auch annahmen. Abg. Rieger gab Letzteren den Rath, ſie ſollen 
die Tiroler damit tröſten, daß der Kaiſer es ohnedies nicht zugeben werde, 
daß Tirol getheilt werde. I 


Sitzung am 27. Januar 1849 (Abends). 


Beim Beginne der Sitzung erſtattete der Abg. Laſſer den Bericht über 
den Erfolg der an die Deputirten von Nordtirol geſendeten Deputation. 

Dieſelbe hatte um zwei Uhr eine Beſprechung mit dieſen Abgeordneten 
veranlaßt; Abg. Pinkas ſetzte die Sachlage im Sinne des heutigen Beſchluſſes 
auseinander und ſtellte den Abgeordneten Nordtirols die Folgen ihres Ver— 
haltens vor; es entſpann ſich eine lebhafte Debatte, welche faſt bis jetzt ge— 
dauert hat; die Gründe, welche die Tiroler für ihr Vorhaben in formali vor 
brachten, hatten viel für ſich, auch habe der Berichterſtatter bei den Nordtiro— 
lern noch nie eine ſo tiefe und heftige Erregung bemerkt, obwohl kein ſüdliches 
Blut in ihren Adern rollt; das Reſultat der Beſprechung war folgendes: 
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1. die Nordtiroler danken dem Ausſchuſſe dafür, daß er ein reconciliatoriſches 
Verfahren anbahnte, 2. gegen den Vorwurf, daß ſie Beſchlüſſe des Ausſchuſſes 
veröffentlichen, wurde vorgebracht, daß eben dieſer Beſchluß zuerſt noch von 
anderer Seite her in die Oeffentlichkeit kam; auch legen ſie ein ſolches Gewicht 
auf die Beſchlüſſe des Ausſchuſſes, daß ſie dagegen nichts anderes unternehmen 
zu können glaubten, als was ſie gegen Reichstagsbeſchlüſſe thun könnten; denn 
es ſei ihre Ueberzeugung, daß der fragliche Antrag auch von der Kammer zum 
Beſchluſſe wäre erhoben worden, 3. werden die Tiroler ſich von morgen an 
wieder an den Ausſchußſitzungen betheiligen, 4. hoffen ſie, daß man auf 
ihre Verhältniſſe bei Feſtſtellung der Grenzen der Central- und Landesgewalt 
Rückſicht nehmen wird, 5. werden ſie diesfalls ein Memorandum ausarbeiten 
und dem Ausſchuſſe vorlegen. 

Dieſer Bericht wurde von der Verſammlung zur Kenntniß genommen. 


Sitzung am 28. Januar 1849. 


An der Tagesordnung war die Debatte darüber, „was der künftigen 
Reichscentralgewalt, was den Länderregierungsgewalten und was etwa den 
einzelnen Kreistagen und Gemeinden zugewieſen werden ſolle.“ 

Mayer weiſt diesfalls auf ſeine im Entwurfe ausgeſprochene Anſicht hin. 

Palazky ſpricht mit Beziehung auf ſeinen Separatentwurf die Meinung 
aus, man ſolle die Centralregierungsgewalten enumeriren, — was nicht zu 
ihnen gehöre, müſſe den Landesregierungsgewalten überlaſſen bleiben. Beide 
Gewalten ſolle man übrigens definiren, damit man für die einzelnen Fälle um 
ſo leichter entſcheiden könne. 

Breſtel glaubt, man hätte diesfalls nur ſeinen erſten Antrag ganz zur 
Abſtimmung bringen ſollen. Es frage ſich jetzt darum, was Sache der Central— 
gewalt und was Sache der Ländergewalt ſei? 

Zähle man bei dem erſten auf, ſo ſei es bei dem zweiten nicht mehr noth— 
wendig, und umgekehrt. 

Werde beides enumerirt, ſo könne leicht etwas vergeſſen, und dadurch die 
Subſumtion erſchwert werden? 

Am beſten ſei, man enumerire die Landesregierungsgewalten. 

Ziemialkowsky wünſcht durchaus nicht beide Gewalten, ſondern wie 
Palazky nur die der Centralregierung aufgezählt. Das werde eine negative 
Enumeration ſein und zur Sicherung der den Ländertheilen überwieſenen Ge— 
walten beitragen, deren Aufzählung ohnehin viel zu weitläufig werden müßte. 

Laſſer ſpricht ſich conform mit dem Frankfurter Parlament gegen dieſe 
Anſicht aus, wünſcht, daß man beide Gewalten möglichſt vollſtändig aufzähle, 
den Grundſatz ausſpreche, daß im Zweifel die Vermuthung für die Central 
gewalt ſpreche, und die Reichsgewalt hierüber entſcheide. 

Springer, Protokolle. 4 
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Auch Hein ſpricht für Enumeration beider Gewalten und hält bei dem Um⸗ 
ſtande, als man es nicht mit ſouveränen Einzelſtaaten zu thun habe, ſondern 
ein einiges Oeſterreich begründen wolle, die Centralgewalt für die Hauptſache. 

Cavalcabo theilt die Anſicht Ziemialkowsky's. a 

Goriup ſpricht ſich für die Aufzählung beider Gewalten aus, weil ſie 
die Deutlichkeit und Verläßlichkeit der Entſcheidung zweifelhafter Fälle befördern. 

Rieger meint, wie man im Geſetze das Ober- und Nutzungseigenthum 
definire und abgrenze, dann die Rechte des einen und des anderen aufzähle, 
endlich einen allgemeinen Satz darüber aufſtelle, wofür in zweifelhaften Fällen 
die Vermuthung ſtreite, ebenſo müſſe man auch hier eine Definition beider 
Gewalten aufſtellen, ihre Gerechtſamen enumeriren und zuletzt ſagen: „In 
zweifelhaften Fällen ſpricht für die Landesregierungsgewalten die Vermuthung.“ 

Die Schweiz, Nordamerika und Deutſchland werden als brauchbare Muſter 
dienen können, von Fall zu Fall möge man hiernach die Specialdebatte 
eröffnen. 

In keinem Falle dürfe man der Centralgewalt als in eigener Sache eine 
Entſcheidung hierüber zulaſſen. 

Kautſchitſch, der ſich dagegen für Aufzählung beider Gewalten aus— 
ſpricht und die Centralgewalt zur Hauptſache macht, will, daß dieſer letzteren 
auch die Entſcheidung hierüber zugewieſen werde, weil er in dieſer Gewalt nichts 
anderes als eine Vertretung der Provinzen des Geſammtreiches ſieht, der man 
vertrauen könne. ì 

Fiſchhof will derlei Entſcheidungen nicht der Reichsregierung, ſondern 
der Reichsgeſetzgebung zugewieſen wiſſen. Er theilt in dieſer Hinſicht Mayer's 
und Laſſer's Anſichten, weniger den Egoismus der Geſammtheit als den ein⸗ 
zelner Provinzen ſcheuend. 

Breſtel geht von ſeiner Anſicht, daß eine doppelte Aufzählung überflüſſig 
ſei, nicht ab. Was einem Theile nicht gebühre, das gebühre offenbar dem anderen. 

Man enumerire nebſt dem, was den Landesregierungsgewalten überlaſſen 
bleibt, womöglich noch das der Kreisgewalt Zugewieſene, ohne dabei erſt auf 
die Schweiz, Nordamerika u. dergl., als unanwendbare Muſter zu reflectiren. 
Man habe es hier keineswegs mit autonomen Staatencomplexen zu thun, ſon⸗ 
dern mit Provinzen. 

Hein meint, die Aufzählung beider Gewalten brauche gerade nicht ganz 
erſchöpfend und taxative zu ſein. Die Centralgewalt müſſe man ſo ſtark als 
möglich machen. Der Grundſatz „salus reipublicae suprema lex esto!“ werde 
hoffentlich den im Centro ſitzenden Vertretern ſämmtlicher Provinzen vorſchwe— 
ben, daher könne man der Centralreichsgewalt (oder der Centralgeſetzgebung) 
die Entſcheidungen für die Competenz der Gewalten wohl mit Beruhigung 
überlaſſen. 

Halter iſt Mayer's und Breſtel's Anſicht, um fo mehr als ein jähr— 
licher Reichstag Controle ausüben werde und die überlaſſene Entwicklung cen— 
trifugaler Kräfte ſchon jetzt einige Bedenken erregen müſſe. 
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Rieger glaubt, er habe den Anſichten Laſſer's und Hein's genug Rech— 
nung getragen, wenn er folgendes, aus 3 Theilen beſtehendes Amendement 
zur Abſtimmung übergebe: 1. „es iſt ein allgemeiner Grundſatz aufzuſtellen, 
wodurch der Inhalt und Umfang der Reichsgewalt ausgeſprochen wird, und 
ein zweiter, wodurch das Gleiche für die Landesgewalten geſchieht,“ 2. „die 
Befugniſſe find ſowohl für die Reichs- als auch für die Landesgewalt per 
enumerationem partium möglichſt vollſtändig zu beſtimmen,“ und 3. „erſt, 
nachdem dieſes geſchehen, iſt über einen allgemeinen Satz zu debattiren, wo— 
durch die Beſtimmung zu treffen wäre, welcher von den beiden Staatsgewalten 
im Zweifel ein Befugniß zuzuweiſen ſei.“ 

Bei der Debatte hierüber werde ſich die Anſicht der Majorität geltend 
machen, der Willkür der Reichsgewalt durch ein elaſtiſches Auslegungsgeſetz 
müſſe jedenfalls vorgebeugt, und die Beſtimmung in Anſehung der Kreis- und 
Gemeindegewalten beſonderen Reichsgeſetzen vorbehalten bleiben. 

Auch der Mayer'ſche Entwurf neige ſich mehr nach dieſer Anſicht und 
auch die Kammer werde ſie theilen. 

Breſtel meint, man habe nun einmal die alte provinzielle Eintheilung 
der Monarchie beibehalten, daher könne man auch jetzt dem Nationalen keinen 
zu großen Bedacht mehr ſchenken. Die Kreiseintheilung gehöre weſentlich in 
die Conſtitution. 

Demgemäß ſtelle er das Amendement: „Es ſeien zuerſt die Befugniſſe 
der Kreis⸗ und Ländergewalten durch Aufzählung feſtzuſtellen, und dann erſt 
zu beſchließen, ob eine enumeratio partium der Befugniſſe der Centralgewalt 
ſtattzufinden habe.“ 

Laſſer meint, der beredte Vertheidiger des Satzes: „Alle Gewalt geht 
vom Volke aus“) wolle jetzt auf einmal den Grundſatz geltend machen: „Alle 
Gewalt geht von den Provinzen und nicht vom Volke aus.“ Seiner Anſicht 
nach ſolle man immerhin mit der Aufzählung des der Länder- und Kreisge— 
walt Zugewieſenen beginnen — die Entſcheidung aber nie einer Reichsgeſetz— 
gebung, ſondern der Reichsgewalt zuweiſen, wenn man den Kampf zwiſchen 
den ſogenannten Centraliſten und Föderaliſten nicht für permanent erklären 
wolle. Sein Amendement, das gleichfalls aus 3 Theilen beſteht, lautet ſonach: 
1. aufzuzählen die Befugniſſe der Ländergewalt (Landtag, Kreistag), 2. aufzu⸗ 
zählen die Befugniſſe der Centralgewalt, und 3. die Regel auszuſprechen: 
Im Zweifel ſpricht die Vermuthung für Competenz der Reichsgewalt. 

Vacano erklärt ſich für einen Centraliſten, jedoch nicht in ſolchem Grade, 
wie jene, die jetzt am Staatsruder ſeien. 

In Anſehung der legislativen und richterlichen Gewalt walte diesfalls 
ohnehin kein Streit ob. 


1) Der Abg. Rieger hatte am 10. Januar bei der Debatte über die Grundrechte als 
Berichterſtatter des Verfaſſungsausſchuſſes eine Rede zu Gunſten des Satzes: „Alle Gewalt 
geht vom Volke aus“ gehalten und im Beſonderen behauptet, daß die „Conſtruirung“ der 


öſterreichiſchen Monarchie den Volksvertretern ausſchließlich übertragen ſei. 
4 * 


Sitzung am 28. Januar 1849. 


O 
DO 


Nur bezüglich der Adminiſtration könne er eine Vertheilung zwiſchen 
Central- und Ländergewalt zugeben. In ähnlichem Sinne habe auch das 
vorige Miniſterium und die octroyirte Verfaſſung von 25. April v. J. centra 
liſiren wollen. 

Pinkas behauptet: Alle bisher ausgeſprochenen Anſichten gehen nicht 
von einem bereits feſtgeſtellten Principe aus. Daß im Centrum eine Volks- 
vertretung ſitzen werde, ſei noch eine Hypotheſe — man möge doch von dieſer 
Seite ja keine Fehlſchlüſſe machen. 

Mit Bedacht auf die Länder, die man erſt zum Anſchluſſe bringen wolle, 
nehme er eine Föderation in Anſpruch, die ſich mit dem Programme des Mi— 
niſteriums in Einklang bringen laſſe. Wenn man den Staat auch von Innen 
heraus bauen wolle, könne man die Competenz der Entſcheidung darüber, was da 
oder dorthin gehöre, doch einſtweilen auf ſich beruhen laſſen. Man enumerire 
vorläufig beiderlei Gewalten, und muthe ſich die Fähigkeit zu, daß man dieſes 
genau genug zu Stande bringen werde, denn Anatomie, Phyſiologie und auch 
Pathologie des Staates ſeien, glaube er, einem Jeden bereits hinlänglich 
bekannt. 

Palazky erklärt ſich mit ihm einverſtanden. 

In Frankreich, meint er, würde er ein Centraliſt ſein, denn dort gebe es 
nur Franzoſen; der öſterreichiſche Kaiſerſtaat beſtehe aber aus verſchiedenen Na— 
tionalitäten, und nur das mächtige Band der natürlichen Intereſſen eines jeden 
Volksſtammes, nicht Zwang, werde es zuſammenhalten können. Dieſes Band 
müſſe man jetzt knüpfen, dann werde ein Einiges Oeſterreich zu Stande 
kommen — im Gegenſatze zu dem früheren gewiſſermaßen zweifachen Oeſter— 
reich, nämlich dem weſtlichen und öſtlichen. 

Laufenſtein ſpricht ſich gleichfalls für Aufzählung beider Gewalten aus, 
will die diesfällige ſpecielle Ueberſicht aber in einem „Anhange“ als integri— 
renden Theil der Conſtitutionsurkunde ſehen. 

Die Länderregierungsgewalten wünſche er wie Rieger und Palazky möglichſt 
ausgedehnt zu ſehen, übrigens verkenne er nicht, daß die Centralgewalt die 
Regel bilden, und die Länderregierungsgewalten aus derſelben fließen müſſen. 
Bei Competenzentſcheidungen übrigens könne die erſtere als in eigener Sache 
doch nie der Richter ſein. 

Mayer als Berichterſtatter macht die Verſammlung noch darauf auf— 
merkſam, daß es ſich nur darum handle ein einiges ſtarkes Oeſterreich zu 
conſtruiren oder nicht. 

Wenn man der Anſicht ſei, Oeſterreich beſtehe wie die Schweiz oder Nord— 
amerika aus ſelbſtändigen Staaten oder Staatstheilen, ſo möge man dem 
Grundſatze huldigen, daß jedes Land einzeln nur ſoviel von ſeiner Autonomie 
zu laſſen habe, als nöthig iſt, irgend eine Centralgewalt zu ſchaffen — ſei 
man aber dieſer Anſicht nicht, und bedenke noch dazu, daß die Schweiz ein 
von Bergen natürlich geſchütztes, Nordamerika ein von Weltmeeren natürlich 
geſichertes Land, Oeſterreich dagegen eine von ſtarken Feinden bedrohte, minder 
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natürlich begrenzte Völkerfamilie bilde, ſo wolle man ſich obige Staaten nicht 
zum Muſter nehmen, zugleich auf die Krone, die 34 deutſchen Fürſten u. dg. 
Rückſicht nehmen, und ſich dann klar machen, was der Zweck der Autonomie 
der Provinzen ſein ſolle, wie weit man daher dabei gehen könne. 

Bei der Theilung der Gewalten brauche ſich der Geſetzgeber in keine ca— 
ſuiſtiſche Aufzählung einzulaſſen. Die Stärke der Gewalt müſſe nothwendig 
in die Executivgewalt, nicht in die legislative gelegt werden. 

Erſtere müſſe man daher in ihren Organen, den Beamten, ſo wenig als 
möglich zu zerſpalten ſuchen. Die Centralgewalt müſſe ſeines Erachtens noch 
immer die Regel, die Landesregierungsgewalt die Ausnahmen bilden; wolle 
man übrigens den Grundſatz über die Competenz der Entſcheidung darüber, 
was zu einer oder der anderen Gewalt gehöre, erſt künftigen Legislationen 
überlaſſen, ſo gebe man das Geſchäft, eine Conſtitution zu machen, lieber 
gleich ganz auf. 

Der Vorſitzende ſchritt nunmehr zur Abſtimmung, wie folgt: 

Der J. Theil des Rieger'ſchen Amendements blieb in der Minorität ). 

Auch Breſtel's Antrag blieb in der Minorität. 

Der II. Theil des Rieger'ſchen Amendements wurde mit Majorität an 
genommen. 

Der I. und II. Theil des Laſſer'ſchen Antrages wurde gleichfalls mit 
Majorität angenommen. 

Der III. Theil des Rieger'ſchen Amendements blieb in der Minorität. 

Der III. Theil des Laſſer'ſchen Antrages dagegen wurde wieder mit Ma— 
joritàt angenommen. 

Es wären ſohin an der künftigen Tagesordnung die Anträge: 

Es find ſowohl die Befugniſſe für die Reichs- als auch für die Landes 
gewalt per enumerationem partium möglichſt vollſtändig zu beſtimmen, dann 
kommen: 1. aufzuzählen die Befugniſſe der Ländergewalt (Landtag, Kreistag), 
2. aufzuzählen die Befugniſſe der Centralgewalt, und 3. auszuſprechen die 
Regel: Im Zweifel ſpricht die Vermuthung für Competenz der Reichsgewalt. 


= 
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Der Vorſitzende gibt kund, daß in Folge des geſtrigen Beſchluſſes an der 
heutigen Tagesordnung ſei die Debatte über den erſten Theil des Laſſer'ſchen 
Amendements, nämlich: Aufzählen der Befugniſſe der Ländergewalt (Landtage, 
Kreistage). 

Mayer: Die Sache ſcheine ihm ſo wichtig, daß er wünſchen würde, es 
möchte zu dieſem Behufe der vom Abg. Gobbi vorgeſchlagene Entwurf der 


1) Für daſſelbe ſtimmten nur die Czechen, Polen, Slowenen und der Dalmatiner Filippi; 
im Ganzen 10 Mitglieder. 
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Berathung zu Grunde gelegt werden, indem die übrigen Herrn Mitglieder 
des Fünferausſchuſſes wohl beſtätigen werden, daß Gobbi's Entwurf in dieſer 
Beziehung viel erſchöpfender ſei als der vorliegende. 

Breſtel: Er halte dies für ganz überflüſſig, denn, wenn der vorliegende 
Entwurf zur Grundlage der Debatte genommen wird, ſo ſtehe es ja jedem Mit⸗ 
gliede frei, Zuſatzanträge zu machen, wenn es meint, daß den Ländergewalten 
außerdem noch mehreres zuzuweiſen ſei. Wohl aber finde er ſich veranlaßt 
zu dem Antrage: 

Es ſolle die Aufzählung der Ländergewalten, wie ſie im Entwurfe vorliegen, 
vorbehaltlich der Zuweiſung, was zur Competenz der Landtage und der Kreis— 
tage gehöre, in die Debatte gezogen werden. 

Bei der eingeleiteten Abſtimmung wurde dieſer Antrag mit Stimmen⸗ 
mehrheit angenommen. 

Palazky weiſt, nachdem der Berichterſtatter den $ 91 des Entwurfes!) 
vorgeleſen hatte, darauf hin, daß im vorhandenen Paragraphe ſich auf allge— 
meine Reichsgeſetze bezogen wird, welche den geſetzgebenden Wirkungskreis der 
Ländergewalten bedingen ſollen. Daraus folge, daß man denn doch früher mit 
der Definition der Centralgewalt anfangen müßte, um die in dieſem Para⸗ 
graphe gemeinten allgemeinen Reichsgeſetze zu wiſſen. 

Pinkas: Ihm ſei es wohl gleichgültig, was früher debattirt wird; allein 
logiſcher ſcheine ihm der Vorgang, wenn früher die Centralgewalt und dann 
erſt beſtimmt wird, was den Ländergewalten zufallen ſolle. Dies könne ja 
ohne alle Präjudiz geſchehen, ſo daß man nach Berathſchlagung des letzteren 
Gegenſtandes wieder auf die Centralgewalt zurückkommen könne. 

Breſtel: Hierüber ſei bereits debattirt worden und liege auch ein Be— 
ſchluß vor. 

Der Vorſitzende erinnerte hierüber, daß der Antrag des Abg. Pinkas dem 
geſtern in dieſer Sache gefaßten Beſchluſſe entgegenſtehe, daß er ihn ſomit 
nicht zur Abſtimmung bringen werde; zugleich weiſe er auf den an der heutigen 
Tagesordnung befindlichen Gegenſtand. 

Vacano ſtellte folgenden Antrag: Die agrariſche Geſetzgebung fei aus 
dem ſelbſtändigen geſetzgebenden Wirkungskreis der Reichseinheiten auszuſcheiden, 
und dafür in den durch allgemeine Reichsgeſetze bedingten Wirkungskreis dieſer 
Einheiten einzureihen. 

Er bemerke zur Begründung dieſes Antrages nur, daß, wenn die agra— 
riſche Geſetzgebung dem ſelbſtändigen Wirkungskreiſe der Ländergewalt zuge— 


1) § 91. Zur ſelbſtändigen geſetzgebenden Gewalt der Landtage gehören: 1. das Recht 
der Steuerbewilligung für Landesausgaben, 2. die Landescommunicationen durch Straßen und 
Canäle, Flußregulirungs- und ſonſtige Waſſerbauten, dann alle öffentlichen Bauten für Lan⸗ 
deszwecke, 3. die agrariſche Geſetzgebung, 4. die Regelung aller Humanitätsanſtalten, Kranken⸗ 
und Armenhäuſer, 5. die Verfügung über die Landesfonds und Landesgüter, 6. das Landes- 
creditweſen, 7. die Feſtſtellung des jährlichen Landesbudgets und 8. die Abnahme und Prüfung 
der Landesrechnungen. 
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wieſen würde, eine zu ungleiche Geſetzgebung ſich herausſtellen werde, indem 
z. B. in einer Provinz vielleicht eine zu große Zerſtückelung der Gründe, in 
einer andern vielleicht gar keine Grundzertheilung geſtattet werden könnte. 

Der Vorſitzende erinnerte, daß ſich auf dieſem Wege die Debatte wohl zu 
ſehr zerſtreuen würde, und er möchte deshalb vorſchlagen, daß die einzelnen 
Punkte der im Entwurfe feſtgeſtellten Ordnung nach in Berathung genommen 
werden. Dieſer Vorſchlag wurde allgemein gebilligt, und da über den Punkt 1 
des Paragraphs niemand das Wort begehrte, ſo brachte der Vorſitzende dieſen 
Punkt zur Abſtimmung, derſelbe wurde mit Stimmenmehrheit angenommen. 
Hierauf wurde zur Berathung des Punktes 2 $ 91 geſchritten. 

Laſſer fragte vor allem den Berichterſtatter, was unter dem Ausdrucke 
Landescommunicationen zu verſtehen ſei. 

Mayer: Darauf könne er wohl nur erwidern, daß Landescommuni: 
cationen nichts anderes ſeien, als eben Landescommunicationen im Gegenſatze 
zu Reichscommunicationen. 

Turco verlangt, daß, wenn Jemandem ſpäter noch etwas einfallen ſollte, 
was als in die Ländergewalt gehörig zuzuweiſen wäre, dies zur Berathung 
ſelbſt dann zugelaſſen werde, wenn die Debatte über dieſen Paragraphen be— 
reits geſchloſſen ſein ſollte. 

Der Vorſitzende erinnerte hierüber, daß ſich dies wohl von ſelbſt verſtehe, 
daß er alſo dieſe Sache auch nicht zur Abſtimmung bringen werde. Da keine 
Einwendung gemacht wurde, forderte er zur Fortſetzung der Berathung auf. 

Laſſer: Es habe ihm ſchon ein Profeſſor geſagt, daß es keine Definition 
ſei, wenn jemand ſage, ein hölzerner Löffel ſei ein Löffel von Holz. Es ſei 
aber allerdings wichtig, eine Definition dieſes Begriffes feſtzuſtellen; denn er 
weiſe nur auf Süddeutſchland, wo Eiſenbahnbauten Jahre lang unterbleiben 
mußten, weil man ſich über die Anknüpfungspunkte nicht einigen konnte. 

Rieger: In jedem Lande gehen von der Hauptſtadt aus nach allen 
Richtungen Straßen, durch welche die bedeutenden Orte der Provinz theils 
mit der Hauptſtadt derſelben, theils unter einander im Zuſammenhange, in 
Verbindung ſtehen, dieſes Straßennetz dürfte ſeiner Meinung nach unter Landes- 
communication zu verſtehen ſein; dagegen ſeien Straßen u. ſ. w., wodurch die 
Verbindung der Hauptſtadt eines Landes mit jener eines andern Landes her— 
geſtellt werden ſoll, unter Reichscommunication zu verſtehen. Die erſtere könnte 
man der Landesgeſetzgebung, die letztere der Reichsgewalt zuweiſen. 

Turco: Die größeren Landescommunicationen ſeien bisher alle vom 
Staatsärar erhalten worden. In Südtirol ſei zwar nur ein einziger Haupt— 
ſtraßenzug geweſen, die ſogenannte k. k. Poſtſtraße. Allein das Land habe ſich 
erboten, weil dieſe Straße ſehr ſchlecht war, andere aus Landesmitteln anzulegen. 

Ebenſo ſeien in Tirol von den beiden Hauptflüſſen, dem Inn und der 
Etſch, nur der erſte auf Staatskoſten regulirt worden; die Regulirung der Etſch 
habe man auf Landeskoſten beſchloſſen; es habe aber in letzterer Zeit der Staat 
für gut befunden, beide Unternehmungen auf eigene Koſten zu übernehmen. 
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Damit nach Annahme dieſes Punktes derſelbe nicht dahin gedeutet werde, daß 
dieſe Communicationen wieder auf Landeskoſten beſorgt werden müſſen, bean⸗ 
trage er, daß unter Reichsſtraße alles das inbegriffen werden ſolle, was als 
Communication bisher auf Staatskoſten erhalten wurde. 

Laſſer: Dieſe letzte Definition ſcheine ihm doch zu unbeſtimmt und nicht 
richtig, und es beſtärke ihn die Schwierigkeit, hierin richtig zu definiren, in 
ſeiner Anſicht, daß die Befugniſſe der Ländergewalten ſowohl als jene der 
Centralgewalt aufgezählt werden müſſen. 

Laufenſtein: Es ſei allerdings ſchwer, durch eine Begriffsfeſtſtellung 
auszudrücken, was Landes- und was Reichscommunication ſei. Er verweiſe 
aber auf den bisherigen Uſus. Bisher kannte man in der politiſchen Verwal⸗ 
tung Vicinalwege, Commercialſtraßen, dann Poſt- und Heeresſtraßen. Die 
zwei letzteren, dann die Regulirung der ſchiffbaren Flüſſe, die Canäle und Eiſen— 
bahnen ſeien als öffentliche Bauten, die zwei erſtern und was überhaupt zur 
Communication innerhalb der Provinz diente, als Landescommunication an— 
geſehen worden. 

Kautſchitſch machte aufmerkſam, daß zur Flußregulirung nicht bloß 
ſchiffbare Flüſſe gehören, dann daß allerdings irgend eine höhere Controle 
wünſchenswerth ſei, wenn ſpecielle Bauten auch nur in einer Provinz vorge— 
nommen werden, weil ſie oft mit Bedürfniſſen einer anderen Provinz zu— 
ſammenhängen können. 

Vacano: Er glaube auch, daß aus der Aufzählung der Befugniſſe der 
Ländergewalten und der Reichsgewalt wohl durch die Zuſammenſtellung klarer 
hervorgehen würde, was in den Wirkungskreis der Provinzen, und was in 
jenen der Centralgewalt gehöre, er meine aber, daß durch folgenden Zuſatz, 
den er beantrage, auch abgeholfen werden könne. „Zum Punkt 2 ſei nämlich 
beizuſetzen: inſoweit dieſe Unternehmungen nicht das ganze Reich oder eine 
zweite oder mehrere Reichseinheiten mit betreffen.“ 

Rieger: Wenn dieſer Zuſatz in einem Punkte angenommen wird, dann 
müſſe man jedem der übrigen Punkte des Paragraphen beiſetzen: „ſoweit es 
nicht der Reichsgewalt vorbehalten wird,“ das wäre aber offenbar lächerlich 
und jedenfalls gerathener abzuwarten, was Herr Stadion den Provinzen über— 
läßt. Er ſehe gar nicht ein, warum die Beſorgung von Communicationen, 
die bloß für ein einzelnes Land nöthig ſind, demſelben nicht überlaſſen werden 
ſoll. Ebenſo fei es bei Flußregulirungen und anderen derlei öffentlichen Bauten, 
welche in den Fällen, wo ſie die Intereſſen des ganzen Reiches berühren, alſo 
für das ganze Reich wichtig ſind, ja der Reichsgewalt zugewieſen werden können. 
Er ſehe auch keine Schwierigkeit, die aus der Anknüpfung der Communications 
mittel eines Landes an jene eines anderen Landes und aus dem Abgang einer 
Controle entſtehen könnte. Die Länderregierungsgewalten werden ja auch Ver⸗ 
tretern anvertraut werden, welche die Intereſſen ihrer Länder kennen und zu 


würdigen verſtehen werden, das gemeinſchaftliche Intereſſe werde in derlei 
Fällen entſcheiden. 
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Hein: Er weiſe auf den geſtern angenommenen Grundſatz: Im Zweifel 
ſpricht die Vermuthung für die Competenz der Reichsgewalt. 

Im Zweifel über die Tragweite der im zweiten Punkte enthaltenen Be 
ſtimmung werde halt dieſer Grundſatz maßgebend ſein. 

Der hierüber geſtellte Antrag auf den Schluß der Debatte wurde ange— 
nommen. Zu ſprechen hatten noch Breſtel und Vacano. 

Breſtel: Er erinnere nur, daß gerade dieſer Punkt ſolcher Natur iſt, 
daß es im Intereſſe der Centralgewalt ſelbſt liege, keine Uebergriffe zu machen. 
Wenn ſich übrigens die bisher beſtandenen dummen Gewalten in dieſem Punkte 
verglichen haben, ſo hoffe er, daß ſich wohl auch die durch die Verfaſſung zu 
ſchaffenden Gewalten und zwar um ſo leichter verſtändigen werden. 

Vacano: Die Straße aus Böhmen nach dem Süden durchſchneide 
Oberöſterreich. Wenn Oberbſterreich dieſe Strecke auf ſeine Koſten erhalten 
müßte, damit Böhmen mit Italien in guter Verbindung bleibe, ſo müßte er 
gegen eine ſolche Zumuthung im Intereſſe ſeiner Provinz proteſtiren. (Abg. 
Rieger bemerkte darüber, in ſo ſchlimmem Falle werde halt Böhmen dieſe 
Straße erhalten müſſen, und die Oberöſterreicher darüber nicht fahren 
dürfen.) 

Mayer als Berichterſtatter: Der Fünferausſchuß habe hier insbeſondere 
die Vicinalwege und Commercialſtraßen, welche bisher jedes Land auf eigene 
Koſten bauen mußte, im Gegenſatze zu den bisherigen Poſt- und Heerſtraßen 
im Auge gehabt, welche letztere wohl der Reichsgewalt belaſſen werden müſſen. 
Er bittet übrigens nur in dieſem Punkte ja nicht engherzig zu ſein, und den 
Ländergewalten lieber zu viel als zu wenig zuzuweiſen. Er erinnere, daß ſich 
der bisherige Hofbaurath und nur zum allgemeinen Schaden in Alles einge— 
miſcht habe. In Wien wurden ſchöne Pläne gemacht, welche die Provinzen 
zahlen mußten und nicht brauchen konnten. Dieſe Pläne ſeien ſo ſchlecht ge— 
weſen, daß in vielen Fällen, wenn nach ihnen die Verbindung hergeſtellt wurde, 
ganze Länderſtriche dabei verarmten. Er weiſe nur auf eine in Mähren nach 
ſolchem Plane ſehr koſtſpielig gebaute Straße hin, auf welcher jetzt Ochſen weiden. 
Wenn ja unter dem frühern Syſtem was gedrückt hat, ſo ſei es der Hofbaurath 
geweſen. Man möge alſo nicht unnöthiger Weiſe ängſtlich ſein und vertrauen, 
daß die Länder ihre Intereſſen ſchon verſtehen und ihre Communicationen ver— 
nünftig herſtellen werden. Bei der hiernach eingeleiteten Abſtimmung wurde 
der Entwurf der Commiſſion mit Stimmenmehrheit angenommen; der Zuſatz— 
antrag des Abg. Vacano mit Stimmenmehrheit verworfen. 

Man ſchritt zur Berathung des 3. Punktes. 

Mayer: Er theile nicht die Anſicht und die Beſorgniß des Abg. Vacano, 
welcher dieſen Punkt hier ausgeſchieden wiſſen wolle, damit durch große Zer— 
ſtückelung der Grundſtücke nicht ein Ackerbauproletariat entſtehe. Er mache 
ihn nur aufmerkſam, daß in dieſer Beziehung auch bisher kein allgemeines 
Geſetz beſtand, und ſo werde es wohl auch in Zukunft bleiben müſſen, weil 
gerade die agrariſchen Verhältniſſe in allen Provinzen am meiſten verſchieden 
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ſind. Er müſſe übrigens erinnern, daß auch in den Landtagen Volksreprä⸗ 
ſentanten ſitzen werden, welche die Landesintereſſen verſtehen werden. 

Ferner ſei wohl der Adel, aber noch nicht die Ariſtokratie des Bauern- 
ſtandes abgeſchafft; dieſe abzuſchaffen ſei gar nicht möglich; der in dieſer Be⸗ 
ziehung faſt zu ſtark conſervative Sinn im Bauernſtande werde ihn ſichern, 
daß er ſich nicht zum Häusler, zum Proletarier degradire; dann gebe er zu 
bedenken, ob es thunlich ſei, irgend einen allgemeinen Maßſtab feſtzuſtellen, 
ob z. B. der Maßſtab, der auf den reichen Boden der Hanna Anwendung 
findet, auf ein armes Bergland angewendet werden könnte. 

Breſtel: Er glaube, daß ſelbſt in Einer Provinz die Verſchiedenheit in 
dieſer Beziehung ſo groß ſein könne, daß man die Regelung dieſer Verhältniſſe 
ſogar den Kreistagen werde zuwenden müſſen. Allein ſchon der Conſtitutions⸗ 
ausſchuß habe in Beziehung auf Grundzerſtückelung ein Maximum bean⸗ 
tragt, vielleicht werde dieſer Antrag in der Vollberathung durchgehen, vielleicht 
auch der Antrag auf ein Maximum bei Grundanhäufung, den er ſelbſt vor 
die Kammer zu bringen geſonnen iſt. In dieſer Beziehung glaube er nun, müſſe 
denn doch die Feſtſtellung des Grundſatzes der Centralgewalt zugewieſen werden. 

Rieger: Er könne ſich in Oeſterreich keine einheitliche agrariſche Geſetz— 
gebung denken. Die Verhältniſſe der nördlichen Provinzen ſeien von jenen 
der ſüdlichen weſentlich verſchieden, in den letzteren auch ganz andere Cultur⸗ 
zweige; in Iſtrien komme es vor, daß ein Landmann mit einem Stück Landes 
von einem Metzen Ausſaat eine Familie erhalte, wie könnte man einen der⸗ 
artigen Maßſtab in nördlichen Provinzen zur Geltung bringen wollen. In 
Fabrikgegenden ſei es wieder ein Glück für den Fabrikarbeiter, wenn er 
einen noch ſo kleinen Gartengrund oder einen noch ſo kleinen Strich Bo— 
dens etwa nur zum Erdäpfelanbau beſitzt. In Galizien ſei wieder eine 
ganz andere Culturart, ganz verſchiedene Verhältniſſe. Es wäre alſo noth- 
wendig zu ſagen, unter dieſen Umſtänden habe das, unter jenen jenes zu 
gelten u. ſ. w., das iſt mit anderen Worten, in jedem Lande habe was an⸗ 
deres zu gelten. Söhne des Landes werden aber ſicherlich die Verhältniſſe 
deſſelben beſſer kennen als Fremde, die offenbar nur ins Blaue hinein Geſetze 
geben müßten. Uebrigens begreife er nicht, wie durch Verſchiedenheiten in der 
agrariſchen Geſetzgebung die Einheit des Staates gefährdet werden ſollte, und 
mehr als nöthig iſt, um den Staat in ſeiner Einheit ungefährdet zu erhalten, 
ſolle man der Centralgewalt nicht zuweiſen. 

Vacano: Er fei in ſeinem Antrage mißverſtanden worden. Er habe 
keineswegs für alle Provinzen einen Leiſten zu machen beabſichtigt. Er halte 
aber die agrariſche Geſetzgebung für die wichtigſte, und von derſelben hänge 
allerdings die Stärke des Staates ab. Er habe alſo dieſen wichtigen Zweig 
der Geſetzgebung nicht den Provinzen ganz überlaſſen, aber ebenſowenig ganz 
entziehen wollen; im Gegentheile vindicire er den Landtagen die Subſumtion 
unter die diesfälligen allgemeinen Reichsgeſetze. 

Der Schluß der Debatte wurde hierauf beantragt und auch angenommen. 


Dörr 
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Mayer: Auch er ſei dafür, daß Landtage an die durch die Reichsgewalt 
feſtgeſtellten Grundſätze gebunden ſeien. Allein in der agrariſchen Geſetzgebung 
wiſſe er ſich keinen Grundſatz zu denken als einen, der ſchon ein Grundſatz 
des Vernunftrechtes iſt. Uebrigens werden ja auch die Geſetze des Landtages 
durch den Kaiſer auf Anrathen der verantwortlichen Miniſter beſtätigt werden 
müſſen, ehe ſie zur Wirkſamkeit kommen, eine Thorheit werde aber eine ſolche 
Sanction nicht erhalten. 

Bei der Abſtimmung blieb der Antrag Vacano's in Minorität, der Ent— 
wurf der Commiſſion wurde mit Stimmenmehrheit angenommen, dann zur 
Berathung des 4. Punktes übergegangen. 

Mayer: Er mache nur aufmerkſam, daß jedenfalls ein Heimatsgeſetz 
werde gegeben werden und daß in Fällen wohl das ganze Land oder doch 
größere Bezirke werden concurriren müſſen. Allein die bisherigen Concurrenz— 
geſetze ſeien ſehr ſchlecht, in Fällen der Syphilis und in Anſehung toller Hunde 
ſei faſt einzig und allein die Selbſtändigkeit der Provinzen und Gemeinden in 
dieſen Geſetzen beachtet, die meiſten derſelben werden verworfen werden müſſen. 

Laufenſtein: In dieſer Beziehung ſei er in der Lage aus eigener Er— 
fahrung Beiſpiele anführen zu können, um zu zeigen, in welcher Zerrüttung 
ſich dieſer Gegenſtand befand, und daß eine Regelung unumgänglich noth 
wendig ſei. 

Es begehrte ſonſt Niemand das Wort und es wurde bei der Abſtimmung 
der Antrag der Commiſſion unverändert mit Stimmenmehrheit angenommen. 

Mayer las den 5. Punkt des Paragraphen und bemerkte, daß dieſer 
Punkt dem vom Miniſterium aufgeſtellten Grundſatze entſpreche, die Grundlage 
des Staates ſei die freie Gemeinde. 

Hein: Ob Staatsgüter auch Landesgüter ſeien? 

Mayer erwiderte, dieſen Unterſchied kenne er nicht. 

Hein: Landesgüter ſeien diejenigen, wo über die Verfügung damit die 
Stände auch was mit zu reden hatten. Bei Staatsgütern, als z. B. kaiſer⸗ 
lichen Domänen u. a., ſei dies nicht der Fall geweſen. Wo nun dergleichen 
Staatsgüter nicht bereits verkauft wurden, ſeien ſie ein integrirender Beſtand— 
theil deſſen, was zur Sicherſtellung der Staatsgläubiger dienen müſſe, es könne 
alſo die Verfügung damit nicht den Provinzen überlaſſen werden. 

Breſtel: Die bisher verkauften Staatsgüter ſeien dem Tilgungsfonds 
zugewieſen worden. Es würde alſo ein offenbares Unrecht gegen die Provinzen 
ſein, wo dieſe Verkäufe ſtattfanden, wenn in Provinzen, wo dies nicht geſchah, 
dieſe Güter den Provinzen überlaſſen werden ſollten. Allein nach ſeiner An— 
ſicht ſei Landesgut und Landesfonds dasjenige, was von den bisherigen Pro— 
vinzialſtänden verwaltet wurde; Staatsgut dasjenige, deſſen Erträgniß zu 
Staatszwecken verwendet wurde, und ſo ſtelle er ſeinen Antrag. 

Ziemialkowsky: Galizien habe Staatsgüter, die zum Betriebe von 
Monopolien, z. B. die Salinen, nothwendig, andere dagegen, die gewöhnliche 
Wirthſchaftsgüter ſind. Die Stände haben nichts gehabt, weil die Krone alles 
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an ſich gezogen hat. Schon wegen der beiſpiellos ſchlechten Bewirthſchaftung 
dieſer Güter ſei er dafür, daß der Ausdruck Landesgüter hier im weiteſten 
Sinne des Wortes genommen werde. 

Rieger: Faſt jedes Land habe ſeine Landesfonds, Landesgüter. Böhmen 
habe ſtändiſche liegende und bewegliche Fonds (Güter und Obligationen), dann 
Krongüter, welche ſeit Jahrhunderten als Appertinentien der Krone vom Könige 
benutzt wurden, z. B. die Herrſchaften Pardubitz, Podiebrad u. a. m., endlich 
Landesfonds, entſtanden durch die bei aufgehobenen Klöſtern confiscirten Güter. 
Dieſe namentlich ſeien zum Wohl der Landeskinder beſtimmt worden, daher 
könne man ſie dem Lande nicht entziehen, ſie ſeien auch bisher als Landes— 
Religionsfonds und Schulfonds verwaltet worden. Was der Staat bisher an— 
griff und verkaufte oder etwa an Gläubiger verpfändete, das ſei ein Factum, 
welches wohl nicht ungeſchehen gemacht werden könne; allein das begangene 
Unrecht berechtige nicht dazu, neues Unrecht zu begehen. 

Laſſer: Salzburg habe bedeutende Salinen, kaiſ. Domänen; er ſei aber 
nicht ſoviel Provinzialiſt, um alles das dem Lande zu vindiciren. Er meine, 
was bisher dem Aerar gehörte, ſei Staatsgut. Was Religionsfondsgüter be 
trifft, ſo werden dieſe wohl als Kirchengut der betreffenden Religionsgemein— 
ſchaft gehören. Wenn aber in einem Lande Biſchof und Kapitel dotirt ſind, 
und es wird mit dieſen Dotationen verfügt, ſo frage er, wem das Vermögen 
gehöre, ob der Religionsgenoſſenſchaft deſſelben Landes? (allgem. Zuruf: „Ja 
wohl!“), dann wo incamerirtes ſtändiſches Vermögen iſt, frage er, ob es, ſo— 
weit es nicht in dritte Hand kam, der Provinz bleiben wird? 

Mayer: Ex quo titulo incamerata? Das ſeien ſpecielle Fälle, über 
die man im allgemeinen nichts entſcheiden kann: Krongüter habe Salzburg 
nicht, ſonſt würde er mit Abg. Rieger ſagen, Krongüter ſind Eigenthum der 
Krone, folglich gehören ſie dem Lande. 

Breſtel: Was die Krongüter anbelangt, fo meine er, gehören dieſelben 
zur Civilliſte. Ueber dieſe werde wohl kein Streit entſtehen können. Mit den 
aufgehobenen Klöſtern, glaube er, werde es aber ſo ſein, wie mit den aufzu— 
hebenden, und in dieſer Hinſicht ſei er der Meinung, daß die Kloſtergüter zur 
Tilgung der Staatsſchulden werden verwendet werden müſſen. 

Halter: Er müſſe darauf aufmerkſam machen, daß die Kirche keine 
Geographie kenne, und daß man in der Regel überſehe, wer eigentlich 
Eigenthümer der Kirchengüter ſei. Die Kirche ſei manchmal eine Gemeinde, 
manchmal eine Diöceſe, manchmal der Inbegriff aller, die ſich zu einem und 
demſelben Glaubensbekenntniſſe bekennen. Er halte dafür, daß wenn einmal 
die Kirchengemeinden als erwerbsfähig anerkannt wurden, ſie wie jede andere 
Gemeinde das Eigenthum erwerben, ob durch Schenkung ob durch Kauf oder 
auf andere rechtliche Weiſe, das entſcheide nichts, kurz die erworbenen Güter 
ſind dann Kirchengut, und er müſſe ſich gegen die neue Lehre erklären, nach 
welcher dasjenige, was zum Kirchenzwecke gehört, zum öffentlichen Vermögen ge— 
hören ſoll. Damit wolle er nicht ſagen, daß ſich mit ſolchem Vermögen nicht 
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ein Arrangement treffen ließe, daß der Staat mit Einverſtändniß der Bethei— 
ligten darüber verfüge, vorausgeſetzt, daß er die Deckung der kirchlichen Be— 
dürfniſſe, wozu ein derartiges Vermögen beſtimmt war, übernimmt, wie es 
z. B. bei Gründung des Religionsfonds geſchah, wodurch der Staat ſelbſt 
anerkannt hatte, daß dieſes Vermögen nicht zu ſeinen, ſondern zu kirchlichen 
Zwecken verwendet werden dürfe. Der Titel der Erwerbung mache hierin be 
greiflicher Weiſe gleichfalls keinen Unterſchied, denn immer ſei das Eigenthum 
der Kirche begründet. Nur Eines, was der Abg. Breſtel einmal vorgebracht 
hatte, ſcheine geeignete Bedenken zu erregen. Abg. Breſtel habe nämlich ge— 
äußert, die Kirche habe dieſe Güter als Staatskirche erworben; hört ſie auf als 
Staatskirche zu ſein, ſo höre ſie auch auf Eigenthümerin dieſer Güter zu ſein. 
Indeſſen es ſei dieſes Bedenken auch nur ſcheinbar; denn er glaube, daß die 
Kirche in dieſer Eigenſchaft nie ein Vermögen erworben habe. 

Laufenſtein: Er bemerke nur, daß für Krain die Staatsherrſchaft Idria 
von Bedeutung ſei: Wenn dieſelbe der Provinz zufallen ſoll, ſo habe er nichts 
dagegen und ſtimme gleichfalls für den Grundſatz, der für eine größere Provinz 
in Anſpruch genommen würde. 

Palazky: Er müſſe rückſichtlich der böhmiſchen Krongüter zur Kenntniß 
bringen, was der rechtliche Stand der Frage iſt. In Böhmen ſei, wie bekannt, 
durch den Friedensſchluß nach dem 30jährigen Kriege und überhaupt durch die 
Landesordnung Ferdinands II. die Freiheit bedeutend eingeſchränkt worden, allein 
deſſenungeachtet durfte und wagte es die Krone nicht, über Krongüter ohne 
Zuſtimmung der Stände zu verfügen; jães wurde dieſes Recht der Stände 
durch die erneuerte Landesordnung und den Majeſtätsbrief und ebenſo durch 
die Praxis beſtätigt. 

Selbſt vom Kaiſer Joſeph II. ſei dies beobachtet worden; denn dieſer 
war zwar ein liberaler Deſpot, aber doch ein ehrlicher Mann. Noch als es 
ſich unter Kaiſer Franz um den Verkauf der Krongüter handelte, machte der 
damalige kaiſ. Kammerprocurator dieſem Kaiſer die Vorſtellung, daß derſelbe 
darüber ohne Zuſtimmung der Stände nicht verfügen könne. Da erſt ſei es 
geſchehen, daß dieſer gute Herr in Ungnade fiel und daß einige Kronherr— 
ſchaften verkauft wurden. 

Mayer: Die Debatte habe gezeigt, daß man bei der Textirung des Ent— 
wurfes verbleiben müſſe, er bemerke nur, daß die Definition Breſtel's wahr 
ſein könnte, hätten wir bisher Freiheit gehabt; allein da wir in einem Zuſtande 
allgemeiner Knechtung waren, ſo ſei ſie nicht wahr. Er weiſe nur auf das 
Beiſpiel in ſeinem Lande, wo das Gubernium über die überflüſſigen Einkünfte 
der Stadt Brünn verfügte, und woraus doch niemand folgern werde, daß dieſe 
Einkünfte dadurch aufhörten Eigenthum der Stadt Brünn zu ſein. Was hier 
von Kirchenvermögen geſagt wurde, gehöre eigentlich nicht hierher. Für den 
Fall als es einmal zur Sprache kommen ſollte, mache er nur die Bemerkung, 
daß, wenn ſich die Kirche über die ganze Welt ausdehnt, der Ausſpruch Goethe's 

ſich beſtätige: die Kirche habe einen guten Magen u. ſ. w. Es ſcheine ihm auch, 
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daß bisher unter Totalkirche die plebs contribuens, unter Partialkirche die 
plebs consumens verſtanden werden müſſe. Der Religionsfonds rühre nicht 
von Kirchengütern her, ſondern Joſeph II. habe mehrere Klöſter aufgehoben, 
weil ſie nichts nutz waren, dadurch wurden die Kloſtergüter Caducitäten, die 
habe er eingezogen und zu Kirchen- und Schulfonds gewidmet. (Abg. Laſſer 
bemerkte, das heiße eigentlich nichts anderes als den Herrn wegjagen und das 
Eigenthum für ein Caducität erklären.) 

Bei der nun erfolgten Abſtimmung wurde der Entwurf der Commiſſion 
mit Stimmenmehrheit angenommen, das Amendement Breſtel's aber verworfen. 
Man ſchritt zur Berathung des 6. Punktes. 

Vacano: Ihm ſei dieſer Paſſus viel zu undeutlich. Er habe darunter 
das Landesſchuldenweſen verſtanden, andere aber das Recht, Induſtrieanſtalten 
und dergleichen zu errichten, wieder andere, daß die Provinzen beſtimmen können, 
welchen Theil der Staatsſchuld ſie übernehmen ſollen. Wenn nichts von allem 
dem darin verſtanden werden ſollte, als was er darunter verſtand, ſo ſei es 
aber in den Punkten 5, 7 und 8 enthalten, und weil man kein todtſchlägeriſches 
Amendement ſtellen dürfe, ſo mache er den Antrag: es ſeien die Punkte 5, 7 
und 8 beizubehalten. 

Breſtel meint, es ſei jedenfalls beſſer, ſtatt Landescreditweſen zu ſagen 
Landesſchuldenweſen und die Befugniſſe der Ländereinheiten hinſichtlich der 
Hypotheken- und anderer Banken erſt im 8 92 feſtzuſetzen; denn es ſei nicht 
rathſam, das Bankweſen, welches ſich bis auf Emittirung von Zetteln aus⸗ 
dehnen ließe, unbeſchränkt den Provinzen zu überlaſſen, indem daſſelbe zu tief 
in das Staatsleben eingreife, als daß die Geſetzgebung diesfalls nicht wenig— 
ſtens über gewiſſe Punkte der Centralgewalt zugewieſen werde müßte. 

Ca valcabo: Er ſei wohl auch nicht der Anſicht, daß die Errichtung 
von Banken in den einzelnen Provinzen deren Geſetzgebung unbedingt anheim 
geſtellt werden ſoll. Allein, ſoweit es ſich um das bisherige ſtändiſche Credito 
weſen handle, ſei er für die Beibehaltung des 6. Punktes, weil dies auf das 
Creditweſen das Staates gar keinen Einfluß nehmen könne. 

Rückſichtlich der Banken könne dort die Ausnahme aufgenommen werden, 
wo es ſich um die Befugniſſe der Centralgewalt handeln wird. 

Hein: Es könne kein Zweifel darüber ſein, daß, wenn der Provinz die 
Vermögensverwaltung zugeſtanden wird, ihr auch die Regelung ihres Schulden— 
weſens zugeſtanden werden müſſe. Die erhobenen Bedenklichkeiten beziehen ſich 
eigentlich auf die Zettelbanken, was jedenfalls aber erſt bei Definirung der 
Centralgewalt behandelt werden müſſe. Uebrigens weiſe er auf die allgemein 
bekannten Nachtheile davon, daß man den Provinzen durchaus keine Filiale 
creditbanken geſtatten wollte. 

Breſtel: Mit ſeinem Antrage wolle er nicht beſtimmt haben, daß alles 
von der Centralgewalt ausgehe, und die Ländereinheiten gänzlich ausgeſchloſſen 
werden, ſondern bloß daß die Centralgewalt gewiſſe Vorſchriften gebe, an die 
ſich die Provinzen hierin zu halten hätten. 
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Mayer: Er habe mit Vergnügen die Debatte angehört und ſehe, wie 
den Herrn die Krausbirnen aufſteigen, wenn es ſich darum handelt, daß den 
Provinzen das Recht, Banken zu errichten, zugeſtanden werden ſoll. 

Dieſes mögen ſich nun die Herrn bei Berathung des Paragraphen über 
die Aſſociation zur Richtſchnur nehmen. Sobald nämlich vollkommene, unbe— 
ſchränkte Freiheit der Aſſociation decretirt wird, ſo werden einzelne Bürger, 
umſomehr die Provinzen das Recht haben, ſich zur Errichtung von Banken zu 
aſſocüiren. Dabei gehen die Herren jedoch zu weit, denn zur Emittirung von 
Zetteln brauchen die Banken Privilegien, und dieſe könne nicht die Provinz 
für ſich geben. 

Bei der ſohin über die beiden Theile des Breſtel'ſchen Antrages getheilt 
vorgenommenen Abſtimmung wurde derſelbe mit Stimmenmehrheit verworfen, 
der Entwurf der Commiſſion aber mit Stimmenmehrheit angenommen. Die 
nachfolgenden Punkte 7 und 8 wurden ohne Debatte einſtimmig angenommen. 


Sitzung am 30. Januar 1849, 


Nachdem an Stelle des beurlaubten Abg. Feifalik der Abg. Pinkas den 
Vorſitz übernommen, wurde zur Debatte über den § 92 des Mayer'ſchen Ent 
wurfes!) geſchritten: Der Vorſitzende forderte die Ausſchußmitglieder, welche 
dafür und dagegen ſprechen wollten, auf, die Debatten abſatzweiſe zu beginnen. 

Es ſprach nur Palazky, welcher bemerkte, daß er dagegen das Wort er— 
greifen möchte, allein er wiſſe, daß er in der Minorität bleibe. 

Nachdem ſich kein Redner meldete, wurde zur Abſtimmung geſchritten und 
hierbei ſämmtliche vier Abſätze des S 92 durch Stimmenmehrheit angenommen. 

Bevor zur Debatte über den Wirkungskreis der Kreistage geſchritten wurde, 
verlangte Dr. Rieger, daß der einſchlägige §S 4 des Palazky'ſchen Entwurfes über 
den Wirkungskreis der Landtage gleich hier in Berathung gezogen werde. Es 
wurde dieſer § 42) geleſen und über die einzelnen Abſätze die Debatte eingeleitet. 


1) $ 92. Der Landtag hat ferner nach den Beſtimmungen der diesfälligen allgemeinen 
Reichsgeſetze zu regeln: 1. das Unterrichts- und Volksſchulweſen, 2. die Cultus- und Kirchen— 
angelegenheiten, ſowie die Ueberwachung der frommen Stiftungen, 3. die Ordnungen und 
Statute der Gemeinden, 4. alle jene inneren Angelegenheiten, welche durch Reichsgeſetze den 
Landtagen überwieſen werden. 

2) § 4. Das Selbſtregierungsrecht der Länder umfaßt diejenigen Zweige der öffentlichen 
Gewalten, welche entweder ein Land ausſchließlich betreffen oder in jedem Lande nach deſſen be— 
ſonderen Verhältniſſen begründet oder eigenthümlich geſtaltet werden können, ohne die Einheit des 
Reichs zu ſtören. Namentlich gehören zur Competenz der Landesgewalten innerhalb der durch 
die Conſtitution überhaupt und die Grundrechte insbeſondere vorgezeichneten Grenzen und 
Beſtimmungen: 1. die Landespolizei, 2. die Juſtizpflege und Adminiſtration, 3. das Unter— 
richts⸗ und Cultusweſen, 4. die Regelung aller Landesanſtalten für Wiſſenſchaft und Kunſt, 
ſowie aller Humanitäts⸗, Sanitäts- und Armenanſtalten, 5. die agrariſche und Induſtrial—⸗ 
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1. Die Landespolizei. 


Tur co interpellirt, was denn hier unter dieſem Ausdrucke zu verſtehen ſei? 

Rieger antwortet, es ſei jene Regierungsthätigkeit, welche ſich mit dem 
Schutze der öffentlichen Sicherheit durch Präventivmaßregeln abgibt; ſoll denn 
die Sicherheit des Vermögens, Lebens u. ſ. w. zum Centrale gehören? Soll 
nicht jedes einzelne Land dafür ſorgen? Die Sanitätsfeuerpolizei war ſchon 
bisher ein Attribut der Länderregierung, ebenſo die Gensdarmerie, die man 
bisher nur in einer Provinz kannte. 

Breſtel: Wir haben hier nur das in Betrachtung zu ziehen, was den 
Landtagen als Repräſentativkörpern zugewieſen werden ſoll, nicht aber wie viel 
von der Adminiſtration den einzelnen Ländern überlaſſen bleibt. Von dieſem 
Geſichtspunkte muß ich gegen den Antrag ſprechen; übrigens gehört die Feuer— 
polizei doch zunächſt den Gemeinden, alſo nicht den Landtagen zu; die Gens— 
darmerie, die bisher in Italien beſtand, war übrigens unter Leitung des Mili— 
tärcommandos, alſo in dieſer Beziehung unter der Centralregierung. 

Hein: Das Wort Polizei iſt ein ſo umfaſſender Begriff, daß man alles 
mögliche hineindeuten kann; ich wünſchte deshalb eine nähere Definition; daß 
aber auch die Centralgewalt nicht beſtehen kann ohne polizeiliche Maßregeln im 
allgemeinen, verſteht ſich von ſelbſt; es ſei daher Sorge zu tragen, daß nicht 
hier der Grund zu Colliſionen zwiſchen der Central- und Ländergewalt gelegt 
werde und daß das Land nicht für dieſelbe Sache zweifache Beamten zahlt. 

Rieger: Der Abg. Breſtel wundert ſich, daß wir dieſe Sache der Länder— 
gewalt zuweiſen, und argumentirt, ſie gehöre entweder der Reichsgewalt oder den 
Gemeinden zu; allein iſt es denn nicht möglich, daß man auch hier ein Mittel- 
glied hat; wenn man die Ortspolizei den Gemeinden zuweiſt, ſo hat conſequent 
das Land für die Landespolizei zu ſorgen. Es iſt ferner unrichtig, daß wir hier 
bloß von den Befugniſſen des Landtages ſprechen, wir ſprechen im allgemeinen 
von der Ländergewalt, ferner über die Adminiſtration müſſen ja Geſetze gegeben 
werden. Es gibt überall z. B. Feuerordnungen, wollen ſie das den einzelnen 
Gemeinden überlaſſen, ſo wird durch die Unregelmäßigkeit der Anordnungen 
die öffentliche Sicherheit gefährdet, und ſie können es erleben, daß man in 
Städten hölzerne Häuſer baut; man ſagt weiter, daß durch die verſchiedene 
Theilung der Gewalten die Adminiſtration erſchwert werde; aber ſie wird ja 
gerade dadurch erleichtert, daß man dem Centrum nicht zu viel zuweiſt; ich 
komme wieder auf das zurück, was ich ſchon einmal ſagte, nämlich, der Fehler 
iſt der, daß man große Provinzen mit kleinen auf einen Leiſten ſchlagen will. 

Pinkas: Den Abg. Breſtel hat ſchon der Vorredner widerlegt, dem 
Abg. Hein ſage ich, daß man unter Polizei hier eben das verſteht, was jeder 
Publiciſt darunter begreift; wir Oeſterreicher fürchten uns immer vor dem 


geſetzgebung, 6. die Landescommunicationen, durch Straßen und Canäle, Flußregulirungs- und 
ſonſtige Waſſerbauten, dann alle öffentlichen Bauten für Landeszwecke, 7. das Landesbudget, 
die Landesfonds und Güter, das Landesereditweſen, S. das Communalweſen im Lande. 
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Worte „Polizei“, weil wir ſie bloß von der ſchlechteſten Seite kennen gelernt 
haben; hat man bloß die Sicherheitspolizei im Auge, ſo geht dieſe das Centrale 
nichts an, und will ſich ein Miniſterium eine geheime Polizei organiſiren, ſo 
werde ich und mein Land dieſelbe gewiß nicht anerkennen. 

Fiſchhof bemerkt, daß doch die Sanitätsgeſetzgebung nicht den einzelnen 
Ländern überlaſſen zu werden braucht; in dieſer Beziehung muß die Geſetz— 
gebung alle Verhältniſſe berückſichtigen, alle Werke der Wiſſenſchaft, welche der 
ganzen Welt angehören, würdigen. 

Palazky: Nehmen Sie doch beiſpielsweiſe die Sanitätsgeſetzgebung für 
Böhmen und Dalmatien; Sie verlangen, daß an der dalmatiniſchen Geſetz— 
gebung auch der böhmiſche Sachkundige mitarbeite; aber welche Garantie haben 
Sie, daß letzterer die dalmatiniſchen Verhältniſſe beſſer verſteht als der dalma— 
tiniſche Sachkundige; die allgemeinen Schätze der Wiſſenſchaft ſtehen aber beiden 
zu Gebote, dazu iſt es nicht nothwendig, dieſe Angelegenheiten dem Centrale 
zu vindiciren. — Der Antrag auf den Schluß der Debatte wurde angenommen. 

Vacano: Da hier die Landespolizei in genere aufgeführt iſt, dürfte auch 
die Polizeigeſetzgebung zu ſubſumiren ſein; ich will der Gemeinde die Hand— 
habung der Polizeigeſetze vindiciren; allein die Geſetzgebung muß dem Centrale 
bleiben, der Staat hat die Aufgabe die äußere Rechtsſphäre zu ſchützen, er thut 
dies durch die Juſtiz, und präventiv durch Polizeigeſetze, ebenſogut wie die 
eine, muß auch die andere Geſetzgebung dem Centrum vorbehalten bleiben, das 
iſt nothwendig, ſoll es nicht künftig in Oeſterreich ſo ausſehen, wie im alten 
deutſchen Reiche, wo man jede paar Meilen unter dem Einfluſſe anderer 
Geſetze gelebt hat. 

Mayer: Der Begriff Landespolizei iſt dahin erläutert worden, daß 
darunter ſowohl die niedere Polizei, als die Aufrechthaltung der öffentlichen 
Sicherheit zu verſtehen ſei; im letzteren Sinne gehört ſie aber in das Reſſort 
des Miniſteriums des Inneren; die Frage muß daher höher und zwar dahin 
geſtellt werden, ob die innere Verwaltung zur Competenz der Landtage gehöre? 
Ich widerſpreche, daß die Sanitätspolizei bisher Provinzialſache war, z. B. bei 
Epidemien hat da das Centrale nichts zu reden und ſoll es nichts darüber zu 
reden haben? Was die Feuerpolizei betrifft, ſo müſſen dieſe den freien Ge— 
meinden überlaſſen bleiben, weil dies Gegenſtände localer Natur ſind, das läßt 
ſich nicht einmal für ein Land gleich normiren; ich erinnere ſie an die Folgen 
der früheren Geſetze, welche den Slowaken, dem ſein Haus abbrannte, ver— 
pflichteten, ein Haus mit Ziegeldach herzuſtellen, und weil er es nicht konnte, 
fiel ihm der ganze Plunder, den er aus den Flammen gerettet, zuſammen; 
die Einheit des Reiches fordert daher im oberſten Principe ein allgemeines 
Geſetz über die Sicherheitspolizei, und die Landespolizei wäre unter die dem 
Landtage von der Reichsgewalt abgetretenen Befugniſſe einzureihen. 

Hein verzichtet auf das Wort, nachdem der Vorredner alles geſagt hat, 
was ich hätte ſagen ſollen. 
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Breſtel wiederholt, daß man, um die Begriffe nicht zu verwirren, hier 
nur das aufzählen ſoll, worüber der Landtag als Repräſentativkörper zu ent⸗ 
ſcheiden hat; er iſt gegen die Aufzählung der Landespolizei, nachdem die all⸗ 
gemeinen Principien hierüber vom Centrale ausgehen müſſen und zur Detail⸗ 
ausführung wegen der materiellen und localen Verſchiedenheiten auch der 
Landtag nicht competent ſei. 8 

Rieger: Man argumentirt gegen mich, die Landespolizei gehöre entweder 
dem Reichstage oder den Gemeinden; warum gerade hier das Mittelglied nicht 
eintreten ſoll, begreife ich nicht; das Land wird gerade dieſe Angelegenheiten 
beſſer verſtehen und wohlfeiler erledigen, als irgend wer anderer. Von vielen 
Krankheiten, z. B. in Ungarn, vom Weichſelzopf Galiziens, haben wir keinen 
Begriff, die ſpeciellen Kenntniſſe über dieſe Krankheiten, die ſpeciellen Geſetze 
darüber brauchen wir nicht. Wenn der Abg. Fiſchhof meint, wir könnten von 
den anderen was lernen, ſo ſage ich, die allgemeinen Kenntniſſe werden auch 
unſere Aerzte haben und die Specialkenntniſſe ſind uns entbehrlich. Es iſt 
nicht richtig, daß die Gemeinde bloß die Adminiſtration der Polizei haben wird; 
ſie wird ebenſo behufs dieſer Adminiſtration Verordnungen erlaſſen, fo gut 
das Land für das ganze Land die Feuerordnung erläßt. Die Bauart der 
Häuſer in Böhmen und in Tirol iſt ungleich, warum wollen Sie uns unifor⸗ 
miren? Warum wollen Sie uns nicht auf unſere Weiſe glücklich ſein laſſen; 
mich befremdet es, daß gerade jene Herrn, die ſonſt für die Freiheit kämpfen, 
mir hier entgegen ſind, die Centraliſation hat in Frankreich ſchlechte, in Amerika 
die Föderation gute Früchte gebracht, was leidet denn der Monarch, wenn jedes 
Land ſeine Feuerlöſchordnung hat? Wollen Sie in die Conſtitution die Keime 
der Revolution legen? 

Ratz: Es wird nothwendig ſein, allgemeine Polizeigeſetze zu geben, und 
andere dem Lande zu überlaſſen; den Gemeinden darf das Recht der Polizei⸗ 
geſetzgebung nie überlaſſen werden können, weil ſonſt die Erlaſſung manches 
Geſetzes unterbliebe, die Rückſicht auf die allgemeine Sicherheit bedingt dieſe 
Nöthigung; die Regelung und Ueberwachung der Landespolizei kann aber zu 
den Attributen der Ländergewalt gehören. 

Laſſer: Der Ausdruck „Landespolizei“ iſt zu unbeſtimmt; ich weiß zwar, 
was die Publiciſten darunter verſtehen, nämlich alles, was der Staat zur Er⸗ 
reichung ſeines Zweckes im Wege der Prävention zu verfügen hat, iſt Polizei. 
Ich ſehe den Rechtsſtaat nicht in jeder Richtung als einen Gegenſatz des Poli 
zeiſtaates an; die höhere Polizei iſt nothwendig für jeden Staat; ich wollte die 
Polizei weder dem Lande noch der Gemeinde zugeſtehen; denn die Handhabung 
der Polizei iſt für den Nachbar gefährlich; ſollte ſie z. B. in meinem Lande 
Salzburg ſchlecht gehandhabt werden, und ſich dort ein Zufluchtsort für das 
Geſindel organiſiren, ſo würden ſich auch die Nachbarn ſchönſtens bedanken, 
daher muß ein höheres Glied da ſein, welches in der oberſten Ueberwachung 
etwas darein zu reden hat. Die Verſchiedenheit der Staatstheile iſt zwar bei 
uns groß, allein auch in Frankreich ſind die Bretagne, die Departements in den 
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Pyrenäen und jene an der Seine unter einander ebenſo unähnlich; wenn es 
dort möglich war, über die Polizei allgemeine Principien feſtzuſetzen, ſo kann 


es auch bei uns ſein. 


Mayer: Rieger ſagt, wir reden entweder von der Gemeinde oder dem 
Reichstag und nie vom Landtage; ich gehöre nicht zu den Centraliſten, aber 
der Fehler bleibt gleich, ob man der Reichs- oder der Ländergewalt alles vin— 
dicirt; wenn man am Landtage über die Zahl der Feuerkörbe jedes Hauſes 
normirt, iſt das keine Uniformirung? wenn man das gleiche Feuergeſetz gibt 
für das flache Land und den Böhmerwald? Daher laſſen Sie das den Gemeinden. 
Was die Sanitätspolizei betrifft, ſo iſt Rieger nicht eingegangen auf Epidemien 
und Epizotien, er hat bloß von endemiſchen Krankheiten geſprochen; haben wir 
aber für Epidemien keine allgemeinen Geſetze, ſo müſſen Sie Verträge zwiſchen 
den Provinzen abſchließen. Die Gemeinde iſt autonom, weil ſie über ihre Un 
gelegenheiten beſchließt und exequirt; wir bauen die Freiheit beſſer, je tiefer 
unten wir ſie begründen; was die Gemeinde thun kann, das geben Sie nicht 
dem Landtage oder Reichstage, aber verletzen Sie nicht die Einheit im Centrale. 
Ich ſtelle den Antrag: „Es ſei unter dem durch Reichsgeſetze bedingten Wir 
kungskreis der Ländergewalt aufzunehmen „Die Landespolizei.“ 

Bei der Abſtimmung wurde der Rieger-Palazky'ſche Antrag verworfen, 
ebenſo der Antrag Vacano's, ſtatt Landespolizei zu ſagen: Verwaltung der 
Landespolizei; der Mayer'ſche Antrag, dem Breſtel beitrat, wurde von der 
Mehrheit angenommen. 

Es wird daher dem $ 92 des Mayer'ſchen Entwurfes als Nr. 3 einge- 
ſchaltet: „Die Landespolizei.“ 

Es wurde zur Debatte über den zweiten Abſatz des § 4 des Palazky'ſchen 
Entwurfes geſchritten: Die Juſtizpflege und Adminiſtration. 

Rieger: Wenn Sie, meine Herren, dieſen Antrag nicht annehmen, ſo be— 
rufen wir uns auf den 8. April.!) 

Pinkas: Das kann uns nicht als ſeparatiſtiſches Gelüſte ausgelegt werden; 
wenn etwas ſich nach der Nationalität richtet, wenn etwas das Vertrauen des 
Volkes braucht, ſo iſt es gerade die Juſtiz. Die Geſetze, der materielle Theil 
derſelben muß im ganzen Reiche gleich ſein, aber die Handhabung der 
Juſtiz ſoll dem Lande bleiben, warum ſoll der Greche zum Caſſationshof nach 
Wien? 

VBacano: Ich habe ſchon früher ausgeſprochen, daß wir in Juſtizſachen 
ein Centrale haben müſſen, dieſem muß aber auch die ganze Adminiſtration 
der Juſtiz vorbehalten bleiben, ſonſt haben wir keinen Staat, ſondern ein 
Conglomerat von Republiken. 


1) Die ſogenannte „Charte“ vom 8. April 1848, von einer czechiſchen Deputation den 
Miniſtern Kolowrat und Pillersdorf in die Feder bictirt und noch lange Jahre von den 
Czechen als Drohmittel benutzt, gab Böhmen einen conſtituirenden Landtag, verantwortliche 
Centralbehörden und ſtellte das Land geradezu in das Verhältniß der Perſonalunion zu den 
übrigen Provinzen. Vgl. meine Geſchichte Oeſterreichs ſeit dem Wiener Frieden. II. 229. 
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Hein: Ich kann mich vom Erſtaunen nicht erholen, daß man für ver— 
ſchiedene Nationen eine andere Gerechtigkeit haben will. Eine Art der Juſtiz⸗ 
pflege wird wohl jedem Lande überlaſſen bleiben, nämlich die Geſchworenen; 
die Geſetze müſſen überall dieſelben ſein, wollen wir vom Staate ſprechen; ſoll 
die Gerechtigkeit im Namen des Staates oder der Provinzen geſprochen werden? 
Die Böhmen mögen immerhin in der Einbildung leben, daß ſie ein unabhängiges 
Königreich bilden, ſie bleiben doch nur eine Provinz, wollen ſie vom 8. April 
reden, ſo verweiſe ich ſie auf die ungariſchen Miniſter und den Grundſatz, 
was dem einen recht iſt, iſt dem anderen billig. 

Was die Wahrung der Nationalität bei dem Caſſationshofe betrifft, ſo kann 
dafür dadurch geſorgt werden, daß man mehrere Caſſationshöfe für mehrere 
Provinzen zuſammen errichtet. 

Breſtel: Ich will keine heftige Debatte veranlaſſen, aber ich muß doch 
die Herren aufmerkſam machen, daß jeder Einzelne die Tragweite ſeiner früheren 
Abſtimmung gekannt hat; hätten wir bei der Abſtimmung über die Länder- 
einheiten das Princip der Nationalität vor Augen gehabt und befolgt, ſo hätten 
wir die heutige Debatte nicht; Pinkas und Rieger ſprechen von Provinzen als 
nationalen Einheiten; hätten wir ſolche, dann würde ich mit ihnen ſtimmen; 
aber man hat Reichseinheiten angenommen, die mehrere Nationalitäten um⸗ 
faſſen, wie ſoll für die Deutſchböhmen durch einen böhmiſchen Caſſationshof 
beſſer geſorgt ſein? Will man bei einem Caſſationshofe mehrere Sprachen 
einführen, ſo kann dies auch bei dem Caſſationshofe in Wien geſchehen; die 
Juſtizpflege muß dem Centrale überlaſſen werden; damit aber die Nationalität 
gewahrt werde, könnte man verſchiedene Caſſationshöfe, nämlich für jede Natio— 
nalität einen errichten. Was den Widerſtreit bei der Geſetzesauslegung mehrerer 
Caſſationshöfe betrifft, ſo wäre es Sache des Centralminiſters, durch eine zu 
erwirkende authentiſche Auslegung ſelben auszugleichen. 

Rieger: Man hat geſagt, daß jene, welche für Decentraliſation ſtimmen, 
mehr centraliſiren als die Centraliſten; das iſt vielleicht ein Witz, jedenfalls 
eine contradictio in terminis; ich kann dagegen ſagen, wer der Gemeinde 
alle Staatsgewalt zuweiſen würde, iſt ebenſo Centraliſt als der, welcher alles 
ins Centrum legt. Wir Böhmen nehmen keine andere Gerechtigkeit in Anſpruch; 
allein unweſentliche Einrichtungen der Gerichte mögen jedem Lande überlaſſen 
bleiben, wir glauben, daß die Gerechtigkeit immer noch im Namen des Mon- 
archen geſprochen werden könne, wenn auch unſer Antrag durchgeht; man 
meint, ja was bleibt denn dann dem Centraljuſtizminiſter, da frage ich lieber 
zuerſt, ob wir denn einen ſolchen Miniſter haben müſſen? Mir fällt die Fabel 
ein, daß jemand ein Hufeiſen gefunden hat und ſich deshalb ein Pferd kaufte, 
alſo, weil wir einen Juſtizminiſter im Centro haben, müſſen wir ihm alles 
zuweiſen. Dieſem Miniſter bliebe aber noch genug zu thun übrig, das ganze 
materielle Recht, die formelle Geſetzgebung, das Reichsgericht ce. — Die Be— 
ſtellung der Beamten ſolle jedem Lande überlaſſen bleiben; denn es ſollen nur 
Landeskinder beſtellt werden. Durch den 8. April ſind uns ein conſtituirender 
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Landtag und verantwortliche Centralbehörden zugeſagt worden; was ſoll man 
unter letzteren anderes verſtehen, als Landesminiſter, welche dem Landtage ver— 
antwortlich ſind. Meine Herren, nennen ſie dieſe Zuſage nicht inconſtitutionell, 
ſonſt iſt auch der 16. Mai inconſtitutionell. Man ſagt, ein Drittel unſeres 
Landes ſoll ſich gegen den 8. April geſträubt haben; allein es iſt nicht wahr 
nur 4 Bezirke wollten nicht wählen, und dort in Folge von Agitationen. Den 
Vergleich mit Ungarn weiſe ich zurück, nur ſo viel ſage ich, daß wir uns ohne 
Gewalt den 8. April nicht nehmen laſſen, wollen Sie daher eine Revolution 
im Lande, ſo nehmen Sie uns den 8. April. Sie wundern ſich, daß wir einen 
eigenen Caſſationshof wollen; aber wenn nicht, wie ſteht es dann mit der 
Gleichberechtigung der Nationalitäten? ſoll jeder Richter des einen Caſſations— 
hofes aller Sprachen mächtig ſein, das iſt unmöglich; und wollen Sie von jeder 
Sprache gewiſſe Glieder aufnehmen, fo haben Sie ſtatt einen, zehn Caſſations— 
höfe, und da iſt es beſſer, Sie vertheilen ſie in die Länder. Man hat von Natio— 
nalitätsprovinzen geſprochen, aber davon iſt hier nicht die Rede, ich rede bloß 
von Böhmen, dort kann faſt jeder Gebildete deutſch und böhmiſch, dort kann 
alſo auch die deutſche Nationalität gebührend berückſichtigt werden. Der oberſte 
Gerichtshof wird jedenfalls in allen Sprachen verhandeln müſſen, denn es 
gibt ſogar Proceſſe, die in zwei Sprachen geführt werden. Ich ſehe recht gut 
ein, daß es für kleine Provinzen nicht möglich iſt, einen eigenen Caſſationshof 
zu errichten, aber bei uns iſt es möglich, wir fordern ihn daher. 

Wir haben die Gleichberechtigung der Nationalitäten ſchon längſt, auch in 
der erneuerten Landesordnung Ferdinands II. verheißen erhalten, nun warten 
wir ſchon ſo lange, und ſoll es abermals eine Fabel bleiben? 

Goldmark: Ich bedauere, daß mein Vorredner nicht in die Widerlegung 
der von Breſtel vorgebrachten Gründe eigegangen iſt, denn nur eine ſolche 
Widerlegung hätte mich beſtimmt die Anſicht Rieger's zu theilen. Ich komme 
auf den 8. April. Wir wollen ein gemeinſchaftliches Vaterland machen, und 
doch hören wir immer, wenn es nicht ſo oder ſo geht, ſo gehen wir nach 
Hauſe. Von dem Augenblicke, wo der Gedanke an ein einiges Oeſterreich er— 
faßt iſt, müſſen ſolche Reden nicht geſprochen werden; ich frage Sie aber, wer 
hat votirt für die Gewalt, mit der die Ungarn ihre Anſprüche verloren haben. 
Haben Sie dafür geſtimmt, fo war auch der 8. April null; wollen wir ein 
einiges Oeſterreich, ſo kann keine Provinz Centralbehörden haben, wir müſſen 
uns auf den principiellen Standpunkt ſtellen, und da hören die Centralminiſter 
auf zu ſein, wenn jeder Landestheil Miniſter hat; wollen Sie das, ſo iſt der 
Centralminiſter, die ganze Centralregierung überflüſſig. Sie haben ſelbſt ge— 
ſagt, gegen die Nationalitätsprovinzen ſei vieles einzuwenden, allein ſie gingen 
nicht durch, damals ſtimmten Sie dagegen; alſo warum nehmen Sie die Con— 
ſequenzen eines Principes an, wenn Sie das Princip ſelbſt verwerfen, wie 
wollen Sie dem Lande die ganze Juſtizpflege überlaſſen und doch von Einheit 
ſprechen. Ich habe ſo oft gehört, daß nur Landeskinder das Bedürfniß des 
Landes kennen, ich wünſchte aber doch, genau zu unterſuchen, ob denn der 
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Böhme gar ſo verſchiedene Bedürfniſſe hat, als die Deutſchen, und dies ſelbſt 
zugegeben, ſoll deshalb die Centralregierung ſchwach ſein? 

Laſſer: Unter Juſtizpflege verſtehe ich die Formaliſirung der Reichs⸗ 
juſtizgeſetze, unter Adminiſtration die Ernennung der Beamten, ſoll dies dem 
Lande übertragen werden? Da iſt wirklich der Reichsjuſtizminiſter überflüſſig, 
denn es bleibt ihm nichts, als die Ernennung des halben Reichsgerichtes, wenn 
aber jede Reichseinheit ihre eigenen Juſtizminiſter hat, wer ernennt denn dieſe? 
Ich höre: der Monarch? alſo doch die Centralgewalt; ſollten alle Reichsein⸗ 
heiten, alſo auch Salzburg, einen eigenen Juſtizminiſter haben, da könnte ich 
ja gar Salzburgiſcher Juſtizminiſter werden und das wäre ja recht appetitlich. 
(Pinkas: Die anderen Provinzen haben ja keinen 8. April.) Allein ein Central⸗ 
juſtizminiſterium iſt eine Nothwendigkeit, alle Staaten, ſelbſt die nordamerika⸗ 
niſchen Freiſtaaten haben dies anerkannt. Der Caſſationshof könnte in Se⸗ 
nate eingetheilt ſein, um den Nationalitäten Rechnung zu tragen. — Ueber 
den 8. April will ich nicht aufregend ſprechen; aber ich frage die Herren, ob 
ſie denn bei dem Verlangen verantwortlicher Landesbehörden nicht conſequent 
alle Miniſter für das Land verlangen müßten? — dann hätten ſie aber auch 
in den öſterreichiſchen conſtituirenden Reichstag gar nicht kommen ſollen — 
per parenthesin, Hawlicek hat mir in einer vertrauten Stunde geſtanden, daß 
ſie auch nicht gekommen wären, wenn nicht der Windiſchgrätz geweſen wäre —. 
Sie ſind aber gekommen, alſo haben ſie ſich der allgemeinen Vereinbarung an⸗ 
geſchloſſen; ich hätte übrigens jene Drohung gerade von jener Seite nicht er 
wartet, welche letzthin über eine ähnliche Drohung ſo in Harniſch gebracht wurde. 

Laufenſtein erklärt ſich ebenfalls für die Laſſer'ſche Meinung, weil ſonſt 
die Centralgewalt zu locker würde. 

Goriup: Die Centraliſation der Juſtiz iſt weder bei der Centraliſation 
noch bei der Föderation weſentlich nothwendig; ich verweiſe nur auf die bisher 
beſtandene Uebung, nach welcher die erſten Inſtanzen von den Landesbehörden 
beſetzt wurden, es kommt alſo bloß auf die Ausführbarkeit und Utilitätsrück⸗ 
ſichten an, es wäre recht gut, wenn jede Provinz ihren eigenen Appellations⸗ 
und Caſſationshof hätte; allein es iſt zu koſtſpielig. 

Rieger brachte folgenden Antrag ein: „Die Regelung der Gerichtspflege 
und Gerichtsadminiſtration mit Ausſchluß der Geſetzgebung über materielles 
und formelles Recht ſei in den § 92 unter dem durch Reichsgeſetze bedingten 
Wirkungskreis der Ländergewalt aufzunehmen“. — Durch dieſen Antrag werde 
die Einheit des Reiches nicht verletzt, und doch die Handhabung der Reichs⸗ 
geſetze, z. B. die Beſtimmung über die Gerichtstage, Abhaltung der Aſſiſen 
dem Lande überlaſſen; für ſeinen Antrag ſpreche auch die im abſoluten Oeſter⸗ 
reich beſtandene Einrichtung des oberſten Gerichtshofes in Verona, der die 
Einheit Oeſterreichs nie geſtört hat. 

Hein: Ich werde mit dem Abg. Rieger nie zuſammen kommen; er ſagt, 
er ſei bereit, der Centralgewalt Zugeſtändniſſe zu machen, ich ſage, die Central— 
gewalt macht den Böhmen Zugeſtändniſſe; er meint, im März ſeien alle Pro⸗ 
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vinzen ſouverän geworden, ich frage, was iſt von der Centralgewalt den Pro 
vinzen abzutreten? er hat mich wegen des Centraljuſtizminiſters lächerlich ge— 
macht, ich ſage, er hat das Hufeiſen in den Landesbehörden gefunden und will 
dazu als Roß den Miniſter haben. Unter den verantwortlichen Landesbehörden, 
die den Böhmen zugeſagt wurden, kann ja auch ein Gouverneur, ein Präſident 
der Stände verſtanden ſein; wollen Sie denn wirklich 14 Staaten machen? 
— Des Pudels Kern iſt alſo die Verſorgung der Landeskinder; alſo 14 Vater⸗ 
länder; wird dieſes Princip angenommen, ſo verlieren offenbar dabei die 
Böhmen, dann ſind alle Straßen von heimkehrenden Landeskindern, die jetzt 
dort und da angeſtellt ſind, angefüllt. Ich will aber, daß jeder Oeſterreicher 
in jeder Provinz zu Hauſe ſein könne, ſonſt ſind wir einander Fremdlinge, 
und nicht Brüder. Was den Caſſationshof anbelangt, ſo wird derſelbe aus 
mehreren Senaten beſtehen können und die Richter müſſen halt wenigſtens 
Utraquiſten ſein. Ob die Juſtiz im Namen des Königs oder Kaiſers ausge— 
übt wird, gilt mir gleich, bei mir wird ſie im Namen des Staates ausgeübt. 
Die Richter müſſen ſorgfältig ohne Patrocinanz von Seite der Provinzen gewählt 
werden; Rieger möchte auch eine andere Jurisdictionsnorm haben; das geht 
doch zu weit; ich kann mir wohl denken, daß in einem gebirgigen Lande mehr 
Gerichte nothwendig ſind, als in einem flachen; aber die Geſetzgebung kann 
überall dieſelbe ſein, ſonſt wäre jeder in einer anderen Provinz ein Fremdling. 

Breſtel: Ich will vor allem über das Heimatsrecht ſprechen, welches 
man bei der Beſetzung der Gerichtsſtellen in Anſpruch nimmt; mein nationaler 
Standpunkt influenzirt hierbei gewiß nicht; denn auf einen Deutſchen, der 
in den flawiſchen Ländern angeſtellt iſt, kommen zehn Slawen, die in deutſchen 
Ländern angeſtellt ſind; ich habe noch nie gehört, daß jemand das Födera— 
tionsſyſtem weiter führen wollte, als es in Nordamerika geſchehen iſt und 
in Deutſchland verſucht wird, und in Deutſchland iſt jeder Deutſche auch 
Bürger jedes deutſchen Staates und kann dort angeſtellt werden, jeder alſo 
hat überall das Heimatsrecht, und ſie wollen nur Landeskinder annehmen? 
Man ſagt, es ſei gleichgültig, wenn in einer Provinz alle vier Wochen, in einer 
anderen alle halbe Jahre Aſſiſen gehalten werden; allein ebenſo lange muß 
der Beſchuldigte auf das Urtheil warten; wie, wenn ein Bewohner einer 
Provinz bei Gelegenheit einer Luſtreiſe in eine andere Provinz arretirt, und 
dort länger als zu Hauſe warten müßte, bis die Geſchworenen vielleicht ihr 
Nichtſchuldig ſprechen. Man hat erwähnt, daß die Richter die Landesſprache 
nicht kennen; gut, dem muß abgeholfen werden, aber was hat dies mit der 
gegenwärtigen Frage gemein, ich ſehe den Zuſammenhang nicht ein, ſoll die 
Gleichberechtigung der Nationen von der Juſtizpflege, die vom Centrum oder 
der Provinz ausgeht, abhängen? Man ſpricht gegen einen Caſſationshof, auch 
ich bin dagegen; denn ob man einen Caſſationshof mit mehreren Senaten 
oder mehrere Caſſationshöfe errichtet, iſt gleichgültig, das Beiſpiel von Verona 
iſt unglücklich gewählt, denn auch dieſer Gerichtshof ſtand unter dem Staats- 
rathe. Ich komme auf den 8. April. Als der Miniſter Bach jene Denkſchrift 
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über die ungariſchen Verhältniſſe, die ich nie billigen werde, verlas, haben die 
böhmiſchen Deputirten applaudirt, und von dieſem Augenblicke an hätte ich es 
mir nicht träumen laſſen, daß von dieſer Seite der S. April auch nur genannt 
wird; ich habe es gehofft, und dies wenigſtens als die einzige gute Folge jenes 
unſeligen Votums angeſehen, ich bleibe auch bei dem bäuerlichen Grundſatze, 
was dem einen recht iſt, iſt dem anderen billig, und bemerke, daß alle Argu— 
mente jener Staatsſchrift auch gegen den 8. April anwendbar find. Auch die 
Deutſchböhmen werden gegen den 8. April proteſtiren. Hier im Reichstage 
haben wir keine pactirenden Theile, das Erſcheinen der Böhmen im Reichstage 
hat den 8. April widerlegt. Die Drohung, nach Hauſe zu gehen, ſcheint po— 
pulär zu werden, und ich habe deshalb mich über die erſte Drohung ſo ſtreng 
geäußert, weil dies das ſchlechteſte Beiſpiel war, was je gegeben werden konnte. 

Vacano: Ich frage, iſt der Erlaß vom 8. April contraſignirt? (Rieger 
antwortet: Vom Miniſter Pillersdorf.) Dann werde ich den Miniſter Pillers⸗ 
dorf in Anklageſtand verſetzen; übrigens könnte der conſtituirende Landtag 
Böhmens doch keine derogirende Kraft dem Reichstage gegenüber haben. 

Cavalcabo: Wenn wir die Anſtellung der Juſtizbeamten dem Lande eine 
räumen, ſo entſteht die Beſorgniß, daß die Juſtizpflege nicht unparteiiſch wird, 
wenn verſchiedene Nationalitäten ſtreiten; es tritt dann ein ähnliches Verhältniß 
ein, wie es ehemals bei den Patrimonialgerichten war; die von der Länder⸗ 
gewalt ernannten Beamten ſind gewiſſermaßen von ihr abhängig, und doch iſt 
die Selbſtändigkeit der Richter das Nothwendigſte. 

Mayer: Ehe Sie abſtimmen, wollen Sie die Paragraphen aufſchlagen, wo 
von der Organiſirung der Gerichte die Rede iſt; dann die Paragraphen von der 
richterlichen Gewalt; gegen den Antrag Rieger's bemerke ich, daß die Anwendung 
der Reichsgeſetze nicht Landesſache, ſondern Sache des unabhängigen Richterſtan⸗ 
des iſt, über die Beſetzung der Gerichtsſtellen bloß durch Landeskinder wurde ſchon 
Genügendes erwidert, es widerſpricht auch den Grundrechten und iſt zur Wah— 
rung der Nationalität, die ebenfalls in den Grundrechten garantirt iſt, nicht 
nothwendig; meine Herren, Sie werden doch nicht geiſtige Zollſchranken errichten 
wollen? Haben Sie verſchiedenartige Gerichtsſtellen, ſo verſchwindet die Einheit 
der Geſetze; wollen Sie in einer Provinz bloß Collegial-, in der andern bloß 
Bezirksgerichte haben, ſo tritt der Koſtenpunkt hervor, und am Ende macht 
jede Provinz das, was billiger kommt. Man hat auch den Utilitätsſtandpunkt 
hervorgehoben, man müſſe die Acten ſo weit ſenden. Wir hoffen doch, daß 
unſere Communicationsmittel auch beſſer werden; übrigens glaube ich auch, daß 
man nach nationalen Gruppen mehrere Caſſationshöfe errichten könne. 

Palazky: Meine Herren, ich habe mich von der Debatte zurückgezogen, 
ſeit wir über die Organiſation des Reiches einen Beſchluß gefaßt haben; ich 
ſage offen, wir haben einen Mißgriff begangen, der ſich nicht mehr ändern 
läßt, Sie gehen von dem Standpunkte kleiner Provinzen aus, wir Böhmen 
von einem anderen Standpunkte. So können wir uns nicht verſtändigen und 
unſer Werk wird ein vergebliches ſein. Entweder machen wir eine Conſtitu⸗ 
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tion für ganz Oeſterreich oder für einen Theil davon, ich glaubte das erſtere; 
man ſagt mir, die Regierung wolle es nicht haben, nun gibt es nach meiner 
Anſicht nur zwei Möglichkeiten, entweder vereinigen ſich alle Theile für einen 
Reichstag, dann wird Ihr Standpunkt nicht ſtichhaltig ſein, oder wir werden 
mehrere unabhängige Landtage haben, dann werden die größeren für ſich tagen. 

Laſſer: Da bleibt uns nichts übrig, als nach Frankfurt zu gehen! 

Der Vorſitzende ſchritt zur Abſtimmung über das Rieger'ſche Amendement; 
daſſelbe wurde durch Stimmenmehrheit verworfen.“) 

Nach dieſem Beſchluſſe wird der 2. Punkt des Palazky'ſchen Antrages 
in den § 92 des Mayer'ſchen Entwurfes nicht aufgenommen. 


Sitzung am 31. Januar 1849. 


Es wurde die Berathung über den $ 4 des Palazky'ſchen Entwurfes forte 
geſetzt, Abg. Palazky bemerkte, er müſſe die Landesanſtalten für Wiſſenſchaft 
und Kunſt als zur Competenz der Landesgewalten gehörig erklären und über— 
haupt im Intereſſe der guten Sache und zur Erzeugung eines Wetteifers 
unter den Provinzen wünſchen, daß alle wiſſenſchaftlichen Anſtalten den Län— 
derſtellen zugewieſen werden. Dieſem Wunſche werde doch Niemand ein Sepa 
rationsgelüſte unterſchieben. Die Akademie der bildenden Künſte, das National 
muſeum in Prag habe durch das nach den Märztagen erfolgte Zurückziehen 
des Adels große Zuflüſſe und eine unentbehrliche materielle Unterſtützung ver— 
loren; dieſe Anſtalten müßten zu Grunde gehen, wenn der nächſte böhmiſche 
Landtag ſich ihrer nicht künftig annehmen würde. 

Pinkas: Ich bitte nicht zu vergeſſen, daß allen unſeren jetzigen Be 
ſchlüſſen über den Umfang der Ländergewalt die Vorausſetzung zu Grunde 
liegt, daß wir ſpäter nicht deſſen Zuweiſung an die Centralgewalt für nöthig 
erachten, woraus die Richtigkeit meiner wiederholt ausgeſprochenen Anſicht folgt, 
daß wir bei der diesfälligen Berathung einen ſchlechten Weg eingeſchlagen haben. 

Breſtel: Ich ſtelle den Antrag, zu § 92 des Mayer'ſchen Entwurfes 
sub 1 beizufügen: „ſowie die Landesanſtalten für Kunſt und Wiſſenſchaften.“ 

Dieſer Antrag wurde durch Stimmenmehrheit angenommen. 

Der Herr Vorſitzende forderte nun auf, zur Berathung über die im $ 4 
des Palazky'ſchen Entwurfes erwähnte Induſtrialgeſetzgebung zu ſchreiten. 

Palazky erklärt, ſeinen diesfälligen Antrag zur Vermeidung der Debatte 
zurückzuziehen. 

Pinkas erklärte, dieſen Antrag ſodann als den ſeinigen anzunehmen. 

Vacano: Die Induſtrialgeſetzgebung muß in allen Provinzen gleich ſein, 
ſomit der Centralgewalt vorbehalten bleiben; ſonſt würde das nothwendige 
Ineinandergreifen der induſtriellen Thätigkeit geſtört, über Meiſter- und Fabriks⸗ 


1) Die Minorität beſtand aus den Abgeordneten Böhmens, zwei Polen und zwei Dalmatinern. 
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zeichen müſſen z. B. dieſelben Normen beſtehen. Der große Unternehmer muß 
der Arbeitskräfte aller Provinzen gewiß ſein. 

Pinkas: Die Hebung der Induſtrie muß man der Provinzialgeſetzgebung 
überlaſſen; Eiferſucht, Mißgunſt könnten ſonſt auf ganze Induſtriezweige einer 
Provinz einen nachtheiligen Einfluß gewinnen, zudem ſind gewiſſe Beſtim⸗ 
mungen, als die über Lehrzeit u. ſ. w., nach dem Menſchenſchlag, Volkesanlagen 
verſchieden. 

Breſtel: Die Induſtriegeſetzgebung iſt jetzt höchſt wichtig und ſchwierig, 
ſie ſteht mit vielen ſocialen Verhältniſſen, ſo z. B. mit dem Fabriksproletariat 
in enger Verbindung, iſt daher ſchon deshalb dem Centrale zu überlaſſen. Auch 
lehrt die Erfahrung, daß faſt alle Fortſchritte und Reformen der Induſtrie in 
gewiſſen Landestheilen angefeindet worden ſind, wie z. B. alle Maſchinen. 
Eine ſolche Anfeindung iſt auf einem allgemeinen Reichstag nicht möglich 
und nur dann der Druck einer ganzen Provinz denkbar, wenn es bloß zwei 
Provinzen gäbe und die größere die kleinere drücken wollte; ſo was wird aber 
nicht bei 13 Provinzen vorkommen. Die Zollgeſetzgebung gehört doch zweifellos 
ins Centrale, ihr Einfluß auf die Induſtrie iſt bekannt. Ich mache nur darauf 
aufmerkſam, welche ſociale Uebel daraus entſtänden, wenn in verſchiedenen 
Provinzen verſchiedene Beſtimmungen über die Anzahl der Arbeitsſtunden 
beſtänden. 

Goriup: Ich will nur vom Standpunkte des Küſtenlandes bemerken, 
daß dort Induſtrialfreiheit mit dem beſten Erfolge beſtehe; wenn alſo auch 
die Induſtrialgeſetzgebung dem Centrale zugewieſen würde, ſo dürften doch 
die beſtehenden Ausnahmen nicht geändert werden. 

Vacano: Es iſt mir aus meiner Amtswirkſamkeit bekannt, daß im Küſten⸗ 
lande keineswegs volle Induſtrialfreiheit beſteht. Man muß übrigens nicht 
von der falſchen Vorausſetzung ausgehen, die Centralgeſetzgebung werde die 
Provinzialinduſtrie benachtheiligen, ihr iſt an dem allgemeinen Wohle mehr 
gelegen als oft einer Provinz. So haben z. B. 600 Nagelſchmiede Oeſter— 
reichs eine Petition um Abſchaffung der ihnen nachtheiligen, fürs Publicum 
aber nützlichen Nägelmaſchinen eingebracht, welche Petition von den Ständen 
Oeſterreichs unterſtützt wurde. Eine provinziale Induſtriegeſetzgebung würde 
zu ähnlichen Uebelſtänden führen. 

Mayer: Die Induſtriegeſetzgebung kann keiner Ländergewalt eingeräumt 
werden. Wollten wir denn wieder das alte Zunftweſen einführen? Man leſe nur 
die von Kopetz in 2 Bänden herausgegebenen öſterreichiſchen Gewerbegeſetze. Ein 
allgemeines Gewerbegeſetz iſt ein europäiſches Bedürfniß. Es ſoll deshalb keine 
Zwangsjacke über Lehrjahre, Einlage, Meiſterſtück fein, noch auch die Ertheilung 
oder Verweigerung der Conceſſionen fernerhin der Beamtenwillkür anheim geſtellt 
werden. Könnte der Fabrikant in Böhmen beſtehen, wenn dort 6 oder 8 und in 
Mähren 12 Arbeitsſtunden feſtgeſetzt wären? Werden im Reichstage nicht die In— 
tereſſen aller Provinzen ihre Vertreter finden? Mein Vater iſt jetzt Tuchmacher, 
ich komme aus einer Fabrikſtadt und kenne die Uebel des Spießbürgerthums und 
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muß im Intereſſe meiner Provinz gegen die Zuweiſung der Induſtriegeſetz— 
gebung an die Ländergewalt auf das entſchiedenſte proteſtiren. Die Induſtrie— 
und Zollgeſetzgebung ſind unzertrennbar. Vom Centrale hat man nicht die 
Auswüchſe des Zunftweſens zu fürchten. Wollen wir nicht zwiſchen den öſter— 
reichiſchen Provinzen Zollſchranken errichten, ſo muß die Induſtriegeſetzgebung 
in ganz Oeſterreich nach gleichen Principien geregelt werden. 

Palazky: Ich kann mich nicht genug darüber wundern, daß Männer, 
welche bisher als Vertheidiger der Freiheit und der Demokratie erſchienen, nun 
einen andern Weg einſchlagen. Im Abſolutismus hielt man den Reſidenz— 
verſtand für einen ſpecifiſch höheren als den Provinzialverſtand; ebenſo ſoll 
nach der Meinung der gedachten Herren der Reichstagsverſtand ein höherer 
als der Landtagsverſtand ſein. Ich glaube, daß, wenn in der Provinz nur 
Imbecillitäten ſich befinden, der Reichstag eine Summe von Imbecillitäten bilden 
werde. Ich proteſtire gegen obiges Raiſonnement. Die Glasfabrikation iſt z. B. 
ein wichtiger Zweig der böhmiſchen Landesinduſtrie; wollte ſie Böhmen heben, ſo 
könnte die Centralgewalt, durch feindſelige Elemente bearbeitet, dies verhindern. 

Pinkas: Auch ich kann meine Verwunderung über den von Palazky ſo— 
eben gerügten Capacitätencenſus nicht unterdrücken. Wer die Demokratie will, 
muß ſie für alle und muß auch ihre Conſequenzen wollen. Die Beſeitigung 
eines wuchernden Zunftweſens oder anderer Uebelſtände überlaſſe man dem 
Centrale, alles dagegen, was die Landesinduſtrie zunächſt angeht, gehört ins 
Reſſort der Provinzialautonomie. Da auch die Provinzialgeſetze der Sanction 
des Landesfürſten unterliegen, ſo können dieſelben dem allgemeinen Wohle kaum 
Gefahr bringen, wohl aber z. B. ein Centralgeſetz die böhmiſche Leineninduſtrie 
ſo beeinträchtigen, daß ihr die holländiſche Leinwand den Rang ablaufen konnte. 
Bedenken Sie, meine Herren: England verdankt den Aufſchwung ſeiner In 
duſtrie zunächſt der freien Entwickelung derſelben. 

Hein: Es war ein Glück für Frankreich, daß es vor ſeiner Revolution 
bereits centraliſirt war, und iſt ein Unglück für Oeſterreich, daß wir uns (we— 
nigſtens bisher) auf dem Irrwege der Föderation befinden; auf dieſem Wege 
wird kaum die Perſonalunion der öſterreichiſchen Provinzen übrig bleiben. Ich 
höre hier nur immer die provinziellen Verſchiedenheiten geltend machen; ich 
frage aber, welche Induſtrie ſteht höher, die Oeſterreichs oder die des centra— 
liſirten Frankreichs. j 

Ich hoffe, der Reichstagsverſtand werde als die größere Summe der In— 
telligenzen in der Folge größer ſein, als der Provinziallandtagsverſtand. Zwar 
ſpricht der heutige Beſchluß der Kammer, womit ſie durch Subſtituirung des 
Wortes Gemeindeordnungen für Gemeindegeſetz einige tauſend Gemeinderepu— 
bliken ſtiftete, wenngleich Oeſterreich dabei unter der Hand verloren geht, nicht 
ſehr für den Reichstagsverſtand; zum Glück war ich in der Minorität.!) 


1) In der Reichstagsſitzung vom 31. Januar bei der Debatte über die Grundrechte hatte 
der ezechiſche Abg. Jonak den Antrag geſtellt, daß die Freizügigkeit nicht durch ein allgemeines 
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Laſſer: Ich bin auch der Meinung Hein's, daß die Freiheit und Gleichheit 
durch den heutigen Kammerbeſchluß beſchränkt würde. Die Intelligenz iſt nicht 
endemiſch, ſondern ſporadiſch, nicht die numeriſche Majorität, ſondern der ver 
nünftige Wille macht das demokratiſche Element aus. Die Salzburger brachten 
eine Rieſenpetition gegen Gewerbefreiheit ein, gegen welche ſich der Landtag 
kaum erwehren könnte. 

Breſtel: Ich muß mich zuerſt gegen den Vorwurf der Inconſequenz 
verwahren und glaube, daß der Wunſch einer mehr oder minder ſtarken Central 
gewalt noch kein Maßſtab der demokratiſchen Geſinnung ſei. Wird einmal 
politiſches Leben in Oeſterreich herrſchen, dann wird auch im Reichstage die 
Elite der Capacitäten des ganzen Reiches zu finden ſein. In den Landtagen 
werden dagegen durchgefallene Reichstagscandidaten und vielmehr mittelmäßige 
Talente wirken, ſomit auch kleinliche ſpießbürgerliche Intereſſen ihre Vertreter 
finden. Die Zollgeſetzgebung und ein ſorgfältiger Volksunterricht heben am 
meiſten die Induſtrie. Der böhmiſchen Leineninduſtrie haben nicht die Centrale 
gewalt, wohl aber die amerikaniſchen Revolutionen, die Maſchinen und die 
Unterbrechung des diplomatiſchen Verkehrs mit Spanien geſchadet. 

Mayer: Da ich in dem bekannten Sumpfe ſitze, ſo muß ich wohl auf den 
Ruhm, ein Demokrat vom reinſten Waſſer zu ſein, verzichten. Es wird Niemand 
verkennen, daß der Reichstag höhere und allgemeinere Intereſſen zu vertreten 
hat, als der Landtag. Die böhmiſche Induſtrie hob ſich und beſteht durch 
die Güte des dortigen Materials von ſelbſt — ganz gleiche Geſetze in Mähren 
brachten weder die Glas- noch die Eiſeninduſtrie ſo weit. 

Fiſchhof: Ich will nur bemerken, daß man auf das kaiſerliches Veto 
zur Verhinderung nachtheiliger Landtagsbeſchlüſſe durchaus nicht rechnen dürfe; 
das darf im geregelten Staate kaum einmal in einem Decennium vorkommen. 

Vacano: Die böhmiſche Eiſeninduſtrie war bisher gerade durch die 
ſchlechte Provinzialgeſetzgebung gehemmt. Der Induſtrielle iſt in ſeinem Fache 
Kosmopolit, Beſchränkungen wirken in dieſem Fache ſtets nachtheilig. 

Kautſchitſch: So wie die kirchliche Infallibilität nur dem Collegium der 
Biſchöfe unter dem Vorſitze des Papſtes zukommt, ebenſo kann man die polis 
tiſche Infallibilität eher dem Reichs- als dem Landtage einräumen. Der heutige 
Kammerbeſchluß bezüglich der Gemeindeordnungen hat Oeſterreich nicht bloß 
in die vormärzliche Zeit, ſondern bis vor den 5. Mai 1789 zurückgeſetzt. Vor 
dieſer Zeit war Frankreich noch nicht centraliſirt und daſſelbe Geſetz, das 
heute bei uns durchging, machte es arm; in Folge deſſelben wurden jährlich 
50000 Bettler, bis unter dem Miniſterium Calonne die Provinzialſchranken 
für Getreide fielen. 

Ich bedauere jetzt alle, die noch unverſorgte Kinder haben. 


Gemeindegeſetz, ſondern durch Gemeindeordnungen, welche jede Gemeinde ſelbſtändig feſtſtellen 
kann, geregelt d. h. beſchränkt werde, und zur Begründung des Antrages den Satz ausge— 
ſprochen: „Ich will die freie Gemeinde in Gottes Namen ſo haben, als eine Gemeinderepu— 
blik.“ Der Antrag ging mit 176 gegen 136 Stimmen durch. 


Die Induſtrialgeſetzgebung wird der Ländergewalt abgeſprochen. N 


Pinkas: Mein Antrag geht nur dahin, daß die Induſtrialgeſetze in den 
einzelnen Provinzen den dortigen Verhältniſſen adaptirt werden. Ich behaupte 
übrigens keineswegs, allein den heiligen Geiſt über mir zu haben, wünſche 
aber, daß er über uns allen ſchwebe, wenn wir abſtimmen. 

Der nun zur Abſtimmung gebrachte Antrag, daß die Induſtrialgeſetzgebung 
den Landesverwaltungen überlaſſen werde, blieb in der Minorität. 

Der Abg. Ziemialkowsky ſtellte nun den Antrag, daß der Nr. 7 des 
$ 91 beigefügt werde: die Umlage der auf das Land entfallenden Reichsſteuer. 

Damit erklärt ſich Vacano einverſtanden. 

Breſtel: Ich bin gegen dieſen Antrag, denn wo ein ordentlicher Kataſter 
beſteht, dort ſind die Principien über Vertheilung der Grundſteuer feſtgeſtellt, 
da hat die Provinzialgewalt nur die Einhebung aller, keine Umlegung dieſer 
Steuer. Anders iſt es freilich, wo noch kein definitiver Kataſter beſteht. 
Ebenſo müſſen auch über die Einkommenſteuer allgemeine Grundſätze beſtehen. 

Gobbi: Da es viele Arten von Steuern gibt, ſo machen es doch die 
Specialitäten der Provinzen wünſchenswerth ihnen die Umlegung zu überlaſſen. 

Palazky: Die nicht freien öſterreichiſchen Provinzen hatten bis jetzt das 
Steuerbewilligungsrecht, welches man ihnen jetzt, wo ſie frei geworden ſind, 
beſtreiten will. Das Landescreditweſen, dann die Berückſichtigung der durch 
Elementarereigniſſe eintretenden Contributionsunfähigkeit erheiſchen es, die 
Steuerumlegung den Provinzen zu überlaſſen. 

Ziemialkowsky: Obwohl die Grundſteuer nach beſtimmten Grund— 
ſätzen bei uns beſteht, ſo überließ man doch bisher nicht bloß deren Einhebung, 
ſondern auch die Umlegung den Provinzialſtänden. 

Goriup erklärt, die Anſicht Breſtel's zu theilen. 

Laſſer: Der Ausdruck Umlage iſt zu unbeſtimmt und kann leicht miß— 
deutet werden. Verſteht man darunter bloß die Einhebung, ſo iſt dies keine 
geſetzgebende, ſondern eine Verwaltungsmaßregel, die dann nicht in den $ 91 
gehört. Die Beſtimmung über die Art der Erfüllung der Tributpflichtigkeit 
kann nicht der Provinzialgewalt überlaſſen werden. 

Hein: Wir müſſen uns die Sache klar machen, ſonſt disputiren wir ins 
Blaue hinein. Wollte man jedem Landtage das Steuerbewilligungsrecht ein— 
räumen, ſo wäre der Reichstag diesfalls eine Null. Die directen Steuern, 
als Einkommen⸗, Grund- und Erwerbſteuer, müſſen einen feſten Maßſtab haben, 
der die Umlage von Seite der Provinzialgewalten ausſchließt. 

Mayer: Die altöſterreichiſchen Provinzen hatten allerdings das Steuer— 
bewilligungsrecht. Die Ausübung deſſelben war eigentlich der Anfang unſerer 
jetzigen Bewegung. 

Das Steuerbewilligungsrecht muß jetzt Reichsſache ſein. Die directen und 
indirecten Steuern müſſen einen feſten Maßſtab haben. Die Subrepartition 
der erſteren wird jedoch Provinzial, Kreis- und Gemeindeangelegenheit werden. 

Der nun zur Abſtimmung gebrachte Antrag Ziemialkowsky's blieb in der 
Minorität. 
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Hein ſtellte nun den Antrag, die Miniſter zu den weiteren Berathungen 
über die Conſtitution einzuladen, um ihre diesfälligen Anſichten zu benutzen 
und damit die Vereinbarung mit der Krone zu erleichtern. 

Dieſem Antrage trat der Abg. Pinkas mit der Bemerkung entgegen, es 
wäre wider die Würde des Reichstages ſowohl als des Conſtitutionsaus⸗ 
ſchuſſes, wenn man ſich durch die Anſichten der Miniſter leiten und ſich ſomit 
eigentlich von ihnen einen Conſtitutionsentwurf ausarbeiten ließe; die Verein⸗ 
barung mit der Krone habe wohl nach der dritten Leſung der Conſtitution, nicht 
aber ſchon bei der Verfaſſung und Berathung des Entwurfes zu geſchehen. 
Er ſtelle vielmehr den Antrag, daß während der kurzen Abweſenheit des Herrn 
Präſes und Berichterſtatters Mayer das Kapitel, welches vom Kaiſer handle, 
berathen werde. 

Dieſer Anſicht waren auch die Herren Palazky, Fiſchhof und Breſtel, 
letzterer mit der Bemerkung, daß er nicht dagegen wäre, die Miniſter infor⸗ 
mativ zu vernehmen, wie es der Finanzausſchuß zu thun pflegt. 

Abg. Hein nahm hierüber ſeinen Antrag unter der Bedingung zurück, 
daß der des Abg. Pinkas angenommen werden ſollte, für dieſen letzteren 
Antrag entſchied ſich ſohin die Majorität. 
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An der Tagesordnung war zu Folge Beſchluſſes der Sitzung von 31. Ja⸗ 
nuar die „Debatte über das Kapitel vom Kaiſer“. 

Palazky theilte, in Abweſenheit des Berichterſtatters Mayer, als Bericht— 
erſtatter Nachſtehendes mit: 

Als bereits im Monate Auguſt v. J. in der Fünfercommiſſion über die 
heut in Frage ſtehenden Grundſätze debattirt wurde, wurde zuerſt mir die 
Aufgabe zu Theil, einen Entwurf vorzulegen. Nachdem ich derſelben ent— 
ſprochen, und der Commiſſion einen ſolchen vorgelegt hatte, der cirfulirte, 
wurde beſchloſſen, daß Jeder von uns Fünfen einen ſolchen vorlege, und nun 
theilte Dr. Gobbi mir und Mayer ſeinen Entwurf mit, — auf Grundlage 
der beiden vorerwähnten Entwürfe arbeitete Dr. Mayer an einem dritten Ent⸗ 
wurfe, den er uns beiden Anfangs November v. J. mittheilte. 

Nach einigen zwiſchen uns Drei abgehaltenen Conferenzen näherte ſich 
derſelbe wohl etwas unſeren Anſichten; ich ſah mich aber nach allſeitig gepflo— 
gener Verſtändigung veranlaßt einen zwiſchen uns vereinbarten Entwurf vor— 
zulegen, in welchem ich namentlich im Kapitel: „Von der Reichscentralgewalt“ 
Dr. Gobbi's Andeutungen beachtete. Smolka und Goldmark hatten keinen 
Entwurf vorgelegt. In der neueſten Zeit ließ Dr. Mayer ſeinen mit uns 
nicht vereinbarten Entwurf lithographiren. 

Ich frage nun, ob Sie ſeinen Entwurf oder den von der Fünfercom— 
miſſion vereinbarten, gleichfalls lithographirten Entwurf, welcher ſohin keines— 
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wegs als Minoritäts⸗ ſondern als Majoritätsvotum derſelben erſcheint, Ihrer 
Debatte zum Grund legen wollen? 

Nachdem Gobbi die volle Richtigkeit obiger Angaben beſtätigt hatte, meinte 
der Vorſitzende deſſenungeachtet von einem vorgeſtern bereits gefaßten Beſchluſſe 
nicht abgehen zu können, nach welchem der Mayer'ſche Entwurf der Debatte 
zum Grunde zu legen iſt. Das war auch die Anſicht Breſtel's und der nach 
Normen einer Abſtimmung neuerlich ausgeſprochenen Majorität, wonach der 
$ 15 des Mayer'ſchen Entwurfes verleſen wurde.!) 

Palazky, der den Inhalt dieſes Paragraphen im $ 11 ſeines Entwurfes 
aufgenommen hat, macht darauf aufmerkſam, daß derſelbe aus der octroyirten 
Conſtitutionsurkunde vom 25. April ) abgeſchrieben worden ſei. 

Gobbi wünſchte ſtatt „nach dem Grundſatze“ — „nach den Beſtimmungen“ 
geſetzt zu ſehen, und ſtellte erſt im Verlauf der Debatte das vor der Abſtimmung 
wieder zurückgenommene Amendement: „Die verfaſſungsmäßigen Gewalten 
des Kaiſers von Oeſterreich ſind im Hauſe Habsburg-Lothringen nach den in der 
pragmatiſchen Sanction vom 19. April 1713 feſtgeſetzten Grundſätzen erblich.“ 

Rieger, der den Ausdruck „Krone“ nicht auf eine Würde bezieht, ſondern 
figürlich für Erblichkeit gebraucht anſieht, ſtellt das Amendement: „Die Krone 
des Kaiſerthums Oeſterreich iſt nach dem in der pragmatiſchen Sanction vom 
19. April 1713 über die Thronfolge enthaltenen Grundſatze in dem Hauſe 
Habsburg⸗Lothringen erblich.“ 

Ziemialkowsky meint, die Berufung auf die pragmatiſche Sanction 
wäre hier entweder gänzlich wegzulaſſen; oder es wären deren Beſtimmungen 
in die Conſtitution aufzunehmen; denn in Galizien ſei deren Inhalt wenig 
oder gar nicht bekannt, ebenſowenig in Dalmatien. Sein Amendement lautet: 
„Es wäre die Berufung auf die pragmatiſche Sanction wegzulaſſen und der 
darin vorkommende Erbfolgegrundſatz hier anzuführen.“ 

Derſelben Anſicht iſt auch Laufenſtein, indem man hier ohnedies ein 
neues Geſetz mache, und die Berufung auf die Sanction nur Zweifel errege. 

Vacano meint, der Ausdruck: „Kaiſerkrone“ müſſe beibehalten werden; 
ſonſt ſage man gleich „die Kronen.“ An der Erbfolgeordnung könne der Aus— 
ſchuß nichts ändern; man citire übrigens die pragmatiſche Sanction der Kürze 
wegen, und dies um ſo mehr, als gerade hierdurch auch in Galizien und Dal— 
matien dies Erbfolgegeſetz zur zweifelloſen Geltung kommen werde, und man 
ſage nur „nach den Beſtimmungen.“ Sein Amendement lautet: „Die öſter— 
reichiſche Kaiſerkrone iſt nach den Beſtimmungen der pragmatiſchen Sanction 
vom 19. April 1713 im Hauſe Habsburg⸗-Lothringen erblich.“ 

Palazky ſpricht ſich gegen den Ausdruck „nach den Beſtimmungen“ aus; 
denn über die pragmatiſche Sanction habe man viele Jahre verhandelt, am 


1) 8 15: Die öſterreichiſche Kaiſerkrone iſt nach dem Grundſatze der pragmatiſchen Sanc⸗ 
tion vom 19. April 1713 im Hauſe Habsburg⸗-Lothringen erblich. 

2) Die octroyirte Verfaſſung vom 25. April wurde am 16. Mai zurückgezogen und 
ein conſtituirender Reichstag einberufen. 
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19. April 1713 ſei ſie noch lange nicht abgeſchloſſen geweſen, nach viel ſpäteren 
Landtagsbeſchlüſſen Ungarns und Böhmens ſei ſie erſt in Wirkſamkeit getreten. 
Gebrauche man daher den obigen Ausdruck, ſo unterzeichne man nicht nur jene 
Urkunde, ſondern auch Beſtimmungen der Sanction, welche keineswegs für ewig, 
ſondern nur für jene damalige Zeit feſtgeſetzt worden ſeien. Auch 

Kautſchitſch meint, jener Ausdruck könne zu weit ausgedehnt werden, 
und damit man es deutlich erkenne, daß man aus jener Urkunde hier gar 
nichts aufnehmen wolle, als die Erbfolgeordnung, ſtelle er das Amendement: 
„Die Krone des Kaiſerthums Oeſterreich iſt nach dem in der pragmatiſchen 
Sanction vom 19. April 1713 ausgeſprochenen Erbfolgegrundſatze im Hauſe 
Habsburg⸗Lothringen erblich.“ 

Cavalcabo's Antrag geht dahin: „Wenn ſich auf die pragmatiſche 
Sanction bezogen werden will, ſo ſoll auch dieſe Sanction jetzt oder ſpäter 
der Berathung unterzogen und ausdrücklich beſchloſſen werden, welche Be— 
ſtimmungen der pragmatiſchen Sanction von dieſem Ausſchuſſe zum Geſetze 
erhoben werden wollen.“ 

Denn, wie er glaube, werde jene Urkunde durch Citation zu einem Be— 
ſtandtheile der Conſtitution erhoben, man müſſe daher ihre Beſtimmungen 
kennen und ſpeciell durchdebattiren. Sie ſei nicht bei Handen, ſo verſchiebe 
man die Debatte darüber. 

Breſtel äußert ſich, daß es ihm ganz gleichgültig ſei, ob man von einer 
oder mehreren Kronen ſpreche. Was die pragmatiſche Sanction betreffe, ſo 
handle es ſich hier nicht um die Auslegung derſelben, es werde nur auf ſie 
als ein älteres Geſetz hingewieſen, und man könne ſich eine Debatte hierüber 
füglich erſparen. Er amendirt: „Die öſterreichiſche Kaiſerkrone iſt nach dem 
in der pragmatiſchen Sanction vom 19. April 1713 enthaltenen Thronfolge⸗ 
geſetze im Hauſe Habsburg-Lothringen erblich.“ 

Palazky macht als Berichterſtatter noch einmal darauf aufmerkſam, daß 
man dieſen Paragraph aus der octroyirten Verfaſſungsurkunde, ohne darüber 
weiter zu debattiren, abgeſchrieben habe, daß ſich auf die beſprochene Urkunde die 
Titel der öſterreichiſchen Anſprüche auf Venedig, Kroatien, Slawonien u. ſ. w. 
gründen, daß man, wenn man ſie hier durchdebattiren wollte, auch ganze 
Bände von Beſtimmungen durchdebattiren müßte, die ſich auf ſie beziehen, 
daß übrigens in dieſer Urkunde nicht nur die Erbfolgeordnung, ſondern auch 
die Einheit der Monarchie ausgeſprochen werde, (Zuſammenhang der Länder 
indivisibiliter et inseparabiliter), ſohin die Tragweite dieſes Paragraphen eine 
ſehr große ſei. Man möge ihn annehmen, wie er hier ſtehe. 

Der Vorſitzende bemerkt, bevor er zur Abſtimmung ſchreitet, daß er den 
gegenwärtig auf Urlaub befindlichen Vorſtand des Ausſchuſſes, Abg. Feifalik, 
wiederholt darauf aufmerkſam gemacht habe, eine authentiſche Abſchrift der ganzen 
Sanction beizuſchaffen, worauf Palazky erinnert, daß ſich eine derlei in dem 
Kalender Auſtria vom Jahre 1849 vorfinde, den er hier im Beſitz habe und 
auf allfälliges Verlangen zur Einſicht vorlegen könne. 
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Die Amendements Ziemialkowsky, Cavalcabo, Vacano, Breſtel, Rieger und 
Kautſchitſch wurden zur Abſtimmung gebracht, blieben aber in der Minorität. 

Der von der Fünfercommiſſion (Entwurf Mayer) vorgelegte Text wurde 
nach dem Ausſpruche der Majorität ſohin ganz unverändert beibehalten. 


8 161) 
wurde abgeleſen. 

Palazky brachte jedoch zur Kenntniß, daß nach ſeiner reſp. der Majorität 
der Fünfercommiſſion Anſicht nunmehr der Inhalt des § 12 ſeines Entwurfes ) 
in Debatte gezogen werden müſſe, den Mayer erſt im S 32 ſeines Entwurfes 
aufgenommen habe. 

Ueber dieſe Bemerkung meinte der Vorſitzende dennoch über den §S 16 
des Entwurfes debattiren laſſen zu müſſen, weil die Ordnung der ſämmtlichen 
Paragraphe ſpäter feſtgeſtellt werden könne. 

Nach der Anſicht Breſtel's wurde der $ 32 des Mayer'ſchen Entwurfes 
per majora als 


$ 15 (b) in den Mayer'ſchen Entwurf 


eingeſtellt, und in Debatte gezogen. 

Palazky beantragt, daß man die negative Faſſung dieſes Paragraphen 
in eine poſitive Form bringen, und ſagen ſolle: „Die dem Kaiſer zuſtehenden 
Rechte und Gewalten werden durch die Conſtitution, und die in Kraft der— 
ſelben gegebenen Geſetze beſtimmt,“ 

welchem Antrage ſich auch Laſſer, Pfretſchner und Pinkas anſchließen wollten. 

Laſſer wünſchte dieſen Paragraph in der letzterwähnten Form auch vor 
den bereits durchdebattirten und angenommenen § 15 geſetzt zu ſehen. Die 
Citirung künftig zu erlaſſender Geſetze halte er für bedenklich, weil dadurch 
die gegenwärtigen außer Kraft geſetzt werden. Den Ausdruck „beilegen“ in 
dem vorliegenden Entwurfe hält er für unverſtändig. 

Breſtel meint, daß frühere und hierher bezügliche Geſetze allerdings Kraft 
verlieren. Die dem Kaiſer zuſtehende Gewalt ſchreibe ſich nur aus dieſer 
Conſtitution her; er amendirt: „Die dem Kaiſer zuſtehenden Rechte und Ge— 
walten ſind durch die Conſtitution feſtgeſtellt.“ 

Vacanso ſpricht ſich für den Entwurf aus; denn das Verfaſſungsgeſetz 
werde wohl auch Ausnahmsgeſetze zulaſſen. Durch ſie werden dem Kaiſer 
auch noch andere Gewalten zugetheilt werden, auf dieſe wurde hier hingedeutet. 

Goldmark iſt für das Breſtel'ſche Amendement; denn die kaiſerlichen 
Rechte und Gewalten müſſen eben nur in der Conſtitution beſtimmt ſein, jener 


1) $ 16. Die Perſon des Kaiſers iſt geheiligt und unverletzlich; er iſt für die Ausübung 
der Regierungsgewalt unverantwortlich. 

2) Der § 12 des Palazky'ſchen Entwurfes lautete: der Kaiſer hat keine andere Gewalt als 
welche ihm die Verfaſſung und die in Kraft derſelben gegebenen Geſetze beilegen. Der § 32 
des Mayer'ſchen Entwurfes iſt mit dem § 12 Palazky's identiſch. 
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Zwiſchenſatz: „und die Kraft derſelben gegebenen Geſetze“ ſei, wenn nicht une 
richtig, doch ganz überflüſſig. Derſelben Anſicht iſt auch 

Goriup, der alle Gewalt des Kaiſers nur aus der Conſtitutionsurkunde 
entſpringend annimmt, und bemerkt, daß eben dieſe Urkunde ſelbſt fiir all 
fällige Ausnahmsgeſetze normgeltend ſein müſſe. 

Rieger, welcher der Anſicht iſt, daß unter dem Ausdruck „Gewalt“ nur 
die „Regierungsgewalt“ verſtanden ſei, iſt für die Aufnahme jenes Zwiſchen— 
ſatzes; denn er finde ſich auch in der belgiſchen Verfaſſung vor, und weniger 
Rechte als in jener Verfaſſung könne man dem Kaiſer wohl nicht einräumen. 
Er ruft die Kammerverhandlungen über den § 1 des Grundrechtenentwurfs 
ins Gedächtniß, und führt als ein Beiſpiel von derlei Geſetzen den Fall an, 
irgend ein Reichstag würde der Dringlichkeit halber einmal dem Kaiſer die 
unbedingte Abſchließung eines Handelsvertrages überlaſſen, und derlei Fälle 
können ſich öfters ereignen. Sein Amendement lautet: „Dem Kaiſer ſteht 
nur jene Regierungsgewalt zu, welche ihm dieſe Verfaſſung und die in Ge— 
mäßheit derſelben gegebenen Geſetze beilegen.“ 

Breſtel beſteht auf dem von ihm gemachten Unterſchiede zwiſchen „Rechten“ 
und „Gewalten“, denn wenn ihm z. B. die Verleihung von Titeln u. dgl. zu⸗ 
geſtanden werde, fo ſei dies ein Recht und keine Gewalt. Jener Zwiſchenſatz 
müſſe aber jedenfalls hinwegbleiben; denn auch, wenn Ausnahmszuſtände ein⸗ 
treten, könne die Gewalt nur in Folge dieſer Conſtitution ausgeübt werden; 
ſonſt ſei die ganze Freiheit keinen Schuß Pulver werth! 

In dem von Rieger angeführten Beiſpiele würde ein Reichstag nur ſchon 
im vorhinein ſeine Zuſtimmung zu einem vom Kaiſer abzuſchließenden Handels- 
vertrage ertheilen; zu der geſetzgebenden Gewalt komme hier nichts Neues. 
Statt des Schlußwortes: „beilegen“, habe er: „feſtgeſtellt“ geſetzt. Es ſei 
glimpflicher und drücke ungefähr daſſelbe aus. 

Kautſchitſch ſtellt das Amendement: „Die Gewalt des Kaiſers iſt durch 
die Conſtitution und die in Kraft derſelben gegebenen Geſetze feſtgeſetzt.“ 

Denn, nehme man Rieger's Amendement an, ſo ertheile man dem Kaiſer 
keine Gewalt im gehörigen Umfange, ſondern nur eine Regierungsgewalt, nur 
eine Theilnahme am Gouvernement! 

Er müſſe eben eine Theilnahme an der Geſetzgebung, ein „Veto“ haben. 

Alles dies liege im Ausdrucke: „Die Gewalt“, worunter auch die Rechte 
mit begriffen ſeien, und die ſich auf „Herrſchen“ und „Gouverniren“ zu— 
gleich beziehe. 

Rieger bleibt bei ſeiner Anſicht und führt als ein anderes Beiſpiel von 
derlei Geſetzen den Fall an, wenn irgend ein Reichstag z. B. den Orden der 
Ehrenlegion einführen wollte, welchen der Kaiſer zu verleihen habe. Das 
Recht hierzu werde dem Kaiſer doch ſicher nur in Folge eines nachgefolgten Ge 
ſetzes (Reichsgeſetzes) zuſtehen. 

Cavalcabo ſpricht ſich für Palazky's Amendement aus und theilt die 
Beſorgniſſe Breſtel's in Anſehung „nachfolgender Geſetze“ auch darum nicht, 
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weil man eben in der Conſtitution weiter vorſehen werde, daß Geſetze, welche 
Aenderungen in der Verfaſſung hervorrufen, nur unter beſonderen Vorſichten 
erlaſſen werden dürfen. 

Breſtel unterſcheidet deſſenungeachtet nicht zwiſchen Rechten und Ge— 
walten des Kaiſers; denn auch die Exequirung von Geſetzen, welche im zweiten 
Beiſpiele Rieger's vorkomme, ſei nicht Recht, ſondern Pflicht des Monarchen. 
Derſelbe habe z. B. die Pflicht, die Soldaten zum Liniendienſte auf ſechs Jahre 
auszuheben, wenn der Reichstag dieſe Aushebung beſchloß; ebenſo, wie auch 
dieſe Soldaten aus dem Grunde hierzu verpflichtet, dienſtpflichtig ſeien. 

Gobbi amendirt noch: „Der Kaiſer hat keine anderen Rechte und Ge— 
walten, als jene, welche ihm durch die Conſtitution, und durch die auf Grund— 
lage der Conſtitution erlaſſenen Geſetze verliehen ſind.“ 

Palazky wünſcht den Zwiſchenſatz in Anſehung der Geſetze ſchon aus 
dem Grunde beibehalten zu ſehen, quia superflua non nocent. Man ertheile 
dem Kaiſer einmal die vollziehende Gewalt, wolle man keine derlei nachfolgen- 
den Geſetze zugeben, fo könne es ſich einmal ereignen, daß von der Admini— 
ſtration unter dem Scheine des Geſetzvollzuges etwas verordnet, und dem 
Kaiſer ein derlei Recht zum Nachtheile der Volksrechte untergeſchoben werde. 
Ebenſo möge man auch Rechte und Gewalten des Kaiſers annehmen, es 
ſchade nicht im Geringſten. 

Es wurde nun zur Abſtimmung geſchritten, und Breſtel's Amendement 
mit Majorität angenommen. 

In der Minorität ſtimmten Pinkas, Palazky, Gobbi, Cavalcabo, Laſſer, Rie 
ger und Pfretſchner, wonach $ 15 b des Entwurfes zu lauten hätte: „Die dem 
Kaiſer zuſtehenden Rechte und Gewalten ſind durch die Conſtitution feſtgeſtellt.“ 


Es folgte nun die Berathung über $ 16 des Mayer' ſchen Entwurfes. 


Ziemialkowsky ſieht hierbei nicht ein, was für ein Unterſchied zwiſchen 
„geheiligt“ und „unverletzlich“ beſtehe. Man werde doch nicht etwa unter dem 
erſteren Worte: „von Gottes Gnaden“ verſteckt halten. Er ſtelle den Antrag: 
„Es habe das Wort „geheiligt“ aus dieſem Paragraphen hinwegzubleiben.“ 

Palazky bemerkt, daß das Wort „geheiligt“ nur eine moraliſche Une 
verletzlichkeit ausdrücke; daher man ſelbes auch in allen europäiſchen Con— 
ſtitutionen finde. Auch in ſeinem Entwurfe ($ 13) fei es aufgenommen. 

Laufenſtein meint, eben darum liege ja dieſes Wort ſchon im Begriffe 
„unverletzlich“ und könne wegbleiben. Die Stiliſirung des Paragraphen im 
Palazky'ſchen Entwurfe ziehe er übrigens vor, ſie ſei mehr deutſch. 

Breſtel gibt wohl die Tautologie zwiſchen beiden Worten zu, iſt aber 
doch für deren Beibehaltung. 

Goldmark erinnert, er habe ſich ſchon in der Fünfercommiſſion gegen 
das Wort „geheiligt“ ausgeſprochen. Er müſſe ſich hier wieder dagegen aus— 
ſprechen, weil das ein rein kirchlicher Begriff ſei, auch das Wort: „geheiligt“ 
nicht einmal in der preußiſchen Verfaſſung vorkomme. 
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Halter wünſchte ſtatt „geheiligt“ — „heilig“ geſetzt. 

Laſſer wünſchte, wenn beide Worte ſchon tautologiſch ſeien, eher noch 
das Wort „unverletzlich“ hinweggelaſſen, als dieſes Wort. 

Nach der Abſtimmung blieb Ziemialkowsky's Antrag in der Minorität, 
nur wurde nach dem ſtiliſtiſchen Amendement Pfretſchner's am Schluſſe des 
von der Majorität angenommenen Paragraphen nach dem Entwurfe Mayer 
ſtatt „unverantwortlich“ — „nicht verantwortlich“ geſetzt; daher $ 16 zu lauten 
hätte: „Die Perſon des Kaiſers iſt geheiligt und unverletzlich, er iſt für die 
Ausübung der Regierungsgewalt nicht verantwortlich.“ 


$ 17 des Mayer'ſchen Entwurfes.“ 


Ziemialkowsky meint, es handle ſich hier um die Frage, ob dieſe 
Verfaſſung einer Sanction bedürfe oder nicht? Ertheile man dem Kaiſer die 
Macht ſie zu ſanctioniren, ſo müſſe man ihm auch die Macht zugeſtehen, die 
Sanction zu verweigern. Er ſtelle den Antrag: „In dieſem Paragraphen ftatt 
des Wortes: „Sanction“ — „Annahme“ zu ſetzen.“ 

Laſſer beantragt in ſtiliſtiſcher Hinſicht ſtatt „dieſer Conſtitutionsurkunde“ 
— „dieſer Conſtitution“ zu ſetzen. 

Goldmark beantragt gleichfalls in ſtiliſtiſcher Hinſicht am Schluſſe dieſes 
Paragraphen ſtatt „den Eid auf die Verfaſſung“ — „den Eid auf die Con- 
ſtitution“ zu ſetzen. 

Nach der Abſtimmung wurden die Anträge Ziemialkowsky und Laſſer mit 
Majorität angenommen. 

Goldmark's Antrag blieb in der Minorität. Der $ 17 im Entwurfe lautet 
ſohin: „Der Kaiſer legt nach erfolgter Annahme dieſer Conſtitution, und jeder 
Nachfolger unmittelbar nach ſeinem Regierungsantritte vor dem verſammelten 
Reichstage den Eid auf die Verfaſſung ab.“ 

Cavalcabo ſtellt nunmehr den Antrag: „Daß auch die Eidesformel, 
welche der Regent zu ſchwören hat, hiervon nach $ 17 in die Conſtitution 
aufzunehmen ſei.“ 

Dieſer Antrag blieb jedoch nach der vom Vorſitzenden gehaltenen Umfrage, 
ob gegenwärtig ſchon hierüber debattirt werden ſolle, in der Minorität der Abg. 
Pfretſchner, Gobbi, Rieger, Ziemialkowsky, Vacano, Goldmark und Laufenſtein. 


$ 18 des Entwurfes. 


Goldmark wünſcht, daß das Wörtchen „allein“ aus dieſem Paragraphe 
wegbleibe. Die Verantwortlichkeit der Miniſter ſei auch bei uns ſchon jetzt 
eine ſolidariſche, und es wäre traurig, wenn der Miniſter des Aeußeren unter 


1) $ 17. Der Kaiſer legt nach erfolgter Sanction dieſer Conſtitutionsurkunde und 
jeder Nachfolger unmittelbar nach ſeinem Regierungsantritte vor dem verſammelten Reichs- 
tage den Eid auf die Verfaſſung ab. 

2) § 18. Kein Regierungsact des Kaiſers hat Kraft, wenn er nicht von einem Miniſter 
unterzeichnet iſt, welcher ſich hierdurch allein dafür verantwortlich macht. 
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Zuſtimmung der ſämmtlichen übrigen Miniſter etwas thue, letztere aber für 
ihre Zuſtimmung nur dann verantwortlich wären, wenn ſie den Act mitunter— 
zeichnen. Er weiſe diesfalls auf das ehemalige Miniſterium Weſſenberg hin, 
und ſtelle das Amendement: „Alle Regierungsacte des Kaiſers bedürfen zu 
ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung eines Miniſters.“ 

Laſſer entgegnet, daß die Contraſignatur auch nur eines einzigen Miniſters 
den Kaiſer decken müſſe. Man erinnere ſich an Ungarn, an die Octobertage, 
in welchen namentlich der Sicherheitsausſchuß ſehr froh geweſen ſei, wenn er 
die Unterſchrift auch nur Eines Miniſters gehabt habe. Sonſt müſſe man 
übrigens dem Kaiſer die Ernennung eines neuen Miniſteriums auch ohne 
Contraſignatur geſtatten. 

Scholl amendirt: „Keine Anordnung des Kaiſers in Regierungsangelegen— 
heiten hat Kraft, wenn die Urkunde nicht von einem Miniſter gegengezeichnet iſt. 
Die Gegenzeichnung macht den Miniſter verantwortlich.“ 

Breſtel will den Ausnahmefall bezüglich der gültigen Ernennung eines 
neuen Miniſteriums auch ohne Contraſignation in die Conſtitution aufgenommen 
wiſſen, und ſtellt den Antrag, am Schluſſe dieſes Paragraphen noch beizuſetzen: 
„Ausgenommen das Schreiben, durch welches der Kaiſer Jemanden mit der 
Bildung eines neuen Miniſteriums beauftragt, bei welchem der Vorſitzende des 
Reichsgerichtes die Echtheit der Unterſchrift des Kaiſers zu beſtätigen hat.“ 

Seiner Meinung nach könne es geſchehen, daß der Kaiſer ſein ganzes 
Miniſterium entlaſſen, und ein neues ernennen wolle. Was ſollte er aber 
machen, wenn ihm ſämmtliche alte Miniſter die Contraſignation der Ernennung 
verweigern? Auch die neue franzöſiſche Conſtitution habe für dieſen Fall vor— 
geſehen. In England ſei der Miniſter für den Fall einer ſolchen Contra— 
ſignation aber unverantwortlich. 

Gobbi amendirt: „Kein Regierungsact des Kaiſers hat verbindliche Kraft, 
ohne die Unterſchrift von wenigſtens einem Miniſter, welcher ſich durch ſeine 
Gegenzeichnung dafür verantwortlich macht.“ 

Goldmark verharrt bei ſeinem Amendement; ſtimmt übrigens der An— 
ſicht Breſtel's bei, indem er den Monarchen, ja ſelbſt den Präſidenten einer 
Republik in dieſem Falle für abſolut hält. Kaiſer Ferdinand habe es, Ungarn 
gegenüber, auch ſchon ſo gehalten. Geſtehe man dem Monarchen das Recht, 
ein neues Miniſterium auch ohne Contraſignanten zu bilden, nicht zu, ſo ſei 
dies namentlich bei unſeren gegenwärtigen Verhältniſſen höchſt bedenklich; man 
könne es erleben, daß unter dem Vorwande, das neue Miniſterium könne noch 
nicht gebildet werden, ein ſchlechter Miniſter die Wirthſchaft ſo fort triebe. 

Rieger beantragt, mehr in Uebereinſtimmung der Palazky'ſchen Faſſung 
dieſes Paragraphen anſtatt der Worte: „welcher ſich hierdurch allein dafür ver— 
antwortlich macht“, zu ſetzen: „welcher ſich dadurch für ihn verantwortlich macht.“ 

Sonach ſei er mit der Faſſung des Paragraphen nach dem Entwurf ganz 
einverſtanden, und müſſe ſich gegen Breſtel's Zuſatz ausſprechen, der weder 
bei anderen Conſtitutionen üblich, noch überhaupt nothwendig ſei. In Ungarn 


86 Sitzung am 2. Februar 1849. 


habe man auf dieſe Art — Recſey — einen Mann ohne allen Ruf willkür⸗ 
lich zum Miniſter gemacht. 

Solche Fälle müſſe man nach allen Kräften zu verhüten ſuchen, es ſei 
genug, ſie auch nur einmal erlebt zu haben. Was den franzöſiſchen Präſi— 
denten betreffe, ſo ſei dieſer ſelbſt gewählt, und nicht unverantwortlich. 

Laſſer hält Breſtel's Amendement nicht für berückſichtigungswerth. Die 
hier vielbeſprochenen Contraſignanten bei einer Miniſteriumsernennung decken 
eher die Krone, als den contraſignirenden Miniſter, der hierdurch gar keine 
Verantwortlichkeit übernehme. Es ſeien auch bisher weder in England, noch 
ſonſtwo Fälle vorgekommen, daß Miniſter bei einer derlei Ernennung einmal 
ihren Kopf aufgeſetzt und die Contraſignatur verweigert haben. Auch 

Cavalcabo ſpricht ſich gegen Breſtel's Zuſatz aus. Die Miniſter, welche 
aus dem Miniſterium treten, müſſen ihre Portefeuilles ſo lange behalten, bis 
die neuen eintreten und dieſelben übernehmen, ſie ſind alſo auch zur be— 
ſprochenen Contraſignatur verpflichtet. Das Beiſpiel Ungarns ſei hier gar 
nicht in Betracht zu ziehen, denn dort habe lediglich die Gewalt geherrſcht, 
vor der kein Geſetz zur Geltung komme. Ebenſo auch i 

Vacano, der dem Kaiſer wohl auch das Recht zugeſteht, im Nothfalle 
ſelbſt ohne Contraſignanten ein neues Miniſterium zu bilden, jedoch das 
Amendement ſtellt: „Der ganze letzte Satz des S 18 im Entwurfe ſei aus 
dem Kapitel: „Vom Kaiſer“ wegzulaſſen, die Debatte und Schlußfaſſung über 
die Verantwortlichkeit der Miniſter dem Kapitel: „Von den Miniſtern“ vorzu⸗ 
behalten.“ Womit ſich auch Pfretſchner einverſtanden erklärt. 

Kautſchitſch ſtellt das vor der Abſtimmung wieder zurückgezogene Amende— 
ment, den letzten Satz des § 18 im Entwurfe, zu ſtiliſiren: „welcher hierdurch 
das Miniſterium dafür verantwortlich macht.“ 

Breſtel beſteht auf dem von ihm eingebrachten Zuſatz, auch auf die Ge— 
fahr hin für einen „Schwarzgelben“ gehalten zu werden. Es ſei nicht Aengſt⸗ 
lichkeit, nur Beſorglichkeit von ſeiner Seite, die ihn auf alle Fälle denken laſſe. 
Habe man Einen Miniſter erſchlagen, ſo ſei es nicht unmöglich, daß einmal 
Alle erſchlagen werden oder an der Cholera ſterben u. dgl. 


Es ſei auch der Fall denkbar, daß einmal alle Miniſter den Kopf auf⸗ 


ſetzen und die Ernennung eines neuen Miniſteriums nicht contraſigniren. Er 
wenigſtens hätte den ſeinigen aufgeſetzt, wenn dadurch die Verhinderung eines 
Miniſteriums Stadion möglich geweſen wäre. Derlei nicht gänzlich unmögliche 
Fälle der Verweigerung von Contraſignaturen könnten am Ende ſogar noch 
Revolutionen hervorbringen, denen man durch Annahme ſeines Amendements 
vorbeugen könne. Handle Jemand durch Contraſignatur im Auftrage des Kaiſers, 
wie es eben nach ſeinem Amendement der Fall ſei; ſo mache ſich dieſer hierdurch 
nicht verantwortlich. Seine Contraſignatur beſtätige zugleich auch noch die 
Echtheit der kaiſerlichen Unterſchrift. 

Krainz ſpricht ſich gegen die Annahme des Breſtel'ſchen Zuſatzes aus. 
Ungarn gegenüber ſei das Benehmen des Kaiſers ganz in der Ordnung ge— 
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weſen. Recſey habe ſeine eigene Ernennung contraſignirt, dadurch ſei gleich— 
fam eine vertragsmäßige Uebernahme der Miniſterſtelle zu Stande gekommen. 
Er ſehe auch nicht ein, warum in ſolchen außerordentlichen Fällen nicht gerade 
der neu ernannte Miniſter zugleich ſeine Ernennung und deren Annahme ver— 
treten und ſich dafür verantwortlich erklären könne. Der Monarch ſei bei der— 
ſelben jedenfalls unverantwortlich. Schließlich erklärt ſich noch 

Palazky gegen Breſtel's Zuſatz: Er iſt der Anſicht, daß ſich ein Mini— 
ſterium gerade durch die Verweigerung der Contrafignatur der Ernennung 
eines neuen Miniſteriums der Verantwortung ausſetzen würde, während es für 
eine derlei Contraſignatur nicht im Geringſten zur Verantwortung gezogen 
werden könne. 

Was die Berufung eines neuen ungariſchen Miniſteriums durch Kaiſer 
Ferdinand betreffe, ſo ſei er zu dieſem Schritte gezwungen geweſen, indem das 
alte ungariſche Miniſterium als Rebell gegen ihn aufgetreten war. 

Wolle man aber die Ernennung eines neuen Miniſteriums, ohne alle 
Contraſignatur, dem Kaiſer überhaupt zugeſtehen, ſo ſei den Hofkabalen Thür 
und Thor geöffnet; denn es ſei der Fall ermöglicht, daß eine Camarilla den 
Kaiſer darum beſtürmt, ein neues, etwa minder volksfreundliches Miniſterium 
zu bilden, der Kaiſer nachgibt, und ohne Wiſſen und Willen des alten Mini 
ſteriums dieſes entläßt, und ein neues nach Belieben ſich zuſammenſetzt. 

Es wurde nunmehr zur Abſtimmung geſchritten, bei welcher die Amende— 
ments der Abg. Goldmark, Vacano und Scholl, ſowie auch der Zuſatz Breſtel's 
in der Minorität bleiben, vorbehaltlich des aus dem Scholl'ſchen Amendement 
angenommenen Wörtchens „gegengezeichnet“. 

Der Text des Entwurfes jedoch ſammt dem Amendement Rieger's in Une 
ſehung der letzten Worte deſſelben wurde mit Majorität angenommen. 

Der $ 18 des Entwurfes lautet ſohin: „Kein Regierungsact des Kaiſers 
hat Kraft, wenn er nicht von einem Miniſter gegengezeichnet iſt, welcher ſich 
dadurch für ihn verantwortlich macht. 7 la 5 
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Sitzung am 3. Februar 1849. 
Tagesordnung: Fortſetzung der Debatte über das Kapitel „Der Kaiſer“. 


$ 19 des Mayer'ſchen Entwurfes). 


Filippi ſtellte zu dieſem Paragraphen 3 Amendements: 

I. Unter die Beamten, welche der Kaiſer zu ernennen hat, find weder 
die Biſchöfe noch die Würdenträger irgend einer Religion zu rechnen. 

II. Der Kaiſer ernennt die Präſidenten und die Richter der Gerichtshöfe 
und der Tribunale aus der Terna der betreffenden Höfe und Gerichte, auf 


1) $ 19. Der Kaiſer ernennt und entläßt ſeine Miniſter; er beſetzt alle Staatsämter, 
führt den Oberbefehl und verfügt über das Heer und die Seemacht. 
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die Art jedoch, daß an der Bildung der Ternen ebenſoviele Stimmen Theil zu 
nehmen haben, als es Richter gibt, und daß dieſe Votanten von der Bezirks— 
verſammlung, wenn es ſich um ein Tribunal erſter Inſtanz, und von der Pro— 
vinzialverſammlung, wenn es ſich um höhere Höfe handelt, zu wählen ſind. 
Die Abſtimmung hat nach der Leſung der Bittgeſuche und der anderen Acten 
des Berichterſtatters wie nicht minder nach Anhörung des Staatsanwaltes und 
jener in öffentlicher Sitzung zu geſchehen. 

III. Im allgemeinen muß bei der Ernennung der Beamten einer jeden 
Provinz ſtets derjenige als der vorzüglichſte angeſehen werden, welcher der Pro— 
vinz ſelbſt angehört. 

Die Begründung dieſer Amendements erfolgte in italieniſcher Sprache 
und bezog ſich bezüglich des I. Antrages auf die verheißene Freiheit der Kirche 
vom Staate; bezüglich der zwei anderen Anträge hauptſächlich auf die Selbſt— 
beſtimmung der Landestheile und die Wahrung der unter dem früheren Syſtem 
ſo arg verletzten Nationalität. 

Gobbi: Ich kann nicht dafür ſtimmen, dieſe drei Amendements hier ein 
zureihen, ich ſtelle ein anderes, welches vielleicht dem Herrn Filippi genügen 
dürfte, ich werde aus dem § 19 zwei Paragraphen machen und ſagen: 

§ 19. Der Kaiſer ernennt und entläßt die Miniſter und beſetzt alle Staats— 
ämter, jedoch immer unbeſchadet der durch die Conſtitution und durch die be— 
treffenden Geſetze feſtzuſtellenden Modalitäten. 

$ 20. Der Kaiſer iſt Oberbefehlshaber der Land- und Seemacht. 

Halter: Bezüglich des J. Filippi'ſchen Amendements bemerke ich, daß, 
wenn ſelbſt die Kirche ganz unabhängig vom Staate erklärt werden ſollte, der 
Kaiſer das Ernennungsrecht der Biſchöfe auch aus anderen Rechtstiteln bere 
leiten kann, welche wir der Krone gar nicht nehmen können, aus ſeinem Recht 
als rex apostolicus in Ungarn, dann aus Concordaten, wie es auch der ſpa— 
niſche und bayriſche Hof genießt; auch wenn die Trennung der Kirche vom 
Staate ganz ausgeſprochen würde, könnte ſich unſer Hof an den Papſt wenden, 
um von ihm dieſes Ernennungsrecht zu erhalten, was der römiſche Hof bei 
den vielen Verbindlichkeiten, die er dem Kaiſer von Oeſterreich ſchuldet und 
die ſich vielleicht noch vermehren dürften, nicht verweigern würde. 

Breſtel: Das Ernennungsrecht der Biſchöfe hängt weſentlich von der 
Entſcheidung der Frage über die Stellung der Kirche zum Staate ab; ich 
würde es gegenwärtig nicht für gerathen halten, dieſes Ernennungsrecht auf— 
zugeben, die katholiſche Kirche würde ſich gegen eine Ernennung durch Wahl 
auch ſträuben, ich halte es daher für das kleinere Uebel, wenn der Staat die 
Biſchöfe ernennt; über die richterliche Gewalt und die Beamten können hier 
keine Beſtimmungen getroffen werden, ich unterſtütze das Amendement Gobbi. 

Rieger: Ich bin mit dem Amendement Gobbi einverſtanden, nur wünſchte 
ich es präciſer ſtiliſirt: „Der Kaiſer ernennt und entläßt die Miniſter und 
beſetzt alle Staatsämter, jedoch immer nur unter Beobachtung der durch die 
Conſtitution und die Landesverfaſſung feſtzuſtellenden Modalitäten.“ 
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Laſſer theilt die Anſicht Breſtel's und verwahrt ſich dagegen, daß man 
die Nichteinmiſchung des Staates auf die Kirche bis zur Nichternennung der 
Biſchöfe treibt. 

Cavalcabo: Ich muß darauf aufmerkſam machen, daß man das Recht 
der Krone, die Staatsämter zu beſetzen, ſowenig als möglich beſchränke, ſonſt 
wäre ſie gehindert, ihre Anſichten praktiſch ins Leben zu führen, wenn ihr 
z. B. durch die Landesverfaſſung die Stellen beſetzt würden. Was Dalmatien 
insbeſondere anbelangt, ſo berichtige ich in facto, daß dort im alten Syſtem 
drei Viertel der Stellen von Eingebornen beſetzt waren, und doch mußte man 
eine Commiſſion anordnen, um die ſchlechte Verwaltung zu reguliren. 

Kautſchitſch: Die Menſchen ſind theils formelle, theils materielle Reli— 
gionsgenoſſen; erſtere ſind jene, die eigentlich gar keine Religion haben. Die 
Religionen unterſcheiden ſich ferner in ſolche, welche ein gemeinſchaftliches, von 
jeder Staatsgrenze unabhängiges Centrum anerkennen, oder nicht; die erſteren 
find gefährlich, weil ſie dem Grundſatz cujus religio, illius regio huldigen; 
zu den ungefährlichen gehört die proteſtantiſche, zu den gefährlichen die katho— 
liſche, griechiſch nicht unirte und jüdiſche. Wenn daher ein Staat beſtehen ſoll, 
ſo kann er keine Kirche, die im Auslande ihr Centrum hat, unabhängig er— 
klären, denn niemand kann zweien Herrn dienen. Bei jeder Kirche unterſchei— 
det man weiter den Lehrbegriff, die Ceremonie und das Vermögen; nachdem 
der Lehrbegriff nur vorgeſchoben, aber hauptſächlich das Vermögen im Auge 
behalten wird, ſo kann von einer Unabhängigkeit der Kirche keine Rede ſein; 
würde der Kaiſer das Ernennungsrecht der Kirche aufgeben, ſo käme es an 
den Papſt, und das wäre gefährlich. 

Breſtel: Das Amendement Rieger's ſagt zu wenig und zu viel; wenn 
es ſich auf die Conſtitution und die Landesverfaſſung beruft, zu wenig, weil 
in der Dienſtpragmatik noch andere Beſtimmungen enthalten ſein müſſen, die 
nicht in die Conſtitution gehören; dann zuviel, denn durch die Citirung der 
Landesverfaſſung wurde über einen Punkt abgeſprochen, über den wir noch nicht 
abgeſtimmt haben. 

Vacano iſt mit Kautſchitſch einverſtanden, denn die Kirchenobern haben 
eine zahlreiche, ſehr abhängige Armee unter ſich, die leicht für die Freiheit ge— 
fährlich ſein könnte. 

Goldmark: Bezüglich der jüdiſchen Religion iſt der Abg. Kautſchitſch im 
Irrthum; daß die Unabhängigkeit der jüdiſchen Kirche nicht ſtaatsgefährlich ſei, 
folgt ſchon daraus, daß ſie kein Vermögen hat, und wenn es wahr iſt, daß 
wir auf einen Meſſias warten, ſo muß er im Jahre 1849 kommen; ſind wir 
nicht mehr gedrückt, ſo brauchen wir keinen Meſſias; unſere Hierarchie legen 
wir gern auf den Altar des Vaterlandes. 

Rieger: Es iſt ſchon geſagt worden, daß die Amendements Filippi's nicht 
hierher gehören; die Frage von den Biſchöfen hängt von den Grundrechten 
ab; ich bin für unbedingte Freiheit der Kirche und möchte, daß weder der 
Papſt, noch der Kaiſer, ſondern die Diöceſanſynode die Kirchenobern ernennt. 
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Mein Amendement präjudicirt keiner ſpäteren Beſtimmung, ſondern ijt 
eine Folge des im Princip ausgeſprochenen Selbſtregierungsrechtes der Länder. 

Palazky vertheidigt den Paragraph und bemerkt als Geneſis deſſelben, 
daß er aus dem Art. 65 der belgiſchen und dem II. Theil des § 11 der Pillers- 
dorf'ſchen Verfaſſung entſtanden ſei, er erklärt ſich gegen alle Amendements, 
nachdem hier nicht die Frage wie, ſondern wer das Ernennungsrecht habe, zu 
entſcheiden ſei. Der letzte Satz des Entwurfes iſt nicht überflüſſig, denn der 
Kaiſer kann zwar den Oberbefehl, nicht aber die Verfügung über die Land⸗ 
und Seemacht, einem General übertragen. 

Der Vorſitzendeſtellvertreter ſchritt zur Abſtimmung: 1. das Amendement 
Rieger's zum erſten Satze blieb in der Minderheit, 2. das Amendement Gobbi's 
wurde, bezüglich des erſten Satzes durch Stimmenmehrheit angenommen. 

Gegen dieſes Amendement ſtimmten Laſſer, Laufenſtein, Cavalcabo, Pfretſch⸗ 
ner, Palazky, Scholl, Ratz, Vacano, Goriup, Turco; bezüglich des zweiten Satzes 
wurde das Gobbi'ſche Amendement verworfen. 

Der Vorſitzendeſtellvertreter brachte nun den zweiten Satz nach dem Ent 
wurfe zur Abſtimmung, derſelbe blieb ebenfalls in der Minderheit. 

Die Verſammlung einigte ſich dann für die Textirung: Er führt den Ober⸗ 
befehl über die Land- und Seemacht. 3. Die Amendements Filippi's wurden 
verworfen, 4. ſtiliſtiſch wurde im Gobbi'ſchen Amendement verbeſſert „unter 
Beobachtung“ ſtatt „unbeſchadet“. 

§ 19 lautet demnach: „Der Kaiſer ernennt und entläßt die Miniſter und 
beſetzt alle Staatsämter, jedoch immer unter Beobachtung der durch die Con— 
ſtitution und durch die betreffenden Geſetze feſtzuſtellenden Modalitäten. Er 
führt den Oberbefehl über die Land⸗ und Seemacht.“ 


$ 20 des Entwurfes . 

Gobbi ſchlägt vor, aus dieſem Paragraphen drei Paragraphen zu machen, 
nämlich: 

§. Dem Kaiſer ſteht die Sanction aller vom Reichstage und von den 
Landtagen gefaßten Geſetzbeſchlüſſe zu. 

§. Alle Verfügungen, welche der Kaiſer wegen Dringlichkeit ohne Ein— 
vernehmen des Reichstages oder der Landtage erläßt, gelten nur proviſoriſch 
bis zum nächſten Reichstag oder Landtag, welchem ſie ungeſäumt als Geſetz— 
entwurf vorzulegen ſind. 

§. Er macht die Geſetze kund und trifft die zu ihrer Vollziehung nöthigen 
Anordnungen, ohne jedoch jemals dieſe Geſetze u. ſ. w., wie im Entwurfe. 

Palazky erinnert, daß der Paſſus über Ordonnanzen nicht hierher ge— 
höre, ſondern dorthin, wo vom Reichstage, vom Landtage, von der geſetzgeben— 
den Gewalt überhaupt die Rede iſt. 


Neg 1) $ 20. Er beſtätigt die Geſetze, macht ſie bekannt und trifft die zu ihrer Vollziehung 
nöthigen Anordnungen und Beſchlüſſe, ohne jedoch jemals dieſe Geſetze ſuspendiren, noch Ein— 
zelne von ihrer Befolgung befreien zu können. 
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Breſtel: ſtatt „beſtätigt“ ſetze man „ſanctionirt“, dann füge man bei: 
„macht fie kund in allen Landesſprachen“. 

Palazky berichtet über die Geneſis dieſes Paragraphen, daß er gleichfalls 
den Art. 69 u. 75 der belgiſchen Verfaſſung entnommen ſei, nur wünſcht er, 
daß im Entwurfe das Wort „Beſchlüſſe“ ausgelaſſen werde. 

Laſſer: Ich ſtimme gleichfalls für den Ausdruck „ſanctionirt“. Die Publi— 
cation in den Landesſprachen wird durch ein Reichsgeſetz beſtimmt werden; ich 
halte es aber für nothwendig über die Erlaſſung proviſoriſcher Verordnungen 
genaue Beſtimmungen aufzunehmen; dieſes Nothrecht der Krone iſt im Ent— 
wurfe nirgends berückſichtigt. 

Goldmark ſtellt das Sous-Amendement, nach ſuspendiren einzuſchalten: 
ändern. N 

Scholl ſtellt den Antrag: Er beſtätigt die Geſetze und erläßt die zu 
deren Kundmachung und Vollziehung nöthigen Verordnungen u. ſ. w. 

Palazky meint, unter „beſtätigt“ könne doch nichts anderes als ſanctio— 
nirt verſtanden werden, er erklärt ſich gegen den Zuſatz Breſtel's; denn wenn 
die Regierung den Rumänen ein Geſetz deutſch kundmache, ſo habe ſie es 
eben nicht kundgemacht, daher iſt der Beiſatz überflüſſig; Gobbi's Antrag iſt 
im Principe richtig, aber er gehört nicht hierher, wo nur im allgemeinen der 
Rahmen der kaiſerlichen Befugniſſe gegeben wird. 

Der Vorſitzende fragte vorerſt die Verſammlung, ob nach Gobbi's An— 
trage hier eine Beſtimmung über Ordonnanzen, proviſoriſche Geſetze ꝛc. aufge— 
nommen werden ſoll. 

Dieſe Frage wurde verneint, jedoch das in dieſem Antrage zu Grunde 
liegende Princip angenommen. 

Der Ausdruck ſanctionirt ſtatt beſtätigt, ebenſo die Auslaſſung der Worte 
„und Beſchlüſſe“, ferner „deren“ ſtatt „ihrer“, wurde angenommen. 

Die übrigen Anträge fielen und der Paragraph wurde mit obigen Ver— 
beſſerungen nach dem Entwurfe angenommen. 

$ 20 lautet: „Er ſanctionirt die Geſetze, macht ſie bekannt, und trifft 
die zu deren Vollziehung nöthigen Anordnungen, ohne jedoch jemals dieſe Ge— 
ſetze ſuspendiren noch einzelne von ihrer Befolgung befreien zu können.“ 


$ 21, 8 22 und $ 24.1) 


Palazky eröffnet, daß Abg. Mayer im Fünferausſchuſſe auf feimen Text 
ſubmittirt habe. 

1) § 21. Der Kaiſer erklärt Krieg, ſchließt Bündniſſe, Friedens- und Handelsverträge 
und ſetzt, ſobald das allgemeine Wohl und die Sicherheit des Staates es erlauben, den Reichs— 
tag unter Beifügung der nöthigen Mittheilungen davon in Kenntniß. 

$ 22. Handels- und alle anderen Verträge, welche den Staat belaſten oder einzelnen 
Staatsbürgern Verpflichtungen auflegen, treten erſt dann in Kraft, wenn ſie die Zuſtimmung 
des Reichstages erhalten. 

$ 24. In keinem Falle dürfen die geheimen Artikel eines Staatsvertrages den offenen 
Artikeln zuwider laufen. 
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Goldmark: Ich war ſchon im Fünferausſchuſſe gegen dieſe Faſſung, 
weil ſie kaiſerlicher iſt, als der Kaiſer ſelbſt. In der octrobirten Charte vom 
S. April 1848 wurden alle Verträge von der Zuſtimmung des Reichstages ab— 
hängig gemacht. Ich ſtelle das Amendement: „Der Kaiſer erklärt Krieg, ſchließt 
Friedens⸗ und andere Staatsverträge. Alle Verträge mit fremden Mächten 
bedürfen zur Gültigkeit der Genehmigung des Reichstages.“ 

Breſtel: Die vorläufige Genehmigung der Staatsverträge durch den 
Reichstag iſt unmöglich, da ſie die Negotiationen hindert, ferner gibt es Ver— 
träge, die gar Niemandem zur Laſt fallen, z. B. über gemeinſchaftliche Con- 
ſuln; ich ſtimme für den Mayer'ſchen Entwurf. 

Laſſer zieht die Palazky'ſche Faſſung dem Mayer'ſchen Entwurfe vor, 
weil in der erſteren auch das temporäre Hinderniß des Nichtbeiſammenſeins 
des Reichstages bedacht iſt. Nachdem hier vorgeſorgt iſt, daß belaſtende Ver— 
träge der Zuſtimmung des Reichstages bedürfen, ſo iſt hinlänglich geſorgt. 
Die Ausdehnung der Zuſtimmung auf alle Verträge würde uns um manchen 
günſtigen Vertrag bringen; würde ein für uns nachtheiliger Vertrag ohne Zu— 
ſtimmung des Reichstages abgeſchloſſen, ſo iſt ja die Verantwortlichkeit der 
Miniſter da. g 

In gleichem Sinne ſpricht Halter. 

Vacano: Das Amendement Pillersdorf )-Goldmark iſt weniger kaiſer— 
lich als der Entwurf, dort ſchließt der Kaiſer alle Verträge; aus dem Begriffe 
des Vertrages geht aber hervor, daß die Schließung des Vertrages auch die 
Verpflichtung involvirt; die Genehmigung des Reichstages bleibt da eine leere 
Form, ich ſtimme für den Entwurf. 

Rieger: Ich kann mit Vacano nicht einverſtanden ſein. Die nachträgliche 
Genehmigung iſt keine bloße Formel, d. h. jeder Vertrag iſt bedingt geſchloſſen, 
und wird erſt vollſtändig durch die Genehmigung des Reichstages, ich ſtelle 
den Antrag: 

Dem Kaiſer ſteht es zu, Krieg zu erklären, Frieden zu ſchließen, ſowie 
auch Staats- und Handelsverträge einzugehen. Alle Verträge mit fremden 
Staaten ſind dem Reichstage ſobald als thunlich, jedenfalls bei ſeinem nächſten 
Zuſammentreten, unter Beifügung der nöthigen Mittheilungen zur Geneh— 
migung vorzulegen. 

Goldmark: Ich bedauere, daß mein Antrag für minder liberal gehalten 
wird, ich bleibe aber dabei; denn ich will die Genehmigung ſämmtlicher Ver— 
träge dem Reichstage zuweiſen, es gibt Verträge, die dem Staate ſchaden, ohne 
eine Verpflichtung aufzulegen, z. B. die Abtretung einer Provinz; ja wenn 


In Palazky's Entwurf ſind dieſe drei Paragraphen in $$ 18 und 19 nur mit der 
unbedeutenden Aenderung wiedergegeben, daß an Stelle der Worte: „ſobald es das allge— 
meine Wohl bis erlauben“ geſetzt iſt; „ſobald es thunlich iſt“. Die $$ 21 und 24 bilden bei 
Palazky den Inhalt des § 18; $ 22 deckt ſich mit $ 19. 


1) Freiherr von Pillersdorf, der Märzminiſter, war der Schöpfer der oetroyirten Bere 


faſſung, aus welcher Goldmark jetzt den betreffenden Paragraphen entlehnt. 
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ich eine Art finden könnte, die Erklärung eines Offenſivkrieges der Kammer 
vorzubehalten, ſo würde ich es thun. 

Breſtel: Mir ſind alle Anträge ſo ziemlich gleichgültig; denn haben wir 
eine ordentliche conſtitutionelle Regierung, ſo wird das Staatswohl auch nach 
dem Mayer'ſchen Entwurfe gewahrt. 

Ziemialkowsky erklärt ſich für die Auslaſſung des zweiten Satzes im 
Palazky'ſchen Entwurfe, indem er die Nothwendigkeit geheimer Artikel nicht 
einſehe, und interpellirt diesfalls den Abg. Palazky. 

Palazky: Es wurde dieſe Beſtimmung nur im Hinblick auf die dies— 
fällige Uebung im Völkerrechte aufgenommen, ich beſtehe nicht darauf. 

Ca valcabo erklärt ſich für den Palazky'ſchen Entwurf und bemerkt, 
daß durch das Amendement Rieger's das Anſehen des Staates nach außen 
geſchwächt würde; ſo mancher Staat würde Bedenken tragen, Verträge mit 
einer Macht einzugehen, die quasi unter Curatel ſteht. 

Laſſer bemerkt bezüglich unſerer Regierung zum Auslande daſſelbe wie 
Cavalcabo und ſtimmt für Auslaſſung des Satzes über geheime Artikel. — 

Palazky: Sollte angenommen werden, daß alle Verträge mit Zuſtim— 
mung der Kammer abgeſchloſſen werden müſſen, ſo ſtimme ich für die Pillers— 
dorf'ſche Faſſung als die kürzere; ich bin aber nicht für dieſes Princip, welches 
uns nur als eine Chicane gegen die kaiſerliche Gewalt ausgelegt werden könnte; 
über die geheimen Artikel habe ich mich ſchon geäußert. 

Des Vorſitzers Stellvertreter ſtellte zuerſt die principielle Frage, ob alle 
Verträge der Zuſtimmung der Kammer bedürfen. 

Dieſe Frage wurde von der Mehrheit verneint. Das Amendement Rie— 
ger's fiel; ebenſo das Goldmark'ſche; für letzteres ſtimmten Rieger, Pfretſchner, 
Ziemialkowsky, Turco, Filippi, Madonizza und Krainz. 

Es wurde ſodann der erſte Satz des $ 18 lidentiſch mit § 21 des 
Mayer'ſchen Entwurfes) des Palazky'ſchen Entwurfes zur Abſtimmung gebracht 
und derſelbe von der Mehrheit als $ 21 angenommen. Der zweite Satz dieſes 
$ 18 (bei Mayer $ 24) wurde verworfen. Der $ 22 des Mayer'ſchen Ent 
wurfes wurde einhellig angenommen. i 

$ 21 lautet demnach: „Der Kaiſer erklärt Krieg, ſchließt Bündniſſe, Frie— 
dens⸗ und Handelsverträge und bringt ſie, ſobald es thunlich iſt, unter Bei— 
fügung der nöthigen Mittheilungen zur Kenntniß des Reichstages.“ 

$ 22 lautet: Handels- und alle anderen Verträge, welche ꝛc. wie im 
Mayer'ſchen Entwurfe. § 24 des Mayer'ſchen Entwurfes hat wegzubleiben. 
Es folgt ſodann die Berathung über 


den $ 231). 
Palazky: Der $ 20 meines Entwurfes ift der Ausdruck der Majorität 
des Fünferausſchuſſes, dann mache ich darauf aufmerkſam, daß einer ähnlichen 


1) $ 23. Eine Abtretung oder Tauſch eines Theiles des Reichsgebietes, oder die Ver— 
bindung eines neuen Kronlandes mit dem Reiche, kann nur in Kraft eines Geſetzes erfolgen. 
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Beſtimmung ſchon im $ 6 bei Mayer ) gedacht iſt, aber dieſer Paragraph iſt 
noch nicht debattirt. 

Breſtel iſt gegen den Palazky'ſchen Entwurf, weil er zur Abtretung eines 
Kronlandes eine Majorität wie zur Verfaſſungsänderung fordert; die Executiv— 
gewalt wird ohnehin in den ſeltenſten Fällen, höchſtens in Folge eines unglück— 
lichen Krieges ein Kronland abtreten, da könnte es geſchehen, daß, obwohl das 
Land ſich nach Frieden ſehnt, eine kriegsluſtige Minorität die Abtretung ver⸗ 
weigert. 

Daß unſer Kaiſer nicht Oberhaupt eines anderen Staates werden ſoll, 
iſt überflüſſig, denn es wird keinem Menſchen einfallen, ſich uns zu unter⸗ 
werfen, und wie die Sachen mit der deutſchen Krone ſtehen, iſt ohnehin bekannt. 

Vacano: Ich ſtimme für den Mayer'ſchen Entwurf, warum ſollte man 
unnützer Weiſe durch dieſe Beſtimmung ganz Deutſchland entgegentreten. 

Laſſer: Der $ 23 ſei wegzulaſſen, denn von der Verbindung eines 
neuen Kronlandes handelt $ 6, das übrige iſt im § 22 enthalten. 

Goldmark theilt die Anſicht Breſtel's. 

Palazky: Nachdem es auf unſere Verfaſſung einen großen Einfluß 
nimmt, wenn der Kaiſer das Oberhaupt eines anderen Reiches wird, ſo wurde 
dies auch wie jede Verfaſſungsänderung behandelt; die Einwendungen Breſtel's 
gelten für alle Fälle, wo von einer Majorität eine Verfaſſungsänderung be 
abſichtigt und von der Minorität gehindert wird. 

Der Vorſitzer brachte zuerſt den § 20 Palazky's zur Abſtimmung. 

Derſelbe blieb in der Minderheit; für den Paragraph ſtimmten Rieger, 
Pinkas, Krainz, Madonizza, Goriup, Gobbi, Turco. Auch der Mayer'ſche $ 23 
blieb in der Minderheit. 


Sitzung am 3. Februar 1849 (Nachmittags). 
Tagesordnung: Fortſetzung der Debatte über das Kapitel: „Der Kaiſer“. 


$ 25 des Mayer'ſchen Entwurfes ). 
Dieſer Paragraph wurde nach dem Entwurfe einhellig angenommen, je— 
doch ausdrücklich bemerkt, daß durch dieſe Annahme dem ſpäter zu faſſenden 
Beſchluſſe über Ein- oder Zweikammerſyſtem nicht präjudicirt werde. 


§ 20 in Palazky's Entwurf lautet: Der Kaiſer darf nicht ohne Zuſtimmung des Reichs- 
tages zugleich Oberhaupt eines anderen Staates werden, vom eigenen Staate etwas ab⸗ 
treten oder einen Tauſch einzelner Landestheile von größerem Umfange gegen andere eingehen. 

Die Zuſtimmung des Reichstages hierzu darf nur in der Form geſchehen, welche zur 
Beſchlußnahme in Betreff einer Verfaſſungsveränderung erforderlich iſt. 

1) „Die Aufnahme eines neuen Kronlandes in den Verband dieſer en kann 
nur kraft eines Reichsgeſetzes geſchehen.“ 

2) $ 25. Der Kaiſer hat das Recht den Reichstag zu eröffnen und zu ſchließen, denſelben 
auch außer der beſtimmten Zeit zuſammenzuberufen, zu vertagen und entweder beide oder nur 
eine der beiden Kammern aufzulöſen. 
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$ 26 ). 

Halter: Die im Paragraphe ausgedrückte Friſt von vier Wochen iſt 
zu kurz. 

Breſtel: Sie iſt nicht zu kurz, denn bei einer bloßen Vertagung brauchen 
die Kammerglieder nicht nach Hauſe zu gehen; und wollen ſie es, ſo kann ja 
die Friſt mit Zuſtimmung des Reichstages verlängert werden. 

Der $ 26 wurde nach dem Entwurfe einhellig angenommen. 


$ 27.2) 

Palazky: Der $ 23 3) meines Entwurfes enthält die nach der Majorität 
des Fünferausſchuſſes vereinbarte Faſſung. Die Friſt iſt in meinem und dem 
Mayer'ſchen Entwurfe dieſelbe, nur will ich, daß die Neuwahlen zugleich mit 
der Auflöſung des alten Reichstages erfolgen, damit nicht durch eine Escamo— 
tage der Regierung der Zuſammentritt der Kammer hinausgeſchoben werde. 

Breſtel hält folgenden Zuſatz für ſehr wichtig: „Die Auflöſung darf 
binnen Jahresfriſt nicht wiederholt werden.“ 

Laſſer: Ich erkenne die Wichtigkeit dieſes Zuſatzes, vermiſſe aber den 
terminus a quo; ſoll die Jahresfriſt von der Auflöſung des alten oder vom 


Zuſammentritt des neuen Reichstages gelten, ich glaube das erſtere. 


Bei der Abſtimmung wurde der Palazky'ſche $ 23 ſammt dem Zuſatze 
Breſtel's angenommen. 

$ 27 lautet demnach: „Jede Auflöſung des Reichstages muß von einer 
Verordnung zur Vornahme neuer Wahlen im ganzen Reiche unmittelbar und 
in der Art begleitet ſein, daß der wirkliche Zuſammentritt des neuen Reichs— 
tages nicht ſpäter als innerhalb dreier Monate, vom Tage der Auflöſung an 
gerechnet, erfolgen könne. Die Auflöſung darf binnen Jahresfriſt nicht wieder— 
holt werden.“ 

$ 28.4) 

Breſtel: Ich möchte wünſchen, daß für jene Beamten, welche mit dem 
Miniſter die Verfaſſung verletzen, daſſelbe bezüglich der Begnadigung ausge— 
ſprochen werde; man denke nur an einen General, der einem Miniſter bei der 


1) § 26. Die Vertagung darf die Friſt eines Monates nicht überſchreiten und kann 
während der Dauer derſelben Sitzungsperiode ohne Zuſtimmung des Reichstages nicht wie— 
derholt werden. 

2) § 27. Im Falle der Auflöſung einer oder beider Kammern muß die neue Wahl 
innerhalb der nächſten 60 Tage eingeleitet und die Zuſammenberufung der Kammern binnen 
weiterer 30 Tage erfolgen. 

3) § 23 des Palazky'ſchen Entwurfes lautet: Jede Auflöſung des Reichstages muß 
von einer Verordnung zur Vornahme neuer Wahlen im ganzen Reiche unmittelbar und in 
der Art begleitet ſein, daß der wirkliche Zuſammentritt des neuen Reichstages nicht ſpäter als 
innerhalb 3 Monate, vom Tage der Auflöſung an gerechnet, erfolgen könne. 

4) $ 28. Der Kaiſer hat das Recht, die Strafen, welche von den Richtern ausgeſprochen 
werden, zu erlaſſen oder zu mildern, vorbehaltlich der Beſtimmungen in Betreff der Miniſter. 
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Verfaſſungsverletzung hilft; ich ſtelle den Antrag: „Vorbehaltlich der Beſtim— 
mungen in Betreff von Miniſtern, die wegen Verfaſſungsverletzung verurtheilt 
worden ſind, und deren Mitſchuldigen.“ 

Laſſer: Der Grundſatz der Verantwortlichkeit der Miniſter wird beirrt, 
wenn man mit der im Paragraph ſtatuirten Ausnahme weiter geht, ſonſt 
müßte man zugeben, daß es Fälle gibt, für die die Miniſter nicht verantwortlich 
ſind, was nach conſtitutionellen Principien nicht angeht. 

Breſtel: Ich verweiſe darauf, wie ſich dieſe Fälle in praxi ausnehmen; 
verletzt z. B. ein General gegen den Befehl des Miniſters die Verfaſſung, 
wie kann da der Miniſter verantwortlich ſein? Macht ſich aber ein Miniſter 
eines ſolchen Verbrechens ſchuldig, ſo brauche er Helfershelfer, er ſoll über 
ſeine Untergebenen keine ſolche Macht haben, daß er ihnen, wie ein Jeſuiten— 
general Todſünden anbefehlen kann; nehmen wir ihm aber durch mein Amen⸗ 
dement die Unterſtützung, ſo beugen wir Attentaten vor. 

Laufenſtein: Vielleicht könnte dadurch geholfen werden, daß man im 
allgemeinen ſagt: 

Vorbehaltlich der Beſtimmungen über Verfaſſungsverletzung. 

Gob bi beantragt den Zuſatz: „Dem Verurtheilten ſteht es übrigens frei, 
die Gnade des Kaiſers anzunehmen oder ſeiner Strafe ſich zu unterziehen.“ 

Laſſer: Die Argumentation Breſtel's hat mich nicht überzeugt; durch 
ſeinen Zuſatz will bloß die Verantwortlichkeit der Miniſter nicht illuſoriſch ge— 
macht werden, allein dazu iſt auch die Ausdehnung auf die Mitſchuldigen 
nicht nothwendig, auch nach meiner Anſicht ſollen die Mitſchuldigen nicht 
ſtraflos ausgehen, denn das Strafrecht iſt immer von der Krone unabhängig; 
ſoll aber ein Mitſchuldiger eines Miniſters begnadigt werden, ſo wird auch 
für ein ſolches Decret die Gegenzeichnung eines verantwortlichen Miniſters 
nothwendig ſein. 

Vacano: Ich ſtelle den Zuſatz aus der preußiſchen Verfaſſung: Bereits 
eingeleitete Unterſuchungen darf er nur auf Grund eines beſonderen Geſetzes 
niederſchlagen. 

Breſtel: Dieſer Zuſatz iſt überflüſſig, nachdem hier die Rechte des Kaiſers 
poſitiv aufgezählt ſind, folglich es ſich von ſelbſt verſteht, daß er es nicht thun 
könne, weil davon nicht die Rede iſt; zurückkommend auf mein Amendement, 
bemerke ich, daß Laſſer die parlamentariſche Verantwortlichkeit eines Miniſters, 
welche ein Mißtrauensvotum nach ſich zieht, mit der juridiſchen verwechſelt, 
welche eine Anklage und Strafe zur Folge hat, und welche nur eintreten kann, 
wenn er ein beſtimmtes Geſetz übertritt; den Gobbi'ſchen Zuſatz billige ich nicht; 
er geht von dem Rechte auf die Strafe aus, und ein ſolches Recht kenne ich 
nicht, mein geſundes Gefühl ſträubt ſich dagegen, da müßte Gobbi auch den 

hinrichten laſſen, der einen andern erſchlägt, um hingerichtet zu werden. 

Laſſer: Den Abg. Vacano weiſe ich auf S 122, wo es heißt: „Kabinets⸗ 
und Miniſterialjuſtiz iſt verboten“. Dem Abg. Breſtel ſage ich, daß es ſich 
ja hier gerade um die juridiſche Verantwortlichkeit handelt; dann weiſe ich auf 
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Carl X. und Polignac, wo Niemand als die Miniſter zur Verantwortung 
gezogen wurde. 

Palazky: Ich halte ebenfalls Breſtel's Zuſatz für unpaſſend, denn von 
den Mitſchuldigen der Miniſter kann im Kapitel „Von der Verantwortlichkeit 
der Miniſter“ geſprochen werden, die Ausdehnung dieſer Ausnahme auf die 
Mitſchuldigen bricht die Stellung der Miniſter ihren Untergebenen gegenüber. 

Bei der Abſtimmung fielen ſämmtliche Amendements und der § 28 wurde 
nach dem Mayer'ſchen Entwurfe angenommen. 


8 29.1) 


Palazky: Ich habe in meinem Entwurfe ) das Wort „allein“ mehr 
und halte dies für nothwendig, weil auf Grund alter Fürſtendiplome manche 
Private bisher Münzen ſchlagen durften. 

Gobbi amendirt: Der Kaiſer allein hat das Recht, Münzen, jedoch nur 
nach den Beſtimmungen des Geſetzes, ſchlagen zu laſſen. 

Vacano-Laſſer amendiren: Der Kaiſer allein übt das Münzrecht nach 
Maßgabe des Geſetzes. 

Der Gobbi'ſche Antrag wurde zum Beſchluſſe erhoben: 

$ 29 lautet: Der Kaiſer allein hat das Recht, Münzen, jedoch nur nach 
den Beſtimmungen des Geſetzes, ſchlagen zu laſſen. 


$ 30.3) 

Palazky fieft den $ 25 ſeines Entwurfes.) 

Breſtel: Der $ 30 folle bleiben mit Ausnahme der Adelstitel, welche 
ſchon durch die Grundrechte beſeitigt ſind; „öffentliche Würden“ nach Palazky 
gefällt mir nicht, weil es weder private noch geheime Würden gibt. 

Rieger: Der Ausdruck „Titel“ kann beibehalten werden, nachdem nach 
den Grundrechten Amtstitel nicht als Ehrentitel verliehen werden können. 

Palazky: Warum ſollen wir den Hof in Sachen beſchränken, die im 
Grunde Lappalien ſind und uns nicht ſchaden. 

Laſſer: Ich finde es auch nicht gefährlich, die Speculation auf die Eitel— 
keit offen zu laſſen, das Wort „öffentlich“ wäre wegzulaſſen. 

Palazky beantragt folgende Reihe der vier Hauptwörter: „Orden, Wür— 
den, Titel und Auszeichnungen.“ 

Es wurde der Mayer'ſche $ 30 mit den vier Worten Palazky's zum 
Beſchluſſe erhoben. 


1) $ 29. Er hat das Recht in Vollziehung des Geſetzes Münzen zu ſchlagen. 

2) $ 26 in Palazky's Entwurf: Er allein hat das Recht in Vollziehung des Geſetzes 
Münzen zu ſchlagen. 

3) § 30. Er verleiht Adelstitel, Orden, Würden und Auszeichnungen, jedoch ohne ein 
Vorrecht an dieſe Verleihungen knüpfen zu können. 

4) § 25 in Palazky's Entwurf: Er verleiht alle öffentlichen Würden, Titel, Orden 
und Auszeichnungen, jedoch ohne irgend ein Vorrecht an dieſe Verleihungen knüpfen zu können. 
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§ 30 lautet: „Er verleiht Orden, Würden, Titel und Auszeichnungen, 
jedoch ohne irgend ein Vorrecht an dieſe Verleihungen knüpfen zu können.“ 

Ueber den Antrag des Abg. Palazky wurde der § 30 des Mayer'ſchen 
Entwurfes als S 29 und der $ 29 als $ 30 eingereiht. 

$ 31. 

Laſſer: „Von Fall zu Fall“ im zweiten Satze möge wegbleiben, ich will 
nicht, daß die künftige Geſetzgebung jedesmal mit einem Apanagegeſetz gelang— 
weilt wird; dann könnte auch je nach der Stimmung des Reichstages eine 
Prinzeſſin beſſer, die andere ſchlechter bedacht werden. 

Goldmark: Ich vermiſſe die Beſtimmung, von wem die Ciṽilliſte feſt— 
geſetzt wird, ich würde daher ſagen: „durch ein Geſetz“; von Fall zu Fall 
ſoll nicht wegbleiben, das iſt mir gerade lieb, wenn die Krone die Kammer 
immer braucht. 

Breſtel: Es wird nöthig ſein, von Fall zu Fall die Apanage zu be— 
ſtimmen, denn dieſe richtet ſich nach der Anzahl der Prinzen und der Finanzlage. 

Rieger amendirt den erſten Satz: Nach jedem Regierungsantritte wird 
durch den Reichstag die Civilliſte des Kaiſers für ſeine ganze Regierungsdauer 
feſtgeſetzt. 

Palazky: Ich theile die Beſorgniß nicht, daß die Civilliſte von jemand 
anderem als vom Reichstag beſtimmt werde. 

Scholl: Ich würde die Worte „für ſeine ganze Regierungsdauer“ weg⸗ 
laſſen, weil das Geſetz ohnehin die Zeit beſtimmen wird. 

Bei der Abſtimmung wurde als erſter Satz der Rieger'ſche Antrag, als 
zweiter der Entwurf angenommen. 

S 31 lautet demnach: „Nach jedem Regierungsantritte wird durch den 
Reichstag die Civilliſte des Kaiſers für ſeine ganze Regierungsdauer feſtgeſetzt. 
Apanagen und Ausſtattungen der Mitglieder des Kaiſerhauſes werden von 
Fall zu Fall durch ein Geſetz beſtimmt.“ 

$ 32 wurde ſchon früher in Berathung gezogen. 


833.2 
Palazky lieſt ſeinen $ 289). 


. 1) S 31. Nach jedem Regierungsantritte wird die Civilliſte des Kaiſers für ſeine ganze 
Regierungsdauer feſtgeſetzt. 

Apanagen und Ausſtattungen der Mitglieder des Kaiſerhauſes werden von Fall zu Fall 
durch ein Geſetz beſtimmt. 

2) § 33. Im Falle des Ablebens des Kaiſers hat ſich der Reichstag ohne Zuſammen⸗ 
berufung innerhalb einer Friſt von 4 Wochen, vom Todestage an gerechnet, zu verſammeln. 
Im Fall der Reichstag vorher aufgelöſt und ſeine Zuſammenberufung auf einen ſpäteren 
Termin feſtgeſetzt worden ſein ſollte, ſo tritt der alte Reichstag bis zur Verſammlung des 
neuen in ſeine Verrichtungen ein. War nur eine Kammer aufgelöſt, fo gilt rückſichtlich der- 
ſelben die nämliche Vorſchrift. 

3) $ 28 in Palazky's Entwurfe: Im Falle des Ablebens des Kaiſers hat ſich der Reichs- 
tag ohne Zuſammenberufung innerhalb der Friſt von 4 Wochen, vom Todestage an gerechnet, 


Die Rechte des Kaiſers. 99 


Kautſchitſch: Die Palazky'ſche Faſſung enthält die Streitfrage, ob der 
neue Reichstag binnen der gegebenen Friſt zuſammentreten kann oder nicht? 
Dieſer Streit iſt im Mayer'ſchen Entwurfe vermieden, daher ich für ihn ſtimme. 

Breſtel: Darüber kann wohl kein Zweifel ſein, denn die Ausſchreibung 
der neuen Wahlen wird im ganzen Lande bekannt werden, es muß nur das 
mögliche Zuſammentreten zweier Reichstage vermieden werden; ich glaube aber, 
daß vier Wochen genügen, ich verweiſe auf das Beiſpiel von den Frankfurter 
und unſern Wahlen. Sollte es nicht beliebt werden, ſo würde ich dafür ſtimmen, 
daß im Palazky'ſchen Antrage die Friſt auf ſechs Wochen ausgedehnt werde. 

Laſſer amendirt: innerhalb der Friſt von ſechs Wochen — zu verſammeln. 
„Dies gilt auch dann, wenn der Reichstag aufgelöſt und deſſen Zuſammen— 
berufung auf einen ſpäteren Termin feſtgeſetzt worden wäre.“ 

Violand ſtimmt für dieſen Antrag, denn die Glieder des alten Reichs— 
tages würden nicht gerne kommen, wenn ihre Zeit bald aus iſt. 

Rieger-Turco amendiren den zweiten Satz: „Iſt er etwa eben auf— 
gelöſt, ſo hat der neu einberufene längſtens binnen ſechs Wochen zuſammen— 
zutreten.“ 

Palazky: Wir hatten im Fünferausſchuſſe anfänglich nur eine drei— 
wöchentliche Friſt ſtatuiren wollen, und nur wegen der großen Ausdehnung 
Oeſterreichs ſpäter ſechs Wochen angenommen. 

Bei der Abſtimmung wurde der erſte Satz nach dem Mayer'ſchen Entwurfe 
und der zweite nach dem Amendement Rieger-Turco angenommen, der dritte 
Satz bleibt wegen der Frage über die Zahl der Kammern in suspenso. 

Im erſten Satze wurde über Antrag des Abg. Krainz das Wörtchen 
„auch“ eingeſchaltet. 

Der $ 33 lautet demnach: „Im Falle des Ablebens des Kaiſers hat ſich 
der Reichstag auch ohne Zuſammenberufung innerhalb der Friſt von vier 
Wochen, vom Todestage an gerechnet, zu verſammeln. Iſt er etwa eben auf— 
gelöſt, ſo hat der neu einberufene längſtens binnen ſechs Wochen zuſammen— 
zutreten.“ 

ü $ 34. ) 

Palazky: Ich habe in meinem Entwurfe mehrere Paragraphe des Mayer— 
ſchen in Einen zuſammengeſtellt. 

Breſtel: Debattiren wir dieſe Beſtimmungen einzeln, über die Verſetzung 
der Paragraphe kann ſpäter entſchieden werden. 

Ratz ſtellt den Antrag, daß der Thronfolger in dieſem Falle den Eid in 
die Hände des Reichsrathes ablege. 


zu verſammeln. Iſt er etwa eben aufgelöſt und die Zuſammenberufung des neuen binnen 
beſagter Friſt unmöglich, ſo tritt der alte Reichstag bis zur Verſammlung des neuen in ſeine 
Verrichtungen wieder ein. 

1) § 34. Der Thronfolger muß, wenn der Reichstag beim Ableben des Kaiſers nicht 
verſammelt ift, den Eid auf die Verfaſſung mittlerweile ſchriftlich in die Hände der verant= 
wortlichen Miniſter niederlegen. 
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Breſtel: Reichsrath oder Reichsgericht? 

Gobbi: In der Sorge für die Wahrung der Volksrechte ſtelle ich den 
folgenden Antrag: „In der Zwiſchenzeit vom Tode des Kaiſers bis zur Eides⸗ 
leiſtung des Thronfolgers oder des Regenten werden die verfaſſungsmäßigen 
Gewalten des Monarchen vom Geſammtminiſterium unter Mitwirkung des 
zunächſt zur Erbfolge berufenen volljährigen kaiſerlichen Prinzen ausgeübt.“ 

Breſtel: Ich erkläre mich gegen dieſes Amendement, weil es ein Inter 
regnum ſtatuirt; das widerſtreitet allen conſtitutionellen Begriffen, und würde 
einen Verſtoß in der öffentlichen Meinung hervorrufen, ohne uns zu nützen; 
ich erinnere an den Grundſatz: Der König ſtirbt nie. 

Laſſer theilt die Anſicht Breſtel's. 

Goldmark: Ich bedauere, daß Breſtel, der die belgiſche Verfaſſung ſo 
lobt, nicht die diesfällige belgiſche Verfügung beantragt hat, welche bei einem 
Interregnum die Regierung im Namen des Volkes ausüben läßt; man will 
kein Interregnum anerkennen, aber wer kann es wegleugnen, wenn es da iſt; 
dies kann auch bei einer Krankheit oder Reiſe eines Monarchen eintreten; ich 
ſtelle daher den Antrag: „Vom Tode des Monarchen an bis zur Eidesleiſtung 
des Thronfolgers oder des Regenten werden die conſtitutionellen Gewalten des 
ſelben von dem Miniſterrathe im Namen des öſterreichiſchen Volkes ausgeübt.“ 

Rieger: Das geht bei uns nicht an, wo man allgemein glaubt, der 
neue iſt Kaiſer gleich, wenn der frühere ſtirbt. 

Cavalcabo: Ich finde es angemeſſener, wenn der Monarch den Eid in 
die Hände der verantwortlichen Miniſter ablegt; denn dieſe ſind es zunächſt, 
die an der Anerkennung der Pflichten des Monarchen intereſſirt ſind. 

Die gleiche Anſicht hat Scholl. 

Vacano: Ich habe es als einen Vorzug der Erbmonarchie angeſehen, 
daß kein Interregnum ſtattfinden kann; dieſer Vorzug wird im Amendement 
Gobbi aufgegeben. Ich glaube, daß die Ablegung des Eides in die Hände des 
Reichsrathes nicht den gehörigen Eindruck auf das Volk machen wird. Der 
oberſte Gerichtshof als die höchſte unabhängige Richtersbehörde ſcheint mir ge— 
eigneter dazu. 

Violand: Ich trete dem Antrage Goldmark's bei; ich anerkenne, daß 
der Thronfolger auf den Thron ein Recht habe, auf die Regierung aber nicht, 
bevor der Eid geleiſtet iſt. 

Breſtel: Ich muß bemerken, daß mir die belgiſche Verfaſſung nie als die 
Bibel erſchienen iſt; ich habe mich nur einmal bei § 1 der Grundrechte und 
zwar nur deshalb darauf berufen, um die Verdächtigung zu widerlegen, daß 
der § 1 mit der Monarchie nicht verträglich iſt. Goldmark hat das Gobbi'ſche 
Amendement nicht richtig aufgefaßt und die zwei Umſtände, ob der Monarch 
ohne Eidesablegung die Regierung ausüben darf, oder ob es einen Monarchen 
vor der Eidesablegung gibt, verwechſelt; der Monarch exiſtirt auch vor der 
Eidesablegung, aber ſein erſter Act iſt der Eid auf die Verfaſſung; die Hinder— 
niſſe der Ausübung der Regierungsgewalt wegen Krankheit oder einer Reiſe 
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des Monarchen werden ſchon am gehörigen Orte bedacht werden; der Reichs— 
rath erſchien mir als unabhängige Behörde, welche um ſo mehr geeignet iſt, 
den Eid des Monarchen entgegenzunehmen, nachdem ſie eine Art Volksvertre— 
tung iſt. Mein Antrag lautet: „Der Thronfolger hat, wenn der Reichstag 
beim Ableben des Kaiſers nicht verſammelt iſt, den Eid auf die Verfaſſung 
in die Hände des Reichsrathes in öffentlicher Sitzung abzulegen. Vor Ab 
legung des Eides kann der neue Monarch keine Regierungsgewalt ausüben.“ 

Kautſchitſch: Wir haben uns auf die pragmatiſche Sanction berufen, 
dieſen Grundſatz würde das Gobbi'ſche Amendement umſtoßen; mit dem Antrag 
Ratz's bin ich einverſtanden, nur möge man ſtatt „Verfaſſung“ ſagen „Con- 
ſtitution“. 

Palazky: Gegen das Amendement Gobbi ſträube ich mich ſo zu ſagen 
mit Händen und Füßen; das hieße unſere ganze Geſchichte verkennen, wenn 
wir dem geborenen Kaiſer das Recht der Regierungsgewalt simpliciter ab— 
ſprechen wollen. Das war nie der Fall, es haben Könige und Kaiſer 10—20 
Jahre regiert, ohne gekrönt zu ſein; nur in Böhmen war die Beſchränkung, 
daß der König vor der Krönung keine außerordentlichen Reichsſteuern aus— 
ſchreiben durfte; das Beiſpiel von Belgien paßt nicht, denn dort ſuchte man 
ſich erſt einen König, nachdem die Verfaſſung fertig war. Würden wir ſo 
etwas in unſeren Entwurf aufnehmen, ſo würde er uns in ganz Europa dis— 
creditiren, und ihm unter dem Beifall des Volkes die Sanction verweigert. 
Man verkennt auch den Zweck dieſes Paragraphen. Er geht dahin, um die 
Miniſter zu decken; ſie ſollen durch den Eid beruhigt werden, daß der Monarch 
ſeine Verpflichtung anerkennt, daß er keine abſoluten Gelüſte habe. Ob nun 
der Eid in die Hände des Reichsrathes oder der Miniſter abgelegt werde, iſt 
im ganzen gleichgültig; ich würde es vorziehen, daß er in die Hände der Mi— 
niſter abgelegt werde. 

Der Vorſitzende ſchritt zur Abſtimmung; es wurde das Goldmark'ſche 
und Breſtel'ſche Amendement, letzteres bezüglich des erſten Satzes verworfen; 
das Amendement Gobbi's zurückgezogen. 

Als erſter Satz wurde der Mayer'ſche Entwurf mit dem Amendement 
Ratz's angenommen. Der Zuſatz Breſtel's wurde gleichfalls angenommen. 

Amendement Kautſchitſch wurde verworfen. 

§ 34 lautet: „Der Thronfolger muß, wenn der Reichstag beim Ableben 
des Kaiſers nicht verſammelt iſt, den Eid auf die Verfaſſung mittlerweile in 
die Hände des Reichsrathes niederlegen. Vor Ablegung des Eides kann der 
neue Monarch keine Regierungsgewalt ausüben.“ 


$ 391) 


wurde ohne Debatte nach dem Mayer'ſchen Entwurfe angenommen. 


1) 8 35. Der Thronfolger iſt nach dem zurückgelegten 18. Lebensjahre großjährig. 
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Die Sitzung begann mit der Berathung über den § 36 des Mayer'ſchen 
Entwurfes.) 

Laſſer: Um nicht alle Fälle und Modalitäten einer Regentſchaft in die 
Conſtitution aufnehmen zu müſſen, andererſeits um nicht unvollſtändig zu fein 
oder gegen allfällig beſtehende öſterreichiſche Familienverträge zu verſtoßen, be 
antrage ich die SS 36 und 37 auszulaſſen und an ihrer Stelle zu ſagen: 
„Die Beſtimmungen über die Regentſchaft enthält ein beſonderes Reichsgeſetz.“ 

Sollte dies nicht belieben, ſo ſtelle ich zum § 36 folgendes Amendement: 
„Iſt der Kaiſer minderjährig oder in der Unmöglichkeit zu regieren, ſo wird 
eine Regentſchaft eingeſetzt.“ 

Cavalcabo: Ich habe die Regentſchaftsgeſetze der meiſten conſtitutionellen 
Staaten durchgeleſen, und bin zu der Ueberzeugung gekommen, daß ein be— 
ſonderes Regentſchaftsgeſetz überflüſſig und es ſehr gut thunlich ſei, die weſent— 
lichen Beſtimmungen über die Regentſchaft in die Conſtitution ſelbſt aufzu— 
nehmen. Es iſt nicht räthlich, Jemanden de lege zum Regenten zu beſtimmen, 
und viel klüger die Beſtimmung des Regenten dem Reichstage zu überlaſſen, 
deshalb ſtimme ich für Belaſſung der diesfälligen Paragraphen. 

Ratz: Ich halte dafür, daß nur im Falle der Minderjährigkeit oder Ab⸗ 
weſenheit des Monarchen eine Regentſchaft einzutreten habe, im Falle ſeiner 
Unfähigkeit ſoll jedoch ſein Nachfolger zum Throne gelangen; denn ſonſt könnte 
es geſchehen, daß durch 20 oder 30 Jahre eine Regentſchaft beſtände. 

Breſtel: Dieſe Anſicht kann ich nicht theilen, denn nach derſelben müßte 
der Monarch, im Falle er während der Dauer ſeiner Regierung unfähig wird, 
abgeſetzt werden. Wohl möchte ich den Fall der Abweſenheit des Monarchen 
im Auslande im S 36 erwähnt wiſſen. 

Kautſchitſch: Vergeſſen Sie nicht, meine Herren, daß in den verſchie— 
denen öſterreichiſchen Kronländern verſchiedene Beſtimmungen für den Fall des 
Ausſterbens des nun regierenden Hauſes beſtehen. Die Böhmen könnten z. B. 
ihr Wahlrecht geltend machen wollen. 

Pinkas: Das iſt nicht zu befürchten, ſobald wir die öſterreichiſche Con— 
ſtitution beſchworen haben; es iſt eben unſere Aufgabe, hier die verſchiedenen 
Beſtimmungen der öſterreichiſchen Kronländer zu vereinigen; ein Wahlreich ge— 
hört übrigens zu den größten Calamitäten der Welt. 

Gobbi: Ich ſtelle zu $ 36 folgendes Amendement: „Für den Fall der 
Minderjährigkeit und Unmöglichkeit zu regieren, wird eine Regentſchaft eingeſetzt.“ 

Ferner zu $ 37: „In dieſem Falle hat der Reichstag, wenn er nicht ſchon 
verſammelt wäre, innerhalb der Friſt von vier Wochen, wenn er aber aufge— 


1) § 36. Für den Fall der Minderjährigkeit oder der Unfähigkeit zur Selbſtregierung 
wird eine Regentſchaft eingeſetzt. 

$ 37. Zur Einführung einer Regentſchaft haben ſich beide Kammern des Reichstages 
in einer Verſammlung zu vereinigen, welche die Wahl des Regenten vornimmt. 
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löſt wäre, längſtens binnen ſechs Wochen zur Einſetzung einer Regentſchaft 
zuſammenzutreten.“ 

„Bis zur Ernennung der Regentſchaft wird die Regierung vom Geſammt— 
miniſterium unter Mitwirkung des zunächſt zur Erbfolge berufenen volljäh— 
rigen kaiſerlichen Prinzen geführt.“ 

Breſtel: Das Amendement Gobbi enthält ſchon die Vorausſetzung, daß 
die Regentſchaft dem zunächſt zum Throne Berufenen gebühre. 

Auch der Fall, wenn der Monarch z. B. in Helgoland längere Zeit die 
Seebäder gebrauchen müßte, macht eine Regentſchaft nothwendig; Unmöglichkeit 
oder Unfähigkeit zu regieren iſt übrigens daſſelbe. 

Ich ſtelle zu S 36 das Amendement: „Für den Fall der Minderjährigkeit, 
der Unmöglichkeit zu regieren oder des Befindens des Monarchen im Auslande 
wird eine Regentſchaft niedergeſetzt. Bis zur Einführung einer Regentſchaft hat 
das beſtehende verantwortliche Miniſterium die laufenden Geſchäfte fortzuführen.“ 

Scholl: Ich wäre dafür, den $ 36 in suspenso zu laſſen; denn wozu 
nützen alle dieſe Beſtimmungen, ſolange nicht ausgemacht iſt, wer zu beſtimmen 
habe, daß der Fall einer Regentſchaft vorhanden ſei? 

Krainz: Ich bin mit dem erſten Antrage Laſſer's, die $$ 36 und 37 aus⸗ 
zulaſſen, einverſtanden; denn ich bin überzeugt, daß der $ 37 nicht ſanctionirt 
wird. In Belgien konnte dieſe Beſtimmung aufgenommen werden, weil dort 
das Princip der Volksſouveränität anerkannt iſt; bei uns wurde daſſelbe bereits 
in der miniſteriellen Erklärung vom 4. Januar ) laufenden Jahres in Abrede 
geſtellt, damit aber auch das Recht des Volkes, ſich ſeinen Regenten zu be— 
ſtimmen. 

Breſtel: Die Erklärung vom 4. Januar hatte zunächſt die Wahrung des 
monarchiſchen Principes zum Zwecke; in der Ernennung eines Regenten ſehe 
ich aber nicht die geringſte Gefährdung des monarchiſchen Principes, daher dieſes 
Ernennungsrecht auch dem engliſchen Parlamente zuſteht und erſt im Jahre 
1811 ausgeübt wurde. 

Cavalcabo: Ich erlaube mir nur über den von Herrn Scholl geäußerten 
Zweifel, wer zu beſtimmen habe, daß der Fall einer Regentſchaft eingetreten 
ſei, zu bemerken, daß dieſer Zweifel im Falle der Minderjährigkeit ſich von 
ſelbſt löſe; im Falle der Unfähigkeit wird es Pflicht der verantwortlichen Miniſter 
ſein, die Unfähigkeit nach den Beſtimmungen des allgemeinen bürgerlichen Ge— 
ſetzbuches zu conſtatiren. 

Ich bin mit dem Amendement Breſtel's einverſtanden, würde aber den 
Fall der Abweſenheit auslaſſen; denn daß für einen ſolchen Fall eine Regent— 
ſchaft nicht nothwendig ſei, lehrten uns die Verhandlungen des engliſchen Parla— 
mentes, bevor die Königin Victoria vor einigen Jahren den Continent beſuchte. 


1) In der Reichstagsſitzung vom 4. Januar verlas der Miniſter Stadion, ehe die Be— 
rathung der Grundrechte eröffnet wurde, ein Proteſt gegen den § 1 derſelben: Alle Gewalt 
geht vom Volke aus, und erklärte das Princip der Volksſouveränität mit der monarchiſchen 
Verfaſſung unverträglich. 
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Laſſer: Bezüglich der Abweſenheit des Monarchen theile ich die Anſicht 
Cavalcabo's. Sollte vielleicht auch dann eine Regentſchaft beſtellt werden, wenn 
der Kaiſer auf eine Jagd nach Berchtesgaden geht, oder auf der Reiſe von 
Wien nach Innsbruck die bayriſche Straße betritt? 

Breſtel: Die letzte Bemerkung Laſſer's iſt nicht richtig; denn die Straße 
von Wien nach Innsbruck iſt eine öſterreichiſche Straße, die auf einer Strecke 
über bayriſches Gebiet geht. Ich will jedoch dieſen Paſſus bezüglich der Ab— 
weſenheit aus meinem Amendement auslaſſen, und dafür ſpäter einen beſon⸗ 
deren Paragraphen beantragen. 

Der nun zur Abſtimmung gebrachte Antrag Laſſer's, die SS 36 und 37 
mit Berufung auf ein beſonderes Regentſchaftsgeſetz auszulaſſen, blieb in der 
Minorität der Abg. Ratz, Scholl, Krainz, Laſſer und Turco. 

Das zum § 36 von Laſſer geſtellte Amendement, ſowie der von Breſtel 
beantragte Zuſatz zu S 36 wurden mit Stimmenmehrheit angenommen. 

Der Zuſatzantrag Gobbi's „Bis zur Ernennung der Regentſchaft“ u. ſ. w. 
blieb in der Minorität. 

Der Vorſitzende eröffnete ſohin die Debatte über das Amendement Gobbi's 
zu "9% b 

Cavalcabo: Ich bin mit Gobbi einverſtanden, beantrage jedoch, die Ter— 
minsbeſtimmung auszulaſſen und am Ende des $ 37 zu ſagen: „Iſt der Reichs— 
tag nicht verſammelt, fo haben die Beſtimmungen des $ 33 einzutreten.“ 

Laſſer: Da wir ſoeben durch Annahme des Breſtel'ſchen Zuſatzes zu $ 36 
ein Interregnum zuließen, während dem nur die laufenden, alſo äußerlichſten 
Geſchäfte vom Miniſterium zu beſorgen, die wichtigſten dagegen zu ſuspendiren 
ſind, ſo bin ich nicht einverſtanden, daß eine ſolche Suspenſion vier oder ſechs 
Wochen dauere, daher ich die Terminsbeſtimmung auslaſſen möchte. 

Ziemialkowsky: Ich ſtelle das Amendement, daß im § 36 nach dem 
Worte „Regentſchaft“ die Worte „vom Reichstage“ geſetzt, ferner die von Gobbi 
beantragte Beſtimmung nach dem erſten Satze des $ 36 aufgenommen werde. 

Eine Berufung auf $ 33 halte ich nicht für nöthig. 

Breſtel: Die Berufung auf $ 33 iſt nicht nothwendig. Die laufenden 
Geſchäfte des Monarchen ſind die gewöhnlichen Acte der Executivgewalt, außer— 
gewöhnliche, als Ernennungen zu wichtigen Aemtern, können ohne Stockung 
immer einige Wochen ſuspendirt werden. 

Goriup: Die von Breſtel beantragten Beſtimmungen dürften nicht für 
alle denkbaren Fälle genügen. Nehmen wir z. B. den Fall, daß während eines 
Bürgerkrieges, wie er jetzt in Ungarn wüthet, die Nothwendigkeit einer Regent 
ſchaft eintritt; da könnte der Reichstag gar nicht zuſammen kommen, in einem 
ſolchen Falle möchte ich die Regentſchaft doch lieber dem zunächſt zum Throne 
berufenen Prinzen als dem Miniſterium überlaſſen. 

Cavalcabo: Ich theile nicht die Bedenken des Herrn Goriup; denn 
die Regentſchaft wird in der Regel noch bei Lebzeiten des Monarchen, ſobald 
nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge der Fall ihres Antrittes wahrſcheinlich 
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iſt, vom Reichstage feſtgeſetzt werden, ſowie nach dem Tode des Herzogs von 
Orleans ſogleich die Regentſchaft für den Grafen von Paris beſtimmt wurde. 

Laufenſtein: Ich habe mich bei der Abſtimmung über den 8 36 in der 
Vorausſetzung der Majorität angeſchloſſen, daß man einen kürzeren Termin 
zur Einberufung des Reichstages feſtſetzen werde. Dieſen Termin möchte ich, 
um nicht dringende Geſchäfte, die nicht zu den laufenden gehören, zu lange 
unerledigt zu laſſen, auf 14 Tage reſtringiren. 

Iſt der Reichstag nicht aufgelöſt, ſo kann er ſich leicht binnen 14 Tagen 
verſammeln. Der Fall der Auflöfung dürfte aber nicht leicht mit dem einer 
plötzlichen Regierungsunfähigkeit zuſammentreffen. 

Violand: Ich ſtelle das Amendement, zu ſagen „in kürzeſter Friſt.“ 

Bei der nun erfolgten Abſtimmung blieben die Amendements der Abg. 
Violand, Laufenſtein und Cavalcabo in der Minorität. Dagegen wurde das 
Amendement Gobbi's mit Subſtituirung des Wortes „Wahl“ für das Wort 
„Einſetzung“ per majora angenommen. Ueber den Antrag Rieger's wurden 
nunmehr die $$ 36 und 37 in einen Paragraphen zuſammengezogen, der fo 
lautet: § 36. Iſt der Kaiſer minderjährig oder in der Unmöglichkeit zu regieren, 
ſo wird eine Regentſchaft eingeſetzt. In dieſem Falle hat der Reichstag, wenn 
er nicht ſchon verſammelt wäre, innerhalb der Friſt von vier Wochen, wenn er 
aber aufgelöſt wäre, längſtens binnen ſechs Wochen zur Wahl einer Regent— 
ſchaft zuſammenzutreten. Bis dahin hat das beſtehende verantwortliche Mini— 
ſterium die laufenden Geſchäfte fortzuführen. 

Berathung des $ 38.1) 

Scholl: Ich halte den Regenten nicht für einen Ceſſionar des Monarchen, 
ſondern für einen Mandatar der Executionsgewalt, und ſtelle daher zu $ 38 
folgendes Amendement: „Die Regentſchaft kann nur einer Perſon, und zwar 
ſo lange ein regierungsfähiger kaiſerlicher Prinz vorhanden iſt, nur einem ſolchen 
übertragen werden.“ 

„Der Regent übt die Staatsgewalt in dem Umfange, wie ſie dem Kaiſer 
zuſteht, im Namen deſſelben aus, ſobald er den Eid auf die Verfaſſung ge— 
leiſtet hat.“ 

Breſtel: Ich bin wohl mit dem zweiten Satze dieſes Amendements, nicht 
aber mit dem erſten Satze einverſtanden, denn wir haben bereits beſchloſſen, 
keinen Regenten de lege feſtzuſetzen, ſondern deſſen Wahl dem Reichstage zu 
überlaſſen. 

Rieger: Zum zweiten Satze des $ 3s ſtelle ich folgendes Amendement: 
„Der Regent tritt in das Recht, die verfaſſungsmäßigen Regierungsgewalten 
auszuüben, von dem Augenblicke ein, wo er den Eid auf die Conſtitution ge— 
leiſtet hat.“ 

Bei der nun erfolgten Abſtimmung blieb der zweite Satz des Scholl'ſchen 
Amendements in der Minorität, deſſen erſter Satz ſowie das Amendement 


1) $ 38. Die Regentſchaft kann nur einer Perfon übertragen werden. Der Regent tritt 
in alle Rechte des Kaiſers, ſobald er den Eid auf die Verfaſſung geleiſtet hat. 
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Rieger's wurden dagegen mit Stimmenmehrheit angenommen. Es lautet dem 
zu Folge der $ 38 fo: 

§ 38. Die Regentſchaft kann nur einer Perſon, und zwar fo lange ein 
regierungsfähiger kaiſerlicher Prinz vorhanden iſt, nur einem ſolchen übertragen 
werden. Der Regent tritt in das Recht, die verfaſſungsmäßigen Regierungs- 
gewalten des Kaiſers auszuüben, von dem Augenblicke ein, wo er den Eid auf 
die Conſtitution geleiſtet hat. 

$ 39 des Mayer'ſchen Entwurfes ) wurde ſohin ohne Debatte per majora 
angenommen. 

Gobbi ſtellte nun den Antrag, in einem eigenen Paragraphen zu ſagen: 
„Alle übrigen auf die Regentſchaft ſich beziehenden Beſtimmungen ſind einem 
beſonderen Geſetze vorbehalten.“ 

Ca valcabo ſtimmte gegen dieſen Antrag unter Beziehung auf ſein be— 
reits bei S 36 gegen die Aufnahme einer ſolchen Citation abgegebenes Votum. 
Dieſes ſohin zur Abſtimmung gebrachte Amendement Gobbi's blieb in der 
Minorität der Abg. Gobbi, Ratz, Turco, Scholl, Madonizza, Krainz und des 
Vorſitzenden. 

Das vom Abg. Cavalcabo hierauf geſtellte Amendement, daß ein beſonderer 
Paragraph dem Regenten ein Viertel der kaiſerlichen Civilliſte zuſpreche, womit 
Abg. Laſſer deshalb einverſtanden war, damit die Regentſchaft nicht in einer 
Minuslicitation verliehen werde, wurde über die Bemerkung des Abg. Breſtel, 
daß dieſe Beſtimmung Gegenſtand des Jahresbudgets, ſomit hier überflüſſig ſei, 
vom Antragſteller zurückgezogen. 

Das vom Abg. Breſtel geſtellte Amendement: der Kaiſer darf ohne Be— 
willigung des Reichstages nicht länger als zwei Monate in einem Jahre ſich 
im Auslande aufhalten, und muß in einem ſolchen Falle immer von einem 
verantwortlichen Miniſter begleitet werden — wurde nun als § 39 durch 
Stimmenmehrheit angenommen. 

Filippi beantragte nun folgende 2 Paragraphen. I. Der Kaiſer theilt 
dem Reichstage den von ihm oder dem Thronfolger beſchloſſenen Ehevertrag 
mit, und die Trauung des Einen oder des Anderen wird in Gegenwart je 
eines Deputirten von jeder Provinz vollzogen, und die Deputirten fertigen als 
Zeugen den Ehevertrag. 

II. Ohne vorläufige Genehmigung des Reichstages darf weder der Kaiſer 
noch der Thronfolger eine gültige Ehe mit einer Prinzeſſin eingehen, welche 
einem regierenden Hauſe in einem Lande gehört, wo der Herrſcher die geſetz— 
gebende Gewalt mit dem Volke nicht theilt. 

Dieſe beiden Paragraphen begründete der Herr Antragſteller in italieniſcher 
Sprache damit: 

Die Ehe eines Regenten iſt viel wichtiger wie die eines Privaten, er hat 
dem Lande einen Thronfolger zu geben; ferner kann der Einfluß jener Gemahlin 


1) § 39. Während der Regentſchaft kann keine die Rechte der Krone ſchmälernde Ver- 
änderung in der Conſtitution vorgenommen werden. 
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und ihres Hauſes das Staatswohl fördern, aber auch gefährden. Er berufe 
ſich deshalb auf die Geſchichte, namentlich auf die Eheunterhandlungen des 
Kaiſers Napoleon mit dem ruſſiſchen Hofe, auf die neueſten Ereigniſſe in Folge 
der Vermählung des Prinzen von Montpenſier mit einer ſpaniſchen Prinzeſſin. 
So wie bisher die Vertreter der Fürſten dergleichen feierlichem Acte beiwohnten, 
fo ſei es dem ins Leben getretenen demokratiſchen Principe angemeſſen, nun— 
mehr die Vertreter der Völker beizuziehen. 

Ca valcabo: Ich muß mich entſchieden gegen dieſe Anträge erklären. 
Die zu ihrer Begründung citirten geſchichtlichen Belege paſſen ganz und gar 
nicht auf unſere Lage. Zu Zeiten des Kaiſers Napoleon gab es außer Eng— 
land keinen einzigen conſtitutionellen Staat, damals war freilich der Einfluß 
des Hofes und der diplomatiſchen Verbindungen ein ſehr mächtiger. Anders 
iſt es heute. Es müßte um unſere Freiheit ſchlecht ſtehen, wenn Hofintriguen 
ſie gefährden könnten. Soll denn der Monarch gar keine Freiheit genießen? 
nicht einmal bei der, für den geringſten ſeiner Unterthanen ſo wichtigen Wahl 
ſeiner Lebensgefährtin ſeinem Herzen folgen dürfen? Die liberalſten Conſtitutionen 
enthalten keine ſolchen Beſchränkungen. Man muß den Regenten nicht im vor— 
hinein als einen Feind der Volksfreiheit hinſtellen, gegen den man alle mög— 
lichen Cautelen anwenden müſſe; das wäre eine ebenſo falſche als verletzende 
Vorausſetzung. 

Laſſer: Ich bin ganz mit meinem Vorredner einverſtanden und begreife 
nicht, ob man mit dieſer Conſensertheilung eine Rancüne gegen den Hof üben, 
oder dem Reichstage eine Einladung zur Hochzeit verſchaffen will. Jedenfalls 
würde aber dieſer Beſtimmung die Sanction verweigert werden. 

Goldmark: Ich theile die Anſicht des Antragſtellers, denn die Heirath 
des Monarchen iſt weder eine rein perſönliche noch bloße Familienangelegen— 
heit. Wäre die Gemahlin Ludwigs XVI. nicht eine öſterreichiſche Prinzeſſin 
geweſen, ſo würde die franzöſiſche Revolution nicht ſo weit gekommen ſein. 
Die Freiheit ſoll ſich nur mit der Freiheit und der Tag nicht mit der Nacht 
vermählen. 

Der Vorſitzende brachte nun das Princip, ob die vom Abg. Filippi 
beantragte Beſchränkung des fraglichen perſönlichen Rechtes des Monarchen 
in die Conſtitution aufgenommen werden ſolle, zur Abſtimmung. 

Die Majorität erklärt ſich dagegen; dafür waren nur folgende Mitglie— 
der: Goldmark, Rieger, Violand, Ziemialkowsky, Filippi und Madonizza. 

Berathung des $ 40.) 

Breſtel: Ich beantrage dieſen Paragraphen ganz wegzulaſſen, denn ein— 
mal dürfte der hier vorgeſehene Fall kaum in 500 Jahren eintreten, dann 
verſtieße dieſe Beſtimmung gegen das keineswegs verworfene Princip des $ 1 


1) S 40. Der Kaiſer hat das Recht in Ermangelung rechtmäßig zur Nachfolge berufener 
Glieder der Dynaſtie mit Zuſtimmung der in einer Verſammlung vereinten Kammern des 
Reichstages den Thronfolger zu ernennen. 
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der Grundrechte, nach welchem im Falle des Ausſterbens des jetzt regierenden 
Hauſes das Recht des Volkes, ſich ſeinen Monarchen zu wählen, wirkſam wird. 
Rieger: Ich bin derſelben Anſicht, in dieſem Falle müßte das Recht der 
Krone Böhmens und Ungarns auf ganz Oeſterreich übertragen werden. 
Bei der hierauf erfolgten Abſtimmung ſprach ſich die Majorität für Weg⸗ 
laſſung des S 40 aus. eri 


VÀ 
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An der Tagesordnung war das Kapitel von den Reichsminiſtern, zunächſt 
der $ 41). 

Cavalcabo hält es für überflüſſig von einer verantwortlichen ,,Reidhs 
regierung“ zu ſprechen, verantwortlich ſeien bloß die Miniſter, er beantrage 
dieſes Wort hinwegzulaſſen. 

Ziemialkowsky wünſcht und beantragt, daß aus dieſem Paragraphe 
die Worte: „die Beſtimmung der Zahl derſelben“ hinweggelaſſen werden; es 
könne ſonſt irgend einem Kaiſer einmal beifallen, 50 — 60 Miniſter ohne Porte 
feuille zu ernennen (wie jetzt ſchon wirklich einer derlei ernannt ſei), und das 
Land könne ſie hernach bezahlen. 

Laſſer meint, wer dieſe Beſorgniß trage, müſſe noch weiter gehen, und 
die Zahl der Miniſter fixiren. 

Goriup iſt der Anſicht Ziemialkowsky's und meint, die Zahl der Mi 
niſter werde ſchon der legislative Reichstag feſtſetzen. 

Rieger ſpricht ſich dagegen aus, weil Geſetze des Herkommens allein 
ſchon ſelbſt einem abſoluten Monarchen es unmöglich machen, ſich 50 —60 Mi— 
niſter zu halten, und die Miniſter ſelbſt gegen eine übermäßige Vermehrung 
ihrer Collegen ohne Portefeuilles proteſtiren würden, da ſie für die Beſchlüſſe 
des ganzen Miniſterrathes verantwortlich ſind. Auch 

Breſtel kann das Bedenken Ziemialkowsky's nicht theilen, weil die Ram 
mer am Ende doch immer das Budget zu beſtimmen habe und eine ſolche 
Ueberzahl von Miniſtern gewiß nicht beſolden werde. Gewiſſe Rechte des 
Monarchen, z. B. das Recht Krieg zu führen, finden im conſtitutionellen Staate 
ebenſogut wieder ihre natürliche Beſchränkung, wenn die Kammer zu un— 
nöthigen Kriegen kein Geld bewilligt u. ſ. w. 

Er ſpricht ſich für den vorliegenden Text des Paragraphen aus. 

Nach vorgenommener Abſtimmung blieben die Amendements Cavalcabo's 
und Ziemialkowsky's, ebenſo wie das ſtiliſtiſche Amendement Krainz's: „die 
verantwortliche Leitung der Reichsregierung“ zu ſetzen, in der Minorität. 


1) $ 41. Die Leitung der verantwortlichen Reichsregierung liegt dem Reichsminiſterium 
ob. Die Ernennung der Reichsminiſter, die Beſtimmung der Zahl derſelben und die Verthei— 
lung der Geſchäfte unter denſelben ſteht dem Kaiſer allein zu. 
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Der Text des Entwurfes wurde mit Majorität angenommen; daher der 
$ 41 zu lauten hat: „Die Leitung der verantwortlichen Reichsregierung liegt 
dem Reichsminiſterium ob. Die Ernennung der Reichsminiſter, die Beſtim— 
mung der Zahl derſelben und die Vertheilung der Geſchäfte unter dieſelben 
ſteht dem Kaiſer allein zu.“ 
I $ 42.1) 

Cavalcabo ftellt den Antrag, dieſen Paragraph zu ſtiliſiren: „Die Pi 
niſter ſind für ihre Amtsführung verantwortlich.“ 

Er verſtehe unter Handlungen und Anträgen ohnehin nur jene, die wirklich 
ins Leben treten, und glaube nicht, daß man die Miniſter am Ende noch für 
ihre Gedanken verantwortlich machen wolle. 

Der Ausdruck „Amtsführung“ begreife dies alles in ſich. 

Breſtel meint, das Wort „Anträge“ müſſe bleiben, denn ein Antrag 
eines Miniſters könne gar oft den Verſuch einer Verfaſſungsverletzung ent— 
halten. Ebenſo 

Laſſer, der die Verantwortlichkeit für Anträge nicht ausgeſchloſſen wiſſen 
will, wenn dieſe der Krone gemacht, oder vor die Kammer gebracht werden. 

Gobbi und Halter ſtimmen der Cavalcabo'ſchen, Laufenſtein der 
Laſſer'ſchen Anſicht bei. 

Scholl meint, wenn man nicht Cavalcabo's Amendement annehme, müſſe 
man die Miniſter nicht minder auch für die „Unterlaſſungen“ verantwortlich 
machen. Auch 

Vacano pflichtet der Laſſer'ſchen Anſicht bei und weiſt auf das neueſte 
Beiſpiel Frankreichs hin, wo der Antrag auf die Clubſchließung Meuterei, Be— 
lagerungsſtand, Miniſteranklagen, und der Himmel weiß alles nach ſich ziehe. 

Rieger wünſchte ſogar die Gattung dieſer Anträge näher bezeichnet. 

Breſtel beſteht wiederholt auf Beibehaltung dieſes Wortes, weil es 
höchſtens ein überflüſſiges ſei, und man erſt neulich habe den Grundſatz gelten 
laſſen „superflua non nocent.“ 

Nach der Abſtimmung wird Cavalcabo's Antrag mit Majorität angenommen. 
§ 42 lautet: „Die Miniſter ſind für ihre Amtsführung verantwortlich.“ 

8 43.2) 

Cavalcabo ſtellt das Amendement: „Die Worte „von Geburt“ weg— 
zulaſſen.“ 

Wenn Jemand groß naturaliſirt ſei, ſo müſſe das ſoviel gelten, als wenn 
er im Staatsgebiete war geboren worden. 

Ziemialkowsky meint, man ſolle dieſe Worte nicht hinweglaſſen; denn 
die große Naturaliſation werde man den Ausländern nach Belieben verſchaffen 


1) F 42. Die Miniſter find für alle Handlungen und Anträge in ihrer Amtsführung 
verantwortlich. 

2) § 43. Kein Mitglied der kaiſerlichen Familie und Niemand, der nicht öſterreichiſcher 
Staatsbürger von Geburt iſt, kann Miniſter werden. 
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können. Ausländer wünſche er aber von Miniſterſtellen ferne gehalten, und 
wären ſie Capacitäten, höchſtens als Unterſtaatsſecretär fungiren zu ſehen. 

Sie können auch in dieſer Stellung dem Vaterlande Nutzen bringen. 

Laſſer ſtimmt für die Beibehaltung des Textes, umſomehr als wir über 
die Naturaliſation noch gar keine Geſetzesbeſtimmungen beſitzen. 

Rieger ſpricht für den Antrag Cavalcabo's, weil nach dem Wortlaute 
des Textes auf die allfällige Vergrößerung des öſterreichiſchen Staatsgebietes 
kein Bedacht genommen ſei. Alle Krakauer z. B. ſeien nach demſelben von 
Miniſterſtellen ausgeſchloſſen. Graf Potozky könne es nicht zum Miniſter 
bringen. 

Laſſer: So dürfen die Worte „von Geburt“ nicht ausgelegt werden — 
das Gebiet z. B., in welchem er geboren worden, ſei zur Zeit ſeiner Geburt 
noch ein bayriſches geweſen. 

Rieger: Dann könne er nach dieſem Paragraphe auch nicht Miniſter 
werden. Man müßte ſich jedenfalls deutlicher ausdrücken; was übrigens die 
große Naturaliſation betreffe, ſo werde dieſe von der geſetzgebenden Verſamm⸗ 
lung ertheilt, und wem dieſe das Vertrauen ſchenkt, der könne wohl auch zu 
einer Miniſterſtelle zugelaſſen werden. Man weiſe diesfalls wenigſtens auf 
ein derlei ſpäteres Geſetz hin. Sein Amendement lautet: „Mitglieder des 
regierenden Hauſes, Ausländer und alle jene, die nicht Staatsbürger durch 
Geburt ſind, und auch von dem Reichstage keinen Dispens von der Eingeburt 
erhalten haben, dürfen ein Miniſteramt nicht bekleiden.“ 

Goriup ſtimmt für den Urtext. — Ausländer werden wohl nicht leicht 
aus Patriotismus, ſondern aus Eigennutz Miniſterſtellen annehmen; weiter 
aber ſei es für das eigene Vaterland entehrend, wenn es von Fremden 
regiert werde. 

Goldmark theilt die Anſicht Rieger's und hält nichts auf den Patrio⸗ 
tismus „von Geburt aus.“ Er ſehe nicht ein, warum man zwiſchen geborenen 
und naturaliſirten Staatsbürgern einen Unterſchied machen, und den als einen 
Fremden anſehen wolle, der ſchon zehn Jahre im Staate lebt, Steuern und 
Laſten deſſelben trägt u. ſ. w. 

Bezüglich der Fähigkeit, Miniſterämter zu bekleiden, wolle er diesfalls eine 
beſtimmte Zeit des Aufenthaltes im Staate feſtſetzen und ſtelle das Amende— 
ment: „Kein Mitglied der kaiſerlichen Familie kann Miniſter werden oder ein 
Miniſteramt bekleiden; ebenſowenig dürfen Ausländer und ſolche öſterreichiſche 
Staatsbürger, die noch nicht zehn Jahre das Staatsbürgerrecht genießen, zu 
Miniſterſtellen zugelaſſen werden.“ 

Außer dieſem beantrage er aber hier noch eventuell einen Zuſatz, durch 
welchen verhütet werden ſoll, daß Mitglieder der kaiſerlichen Familie dadurch 
factiſch Miniſterſtellen bekleiden, daß man eine Puppe von Miniſter hinſtellt, 
um ſie beliebig zu verwenden. 

Dieſes Zuſatzamendement laute: „oder ein miniſterielles Amt bekleiden“ 
und möge auch ſeparat noch der Abſtimmung unterzogen werden. 
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Gobbi meint, man müſſe noch außerdem die Anforderung an die Miniſter 
ſtellen, daß ſie das Land kennen; daher er amendire: „Kein Mitglied der kaiſer— 
lichen Familie und Niemand, der nicht ſchon ſeit wenigſtens 12 Jahren ſowohl 
öſterreichiſcher Staatsbürger iſt, als in dem durch die Conſtitution vereinten 
Ländergebiete ſeinen bleibenden Wohnſitz hat, kann Miniſter werden.“ 

Vacano ſtimmt der Rieger'ſchen Anſicht bei, wünſcht aber, daß auch die 
deutſche Staatsbürgerſchaft zur Fähigkeit, Miniſter zu werden, hinreichen möchte. 
Für dieſen Fall würde nach der Bemerkung des Abg. Pinkas auch die griechiſche 
Staatsbürgerſchaft genügen müſſen, und er würde es dann auch ohne weiteres 
beantragen. 

Ca val ca bo meint, wenn nur die Worte „von Geburt“ hier wegblieben. Die 
ſpeciellen Beſtimmungen, wie lange z. B. Jemand im Staate wohnen müſſe, 
um Miniſter werden zu können, ſollen nicht hier, wie es Goldmark beantragt, 
ſondern an anderem Orte feſtgeſetzt werden. 

Breſtel erklärt ſich gleichfalls für die Hinweglaſſung obiger Worte. Er 
ſehe durchaus nicht ab, warum der, den man allenfalls zu einem Deputirten 
wählen kann, nicht auch Miniſter werden ſollte. Erſteres erfordere faſt eine 
größere Liebe und Anhänglichkeit zum Vaterlande, ja der Deputirte ſei nicht 
verantwortlich, wie der Miniſter, unterliege auch nicht einer Controle der 
Kammer, wie dieſer. Wir haben ſchlechte Miniſter gehabt, welche Inländer 
waren, unter den gegenwärtigen Miniſtern ſei vielleicht der im Auslande ge— 
borene noch der beſte! Auch 

Kautſchitſch iſt für Hinweglaſſung jener Worte, ebenſo 

Laufenſtein, der in ihrer Beibehaltung ſogar eine Inconſequenz ſieht, 
da man ſchon in den Grundrechten Ausländer vom Staatsdienſte ausge— 
ſchloſſen habe. 

Es wurde nun zur Abſtimmung geſchritten. 

Cavalcabo's, Gobbi's, Rieger's und Goldmark's Amendements blieben in 
der Minorität. 

Nur Pfretſchner's ſtiliſtiſches Amendement: „durch Geburt“ ſtatt „von 
Geburt“ zu ſetzen, wurde von der Majorität angenommen, wonach der $ 43 
zu lauten hätte: „Kein Mitglied der kaiſerlichen Familie und Niemand, der 
nicht öſterreichiſcher Staatsbürger iſt durch Geburt, kann Miniſter werden.“ 


9 
(vorbehaltlich der Beſchlüſſe über Ein- oder Zweikammerſyſtem). 
Laſſer will, wenn der Mayer'ſche Entwurf und nicht der $ 36 des 


1) $ 44. Die Miniſter haben nur Stimmrecht in einer oder der anderen Kammer des Reichs⸗ 
tages, wenn ſie Mitglieder deſſelben ſind. Sie haben Zutritt in jede Kammer und müſſen auf 
ihr Verlangen gehört werden. Die Kammern können die Gegenwart der Miniſter verlangen. 

5 36 in Palazky's Entwurf lautet: „Die Miniſter haben freien Zutritt zum Reichstage 
und müſſen auf ihr Verlangen jedesmal gehört werden. Es kann auch der Reichstag die 
Anweſenheit der Miniſter fordern. Stimmrecht haben ſie jedoch nur dann, wenn ſie 3u- 
gleich Mitglieder des Reichstages ſind.“ 
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Palazky'ſchen Entwurfes, der ihm hier beſſer gefalle, zur Grundlage der Debatte 
dienen ſoll, den letzten Satz des Paragraphen hinweglaſſen. 

Sollte der Palazky'ſche Entwurf belieben, ſo beantrage er: 1. in deſſen 
erſter Zeile das Wort „freien“ hinwegzulaſſen, dann 2. anſtatt: „Es kann auch 
der Reichstag“, die Worte zu ſetzen: „Der Reichstag kann.“ 

Halter ſpricht ſich hier auch für Palazky's Entwurf aus, nur beantrage 
er, in der letzten Zeile des $ 36 (nach Palazky) ſtatt der Worte: „des Reichs— 
tages“ zu ſetzen: „der Sano 

Cavalcabo ift mit dem Laſſer'ſchen Antrage bezüglich der eventuellen 
Hinweglaſſung des letzten Satzes im § 44 (nach Mayer) nicht einverſtanden, 
weil die Kammer immer nur aus wichtigen Gründen die Gegenwart der 
Miniſter verlangen, und ſelbe gewiß nicht unnöthiger Weiſe ihren wichtigen 
Geſchäften entziehen würde. 

Turco und Rieger ſind, ſowie die Majorität für den § 36 nach Palaz— 
ky's Entwurf, da er logiſcher ſei. 

Die Majorität ſprach ſich auch für die zu dieſem Paragraphen von Laſſer 
und Halter geſtellten Amendements aus; daher der § 44 im Entwurfe Mayer's 
nun zu lauten hatte: „Die Miniſter haben Zutritt zum Reichstage und müſſen 
auf ihr Verlangen jedesmal gehört werden. Der Reichstag kann die Anweſenheit 
der Miniſter fordern. Stimmrecht haben ſie jedoch nur dann, wenn ſie zugleich 
Mitglied der Kammer ſind.“ i 
$ 45.1) 

Cavalcabo ſtellt hier mit Hinweiſung auf den König von Neapel, der 
ſeinen Polizeiminiſter außer Land zu verſetzen wußte und ihn ſonach zur rechten 
Zeit in Schutz nahm, den Antrag: „ſtatt der Worte: „einen Miniſter der 
Verantwortlichkeit entziehen“, zu ſetzen: „die Miniſter von der Verantwort- 
lichkeit rechtlich entbinden.“ 

Violand hält auch noch weitere, frühere Worte in dieſem Paragraph 
für überflüſſig, und möchte ihn ſo ſtiliſiren: „Der Kaiſer kann die Miniſter 
von der Verantwortlichkeit nicht entbinden.“ 

Dieſes Amendement Violand's wurde, mit dem ſchließlichen ſtiliſtiſchen 
Amendement Cavalcabo's: ſtatt „entbinden“, „entheben“ zu ſetzen, von der 
Majorität angenommen, wonach der $ 45 zu lauten hat: „Der Kaiſer kann die 
Miniſter von der Verantwortlichkeit nicht entheben.“ 


$ 46.2 
Cavalcabo ſpricht ſich für den diesfälligen Palazky'ſchen $ 38 aus, ine 
dem er auch mit dem weiteren Anhange in Mayer's Entwurf, nämlich „vor— 


1) § 45. Der Kaiſer kann in keinem Falle durch einen mündlichen oder ſchriftlichen Befehl 
einen Miniſter der Verantwortlichkeit entziehen. 

2) $ 46. Die Kammer der Abgeordneten hat das Recht die Miniſter anzuklagen und vor 
das zu deren Aburtheilung allein competente Reichsgericht zu ziehen, vorbehaltlich der Beſtim— 
mungen, welche durch das Geſetz in Anſehung der Anſtellung der bürgerlichen Klage von Seite 
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behaltlich der Beſtimmungen u. ſ. w.“, durchaus nicht einverſtanden iſt. Aus 
obigem Palazky'ſchen Paragraphen will er auch die Verfügung weggelaſſen haben, 
daß der Kaiſer die Miniſter in Anklageſtand verſetzen könne; denn fürs erſte 
komme dieſe Verfügung in keiner anderen Conſtitution vor, fürs zweite ſei 
es ganz der Majeſtät unwürdig, daß ſie jene Räthe, die ſie ſich ſelbſt gewählt, 
und jeden Augenblick entlaſſen könne, ſelbſt anklage. Der Reichstag könne in 
jedem Falle als Ankläger der Miniſter auftreten, und wenn man zwei Kammern 
annehme, ſo wolle er das Recht der Anklage für jede Kammer gewahrt wiſſen. 

Sein Amendement lautet: „Die Miniſter können nur durch einen Kammer— 
beſchluß in Anklageſtand verſetzt werden.“ 

Laſſer, der, ſowie überhaupt die Majorität damit einverſtanden iſt, daß 
man für den noch übrigen Theil des Kapitels „Von den Miniſtern“ die $$ 38, 
39, 40 u. 41 des Palazky'ſchen Entwurfes der Debatte zum Grunde lege, kann 
die Anſicht, daß man dem Kaiſer das Anklagerecht in eigener Perſon aus— 
zuüben nehmen wolle, nicht theilen. Er weiſt diesfalls auf das vor nicht ſo 
langer Zeit erlebte Beiſpiel in Spanien hin, wo der Premierminiſter der 
Königin Iſabella Gewalt anthat, die ihn dann vor der Kammer anklagte. Man 
nehme den $ 38 an wie er vorliegt. 

Goriup theilt ſeine Anſicht nicht. 

Rieger ſpricht ſich aber für den Paragraphen aus, wie er im Entwurfe 
Palazky's vorliegt; nur will er auch jenen oberwähnten Anhang aus dem 
Mayer'ſchen Entwurfe aufgenommen haben. Der Kaiſer könne wohl jederzeit 
ein neues Miniſterium bilden, aber dieſes neue könne das alte nicht in An— 
klageſtand ſetzen, folglich müſſe er es thun können. Man denke ſich nur den 
Fall, daß ein Miniſter (wie z. B. Koſſuth) irgend ein Geſetz im Namen des 
Monarchen publicire, ohne daß dieſer etwas davon weiß; ſollte ihm da dies 
Recht der perſönlichen Anklage nicht zuſtehen. 

Violand und Halter ſprechen ſich dagegen aus, insbeſondere meint 
letzterer, beweiſe gerade das von der Königin Iſabella in Spanien hergenommene 
Beiſpiel, welchen Skandal eine derlei perſönliche Anklage hervorbringe, und 


der verletzten Partei und in Anſehung der Verbrechen und Vergehen, welche die Miniſter 
außer ihrem Geſchäftskreiſe begangen haben, feſtgeſtellt werden. 

Die Paragraphen des Palazky'ſchen Entwurfes, welche gleichzeitig zur Debatte geſtellt 
wurden, lauten: 

§ 38. Die Miniſter können nur vom Kaiſer oder durch Beſchluß des Reichstages in 
Anklageſtand verſetzt werden. 

§ 39. Die Verbrechen, wegen welcher die Miniſter in Anklageſtand verſetzt werden können, 
ſind die Verletzung der Verfaſſung, der Verrath, die Beſtechung. 

$ 40. Der Kaiſer kann einen vom oberſten Gerichtshofe verurtheilten Miniſter nur auf 
Anlangen des Reichstages ſelbſt begnadigen. 

§ 41. Die näheren Beſtimmungen über die Fälle, in welchen die Verantwortlichkeit der 
Miniſter eintritt, über das Verfahren bei der Anſtellung der Klage und über die zu verhän— 
genden Strafen werden durch ein beſonderes Geſetz gegeben werden. 

Springer, Protokolle. 8 
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wie ſie das Anſehen einer Majeſtät verletze. — Wer die Rechte der Krone an⸗ 
taſte, meint 

Cavalcabo entgegen, taſte damit zugleich auch des Volkes Rechte an. 
Keines der beiden Rechte ſei heiliger als das andere, und die Kammer allein 
ſei der Wächter beider dieſer Rechte. Ihr ſtehe auch in beiden Fällen der 
Rechtsverletzung die Anklage zu. Auch 

Breſtel bemerkt, in dieſem Kapitel ſei nur von Handlungen die Rede, 
wodurch Miniſter als ſolche ſich verantwortlich machen. Er ſehe aber nicht 
ein, wie Miniſter dem Kaiſer gegenüber verantwortlich werden können. Das 
angeführte Beiſpiel von der ſpaniſchen Königin Iſabella beweiſe hier gar 
nichts — die Königin ſei damals noch Kind geweſen — er wolle übrigens 
ſeine divergirende Anſicht über dieſen ſpeciellen Fall gar nicht weiter ausſprechen. 
Nur wünſchte er, ſo barock als es vielleicht auch beim erſten Anblick ſcheine, 
daß auch einer gewiſſen, beſtimmten Minorität der Kammer das Recht, die 
Miniſter anzuklagen, zugeſtanden werden möchte. Man entſinne ſich diesfalls 
nur auf die Handlungen der letzten Miniſterien in Frankreich, welche durch 
eine corrumpirte Kammermajorität ihre Anklage unmöglich zu machen wußten. 

Er werde hierauf übrigens beim Kapitel über die Kammer ausführlicher 
zu ſprechen kommen. 

Laſſer beſteht darauf, daß man dem Kaiſer das Recht wahre, ſeine 
Miniſter anklagen zu können, weil es ihm ſelbſt obliege das Recht der Krone 
zu ſchützen; er ſpricht ſich gegen Breſtel's Wunſch aus, daß nämlich auch die 
Minorität der Kammer ein Anklagerecht haben ſolle, da in einem ſolchen Falle 
das Miniſterium ganz in die Hände und Willkür der Kammer gegeben wäre. 
Er glaube, es ſei genug, wenn man der Majorität der Kammer, und wenn, 
wie er es hoffe, das Zweikammerſyſtem zur Geltung komme, der Majorität 
einer jeden der beiden Kammern das Recht der Anklage geſtatte. Gegen dieſen 
letzteren Wunſch Breſtel's verwahrt ſich auch 

Kautſchitſch, weil hiedurch auch dem Anſehen eines Reichstages Ab— 
bruch geſchehe. Was das in Frage ſtehende Anklagerecht hinſichtlich der Miniſter 
betreffe, ſo glaube er, könne man es dem Kaiſer durchaus nicht vorenthalten. 
Man denke ſich z. B. den Fall, daß irgend ein Miniſter verantwortlicherweiſe 
zur Sanction von Reichstagsbeſchlüſſen dem Kaiſer räth oder nicht räth — 
und überlege wohl, ob eine ungariſche Kammer von freien Stücken Koſſuth 
angeklagt haben würde oder nicht. 

Nach vorgenommener Abſtimmung wurde Cavalcabo's Amendement mit 
Majorität angenommen. 

In der Minorität, d. h. hier für unbedingte Annahme des § 38 nach 
Palazky's Entwurf, ſtimmten die Abg. Pinkas, Rieger, Gobbi, Turco, Jachimo⸗ 
wicz, Krainz, Kautſchitſch, Laſſer und Pfretſchner. 

Der Paragraph wurde als § 46 in den Mayer'ſchen Entwurf eingeſtellt 
und lautete ſonach: „Die Miniſter können nur durch einen Kammerbeſchluß 
in Anklageſtand verſetzt werden.“ 


SE 
da 
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Nun wurde $ 39 nach Palazky debattirt. 

Breſtel hält vor allem die in demſelben vorkommende Aufzählung der 
Verbrechen für zu eng. Es komme darunter z. B. der Fall gar nicht berührt 
vor, wenn die Miniſter unerlaubten Einfluß auf die Wahlen nehmen. Er ſei 
hier überhaupt gegen jede Art von Enumeration. 

Scholl meint, man ſolle dieſen Paragraph gänzlich weglaſſen und in 
Anſehung der Miniſterverantwortlichkeit, ſowie des allfälligen Unterſuchungs⸗ 
und Strafverfahrens auf ein eigenes Geſetz hinweiſen. 

Rieger theilt dieſe Anſicht nicht, ſondern beantragt lediglich das Wort 
„Verbrechen“, die an Strafgeſetze mahnen, aus dieſem Paragraph auszu- 
merzen, — als Genus aber „den Mißbrauch der Amtsgewalt“ anzunehmen, 
worunter ſich die verſchiedentlichſten derlei Fälle leicht ſubſumiren laſſen. Sein 
Amendement lautet: „Die Miniſter können in Anklageſtand verſetzt werden 
wegen jedes Mißbrauchs ihrer Amtsgewalt, insbeſondere aber wegen Verletzung 
der Verfaſſung, Hochverrath und Beſtechung.“ 

Cavalcabo hält auch dieſe Enumeration nicht für taxativ, und wenn ſie 
nicht taxativ ſei, ſo habe ſie keinen Zweck. 

Er ſei wie Breſtel für Weglaſſung des Paragraphen und man folle dies 
falls nur ein eigenes Specialgeſetz erlaſſen, welches dann zugleich auch das Ver— 
fahren zu enthalten haben werde. 

Goriup iſt auch für Weglaſſung; ſollte der Paragraph aber bleiben, ſo 
ſtimme er für das Amendement Rieger. 

Halter und Ratz ſind ebenfalls für Weglaſſung deſſelben, der letztere 
macht auch darauf aufmerkſam, daß dieſer $ 39, wie er im Entwurf laute, 
auch im Widerſpruche mit dem darauffolgenden Inhalte des $ 41 ſtehe. 

Die Majorität ſprach ſich für Rieger's Amendement aus. Für Breſtel's 
Antrag, dieſen Paragraph wegzulaſſen, ſtimmten in der Minorität die Abg. 
Violand, Ratz, Cavalcabo, Gobbi, Smolka, Ziemialkowsky, Scholl. 

Der Antrag Turco's, welcher dahin lautete, den zuvor angenommenen $ 46 
und dieſen Paragraph in Einen zu verſchmelzen, und zu dieſem Ende ſtatt 
der Eingangsworte des letzteren: „Die Miniſter können in Anklageſtand verſetzt 
werden“, welche zum Theile ſchon im vorigen § 46 enthalten ſind, zu ſetzen 
„und zwar“, wurde gleichfalls mit Majorität angenommen. 

Demgemäß hätte der $ 46 des Mayer'ſchen Entwurfes nunmehr zu lauten: 
„Die Miniſter können nur durch einen Kammerbeſchluß in Anklageſtand ver— 
ſetzt werden, und zwar wegen jedes Mißbrauches ihrer Amtsgewalt, insbeſondere 
aber wegen Verletzung der Verfaſſung, Hochverrath und Beſtechung.“ 

Nun wurde über § 40 nach Palazky debattirt. 

Breſtel ſtellt hier salvo aller ſpäteren Beſchlüſſe in Anſehung des Kammer— 
ſyſtems das Amendement: „Der Kaiſer kann einen vom Reichs gerichte verur⸗ 
theilten Miniſter nur auf Anlangen derjenigen von beiden Kammern begnadigen, 
welche die Anklage erhoben hat.“ 


Cavalcabo ſtimmt ihm für den Fall der Annahme des Zweikammer— 
8 * 
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ſyſtems bei, weil der Geiſt der beiden Kammern bisweilen wohl ein verſchiedener 
ſein dürfte. Dagegen zieht 

Laſſer die Stiliſirung nach Palazky vor, weil die Begnadigung dadurch 
ſonſt illuſoriſch gemacht erſcheine. Die anklagende Kammer werde wohl ſchwer⸗ 
lich auf eine Begnadigung antragen, und wie ſollte es dann gehalten werden, 
wenn die Kammer aufgelöſt würde? In dieſem Falle könnte die neu gebildete 
Kammer auch wohl nur eine Begnadigung beantragen! 

Ziemialkowsky ſtellt in gleichem Sinne das kürzere Amendement: „Der 
Kaiſer kann nur auf Anlangen der anklagenden Kammer begnadigen.“ 

Violand und Rieger ſprechen ſich für dieſes letztere Amendement aus. 

Halter iſt für die Stiliſirung nach dem Palazky'ſchen Entwurfe. 

Cavalcabo meint, nach demſelben müßten vielleicht beide etwaige Kammern 
ſich in Eine vereinigen, um ſich über die Begnadigung ausſprechen zu können, 
und da könne dieſe — ebenſo illuſoriſch werden! Derlei Fälle würden ohne⸗ 
dies ſeltener ſein, und er beſtehe auf dem Princip, daß nur die anklagende 
Kammer um Begnadigung anlangen könne. 

Laſſer amendirt zum Schluſſe: „Der Kaiſer kann nur auf Anlangen 
des Reichsgerichtes begnadigen.“ 

Nach der Abſtimmung blieb Breſtel's Amendement und Laſſer's letztes 
Amendement in der Minorität. 

Ziemialkowsky's Amendement wurde von der Majorität angenommen, 
und der Paragraph wurde nunmehr als § 47 in den Mayer' ſchen Entwurf 
eingeſtellt, und lautet: „Der Kaiſer kann einen vom Reichsgerichte verurtheilten 
Miniſter nur auf Anlangen der anklagenden Kammer begnadigen.“ 

Nun wurde über § 41 nach Palazky debattirt. 

Laſſer meint, da man bereits einen ſpecificirenden Paragraph ange- 
nommen habe, fo könne man ſich über die einzelnen Fälle in keine Debatten ein 
laſſen und er ſtelle das Amendement: „Die näheren Beſtimmungen über die 
Verantwortlichkeit der Miniſter, über das Verfahren bei der Anſtellung der 
Klage und über die zu verhängenden Strafen enthält ein beſonderes Reichs— 
geſetz.“ 

Breſtel, der den im § 46 (Entwurf Mayer) vorkommenden Anhang 
hier aufgenommen wiſſen will, beantragt, daß in dieſem Laſſer'ſchen Amendement 
ſtatt der Worte: „bei der Anſtellung der Klage“ geſetzt werde: „bei der An 
ſtellung der öffentlichen Klage, ſowie der Privatklage der verletzten Partei.“ 

Mit der leeren Floskel, daß ſie für ihre Handlungen verantwortlich ſeien, 
haben die letzten franzöſiſchen Miniſter, einer corrumpirten Kammermajorität 
gegenüber, ihre Verantwortlichkeit zu umgehen gewußt, — der Private müſſe 
direct klagen können — die bloße „parlamentariſche Verantwortlichkeit“ ge 
nüge nicht. 

Cavalcabo meint, ſobald der Private ſeine Anklage gegen die Miniſter 
vor die Kammer bringe, mache dieſe, wenn deren Majorität in ſelbe eingehe, 
die Anklage zur Staatsſache. Er ſtellt das ſpäter vor der Abſtimmung wieder 
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zurückgezogene Amendement: „Die näheren Beſtimmungen über das Verfahren 
bei der Anſtellung der Klage, über die Verantwortlichkeit der Miniſter und 
über die zu verhängenden Strafen werden durch ein beſonderes Geſetz ge— 
geben werden.“ 

Laufenſtein beantragt zum Laſſer'ſchen das Zuſatzamendement: „welches 
als ein Beſtandtheil der Verfaſſung zu gelten hat.“ 

Nach der Abſtimmung wurde Laſſer's Amendement mit Majorität ange— 
nommen, ebenſo Laufenſtein's Zuſatzamendement. 

Breſtel's Zuſatzamendement blieb in der Minorität. 

Der Paragraph wurde nunmehr als $ 47b in den Mayer'ſchen Entwurf 
eingeſtellt und lautet: „Die näheren Beſtimmungen über die Verantwortlichkeit 
der Miniſter, über das Verfahren bei der Anſtellung der Klage und über die 
zu verhängenden Strafen enthält ein beſonderes Reichsgeſetz, welches als ein 
Beſtandtheil der Verfaſſung zu gelten hat.“ 
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Der Vorſitzende gab bekannt, daß an der Tagesordnung die Frage ſei, 
welche Functionen der Centralgewalt zuzuweiſen ſeien. Ueber Antrag des Abg. 
Laſſer, welcher mit Stimmenmehrheit angenommen worden iſt, wurde hiervon 
abgegangen, und zur Berathung über den § 1 und die nachfolgenden Para 
graphe geſchritten. 

Abg. Mayer als Berichterſtatter las den $ 1 des Entwurfes vor ). 

Laſſer: Die in dieſen Paragraph aufgenommene Beſtimmung „ſelb— 
ſtändige Kronländer“ involvire den Begriff der Souveränität der einzelnen 
Kronländer; um jeder Begriffsverwirrung dieſer Art vorzubeugen, beantrage er 
die Auslaſſung der Beſtimmung „ſelbſtändig“. 

Rieger meint, dieſer Auslegung ſei durch das vorhergehende „untrenn— 
bare“ vorgebeugt, indem dadurch der Begriff der Selbſtändigkeit hinreichend 
beſchränkt ſei. 

Krainz: Er müſſe ſich gegen den Ausdruck „Kronländer“ ausſprechen, 
weil derſelbe ſo gedeutet werden könnte, als ſeien die Länder Eigenthum der 
Krone; er erinnere an den Ausdruck Krongüter. Daher beantrage er die Aus— 
laſſung der Beſtimmung „Krone“, dann aber auch daß ſtatt „untrennbar“ 
geſagt werde „untheilbar“, weil er dieſen Ausdruck für richtiger, präciſer halte. 

Hein beantragt, daß ſtatt „Kronländer“ geſagt werde „Reichsländer“. 

Cavalcabo: Der Ausdruck „ſelbſtändig“ laſſe allerdings eine Art Allianz 
der Provinzen ſupponiren, daher ſei er für deſſen Auslaſſung; dagegen aber 
drücke der Ausdruck „Kronländer“ die hiſtoriſchen Beziehungen aus, in welchen 


1) 8 1. Das Kaiſerthum Oeſterreich' iſt eine untrennbare aus den nachbenannten ſelbſtän⸗ 
digen Kronländern beſtehende conſtitutionelle Erbmonarchie. 


118 Sitzung am 6. Februar 1849. 


die einzelnen Länder zu der Krone geſtanden ſind, daher wolle er denſelben 
beibehalten haben. 

Kautſchitſch erklärt ſich gegen den Ausdruck „ſelbſtändig“, weil derſelbe 
zu, für die Einheit Oeſterreichs gefährlichen Interpretationen Anlaß geben könnte, 
und ebenſo gegen den Ausdruck „Kronländer“, weil dieſer auf den Feudalnexus 
erinnert. 

Laſſer beantragt folgende Faſſung des $ 1: „Das Kaiſerthum Oeſter⸗ 
reich iſt eine untheilbare aus den nachbenannten Reichsländern beſtehende 
conſtitutionelle Erbmonarchie.“ 

Vacano erklärt ſich gegen den Ausdruck „ſelbſtändig“, denn er finde 
in dem vorhergehenden Ausdrucke „untrennbar“ nicht eine Limitirung des Be 
griffs „ſelbſtändig“, ſondern vielmehr einen Widerſpruch; ferner gegen den 
Ausdruck „Krone“; denn der Erzherzog von Oeſterreich habe z. B. keine Krone, 
ſondern einen Hut, und es dürfte dann nothwendig ſein, zu ſagen: „Krone— 
und Hutländer“, dann ſei der Knecht deſto größer, je größer der Herr, und 
er möchte keinen gar ſo großen Herrn über ſich haben. 

Scholl beantragt, daß ſtatt „untrennbare“ geſetzt werde: „eine einige 
und untheilbare.“ 

Ratz erklärte ſich gleichfalls gegen den Ausdruck „ſelbſtändig“, weil der— 
ſelbe dem provinziellen Standpunkte nicht entſpreche. ; 

Mayer als Berichterſtatter verzichtet aufs Wort, indem er das Gewicht 
der gegen die vorliegende Faſſung des § 1 vorgebrachten Gründe anerkenne. 
Bei der ſohin eingeleiteten Abſtimmung wurde Laſſer's Antrag mit Stimmen⸗ 
mehrheit angenommen. Das Sous-Amendement Scholl's blieb in der Mino— 
ritàt. Auf Begehren der Abg. Scholl, Pinkas und Cavalcabo wurde zu Pro 
tokoll genommen, daß ſie in der Minorität für das Sous-Amendement Scholl's 
geſtimmt haben. 

Der § 1 lautet ſonach: „Das Kaiſerthum Oeſterreich iſt eine untheilbare 
aus den nachbenannten Reichsländern beſtehende, conſtitutionelle Erbmonarchie.“ 

Der $ 2 des Entwurfes war bereits früher (ſiehe S. 15) durchberathen 
worden. Nur in Bezug auf die Eingangsworte deſſelben beantragte 

Rieger folgende Faſſung: „Die Reichsländer, für welche dieſe Conſti— 
tution zu gelten hat, ſind folgende.“ 

Laſſer will, daß geſagt werde: „dieſe Reichsländer ſind.“ 

Ratz erinnert darauf, was er rückſichtlich der Anſprüche Vorarlbergs, als 
Reichseinheit anerkannt zu werden, vorgebracht hat, indem er ſich aus den 
damals angeführten Gründen hier verpflichtet halte, gegen den Ausdruck „Reichs— 
länder“ deswegen zu verwahren, weil Vorarlberg darunter als ſolches nicht 
erſcheint, denn er müſſe gegen die Unterdrückung der Selbſtändigkeit Vorarl— 
bergs wenigſtens inſolange ſich verwahren, als der Wirkungskreis der Länder— 
gewalten, insbeſondere der Kreistage, nicht beſtimmt iſt. 

Bei der hierüber vorgenommenen Abſtimmung blieb der Antrag Rieger's in 
der Minorität; der Antrag Laſſer's wurde mit Stimmenmehrheit angenommen. 
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§ 3.1) 

Mayer als Berichterſtatter verlas den §S 3 und amendirte denſelben 
dahin, daß es heiße: „Jedes dieſer Reichsländer u. ſ. w.“ 

Rieger meint, es ſei nicht richtig, daß die einzelnen Ländereinheiten zu 
einander im Verhältniß der vollen Gleichberechtigung ſtehen, denn je größer 
die Bevölkerung des einzelnen Landes, je größer der materielle Reichthum 
desſelben, deſto größer ſei auch die Summe der ihm zuſtehenden Rechte. Er 
ſehe dabei ab, auf welche Art die Zweikammerfrage gelöſt werden wird, allein 
ſetze man voraus, daß das Zweikammerſyſtem angenommen wird und daß die 
Länderkammer mit je drei Abgeordneten der einzelnen Länder, ohne Unter— 
ſchied der Größe derſelben beſchickt werden ſollte, ſo frage er, wie es in dieſer 
Beziehung mit der Gleichberechtigung der einzelnen Länder unter ſich ſtehe, 
und ob dieſelbe dann eine Wahrheit ſei. Was den zweiten Abſatz dieſes Para— 
graphen betrifft, ſo werde der öſterreichiſche Staat entweder ein organiſches 
Ganzes werden, und dann verſtehe es ſich von ſelbſt, daß die Länder organiſche 
Beſtandtheile des Ganzen ſeien: oder derſelbe werde ein Agglomerat, dann 
heiße aber dieſer Satz gar nichts. Deshalb beantrage er die Streichung dieſes 
Paragraphen. 

Laſſer: Er könne ſich nicht denken, daß die italieniſche Nation als ſolche 
mehr Rechte haben ſollte, als die ſlawiſche, denn das Maß der Rechte der 
verſchiedenen Nationalitäten hänge nicht ab von der Anzahl der Bevölkerung, 


die einer beſtimmten Nationalität angehört; es ſei hier daſſelbe Verhältniß, 


wie bei einzelnen Perſonen, für welche die formelle Gleichberechtigung in An— 
ſpruch genommen werden muß; er ſehe alſo die Ungerechtigkeit, die Abg. Rieger 
darin findet, nicht ein. Was über den zweiten Abſatz dieſes Paragraphen ge— 
ſagt wurde, ſo finde er denſelben doch nicht überflüſſig, weil er eine organiſche 


Einigung der Ländereinheiten für nothwendig halte, eine bloße Perſonalunion 


durchaus nicht wünſche. 

Hein erklärt ſich in derſelben Weiſe für die Beibehaltung dieſes Para— 
graphen, damit über die formelle Gleichberechtigung der Provinzen kein Zweifel 
obwalte. 

Rieger: Er ſei gegen das Zweikammerſyſtem. Werde aber daſſelbe ange— 
nommen und den Provinzen die beantragte Vertretung in der Länderkammer 
gegeben, {o müſſe er wiederholen, daß dies keine Gerechtigkeit ſei. Das, Recht 
der großen Provinzen ſei dann eine Illuſion, es ſei in die Hände der kleinen 
Provinzen gelegt. Ja wenn der Unterſchied zwiſchen den einzelnen Provinzen 
nicht ſo gigantiſch wäre, ſo wäre es wohl was anderes. Wo aber, wie in 
Oeſterreich, die Ungleichheit ſo groß iſt, dort erkläre man durch eine ſo ver— 
ſtandene Gleichberechtigung die Revolution für permanent, und dort werde 


1) 8 3. Jedes dieſer (13) Kronländer ſteht zu den anderen im Verhältniſſe der vollen 
Gleichberechtigung, zum ganzen Kaiſerſtaate aber im Verhältniſſe eines untrennbaren organi 
ſchen Beſtandtheiles. 
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die Revolution der im Recht gekränkten Majorität der großen Provinzen gegen 
die Minorität der kleinen Provinzen eine legitime, eine gerechte ſein. 

Laſſer meint, daß der vom Abg. Rieger angeregte Gegenſtand in die 
heutige Debatte nicht gehöre; allein da derſelbe einmal in die Debatte gezogen 
worden iſt, ſo müſſe er hier die Rechte der kleinen Provinzen vertheidigen. 
Wenn Rieger mit Revolution der großen Provinzen drohe, fo müſſe er feimer 
ſeits in gleicher Weiſe mit der Revolution der kleinen Provinzen gegen die 
großen drohen, und das würde wohl nichts anderes als die Theilung der großen 
Provinzen begründen. Uebrigens könne dort, wo es ſich um die Vertretung 
der Provinzen handeln wird, das Gleichgewicht hergeſtellt werden. 

Hein: Die Vorausſetzung, daß die Vertreter der kleinen Provinzen in 
der Länderkammer ſich den Beſchlüſſen der Volkskammer entgegenſtemmen 
werden, ſei nur unter der Vorausſetzung richtig, wenn die großen Provinzen 
durch ihre Vertreter in der Volkskammer die kleinen Provinzen ungerechter 
Weiſe beherrſchen, drücken wollten, und auch nur in dieſem Falle ſei es ge— 
denkbar, daß die kleinen Provinzen den großen mit Erfolg entgegentreten, 
denn gegen einen Beſchluß der wahren Majorität werden ſie nie etwas mit 
Erfolg unternehmen können. Uebrigens weiſe er auf den § 4 der amerika⸗ 
niſchen Conſtitution, der eine gleiche Beſtimmung enthält, obwohl dort das 
Princip der Föderation ſtreng durchgeführt iſt. 

Breſtel: Er finde gleichfalls, daß die Debatte hier nicht am Platze 
ſei. Aus der Gleichberechtigung der Provinzen folge überdies gar nicht, daß 
jede Provinz eine gleiche Anzahl Vertreter in die Länderkammer zu ſchicken 
habe. Man habe hier von der Berechtigung der Revolution der Majorität 
gegen die Minorität geſprochen. Das fei inſofern richtig, als man dieſen Aus⸗ 
ſpruch dahin überſetzt, daß die Majorität die Gewalt und daher das Recht 
für ſich habe. Er aber ſei der Anſicht, daß nur derjenige, der in ſeinem Rechte 
verletzt iſt und ſich ſein Recht nicht anders als mit Gewalt verſchaffen kann, 
zur Revolution berechtigt ſei. N 

Goldmark: Er bedauere, daß Abg. Rieger die Gleichberechtigung in der 
Art interpretire, denn von einem ſo gefeierten Demokraten als Abg. Rieger 
hätte er erwartet, daß dieſer ſich gegen irgend welchen Cenſus ausſprechen werde. 

Laſſer habe ſchon berührt, wie die Gleichberechtigung der Nationalitäten 
zu verſtehen ſei; auch er ſehe nicht ein, wie ſie ſollte anders verſtanden werden, 
in jenen Provinzen, wo zwei Nationalitäten wohnen, jene, die in der Minorität 
iſt, gleichberechtigt ſein könnte. In dieſem Paragraphe ſei unter Gleichberech⸗ 
tigung nichts anderes zu verſtehen, als daß die Geſetze, die vom Reichstage 
kommen, für alle Provinzen gleich ſein müſſen. 

Ziemialkowsky: Er habe dieſen Paragraph anfangs für ganz gleich— 
gültig angeſehen, nachdem er aber geſehen, zu welchen Auslegungen derſelbe 
Anlaß gab, ſei er auch für die Streichung deſſelben. Auch er müſſe ſich wun— 
dern, wie der große Demokrat Goldmark zu der Deduction komme, daß, wenn 
10000 zwei Abgeordnete und 2000 gleichfalls zwei Abgeordnete wählen, beide 
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gleichberechtigt und die 2000 keine Ariſtokraten ſeien. Nach ſeiner Meinung 


ſei die Gleichberechtigung in der Vertretung nur dann eine Wahrheit, wenn die 


Volkszahl repräſentirt iſt. Wenn man übrigens Oeſterreich nach dem Bei— 
ſpiel der nordamerikaniſchen Staaten föderiren wolle, dann habe er auch nichts 
dagegen, wenn ſich auf die dortige Conſtitution rückſichtlich der Gleichberech— 
tigung der Ländereinheiten berufen wird. 

Vacano: Er müſſe es offen ſagen, daß er die vom Abg. Rieger ange— 
drohte Revolution nicht fürchte, weil er an ihre Wahrheit nicht glaube. Er 
hoffe im Gegentheil, daß wenn einmal alle Nationalitäten frei ſein werden, 
ſie ſich auch friedlich neben einander vertragen werden. In der Vorausſetzung, 
daß noch mehrere Nationalitäten, z. B. die italieniſche, ungariſche, in das einige 
Oeſterreich aufgenommen werden, ſo weigere er ſich auch nicht gegen das Zu— 
ſammenwerfen der kleinen Provinzen, denn dann ſei die Unterdrückung einer 
Nationalität durch die andere nicht leicht zu beſorgen. 

Ratz: Die Majorität nach der Volkszahl ſei ihm eine neue Art Abſolu— 
tismus, die Länderkammer werde auszugleichen haben, wenn irgendwo durch 
die Volkskammer einzelnen Provinzen ein Unrecht angethan werden wollte. 

Strobach: ) Er ſei für die Weglaſſung dieſes Paragraphen, weil durch 
denſelben keine neue ſtaatsrechtliche Beſtimmung gewonnen werde, die nicht 
ſchon aus den übrigen Paragraphen des Entwurfes hervorginge. Die Be— 
ſorgniſſe der Abg. Rieger und Ziemialkowsky theile er nicht. Allein die Gleich— 
berechtigung der Ländereinheiten werde ſich aus den Beſtimmungen der ver— 
ſchiedenen Paragraphe des Entwurfes ergeben, und er ſehe nicht ein, warum 
dieſe Rubrik extra in einen Paragraph aufgenommen werden ſoll. Daß die 
einzelnen Ländereinheiten untrennbare Beſtandtheile der Monarchie ſeien, gehe, 
wie Abg. Laſſer berührte, ſchon aus dem $S 1 hervor. Er finde alſo in dieſem 
Paragraphe nichts als eine Abſtraction deſſen, was in den vorhergehenden und 
nachfolgenden Paragraphen enthalten iſt. In der Kammer werde darüber 
lange debattirt, und wie geſagt keine neue ſtaatsrechtliche Beſtimmung gewon— 
men werden. 

Krainz iſt für Beibehaltung dieſes Paragraphen, weil darin die Gleich— 
berechtigung der Provinzen als ſolche ausdrücklich ausgeſprochen wird; dagegen 
für Weglaſſung des Ausdrucks „organiſch“, denn dieſer Ausdruck deute darauf 
hin, daß die Provinzen für adminiſtrative Inſtitute angeſehen werden ſollen, er 
wolle aber nicht, daß die Provinzen bloße adminiſtrative Anſtalten ſeien. Er 
ſchlage daher vor, daß für „organiſche“ geſetzt wird „integrirende“. 

Pinkas beantragte folgende Faſſung dieſes Paragraphen: „Jedes dieſer 
Reichsländer ſteht zu den andern im Verhältniſſe relativer, durch gegenwärtige 
Verfaſſung näher beſtimmter Gleichberechtigung, zum ganzen Kaiſerſtaate aber 
im Verhältniſſe eines untrennbaren organiſchen Beſtandtheiles.“ 


1) Derſelbe war für Palazky, welcher ſich nach der Verwerfung ſeines Föderationsplanes 
grollend zurückgezogen hatte, in den Verfaſſungsausſchuß eingetreten. 
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Ca valcabo: Der eigentliche Streitgegenſtand ſei hier der, daß aus der 
Gleichberechtigung abgeleitet werden will: es ſollen alle Provinzen die Länder— 
kammer gleich beſchicken; das ſei offenbar nicht Gegenſtand der heutigen Dis— 
cuffion, wohl aber ein Beweis dafür, daß fo vage allgemein gefaßte Beſtimmun⸗ 
gen in keinem Paragraph der Conſtitution ausgeſprochen werden ſollen, weil 
ſie nur zu unfruchtbaren Debatten führen. Er ſei daher für die Weglaſſung 
dieſes Paragraphen. 

Der Berichterſtatter Mayer meint, es müſſe der Inhalt dieſes Para 
graphen denn doch nicht ſo nichtsſagend ſein, weil gerade von einer gewiſſen 
Seite dagegen angeſtrebt wird. Es ſei hier das Princip der Gleichberechtigung 
zum dritten Male ausgeſprochen. So wie die Gleichberechtigung der Perſonen, 
fo wie jene der Nationalitäten ausgeſprochen wurde, ſo ſei hier auch die Gleich— 
berechtigung der Provinzen ausgeſprochen. Habe man einmal die Provinzen 
als Perſonen in ihrer Autonomie anerkannt, fo müſſe man ihnen Gleichberech— 
tigung zuſprechen; wo nicht, ſo dürfe man eine gleiche Berückſichtigung auch 
nicht den Nationalitäten ſchenken, ſondern bloß die Volkszahl berückſichtigen. 
Man ſage, dieſes Princip fließe aus anderen Beſtimmungen, es werde durch 
deſſen Ausſprechung keine neue ſtaatsrechtliche Beſtimmung gewonnen. Das 
ſei aber auch hinſichtlich der Gleichberechtigung der Perſonen und der Natio— 
nalitäten der Fall, und doch habe man keinen Anſtand genommen, dieſes 
Princip insbeſondere auszuſprechen. Er wiſſe nicht, ob durch die Gleichberech— 
tigung ausgeſprochen werde, daß z. B. Galizien ebenſoviele Vertreter in 
die Länderkammer ſchicken werde als Salzburg; er hatte gemeint, daß daraus 
nur ſo viel folge, Galizien werde die Länderkammer nach demſelben Modus 
beſchicken, wie jede andere Provinz. Würde ferner die Summe der materiellen 
Kräfte einer Provinz die Summe ihrer Rechte begründen, fo müßte der Grund— 
ſatz falſch ſein, daß vor dem Geſetze alle Menſchen gleich ſind. Auch ſei die 
Verſchiedenheit der einzelnen Ländereinheiten nicht ſo enorm, als behauptet 
werden wollte. Er weiſe auf das Verhältniß Mährens zu Böhmen und auf jenes 
der Schweizerkantone Bern und Uri. Nachdem es unmöglich iſt, Oeſterreich in 
den Topf der Revolution zu werfen, damit daraus ein öſterreichiſches Volk her— 
vorgehe, was vielleicht das Beſte wäre, ſo müſſe man die hiſtoriſchen Pro— 
vinzen gleichberechtigt erklären und keine Ariſtokratie der Provinzen begründen. 

Auch die Beſtimmung „organiſch“ ſei nicht unnöthig, es drücke den nexus 
internus aus, vis à vis einer bloßen Perſonalunion. 

Der Vorſitzende brachte hierüber zuerſt zur Abſtimmung, ob ein Para 
graph dieſes Inhaltes überhaupt in die Verfaſſungsurkunde aufzunehmen ſei. 

Dies wurde mit Stimmenmehrheit bejaht; in der Minorität ſtimmten die 
Abg. Rieger, Ziemialkowsky, Smolka, Strobach, Cavalcabo und Pinkas. 

Sohin kam der Antrag des Abg. Pinkas zur Abſtimmung; derſelbe wurde 
mit Stimmenmehrheit verworfen; der urſprüngliche vom Berichterſtatter amen: 
dirte Entwurf iſt ſonach mit Stimmenmehrheit angenommen, die Sous-Amende— 
ments Breſtel's und Krainz' mit Stimmenmehrheit beſeitigt. 
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$ 4.1) 

Laſſer erklärte ſich aus den für die Weglaſſung des $ 3 angeführten 
Gründen jetzt für die Weglaſſung des § 4. 

Denn inwiefern die Provinzen autonom ſein werden, werde auch in der 
Conſtitution feſtgeſetzt werden, und die Integrität der Ländereinheiten zu garan— 
tiren, überſteige die Kräfte; er weiſe nur auf den Fall, daß ein unglücklicher 
Krieg eine Gebietsabtretung zur Folge haben könnte. 

Ziemialkowsky: Daß eine Garantie dieſer Art hier nicht gemeint ſein 
kann, verſtehe ſich wohl von ſelbſt; er meine, daß damit nichts anderes geſagt 
ſein wolle, als daß nicht etwa ein Stück von Salzburg zu Böhmen geſchlagen 
werden könne, und im Intereſſe von Salzburg werde er für die Beibehaltung 
dieſes Paragraphen ſtimmen. Nachdem man in einem früheren Paragraphe 
das Wörtchen „ſelbſtändig“ ausgelaſſen, ſei ihm aber auch das in dieſem Para— 
graphe aufgenommene Wörtchen „Selbſtregierungsrecht“ wichtig. 

Rieger: Er mache darauf aufmerkſam, daß der Abg. Mayer von Auto— 
nomie der Provinzen ſprach, damit der vorhergehende Paragraph beibehalten 
werde. In dieſem Paragraph ſei von dem Selbſtregierungsrechte die Rede, 
welches nicht gleichbedeutend ſei mit Autonomie oder Selbſtgeſetzgebung. Er 
ſei daher deswegen für Beibehaltung dieſes Paragraphen, weil darin das Selbſt— 
regierungsrecht der Provinzen anerkannt wird. 

Breſtel: Er ſei für die Auslaſſung dieſes Paragraphen, weil derſelbe 
gar nichts ſage. Der Verletzung der Integrität ſei vorgebeugt durch die Be— 
ſtimmungen, unter deren Beobachtung einzig und allein an dieſer Conſtitution 
etwas geändert werden könne. Was das Selbſtregierungsrecht betrifft, ſo ſei er 
ganz dagegen, denn das ſei ein Ausfluß der Kronrechte; der Gouverneur werde 
nicht in eigenem Namen die Provinz regieren, und man könne ſomit den Pro— 
vinzen wohl die Autonomie, aber nicht auch das Selbſtregierungsrecht zugeſtehen. 

Scholl: Er ſei auch für die Weglaſſung dieſes Paragraphen; ſollte der— 
ſelbe aber beibehalten werden, ſo beantrage er folgende Faſſung: „Den ein— 
zelnen Reichsländern bleibt die Autonomie innerhalb der durch dieſe Conſtitution 
feſtgeſetzten Schranken und die Integrität ihres Gebietes geſichert.“ 

Es wurde hierauf der Schluß der Debatte beantragt und angenommen. 
Zu ſprechen hatten noch 

Violand: Aus den Gründen, aus welchen Abg. Mayer für die Beibe— 
haltung des $ 3 ſprach, müſſe er für Beibehaltung des $ 4 ſprechen. Uebrigens 
würde er, nachdem der $ 3 beibehalten wurde, ſelbſt dann für Beibehaltung 
des § 4 ſtimmen, wenn er früher gegen die Beibehaltung des $ 3 geſtimmt hätte. 

Vacano: Es ſei hier bloß von Reichsländern die Rede, er wolle aber 
die Selbſtregierung tiefer gelegt wiſſen; es müßte alſo wenigſtens auch der 
Kreiſe erwähnt werden. Die Integrität wünſche er nicht garantirt, weil das 


1) § 4. Den einzelnen Kronländern bleibt die Integrität ihres Gebietes und ihr Selbſt— 
regierungsrecht innerhalb der durch dieſe Conſtitution feſtgeſetzten Schranken geſichert. 
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Innviertel den Oberöſterreichen abgeſchnitten wurde, was er bei Gelegenheit 
wieder erobern möchte. 

Laſſer: Autonomie und Selbſtregierungsrecht ſeien ſehr ſchwankende Be— 
griffe. Nicht einmal aus dem Munde Mayer's, dem das Wort Autonomie 
doch ſehr geläufig iſt, ſei ihm klar geworden, was es heißt. So lange er 
ferner nicht ſicher deſſen iſt, daß Salzburg ſelbſtändig bleibt, wolle er die In 
tegrität der Provinzen nicht garantiren; auch könne er nicht vergeſſen, daß die 
Herzogthümer Auſchwitz und Zator einmal zu Deutſchland gehörten. Was das 
Innviertel betrifft, fo ſei er nicht hartnäckig und bereit, die Hälfte den Ober 
öſterreichern zurückzugeben. Uebrigens ſei er nicht eroberungsſüchtig; allein er 
führe die Hiſtorie weiter als bis auf den 13. März zurück, und da werde man 
darauf kommen, daß ſelbſt bedeutende Parzellen der gefürſteten Grafſchaft Tirol 
zu Salzburg gehört hatten. 

Kautſchitſch: Er ſei für die Weglaſſung dieſes Paragraphen, denn er 
habe ſein Slowenien noch nicht aufgegeben, und in dieſer Beziehung freue es 
ihn, daß auch Cavalcabo dafür ſtimmt, umſomehr als eine Petition im Anzug 
iſt, damit man die Slowenen von den Deutſchen loslaſſe. 

Mayer: Nachdem er die Conſequenz der Verſammlung geſehen, ſei es 
für ihn conſequent, ſich für dieſen Paragraphen nicht viel anzuſtrengen. Unter 
Autonomie verſtehe er übrigens das, daß die Selbſtbeſtimmung und Selbit 
vollziehung in einer Perſon vereinigt ſei. 

Bei der durch den Vorſitzenden eingeleiteten Abſtimmung wurde ſich mit 
Stimmenmehrheit für Beibehaltung des Paragraphen des beantragten Inhalts 
ausgeſprochen. 

In der Minorität ſtimmten für deſſen Weglaſſung Vacano, Laſſer, Caval⸗ 
cabo, Pfretſchner, Turco und Laufenſtein. 

Das vom Abg. Scholl geſtellte Amendement wurde mit Stimmenmehrheit 
angenommen; das Sous-Amendement des Abg. Kautſchitſch auf Auslaſſung 
der Worte „die Integrität ihres Gebietes“ dagegen verworfen. 

Hein beantragte hierüber, daß nun zur nochmaligen Debatte über den 
weiteren Inhalt des § 2 geſchritten werde. Allein es wurde der Antrag des 
Abg. Breſtel auf Uebergang zur Tagesordnung angenommen, ebenſo wurde 
der Antrag Turco's, daß auf einen durch Beſchluß erledigten Gegenſtand die 
Debatte nicht mehr zurückgeführt werden dürfe, durch den vom Abg. Mayer 
geſtellten Antrag auf Uebergang zur Tagesordnung und durch deſſen An— 
nahme beſeitigt. 


$ 5.1) 
Ziemialkowsky: Der Wirkungskreis, welcher den Kreiſen zugewieſen 
werden wird, werde ſich ergeben aus der Größe, welche die Kreiſe bekommen 


1) § 5. Die Eintheilung der Kronländer in Kreiſe mit beſonderer Rückſicht auf die 
Nationalität iſt durch ein Reichsgeſetz feſtzuſtellen. 
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haben werden; nach ſeiner Meinung müſſe daher vorläufig über die Eintheilung 
der Provinzen in Kreiſe debattirt werden. Weil dies aber inſolange nicht 
möglich ſein dürfte, als nicht von den Vertretern der betreffenden Provinzen 
irgend ein Vorſchlag der Eintheilung vorgelegt worden ſein wird, ſo beantrage 
er, daß bis dahin die Debatte über dieſen Paragraphen verſchoben werde. 

Rieger äußert ſich ebenſo mit dem Bemerken, er wünſche, daß darüber 
ein Reichsgeſetz entſcheide, damit auf den Landtagen den in Minorität befind— 
lichen Nationalitäten nicht Unrecht geſchehe. Uebrigens empfehle er ohne allen 
Hinterhalt, daß es in dieſem Paragraphen ſtatt „mit beſonderer Rückſicht“ heiße 
„mit möglichſter Rückſicht.“ 

Strobach: Er ſchließe ſich bedingt dem Antrage des Ziemialkowsky an, 
nämlich unter der Bedingung, daß auch die Kreiſe in die Länderkammer Re— 
präſentanten zu ſchicken haben ſollten. 

Rieger: Die Rückſicht auf die Nationalität ſei nicht die einzige, die bei 
dieſer Eintheilung zu nehmen wäre, es müſſe auch auf hiſtoriſche Ueberkommen— 
ſchaften, wie z. B. bei Vorarlberg, dann auf die Ausdehnung, auf die Dichte 
der Bevölkerung u. ſ. w. Rückſicht genommen werden. Wenn alles dies und 
dann auch materielle Intereſſen beachtet werden ſollen, ſo ſei jedenfalls eine 
reifliche Ueberlegung, wie die Kreiſe conſtruirt werden ſollen, unumgänglich 
nothwendig. 

Laſſer: Er ſehe wohl ein, das Pferd müſſe beim Kopf gezäumt werden, 
allein er ſehe wahrlich nicht, wo der Kopf und wo der Schweif iſt; ob zuerſt 
die Anzahl der Kreiſe oder aber ob zu wiſſen nothwendig wäre, welche Rechte 
den Kreiſen gegeben werden ſollen. Er wünſche jedenfalls, daß die Anzahl der 
Kreiſe durch ein Reichsgeſetz beſtimmt werde, nicht aber auch die Grenzen; dieſe 
könne man beweglich laſſen. Die Anzahl der Kreiſe werde ſich aber jeden— 
falls erſt fixiren laſſen, wenn das Verhältniß des Wirkungskreiſes der Land— 
tage unter ſich beſtimmt ſein wird, und daher beantrage er die Ziffer hier 
offen zu laſſen. Dann werde ſogar er auf die Einvernehmung des Miniſters 
Stadion antragen. 

Krainz: Es kommt darauf an, wozu die Kreiſe dienen ſollen, ob zur 
Wahrung der Nationalität oder ob zu anderen Zwecken; bis dies nicht beſtimmt 
iſt, kann auf dieſen Paragraphen nicht eingegangen werden. 

Breſtel: Die Grenze der Kreiſe zu beſtimmen, ſei nicht Gegenſtand der 
Conſtitution, ſondern eines beſonderen Geſetzes. Anders ſei es mit der Zahl, 
dieſe könne wohl gleich hier beſtimmt werden, weil es leichter ſein werde, über 
den Wirkungskreis der Kreistage zu entſcheiden. Daß die Wahrung der Na— 
tionalität jedenfalls Beſtimmung der Kreiſe ſein werde, glaube er wohl und 
daher auch, daß z. B. Steiermark wenigſtens zwei Kreiſe werde bekommen 
müſſen. Er beantrage in der Vorausſetzung, daß der § 2 in der gegenwär— 
tigen Faſſung verbleibt, folgende Faſſung des $ 5: „Die Eintheilung der Reichs— 
länder in autonome Kreiſe mit möglichſter Berückſichtigung der Nationalität 
iſt durch ein organiſches, einen Theil dieſer Verfaſſung bildendes Geſetz feſt— 
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zuſtellen, und zwar werde Böhmen und Galizien in fünf, Deutſchtirol, Steier⸗ 
mark, Mähren in zwei Kreiſe getheilt werden.“ 

Ca valcabo beantragt in Anbetracht der Wichtigkeit des Gegenſtandes, 
daß derſelbe dem Fünferausſchuß zur Begutachtung übergeben werde, weil man 
dieſen weſentlichen Beſtandtheil der Conſtitution nicht einem beſonderen Geſetze 
überlaſſen könne, welches vielleicht nur von langer Hand erlaſſen werden würde. 

Mayer: Alle die zur Sprache gebrachten Schwierigkeiten haben dem 
Fünferausſchuſſe vorgeſchwebt; nehme man den Paragraph wie er iſt an, ſo 
präjudicire man keinem Bedenken; daß mehreres als die Nationalität zu be— 
rückſichtigen iſt, ſei richtig, darum ſei aber auch der Ausdruck „beſonderer“ 
gewählt worden. 

Bei der Abſtimmung wurde Rieger's Antrag auf Vertagung dieſes Gegen— 
ſtandes verworfen; Abg. Ziemialkowsky nahm ſeinen Antrag zurück und ver⸗ 
einigte ſich mit folgendem vom Abg. Strobach geſtellten Antrage: „Die Feſt— 
ſtellung der Zahl der Kreiſe iſt jedenfalls in die Verfaſſungsurkunde aufzu⸗ 
nehmen, jedoch bis zum Zeitpunkte vorzubehalten, in welchem die Rechtsfolgen 
der Kreiseintheilung im Conſtitutionsausſchuſſe zum Beſchluſſe erwachſen ſein 
werden.“ 

Die Protokollirung dieſes Antrages wurde mit Stimmenmehrheit und 
ebenſo dann der urſprüngliche Text des $ 5 mit dem Amendement Rieger's, 
daß ſtatt „beſonderer“ geſagt werde „möglichſter“, angenommen. 

$ 6.1) 

Strobach meint, es könne dies nicht einem bloßen Reichsgeſetze über— 
laſſen werden; er ſtelle daher den Antrag: „Die Aufnahme eines neuen Landes 
in den Reichsverband, für welchen dieſe Conſtitution gilt, kann nur unter den 
Modalitäten erfolgen, unter welchen eine Aenderung der Verfaſſungsurkunde 
zuläſſig iſt.“ î 

Pinkas und Violand ſchloſſen ſich dieſem Antrag an. 

Cavalcabo will, daß ſtatt „in den Verband dieſer Conſtitution“ geſagt 
werde „in den Verband dieſes Staatsgebietes.“ 

Mayer: Von der Seite, von welcher der erſte Antrag kam, werde häufig 
darauf hingewieſen, daß unſere freien Inſtitutionen andere Völker beſtimmen 
werden, ſich an Oeſterreich anzuſchließen. Er wünſche nicht einen ſolchen Une 
ſchluß zu erſchweren. Verband des Staatsgebietes heiße nichts, wohl aber 
Staatsverband, der durch die Conſtitution zu Stande gebracht werden ſoll, 
daher heiße es beſſer „in den Verband dieſer Conſtitution.“ 

Bei der Abſtimmung wurde Strobach's Amendement mit Stimmenmehr⸗ 
heit verworfen, dagegen der urſprüngliche Text des Paragraphen mit dem Sous= 


Amendement Laſſer's, daß geſagt werde „eines neuen Landes“, dann dem Sous⸗ 


1) S 6. Die Aufnahme eines neuen Kronlandes in den Verband dieſer Conſtitution 
kann nur kraft eines Reichsgeſetzes geſchehen. 


albi alt 
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Amendement Cavalcabo's, daß geſagt werde „Reichsverband, für welchen dieſe 
Conſtitution gilt“, angenommen. 

Der $ 6 lautet demnach: „Die Aufnahme eines neuen Landes in den 
Reichsverband, für welchen dieſe Conſtitution gilt, kann nur kraft eines Reichs— 


geſetzes geſcehen. 0 b 8 


Sitzung am 7. Februar 1849. 
Tagesordnung: das Kapitel von den Regierungsgewalten überhaupt. 


$ 7.1) 

Cavalcabo: Ich finde den Ausdruck: „Regierungsgewalten“ nicht paſſend, 
denn wie ich aus den folgenden Paragraphen entnehme, wird darunter ſo— 
wohl die legislative, als die executive Gewalt begriffen, während man gewöhn— 
lich unter Regierung bloß die vollziehende Gewalt verſteht; ich wünſche, daß 
ſtatt „Regierungsgewalten“ Staatsgewalt geſagt werde; dann, daß die wichtige 
Eintheilung derſelben in die legislative und executive auch in den Paragraphen 
aufgenommen werde; es würde dadurch zugleich dem Kammerbeſchluſſe bezüg— 
lich des $ 1 entſprochen; mein Antrag lautet: „Die Staatsgewalt, welche in 
die geſetzgebende und vollziehende ſich theilt, darf nur auf die in dieſer Con— 
ſtitution feſtgeſetzte Weiſe ausgeübt werden.“ 

Auch das Kapitel wäre zu überſchreiben: „Von der Staatsgewalt.“ 

Madonizza amendirt: „Alle Gewalten gehen vom Volke aus und wer— 
den auf die in dieſer Conſtitution feſtgeſetzte Weiſe ausgeübt.“ 

Goldmark bevorwortet dieſen Antrag, nachdem durch den Kammerbeſchluß 
über den § 1 dieſer Paragraph nicht als verworfen anzuſehen iſt und wir von 
unſerem Standpunkte den darin ausgedrückten Grundſatz nicht aufgeben können. 

Pinkas: Ich bewege mich gerne auf praktiſchem Boden; wenn wir vor— 
ausſehen könnten, daß der Madonizza'ſche Antrag durchgeht, ſo würde ich dafür 
ſtimmen; nachdem ich es aber vorziehe, unſeren Völkern eine praktiſche Con— 
ſtitution zu geben, ſtatt einen theoretiſchen Streit zu beginnen und uns etwa 
den Vorwurf machen zu laſſen, ſo zu ſagen einer Marotte wegen unſere Stel— 
lung zu gefährden, ſo ſtimme ich dagegen; ich ſehe den Kammerbeſchluß als 
eine diplomatiſche vernünftige Ablehnung des $ 1 an, von Adam her geht 
freilich alle Gewalt vom Volke aus, aber in praxi ſieht es anders aus. Warum 
ſollen wir uns nochmals nöthigen, einen parlamentariſchen Kampf zu führen, 
nur um unſere Ehre zu retten; jetzt, wo wir von allen Seiten ſo angefeindet 
werden, wäre es höchſt unklug; ich ſchlage daher ein Amendement vor, welches 
die Wahrheit, den Boden, auf dem wir ſtehen und der auch allſeitig anerkannt 
wird, berückſichtigt, nämlich: „Die Regierungsgewalten zerfallen in die geſetz— 


1) 8 7. Alle Regierungsgewalten dürfen nur auf die in dieſer Conſtitution feſtgeſetzte 
Weiſe ausgeübt werden. 
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gebende und verwaltende, erſtere iſt zwiſchen Monarch und Volk getheilt, und 
werden beide auf die in dieſer Conſtitution feſtgeſetzte Weiſe ausgeübt.“ 

Laſſer: Der § 1 der Grundrechte enthielt zwei Principien: über den Ur⸗ 
ſprung, dann über die Ausübung oder Theilung der Staatsgewalt; der Kam⸗ 
merbeſchluß ſagt, wir möchten über die Theilung der Gewalten das Geeignete 
hier aufnehmen; vom Urſprung wird nichts geſagt, es iſt alſo die Erörterung 
darüber umgangen worden; deshalb bin ich gegen das Amendement Madonizza; 
aber auch mit Pinkas bin ich nicht einverſtanden, weil über die Theilung der 
Gewalten in den nächſten Paragraphen geſprochen wird. 

Fiſchhof: Zwingen wir nicht die Kammer, ihren Beſchluß vom 9. Januar 
zu erläutern; ſagen wir hier gar nichts über die Theilung der Gewalten. 
Dieſe wird ſich ſchon aus der ganzen Conſtitution ergeben. 

Goldmark: Ich weiß nicht, ob ein ſo wichtiges Princip eine Marotte 
genannt werden ſoll; aber nur ſoviel bemerke ich, wenn wir uns jetzt auf den 
praktiſchen Boden, auf den Windiſchgrätz'ſchen ſtellen, ſo dürfen wir gar kein 
Amendement ſtellen; denn jetzt iſt gar keine Theilung der Gewalten, höchſtens 
ſo, daß einer haut, und alle anderen die Streiche empfangen; der Kammer⸗ 
beſchluß iſt bloß vertagend, daher iſt hier das Princip aufzunehmen. 

Goriup erklärt ſich gegen die Wiederaufnahme des Streites wegen § 1, 
erklärt ſich aber gegen Cavalcabo, weil von einer Central- und Landesgewalt 
geſprochen wird, daher der Ausdruck „Staatsgewalt“ undeutlich iſt. 

Breſtel ſtellt folgendes Amendement: 

§ 7. Die Staatsgewalten dürfen nur auf die in dieſer Conſtitution feſt⸗ 
geſetzte Weiſe ausgeübt werden. 

$ 91). Die Staatsgewalten bezüglich des Inhaltes find: 1. die vollziehende 
Gewalt, welche dem Kaiſer allein zuſteht und von demſelben durch verantwort- 
liche Miniſter ausgeübt wird, 2. die geſetzgebende Gewalt, welche vom Kaiſer 
gemeinſchaftlich mit dem Reichstage, reſp. Landtage und Kreistage ausgeübt 
wird, 3. die richterliche Gewalt, welche im ganzen Reiche nach gleichen Geſetzen 
von unabſetzbaren Richtern im Namen des Staatsoberhauptes ausgeübt wer⸗ 
den muß. 

Laufenſtein: § 1 der Grundrechte hätte nach meinem Wunſche an 
genommen werden ſollen; durch den Beſchluß der Kammer iſt das Princip 
umgangen worden; man glaubt, daß man mit dieſem Principe das Recht zum 
Revolutioniren vertheidigt, allein wer bloß revolutioniren will, braucht ſich auf 
gar kein Recht zu berufen; ich frage, woher ſollte denn alle Gewalt kommen, 
wenn ſie nicht vom Volke herrührt; dieſes Princip hätte ausgeſprochen werden 
ſollen, aber hier, wo bloß von der Theilung der Gewalten geſprochen wird, 
iſt es nicht am Platze. 

Ca valcabo: Ich vereinige mich mit dem Amendement Breſtel's und 
ziehe meines zurück. 


1) Dieſer Paragraph ſoll ſtatt der §§ 9, 11 u. 12 als Collectivparagraph gelten. 
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Laſſer: Mir iſt es gleichgültig, ob man Staats- oder Regierungsgewalt 
ſagt, nur glaube ich nicht, daß man ſagen kann: Reichs- und Landesſtaatsgewalt. 

Breſtel: Zur Begründung meines Antrages bemerke ich, daß man unter 
Regierungsgewalten nur die vollziehende Gewalt verſteht, im S 7 iſt aber da 
mit auch die geſetzgebende gemeint. 

Mayer: Das Wort „Regierungsgewalt“ iſt hier nicht gleichbedeutend mit 
gubernare, wie ſchon die folgenden Paragraphen beweiſen; im weiteren Sinne 
umfaßt es auch die geſetzgebende Gewalt, und iſt alſo identiſch mit Staatsge— 
walt; gegen Madonizza bemerke ich, daß wir im $ 7 ſchon ein Princip an 
genommen haben, welches daſſelbe beſagt; denn wenn wir die Conſtitution 
künftig als die Quelle der Staatsgewalt anſehen müſſen, und dieſe Conſtitution 
vom Volke gemacht iſt, ſo iſt auch alle Gewalt vom Volke; durch den Beſchluß 
vom 9. Januar iſt die weitere Forſchung über den Urſprung der Gewalt beſeitigt. 

Im Amendement Pinkas fehlt die richterliche Gewalt; gegen Breſtel be— 
merke ich, daß wir nicht nothwendig haben, bloß ideale Staatsgewalten auf 
zuzählen, der Umfang derſelben werde aber in den folgenden Paragraphen 
näher beſtimmt. 

Bei der Abſtimmung blieb das Amendement Madonizza in der Minder— 
heit; es ſtimmten dafür: Smolka, Goldmark, Vacano, Pfretſchner, Ziemial— 
kowsky und Rieger. 

Das Amendement Pinkas wurde verworfen. 

Das Amendement Breſtel wurde bezüglich des erſten Paragraphen ange— 
nommen und demgemäß auch der Titel des Kapitels abgeändert. 

Der Titel lautet alſo: Von den Staatsgewalten überhaupt; $ 7: „Die 
Staatsgewalten dürfen nur auf die in dieſer Conſtitution feſtgeſetzte Weiſe aus— 
geübt werden“ (vide den ſpätern Beſchluß bei $ 8). 

8 8.9 

Rieger: Im erſten Satz ſoll man ſagen „Staatsgewalt“ ſtatt Regierungs— 
gewalt, das übrige kann bleiben. 

Vacano: Der Paragraph ſoll wegbleiben, weil er bloß einen theoretiſchen 
Satz ausſpricht, und die Autonomie ſchon im § 4 gewahrt iſt; ſollte aber der 
Paragraph bleiben, ſo müßte auch von der Kreisregierungsgewalt geſprochen 
werden. 

Laſſer: Ich verſtehe unter Staatsgewalt jene, die dem Staate zukommt; 
dieſe kann auch in Oeſterreich nur eine ſein; ſage ich Ländergewalt, als Länder— 
ſtaatsgewalt, fo find die einzelnen Länder als unabhängig dargeſtellt; ich ſtimme 
mit Vacano. 

Rieger: Ich frage den Abg. Laſſer, ob nicht jeder Richter, jeder Ver— 


1) $8. Die Regierungsgewalten find bezüglich des Umfanges doppelt: 1. die Centrale 
oder Reichsregierungsgewalten, welche ſich auf das ganze Reich erſtrecken, 2. die Landesregie— 
rungsgewalten als Ausfluß des jedem Lande zuſtehenden, durch die Reichsregierung beſchränkten 
Regierungsrechtes. 
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walter die Staatsgewalt nomine des Staates ausgeübt hat; warum ſoll daher 
ein Land nicht auch eine Staatsgewalt ausüben können. 

Goriup ſpricht für den Paragraphen. 

Breſtel amendirt: „Die Regierungsgewalten ſind bezüglich des Umfanges 
doppelt. 1. Die Central- und Reichsgewalten, welche ſich auf das ganze Reich 
erſtrecken. 2. Die Landes- und Kreisgewalten, als Folge der den Ländern 
und Kreiſen eingeräumten Autonomie.“ 

Laſſer: Das Argument des Abg. Rieger ſpricht für mich, denn die richter⸗ 
liche Gewalt wird nicht im Namen eines Theiles der Staatsgewalt, ſondern 
der ganzen Staatsgewalt ausgeübt, es gibt daher keine Länderſtaatsgewalten. 

Ziemialkowsky: Ich verſtehe unter Regierungsgewalt den Inbegriff 
aller Gewalten, daher beantrage ich die restitutio in integrum des Wortes: 
„Regierungsgewalten“ im § 7; nehmen wir dies nicht an, fo wird $ 8 geſtrichen 
werden müſſen, und die folgenden Paragraphen ſind undeutlich. Ferner be⸗ 
antrage ich in Nr. 2 ſtatt des Wortes „Selbſtregierungsrechtes“ zu ſetzen 
„Autonomie“. — Gegen Breſtel bemerke ich, daß, wer von der Kreisregierung 
ſpricht, doch auch die Gemeinden erwähnen müßte, denn dort wird hoffentlich 
am meiſten Selbſtändigkeit zu finden ſein. 

Laufenſtein: Ich gehe vom Grundſatze aus, daß alle Gewalt vom Reiche 
ausgehe und daß die Ländergewalt nur ein Ausfluß des zugeſtandenen Selbſt⸗ 
regierungsrechtes iſt; daß früher die Provinzen unabhängig waren, kann daran 
nichts ändern; ich amendire: „die Landesregierungsgewalten, als von der Reichs⸗ 
gewalt an die Länder abgetreten.“ 

Cavalcabo: Es iſt nicht nothwendig den Ausdruck „Staatsgewalt“ wieder 
abzuändern; wenn dieſe auch in den einzelnen Ländern und Kreiſen ausgeübt 
wird, ſo geſchieht es doch nur in Folge der Conſtitution; auch ich würde, wie 
Breſtel, die Kreiſe erwähnen; man ſagt zwar, da müſſe auch von den Gemeinden 
geſprochen werden, allein dagegen wende ich Folgendes ein: wir haben in den 
frühern Paragraphen ſowohl die Länder, als die Kreiſe enumerirt, es iſt da⸗ 
her nothwendig, für alle dieſe Parzellen die Rechte in dieſer Urkunde am ge- 
eigneten Orte feſtzuſetzen; von den Gemeinden wird erſt ſpäter gehandelt wer— 
den. — Ich ergreife hier gleich die Gelegenheit, um mich gegen die Trennung 
meiner Provinz zu verwahren, die vom Abg. Kautſchitſch, der mit wendiſchen 
Kreiſen Steiermarks coquettirt, beabſichtigt wird; ich füge bei, daß in meiner 
Provinz großartige Mißtrauensvoten gegen jene Abgeordneten vorbereitet werden, 
welche eine Trennung der Provinz bevorworten. 

Mein Amendement lautet: „Die Staatsgewalten find bezüglich des Um- 
fanges doppelt: a. die Central- und Reichsgewalten ꝛc., wie der Text des § 8, 
b. die Landes und Kreisgewalten, als Ausfluß der jedem Lande und Kreiſe 
zuſtehenden, durch die Reichsgewalt beſchränkten Autonomie.“ 

Breſtel erklärt ſich für Cavalcabo. 

Laſſer beantragt: ,,$ 8 ift wegzulaſſen, wenn nicht im $ 7 „Regierungs- 
gewalt“ aufgenommen wird. Fällt dies durch, fo ſoll $ 8 Nr. 2 lauten: 2. die 
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Landes⸗ und Kreisregierungsgewalten, die ſich auf ein einzelnes Reichsland oder 
einen Kreis erſtrecken.“ 

Hein: Die Analogie von Nordamerika ſollen wir doch nicht ſo weit ver— 
folgen, daß wir jeder Provinz eine eigene Regierung geben; dazu wären ja 
unabhängige Staaten erforderlich, hier handelt es ſich mehr darum, daß wir 
von der Kreisgewalt ſprechen, denn damit die Gleichberechtigung der Nationen 
ihre Geltung finde, muß ja ſo viel als möglich in den Kreis gelegt werden. 

Ratz: Nach dem $ 7 ſollte das Pinkas'ſche frühere Amendement von der 
allgemeinen Theilung der Gewalten folgen, dann erſt ſollten wir vom Um— 
fange ſprechen. 

Rieger bringt folgenden Antrag ein: „Die Regierungsgewalten im Staate 
ſind nach ihrem Umfange zweifach: 1. die Central- und Reichsregierungsgewalten, 
welche ſich auf das ganze Reich erſtrecken; 2. die Landesregierungsgewalten, 
als Ausfluß der jedem Reichslande zuſtehenden Autonomie, welche das Selbſt— 
regierungsrecht des Landes, der Kreiſe und der Gemeinden in ſich begreift.“ 

Mayer: Man hat mich durch die Abänderung des Wortes „Regierungs- 
gewalt“ in „Staatsgewalt“ § 7 ganz aus dem Concepte gebracht, ich bitte Sie 
daher, nehmen Sie den Antrag des Abg. Ziemialkowsky an und reſtituiren Sie 
mich in integrum. Geſchieht das, ſo bin ich dann in der Lage, die einzelnen 
Amendements zum $ 8 zu würdigen; ich bemerke aber gleich jetzt, daß das Rieger— 
ſche Amendement das umfaſſendſte iſt und alle aus dem Standpunkte der 
Logik gegen § 8 angebrachten Einwendungen beſeitigt. 

Bei der Abſtimmung wurde das Ziemialkowsky'ſche Amendement § 7, 
dann das Laſſer'ſche zum § 8 angenommen, die übrigen Anträge verworfen. 

Der Titel des Kapitels und § 7 lautet ſomit wie im Entwurfe. 

§ 8 lautet: „Die Regierungsgewalten ꝛc. bis Nr. 2. die Landes- und Kreis⸗ 
regierungsgewalten, die ſich auf ein einzelnes Reichsland oder Kreis erſtrecken.“ 


§ 9.1) 


Breſtel: Nachdem wir früher die Staatsgewalt bezüglich ihres Umfanges 
abtheilten, iſt es logiſch, dieſelbe nach ihrem Inhalte zu theilen, und deshalb 
ſchlage ich den zweiten Theil meines frühern Amendements hier vor. 

Laſſer: Die „Eintheilung nach dem Inhalte“ paßt nicht, die richterliche 
Gewalt iſt auch nicht abgeſondert, ſondern ein Theil der vollziehenden. 

Vacano: Ich bin mit Breſtel einverſtanden; die richterliche Gewalt er 
kenne ich als einen ſelbſtändigen Zweig der Staatsgewalt an, weil die Reichs- 
ſicherheit der Hauptzweck des Staates iſt; eine Länder- und Kreisſtaatsgewalt 
finde ich einen Unſinn. 

Cavalcabo: Der Länder- und Kreisgewalt werden ja nur interne Gegen— 
ſtände kraft ihrer Autonomie zugewieſen, die Beſchlüſſe dieſer haben ja nicht 

1) 89. Die geſetzgebende Reichsgewalt wird vom Kaiſer gemeinſchaftlich mit dem Reichs- 
tage, die jedem Lande zuſtehende geſetzgebende Gewalt vom Kaiſer als Landesoberhaupt ge 


meinſchaftlich mit dem Landtage ausgeübt. 
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allgemein verbindliche Kraft; bezüglich der Eintheilung der Gewalten ſtimme 
ich mit Laſſer. 

Rieger: Der Abg. Vacano iſt freigebig mit Ausdrücken, wie Unſinn, 
Wahnſinn, Manie; ich finde dies weder witzig, noch geiſtreich, es kann ihm 
damit auch nicht Ernſt fein Er findet einen Unſinn in der Autonomie der 
Länder; nachdem aber dieſe hier beſchloſſen wurde, ſo verlange ich, daß er auf 
Grund dieſes Beſchluſſes weiter ſtimmt; ſollte jeder Beſchluß ſo angegriffen 
werden, ſo wäre ich genöthigt aus dem Ausſchuſſe auszutreten; bezüglich der 
Theilung der Gewalten ſtimme ich mit Laſſer, die richterliche Gewalt iſt eben⸗ 
ſo ein Theil der Executivgewalt, wie die Militär- und Polizeigewalt. 

Goriup: Ich halte die richterliche Gewalt für einen ſelbſtändigen Theil 
der Staatsgewalt; das zeigt ſich ſchon daraus, daß ſie es iſt, welche im Con- 
flicte zwiſchen der geſetzgebenden und vollziehenden entſcheidet. 

Strobach: Ich bin gegen das Amendement Breſtel, welches über die 
einzelnen Zweige der Staatsgewalt einen Collectivparagraph annehmen will; 
auch ich halte die richterliche Gewalt für keinen beſonderen Zweig der Staats— 
gewalt, die richterliche Operation iſt eine rein logiſche, welche im beſtimmten Falle 
ſagt, was Rechtens iſt, allein auch Adminiſtrativbehörden haben in Anwendung 
ihrer Geſetze eine ähnliche Function; einen Widerſtreit zwiſchen der geſetzgeben— 
den und vollziehenden Gewalt kann man a priori nicht annehmen, ich bin dae 
her für den § 9 des Entwurfes, nur ſollte dann auch von der den Ländern 
und Kreiſen kraft der Autonomie zuſtehenden geſetzgebenden Gewalt geſprochen 
werden. 

Scholl: Ich bin gegen einen Collectivparagraph, es iſt noch ſehr beſtritten, 
ob durch dieſe Dreitheilung alle Staatsgewalten erſchöpft ſind, ich erinnere an 
die Franzoſen, die weiter noch eine adminiſtrative Gewalt und pouvoir royal 
annehmen; der Streit hierüber wird vermieden, wenn man die einzelnen Zweige 
der Staatsgewalt abgeſondert behandelt. 

Krainz: Ich gebe zu, daß es keine unbeſtrittene Eintheilung gibt, allein 
die Trias iſt überall in praxi angenommen; auch in Nordamerika entſcheidet 
die richterliche Gewalt über Conflicte der geſetzgebenden und vollziehenden Ge— 
walt; die Anſicht, daß die richterliche ein Theil der Executivgewalt ſei, wird nur 
dort vertheidigt, wo der Richterſtand nicht unabhängig iſt. 

Hein: Ich bemerke dem Abg. Rieger, daß die Freiheit der Meinung ge— 
wahrt werden müſſe; ob man Föderaliſt oder Centraliſt iſt, es muß jedem Mit— 
gliede unbenommen bleiben, ſeine Meinung fortan auch gegen einen früher 
gefaßten Beſchluß zu vertheidigen; bezüglich der Eintheilung ſage ich, daß mir 
die Trias nicht zuſagt, die richterliche Gewalt muß zwar unabhängig ausgeübt 
werden, allein ich ſehe ſie als einen Theil der Adminiſtrativgewalt an, ich würde 
die Staatsgewalt in die geſetzgebende und adminiſtrative eintheilen, unter die 
letztere iſt ſowohl die richterliche als auch das pouvoir royal zu rechnen. 

Vacano: Wenn der Abg. Rieger mir aufmerkſam zugehört hätte, ſo hätte 
er vernommen, daß ich mich ausgedrückt habe, ich hielte das Beſagte für einen 
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Unſinn; meine damalige Rede war mehr dem föderativen Principe huldigend. 
Auch habe ich gegen keinen Beſchluß der Majorität angekämpft, die intimen 
Gegenſtände, welche Cavalcabo der Ländergewalt zuweiſt, werden nicht noth— 
wendig haben im Wege der Geſetzgebung, ſondern der freien Aſſociation ge— 
regelt zu werden; gegen die Breſtel'ſche Eintheilung erkläre ich mich aber, weil 
ſeine Eintheilung auf dem Objecte und nicht auf dem Subjecte beruht, ich er— 
kläre mich für Strobach's Amendement. 

Laſſer: Ich frage Abg. Breſtel, was ſoll das heißen „bezüglich des In— 
halts“, — aber auch gegen ſeine Theilungsglieder muß ich mich erklären; wären 
ſie richtig, ſo müßten conſequent alle drei Glieder auch bei der Länder- und 
Kreisgewalt vorkommen, und dort wird niemand eine abgeſonderte richterliche 
Gewalt zugeben, ich bin alſo gegen einen Collectivparagraph und würde den 
§ 9 amendiren: „Die geſetzgebende Reichsgewalt wird vom Kaiſer gemeinſchaft— 
lich mit dem Reichstage, die jedem Lande (oder Kreiſe) überlaſſene geſetzgebende 
Gewalt vom Kaiſer als Landesoberhaupt gemeinſchaftlich mit dem Landtage 
und beziehungsweiſe mit dem Kreistage ausgeübt.“ 

Was vom Kreistage geſagt wird, gilt nur für den Fall, als die Areis 
tage eine legislative Gewalt bekommen. 

Goldmark: Nachdem wir oben von der Eintheilung der Staatsgewalt 
nach ihrem Umfange geſprochen haben, ſo wäre es logiſch, ſie hier nach dem 
Inhalte zu theilen; ich ſtimme daher in allem für das Amendement. 

Breſtel: Auch ich bin für die Dreieinigkeit der Staatsgewalt; obgleich 
ich nicht Juriſt bin, glaube ich doch, daß dieſe drei Glieder logiſch coordinirt 
ſind, im Staate gibt es nur eine Grundlage: das Rechtsprincip, dieſes Princip 
äußert ſich als geſetzgebende Gewalt, ſoferne durch Geſetze die Rechtsſphäre 
jedes einzelnen beſtimmt wird, als richterliche Gewalt, welche die Geſetze aus— 
legt, und als vollziehende, welche die Geſetze anwendet. 

Vacano: Ich erkläre mich für Breſtel's Amendement, nur würde ich im 
Eingange ſagen: „Die Staatsgewalten theilen ſich“, dann ſtatt „vollziehende“ 
wäre zu ſagen „adminiſtrative Gewalt“. 

Mayer: Der Fünferausſchuß hat zwiſchen der Duas und Trias die Mitte 
halten wollen und deshalb, weil die Sache ſo beſtritten, eine erſchöpfende Auf— 
zählung der Gewalten vermieden, es handelt ſich in praxi auch nicht darum, 
wie man die Staatsgewalt ein⸗, ſondern wie man ſie vertheilt, entſchieden muß 
ich mich aber gegen den Theilungsgrund „Inhalt“ erklären, denn da müßten 
alle Ausflüſſe der Staatsgewalt aufgezählt werden. 

Bei der Abſtimmung wurde der Antrag Breſtel's, einen Collectivparagraph 
ſtatt der $$ 9, 11 und 12 anzunehmen, verworfen. 

Laſſer's Antrag wurde angenommen. 

Für den Antrag des Fünferausſchuſſes ſtimmten Rieger, Pinkas, Strobach, 
Pfretſchner, Laufenſtein, Smolka, Ziemialkowsky und Goriup. 

8 9 lautet: „Die geſetzgebende Reichsgewalt wird vom Kaiſer gemeinſchaft— 
lich mit dem Reichstage, die jedem Lande oder Kreiſe überlaſſene geſetzgebende 
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Gewalt vom Kaiſer als Landesoberhaupt gemeinſchaftlich mit dem Landtage und 
beziehungsweiſe mit dem Kreistage ausgeübt.“ 


$ 10!) 
wurde nach einer kurzen Debatte nach folgendem Antrage Hein's angenommen: 
„Das Recht, Geſetze vorzuſchlagen, ſteht jedem Theilnehmer an der geſetzgeben— 
den Gewalt zu.“ 

8 112) 
wurde ohne Debatte dem Entwurfe gemäß angenommen. n 


$ 12.3) 

Goldmark: Das Wort „allein“ folle wegbleiben, denn auch die Gemeinde 
hat die Executive, auch das Volk hat einen Antheil an der Executivgewalt. 

Dieſer Antrag blieb in der Minderheit, es ſtimmte für ihn noch der Abg. 
Laufenſtein. 

Der Paragraph wurde mit folgender Stilverbeſſerung angenommen: „Die 
vollziehende Gewalt ſteht dem Kaiſer allein zu und wird durch verantwortliche 
Miniſter ausgeübt.“ 

§ 134) 
wurde ohne Debatte angenommen. 
$ 14.5) 

Laſſer: Dieſer Paragraph foll als $ 104b eingereiht werden. 

Ziemialkowsky: Im Schlußſatze möge man ſagen: „des Reichsge⸗ 
meindegeſetzes und der Gemeindeordnungen.“ 

Beide Anträge wurden angenommen. 

$ 14, nunmehr $ 104 b, lautet: „Den Gemeinden wird u. ſ. w. inner⸗ 
halb der durch das Reichsgemeindegeſetz und die Gemeindeordnungen feſtge— 
ſetzten Grenzen gewährleiſtet.“ 


Sitzung am 8. Februar 1849. 


Der Vorſitzende meinte, daß an der bereits fixirten Tagesordnung die 
„Enumeration der Functionen der Centralgewalt“ wäre, wozu Rieger den Palazky⸗ 
ſchen Entwurf unterlegen will. 


1) S 10. Der Geſetzvorſchlag gebührt jedem Theilnehmer an der geſetzgebenden Gewalt. 

2) $ 11. Die authentiſche Auslegung der Geſetze ſteht nur der geſetzgebenden Gewalt zu. 

3) § 12. Die vollziehende ſowohl Reichs- als Landesgewalt ſteht dem Kaiſer allein zu 
und wird durch verantwortliche Reichs- und Landesminiſter ausgeübt. 

4) S 13. Die richterliche Gewalt muß im ganzen Reiche nach gleichen Geſetzen von une 
abſetzbaren Richtern im Namen des Staatsoberhauptes ausgeübt werden. 

5) $ 14. Den Gemeinden wird die Selbſtbeſtimmung über alle Angelegenheiten, welche 
ausſchließlich das Gemeindeintereſſe betreffen, und deren Selbſtverwaltung innerhalb der Grenzen 
des Reichsgemeindegeſetzes gewährleiſtet. 
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Hein iſt der Anſicht, daß man der Ordnung nach weiter fortſchreiten 
ſolle, denn die Functionen der Ländergewalt ſeien bereits feſtgeſetzt; was man 
nicht ihr zugewieſen habe, gehöre in die Centralgewalt. 

Laſſer glaubt, wenn man nicht weiter fortfahren und an einer früher 
fixirten Tagesordnung feſthalten wolle, fo wäre die Debatte über den Wirkungs⸗ 
kreis der Kreistage an der Tagesordnung. 

Breſtel, Vacano und die Majorität des geſammten Ausſchuſſes ſprach 
ſich für Hein's Anſicht aus, daß man nämlich weiter fortfahren und über das 
Kapitel vom Reichstage debattiren ſolle. 

Berichterſtatter Mayer las ſohin aus ſeinem Entwurfe ab: 

„Der Reichstag. 

$ 48. 

Der Reichstag beſteht aus zwei Kammern, der Volks- und der Länder- 
kammer.“ 

Ratz ergriff zuerſt das Wort und erklärte ſich für das Zweikammerſyſtem, 
weil er eine Controle der Volkskammer für die Sicherheit des Staates noth— 
wendig halte und die entſchiedene Mehrheit der öffentlichen Blätter, ja ſelbſt 
die neueſten republikaniſchen Verfaſſungen ſich dafür ausgeſprochen haben. 

Hein äußert ſich, er habe ſchon ſeinen Wählern zugeſagt, daß er fürs 
Zweikammerſyſtem ſtimmen werde, und dies zu einer Zeit, wo man noch faſt 
allgemein für Eine Kammer ſchwärmte. Der Reichstag habe ihn in ſeiner 
früheren Anſicht nur beſtärkt! 

(Pinkas: Mich auch!) Am Reichstage habe man ſehr vieles überſtürzt. 
Man müſſe daher künftighin ſowohl den einzelnen Ländern Rechnung tragen, 
als auch vor Ueberſtürzungen bewahren, und dies komme durch die Errichtung 
zweier ſich paralyſirender Kammern zu Stande. Zwiſchen den Beſchlüſſen beider 
werde immer ein Zeitraum liegen, während welchem man die Sache überlegen 
und auch die öffentliche Meinung in der Preſſe vernehmen könne. Ueber die 
Zuſammenſetzung beider Kammern zu ſprechen, behalte er ſich für ſpäter vor. 

Ziemialkowsky meint, man dürfe die Sache nicht von theoretiſcher 
Seite allein betrachten; daß auch Republiken das Zweikammerſyſtem aufge— 
nommen haben, beweiſe gar nichts; man müſſe die Sache vom öſterreichiſchen 
Standpunkte anſehen und aufs Concrete übergehen. Vom öſterreichiſchen 
Standpunkte aus ſtelle ich das Amendement: „Der öſterreichiſche Reichstag 
beſteht nur aus einer Kammer und zwar aus einer Länderkammer.“ 

Ich gebe zu, daß unſer Reichstag ſehr vieles voreilig beſchloß. Ich finde 
es aber ganz natürlich und wundere mich, daß er nicht viel Schrecklicheres be— 
ſchloſſen habe. Wir ſind Schulbuben, kaum vom Lehrer entlaſſen, und ſo wird 
es noch lange ſein. Die verhältnißmäßig paſſendſten Abgeordneten werden wir 
noch der Wahl der Länder zu verdanken haben. Bei weitem unpaſſender 
werden die Deputirten ſein, wenn das Volk wählt. 

Laſſer: Meine Vorgänger waren weniger Demokraten als Föderaliſten. 
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Würde ich mich bloß als Deutſcher fühlen, meine Herren, ſo wäre ich bloß 
für eine Länderkammer, und zwar nach der Volkszahl zuſammengeſetzt. Doch 
ich ſtrebe auch ein einiges Oeſterreich an, und die Einheit Oeſterreichs wird 
mir daneben durch die „Volkskammer“ repräſentirt. 

Rieger: Meine Herren! Es handelt ſich hier nicht darum, ein Zwei— 
kammerſyſtem aufzuſtellen, wie es in anderen Ländern beſteht. Dort hat dieſes 
Syſtem eine ganz andere Zuſammenſetzung. 

Uebereilte Beſchlüſſe könnte man auch durch die Beſtimmungen hindern, 
daß die Anträge längere Zeit vor der Debatte hierüber geſtellt, eine dreimalige 
Leſung eingeführt werde u. ſ. w., auch will gewiß Keiner von uns eine obere 
Kammer im Sinne der Pillersdorf'ſchen Conſtitution mit Berückſichtigung des 
größeren Grundbeſitzers u. dgl. begründen, nein, das Zweikammerſyſtem fol 
ein Ausfluß der Autonomie der Provinzen ſein. 

Man will in der oberen Kammer eine Ländervertretung, in der unteren 
eine Volksvertretung ſtatuiren. 

Ich, für meine Perſon, behandle das Zweikammerſyſtem vom Standpunkte 
der Föderation aus. 

Ich würde mich ohne weiteres für Länderkammer und Volkskammer aus⸗ 
ſprechen, weil ich die Beiſpiele Nordamerikas und der Schweiz vor Augen habe; 
allein ich halte die Einführung eines Reichstages auf Grund der reinen Volks— 
vertretung in Oeſterreich für einen Unſinn. 

Schon auf unſerem gegenwärtigen Reichstage iſt ein Drittel der Ab— 
geordneten der deutſchen Sprache unkundig, und doch muß am Ende auf 
jedem Reichstage in Einer Sprache verhandelt werden. Jeder kann nicht in 
ſeiner Sprache verhandeln, und keiner Sprache darf nach dem ausgeſprochenen 
Grundſatze der Gleichberechtigung ein Vorzug eingeräumt werden. Wir wollen 
allenfalls im Reichstage deutſch ſprechen; aber ſollte dies durch ein Geſetz ein— 
geführt werden, ſo werden wir dagegen proteſtiren. 

So wird am Ende jeder Reichstag illuſoriſch! Der Italiener wird ſich 
nie bequemen, Deutſch zu lernen, er verachtet die Sprache der Barbaren; auch 
polniſche und böhmiſche Deputirte werden in 15—20 Jahren noch ſeltener der 
deutſchen Sprache kundig ſein, als jetzt. Ich verweiſe nur auf das Beiſpiel 
Ungarns, wo die Pflege der heimiſchen Sprache ſie in kurzer Zeit zur Sprache 
des Parlamentes erhob, ſo daß es jetzt in dem Steckbriefe, womit man deſſen 
Präſidenten verfolgt, als beſonderes Kennzeichen angeführt iſt, daß ſelbſt dieſer 
nur ſchlecht deutſch ſpreche. 

Ich verweiſe namentlich auf die Wallachen in Siebenbürgen. So wird 
es am Ende dahin kommen, daß die Hälfte der Reichstagsdeputirten nicht 
Deutſch verſteht, und der nach bloß demokratiſchem Princip gewählte Reichstag 
zu einem Monſtrum wird, deſſen Beſchlüſſe ich gar nicht mehr achte. 

Erlaſſen Sie heute ein Geſetz, „daß jeder Reichstagsdeputirte der deutſchen 
Sprache kundig ſein muß“, ſo werden Sie den größten Theil des Volkes ſich 
gegen dieſen Sprachencenſus erheben ſehen. 
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In Oeſterreich ſprechen nur ſieben Millionen deutſch, 31 Millionen da— 
gegen ſprechen nicht deutſch. 

Ich ſpreche mich daher für den Palazky'ſchen Entwurf aus und amendire 
den $ 43 deſſelben, welcher lautet: „Mitglieder des Reichstages find Abgeord— 
nete, welche ſämmtliche Provinziallandtage des Reiches aus ihrer Mitte, und 
zwar Einen auf je 150000 Seelen der Geſammtzahl jedes Landes ernennen.“ 

Man habe zu den Landtagen auf demokratiſcher Baſis durch Urwahlen 
gewählt. Wähle man nun von je zehn der Landtagsdeputirten Einen in den 
Reichstag, ſo werde man eine Créme erhalten. Der Landtagsdeputirte ver— 
trete 15000, der Reichstagsdeputirte dann 150 000. 

Schon für den gegenwärtigen Reichstag ſeien auf dieſe Art die Wahlen 
für Böhmen gut ausgefallen, und ſie würden gewiß noch beſſer ausgefallen 
ſein, wenn nicht gerade die „Robotfrage“ aufs Tapet gekommen wäre, welchem 
Umſtande man die einigen böhmiſchen Bauerndeputirten zu verdanken habe. 

Weil galiziſche Bauern als Wahlmänner aufgetreten ſeien, haben ſie wieder 
Bauern zu Reichstagsdeputirten gewählt; würden ſie auf ihren Landtag gewählt 
haben, ſo wären die Wahlen auf Gebildete gefallen. 

In die Ausſchüſſe ſchon habe kein galiziſcher Bauer wieder einen Bauer 
gewählt, weil er ihn dazu für unfähig hielt. 

Man werde ihm einwenden: „Es ſeien dort nur die Majoritäten vertreten.“ 
Er unterſcheide aber diesfalls nationale und politiſche Majoritäten. 

Was die erſtere betrifft, ſo beſchließe man nur gewiſſe nationale Curien 
einzuführen, und die nationale Minorität wird ſich gewiß nicht beklagen. 

Was die letztere anbelangt, ſo wird ſie, wenn ſie eine bedeutendere iſt, 
ſich über einen Candidaten vereinigen; iſt ſie ganz unbedeutend, ſo iſt ſie nicht 
zu beachten. 

Im Lande entſcheiden am Ende wohl auch immer die Majoritäten. 

Man wird weiter einwenden: „Es werde dem demokratiſchen Principe hier— 
durch zu nahe getreten. Man laſſe die Landtage und nicht das Volk wählen!“ 

Was dieſe Einwendung betrifft, fo werde ja in den meiſten Staaten in- 
direct, durch Wahlmänner gewählt, und es ſei dies auch, beſonders für minder 
politiſch gebildete Völker, ſehr zu empfehlen, ſehr praktiſch. Die Landtage, 
deren Mitglieder aus Urwahlen hervorgegangen ſeien, vertreten nach ſeiner 
Anſicht nur die Stelle der Wahlmänner bei Wahlen für den Reichstag, und 
ſeien daher ebenſo empfehlenswerth. 

Laſſe man übrigens die Reichstage aus den Landtagen fließen, und be— 
ruhen beide nicht auf einer verſchiedenen Baſis, ſo werden beide auch in ihren 
Anſichten nicht ſo viel divergiren, nie mit einander in Krieg gerathen, in 
allem mit einander ſich vertragen, Umſtände, welche nur im Intereſſe der 
Einheit Oeſterreichs liegen können. 

Pinkas: Ich will ein einiges Oeſterreich, in allen ſeinen Conſequenzen, 
und erkenne in der von meinem Freunde Rieger eben ausgeſprochenen Anſicht 
das Element der Auflöſung. 


138 Sitzung am 8. Februar 1849. 


Wahr iſt es wohl, daß die Sprachenfrage am Reichstage große Fatali⸗ 
täten bereitet; allein wir, die wir nun eben ein einiges Oeſterreich conſtruiren 
wollen, müſſen dies einmal ertragen, ungefähr ſo, wie man auch einen Höcker 
ertragen muß. Allein, im Intereſſe eines einigen Oeſterreichs, ermahne ich 
Sie auch, meine Herren, centraliſiren Sie nicht zu viel, ſondern fo wenig als 
möglich. Ich bin mit der Länder- und Volkskammer des Reichstages einver⸗ 
ſtanden; allein beſchränken Sie den den Landtagen zugewieſenen Wirkungskreis 
nicht zu ſehr. 

Nach dem, was Sie den einzelnen Ländergewalten bisher zugewieſen haben, 
als Conſervatorien einzurichten, Hebammen zu prüfen u. dgl., wird es für De⸗ 
putirte zu den Landtagen wohl nicht ſo ſchwer ſein, ihren Platz auszufüllen. 
Aber gerade deshalb will ich auch, daß nicht aus ſeiner Mitte, welche gerade 
nicht lauter Genies in ſich ſchließen wird, ſondern aus dem Volke auch zum 
Reichstage gewählt werde. 

Wenn auch dieſer Reichstag nicht ſo vortrefflich zuſammengeſetzt wurde, 
ſo vergeſſen wir es ja nicht, daß wir Alle noch mehr oder weniger Kinder 
in der Freiheit ſind, und die Völker es erſt erlernen werden, zu wählen. 

In Galizien, das ich als das China der Monarchie betrachte, wurde nament⸗ 
lich der von der Regierung geſpielten Intriguen wegen am ſchlechteſten gewählt; 
werden die Intriguen wegbleiben, ſo werden ſelbſt dort die Wahlen beſſer aus— 
fallen. In Böhmen haben wir die verhältnißmäßig noch am beſten ausge- 
fallenen Wahlen nur dem Umſtande zu danken, weil dort gerade das Volk 
durch die Preſſe ſchon mehr politiſch reif iſt, beſſer als manches andere Spreu 
von Korn zu unterſcheiden weiß, und den Männern, die es als ſeine Freunde 
kennen gelernt hat, unbedingt Vertrauen ſchenkte. 

Ich bin Föderaliſt; aber ich glaube auch nicht, daß wir hier eine für 
Jahrhunderte geeignete Verfaſſung machen. Wir wiſſen, wie viele Phaſen der 
Conſtitution Frankreich in kurzen Zwiſchenräumen durchmachen mußte, daß 
ihm auch die neueſte Conſtitution nicht ſo ganz zuſagt; machen wir jetzt ein⸗ 
mal eine Conſtitution und ſtellen wir den Völkern darin etwa gleich in Aus 
ſicht, daß ſie in zehn Jahren werde einer Reviſion unterzogen werden. 

Ich bin aber heute auch ein ſchwarzgelber Föderaliſt und daher ſtimme 
ich für den Mayer'ſchen Entwurf, erſuche aber noch einmal den Wirkungs- 
kreis der Ländergewalt zu erweitern, weil wir ſonſt auf den Landtagen ein 
beſtändiges Streben rege erhalten werden, die ihnen zugewieſene Sphäre zu 
erweitern, weil wir durch eben dieſes Streben beſtändige Reibungen zwiſchen 
dieſen Landtagen und dem Reichstage hervorgebracht, oder perfide Beſchlüſſe 
auf dem letzteren gefaßt ſehen werden, was zur Folge haben wird, daß Oeſter— 
reich nur um ſo früher auseinander geht, was jene Herrn mit ihrer über— 
großen Centraliſationsluſt dann verantworten dürften. 

Vacano bemerkt, er ſei für zwei Kammern, weil er ſowohl in die Ver— 
faſſung, als auch in die Specialgeſetzgebung Stabilität bringen wolle. Siche— 
rung der Rechtsſphäre eines Jeden Einzelnen ſei die Aufgabe des Staates, 
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dieſe erfordere aber, daß Verfaſſungen, wie die Geſetze, möglichſt lange Dauer 
haben. 

Eine Kammer ſtelle ihm die Stabilität dar, und er könne ſich keine Volks— 
kammer und einen Congreß denken. Er fürchte nirgends eine Unterdrückung 
der Nationalitäten, wünſche in beide Kammern aus der Volkszahl gewählte 
Deputirte, und keine Länderkammer. 

Am Ende hätte man dabei eine Menge Staaten, eine Vertretung wie einſt 
Deutſchland am Bundestage, und einen Scheinkaiſer. 

Das Volk könnte auf die legislative Gewalt nicht den gehörigen Einfluß 
üben. Er muthe den Herren nicht zu, daß ſie dem Volke dieſen Einfluß ent— 
ziehen wollen. Sein, jedoch ſpäter vor der Abſtimmung wieder zurückgezogenes 
Amendement lautet: „Der Reichstag beſteht aus zwei Kammern.“ 

Goldmark bedauert, daß er jetzt nicht Pitteri fei, um über die Rieger⸗ 
ſchen Anſichten nicht zugleich ſeine Bewunderung und ſeine Verwunderung aus— 
ſprechen zu können. 

Er erinnere ſich noch an eine idylliſche Zeit Wiens, in welcher er für das 
Einkammerſyſtem ſprach, und hierüber zum Deputirten gewählt wurde. Jetzt 
ſei er für das Zweikammerſyſtem; aber in Verlegenheit, ob er hierdurch nicht 
als Demokrat anſtoße. 

(Mayer: „Nein! Ego te absolvo!“) Sie ſehen, meine Herren, ich 
beichte offen. Wenn eine Kammer bloß der Ausſchuß der Autonomie der 
Provinzen ſein ſoll, ſo bin ich jetzt dagegen, weil wir damit nur nothdürftig 
einen Reichstag ſchaffen können. 

Da die Volksſouveränität nicht durchging, fo kann ich auch eine Partial 
ſouveränität in den Provinzen nicht zugeſtehen, daher auch keine ſo entſtandene 
Länderkammer. 

Wenn man unſeren gegenwärtigen Reichstag einen ſchlechten nennt, ſo 
ſage ich, man wird keinen beſſeren bekommen, wenn ein einiges Oeſterreich 
durchgeführt werden ſoll. 

Sprachenſchwierigkeiten werden auf den von Rieger beantragten Länder— 
tagen wohl auch nicht beſeitigt werden, denn es gibt, mit Ausnahme Oeſter— 
reichs und einiger weniger kleinen Provinzen, wohl überall verſchiedene Pro— 
vinzialſprachen, namentlich in Böhmen. Das Argument von der Sprache iſt 
alſo kein richtiges. Will man ſich einem politiſchen Sprachgeſetze durchaus 
nicht fügen, fo werden auch alle Landtagsbeſchlüſſe in Böhmen ungültig aus 
fallen. Wie Abg. Rieger aber ſeine Unterſcheidung zwiſchen nationalen und 
politiſchen Fragen — in Anſehung der reſultirenden Minoritäten — mit dem 
demokratiſchen Princip vereinigen kann, ſehe ich ſchon durchaus nicht ein. Ich 
frage, welche Fragen ſind nationaler und welche politiſcher Natur? Bei welchen 
wird man alſo curiatim abſtimmen müſſen und bei welchen nicht? 

Will man die kleinen politiſchen Minoritäten nicht auch leben laſſen? 

Ich kenne die Gefährlichkeit eines nach ſolchen Ländertagen zuſammenge— 
ſetzten Reichstages und ſtimme daher für den Mayer'ſchen Entwurf. 
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Fiſchhof bemerkt, die Idee der Mayer'ſchen Ländertage ſei nicht neu. 
In Amerika, ſowie in der Schweiz ſeien dieſe Ländertage mißglückt. Die 
Amerikaner haben dies viel früher eingeſehen, als die Schweizer. Die letzteren 
mußten erſt durch die traurigen Erfahrungen des Sonderbundes hierüber be— 
lehrt werden. Suche man ein einiges Oeſterreich, in dieſen Länderkammern ſtecke 
es ganz gewiß nicht; daher muß man es im Reichstage finden. 

Sprachenverſchiedenheit finde man auch in anderen Ländern. Uebrigens 
ſprechen ſelbſt in Ungarn die Gebildeten ſehr gut deutſch, dies werde in der 
Folge bei allen Gebildeten mehr und mehr der Fall ſein. 

Daß der gegenwärtige Reichstag ſo viele Bauern enthalte, rühre nicht 
vom Wahlſyſtem, noch weniger von dem durch den Sicherheitsausſchuß an das 
ob der enns'ſche Volk erlaſſenen Aufrufe (wie man ihm vorgeworfen), ſon— 
dern lediglich daher, weil auf dieſem Reichstage namentlich agrariſche Fragen 
zur Sprache kommen ſollten, deren Löſung die Bauern nur wieder Bauern 
anvertrauten. Dies werde künftighin nicht in dem Grade mehr der Fall ſein. 
Was ſchließlich die Ländergewalten betreffe, müſſe man ihnen weniger eine 
räumen, um auch weniger Colliſionsfälle zu erleben. Je mehr man ihnen 
zugeſtehe, deſto eher werde Oeſterreich zerfallen. 

Hein meint, ein Mitglied des verehrten Ausſchuſſes !) habe der Wiener 
Charivari nur immer als ein Glied ex collegio societatis Jesu bezeichnet. Er 
wiſſe nicht, ob Abg. Rieger in einem ſolchen Collegium ſeine Erziehung ge— 
noſſen habe — aus ſeiner Rede für die Länderkammer ſchaue übrigens nichts 
mehr heraus, als der jeſuitiſche Pferdefuß (Mayer: Ich cedire!). Er wollte 
uns deduciren, daß wir nur aus den Landtagen Capacitäten in den Reichstag 
bekommen können. 

Ich glaube, ſo gut Capacitäten durch Urwahlen in den Landtag kommen, 
ebenſo gut können ſie auch in den Reichstag kommen. Zuerſt vertheidigte er 
die Landtage, dann wollte er die Volkskammern zu Nichte machen, und derlei 
Widerſprüche mehr. 

Meiner Anſicht nach iſt die Sprachenfrage am Reichstage ſehr leicht lösbar. 
Wir haben ſie ſchon gelöſt, indem wir Anträge und Amendements auf jedes— 
maliges Verlangen verdolmetſchen laſſen. Wird einem gebildeten Mann der 
Antrag ſo vorgeleſen, ſo kann er ihn beurtheilen. Reden wirken wenig oder 
gar nicht auf die Kammermitglieder. Die Abſtimmungen werden gewöhnlich 
ſchon mitgebracht, wie wir wiſſen, — namentlich aus den nationalen Clubs! 
— Ich bin auch dafür, daß eine Reichstagsſprache nicht erſt durch ein Geſetz 
eingeführt werde, obwohl dies in Nordamerika der Fall iſt; es könnte ſo manche 
Nationalitäts-Eitelkeit dadurch beleidigt werden. Daß man die, relativ genom— 
men, von den Gebildeten am meiſten geſprochene Sprache als Reichstags— 
ſprache werde gelten laſſen, bezweifle ich nicht. 

Die Volkskammern halte ich für das Medium, das das einige Oeſterreich 
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zuſammenhält, mit der Länderkammer bringe ich dem Föderalismus meine 
Huldigung dar! 

Breſtel: Ich erkläre mich ganz einfach für den Mayer'ſchen Entwurf. 
Die Argumente, die man gegen die Volkskammer vorgebracht hat, haben eine 
Tragweite, welche den Fortbeſtand der Monarchie gefährdet. Man ſagt, daß 
die Volkskammer einen Sprachencenſus herbeiführe. Gehen wir aber näher 
ein, ſo wiſſen wir, daß in einer jeden Kammer nur 30 oder 40 Männer eigentlich 
arbeiten. Für jede Kammer werden ſich fünf bis ſechs Canditaten finden, die 
eine paſſende Auswahl zulaſſen — der Cenſus wird hierbei gleich groß ſein. 

Argumentirt man aber aus dem jetzigen Reichstage gegen eine Volks— 
kammer, meine Herren, — ſo iſt das ganz irrig: Es waren die Urbarial— 
Intereſſen, die uns eine große Anzahl Bauern herein brachten, und im indi— 
recten Wahlmodus liegt's auch. 

Laſſen wir die Urbarial-Intereſſen erledigt ſein, und haben wir directe 
Wahlen — ſo werden wir auch beſſere Deputirte bekommen. In Frankreich 
wählt z. B. auch ein ganzes Departement. Nicht leicht wird ein Bauer in 
einem ganzen Kreis bekannt ſein, die Wahl wird auf mehr Bekannte, auf Ge— 
bildetere fallen. Hätten wir in Galizien nach ganzen Kreiſen gewählt, ſo würden 
wir weniger Bauern in der Kammer haben — es liegt im Wahlmodus! 
Ich bin gegen jeden Wahlcenſus, wenn der Wähler nur leſen und ſchreiben 
kann. Wenn eine Kammer durch den Sprachencenſus nicht beſtehen kann, ſo 
kann, wie ſchon ein Redner vor mir erwähnt hat, auch keine Länderkammer 
zuſammen kommen! Wird bloß der Landtag vom Volk gewählt, ſo ſteht der 
Reichstag dem Volke fremd da. 

Siegt die conſervative Partei bei den Wahlen für den Landtag, ſo hat ſie, 
wenn aus dem Landtag für den Reichstag gewählt werden ſoll, auch für den 
Reichstag den Sieg davon getragen. Wir kommen auf eine Stetigkeit, die ſich 
nicht ſo gewiß ergibt, wenn auch für den Reichstag wieder aus dem Volke gewählt 
wird; und ich glaube, daß der Reichstag überhaupt nur dann ein Gewicht haben 
und dem Volk zuſagen kann, wenn er eben aus dem Volke gewählt wird, — 
was mich eben auch beſtimmt, mich für den Mayer'ſchen Entwurf auszuſprechen. 

Kautſchitſch: Obwohl ich ſonſt nur für eine Kammer bin, ſo ſtimme 
ich jetzt doch dieſem pfiffigen, echten Jeſuitengedanken — einer föderativen 
Centraliſation — bei. Ich füge mich der Majorität, die ſie bereits beſchloſſen 
zu haben ſcheint — und bin für den Entwurf des Abg. Mayer. 

Laſſer: Ich habe mich zwar vor meinen Wählern nicht für das Ein— 
kammerſyſtem ausgeſprochen, um gewählt zu werden, wie vielleicht der Abg. 
Goldmark; ich habe mich aber ſtets für das Zweikammerſyſtem ausgeſprochen 
und ſpreche noch jetzt für zwei Kammern! Meine Vorredner haben ſchlagend 
genug die Argumentation des Abg. Rieger widerlegt; aber er hat doch noch 
immer gezuckt, und das wunderte mich — ja er zuckt noch immer. 

Ich glaubte ſchon, er wolle den ganzen § 48 hinweglaſſen, und gar 
keinen Reichstag haben. Zuletzt geſtand er uns wohl zu, daß wir am Reichstage 
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wahrſcheinlich deutſch ſprechen müſſen. Wir bitten auch um dieſe Conceſſion. Wir 
lernen ſchwer andere Sprachen. Stadion läßt ſchon jetzt die Ruſſinen, (oder weil 
mir dieſe Benennung nicht gar angenehm klingt) die Ruthenen deutſch lernen, 
eben weil es in der Volkskammer ſo ſchwer iſt! Ich glaube wir können auch aus 
der Länderkammer des Abg. Rieger Leute bekommen, die nicht deutſch können. 

Noch eins! 15000 Seelen ſollen immer einen Vertreter bekommen; 
da ſind wir Vertreter der kleinen Provinzen alle caput! Die Bevölkerungszahl 
muß übrigens auch durch 15 theilbar ſein; — ich frage, was geſchieht denn 
mit dem Bruchtheil? Wie bringen wir den weg? Dem Abg. Pinkas danke 
ich für ſein ſchwarzgelbes Bekenntniß; mache ihn übrigens darauf aufmerkſam, 
daß wir den Ländergewalten doch noch etwas mehr zugeſtanden haben, als 
Conſervatorien aufzubauen und Hebammen zu dotiren. Wenn es wahr iſt, 
daß die Landtage, wenn wir ihnen zu wenig einräumen, ſich beſtreben werden 
mehr zu erringen, ſo geben wir ihnen lieber gleich recht wenig, meine Herren; 
ſonſt haben wir die Gefahr gleich vor der Thüre. Die Bauernvertretung auf 
unſerem Reichstag hat ſchon Breſtel beſprochen — wir haben ſie in Ober⸗ 
öſterreich nicht ſo viel dem Aufruf zu verdanken, den der Herr Präſident 
vom Sicherheitsausſchuß erlaſſen hat — wir kennen den Wind, der um jene 
Zeit überhaupt von Wien aus geweht hat, und ſeinen Einfluß. 

Ich bin jetzt ganz mit dem Mayer'ſchen Entwurf einverſtanden. 

Cavalcabo: Ich ſprach mich auch vor Zeiten nur für eine Kammer 
aus. Ich ſehe, daß wir eine gemäßigte Föderation begründen wollen, — bin 
jetzt für zwei Kammern, und mit dem Entwurfe Mayer's einverſtanden. 

Die Wahl der Reichstagsdeputirten aus der Mitte der Landtage iſt gegen 
das demokratiſche Princip, von dem ich ausgehe. Nach Rieger kommen auf 
1s Millionen circa 120 Deputirte. Die Zahl iſt mir, auch von allem andern 
abgeſehen, bei weitem zu gering. Laſſen wir nun einige durch Krankheit oder 
andere Zufälligkeiten von der Kammer abweſend ſein, wie leicht kann das Mi⸗ 
niſterium die Mehrzahl der Rückbleibenden zu einem volksfeindlichen Beſchluſſe 
auf ſeine Seite bringen, und die ganze Volksvertretung ſohin zu einem wahren 
non-ens machen. 

Strobach: Ich ſpreche mich für den eentraliſtiſch-föderativen Entwurf 
des Abg. Mayer aus, in der Hoffnung, daß man den Ländergewalten wohl 
noch einen größeren Wirkungskreis einräumen wird. 

Ich halte die Tendenz der Länderkammer für eine centrifugale — die der 
Volkskammer für eine centripetale; bleibt's bei dem gegenwärtigen Entwurf, ſo 
glaube ich, wird die Volkskammer gar zu viel in ihrem Reſſort gelegen finden 
und mit der Länderkammer, wie mit den Landtagen in immerwährendem Streit ſein. 

Die Sprachbeſorgniſſe, die mein verehrter Freund Abg. Rieger hat, theile 
ich nicht. 

Ich bin kein Germanophage und glaube die deutſche Sprache wird jetzt 
darum noch mehr bei uns erlernt werden, weil in dieſer Sprache eben auch 
die Intereſſen unſeres Landes vertreten werden ſollen. 
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Ich glaube jeder von uns würde mehr als je ſich die lateiniſche Sprache 
eigen zu machen ſuchen, wenn er wüßte, daß künftighin die Intereſſen ſeines 
Vaterlandes in dieſer Sprache vertreten werden. 

Ich bin mit den Wahlen, auch in Böhmen, nicht ſo ſehr zufrieden; ich er— 
warte mir aber günſtigere Reſultate, wenn auf 150000 oder 100000 Seelen 
ein Deputirter fällt. Ein obſcurer Name wird ſpäterhin nicht mehr genügen, 
und ich glaube, wir werden faſt durchweg nur Gebildete auf den Reichstagen 
als Deputirte ſehen. I 

Den ſprachlichen Verlegenheiten weichen wir ſchon jetzt häufig durch Ueber— 
ſetzungen aus; und ich will am Ende lieber gar viel geopfert ſehen, als daß 
ich Oeſterreich auseinander gehen ſehe. 

Pinkas: Ich bin ehrlich ſchwarzgelb und ſchließe mich ganz der Anſicht 
meines Vorſprechers Abg. Strobach an. Ich bitte Sie nur noch die Idee 
fallen zu laſſen, als hätten wir deutſchfreſſeriſche Abſichten. Ich erinnere den 
Abgeordneten für Werfen, daß wir nur im Intereſſe Oeſterreichs die Landtage 
möglichſt gut dotirt zu ſehen wünſchen, es unmöglich ſchlecht mit Oeſterreich 
meinen können. 

Gegen eine beſſere Dotation der Landtage bin ich bereit, auch den klei— 
neren Provinzen vieles zuzugeſtehen. Wir glauben durch unſer Verhalten am 
Reichstage Vertrauen verdient zu haben und erſuchen Sie uns daſſelbe auch 
zu ſchenken. 

Rieger ergreift noch einmal das Wort und erinnert, auch er ſei öſter— 
reichiſch geſinnt, nicht in dem Sinne des edlen Herrn Dr. Wildner, nicht aus 
kindlicher Liebe für das Haus Habsburg⸗Lothringen, ſondern weil er wiſſe, 
daß ſein Vaterland am beſten in dieſem Verbande fahre. 

Aber eben im Intereſſe Oeſterreichs habe er gleich im Anfange geſprochen. 

Wir haben nationale Gleichberechtigung angenommen; geſetzt aber wir 
ſetzen uns jetzt alle den Kopf auf und ſprechen jeder in unſerer Mutter— 
ſprache, ſo iſt Oeſterreich ſchon nicht Eins. 

In Ungarn, und namentlich unter den Wallachen ſind ſehr gebildete 
Leute. Sie können aber doch nicht alle deutſch. 

Sehen wir uns die gewiß hochgebildeten polniſchen Deputirten Borkowsky, 
Lubomirsky und andere in der Kammer an, wie ſchwer ihnen nicht die deutſche 
Sprache fällt. Wie bedauerlich iſt es nicht, daß ſelbſt in unſerem Ausſchuſſe 
mehrere Individuen der deutſchen Sprache nicht kundig ſind. Wir haben es 
bei Gelegenheit der Debatte über Trennung oder Nichttrennung der quarne— 
riſchen Inſeln geſehen, wie trefflich und elegant die Abg. Madonizza und Fi— 
lippi in ihrer Mutterſprache ſich darüber vernehmen ließen. Alle dieſe Capa 
citäten entgehen uns in der Volkskammer; während uns auf den Landtagen 
höchſtens zwei bis drei Sprachen vorkommen — eine Schwierigkeit, die ſich 
viel leichter beſeitigen läßt; denn man verhandelt z. B. nur in beiden Sprachen, 
wie man es auf dem mähriſchen Landtage machte. Es ſind doch noch nicht 
ſechs bis acht Sprachen, wie am Reichstage. 
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Goldmark's Einwendungen gegen die Wahlen der Majorität auf den 
Landtag begreife er nicht. Majorität müſſe im conſtitutionellen Staate am 
Ende überhaupt Geltung haben, oder ſollten vielleicht gar Majorität und Mi 
norität abwechſelnd entſcheiden, ungefähr ſo, wie beim Damenſpiele bald der 
gewinnt, der die größere Zahl Steine behält, bald der, der die größere Zahl 
an ſeinen Gegner abgibt? 

Fiſchhof habe mehr Ziemialkowsky's Anſicht wegen eines Staatencon— 
greſſes bekämpft, die Bauernwahlen ſeien nicht durchweg zu verwerfen; es gebe 
auch unter ihnen, wie man ſich deſſen in den Clubs überzeuge, recht paſſende 
Individuen. 

Was übrigens die Deputirtenwahlen aus den Landtagen betreffe, ſo ſei 
er der feſten Meinung, daß man nur dort die Capacitäten kennen lerne, und 
daß nur aus ihnen die Vertrauensmänner des Volkes und des ganzen Landes 
zugleich in den Reichstag kommen werden. 

Auch werden die kleineren Provinzen hierdurch eher begünſtigt, als verkürzt; 
er ſehe übrigens, daß er mit dem Entwurfe ſeines Freundes Abg. Palazky, 
ſowie mit ſeiner und vieler ſeiner Landsleute Anſicht leider in der Minorität 
bleiben werde. 

Mayer als Berichterſtatter dankt für die ſeinem Entwurfe diesmal 
geſchenkte Anerkennung. Er entſpreche ſeines Erachtens der Volksvertretung, 
die man allenthalben fordere, und er müſſe hinſichtlich des von einer 
Seite beantragten homöopathiſchen Extracts der Landtage für den Reichstag 
auf die gewiſſen preußiſchen Stände von ehemals hinweiſen. Wir wollen doch 
nicht auf eine Stufe ſteigen, die Preußen bereits verlaſſen habe. Auch ver— 
treten die Landtage nicht die Stelle der Wahlmänner; denn ſie wählen zunft⸗ 
mäßig aus ſich heraus, was bei den Wahlmännern nicht der Fall ſei! 

Was die Sprachenfrage anbelange, fo werde es die Gleichberechtigung 
mit ſich bringen, daß wir (namentlich bei der Ausbildung der ſlawiſchen Sprache 
und ihrer Grammatik) ebenſogut Slawiſch lernen werden, als die Slawen 
Deutſch, übrigens habe ſelbſt Abg. Rieger zugegeben, daß die Gebildeten des 
Reichstags der deutſchen Sprache mächtig ſein werden — Strobach habe richtig 
eher auf eine Zunahme, als auf eine Abnahme der deutſchen Sprache in 
Böhmen hingedeutet. 

Glaube man übrigens, daß die Landtage, wenn ihnen nicht die größte 
Wirkſamkeit eingeräumt werde, ſich mit dem Reichstage nicht vertragen werden, 
ſo mache man bei Gott lieber gar keine ſolchen Landtage. 

Nach der angenommenen Abſtimmung blieben ſonach Ziemialkowsky's und 
Rieger's Amendements in der Minorität. 

Der $ 48 blieb fo, wie er im Entwurf lautete, nämlich: 

„Der Reichstag beſteht aus zwei Kammern: der Volks- und der Länder- 
kammer.“ 
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Sitzung am 9. Februar 1849. 
Tagesordnung: Debatte über den § 49 und die folgenden Paragraphen. 
$ 49!) 
wurde nach einer kurzen Debatte mit folgendem Amendement Breſtel's ans 


genommen: „Der Reichstag tritt regelmäßig jedes Jahr am 15. März zu— 
ſammen, wenn ihn der Kaiſer nicht früher einberuft.“ 
$ 50.2) 

Cavalcabo: Ich ſehe nicht ein, welcher Zuſammenhang zwiſchen dem 
erſten und dem Zwiſchenſatze dieſes Paragraphen ſtattfindet; ich finde auch den 
Zwiſchenſatz ganz überflüſſig, weil er ſich von ſelbſt verſteht, ich beantrage deſſen 
Weglaſſung. 

Fiſchhof: Der Paragraph ſagt, weil die Abgeordneten das ganze Reich 
vertreten, ſo dürfen ſie keine Inſtructionen für die Provinz annehmen, das iſt 
der Zuſammenhang; ich fände eher den erſten Satz als ſich von ſelbſt ver— 
ſtehend. 

Pinkas: Ich bin mit der Motivirung Fiſchhof's einverſtanden, beantrage 
aber ſtatt „Reich“ zu ſagen „Geſammtreich“; der Zwiſchenſatz iſt ſehr wichtig, 
damit die Wähler nicht ihren Deputirten als ihren Agenten anſehen. 

Laſſer: Man laſſe das Wörtchen „daher“ aus, dann fällt der Zweifel 
über den Zuſammenhang der Sätze. 

Breſtel: Die Unzuläſſigkeit der Inſtructionen muß deshalb ausdrücklich 
erwähnt werden, weil manche Repräſentativverfaſſungen dieſelben für erlaubt er 
klären oder gar forderten, z. B. die frühere ungariſche. 

Rieger: Dadurch, daß Sie den $ 48 angenommen haben, haben Sie 
anerkannt, daß die Länderkammer nicht das Reich, ſondern die Specialintereſſen 
der Provinz oder des Kreiſes zu vertreten habe; anders iſt es mit der Volks— 
kammer, die muß nach ihrem Syſteme das ganze Reich, das Princip der Demo— 
kratie, die Länderkammer aber vorzugsweiſe das Princip der Föderation oder 
Autonomie vertreten; man ſoll ſich aber hier gar nicht über das Princip der 
Vertretung ausſprechen; daher ſtimme ich für die Auslaſſung des erſten Satzes 
und des Wortes „daher“. 

Vacanb: Der erſte Satz iſt gerade deshalb wichtig, damit nicht ein Ab— 
geordneter ſich mit ſeinem Gewiſſen hinter die Specialintereſſen ſeiner Provinz 
flüchtet; ohne die Verpflichtung des erſten Satzes wäre die Länderkammer eine 
Verſammlung von Geſandten; den Gegenſatz zwiſchen Demokratie und Föde— 
ration erkenne ich nicht an; das Wort „daher“ möge wegbleiben. 


1) 8 49. Der Reichstag tritt regelmäßig jedes Jahr am erſten Montage des Monates 
Februar zuſammen, wenn ihn der Kaiſer nicht früher einberuft. 
2) 8 50. Die Mitglieder der beiden Kammern vertreten das Reich, dürfen daher keine 
Inſtructionen annehmen und ihr Stimmrecht nur perſönlich ausüben. 
Springer, Protokolle. 5 10 
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Mayer: Mit der Auslaſſung des Wortes „daher“ bin ich einverſtanden; 
aber nicht mit der Auslaſſung des erſten Satzes, der nöthig iſt, damit man 
nicht glaube, die Länderkammer vertrete das Specialintereſſe der Provinz; ich 
ſehe die Abgeordneten der erſten Kammer als Repräſentanten der Provinzen, 
welche das organiſche Ganze des Reiches bilden, an, und erwarte, daß ſie in 
Colliſionsfällen ihr Specialintereſſe dem des ganzen Reiches unterordnen. 

Der Vorſitzende ſchritt zur Abſtimmung nach den einzelnen Sätzen dieſes 
Paragraphen und es wurde: 1. Der erſte Satz durch Stimmenmehrheit an 
genommen. Für die Auslaſſung des erſten Satzes waren die Abg. Rieger, 
Strobach, Petranovich, Ziemialkowsky. 2. Ebenſo wurde der zweite 
und dritte Satz durch die Mehrheit angenommen, ſammt dem Antrage Laſſer's, 
das Wort „daher“ auszulaſſen. 

Der Antrag des Abg. Pinkas fiel. 

$ 50 lautet ſonach: „Die Mitglieder beider Kammern vertreten das Reich, 
ſie dürfen keine Inſtructionen annehmen und ihr Stimmrecht nur perſönlich 
ausüben.“ 

$ 511) 


wurde nach einer kurzen Debatte wie im Entwurfe angenommen. 
8 52.2 


Laſſer: Stiliſtiſch wäre das Wort „bilden“ zu verbeſſern, auch ſcheinen 
mir 10 Mitglieder zu wenig. 

Breſtel: Man ſoll ausdrücklich ſagen, daß die Kammer für jeden ſpeciellen 
Fall eine geheime Sitzung beſchließen muß; ſtatt „bilden“ könnte man ſagen 
„verwandeln“. 

Cavalcabo: Der Paragraph kann ſo verſtanden werden, als ob der 
Antrag von 10 Mitgliedern ſchon hinreichen würde, um eine Sitzung in eine 
geheime zu verwandeln; auch ich habe den Paragraph anfangs ſo aufgefaßt, 
ich würde daher 50 Mitglieder ſtatt 10 beantragen und den Beiſatz machen, 
daß dann entſchieden werden ſoll, ob nicht ungeachtet dieſes Antrages von 
50 Mitgliedern der Gegenſtand dennoch öffentlich verhandelt werden ſoll. 

Fiſchhof: Ich amendire, über den Antrag von 30 Mitgliedern eine ge— 
heime Sitzung zu beſchließen. 

Krainz: Die erſte Kammer wird nicht ſo zahlreich ſein, daher ſcheint 
die Forderung von 30 Mitgliedern zu hoch; auch glaube ich nicht, daß der 
Gegenſtand einer geheimen Sitzung dann veröffentlicht werden ſoll, denn es 
werden ja eben nur ſehr delicate Sachen geheim verhandelt. 


1) $ 51. Die Kammern werden nach Ablauf ihrer Legislaturperiode neu gewählt. Ein 
gleiches geſchieht im Falle der Auflöſung. In beiden Fällen ſind die bisherigen Mitglieder wie— 
der wählbar. 

2) § 52. Die Sitzungen des Reichstages ſind öffentlich. Jedoch hat jede Kammer das 
Recht, über Antrag des Präſidenten oder von 10 Mitgliedern ſich zu einer geheimen Ver- 
ſammlung zu bilden. 
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Vacano: Durch das Amendement Fiſchhof iſt dem Präſidenten das ihm 
im Paragraph eingeräumte Recht benommen; das ſcheint mir nicht zweckmäßig, 
denn der Präſident iſt ja der Mann des allgemeinen Vertrauens. 

Rieger amendirt: Die Verhandlungen beider Kammern ſind öffentlich; 
nur ausnahmsweiſe übergeht die Kammer zu einer geheimen Sitzung, wenn 
der Präſident oder 20 Mitglieder der Volks- oder 10 Mitglieder der Länder— 
kammer eine geheime Sitzung beantragen, wo ſodann durch abſolute Stimmen— 
mehrheit zu entſcheiden iſt, ob über den vorgebrachten Gegenſtand die Verhand— 
lung in geheimer oder öffentlicher Sitzung fortgeführt werden ſoll. 

Kautſchitſch: Dem Amendement Fiſchhof würde ich beiſetzen: „von 


Fall zu Fall.“ 


Breſtel: Nach dem vorliegenden Paragraph muß der Beſchluß darüber, 
ob eine geheime Sitzung gehalten werden ſoll, öffentlich gefaßt werden, und 
das iſt unzweckmäßig; denn es wird dabei das Weſentliche deſſen, über was 
geheim verhandelt werden ſoll, verrathen, und ferner iſt es auch wünſchens— 
werth, daß niemand wiſſe, wer für eine geheime Sitzung geſtimmt hat. Ich 
amendire: 

„Die Sitzungen beider Kammern des Reichstags find öffentlich. Ausnahms— 
weiſe können in jeder Kammer nicht öffentliche Sitzungen ſtattfinden, wenn 
entweder der Präſident oder in der Volkskammer wenigſtens 20, in der Länder— 
kammer wenigſtens 10 Abgeordnete darauf antragen und nach vorläufiger Ent— 
fernung der Zuhörer die abſolute Majorität ſich dafür entſcheidet.“ 

Laſſer: Ich ſtimme für den Paragraph, denn wenn ſich der Präſident 
oder 10 Mitglieder dafür ausſprechen, ſo wird ja eben erſt über die Frage 
verhandelt, ob eine geheime Sitzung gehalten werden ſolle, und das muß auch 
geheim bleiben. 

Pinkas: Das eben Geſagte liegt nicht im Paragraph, denn dort wird 
der Kammer das Recht gegeben, ſich über ꝛc. in eine geheime Sitzung zu ver— 
wandeln, nach Laſſer's Auslegung müßte es heißen: die Pflicht. 

Goldmark: Nachdem ich glaube, gegen das demokratiſche Princip zu 
verſtoßen, wenn man dem Präſidenten ein ſolches Recht einräumt, ſo amen— 
dire ich: „Die Sitzungen beider Kammern ſind öffentlich; eine Ausnahme da— 
von in einzelnen Fällen kann nur auf Antrag von 20 Mitgliedern durch 
einen Beſchluß der Kammer ſtattfinden, welche darüber in geheimer Sitzung 
entſcheidet.“ 

Mayer: Ich bin mit jedem Amendement einverſtanden, aber warum 
man dem Präſidenten das Recht, den Antrag auf eine geheime Sitzung zu 
ſtellen, nehmen will, weiß ich nicht; wenn ihm z. B. eine wichtige Nachricht 
während der Sitzung zukäme, die ihn zu einem ähnlichen Antrage veranlaſſen 
würde, ſoll er erſt vom Präſidentenſtuhle herabſteigen und ſich 20 Mitglieder 
ſuchen, die den Antrag an ſeiner Statt ſtellen? — Daß der Antrag in $ 54 
nicht einem Beſchluſſe gleich zu achten iſt, hat ſchon Abg. Pinkas bemerkt, 
denn es heißt dort, daß die Kammer das Recht und nicht die Pflicht hat, dem 
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Antrage Folge zu geben. Was die Zahl der Mitglieder anbelangt, ſo wäre 
es beſſer, einen aliquoten Theil zu beſtimmen, nachdem wir die Zahl der 
Kammermitglieder nicht wiſſen. 

Bei der Abſtimmung wurde das Amendement Breſtel's durch Stimmen⸗ 
mehrheit angenommen, darin aber im erſten Satze die Worte „des Reichstages“, 
im zweiten die Worte „in jeder Kammer“ und im letzten die Worte „vorläufiger“ 
und „abſolute“ weggelaſſen. 

§ 52 lautet: „Die Sitzungen beider Kammern find öffentlich. Ausnahms⸗ 
weiſe kann eine nicht öffentliche Sitzung ſtattfinden, wenn entweder der Präſi⸗ 
dent, oder in der Volkskammer wenigſtens 20, in der Länderkammer wenigſtens 
10 Abgeordnete es verlangen und nach Entfernung der Zuhörer die Majorität 
ſich dafür entſcheidet.“ i 

$ 53.1) 

Pinkas: Was verſteht der Herr Berichterſtatter unter „Vollmacht“? was 
heißt hier „unterſuchen“? Früher wurde ausgeſprochen, daß der Abgeordnete 
keine Inſtruction bekommen darf, jetzt verlangt man eine Vollmacht. 

Rieger: Mir ſcheint, es liege in jeder Wahl eine Vollmacht, aber eine 
unwiderrufliche; ich würde aber ſagen „Gültigkeit der Wahl“ und nicht „der 
Wahlacte“. 

Goldmark amendirt: „Jeder Kammer allein ſteht das Recht zu, die Wahl 
acten ihrer Mitglieder zu prüfen und über die Gültigkeit der Wahl zu ent- 
ſcheiden.“ 

Laſſer: Ich kenne keine Vollmacht für einen Abgeordneten, daher auch 
kein Mißtrauensvotum. 

Hein: Ich mache nur darauf aufmerkſam, daß zwiſchen dem Unterſuchen 
der Legitimation und der Prüfung des Wahlactes ein großer Unterſchied iſt; 
nach Ausweiſung ſeiner Legitimation hat der Abgeordnete gleich Sitz und Stimme, 
aber damit iſt noch nicht ſeine Wahl als gültig anerkannt. 

Vacano: Es iſt genug, wenn geſagt wird, daß die Kammer die Wahlacte 
prüft; das Nähere gehört in die Geſchäftsordnung. 

Cavalcabo: Das Wort Vollmacht iſt durch den parlamentariſchen Sprach- 
gebrauch eingebürgert. Legitimation bedeutet eben eine Vollmacht im weiteren 
Sinne des Wortes. 

Rieger amendirt: „Jede Kammer hat allein das Recht die Legitimation 
ihrer Mitglieder zu prüfen und über Gültigkeit ihrer Wahl zu entſcheiden.“ 

Kautſchitſch: Das Wort „Vollmacht“ iſt hier irrig angewendet, denn 
es widerſpricht dem $ 50; dann haben auch die Wähler nicht das Recht, eine 
Vollmacht für das ganze Land zu geben. Ich würde ſagen: Beglaubigungsvoll— 
macht, denn die Urkunde, die dem Deputirten ausgeſtellt wird, iſt nur ſein Paß, 
der ihm den Eintritt in den Reichstag erwirkt. 


1) $ 53. Jede Kammer unterſucht die Vollmachten ihrer Mitglieder und hat allein das 
Recht, über die Gültigkeit der Wahlagte zu entſcheiden. 
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Mayer: Die Abg. Pinkas und Kautſchitſch ſprechen gegen das Wort 
„Vollmacht“ und meinen, daß auf dieſe Vollmacht nicht die Beſtimmungen des 
bürgerlichen Geſetzes paſſen; aber entſcheidet denn dies in Verfaſſungsfragen? 
ich erinnere nur auf den Uſus, man hört täglich von der Zurücklegung des 
Mandats ſprechen, das deutſche Wort dafür iſt Vollmacht; in unſerer Wahl— 
ordnung kam auch nichts von einer Legitimationsurkunde vor, daher auch viele 
Wahlbezirke keine ausgeſtellt haben. 

Pinkas: Die Beweisführung des Abg. Mayer iſt glänzend, aber nicht 
richtig; man muß Ausdrücke vermeiden, welche leicht irrig ausgelegt werden 
können, die Conſtitution wird auch von dummen Leuten ausgelegt werden, 
und da kommt neben dem Worte Vollmacht gleich die Anſicht über die Miß— 
trauensvoten. 

Laſſer: Abg. Mayer beruft ſich auf den Uſus, ich nenne das Abuſus; 
das Weſentliche dieſes Paragraphen iſt, daß jede Kammer allein die Gültigkeit 
der Wahlen ihrer Mitglieder zu entſcheiden hat, das „wie“ iſt gleichgültig und 
gehört in die Geſchäftsordnung; mein Antrag lautet: „Jede Kammer hat das 
Recht allein über die Gültigkeit der Wahl ihrer Mitglieder zu entſcheiden.“ 

Dieſes Amendement Laſſer's wurde zum Beſchluſſe erhoben. 

$ 54,1) 

Pinkas: Was verſteht man unter „gradueller Vorrückung“? wollen wir 
vorſichtig ſein, ſo laſſen wir auch das weg, denn ſonſt könnte ein Miniſter, 
um jemand zu beſtechen, ſeines Günſtlings Vordermänner maltraitiren und 
penſioniren und ihm ſo die graduelle Vorrückung in einen beſſeren Gehalt zu— 
ſchanzen; ich wünſche aber, daß wir ſehr vorſichtig find, denn die jetzigen Be 
ſtrebungen der Reaction find nicht fo gefährlich als die aqua tofana der Cor: 
ruption, welche Frankreich ſo geſchadet hat. 

Madonizza ſtellt den Zuſatzantrag: „Kein amovibler Beamter darf 
zum Abgeordneten gewählt werden“; denn die nicht unabhängig geſtellten Be— 
amten können auch nicht nach ihrem Gewiſſen ſtimmen. 

Filippi meint, man möge unterſcheiden zwiſchen Richtern und anderen 
Beamten, erſtere mögen ausgenommen werden, aber die anderen könnten durch 
ihre vom Miniſterium abhängige Stellung nicht wahre Volksvertreter ſein, ihr 
Intereſſe iſt dem des Volkes entgegen, ſie werden ebenſo ſtumm ſein als jene, 
welche nicht deutſch ſprechen. 

Ca valcabo: Ich finde die graduelle Vorrückung nicht gefährlich, über— 
haupt würde ich den Paragraph ſo ſtiliſiren, wie den betreffenden Paragraph 
der Geſchäftsordnung, der ja auch aus einem Beſchluſſe des Conſtitutionsaus— 
ſchuſſes hervorging; gegen den Antrag Madonizza ſage ich, daß damit die Wahl— 
männer in ihrer Freiheit, den zu wählen, dem ſie Vertrauen ſchenken, beſchränkt 

1) $ 54. Wenn ein Mitglied des Reichstages ein beſoldetes Staatsamt annimmt, außer 


der graduellen Vorrückung befördert wird oder eine Perſonalzulage erhält, muß es ſich einer 
neuen Wahl unterziehen. 
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wären; bei der fortſchreitenden politiſchen Bildung iſt ja anzunehmen, daß die 


Leute immer beſſer wählen lernen. Wenn man annimmt, daß das Intereſſe 
des Beamten immer in Colliſion mit dem Intereſſe des Volkes kommt, ſo geht 
man auch von der Vorausſetzung aus, daß die Regierung nie mit dem Wohle 
des Volkes gleichen Schritt hält. 

Laſſer: Nachdem es bisher keine Beförderung mit gradueller Vorrückung 
gegeben hat, fo wäre der betreffende Paſſus auszulaſſen. Das Wort „amo⸗ 
vibel“ bei Madonizza nimmt ſich nicht gut aus, was ſoll es heißen? In einem 
Lande find die Staatsanwälte amovibel, in anderen nicht? Das ganze Argu— 
ment beruht auf der Vorausſetzung, daß die Beamten eher beſtechlich ſind, 
als die anderen; das kann ich nicht zugeben; ſo wird damit noch nicht alle 
Beſtechung abgeſchnitten, dazu muß es andere Mittel geben; man ſagt, wir 
Beamte ſchweigen? Mir können Sie doch nicht den Vorwurf machen. Man ſagt, 
wir ſtehen nicht in der Oppoſition; ſchauen Sie in die Kammer, wie viele ſitzen 
auf der äußerſten Linken; dann könnte man ja auch die Oppoſition damit ver⸗ 
dächtigen, daß ihr Streben ja iſt, zu Rang zu gelangen, überhaupt dient ja 
der Beamte nicht dem Miniſter, ſondern dem Staate; meine Unbeſtechlichkeit 
insbeſondere habe ich ſchon bewieſen, nachdem mir ſchon von beiden Seiten 
Portefeuilles angetragen wurden. 

Rieger: Ich habe eine große Neigung zum Madonizza'ſchen Zuſatze, aber 
es iſt ebenſoviel dafür wie dawider; es iſt eine abſolute Nothwendigkeit, daß 
man nie gegen die Miniſter ſtimmt, weil man Beamter iſt; dann dürfen wir 
nicht vergeſſen, daß wir nicht viele Miniſtercandidaten haben, wenn wir gue 
laſſen, daß Beamte in die Kammer gewählt werden, werden manche aus der 
Kammer den Weg ins Miniſterium finden, die ſonſt unbekannt geblieben wären; 
ferner ziehen es ja gewiſſe Bezirke vor, gerade ſolche Leute zu wählen, die 
immer mit der Regierung gehen, ſie wollen conſervativ wählen, mit welchem 
Rechte will man fie beſchränken? Aus dieſen Gründen ſtimme ich gegen Mado⸗ 
nizza; ich würde aber die Miniſter von der Wiederwahl ausnehmen, denn die 
Gründe, welche für die Erneuerung der Wahl derjenigen ſprechen, welche Be— 
amtenſtellen u. ſ. w. angenommen haben, fallen bei den Miniſtern weg, ein 
Portefeuille nimmt man wahrlich nicht um der Verſorgung willen; der Miniſter 
wird niemanden, der ſelbſt Miniſter werden will, zu befördern ſuchen; dann nimmt 
man ja gewöhnlich die Miniſter aus der Oppoſition, man ſetzt ſich ins linke Centrum, 
das ſind ja die Männer vor der Spritze; ſoll der Mann der Oppoſition, wenn 
ſeine Partei ſiegt und er Miniſter wird, das Vertrauen des Volkes verlieren? 

Ziemialkowsky: Noch bevor Madonizza ſein Amendement ſtellte, habe 
ich folgendes niedergeſchrieben: „Kein Staatsbeamter mit Ausnahme der Richter 
kann Abgeordneter ſein.“ Ich zolle volle Anerkennung den Beamten unſeres 
Reichstages, ich bewundere ſie, da ich weiß, wie man ihnen gedroht hat, wenn 
ſie gegen das jetzige Miniſterium ſtimmen; aber eben weil ich dieſe Feſtigkeit 
nicht überall vorausſetzen kann, habe ich meinen Antrag geſtellt. Was die 
Miniſter anbelangt, ſo weiß ich nicht, warum ſie von der Erneuerung der 
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Wahl ausgenommen ſein ſollen; denn ſind ſie Vertrauensmänner, ſo werden 
ſie ja wieder gewählt werden, und im gegentheiligen Falle iſt es gut, daß der 
Wahlbezirk neu vertreten wird. 

Vacano: Ich bin theils Richter, theils Adminiſtrativbeamter, alſo könnte 
ich nur halb gewählt werden. Was den Antrag Madonizza anbelangt, ſo be— 
merke ich, daß dieſe Beſchränkung dort nicht nothwendig iſt, wo die Wahl auf 
der breiteſten Baſis vorgenommen wird, nur wenn das Wahlgeſetz einen Cenſus 
fordert, könnten die Beamten prävalirend ſein; es wäre nicht gut, die Be— 
amten ganz zu entfernen, weil ihre praktiſchen Kenntniſſe namentlich bei legis— 
lativen Kammern ſehr brauchbar ſind. Der Antrag Rieger's wird von mir 
nicht unterſtützt, weil er auf der irrigen Vorausſetzung beruht, daß ein Mini 
ſterium immer aus dem Siege der liberalen Partei hervorgeht. 

Pinkas: Wenn wir im Entwurfe den Paſſus von der graduellen Vor— 


rückung auslaſſen, ſo iſt alles gethan; durch den Madonizza'ſchen Antrag würden 


wir einem ganzen Stande, der doch ſehr viele liberale Männer in ſich begreift, 
ein Mißtrauensvotum geben, und viele taugliche Kräfte der Kammer entziehen. 
Was die Miniſter anbelangt, ſo bin ich im Princip mit Rieger einverſtanden. 

Turco beruft ſich auf das von Laſſer und Cavalcabo Geſagte. 

Rieger amendirt: „Wenn ein Mitglied des Reichstages ein beſoldetes 
Staatsamt annimmt, wenn ein in den Reichstag gewählter Staatsbeamter 
in eine höhere Dienſteskategorie tritt oder außer der graduellen Vorrückung 
einen höheren Gehalt oder eine Perſonalzulage erhält, ſo muß er ſich einer 
neuen Wahl unterziehen. Von dieſer Beſtimmung ſind jedoch jene Abgeordnete 
ausgeſchloſſen, welche während der Reichstagsdauer ein Miniſteramt annehmen.“ 

Ich mache nebſtbei die Herren aufmerkſam, wie wird denn die neue Wahl 
eingeleitet werden, wenn ein Mitglied der Länderkammer z. B. ein Staatsamt 
annimmt? Er wurde vom Landtage gewählt, und der iſt ja nicht verſammelt, 
während der Reichstag tagt? 

Breſtel: Der Antrag Madonizza verdient große Beachtung; wenn wir 
auch bezüglich der Beamten ehrenwerthe Ausnahmen haben, ſo muß man doch 
im allgemeinen darauf Rückſicht nehmen, wie ſich dieſe Verhältniſſe in anderen 
Ländern geſtaltet haben. Im allgemeinen wird einem Beamten zu viel zuge— 
muthet, wenn er ohne Rückſicht auf ſeine Exiſtenz ſein Votum abgeben ſoll. 
Der Beamte kann auch z. B. zu einer Zeit gewählt worden ſein, wo ſeine 
Anſicht mit jener des Miniſteriums in der That übereinſtimmt; aber nun 
tritt ein Miniſterwechſel ein, jetzt tritt für ihn ſchon der Kampf zwiſchen der 
Exiſtenz und ſeiner Anſicht ein; man ſagt, man könne auch andere beſtechen; 
aber wenn man gewiſſe Uebelſtände nicht aufheben kann, ſoll man noch andere 
belaſſen? Uebrigens hat der Antrag Madonizza keine ſo große Tragweite, wenn 
man eine redliche Dienſtpragmatik erläßt, welche auch gewiſſe Adminiſtrativ— 
beamte der Macht des Miniſteriums entzieht; durch ſolche Beſtimmungen 
fällt auch die Beſorgniß weg, daß zu viele Capacitäten entzogen werden; ich 
würde dem Amendement Madonizza, deſſen Begrenzung durch die Dienſtprag— 
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matik zu erwarten iſt, nur noch beiſetzen: „vorbehaltlich jener Ausnahmen, 
durch welche das Wahlgeſetz gewiſſe Beamte für wahlfähig erklärt.“ Nach- 
dem ich die Neuwahl von Abgeordneten, welche Staatsämter annehmen u. ſ. w., 
von dem Standpunkte betrachte, daß es nicht im Willen der Wähler gelegen 
ſein kann, einen Beamten zu wählen, ſo iſt kein Grund vorhanden, für die 
Miniſter eine Ausnahme zu ſtatuiren. Die erneuerte Wahl für die Länder— 
kammer kann ja durch Einſendung ſchriftlicher Voten veranlaßt werden, nach— 
dem die Mitglieder des Landtages und der Kreistage bekannte Perſonen ſind. 

Fiſchhof: Warum ſollten Beamte gefährlicher ſein als andere? Den 
möglichen Befürchtungen wird durch eine gute Dienſtpragmatik abgeholfen, auch 
in der kürzeren Dauer der Legislatur dürfte eine Garantie liegen; ferner 
volenti non fit injuria, wenn die Leute wiſſen, daß der Candidat ein Be 
amter iſt, warum ſoll man ſie hindern ihn zu wählen. 

Goriup: Seitdem ich weiß, daß man den Beamten in der Kammer 
mit der Entlaſſung droht, wenn ſie gegen das Miniſterium ſtimmen, muß ich 
conſequent mit dem Antrag Madonizza ſtimmen. 

Laſſer: Wenn es richtig iſt, daß jeder Beamte, überhaupt jeder beſtochen 
werden kann, ſo iſt die vom Abg. Madonizza beantragte Beſchränkung unzu— 
reichend; denn auch der Richter wird vom Miniſter ernannt; die vom Abg. 
Breſtel beantragten Vorſchläge ſind noch die beſten; wollte man einen Miniſter 
nöthigen, ſich einer neuen Wahl zu unterziehen, ſo wäre dies hier eine Appel— 
lation an die Wähler, ob der Miniſter noch das Vertrauen derſelben hat; das 
wäre aber eine Anſicht über das Mandat eines Deputirten, welche ich nicht 
theile. Die Ausfälle gegen das linke Centrum überlaſſe ich jenen zur Beant— 
wortung, die ſich dadurch getroffen fühlen; ich gehöre bekanntlich nicht jener 
Partei, ſondern dem Sumpfe an; für den Fall der Annahme des Amende— 
ments Madonizza beantrage ich den Zuſatz: „Kein amovibler Beamter, ſowie 
kein Doctor der Rechte und der Arzneikunde darf“ u. ſ. w. Die Begründung 
dieſes Zuſatzes liegt in dem allgemeinen, beſonders am Lande verbreiteten 
Glauben, daß alles Uebel von den Facultäten herrührt; ich habe die Doctoren 
der Philoſophie und der Theologie ausgenommen; allein nach Philoſophen wird 
bei den künftigen legislativen Reichstagen ohnehin keine Frage ſein, und ein 
Doctor der Theologie iſt mir doch lieber als ein gewöhnlicher Geiſtlicher. 

Cavalcabo: Daß Herr Rieger für die Miniſter etwas anderes will als 
für andere Beamte, erinnert mich an das Sprichwort: Kleine Diebe fängt man, 
große läßt man laufen; iſt es denn nicht möglich, daß die Regierung einen 
Oppoſitionellen gerade durch eine Miniſterſtelle für ſich zu gewinnen ſucht; ich 
erinnere an Louis Philipp. 

Laufenſtein: Ich finde eine Beſchränkung bezüglich der Beamten jeden— 
falls zuläſſig; ob durch den Antrag Madonizza der Zweck erreicht wird, weiß 
ich nicht, denn auch der Richterſtand iſt nicht ganz unabhängig. Bei den Be— 
amten, welche möglicher Weiſe durch offenes Auftreten ihre Exiſtenz gefährden, 
tritt ein ſonderbares Verhältniß ein; wer gewählt wird, kann ſich doch nur 
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ſchwer dieſem ehrenden Rufe entziehen und müßte ſich auch Vorwürfe machen, 
wenn er ſeine Selbſterhaltung dieſem Rufe vorziehen ſollte, andererſeits werden 
gerade ſelbſtſüchtige Leute von dieſer Stelle einen üblen Gebrauch machen; ich 
würde aber die Beſchränkung nicht bloß auf Beamte, ſondern auf alle Staats— 
bedienſtete, welche nach der Dienſtpragmatik nicht unabhängig ſind, ausdehnen. 
Ich halte das für nothwendig, wenn das Wirken der Beamten in der Kammer 
förderlich ſein ſoll; denn bisher ſtanden ſie unter einem doppelten Terroris— 
mus, einerſeits der Sorge um ihre Exiſtenz, wenn ſie opponirten, andererſeits 
um die Achtung ihrer Collegen, wenn ſie mit dem Miniſterium ſtimmten; 
auch wurden ſie verdächtigt, daß ſie unter der Oppoſition geheime Zwecke vere 
folgen; ich will nicht weiter von mir ſprechen, nur ſoviel ſage ich, daß ich hier 
nicht in der angenehmſten Lage bin. 

Mayer: Dieſer Paragraph wurde zu einer Zeit niedergeſchrieben, won 
der $ 7 b noch nicht verfaßt war. Mit dem Antrage des Abg. Pinkas wäre 
ich einverſtanden; ehe Sie aber, meine Herrn, zur Abſtimmung über den Mado— 
nizza'ſchen Antrag ſchreiten, bitte ich Sie, ſich auf unſeren gegenwärtigen öſter— 
reichiſchen Standpunkt zu ſtellen. Unſere bisherigen ſocialen Zuſtände brachten 
uns eine Büreaukratie, die zwar ein Staat im Staate war, aber in welche 
ſich alle Gebildeteren, die nicht mit Glücksgütern begabt? waren, flüchteten; 
nachdem unſere Journaliſtik unterdrückt und auch die Wiſſenſchaft ſchlecht be— 
ſtellt war, konnten ſich von dieſer Seite keine Talente entwickeln. Die Folgen 
dieſer Zuſtände, welche alſo noch faſt die einzige vorhandene Bildung in die 
Büreaukratie ſteckten, werden noch einige Zeit fühlbar ſein. Sie werden zwar 
Perſonen finden, die als Miniſter ihren Platz ausfüllen können, und die leiten— 
den Gedanken für die Adminiſtration anzugeben im Stande ſind, aber woher 
ſoll man Leute nehmen, welche die vielen Schleichwege des Staatsorganismus 
kennen, und die durch dieſe Kenntniß nur um ſo erfolgreicher wirken? Schließen 
Sie daher die Beamten von der Candidatur zu Kammermitgliedern nicht aus, 
wenn Sie wollen, daß aus der Kammer Miniſter hervorgehen, welche ſich auch 
auf die Staatsmaſchine verſtehen, überlaſſen Sie das der kommenden Generation, 
welche nicht mehr mit den Folgen unſerer früheren Zuſtände zu kämpfen hat; 
ich ſehe es ein, dem Antrage Madonizza liegen traurige facta zu Grunde, es 
wurde aber ſchon geſagt, daß durch die Dienſtpragmatik viele Uebelſtände be— 
ſeitigt werden können, ich verweiſe auf den $ 133 des Entwurfes; alſo noch— 
mals wiederhole ich, ich halte es jetzt noch nicht an der Zeit, die Beamten 
auszuſchließen. Ich ſehe auch nicht ein, warum für die Miniſter eine Aus— 
nahme gelten ſolle? Es kann ja dem Wahlbezirk beſonders daran liegen, daß 
ſein Abgeordneter in der Kammer arbeitet, und das kann ein Miniſter nie. 

Bei der Abſtimmung wurde Rieger's Antrag bezüglich des erſten Satzes 
angenommen, der Schlußſatz verworfen. 

Der Antrag des Abg. Madonizza, dann des Abg. Laufenſtein, mit dem 
ſich Ziemialkowsky vereinigte, wurde verworfen. Für das in beiden Anträgen 
ausgeſprochene Princip ſtimmten die Abg. Filippi, Smolka, Goldmark, Breſtel. 
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Laſſer's Antrag wurde zurückgezogen. 

$ 54 lautet alſo: „Wenn ein Mitglied des Reichstages ein beſoldetes 
Staatsamt annimmt, wenn ein in den Reichstag gewählter Staatsbeamter in 
eine höhere Dienſtkategorie tritt, oder außer der graduellen Vorrückung einen 
höheren Gehalt oder eine Perſonalzulage erhält, ſo muß er ſich einer neuen 
Wahl unterziehen.“ 

§ 55.“ 

Strobach: Ich würde den Paragraphen ſtiliſiren: „Die Wahl zum 
Kammermitgliede enthebt den öffentlichen Beamten von ſeinem Dienſte.“ Ich 
halte daher gar keinen Urlaub für nöthig. 

Rieger amendirt: „Die Annahme einer Wahl in den Reichstag begreift 
für einen Staatsbeamten an ſich ſchon den Urlaub für die nöthige Zeit in ſich.“ 

Kautſchitſch: Ich würde ſagen: „Beamten und Advocaten“, denn letztere 
werden bezüglich gewiſſer Verbrechen und der Urlaubsertheilungen als Beamte 
angeſehen, während ſie in allen übrigen Beziehungen Gewerbsleute ſind. 

Vacano: Der Paragraph iſt zu allgemein geſtellt, daraus würde folgen, 
daß der Beamte auch Urlaub hätte, wenn auch die Kammer nicht Sitzungen hält. 

Halter: Auf die Geiſtlichen hat man auch vergeſſen, einem liberalen 
Mitgliede der badiſchen Kammer wurde von ſeinem Biſchofe der Urlaub ver— 
weigert. Einige Geiſtliche dürften, beſonders für Kirchenſachen in der Kammer 
nicht ſchaden, und gerade jenen, die mit dem Civile am meiſten harmoniren und 
für die Kammer brauchbar ſind, könnte am leichteſten der Urlaub verſagt werden. 

Scholl amendirt: „Beamte, die zu Abgeordneten gewählt werden, bedürfen 
keines Urlaubes.“ 

Mayer: Das Wort „nöthig“ wurde beigeſetzt, um anzuzeigen, daß der 
Urlaub nur für die Dauer der Kammerſitzungen, nicht der ganzen Legislatur— 
periode gelte. Der Beiſatz von den Advocaten iſt überflüſſig, denn da ſie bei 
Urlauben als öffentliche Beamte angeſehen werden, iſt für ſie ſchon durch den 
Paragraph geſorgt; von den Geiſtlichen iſt ebenfalls nichts beſonders beizu— 
ſetzen; denn wird die Kirche emancipirt, ſo kann der Staat ihr nichts befehlen, 
wird ſie nicht emancipirt, ſo ſind Geiſtliche als öffentliche Beamte anzuſehen, 
folglich gilt auch für ſie der § 55. 

Sämmtliche Amendements blieben in der Minderheit, der $ 55 lautet 
wie im Entwurfe. 

$ 562) 
wurde ohne Debatte angenommen, wie er beantragt war. 
. 

Goldmark amendirt: „Den beiden Kammern ſteht allein das Recht zu, 

ihren Präſidenten und die übrigen Functionäre zu wählen.“ 


1) $ 55. Keinem gewählten öffentlichen Beamten darf der nöthige Urlaub verſagt werden. 

2) § 56. Niemand kann gleichzeitig Mitglied beider Kammern ſein. 

3) $ 57. Für jede Sitzungsperiode ernennt eine jede Kammer ihren Präſidenten und 
die übrigen Functionäre. ; 


‘ ret ge e o » 


©: 


Beſtimmung für den Fall der Stimmengleichheit. 15 


Laſſer und Fiſchhof vertheidigen den Entwurf. 

Mayer: Wir werden die Würde der Kammer mehr wahren, wenn die 
Präſidenten für die ganze Dauer der Sitzungen gewählt werden; beim Zu— 
ſammentritte unſeres Reichstages war es nicht möglich, weil wir keiner den 
andern kannten; iſt er für die ganze Sitzungszeit gewählt, ſo kann ihm auch 
ein eigenes Local eingerichtet werden, welches zugleich zu den nothwendigen 
Verſammlungen der Mitglieder dienen kann. 

Goldmark's Amendement blieb in der Minderheit; es ſtimmten dafür 
Pfretſchner und Halter. 

Der $ 57 wurde mit der ſtiliſtiſchen Verbeſſerung „wählt“ ſtatt „ernennt“ 
angenommen. 

§ 57 lautet: „Für jede Sitzungsperiode wählt eine jede Kammer ihren 
Präſidenten und die übrigen Functionäre.“ - 


Sitzung am 10. Februar 1849. 


$ 58.1) 

Cavalcabo wünſchte, daß dem 1. Abſatze dieſes Paragraphen die Be— 
ſtimmung beigefügt werde, daß der Präſident niemals, ſelbſt nicht bei Stimmen— 
gleichheit mitzuſtimmen habe. Bei größeren Collegien ſei letzteres immer Ge— 
brauch geweſen, er wünſche nicht, daß dieſer Gebrauch ſich in legislativen Körper— 
ſchaften Geltung verſchaffe. Der 2. Abſatz ſchien ihm zu unbeſtimmt; er denke 
ſich wohl, daß die Mehrheit der Mitglieder, welche die Kammer zu bilden 
haben, gemeint ſei, und nicht etwa jene, welche in der Kammer erſchienen ſind; 
allein um allen Zweifeln vorzubeugen, die in mancher Periode, wie dieſer 
Reichstag ſie ſchon erlebte, von Wichtigkeit ſind, ſei dies deutlicher herzuſtellen. 
Daher ſtelle er den Antrag: Es ſei am Schluſſe des 1. Abſatzes anzuhängen: 
„Der Präſident ſtimmt niemals ab.“ 

Der 2. Abſatz ſei ſo zu ſtiliſiren: „Zur Gültigkeit eines Kammerbeſchluſſes 
iſt die Anweſenheit von mehr als der Hälfte der Mitglieder, aus welchen jede 
Kammer zu beſtehen hat, erforderlich.“ 

Rieger hält die Stiliſirung des entſprechenden Paragraphen im Entwurfe 
des Abg. Palazky für paſſender und beantragt deshalb die Annahme dieſes 
Paragraphen?) mit dem Zuſatze „vorbehaltlich der abweichenden Beſtimmungen 
für Wahlen.“ 


1) 8 58. Jeder Beſchluß wird nach abſoluter Majorität gefaßt, vorbehaltlich der ab— 
weichenden Beſtimmungen für die Wahlen. Bei Stimmengleichheit iſt der in Berathung ge— 
zogene Antrag als verworfen anzuſehen. 

Keine der beiden Kammern kann einen Beſchluß faſſen, wenn nicht die Mehrheit ihrer 
Mitglieder verſammelt iſt. 

2) Der betreffende Paragraph in Palazky's Entwurf lautet: § 31. Zur Gültigkeit eines 
Beſchluſſes iſt die Anweſenheit der abſoluten Mehrzahl der Reichstagsmitglieder und die abſo— 
lute Stimmenmehrheit der Anweſenden nothwendig. 
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Breſtel erklärte ſich gegen den Paſſus, daß bei Stimmengleichheit der 
berathene Antrag als verworfen anzuſehen ſei. Er halte dafür, daß in ſolchem 
Falle die Entſcheidung dem Präſidenten überlaſſen werden ſolle, damit über 
keinen Antrag der Zufall entſcheide, und damit auch der durch den Präſi— 
denten vertretene Bezirk in ſolchen Fällen im Rechte nicht verkürzt werde. 
Wolle man ſchon beſondere Vorſicht nehmen, ſo möge man bei Stimmen— 
gleichheit den Gegenſtand einer nochmaligen Berathung und Abſtimmung zu— 
weiſen, wenn ſich aber nochmals eine Stimmengleichheit ergeben ſollte, dann 
erſt durch den Präſidenten entſcheiden laſſen. 

Mayer als Berichterſtatter anerkennt, daß der Antrag Palazky's ent 
ſprechender ſei, und daß damit die Entſcheidung des Falles einer Stimmen— 
gleichheit, welche Frage zu entſcheiden füglich den künftigen Kammern über— 
laſſen werden könnte, umgangen werde, daher beantrage er ſelbſt die Annahme 
der Palazky'ſchen Textirung. 

Bei der Abſtimmung wurde Mayer's Antrag und das Sous-Amendement 
Rieger's mit Stimmenmehrheit angenommen; dadurch iſt der Antrag des 
Abg. Cavalcabo entfallen, und der § 58 lautet demnach: 

„Zur Gültigkeit eines Beſchluſſes iſt in jeder Kammer die Anweſenheit 
der abſoluten Mehrzahl ihrer Mitglieder und die abſolute Stimmenmehrheit 
der Anweſenden nothwendig, vorbehaltlich der abweichenden Beſtimmungen für 
die von derſelben vorzunehmenden Wahlen.“ 

$ 59.1) 

Rieger beantragte die Streichung dieſes Paragraphen, weil die darin 
enthaltene Beſtimmung Gegenſtand der Geſchäftsordnung ſei. 

Cavalcabo erklärt ſich gleichfalls dafür auch aus dem weiteren Grunde, 
weil viel wichtigere Beſtimmungen, die ſonſt eigentlich in die Geſchäftsordnung 
gehören, als etwa die Beſtimmung der Zwiſchenräume, binnen welcher ein 
Geſetzvorſchlag discutirt werden ſoll, in die Verfaſſungsurkunde nicht aufge— 
nommen wurden. 

Es verlangte niemand mehr das Wort, der Berichterſtatter leiſtete gleich— 
falls auf daſſelbe Verzicht, und bei der Abſtimmung, ob der $ 59 in die Ver— 
faſſungsurkunde aufzunehmen ſei, hat ſich die Majorität dagegen ausgeſprochen; 
ſomit wurde der $ 59 geſtrichen. 

$ 60.2) 

Breſtel: Er vermiſſe eine Beſtimmung für den Fall, daß beide Kammern 
divergirende Beſchlüſſe faſſen; es müſſe doch vorgeſehen werden, auf welche Art 
wenigſtens der Verſuch zu einer Vereinbarung eingeleitet werden ſollte. Es 


1) § 59. Ein Geſetz kann nur dann in jeder Kammer angenommen werden, wenn über 
jeden Artikel einzeln und ſodann über das Geſetz abgeſtimmt worden iſt. 

2) § 60. Nur durch Uebereinſtimmung beider Kammern tritt ein Reichstagsbeſchluß als 
ſolcher in Kraft und iſt zur Vorlage zur Sanction des Kaiſers geeignet. 
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dürfte vielleicht dieſer Paragraph der Fünfercommiſſion zur Ergänzung zurück— 
gegeben werden. 

Pinkas meinte, es ſolle über dieſen Gegenſtand debattirt werden, damit 
auf Grundlage dieſer Debatte der Fünferausſchuß oder der Berichterſtatter den 
Text dieſes Paragraphen entwerfe. 

Breſtel: Er glaube hier den Unterſchied machen zu müſſen, ob es ſich 
um Abänderung der beſtandenen Geſetze oder aber um Abſtimmungen handle, 
die ein Reſultat haben müſſen, als z. B.: Berathungen über Budgetbeſtim— 
mungen oder über Dringlichkeitsanträge überhaupt. Im erſten Falle ſei eine 
Vereinbarung nicht nothwendig; denn durch die divergirenden Beſchlüſſe beider 
Kammern werde der Abänderungsantrag als verworfen anzuſehen ſein, und 
das frühere Geſetz in Kraft bleiben müſſen. In Fällen der zweiten Art jedoch, 
wo ein Beſchluß gefaßt werden muß, der in Wirkſamkeit erwachſen ſoll, müſſe - 
auf irgend eine Art eine Vereinbarung möglich gemacht werden, und er be— 
antrage, daß in ſolchen Fällen beide Kammern zuſammentreten und etwa mit 
zwei Drittel Mehrheit zu beſchließen haben ſollten. 

Laſſer: Er ſehe den Vorzug des Zweikammerſyſtems eben darin, daß, 
wenn beide Kammern ſich für etwas ausſprechen, dieſer Beſchluß als wahre 
Willensäußerung des Volkes angeſehen werden könne. Wenn aber dort, wo 
die beiden Kammern divergirende Beſchlüſſe faſſen, man beide zuſammentreten 
laſſen will, ſo möge man lieber gleich das Einkammerſyſtem annehmen; denn 
zu was ſollen die zwei Kammern nur für die Fälle beſtehen, wo ſie ohnehin 
gleiche Beſchlüſſe faſſen. Er finde es aber auch insbeſondere in Oeſterreich, 
wo beide Kammern durch verſchiedenartige Wahlen gebildet werden ſollen, und 
weil die Länderkammer viel weniger Mitglieder zählen ſoll, daher in der 
Volkskammer in den meiſten Fällen untergehen müßte, ſehr bedenklich zu 
ſtatuiren, daß irgend ein Zuſammentritt der beiden Kammern ſtattfinde. 

Fiſchhof erklärte ſich in derſelben Weiſe mit dem weiteren Bemerken, 
daß die Wahrung der Intereſſen der Länder, was eigentlich Zweck der Länder— 
kammer ſei, durch das Zuſammentreten mit der Volkskammer unmöglich ge— 
macht werden würde. 

Rieger: Der von Laſſer angeregte Vorzug des Zweikammerſyſtems vor 
dem Einkammerſyſtem ſei doch ſehr zweifelhaft. Der Streit darüber komme 
ihm überhaupt ſo vor, wie wenn geſtritten würde ob das Schild oder das 
Schwert eine beſſere Waffe ſei. Er halte das Schwert für eine tüchtigere 
Waffe, weil man damit auch hauen kann. 

Nachdem man aber einmal dem Zweikammerſyſtem den Vorzug gegeben 
hatte, müſſe man ſich daran, und die weſentlichen Unterſchiede zwiſchen der 
Volkskammer und der Länderkammer im Auge halten; dürfe daher, den einen 
Fall der Wahl einer Regentſchaft und jenen die Thronfolge betreffend ausge— 
nommen, kein Zuſammentreten der beiden Kammern geſtatten. Durch ein 
ſolches Zuſammentreten derſelben könnten die Intereſſen gerade der kleinen 
Provinzen leicht über Bord geworfen werden, denn in den meiſten Fällen werde 
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eine allfällige Majorität der kleinen Provinzen in der Länderkammer dann 
erdrückt werden. 

Nach ſeiner Meinung bleibe in Fällen divergirender Beſchlüſſe, wo ein 
Reſultat nothwendig iſt, kein anderes Auskunftsmittel übrig, als jenes einer 
gemiſchten Commiſſion. Es frage ſich aber dann, auf welche Art in einer ſolchen 
Commiſſion die Majoritäten und Minoritäten beider Kammern repräſentirt 
werden ſollen. Dafür, daß beide Parteien vertreten werden, müſſe jedenfalls 
Fürſorge getroffen werden. 

Pinkas: Er theile das vom Abg. Fiſchhof zur Sprache gebrachte Be— 
denken; daſſelbe beweiſe aber, daß ſich in der Sache vor der Hand nichts de— 
finitiv ſagen laſſe; denn es werde darauf ankommen, wie das Verhältniß der 
beiden Kammern feſtgeſtellt werden wird; es ſei möglich, daß z. B. das Budget 
der Ziffer nach zur Entſcheidung der Volkskammer und nur die Repartition 
auf die einzelnen Länder der Länderkammer werde vorgelegt werden müſſen. 
Dadurch werde ſchon das Gleichgewicht der Kräfte bedeutend hergeſtellt werden. 
Er beantrage daher, daß die Debatte ausgeſetzt werde, bis die Attribute jeder 
Kammer werden normirt ſein. 

Vacano: Werde der Paragraph, ſo wie er iſt, angenommen, ſo werde 
man bei Gegenſtänden, über welche eine Schlußfaſſung nicht verſchoben werden 
kann, jedenfalls auf Unzukömmlichkeiten ſtoßen. Er ſei daher einverſtanden, 
daß die Feſtſtellung des Staatsbudgets, die Steuerbewilligung der Volkskammer 
anheim geſtellt werden, daß die Länderkammer dabei nichts zu thun haben 
ſolle. Indeſſen wolle er die Bewilligung neuer Beſteuerungsarten nicht ein— 
begriffen haben, auf welche nach ſeiner Anſicht beide Kammern Einfluß nehmen 
ſollen. Die Steuerrepartition beiden Kammern zuzuweiſen würde dieſelbe Ge— 
fahr bedingen. Indeſſen, meine er, werde dieſe wegfallen, weil ſie durch eine 
rationelle Beſteuerungsart beſeitigt werden wird. 

Er denke übrigens ſo: wolle man den Vortheil der zwei Kammern, ſo 
laſſe man den Paragraph einfach ſtehen und beſtimme, daß, wenn die Kammern 
in ihren Beſchlüſſen nicht übereinſtimmen, jene Kammer, von welcher die Initia⸗ 
tive nicht ausging, den Geſetzvorſchlag mit den beſchloſſenen Abänderungen 
der Kammer zurückgebe, von welcher der Geſetzvorſchlag ausging. Ueber den 
abgeänderten Geſetzvorſchlag ſei nochmals in beiden Kammern zu berathen, und 
wenn die Beſchlüſſe abermals nicht übereinſtimmen, dann dürfe das Geſetz in 
derſelben Sitzungsperiode nicht zur Gültigkeit erwachſen. 

Breſtel: Er ſehe davon ab, daß der Zuſammentritt beider Kammern 
im allgemeinen nicht ſtattzufinden habe, er wolle nur, daß es in ſolchen Fällen 
geſchehe, wo ein Beſchluß nothwendig iſt. Es werde doch annähernd eine ſorg— 
ſamere Prüfung erreicht, wenn man auch in gewiſſen Fällen beide Kammern 
zuſammentreten laſſen muß. Was die Steuerfrage anbelangt, ſo kenne er bei 
einem rationellen Steuerſyſtem, wie daſſelbe wohl eingeführt werden wird, eine 
Subrepartition gar nicht, weil nur die Einigung eines procentuellen Betrages 
rationell iſt, wobei von einer Subrepartition keine Rede ſein könne. Daher 
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ſchlage er einfach zum § 60 folgenden Zuſatz vor: „Findet über einen Geſetzvor— 
ſchlag keine Verſtändigung ſtatt, ſo iſt er als verworfen anzuſehen. Nur wenn 
es ſich um Budgetbeſtimmungen, Creditvoten oder um die Beſtätigung von 
Verträgen handelt, treten beide Kammern zuſammen und beſchließen in ver— 
einter Sitzung über den Gegenſtand.“ 

Ca valcabo: Er ſei auch der Anſicht, daß bei divergirenden Beſchlüſſen 

der beiden Kammern eine Verſtändigung ermöglicht werden müſſe. Die Er— 
fahrung lehre, daß, wenn ſtreitende Parteien zuſammenkommen, durch den 
Meinungsaustauſch eine Vereinbarung zu Stande komme; was im gegebenen 
Falle wohl immer zum Wohle des Volkes ſein werde. Ein Zuſammentreten 
beider Kammern durch Abgeordnete in ein Comits ſcheine ihm allerdings ent— 
ſprechender. Das vom Abgeordneten Rieger berührte Bedenken hinſichtlich der 
Vertretung beider Parteien in einem ſolchen Comité ſcheine ihm nicht ſtich- . 
haltig. Wenn ſich in jeder Kammer über ein Geſetz ausgeſprochen worden 
iſt, jo werde die Majorität in jeder Kammer das Comité mit ihren Repräſen— 
tanten beſchicken, daher werden beide Parteien ohnehin vertreten ſein. Uebrigens 
könne auch die Beſtimmung getroffen werden, daß die Kammer den Geſetzvor— 
ſchlag mit den beſchloſſenen Abänderungen der Kammer, von welcher derſelbe 
ausging, zur Wiederberathung zurückgebe. Erfolgt keine Vereinbarung, ſo könne 
dann erſt ein Comité aus den beiden Kammern zuſammengeſetzt, und erſt, 
wenn auch hier kein Erfolg erzielt wird, möge beſtimmt werden, daß das Geſetz 
in derſelben Sitzungsperiode nicht zur Gültigkeit kommen könne. 
f Strobach: Nach ſeiner Anſicht ſolle es als Regel belaſſen werden, daß 
die Uebereinſtimmung beider Kammern nöthig ſei, damit ein Geſetz zu Stande 
komme. Er möchte ſich der Anſicht Fiſchhof's anſchließen, nur ſcheine es ihm 
nicht zweckmäßig, die Steuerrepartition der Länderkammer zuzuweiſen; denn 
bei indirecten Steuern ſei eine Repartition nicht denkbar, bei directen Steuern 
liege aber der Kataſter vor; dagegen ſei es klar, daß Mittel zur Verſtändigung 
gegeben werden müſſen; nur glaube er, es gehöre nicht in die Conſtitution, 
ſondern in die Geſchäftsordnung, zu beſtimmen wie die Kammern unter ein— 
ander zu verhandeln haben. Jedenfalls möchte er für einen bloßen Geſchäfts— 
gang die Schwierigkeiten, welche die Abänderung einer Beſtimmung der Con— 
ſtitution mit ſich führt, nicht geſtatten. 

Laſſer: Er beantrage, daß die in $ 60 ausgeſprochene Beſtimmung als 
Regel angenommen werde, die Beſtimmung der Ausnahmsfälle ſolle der Fünfer— 
commiſſion überwieſen werden. Er mache dieſelbe in dieſer Beziehung auf 
die entſprechenden Beſtimmungen der bayriſchen Verfaſſung, auf die frühere 
franzöſiſche Conſtitution, dann auf die Behandlung der Creditfragen in der 
engliſchen Kammer aufmerkſam. 

Hein: Auch er theile die Anſicht, daß, wenn Conflicte ſtattfinden, ein Aus— 
kunftsmittel zur Verſtändigung geboten werden müſſe; er meine aber, daß, wenn 
ſchon nationale Verſchiedenheiten obwalten, auch dieſen bei der Zuſammenſetzung 
eines Comité Sorge zu tragen ſei. Daher ſtelle er folgenden Antrag: „Wenn 
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der Beſchluß einer Kammer in der anderen amendirt wird, ſo geht er an die 
Kammer, in welcher er zuerſt gefaßt wurde, zurück, um von dort nach neuer 
Berathung und Schlußfaſſung wieder der anderen Kammer vorgelegt zu wer— 
den. Vereinigt ſich letztere noch nicht mit dieſer neuen Schlußfaſſung, ſo 
wählen in beiden Kammern die Provinzen, und zwar aus jedem Kreiſe der 
Provinz ein Mitglied, ein gemeinſchaftliches Comité, welches durch abſolute 
Stimmenmehrheit ſeiner Mitglieder den endgültigen Beſchluß über den in Frage 
ſtehenden Geſetzvorſchlag faßt.“ 

Breſtel erklärte ſich gegen dieſes Amendement, weil man dem Comité 
keinen definitiven Beſchluß überlaſſen könne; dann verſtoße der Wahlmodus 
wenigſtens in der Volkskammer gegen das für dieſelbe angenommene Princip 
der Repräſentation nach der Volkszahl. 

Mayer: Die im $ 60 ausgeſprochene Regel müſſe doch als ſolche an⸗ 
erkannt werden, wenn man das Zweikammerſyſtem nicht aufgehoben wiſſen 
will. Er glaube aber, es ſei ein Paragraph, die auf dieſe Regel Beziehung 
habenden Ausnahmen betreffend, beim Abſchreiben ſeines Entwurfes in der 
Feder geblieben. Wolle dieſer Paragraph als Regel angenommen werden, ſo 
ſei er bereit, den die Ausnahmen ſtatuirenden Paragraph zur nächſten Sitzung 
mitzubringen. 

Bei der Abſtimmung wurde der Antrag Pinkas verworfen, dagegen der 
Antrag Laſſer's in beiden Theilen mit Stimmenmehrheit angenommen, wodurch 
die übrigen Anträge entfielen. 

$ 61,1) 

Breſtel beantragt die Streichung der Worte „oder vertagt“. 

Madonizza will, daß der Krone ein peremtoriſcher Termin von 10 Tagen 
geſtellt werde, und daß, wenn die Sanction verweigert oder vertagt wird, die 
Gründe angegeben werden ſollen. 

Fiſchhof ſpricht ſich gegen dieſen Antrag aus, weil derſelbe überflüſſig 
und der Krone gegenüber verletzend ſei. Nach ſeiner Meinung müſſe die Sanction 
in derſelben Sitzungsperiode erfolgen, ob ein paar Wochen früher oder ſpäter, 
das ſei wohl alles eins. 

Laſſer: Er ſei im Principe gegen das ſuspenſive Veto, weil er die Volks- 
ſouveränität nicht anerkenne; wenn aber endlich der Wille des Volkes trotz des 
Willens der Krone zum Geſetze wird, ſo ſei dies eben der einzige praktiſche 
Fall, wo die Volksſouveränität zur Geltung komme. Soviel im Princip. Er 
ſei aber ein praktiſcher Mann; als ſolcher finde er es gefährlich, der Krone das 
abſolute Veto zuzugeſtehen, und um dieſer Gefahr vorzubeugen, um dem Revo— 
lutionskeſſel ein Ventil zu geben, ſpreche er ſich für das ſuspenſive Veto 


1) S 61. Erfolgt die Sanction eines Reichstagsbeſchluſſes, fo tritt derſelbe als Reichs 
geſetz in volle Kraft. Wird die Sanction verweigert oder vertagt, fo darf derſelbe Geſetzvor— 
ſchlag in derſelben Jahresſeſſion nicht wieder vorgebracht werden. 


Das Vetorecht der Krone. 161 


aus; dieſes habe er ſagen zu müſſen geglaubt, um nicht einer Inconſequenz 
geziehen zu werden. 

Mayer: Er könne ſich von ſeinem Erſtaunen kaum erholen, daß Laſſer 
ſich gegen ein Suspenſivveto ausſpreche. Auch er ſei gegen das Princip der 
Volksſouveränität; allein daß man die Conſequenz dahin führen würde, endlich 
auszuſprechen, das Volk ſei um des Kaiſers willen da (und das ſage man, 
wenn man das gelten läßt, was Laſſer ausgeſprochen), das hätte er nie ge— 
glaubt. Uebrigens frage er, wo denn ein König das Miniſterium finden werde, 
welches den Muth hätte, mit ſeiner Verantwortlichkeit für ein zweites abſolutes 
Veto einzuſtehen. Weiß das Volk, daß es, wenn auch der König zweimal vom 
Veto Gebrauch macht, zum drittenmale dennoch zu ſeinem Rechte kommen werde, 
ſo werde einer Revolution vorgebeugt, daher das Intereſſe der Krone durch 
das ſuspenſive Veto jedenfalls beſſer gewahrt werde, als durch das abſolute 
Veto. Wenn ferner der durch die unzweifelhafte Majorität ausgeſprochene 
Wille des Volkes durch das abſolute Veto vernichtet werden könne, ſo ſei ein 
conſtitutionelles Leben unmöglich, vielmehr der Abſolutismus neu conſtatirt. 

Ca valcabo: Er fei im Princip damit nicht einverſtanden, daß durch 
das ſuspenſive Veto das Intereſſe der Krone beſſer gewahrt werde als durch 
das abſolute Veto. Einmal glaube er, daß ein durch das abſolute Veto ver— 
worfenes Geſetz nicht mehr vor die Kammer kommen könne. Wäre dies aber 
doch der Fall, ſo werde ſich eine ſtarke Regierung, und eine ſolche müſſe man 
doch wollen, auch nicht ſcheuen, ſelbſt zum zweitenmal von dem abſoluten Veto 
Gebrauch zu machen. Indeſſen müſſe er ſich für das ſuspenſive Veto aus 
dem Grunde ausſprechen, weil das abſolute Veto der Krone eine zu große 
Gewalt, zu viel Rechte gibt. 

Strobach: Er ſei mit Madonizza der Meinung, daß eine Friſt feſtge— 
ſtellt werde, binnen welcher die Sanction erfolgen ſolle; jedoch wünſche er 
einen längeren Termin, etwa daß vor dem Schluß der Sitzungsperiode die 
Sanction ertheilt oder verweigert werden müſſe, damit der Geſetzvorſchlag in 
der nächſten Sitzungsperiode wieder vorgebracht werden könne. 

Vacano: Das abſolute Veto iſt ein Ausfluß des monarchiſchen Prin— 
cipes. Nun ſei er zwar auch monarchiſch geſinnt, wolle auch nicht, daß der 
Kaiſer ein bloßer Präſident ſei. Allein er halte dafür, das monarchiſche Prin— 
cip ſei damit genug gewahrt, wenn der Kaiſer das Recht hat, an das Volk 
zu appelliren. 

Laſſer: Er ſei auch für Weglaſſung des Wortes „vertagen“, finde es un— 
nöthig, daß der Krone ein Termin feſtgeſetzt werde; denn wenn die Sanction 
im Laufe der Sitzungsperiode nicht erfolge, ſo ſei dieſelbe halt als nicht er— 
theilt anzuſehen. Ebenſo ſei er dagegen, daß die Krone verhalten werde, die 
Verweigerungsgründe den Kammern bekannt zu geben. Die Gründe der Be 
ſchlüſſe der Kammer ſeien wohl durch die öffentliche Verhandlung bekannt; allein 


ſpeciell werden fie ja der Krone auch nicht bekannt gegeben. Ueberhaupt wolle 
Springer, Protokolle. 11 
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er aber die Krone in keinen Schriftwechſel mit den Kammern bringen, damit 
die Krone nicht in eine Art Parteiſtreit verwickelt werde. 

Was die Entgegnung des Abg. Mayer anbelangt, ſo wundere er ſich, warum 
derſelbe nicht im Gegentheil als Verfechter des $ 1 der Grundrechte aufgetreten 
iſt. Er für ſeine Perſon müßte im Principe für das abſolute Veto ſtimmen, 
daher habe er ſich bemüſſigt geſehen, die Gründe anzugeben, aus welchen er 
deſſenungeachtet für das Suspenſivveto ſtimmen werde und auf der Schärfe 
des Principes nicht beſtehen wolle. Er mache aber auch aufmerkſam, daß im 
§ 9 des Entwurfes der Kaiſer als Factor hingeſtellt wurde, der mitwirken 
müſſe, damit ein Geſetz zu Stande komme; es ſei alſo im Grunde ſchon dort 
das abſolute Veto ausgeſprochen worden. Was aber Mayer's Bemerkung ane 
belangt, daß das abſolute Veto ein conſtitutionelles Leben unmöglich mache, 
fo verweiſe er ihn an die Conſtitution von Norwegen, von Kurheſſen und 
darauf, daß ſelbſt dem Präſidenten der nordamerikaniſchen Staaten das abſolute 
Veto zukomme; dann daß in Frankreich früher das ſuspenſive, jetzt das abſolute 
Veto eingeführt worden iſt. 

Laufenſtein beantragte, daß ſtatt „verweigert“ geſagt werde „nicht er- 
theilt“; denn dann verſtehe es ſich von ſelbſt, daß, wenn in derſelben Sitzungs— 
periode die Sanction nicht gegeben würde, der Geſetzvorſchlag in der nächſten 
Sitzungsperiode vorkommen könne, und es entfalle damit die Nothwendigkeit 
einer Terminsbeſtimmung. 

Mayer: Daß er für den $ 1 nicht geſprochen, und auch nicht geſtimmt 
habe, ſei deshalb geſchehen, weil er gefunden, daß die Aufſtellung jenes Prin— 
cipes im $ 1 nicht am Plate ſei. Uebrigens könne man ja ſehen, daß er im Ent 
wurfe das Princip der Volksſouveränitat nach Möglichkeit durchgeführt habe. 

Der Vorſitzende brachte hierüber zur Abſtimmung, ob im Principe der 
Krone das Suspenſivveto zugeſtanden werden folle, was mit Stimmen— 
mehrheit bejaht wurde. Sohin wurde der $ 61 des Entwurfes vorbehaltlich 
der Sous-Amendements Breſtel's und Laufenſtein's, dann auch dieſe mit 
Stimmenmehrheit angenommen. Es entſpann ſich ſohin eine Converſation 
über einen Zuſatzantrag des Abg. Strobach, in Folge welcher ſich der Vor— 
ſitzende bewogen fand, die Debatte über den § 61 neuerlich zu eröffnen. 

Rieger ſchloß ſich dem Zuſatzantrage Strobach's an, derſelbe lautet: 
„Die Erklärung der Krone über die Sanction eines Reichstagsbeſchluſſes muß 
jedenfalls vor dem Schluſſe der Sitzungsperiode erfolgen, in welcher er gefaßt 
wurde, widrigens ſie als verweigert angeſehen wird.“ 

Breſtel: Er müſſe ſich einfach dafür ausſprechen, daß, wenn von Seite 
der Krone binnen der Sitzungsperiode gar keine Erklärung abgegeben werden 
ſollte, dies als Ertheilung der Sanction anzuſehen ſei. Es ſei dies keines— 
wegs antimonarchiſch; denn in vielen Fällen werde es der Regierung ſehr an— 
genehm ſein ſtillſchweigend die Sanction geben zu können und ihre Zuſtimmung 
nicht ausdrücklich ertheilen zu müſſen. Uebrigens ändere das am Rechte gar 
nichts, ſondern nur an der Form. 


È 
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Fiſchhof: Er müſſe ſich gegen dieſen Antrag erklären, denn die Krone 
dürfe ſich niemals ignoriren, ſonſt werde es bald geſchehen, daß das Volk ſie 
ignoriren würde. 

Laſſer: Er halte den Zuſatzantrag Strobach's für ganz überflüſſig. Der 
Kaiſer ſagt entweder Nein oder nichts; in beiden Fällen habe es denſelben 
Effect, und er ſehe nicht ein, zu was es gut wäre, den Kaiſer zu zwingen vor 
dem Schluß der Sitzungsperiode Nein zu ſagen, wenn das Nichlsſagen den— 
ſelben Effect haben ſoll. Es ſei ja möglich, daß die Krone bis zur Eröffnung 
der nächſten Sitzungsperiode zur Beſinnung komme und die Sanction ertheilen 
werde, in welchem Falle es ganz unnöthig wäre, einen Conflict herbeizuführen. 
Was den Antrag Breſtel's anbelangt, ſo ſehe er wohl ein, daß man keine Er— 
klärung für gleichbedeutend mit Nichtertheilung der Sanction nehmen wolle; 
wie man aber eine Nichtertheilung der Sanction für eine ſtillſchweigende Er— 
theilung der Sanction halten wolle, das ſei ihm nicht klar. Das begreife er 
ebenſowenig als warum man denn den Kaiſer ſich gleichſam wie eine ſchüchterne 
Braut vorſtelle, welche ſich ſchämt Ja zu ſagen. Nach ſeiner Anſicht dürfe 
die Krone nie mit ihrer Meinung hinterm Berge halten, ſondern müſſe immer 
offen auftreten; dann weiſe er aber auch auf die Gefahr, daß eine Majorität, 
nachdem ſie ein beſtimmtes Geſetz votirt, auseinander gehe, dadurch eine Auf— 
löſung der Kammer erzwingen und es durchſetzen könnte, daß die Krone nicht 
einmal in der Lage ſei die Sanction zu geben oder zu verweigern. 

Cavalcabo: Wenn der Antrag Breſtel's angenommen werden ſollte, 
ſo werde eine Art Contumazurtheil gegen die Krone eingeführt. Ein auf 
dieſe Art in Wirkſamkeit gebrachtes Geſetz werde aber auch keine gute Wirkung 
auf das Volk machen, welches auf den Kaiſer und ſeinen Willen noch immer 
viel hält. 

Goldmark: Er ſehe in dem Amendement Breſtel's keinen Widerſpruch, 
wohl aber in der Argumentation der Gegner. Man ſage, die Krone ſoll ſich 
nie ignoriren; aber auch die Kammer ſoll ſich nicht ignoriren laſſen, und das 
geſchehe, wenn die Krone nichts ſagt. Das ſei alſo eins wie das andere. Er 
meine alſo, es müſſe von der Krone eine beſtimmte Erklärung erfolgen, oder 
es müſſe eine ſtillſchweigende Erklärung im Sinne Breſtel's ausgelegt werden. 
Wenn die Völker auf die Krone viel halten, ſo halten viele, wenigſtens die in 
ſeinem Sinne Gutgeſinnten, auch auf den Reichstag viel. Er trage alſo darauf 
an, daß die Erklärung über die Ertheilung oder Nichtertheilung der Sanction 
in derſelben Seſſion erfolgen müſſe. 

Mayer: Er vertheidige nie den Entwurf, wenn er etwas Beſſeres höre; 
allein bei dieſem Paragraph ſei es nicht der Fall. Wenn Geſetze in dem letzten 
Augenblicke der Seſſion votirt werden, oder wenn die Regierung noch irgend 
welche Erhebungen für nothwendig hält, ſo müſſe man ihr doch eine Zeit laſſen, 
alſo geſtatten daß ſie auch noch bis zur nächſten Seſſion die Sanction geben 
könne. Der Krone eine peremtoriſche Friſt zu ſtellen ſei doch gar zu viel. 
Den Advocaten habe die Gerichtsordnung peremtoriſche Friſten geſtellt aus 
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Gründen, dieſe wolle er aber doch nicht gegen die Krone geltend gemacht wer— 
den wiſſen. 

Bei der Abſtimmung wurde das Amendement Goldmark's verworfen und 
es blieb ſomit der erſte Satz des § 61 unverändert ſo wie er früher ange— 
nommen war. Ferner wurde zum zweiten Satze der Antrag Laufenſtein's, 
dann die von Breſtel vorgeſchlagene ſtiliſtiſche Verbeſſerung, ſtatt Jahresſeſſion 
zu ſagen Sitzungsperiode, angenommen, deſſen Sous-Amendement zum zweiten 
Satze aber verworfen. In der Minorität ſtimmten mit ihm Vacano und Ratz. 

Sohin wurde der erſte Theil des Zuſatzantrages Strobach's angenommen, 
deſſen zweiter Theil aber ſowie das Amendement Madonizza's verworfen. 

Der $ 61 lautet alſo: „Erfolgt die Sanction eines Reichstagsbeſchluſſes, 
{o tritt derſelbe als Reichsgeſetz in volle Kraft. Wird die Sanction nicht er 
theilt, ſo darf derſelbe Geſetzvorſchlag in derſelben Sitzungsperiode nicht wieder 
vorgebracht werden. 

Die Erklärung der Krone über die Sanction eines Reichstagsbeſchluſſes 
muß jedenfalls vor dem Schluſſe der Sitzungsperiode erfolgen, in welcher er 
gefaßt wurde.“ 

Hierauf eröffnete der Herr Vorſitzende über den Antrag des Abg. Pinkas, 
welcher angenommen wurde, die Debatte über die 


$$ 62 und 63.1) 


Ziemialkowsky ſtellte folgenden Antrag: „Es ſollen die $$ 62 und 63 
in einen Paragraph derart zuſammengezogen werden, daß nach dem Worte „an— 
genommen“ des $ 62 die Worte des § 63: „ſo darf“ u. ſ. w. zu ſtehen kämen.“ 

Er beantrage dieſe Verbindung 1. der Kürze wegen und 2. weil er die 
Beſorgniß des Abg. Laſſer wegen des Keſſelſpringens theile. Es werde ſchon 
dann, wenn das erſte Mal die Sanction verweigert worden iſt, ſtark kochen, 
und ſo finde er es klug und vorſichtig, die Sanction nicht auch noch ein zweites 
Mal verweigern zu laſſen, damit der Keſſel nicht ſpringe. 

Vacano: Er vindicire dem Monarchen das Recht an das Volk zu appel— 
liren. Setzt man aber eine dreijährige Seſſionsdauer voraus, und es wird 
ein Geſetz in der zweiten Jahresſitzung erſt eingebracht, fo ſei dann eine Auf 
löſung der Kammer gar nicht nothwendig; dagegen müßte die Auflöſung ſchon 
in der zweiten Jahresſitzung erfolgen, wenn ein Geſetz in der erſten Jahres— 
ſitzung eingebracht wurde, und es könnte die Regierung in die Lage kommen 
wegen einer unbedeutenden Sache einen ihr ſonſt nicht mißliebigen Reichstag 
auflöſen zu müſſen. Er möchte deshalb beantragen, daß ſtatt „muß“ geſagt werde 
„kann“; zum drittenmal eingebracht erwachſe aber der Beſchluß in Geſetzkraft. 


1) § 62. Wird derſelbe Geſetzvorſchlag in der folgenden ordentlichen Jahresſeſſion aber= 
mals unverändert angenommen und wieder nicht fanctionirt, fo muß der Reichstag aufge⸗ 
löſt werden. 

§ 63. Nimmt der neu zuſammentretende Reichstag denſelben Geſetzvorſchlag wieder un— 
verändert an, fo darf demſelben die kaiſerliche Sanetion nicht verweigert werden. 
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Fiſchhof: So wie die beiden Paragraphen im Entwurfe ſind, ſehe die 
Sache honett für die Krone aus. Die Bemerkungen Vacano's ſeien nicht 
richtig, denn es ſei ja möglich, daß im Verlaufe eines Jahres zwei Sitzungs— 
perioden ſtatt haben. Wenn ſchon eine Aenderung belieben ſollte, ſo ſei es 
die, daß ſtatt „muß“ geſagt werde „kann“, weil die Krone das Recht, nicht 
aber die Pflicht haben ſoll, die Kammer aufzulöſen. 

Rieger: Das Weſentliche in der Sache ſei, daß die Krone an das Volk 
appelliren könne, denn wenn die Kammer zweimal einen Beſchluß gefaßt 
habe, welchem die Krone die Zuſtimmung verſagen zu müſſen vermeint, ſo 
könne der Kaiſer wohl mit allem Rechte ſagen, er wolle doch ſehen, was das 
Volk über die Sache denkt, und ob der Beſchluß der Repräſentanten der wahre 
Wille des Volkes ſei. Wenn auch in der Regel der Wille der Volksvertreter 
den Willen des Volkes repräſentire, ſo ſei dies doch anders bei Parteifragen, 
die ſich erſt nach den Wahlen erhoben haben. Die aus Anlaß ſolcher Partei— 
fragen vorgenommenen Wahlen werden Garantien für den wahren Ausdruck 
des Volkswillens geben, denn bei dieſen Wahlen werden die Wahlmänner ihren 
Candidaten Fragen vorlegen, um deren Denkungsart rückſichtlich der obſchweben— 
den Parteifrage zu erforſchen, und darin liege auch das Weſen der Appellation 
an das Volk. Ein aus ſolchen Wahlen hervorgegangener Reichstag werde durch 
ſeine Majorität den wahren Volkswillen repräſentiren, dann wird auch keine 
Rede mehr ſein können von einer abermaligen Verweigerung der Sanction 
von Seite der Krone. 

Breſtel beantragt für den $ 62 den Beiſatz: „im Weſen“, damit nicht 
etwa ſtiliſtiſche Aenderungen, die bei zweiter Berathung vorgenommen wurden, 
Anlaß zu Mißhelligkeiten geben. Uebrigens habe die Krone immer das Recht, 
den Reichstag aufzulöſen, durch die vorliegende Vorſchrift werde aber dieſes 
Recht beſchränkt, indem es dadurch in eine Pflicht verwandelt wird; es ſei 
alſo keineswegs richtig, daß dieſer Paragraph für die Krone gar ſo acceptabel 
wäre. Er ſehe es auch für gefährlich an, daß im Verlaufe von wenigen 
Monaten doppelte Wahlen vorgenommen werden ſollten, was immer der Fall 
wäre, wenn die zweite Annahme eines Geſetzvorſchlages, dem die Sanction 
verweigert wurde, von einem zweiten Reichstage ausginge. Es ſcheine ihm 
eine Vorſorge für dieſe Fälle wünſchenswerth, obwohl andererſeits anzunehmen 
ſei, daß ſich die Krone hüten werde, einem Beſchluſſe die Sanction zu ver— 
weigern, der von einem zweiten Reichstage wieder gefaßt worden iſt. 

Ca valcabo ſprach ſich für den Paragraph des Entwurfes aus. Unge— 
achtet deſſen, was Breſtel geſagt, werde die Vorſchrift dieſes Paragraphen der 
Krone doch und zwar vom Standpunkte der Oeffentlichkeit acceptabel ſein; denn 
es ſei ganz was anderes, wenn die Krone etwas aus Muß, als wenn ſie es 
aus eigenem Willen thut. Das durch die Conſtitution ihr gebotene Mittel 
beſeitige nämlich jede Mißdeutung. Was den von Breſtel beſprochenen Fall 
anbelangt, daß die zweite Annahme des Geſetzvorſchlages von einem zweiten 
Reichstage gefaßt würde, ſo glaube er, daß man hierauf nicht ſo viel Gewicht 
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legen dürfe; denn bei der Möglichkeit, daß die Krone in der nächſten Seſſion 
die Sanction ertheilen werde, werde eine ſolche Frage auch nicht eine ſolche 
Wichtigkeit haben, keinen ſo gewichtigen Einfluß auf die Wahlen üben, als 
wenn dieſelben vorgenommen werden, nachdem die Sanction bereits zum zweiten— 
mal verweigert worden iſt. 

Uebrigens ſei nicht anzunehmen, daß die Regierung bei unbedeutenden 
Gegenſtänden den Kammerbeſchlüſſen die Sanction verweigern werde; daher 
ſei auch die Beſorgniß Vacano's, die Regierung müſſe dann einen ihr ſonſt 
nicht mißliebigen Reichstag auflöſen, ungegründet. 

Rieger beantragt, daß ſtatt des Schlußſatzes des § 62 geſagt werde: 
„ſo iſt ein neuer Reichstag einzuberufen“, weil dieſe Stiliſirung der Krone gegen— 
über etwas milder iſt, und weil dadurch außer der Auflöſung des Reichstags 
auch die Einberufung eines anderen geboten wird. 

Vacano beantragt folgende Formulirung dieſer beiden Paragraphen. 
§ 62. Wird derſelbe Geſetzvorſchlag in der folgenden ordentlichen Jahresſitzung 
abermals im Weſentlichen unverändert angenommen und wieder nicht ſanc— 
tionirt, ſo kann er erſt in einem entweder durch ſeine Auflöſung oder durch 
den Eintritt einer nachfolgenden Legislaturperiode neu gewählten Reichstag noch— 
mals eingebracht werden. $ 63. Nimmt ein neu zuſammentretender Reichs- 
tag denſelben Geſetzvorſchlag, wenn auch nur das zweite Mal im Weſentlichen 
unverändert an, ſo darf demſelben die Sanction nicht verweigert werden. 

Ratz: Er frage, wer zu erkennen hat, ob eine Abänderung im Weſent⸗ 
lichen vorgenommen wurde, oder ob ſie nur unweſentlich ſei. Dies ſcheine 
ihm ganz unausführbar, und man müſſe vielmehr vorausſetzen, daß die Kammer 
an einem ſolchen Geſetzvorſchlage gar nichts ändern werde, um rabuliſtiſche 
Umtriebe vorweg abzuſchneiden. 

Uebrigens ſehe er die Appellation an das Volk nicht bloß als ein Recht 
der Krone an, ſondern als ein Recht des ſouveränen Volkes, daher ſei die 
Textirung des Paragraphen nothwendig beizubehalten. 

Mayer: Wenn das Muß im letzten Satze des § 62 geſtrichen wird, 
ſo gebe man dem Suspenſivveto möglicherweiſe eine Tragweite bis auf ein 
Jahr. Es ſei aber auch nothwendig, daß man ſich hier kategoriſch ausſpreche; 
denn wenn Abg. Breſtel heute Miniſter werde, würde er ſich gewiß beſinnen, 
ob es nicht gerathener ſei, lieber vom Veto nicht Gebrauch machen, als die 
Kammer auflöſen zu laſſen. Dann ſolle das Gehäſſige einer ſolchen Maß— 
regel nicht auf die Krone geworfen werden. Wo aber die Krone und die 
Kammer ſich zum zweitenmal in den Haaren liegen, dann ſei kein anderes 
Mittel als die Appellation an das Volk. 

Was das Amendement Rieger's betrifft, fo verweiſe er ihn auf den $ 27. 
Hier ſei auf die zweite Nichtſanction die Rechtsfolge der Auflöſung, im S 27 
aber bereits auf die Auflöſung die Rechtsfolge der Einberufung eines neuen 
Reichstages ausgeſprochen. 

Endlich müſſe er vor der Annahme der Beſtimmung „im Weſentlichen“ 
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warnen; denn richtig ſei es, daß Niemand da iſt, der zu entſcheiden hätte, ob 
eine Aenderung weſentlich iſt, und ſicherlich werde eine Kammer, welcher es 
darum zu thun iſt, daß ſie ein Geſetz durchſetze, darum keine ſtiliſtiſchen Ab— 
änderungen vornehmen; dann ſei aber auch die Grenze zwiſchen Weſentlich 
und Unweſentlich ſchwer zu beſtimmen. Oft liege das Weſentliche in einem 
Komma. 

Bei der Abſtimmung wurde der Antrag Ziemialkowsky verworfen. In der 
Minorität ſtimmten mit ihm Madonizza und Goldmark. 

Ebenſo wurde Vacano's Amendement zu $ 62 und jenes Rieger's, dann 
Breſtel's Antrag mit Stimmenmehrheit verworfen; dagegen die urſprüngliche 
Faſſung des $ 62, ſowie jene des § 63, endlich aber auch Breſtel's Antrag, 
daß dieſe beiden Paragraphen in einen Paragraph vereinigt werden, mit 
Stimmenmehrheit aufgenommen. 

§ 64.1) 

Fiſchhof: Der Ausdruck „Unterſuchung anzuſtellen“ ſcheine ihm un— 
paſſend. 

Rieger: Auch ihn erinnere die jeſuitiſche Faſſung dieſes Paragraphen 
an die Inquiſition. 

Scholl beantragt folgende Faſſung: „Jede Kammer hat das Recht, behufs 
ihrer Information zur Unterſuchung von Thatſachen Commiſſionen zu er— 
nennen, welche das Recht haben, Sachkundige und Zeugen vorzuladen, die 
dieſer Vorladung Folge leiſten müſſen.“ 

Breſtel erklärte ſich gegen dieſen Antrag, weil derſelbe zu einſchränkend, 
dagegen für die ſogenannte jeſuitiſche Faſſung des Paragraphen des Entwurfes, 
weil ſie eine Ausdehnung zuläßt. Unterſuchungen könne die Kammer veran— 
laſſen in Sachen der Zollgeſetzgebung, in Betreff der Wahlen, die ihr wegen 
allfällig ſtattgehabter Wahlumtriebe bedenklich erſcheinen, dann wenn ſie eine 
Anklage gegen das Miniſterium anſtellen will u. ſ. w. Weil übrigens das 
franzöſiſche Wort enquéte die Sache deutlicher bezeichne, ſchlage er folgende 
Textirung vor: „Eine jede Kammer hat das Recht, Unterſuchungen (enquétes) 
anzuſtellen und Zeugen und Sachverſtändige vernehmen zu laſſen.“ 

Hein: Er wahre gern jedem das Seine. Dieſer Paragraph ſei aber 
derartig gefaßt, daß er leicht mißbraucht werden könnte, um Eingriffe in die 
Executionsgewalt zu machen, wie ſolche bereits in dieſem Reichstage verſucht 
werden wollten. 

Der Reichstag ſei ein legislativer Körper, als ſolcher könne derſelbe Er— 
läuterungen fordern; aber daß derſelbe im Lande Unterſuchungen anſtelle, das 
könne er demſelben nun und nimmer geſtatten. Selbſt wenn das Wort en— 
quéte eingeſchoben werde, bleibe der Paragraph undeutlich. Er beantrage 
daher, daß dieſer Paragraph der Fünfercommiſſion zur deutlicheren Faſſung 
zurückgeſtellt werde. a 


1) $ 64. Eine jede Kammer hat das Recht, Unterſuchungen anzuſtellen. 
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Scholl ſpricht ſich gegen das Wort enquéte aus, weil es ein fremdes 
Wort iſt. 

Strobach unterſtützt das Amendement Scholl's. Die Stiliſirung des 
Paragraphen im Entwurfe ſei unzweckmäßig, weil Unterſuchung auch im Sinne 
des Wortes Criminalunterſuchung interpretirt werden könnte. Es können hier 
nur ſolche Unterſuchungen gemeint ſein, welche die Grundlage legislativer 
Arbeiten bilden können, das werde aber am paſſendſten durch Informationen 
gegeben. Auch er wiſſe nicht, warum ein fremdartiger Ausdruck wie enquste 
in eine deutſche Urkunde aufgenommen werden ſollte. 

Breſtel: Er müſſe einfach erwähnen, daß die Kammer auch zwei Func⸗ 
tionen hat, die in das Gebiet richterlicher Functionen wirklich eingreifen. 1. Im 
engeren Sinne, nämlich bei Wahlen; denn wenn ſie eine Wahl beanſtandet, 
muß ſie unterſuchen, ob das factum der Corruption vorliege oder nicht, ehe 
ſie das Urtheil fällt. 2. Im weiteren Sinne, wenn ſie die Function der 
Anklagekammer übernimmt, in Fällen nämlich, wenn ſie das Miniſterium in 
Anklageſtand verſetzt. Der Ausſpruch der Kammer ſei in ſolchen Fällen der 
Ausſpruch einer Anklagejury, welchem gleichfalls eine Unterſuchung vorausgehen 
müſſe. Enquéte fei ebenſogut undeutſch als Information. Der erftere Aus 
druck ſei aus dem conſtitutionellen Leben gegriffen und ebenſogut den Gebil— 
deten geläufig, als der Ausdruck Information es ſolchen iſt, die mit den Ge⸗ 
richten verkehrt haben. Zweifel werden hier nicht zwiſchen Ungebildeten klar 
zu machen ſein, ſondern zwiſchen den Kammern und der Krone. Nun für 
beide Theile werde der Ausdruck enquéte zur Aufklärung nicht ungeeignet ſein. 

Cavalcabo: Er erinnere, daß die Beſtimmung, inwiefern Ausſchüſſe 
der Kammer Zeugen, Kunſtverſtändige u. ſ. w. zu vernehmen haben, eigentlich 
in die Geſchäftsordnung gehöre. Was die Unterſuchung bei Wahlumtrieben 
betrifft, ſo könne nach ſeiner Anſicht die Kammer über Antrag des Ausſchuſſes 
zur Unterſuchung beanſtandeter Wahlen beſchließen, daß Erhebungen angeſtellt 
werden, und daß eine Unterſuchung gepflogen werde; dieſes geſchehe aber dann 
durch das Miniſterium. Rückſichtlich der Unterſuchung der in Anklage zu 
ſtellenden Miniſter müſſe endlich ein ſpecielles Geſetz gegeben werden, und 
daher ſei das im vorliegenden Paragraphen ganz allgemein gefaßte Princip 
ganz unnöthig und der Paragraph auszulaſſen. 

Hein: So eine ſchöne Sache es auch um die jeſuitiſche Dialektik ſei, ſo 
ſolle doch kein Jeſuitismus ſich in unſere Charte einſchleichen. Sie müſſe klar 
und deutlich für Jedermann ſein. Was das von Breſtel vorgeſchlagene Wort 
enquéte betrifft, jo habe ſich ſchon in Frankreich dieſer Begriff durch die Uſance ge 
bildet, er dürfte alſo unſerem Volke um ſo weniger ſo deutlich ſein, als das Wort 
Information, welches man bei jedem Advocaten zu hören bekommt. Allein er 
verkenne nicht, daß der Reichstag werde Unterſuchungen zu verſchiedenen Zwecken, 
als zur Unterſuchung von Wahlumtrieben behufs der Anklage des Miniſteriums 
oder zum Zwecke legislativer Arbeiten, anſtellen müſſen. Er fordere nur, daß 
dies alles beſtimmt normirt ſei, damit auf Grund des ſchwankenden Ausdruckes 
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kein künftiger Reichstag verſucht werde, in die executive Gewalt überzugreifen, 
wie es dieſer junge Reichstag verſucht hat. 

Vacano: Wenn die Kammer zu ihrer legislativen Wirkſamkeit Er— 
hebungen braucht, ſo müſſe ſie berechtigt ſein, ſie vornehmen zu laſſen. Er 
weiſe in dieſer Beziehung auf eine Unterſuchung, welche das engliſche Parla— 
ment zur Erhebung der Arbeiterverhältniſſe angeordnet hat, und die ſich über 
ganz Europa erſtreckte. Allein auch in jeder anderen Beziehung können die 
durch die Kammer verordneten Erhebungen ſich nur auf Thatſachen erſtrecken, 
daher beantrage er folgende Faſſung: „Eine jede Kammer hat das Recht, die 
zu ihren legislativen Arbeiten nöthigen Unterſuchungen von Thatſachen vor— 
zunehmen.“ 

Mayer: Er danke dem Jeſuitismus, daß derſelbe ihn in die Lage ſetzte 
dieſen Paragraph fo zu faſſen wie er im Entwurfe iſt; denn er müſſe es fagen, . 
daß dieſer Paragraph bei der Krone gewiß mehr Widerſtand finden werde als 
das Suspenſivveto. Er pflichte dem Antrage Scholl's bei, weil ſchon Deutlich— 
keit gewünſcht wird. Vacano's Antrag ſei zu eng, ſchon Breſtel habe auf 
mehreres hingewieſen, was ſich hinein nicht ſubſumiren ließe. 

Bei der Abſtimmung wurden die Anträge Hein's und Vacano's verworfen, 
der Antrag Scholl's aber angenommen. 

§ 64 lautet daher: „Jede Kammer hat das Recht behufs ihrer Infor— 
mation zur Unterſuchung von Thatſachen Commiſſionen zu ernennen.“ 


$ 65.1) 


Rieger beantragt, daß ſtatt „unterſagt“ geſagt werde „iſt unzuläſſig“. 

Strobach: Er beantrage, daß dieſe Beſtimmung auch auf Geſandt— 
ſchaften ausgedehnt werde, weil, als die magyariſche Deputation bei dieſem Reichs— 
tage die Annahme begehrte, Abg. Fiſchhof ſie als eine Geſandtſchaft in dem 
Worte Deputation nicht inbegriffen ſehen wollte. 

Goldmark: Er ſehe in der Beſtimmung dieſes Paragraphen eine Be— 
ſchränkung des Petitionsrechtes. 

Cavalcabo: Er ſtimme dem Entwurfe bei; es habe ſich ſchon in dieſem 
Reichstage gezeigt, wohin es führt, wenn es geſtattet wird, Petitionen ohne 
Unterſchied zu überreichen. Eine Maſſe davon ſei rein privatrechtlicher Natur, 
jeder Gebildete hätte den Petenten durch angemeſſene Belehrung von der Ueber— 
reichung derartiger Petitionen abgehalten. 

Breſtel meint, wenn eine Petition kein einziges Kammermitglied findet, 
welches dieſelbe überreichen wollte, ſo ſei dieſelbe ſicherlich der Ueberreichung 
nicht werth. 


1) § 65. Petitionen darf der Reichstag nur annehmen, wenn ſie durch ein Mitglied 
der Kammer demſelben überreicht werden. 

Die perſönliche Ueberreichung von Bittſchriſten und die Annahme von Deputationen ift 
unterſagt. 
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Mayer: Er ſchließe ſich dem Antrage Rieger's an, dem Abg. Goldmark 
müſſe er nur bemerken, es ſei etwas ganz Verſchiedenes, das Petitionsrecht zu 
beſchränken, als nicht zulaſſen zu wollen, daß der Reichstag zu einem Papier- 
ſchnitzelkorb für nicht geeignete Petitionen werde. 

Bei der Abſtimmung wurde der $ 65 mit dem Verbeſſerungsantrage 
Rieger's angenommen. Abg. Strobach zog ſeinen Antrag zurück. 


$ 66.1) 

Fiſchhof: Daß die Miniſter der Kammer eine Auskunft davon geben, 
wie ſie die Petition erledigt haben, begreife er; daß aber die Kammer Aus⸗ 
künfte über den Inhalt verlangen ſollte, das verſtehe er nicht. 

Breſtel: Wenn der Inhalt der Petition zweifelhaft erſcheint, könne die 
Kammer die zur Aufklärung nöthigen Auskünfte vom Miniſterium verlangen. 
Anders könne er es gar nicht verſtehen; wollte man den von Fiſchhof berührten 
Sinn hineinbringen, ſo müßte es heißen „den Inhalt bekannt geben“, ſtatt 
Auskünfte über den Inhalt zu ertheilen. 

Strobach: Dieſer Paragraph ſcheine ihm zu eng ſtipulirt. Offenbar 
wollte man in demſelben Zweifaches beſtimmen: 1. Um der Kammer die Er⸗ 
ledigung zu erleichtern, folle ſie das Recht haben, das ihr im $ 65 gewahrte 
Unterſuchungsrecht durch die Miniſter üben zu laſſen. 2. Daß die Kammer 
das Recht habe, die Erledigung einer an das Miniſterium abgetretenen Petition 
zu erfahren. Um dieſe beiden Rechte der Kammer zu wahren, müſſe dies in 
einem Nachſatze zu § 66 ausgedrückt werden. 

Hein: Die Miniſter müſſen im allgemeinen die Verpflichtung haben, der 
Kammer Auskünfte zu geben, darüber müſſe ein allgemeiner Paragraph auf— 
genommen werden, dann ſei dieſer Zuſatz unnöthig. 

Cavalcabo: Er erinnere, daß die Miniſter auf Fragen, die im Wege 
der Interpellation an ſie geſtellt werden, ohnehin Auskünfte geben, und daß 
dieſer Weg wohl durch die Oeffentlichkeit mehr Wirkung habe, als wenn die 
Kammer eine ſchriftliche Auskunft über die Erledigung einer Petition verlangt, 
was überdies den Schein des Protegirens auf die Kammer werfen könnte. 

Fiſchhof erinnert, daß in Frankreich Petitionen entweder einfach oder 
mit Empfehlungen von den Kammern an die Miniſter übergeben werden. 

Rieger beantragt: „Jede Kammer hat das Recht von den Miniſtern Aus 
künfte zu verlangen, Erhebungen durch dieſelben zu veranlaſſen und Petitionen 
an die Miniſter zur Erledigung zu überweiſen oder zur Beachtung zu em— 
pfehlen“. 

Mayer: Er habe nichts zu bemerken, als daß er in dem Paragraph 
keine Zweideutigkeit ſehe, es ſei darin geſagt, was in Praxis mit den Worten 
„zur Berichterſtattung“ geſagt werden wollte. 


1) $ 66. Jede Kammer hat das Recht, die an ſie gerichteten Bittſchriften an die Miniſter 
zu überweiſen, welche auf Verlangen Auskünfte über den Inhalt zu ertheilen verpflichtet ſind. 
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Was die Beſtimmung betrifft, daß die Miniſter die Pflicht haben, Aus— 
künfte zu geben, ſo könne ſie in dieſen Paragraph aufgenommen werden. 

Bei der Abſtimmung iſt der Antrag Rieger's mit Stimmenmehrheit auf— 
genommen worden. 

Scholl beantragt hier, daß ein eigener Paragraph, Beſtimmungen über 
Interpellationen enthaltend, hier aufgenommen werde, deſſen Textirung der Fün— 
fercommiſſion zu übertragen ſei. 

Strobach bemerkt, daß um der logiſchen Ordnung willen die Beſtim— 
mungen des $ 66 als Schlußſätze zu den $$ 64 u. 65 vertheilt werden ſollten. 

Breſtel: Die $$ 65 u. 66 enthalten Folgeſätze aus der Beſtimmung des 
$ 64. Was den Antrag Scholl's betrifft, fo könne jedes Mitglied am Schluſſe 
die Paragraphen zur Sprache bringen, deren Aufnahme es nothwendig findet. 

Mayer: Er bemerke nun hinſichtlich der Paragraphenfolge, daß § 64. 
ſich auf das Innere der Krone beziehe, $ 65 beſtimme, was mit Petitionen 
und Deputationen zu geſchehen habe, und $ 66 enthalte Beſtimmungen über 
den Verkehr mit den Miniſterien. 

Bei der Abſtimmung wurde Strobach's Antrag verworfen, der Antrag 
Scholl's dagegen mit Stimmenmehrheit angenommen. 


$ 67.1) 


Breſtel beantragt die Streichung dieſes Paragraphen, der aus einer 
fremden Conſtitution abgeſchrieben bei uns, wo beide Kammern ſelbſtändig 
werden ſollen, keinen Sinn hat. Dann ſei es ſogar zweckmäßig, wenn die Regie- 
rung die verſchiedenen Geſetzvorſchläge unter beide Kammern vertheilt, damit 
nicht etwa eine Kammer in die Lage komme, Monate lang zu faulenzen. 

Mayer bemerkt, er lege auf die Erhaltung dieſes Paragraphen kein 
Gewicht. 

Bei der Abſtimmung wurde die Streichung des $ 67 mit Stimmenmehr⸗ 
heit angenommen. 

$ 68,2) 

Pinkas findet den Ausdruck „Dienſtverrichtungen“ anſtößig. 

Breſtel findet die Beſtimmung „Aeußerung“ zu eng und beantragt zu 
ſetzen: „für Aeußerungen oder Handlungen, die er in ſeiner Eigenſchaft als 
Abgeordneter unternommen, zur Rechenſchaft gezogen werden.“ 

Rieger beantragt für „Aeußerungen“ zu ſagen „für das, was er“ u. ſ. w. 

Laufenſtein beantragt: für ſeine Wirkſamkeit am Reichstage. 

Krainz beantragt die Weglaſſung der Beſtimmung „gerichtlich verfolgt“. 


1) § 67. Alle von der Regierung ausgehenden Vorlagen und Geſetzvorſchläge müſſen 
zuerſt bei der Volkskammer eingebracht werden. 

2) $ 68. Kein Mitglied des Reichstages kann gerichtlich verfolgt oder zur Rechenſchaft 
gezogen werden für Aeußerungen, die es in der Ausübung ſeiner Dienſtverrichtungen ausge⸗ 
ſprochen hat. 
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Breſtel beantragt folgende Faſſung: „Kein Mitglied des Reichstages kann 
für ſeine Wirkſamkeit als ſolches gerichtlich verfolgt oder zur Rechenſchaft ge— 
zogen werden.“ 

Bei der Abſtimmung wurde dieſes Amendement mit Stimmenmehrheit 
angenommen. 

$ 69.1) 

Goldmark beantragt, ſtatt Sitzungsperiode zu ſagen Legislaturperiode, 
damit die Regierung nicht inzwiſchen die mißliebigen Deputirten entfernen könne. 

Fiſchhof glaubt, dieſe Beſtimmung habe mit dem Zeitpunkte der ge 
ſchehenen Wahl in Wirkſamkeit zu treten. 

Krainz beantragt im zweiten Abſatz zu „aufgeſchoben“ noch den Zuſatz 
„aufgehoben“. 

Pinkas meint, daß aus der preußiſchen Verfaſſungsurkunde der auf 
Schuldenverhaft bezügliche Paſſus hier aufzunehmen wäre. 

Rieger beantragt: „Kein Mitglied des Reichstages darf vom Lie der 
Einberufung deſſelben zur Seſſion und während der Dauer derſelben“ u. ſ. w. 

Breſtel beantragt: „nach vier Wochen vor der Sitzung“, dann im zweiten 
Abſatz ſei nach Verhaft zu ſetzen „aufgehoben“. 

Hein beantragt im erſten Abſatz nach „verhaftet“ den Zuſatz „oder wider 
Willen der Kammer in Verhaft gehalten“. 

Mayer erklärt ſich gegen Annahme der Beſtimmung „Legislaturperiode“. 
Man wolle ja hier keine heiligen Leiber machen; ſobald der Reichstag ausein— 
andergegangen iſt, ſei jedes Mitglied Staatsbürger wie der andere. Ebenſo 
müſſe er bitten, die Verfügung hinſichtlich des Schuldenarreſtes nicht aufzu— 
nehmen, damit dieſer in der Conſtitution in gar keiner Weiſe irgend welche 
Sanction erhalte. 

Bei der Abſtimmung wurde der erſte Satz des Paragraphen vorbehaltlich 
der Amendements Breſtel's und Rieger's angenommen. 

Breſtel's Antrag wurde mit Stimmenmehrheit verworſen, Rieger's Antrag 
dagegen angenommen. Der Zuſatz Hein's wurde ebenſo verworfen. Der zweite 
Abſatz des Paragraphen wurde mit dem Sous-Amendement Breſtel's ange— 
nommen, und mit Rückſicht auf die theils vom Abgeordneten Strobach, theils 
von Breſtel vorgeſchlagenen ſtiliſtiſchen Abänderungen, welche angenommen wur— 
den, lautet der $ 69: 

„Kein Abgeordneter darf vom Tage der Einberufung des Reichstages, und 
während der Dauer der Sitzungsperiode ohne ausdrückliche Zuſtimmung der 
Kammer, welcher er angehört, gerichtlich verfolgt oder verhaftet werden, außer 
im Falle der Ergreifung auf friſcher That. Wenn es die Kammer verlangt, 


1) $ 69. Kein Mitglied des Reichstages darf während der Dauer der Sitzungsperiode 
ohne ausdrückliche Zuſtimmung der Kammer, welcher es angehört, gerichtlich verfolgt oder 
verhaftet werden, außer im Falle der Ergreifung auf friſcher That. 

Wenn es die Kammer verlangt, muß der Verhaft oder die Verfolgung für die ganze 
Sitzungsperiode aufgeſchoben werden. 
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muß der Verhaft aufgehoben oder die Verfolgung für die ganze Sitzungsperiode 
aufgeſchoben werden.“ 
$ 70,1) 

Madonizza: Er glaube, daß den Abgeordneten nicht ohne Unterſchied 
Tagegelder zu ertheilen ſeien. Rückſichtlich der Beamten, welche zu Abgeord— 
neten gewählt werden, ſo ſehe er nicht ein, warum denſelben Tagegelder zu— 
kommen ſollten; denn dieſelben ſeien ohnehin vom Staate gezahlt, und es ſolle 
Niemand doppelt gezahlt werden, der nicht auch doppelte Dienſte leiſtet. Bee 
züglich der Abgeordneten, die nicht Beamte ſind, unterſcheide er ſolche, die 
im Orte, wo der Reichstag gehalten wird, wohnhaft ſind, von denjenigen, bei 
welchen letzteres nicht der Fall iſt; dagegen, daß die letzteren Diaten beziehen, 
könne wohl nichts eingewendet werden, allein er glaube nicht, daß auch die 
erſteren für ihre Dienſte eine Bezahlung bekommen ſollten. 3 

Cavalcabo meint, die Beſtimmung, ob Beamte als Mitglieder des 
Reichstages Diäten zu beziehen haben oder nicht, gehöre in ein beſonderes 
Geſetz. Den zweiten Abſatz dieſes Paragraphen halte er für überflüſſig, weil 
man doch Niemanden zwingen könne, ſeine Diäten zu beheben, und weil man 
doch nicht zumuthen könne, daß ſich Niemand in dieſer Beziehung zu niedrigen 
Winkelzügen herbeilaſſen werde. 

Rieger meint: Beamte hätten ſich zu erklären, ob ſie ihren Gehalt 
fortbeziehen, oder Tagegelder annehmen wollen. 

Krainz beantragt die Streichung der Worte: „vom Tage der Eröffnung 
deſſelben.“ 

Breſtel: Die Bedingung, daß Niemand auf den Bezug der Tagegelder 
Verzicht leiſten könne, ſei weſentlich, weil dadurch Wahlbeſtechungen abgeſchnitten 
werden. Er wiſſe ein Mitglied mit Namen zu nennen, welches ſich auf eine 
ſolche Weiſe die Wahl erſchlichen hat. 

Was die Beamten betrifft, fo werde im Beamtengeſetze wohl die Beſtim— 
mung vorkommen, was ein Beamter in Urlaubsfällen zu beziehen habe. Ihm 
den ganzen Gehalt wegzunehmen, halte er für unbillig. Bezüglich der im Orte, 
wo der Reichstag abgehalten wird, wohnhaften Deputirten gelte der Satz, daß 
ſie keine Diäten brauchen, nur unter der Vorausſetzung, daß ſie von ihrem 
Vermögen leben; denn für ſolche, die arm ſind, und ſich ihr Brod verdienen 
müſſen, gelte er nicht. 

Fiſchhof: Die Beſtimmung dieſes Paragraphen ſei ein Folgeſatz des 
demokratiſchen Principes. Es ſei geſchehen, daß anderwärts zehn deutſche 
Michels aufſtunden und auf ihre Taggelder Verzicht leiſteten; viele mußten 
ſchandenhalber daſſelbe thun, die es ſpäter ſchwer trugen. 


1) § 70. Jedes Mitglied des Reichstages bezieht vom Tage der Eröffnung deſſelben 
Taggelder und erhält die Reiſeentſchädigung nach den Beſtimmungen eines darüber zu erlaſſen— 
den Geſetzes. 

Kein Mitglied darf auf dieſe Vergütung verzichten oder im vorhinein zu Gunſten dritter 
Perſonen darüber verfügen. 
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Pinkas beantragt „mäßige Taggelder“; dann den Zuſatz: „in den Reis 
tag gewählte Beamte dagegen haben während der Sitzungsperiode nur zwei 
Drittheile ihres Gehaltes zu beziehen.“ 

Er beantrage mäßige Diäten, denn die gegenwärtigen ſeien offenbar über— 
mäßig groß; er ſei aber dagegen, daß im Orte des Reichstages wohnhafte De— 
putirte keine Diäten beziehen ſollten. 

Er als Gewerbsmann würde ſelbſt in ſolchem Falle doch viel in ſeinem 
Erwerbe verlieren. 

Strobach meint: Alle diesfälligen ſpeciellen Beſtimmungen ſeien dem 
beſonderen Geſetze anheimzuſtellen; der Antrag Pinkas rückſichtlich der Beamten 
könne auch auf Kirchenvorſteher bezogen werden, ſei jedenfalls eine Specialität, 
die nicht hierher gehöre. 

Mayer: Es ſei eigentlich zu wählen, ob Diäten gezahlt werden ſollen 
oder nicht. Letzteres werde ſicherlich der Regierung wohlgefällig ſein, weil es 
nicht bloß eine Erſparniß, ſondern auch ein furchtbarer Cenſus iſt. 

Das Wort „mäßig“ erinnere ihn daran, daß eine Arbeit in Accord ge— 
geben wird dem, der es wohlfeiler macht. Wolle man dem Beamten etwas 
abziehen, ſo müſſe man gerecht ſein, und auch dem Advocaten und jedem, der 
zu Hauſe was verdient, während er im Reichstage ſitzt, einen Abzug machen. 
Dies möge man jedenfalls der Dienſtpragmatik überlaſſen. 

Bei der Abſtimmung wurde der erſte Abſatz des $ 70 mit dem Amen⸗ 
dement des Abg. Krainz angenommen. Die Anträge Pinkas und Madonizza 
wurden mit Stimmenmehrheit verworfen. Mit Pinkas ſtimmten Ratz und 
Pfretſchner, mit Madonizza aber Pinkas und Kautſchitſch in der Minorität; 
ferner wurden die vom Abg. Ziemialkowsky beantragte ſtiliſtiſche Aenderung 
ſtatt „darüber zu erlaſſenden“ zu ſagen „beſonderen“, und endlich der zweite 
Abſatz des $ 70 unverändert angenommen. 
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Nach Erledigung mehrerer Petitionen wurde die Berathung des Verfaſſungs— 
entwurfes fortgeſetzt und die Debatte über die Volkskammer eröffnet. 
8 71.1) 
Breſtel: Ich werde zu den $$ 71—75 ein Generalamendement ſtellen; 
ich würde nämlich zu § 71 beantragen: Die Volkskammer beſteht aus 350 Mit⸗ 
gliedern, wovon 80 als Vertreter der großen Orte, die übrigen 270 aber nach 


der Volkszahl auf das übrige Land vertheilt werden. Ich halte es nämlich für 
weſentlich, daß die Zahl der Vertreter in der Conſtitution feſtgeſetzt werde, 


1) $ 71. Die Volkskammer beſteht aus Abgeordneten, welche durch die nach dem Wahl- 
geſetze hiezu berechtigten Staatsbürger gewählt werden. 
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dann ſcheint mir die Zahl von 350 Mitgliedern für unſere Verhältniſſe hin- 
reichend und ſteht auch mit der Zahl der Repräſentanten in anderen Staaten 
in gleicher Proportion; ich halte es ferner nach unſeren eigenthümlichen Ver— 
hältniſſen für weſentlich nothwendig 80 Vertreter für die großen Orte zu be— 
ſtimmen, es ſprechen dafür die vielen dahin zielenden Petitionen, ſowie die 
Rückſicht auf die induſtriellen und gewerblichen Verhältniſſe. 

Der Sprecher wollte noch die weiteren Amendements zu den folgenden 
Paragraphen vortragen und begründen, allein der Vorſitzende erſuchte die 
Debatte bloß auf den § 71 zu beſchränken, nachdem in dem vorgebrachten 
Amendement zu dieſem Paragraphe ſchon zwei von dem Entwurfe abweichende 
Principien berührt werden, über welche nunmehr zu debattiren ſei. 

Die Verſammlung erklärte ſich mit dem Vorſchlage des Vorſitzers ein— 
verſtanden. 

Pinkas: Ich würdige vollkommen die vom Antragſteller vorgebrachten 
Gründe, finde es ſehr zweckmäßig, die Grundzüge des Wahlgeſetzes gleich hier 
feſtzuſtellen, und nur minder wichtige Beſtimmungen dem ſeiner Natur nach 
eher veränderlichen Wahlgeſetze zu überlaſſen; auch das vom Antragſteller be— 
antragte Princip der abgeſonderten Vertretung der größeren Orte theile ich voll— 
kommen; nur glaube ich, daß heute noch nicht die Zahlen definitiv beſchloſſen 
werden können, nachdem uns dazu die nöthigen ſtatiſtiſchen Vorlagen mangeln. 

Der Antrag des Abg. Pinkas, heute bloß über das Princip des $ 71 oder 
des Breſtel'ſchen Antrages zu beſchließen, wurde angenommen. 

Rieger: Ich bin mit dem Antrage Breſtel's nicht einverſtanden; es iſt 
vor allem nicht zweckmäßig, Beſtimmungen, welche in das Wahlgeſetz gehören, 
hier in die einzelnen Paragraphe einzuſchieben; wollten wir das thun, ſo würden 
wir lange nicht fertig. In jedem conſtitutionellen Staate gibt es ein abgeſon— 
dertes Wahlgeſetz, welches auch nach der Volkszahl und den wechſelnden Be— 
dürfniſſen variabel ſein muß; es fehlen uns auch' dazu die nöthigen Vorlagen, 
wir verlieren viele Zeit, und doch iſt es uns wünſchenswerth, bald ein Elaborat 
vor die Kammer zu bringen, damit die Welt ſieht, daß der Reichstag ein 
zeugungsfähiger Adam iſt. Es iſt nicht nothwendig die Zahl der Vertreter 
poſitiv anzugeben. Es genügt jene negative Grenze, die auch im Entwurfe 
angegeben iſt, nämlich die Beſtimmung eines Maximum als Baſis der 


Volksvertretung. Die beantragte beſondere Vertretung der größeren Orte finde 


ich undemokratiſch. Man ſoll zwiſchen den Staatsbürgern gar keinen Unterſchied 
machen, wenn man den Cenſus aufhebt, iſt durch die Städtevertretung ein 
neuer eingeführt; es wird ein Privilegium für die Städte, eine neue Ariſto— 
kratie geſchaffen, der Stadtbürger wird ſtolz auf den Bewohner des flachen 
Landes herabſehen, und doch iſt es ſo wünſchenswerth und erſt vom Fort— 
ſchritte der Cultur zu erwarten, daß ſich alle Staatsbürger als ſolche fühlen. 
Wenn wir jetzt ſo viele Bauern im Reichstage haben, ſo rührt dies nur daher, 
daß beſonders wichtige Urbarialfragen zur Entſcheidung kommen; fällt dieſer 
Grund weg, ſo wird der Bauer ſchon wiſſen, wen er zu wählen hat; man 
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braucht daher nicht beſonders für das ſtädtiſche Element zu ſorgen, auch irrt 
man, wenn man glaubt, daß das induſtrielle Element bloß in den Städten 
zu Hauſe iſt; bei uns in Böhmen iſt das factiſch falſch, z. B. in Warnsdorf, 
Nixdorf u. ſ. w. ſind 20 und mehr Fabriken, und dieſe Orte hätten nach 
Abg. Breſtel's Anſicht weniger Vertreter als die Strumpfwirker in Reichen⸗ 
berg; man bedenke nur, daß manche Fabriken gerade dort errichtet werden, 
wo ſich die Betriebskraft, z. B. Waſſer ꝛc., vorfindet, was zuweilen in ſonſt 
minder bewohnten, oft unwegſamen Orten der Fall iſt; ich ſtelle den Antrag, 
die Debatte über Breſtel's Antrag bis zur Debatte über das Wahlgeſetz zu 
vertagen. 

Cavalcabo: Ich bin nicht dafür, daß die Zahl der Vertreter hier feſt— 
geſtellt und ein Theil derſelben gleich hier, bevor wir noch ſtatiſtiſche Vorlagen 
haben, für die größeren Orte vorbehalten werde; ohne genauer einzugehen, 
könnte manche Stadt bei der abgeſonderten Vertretung durchfallen, die viel 
leicht wichtigere Intereſſen repräſentirt, als ein größerer Ort. Im Principe 
aber halte ich die Städtevertretung für nothwendig, denn wäre dies nicht ſta⸗ 
tuirt, ſo iſt das agrariſche Element zu vorwiegend, was in politiſcher Beziehung 
nicht zu wünſchen iſt. Ueber die Zahl der Vertreter genügt auch die in einem 
anderen Paragraphe des Entwurfes angegebene negative Beſtimmung, welche 
für alle Veränderungen der Bevölkerung paßt. 

Vacano: Nachdem wir bereits die Erfahrung gemacht haben, daß es 
unzweckmäßig ſei, wenn nicht die Hauptbeſtimmungen des Wahlgeſetzes in 
die Verfaſſung aufgenommen werden, ſo ſtimme ich für Breſtel; ich erinnere 
an die octroyirte Charte von 25. April und den Eindruck, den das Wahlgeſetz 
vom 10. Mai machte; es handelt ſich nicht darum, bald ein Elaborat in die 
Kammer zu bringen, wie Abg. Rieger ſagt, denn iſt dies ſchlecht, ſo würden 
uns die Völker nicht danken. Bei der beantragten Vertretung der größeren 
Orte werden nicht jede größere Stadt, ſondern nur die in einem Orte vorhan⸗ 
denen größeren Intereſſen vertreten; das widerſtreitet nicht dem demokratiſchen 
Principe, ſondern trägt den ſocialen Verhältniſſen Rechnung, was aber nicht 
geſchehen würde, wenn faſt die ganze Vertretung in den Händen des Grund— 
beſitzes iſt; ich ſtimme alſo für das Breſtel'ſche Princip. 

Goldmark: Es iſt hier ſo oft von den beſonderen Bedürfniſſen der 
Nationalitäten und Provinzen geſprochen worden, obwohl mir Niemand den 
Unterſchied klar gemacht hat, heute beliebt man die ſo in die Augen fallenden 
Bedürfniſſe der Städte zu beſtreiten; die Berückſichtigung der Bedürfniſſe der 
Städte iſt keine Bevorzugung einer Kaſte, kein Städtepatriciat, weil nicht die 
Stadt, ſondern das Bedürfniß vertreten wird. Wenn man über Zeitverluſt 
klagt, ſo bemerke ich, daß unſere Wähler nicht zufrieden ſein werden, wenn 
der Erfolg der Conſtitution von einem ſpäter zu erlaſſenden Wahlgeſetze ab— 
hängig gemacht wird. 

Pinkas: Diesmal bin ich demokratiſcher als mein Freund Rieger; ich 
frage ihn aber, wem verdanken wir es, daß wir hier ſitzen; der Erhebung 
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von Wien und Prag; wo haben wir jetzt unſeren Stützpunkt? Nur in den 
Städten; denn die Landbevölkerung würde es ziemlich gleichgültig hingenommen 
haben, wenn man uns auseinandergejagt hätte, ſeit ſie ſich an den Früchten 
der Robotbefreiung labt. Ich frage, wer iſt der Träger der Intelligenz — 
die Städte; wo wurzelt das demokratiſche Princip — in den Städten; wenn 
ich daher der Städtevertretung das Wort ſpreche, ſo geſchieht es im Intereſſe 
des demokratiſchen Elementes. Mein Freund Rieger behandelt heute das 
Princip zu ſehr vom theoretiſchen Standpunkte. Die Vermehrung der Be— 
völkerung ſteht der beantragten Feſtſetzung der Zahl der Volksvertreter nicht 
im Wege, denn ſie geht nicht ſo raſch vor ſich, jedenfalls aber kann, wenn ſie 
eintritt, durch die Reviſion der Verfaſſung, welche ja in Ausſicht geſtellt werden 
muß, abgeholfen werden. Sollte durch die erleichterte Communication, durch 
Eiſenbahnen ſich ein Theil der Landbevölkerung in die Städte drängen, ſo kann 
durch die veränderte Anzahl der von der Geſammtzahl auf die Städte zu re— 
partirenden Vertreter abgeholfen werden. Die induſtriellen Bezirke am flachen 
Lande werden nothwendig einen größeren Ort als ihr Centrum, als ihren 
Hauptabſatzort haben, und dieſe Stadt wird auch bei der Wahl der Vertreter 
auf dieſe ihr ſo nahe ſtehenden Induſtrieintereſſen Rückſicht nehmen. 

Ziemialkowsky: Als ich gewählt wurde, hat mir eine hohe Perſon 
geſagt, ich ſei kein Demokrat, weil ich kein Bauer bin. Ich ſage hingegen, daß 
nur gebildete Leute wahre Demokraten find. Wenn ich den Antrag des Breſtel 
unterſtütze, ſo geſchieht es im Intereſſe der Demokratie, weil man nur in den 
Städten demokratiſche Geſinnungen findet. Durch den Antrag Breſtel's be— 
vorzugen wir die Demokratie, und das ſind wir verpflichtet. Ich weiß nicht, 
ob es gerathen ſei, jetzt ſchon die Städte zu beſtimmen, welche einen eigenen 
Vertreter haben ſollten, aber wir können ausſprechen, wie viel von der ge— 
ſammten Vertretung auf die größeren Orte entfallen ſoll; vielleicht könnte 
man beſtimmen, auf wie viele Einwohner einer Stadt ein Vertreter entfalle, 
wodurch auch der Zunahme der Bevölkerung Rechnung getragen wird. Daß 
dieſe Beſtimmungen in die Conſtitution gehören, iſt ſchon bewieſen worden. 

Goriup: Ich vertrete zwar einen Landbezirk, aber ich ſtelle mich auf 
den neutralen Boden, wenn ich ausſpreche, daß der Breſtel'ſche Antrag prin— 
cipiell inconſequent iſt; es iſt nichts gefährlicher, als wenn ſich die Stadt— 
bevölkerung mit jener des flachen Landes als Parteien gegenüber ſtehen; das 
würde aber, trotzdem ich überzeugt bin, daß beider Intereſſen eng verſchlungen 
ſind, durch den Antrag, der eine Art Ständevertretung einführt, geſchehen. 
Conſequent könnten andere Klaſſen, vielleicht auch die Proletarier, eine abge— 
ſonderte Vertretung verlangen. Die Intelligenz iſt zwar größer in den Städ— 
ten, ſie iſt aber auch am Lande vorhanden, und verſchafft ſich immer und 
überall Geltung. 

Fiſchhof: Mir bleibt zur Vertheidigung des Breſtel'ſchen Antrages nur 
mehr wenig zu ſagen übrig. Man hat auf das Proletariat, auf ſociale Ge— 
brechen hingewieſen. Ich frage nun, wer kennt dieſe Gebrechen beſſer als die 
Springer, Protokolle. 12 
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Städtebevölkerung? Wir wollen nicht zwei Intereſſen feindlich einander gegen 
über ſtellen, ſondern nur für die Städte eine etwas ſtärkere Vertretung, als 
bloß nach Maßgabe der Bevölkerung einführen; ich verweiſe auf das von Pine 
kas und Ziemialkowsky Geſagte und bemerke nur noch, daß der Bauer, der 
ſeit der Aufhebung der Unterthansverhältniſſe wenig Intereſſe mehr am Reichs 
tage hat, höchſt wahrſcheinlich künftig ſeinen früheren Gutsherrn wählen wird; 
da bekämen wir eine Maſſe Edelleute in den Reichstag, welche unter dem Vor— 
wande, Agriculturintereſſen zu vertreten, ariſtokratiſche Tendenzen verfolgen. 

Laſſer: Daß die Grundzüge des Wahlgeſetzes in die Conſtitution auf— 
genommen werden, finde ich ſehr nothwendig; durch das Breſtel'ſche Amen— 
dement wird vorzugsweiſe der vage Ausdruck des Entwurfes § 72 mit Be 
rückſichtigung der ſtaatsbürgerlichen Intereſſen beſchränkt. Ueber die Feſtſetzung 
einer beſtimmten Zahl von Abgeordneten kann ich mich nicht beſtimmt aus— 
ſprechen, weil ich dazu ſtatiſtiſche Tabellen brauche, aber ich theile das Princip; 
die Zunahme der Bevölkerung ſchreckt mich nicht, denn das trifft alle Provinzen 
gleich. Für die Bevorzugung der Städte als ſolche kann ich nicht ſtimmen; 
denn der größere oder kleinere Ort entſcheidet nicht, mir iſt das Intereſſe die 
Hauptſache; der Grund, warum ich dafür ſpreche, iſt der, damit nicht die Agri— 
culturintereſſen allein oder doch vorzugsweiſe den Ausſchlag bei den Wahlen 
geben, ſondern in der Intelligenz und den größeren Intereſſen der Städtebe— 
völkerung ein Gegengewicht zu finden iſt. Der Bauer wird conſervativ, wenn 
er mit der Robotfrage fertig iſt. Ich ſuche die Demokratie in der Herrſchaft 
des vernünftigen Willens der Mehrheit, und deshalb will ich, daß die Intelligenz 
darauf rechnen könne, in den Reichstag gewählt zu werden. Wenn in Leito— 
miſchl jetzt eine Intelligenz zum Vertreter gewählt wurde, ſo freut mich das 
für Böhmen, alſo dort hat die Slovanska Lipa das ihrige gethan; in Ober- 
öſterreich hingegen wurde ſtatt des Dr. Fiſcher !) ein Bauer in den Reichstag 
geſchickt. Ich weiß es beſtimmt, das Vertrauen des Bauers iſt klein, erſtreckt 
ſich nur auf wenige Perſonen, ſein Mißtrauen hingegen iſt groß und allgemein; 
deshalb will ich, daß dem Agriculturintereſſe ein Gegengewicht gegenüber geſtellt 
wird, aber dieſes ſuche ich nicht in der Städtevertretung, ſondern in der Aus— 
ſcheidung einer gewiſſen Zahl von Vertretern, welche auf die einzelnen Provinzen 
zur Vertretung des Gewerbs- und Handelsſtandes, nicht nach Orten, ſondern 
nach Gruppen repartirt werden; zugleich ſtelle ich den Antrag, die Fünfer— 
commiſſion zu beauftragen, uns zur Durchführung dieſes Principes ein Project 
vorzulegen. 

Strobach: Sowohl die abſolute Zahl der Vertreter als auch die Be— 
ſtimmungen über das active und paſſive Wahlrecht ſoll in die Conſtitution 
aufgenommen werden. Für das Wahlgeſetz genügt es, die Wahlmanipulation 
zu normiren; ich bin ebenſo Demokrat wie mein Freund Rieger, ſtimme aber 


1) Der Abg. Alois Fiſcher, Salzburger Advocat, war im December 1848 zum Statt- 
halter von Salzburg ernannt worden und in Folge deſſen aus dem Reichstage ausgetreten. 
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doch für die Städtevertretung; Rieger will bloß nach der Volkszahl die Ver— 
tretung feſtſetzen, aber es gibt neben der abſoluten Größe der Volkszahl noch 
eine relative, nach der Größe der Intereſſen, welche eine Bevölkerung reprä— 
ſentirt; dieſe dynamiſche Größe muß ebenfalls berückſichtigt werden. Man hat 
bei uns häufig darauf hingewieſen, daß manche Zweige, z. B. Militär ꝛc., nicht 
vertreten ſind; dies kann nur in den Städten ausgeglichen werden, welche 
mehrere Vertreter zu wählen haben. Ich verweiſe auf das vom Abg. Pinkas 
Geſagte und erinnere meinen Freund Rieger, der ſo oft droht Revolution zu 
machen, daß in den Junitagen nicht das Landvolk, ſondern die Nationalgarde 
der Städte den Pragern zu Hülfe eilte. Ich will Revolutionen beſeitigen, 
daher ſuche ich die Städte zu befriedigen, auch erinnere ich ihn, daß der Ent— 
wurf der Verfaſſung für Böhmen ebenfalls das Verhältniß der bloßen Volks— 
zahl zur Dichtigkeit derſelben berückſichtigt und die Städte bei der Vertretung 
bevorzugt hat; und doch iſt dieſer Entwurf vom Nationalausſchuſſe ausge- 
gangen, der gewiß die Stimme des Volkes des Königreiches Böhmen reprä— 
ſentirte. 

Goldmark: Das Princip der Demokratie liegt in der Berückſichtigung 
der Volkszahl und iſt alſo ſomit durch die Vertretung der größeren Orte nicht 
verletzt, wohl aber durch den Antrag Laſſer's, der zuletzt zu einer Vertretung 
der einzelnen Standesintereſſen führt. Goriup meint, man ſolle nicht neue 
Intereſſen provociren; allein ich frage, kann man ſie ignoriren, wenn ſie vor— 
handen ſind? 

Halter: Ich bin für einen Cenſus, wir haben doch einen Cenſus des 
Geſchlechtes, des Alters, und ſomit dürfen wir auch weiter gehen. Am Lande 
hat man nicht Gelegenheit, ſich mit den allgemeinen Zuſtänden bekannt zu 
machen, daher iſt es gut, den Städten einen Vorzug einzuräumen; auch iſt 
die Bearbeitung der Wähler am Lande gefährlicher als in den Städten, haben 
wir doch in Belgien die Erfahrung gemacht, wo liberale Reformen wegen der 
zu conſervativen Geſinnung des Landvolkes nicht durchdringen konnten; ich 
wünſche alſo die Städtevertretung im Intereſſe des liberalen Principes, die 
Stadtbevölkerung, welche vom Lande lebt, wird ſtets auch für das Intereſſe des 
Landvolkes ſorgen, aber nicht umgekehrt. 

Pinkas: Ich muß mich entſchieden gegen das Laſſer'ſche Amendement 
ausſprechen, nachdem es zur Folge hätte, daß alle einzelnen Stände eine beſondere 
Vertretung beanſpruchen könnten; ich habe nur im Intereſſe der Freiheit für 
eine Bevorzugung der Städte, welche der Sammelpunkt der Freiheitsideen 
ſind, geſtimmt. ü 

Rieger: Man hat geſagt, die Städte werden das Landvolk nicht ver— 
kürzen. Dafür habe ich noch keinen Beleg, wohl aber von der umgekehrten 
Annahme, denn die Bauern in unſerem Reichstage haben doch nur Städte— 
vertreter in den Ausſchuß geſendet. Man ſagt, die Intereſſen der Städte und 
des flachen Landes divergiren, daher müſſe eine ſpecielle Vertretung ſtattfinden; 
dann müſſen Sie aber conſequent jedem beſonderen Intereſſe die Vertretung 
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zugeſtehen, oder die geſammte Vertretung in Stadt- und Landcurien vertheilen. 
Glauben Sie wirklich die Induſtrie bloß in Städten zu finden? gibt es nicht 
große Städte, die ſich mit der Agricultur beſchäftigen, und ganz kleine induſtrielle 
Orte? Wenn man ſagt, die Bauern werden künftig ihre Gutsherren, Edelleute 
wählen, ſo bemerke ich, daß der große Grundbeſitz nicht mehr bloß in den 
Händen des Adels ſein wird, wenn die Adelsprivilegien und Fideicommiſſe 
aufgehoben ſind. Die Intereſſen des Handels und der Induſtrie wollen Sie 
ſchützen, aber den großen Grundbeſitz nicht — und doch iſt Oeſterreich weſent— 
lich ein Agriculturſtaat. Sie wollen im Intereſſe der Demokratie dem Um— 
ſturzelemente der Städte eine größere Vertretung geben, aber ich ſage, das 
ſtabile Element am Lande wollen Sie prellen, obwohl die Vernunft für alle 
die gleiche Vertretung fordert. Endlich wurde von der Dynamik der Bevölkerung 
geſprochen. Ich frage aber, haben 50 000 Menſchen mehr Rechte, weil ſie 
auf einem kleineren Raume wohnen. Wenn Sie das einführen, ſo ſtabiliſiren 
Sie die Ungleichheit der Kaſten, und müſſen conſequent alle Stände vertreten. 
Man meint, in den Städten würden alle verſchiedenen Elemente vertreten wer— 
den, z. B. Militär, Geiſtliche würden dort gewählt werden. Das iſt unrichtig; 
das Volk wird überall ſeine Leute kennen lernen, ein jeder Landbezirk iſt ſtolz, 
wenn er einen tüchtigen Vertreter gewählt hat, ob er ſpeciell nun dieſem oder 
jenem Stande angehört. Man ſagt, in den Städten ſammle ſich Intelligenz; 
allein iſt die Intelligenz deshalb das Städteelement? Wir Böhmen wären nach 
Ihrem Antrage am beſten daran, weil wir die meiſten Städte haben; Sie müßten 
uns wenigſtens 1/3 von den 80 Städtevertretern zuweiſen; aber nehmen Sie den 
Antrag nicht an, denn ſonſt werfen Sie den Zwietrachtsapfel in die Kammer. 

Laufenſtein: Es handelt ſich um die Frage, ſoll die Bevölkerung allein 
oder auch die Intelligenz als Wahlprincip aufgeſtellt werden; ich halte das 
letztere für zweckmäßiger im Intereſſe der Demokratie, denn leider wird am 
Lande immer ariſtokratiſch gewählt, und dort iſt dies nicht durch Intelligenz 
gemildert. 

Scholl: Ich theile die Anſicht Rieger's, denn nur dieſe iſt conſequent, 
wenn man eine wahre Volksvertretung beabſichtigt; das Volk iſt die Geſammt— 
heit der Staatsbürger, ohne zwiſchen plebs und populus zu unterſcheiden, 
vor dem Geſetze ſind alle Staatsbürger gleich, dieſe Gleichheit würde durch 
Breſtel's Antrag verletzt, auch wurde die Vertretung von Specialintereſſen durch 
den § 50 ausgeſchloſſen. 

Kautſchitſch: Der $ 72 des Entwurfes enthält das Breſtel'ſche Prin— 
cip, nur zu wenig ſcharf markirt. Das Reich ſoll als ein organiſches Ganzes 
vertreten werden, dazu gehört aber auch die Intelligenz der Städte, die Agri— 
cultur iſt todt ohne Induſtrie, letztere iſt aber bloß in großen Orten concen— 
trirt; daß die Induſtrie die Agricultur nicht zu Grunde richten wird, liegt in 
der überwiegenden Anzahl jener, welche der Agricultur ſich widmen müſſen; 
einem materiellen Körper aber ſoll nie ein Uebergewicht über einen geiſtigen 
gegeben werden. Die Zahl der Deputirten der größeren Orte möchte ich aber 
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nicht ſo fix ausſprechen, daß eine Zunahme der Bevölkerung nichts daran 
ändern könnte; allenfalls ein Minimum feſtſetzen, welches in den größeren 
Orten einen Vertreter bedingt. 

Breſtel: Das Princip meines Antrages wurde ſchon vertheidigt. Ich 
habe nur auf die Angriffe zu antworten. Man findet darin eine Verletzung 
des demokratiſchen Princips, aber ich glaube, daß man im politiſchen Leben die 
Conſequenzen nicht ſo wie in der Studirſtube ziehen darf. Man ſoll die 
Conſequenzen nicht ſo weit treiben, daß man durch die Conſequenzen das Prin— 
cip ſelbſt conſumirt; fie werden z. B. die Freiheit der Kirche nicht fo weit 
treiben wollen, daß dadurch die kirchliche, die politiſche Freiheit untergeht; eben— 
ſo iſt es bei dieſer Frage der Fall; dann gibt es eine Ariſtokratie, die Sie nie 
todtſchlagen können, das iſt die Ariſtokratie der Intelligenz, und die können Sie 
getroſt anerkennen. Man ſagt, mein Princip verſtoße wider den Grundſatz, 
daß alle Staatsbürger vor dem Geſetz gleich ſind; ich hoffe, dieſer Grundſatz 
wird im Wahlgeſetze ſeinen Ausdruck finden und dort für alle Staatsbürger 
das Wahlrecht ſtatuirt; die größere Vertretung der Städte aber iſt dieſem 
Principe nicht ſchädlich, da wir den Grundſatz aufſtellten, daß kein Deputirter 
ein Specialintereſſe, ſondern alle das ganze Reich vertreten. Man meint, die 
einzelnen Provinzen werden verkürzt; z. B. Böhmen müßte wenigſtens 1/3 
dieſer 80 bekommen, allein ſo habe ich die Vertheilung der 80 nicht verſtanden, 
man ſoll nicht auf die Zahl der Städte, ſondern auf die Provinz im Ganzen 
Rückſicht nehmen, und gerade dort, wo die Induſtrie nicht fortgeſchritten iſt, 
müſſen die Städte beſſer bedacht werden, um der Induſtrie auf die Beine zu 
helfen. Ich halte es ferner für abſolut nothwendig, die Zahl der Deputirten 
der größeren Orte zu fixiren, ſonſt haben wir bei jedem Reichstage einen neuen 
Kampf; dann ſoll dadurch einer leichtſinnigen Veränderung ein Damm geſetzt 
werden. Die Vermehrung der Bevölkerung kann mich nicht an meinem Antrage 
hindern; denn ich wünſche ja, daß 270 Vertreter nach der Volkszahl vertheilt 
werden, was auf lange Zeit genügen wird, bis durch eine bedeutende Zunahme 
der Volkszahl eine neue Repartition durch ein neues Wahlgeſetz nothwendig wird. 

Pfretſchner: Nachdem alle Argumente für die Städtevertretung er— 
ſchöpft ſind, habe ich nichts mehr zu ſagen; nur bemerke ich, daß, wenn der 
Bauer nach Erledigung der Urbarialfragen conſervativ wird, er auch reactionär 
werden kann, wenn er in die Hände der Pfaffen kommt. 

Mayer: Die Fünfercommiſſion iſt von der Anſicht ausgegangen, daß 
die Grundlineamente des Wahlgeſetzes in die Conſtitution aufgenommen werden 
müſſen; in Anerkennung der Schwierigkeit aber, hier das Rechte zu treffen, 
hat ſie ſich beſchränkt, die Volkszahl und die Berückſichtigung aller ſtaatsbürger— 
lichen Intereſſen als Baſis der Vertretung aufzunehmen, im übrigen aber auf 
das Wahlgeſetz zu weiſen; nachdem der Antrag Breſtel's von dem gleichen Stand— 
punkte ausgeht und nur hier gleich eine deutlichere Textirung bezweckt, ſo füge 
ich mich demſelben willig. Ich danke der Verſammlung, daß das Princip der 
Vertretung der Intelligenz des Volkes, wobei das Volk nicht bloß als eine 


182 Sitzung am 12. Februar 1849. 


Herde angeſehen wird, ſo große Anerkennung gefunden hat. Darin liegt die 
Vertretung des Volkes als eines organiſchen Ganzen, die Gleichheit vor dem 
Geſetze bedingt ja die Berückſichtigung aller Intereſſen, und ſomit auch der 
Städte als der Wiege der Demokratie. Schlagen Sie den Kopf ab, und Sie 
haben den menſchlichen Körper gemordet; ſchließen Sie durch eine zu weit ge— 
triebene demokratiſche Conſequenz die Intelligenz aus, und Sie find der größte 
Feind der Demokratie, durch die Vertheidigung des bloß numeriſchen Uebergewichtes 
haben Sie der Demokratie das Grab gegraben. Es iſt klar, daß bei der Ber 
tretung nach der Volkszahl die ackerbauende Klaſſe das Uebergewicht hat, und 
als Folge ſtellt ſich eine neue noch gefährlichere Ariſtokratie, die Ariſtokratie 
der Bauern heraus. Ich finde in dem Breſtel'ſchen Antrage durchaus nicht, 
daß dadurch die geſammte Bevölkerung in zwei feindliche Lager geſchieden wird, 
auch jetzt iſt der Reichstag auf derſelben Baſis zu Stande gebracht, und ſtehen 
ſich hier Stadt- und Landvertreter feindlich gegenüber? nein, nur künſtlich 
könnte ein ſolcher Zwieſpalt hervorgebracht werden, wie es leider ſchon mit den 
Nationalitäten geſchehen iſt. Ganz richtig wurde von der Dynamik der Volks- 
zahl geſprochen, den Städten wird es überlaſſen bleiben, beſondere Speciali— 
täten in den Reichstag zu bringen, die am Lande unberückſichtigt bleiben; wo 
Zink und Kupfer getrennt ſind, werden ſie keine galvaniſche Strömung her— 
vorbringen, in den Städten wird die öffentliche Meinung dieſe galvaniſche 
Berührung ſein. Man meint, es ſei dies eine Vertretung nach Ständen; 
allein haben wir denn eine abgeſchloſſene Städtebevölkerung, wenn Sie ſich die 
Freizügigkeit gegenwärtig halten? Man hat auch geſagt, das Stabilitätselement 
werde zu Gunſten des Bewegungselementes geprellt; allein wenn man nur 
ein Viertel der Vertretung den größeren Orten zuweiſt, iſt da die Landbevöl— 
kerung ſchon im Nachtheile? Bei der Vertretung bloß nach Köpfen iſt gar 
kein Element berückſichtigt. Wenn die Volkskammer die öffentliche Meinung 
repräſentiren ſoll, ſo iſt es nothwendig, daß ſie durch die Vertreter der größe— 
ren Orte ihre Träger findet. Ich trete daher dem Antrage Breſtel's bei, nur 
wünſche ich, daß ein aliquoter, kein fix beſtimmter durch Zahlen ausgedrückter 
Theil der Vertretung der größeren Orte vorbehalten bleibe. 

Bei der Abſtimmung wurde von der Majorität beſchloſſen: 1. daß die 
Geſammtzahl der Vertreter in die Conſtitution aufgenommen werde; 2. daß 
hievon ein Theil für die Vertretung der größeren Orte ausgeſchieden werde. 

Ueber den Antrag des Abg. Pinkas wurde Abg. Breſtel mit der Aus— 
arbeitung des ſuspendirten Paragraphen nach den angenommenen Principien 
beauftragt. 
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Breſtel: Die von mir benutzten ſtatiſtiſchen Tabellen der Auftria ent 
halten nur die öſterreichiſche Bevölkerung von 1845; ſchlägt man einen 3% 
Zuwachs hinzu, ſo beträgt die Bevölkerung der in unſerem Reichstage vertre— 
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tenen öſterreichiſchen Länder ca. 18 000 000 Menſchen. Hievon entfallen gegen 
1200 000 auf die Städte und 16 800 000 aufs Land. Gibt man letzteren 
270 Deputirte, fo kommt ein Deputirter auf 62000 Seelen. Die 80 Städte- 
vertreter könnte man nach zweifacher Rückſicht repartiren, entweder nach der 
Größe der ſtädtiſchen Bevölkerung oder nach der Bevölkerung der ganzen 
Provinz. Im erſten Falle wären gewiſſe Provinzen, wie Niederöſterreich, zu 
ſehr begünſtigt, im zweiten zu ſehr benachtheiligt. Um dies zu vermeiden 
möchte ich 40 Städtevertreter nach der Geſammtbevölkerung und die anderen 
40 nach der Induſtrialbevölkerung repartiren. 


Hiernach entfielen auf: 
Oeſterreich unter der Enns 16 Land- und 20 Induſtrialdeputirte, 


si ob der Enns 1 CETO x 
Steiermark TRI 3 5 
Kärnthen und Krain 1 SSR . 
Küſtenland 1 3 n 
Böhmen 1 E 5 
Mähren und Schleſien 39 118 5 
Galizien 88 COMO 1 
Dalmatien . 1 Ri 
Tirol 1 SE È 


Strobach: Da uns officielle Daten über die Bevölkerung fehlen, fo 
beantrage ich, das Miniſterium um Mittheilung der genaueſten ſtatiſtiſchen 
Tabellen über die öſterreichiſche Land- und Städtebevölkerung zu erſuchen, und 
bis zu deren Einlangen die Berathung über dieſen Gegenſtand zu ſiſtiren. 

Goriup: Sollte der Breſtel'ſche Antrag angenommen werden, ſo wünſche 
ich, daß die Städtevertretung nach dem Maßſtabe unſeres proviſoriſchen Wahl— 
geſetzes gewählt werde. Nach Breſtel würden die Städte zu ſehr bevorzugt. 

Breſtel ſtellt nun den Antrag, daß die Volkskammer aus 280 Land: 
und 80 Städteabgeordneten zu beſtehen habe. 

Halter: Ich will nur auf die Bemerkung Goriup's erwidern, daß die 
Städte die Freiheit, ſomit auch das Wahlrecht ſich eroberten, daher die 270 
Landabgeordneten ein Gnadengeſchenk fürs Land ſind, welches ſie den Städten 
verdanken. 

Filippi: Da der Handel Dalmatiens bereits nicht unbedeutend iſt, von 
nun an aber gewiß zunehmen wird, ſo glaube ich für daſſelbe wenigſtens drei 
Induſtrialdeputirte vindiciren zu ſollen. 

Rieger: Gibt man den Städten 80 Abgeordnete, dann verlange ich 
360 Abgeordnete in die Volkskammer, damit doch wenigſtens 280 hievon auf 
das Land entfallen. 

Es wäre übrigens genug, den Städten 60 Abgeordnete zu laſſen, weil ſie 
auch dann noch mehr bevorzugt ſind, als jetzt, wo ſich bloß 53 Städteabgeord— 
nete in der Kammer befinden. 
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Breſtel: Ich bin mit den vom Abg. Rieger beantragten 360 Abgeord— 
neten einverſtanden, beſtehe aber darauf, daß 80 hievon den Städten bleiben, 
was ſich, ſobald wir genaue ſtatiſtiſche Daten beſitzen werden, als ein richtiges 
Verhältniß herausſtellen wird. 

Cavalcabo: Ich muß mich gegen die Feſtſetzung der Zahl der Volks- 
vertreter in der Verfaſſungsurkunde erklären und würde dies einer künftigen 
Wahlordnung überlaſſen. Um die Anzahl der Städtevertreter zu fixiren, 
müßten wir ein Verzeichniß der eine ſpecielle Vertretung genießenden Orte 
haben; es ſoll übrigens daſelbſt nicht fo ſehr die Induſtrie als die höhere In— 
telligenz vertreten werden. 

Goldmark: In die Conſtitution gehört die Angabe der Anzahl der Volks— 
vertreter, deren Subrepartition gehört in die Wahlordnung. Wir müſſen jetzt 
das Verhältniß der Land- zur Stadtvertretung feſtſetzen, weil wir ſonſt gegen 
das geſtern angenommene Princip verſtießen; doch möchte ich, daß wir uns die 
fraglichen ſtatiſtiſchen Daten nach Strobach's Antrage zu dem Zwecke verſchaffen, 
um dieſelben bei dem Entwurfe eines Wahlgeſetzes benutzen zu können. 

Mayer: Die zwei Anträge Strobach's und Breſtel's laſſen ſich ſehr gut 
vereinigen, ſobald wir bloß den Modus der Repartition der Stadt- und 
Landvertreter hier ausſprechen. Die ſtatiſtiſchen Daten werden wir nicht ſobald 
erhalten, und doch wollen wir mit unſerem Conſtitutionsentwurfe noch in 
dieſem Monate fertig werden. Ich beantrage daher folgende Faſſung des $ 71: 

„Die Volkskammer beſteht aus 360 Abgeordneten, wozu die im Wahlgeſetze 
zu beſtimmenden größeren Orte 80, die übrige Bevölkerung aber 280 Abge— 
ordnete zu ſenden haben.“ 

Der Vorſitzende brachte nun den Abänderungsantrag Goldmark's, daß 
nämlich die von Strobach beantragte Vertagung auf das ſeiner Zeit zu ent— 
werfende Wahlgeſetz beſchränkt werde, zur Abſtimmung. Die Majorität ſprach 
ſich für dieſen Antrag Goldmark's, ſowie für das Amendement Mayer's zu 
§ 71 aus. 

Gegen das letztere waren die Abg. Cavalcabo, Krainz, Laſſer, Ratz, Scholl 
und Strobach. 

Der $ 71 lautet nun wie das Amendement Mayer's, nur wurden noch 
die Worte: „ſammt Weichbild“ nach dem Worte: „Orte“ über Rieger's Antrag 
eingeſchaltet. 

Es wurden nunmehr die Erforderniſſe der activen Wahlfähigkeit als $ 72 
in Berathung gezogen.!) 

Breſtel: Mein Amendement zu § 72 lautet: „Das Wahlrecht gebührt 
jedem majorennen öſterreichiſchen Staatsbürger, der ſich im Vollgenuſſe ſeiner 
ſtaatsbürgerlichen Rechte befindet, und der des Leſens und Schreibens kundig 


1) § 72. Das Wahlgeſetz beſtimmt die Vertretung in der Volkskammer nach der Volks— 
zahl und mit der Berückſichtigung aller ſtaatsbürgerlichen Intereſſen. 
Dieſe Zahl darf das Verhältniß eines Abgeordneten auf 100 000 Einwohner nicht über- 
ſchreiten. 
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iſt. Das Wahlgeſetz wird die Fälle beſtimmen, wo ausnahmsweiſe während der 
erſten 40 Jahre des Leſens und Schreibens Unkundige zur Wahl zugelaſſen 
werden können.“ 

Es wird zur activen Wahlfähigkeit in neueren Geſetzen die Selbſtändig— 
keit vorgeſchrieben Das iſt jedoch ein zu vieldeutiges Wort. Verſteht man 
darunter die Großjährigkeit, dann iſt nichts dagegen einzuwenden; wohl wäre 
ich aber dagegen, ſobald man den Fabriksarbeitern, Geſellen u. ſ. w. die Selb- 
ſtändigkeit beſtreiten wollte. Eine Ausſchließung vom activen Wahlrechte ohne 
wichtigen Grund iſt eine Ungerechtigkeit. Die Wahl von zwei oder drei ſoge— 
nannten Proletariern in den Reichstag iſt noch kein Unglück. Daß ſie aber 
daſelbſt ihre Vertreter haben, iſt für die Achtüng und Stabilität der Geſetze 
wichtig. Im Reſultate der Abſtimmung der Kammer machen ihre Vertreter 
keinen Unterſchied, wohl aber hat das Geſetz in ihren Augen einen größeren . 
Werth, bei dem ihre Vertreter mitgewirkt haben. Ich bevorworte daher ihre 
Zulaſſung zur Wahl nicht aus Radicalismus, ſondern im Intereſſe der Ord— 
nung, der Stabilität der Geſetze. 

Fiſchhof: Dieſen Bemerkungen muß ich noch das Beiſpiel Englands 
beifügen. Die Chartiſten- und Repealbewegung wird über kurz oder lang eine 
Revolution hervorbringen, weil die Regierung ihre Forderungen nicht berück— 
ſichtigt. Das Erforderniß des Leſens und Schreibens könnte in Galizien, wo 
nur Beamte und Geiſtliche, dann die Gutsherrn leſen und ſchreiben können, 
einen neuen Volksaufſtand erzeugen. 
— Soriup: Ich bedauere, daß man hier von der ſo feierlich proclamirten 
Demokratie abgehen will. Da die Proletarier zu den Staatslaſten beitragen, 
fo will ich ſie, wie Breſtel, vom Wahlrechte nicht ausſchließen. Doch iſt der 
von ihm beantragte Cenſus des Leſens und Schreibens eine Ungerechtigkeit 
für das Landvolk, da dieſe Unkenntniß nicht ſeine Schuld iſt; denn in Ge— 
birgsgegenden, wo weit und breit keine Schulen ſind, konnte der Landmann 
ſeine Kinder nicht in die Schule ſchicken, und mußte doch in ſeiner Steuer— 
quote zur Erhaltung der Schule beitragen; ich würde daher dieſen Paſſus, 
das Leſen und Schreiben betreffend, aus dem Breſtel'ſchen Amendement 
auslaſſen. 

Rieger: Das Amendement Breſtel's enthält zwei Anträge: 1. den des 
allgemeinen Wahlrechtes; 2. den, alle diejenigen auszuſchließen, welche nicht 
leſen und ſchreiben können. Darin liegt ein großer Widerſpruch. Die fran— 
zöſiſchen Bauern ſind gewiß gebildeter, als die unſeren, und doch können die 
wenigſten daſelbſt leſen und ſchreiben, deſſen bei uns in Böhmen faſt alle 
Bauern kundig ſind. 

Die Vertretung Galiziens iſt wohl jetzt eine liberale, das kommt jedoch 
bloß daher, weil dort ſeit Jahren eine Bewegung von national-politiſcher Na— 
tur herrſcht. 

Wolle man nun alle Bauern, die nicht leſen und ſchreiben können, von 
der activen Wahlfähigkeit ausſchließen, ſo würden meiſt reactionäre Wahlen zu 
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Stande kommen; denn der polniſche Adel iſt nur ſcheinbar liberal, im Herzen 
jedoch reactionär geſinnt. 

Bei indirecten Wahlen könnte man wohl die Kenntniß des Leſens und 
Schreibens von den Wahlmännern fordern, nicht aber von jedem Urwähler 
bei directen Wahlen. Ich bin mit Breſtel für die unbedingte Wahlfähigkeit, 
aber nicht mit ſeiner diesfälligen Argumentation einverſtanden. Sie trägt 
nach meiner Ueberzeugung nichts zur Stabilität der Geſetze bei, denn die große 
Maſſe der Nichtbeſitzenden iſt meiſt, ohne einer Aufhetzung zu bedürfen, un⸗ 
gerecht und communiſtiſch. Die Proletarier werden Gleichgeſinnte und Ge⸗ 
noſſen ihrer Beſtrebungen. wählen, womit nicht die Stabilität der Geſetze, 
ſondern der Umſturz gewinnt. Trotzdem bin ich für ihre Zulaſſung. 

Hein: Ich würde von jedem activen Wähler verlangen, daß er ſeinen 
Namen und den des Gewählten ſchreiben kann. Wenn nicht alle unſere 
Bauern leſen und ſchreiben können, ſo verdient deshalb die Regierung noch 
keinen Vorwurf; denn es exiſtiren bei uns mehr Dorfſchulen als in irgend 
einem Lande. Die politiſche Reife der franzöſiſchen Bauern, die Abg. Rieger 
ſo ſehr rühmt, iſt übrigens auch nicht ſo bedeutend, das hat ſich bei der letzten 
Präſidentenwahl erwieſen. Rieger meint ferner, daß am Lande nur die Reichen 
leſen und ſchreiben können; ich gratulire dem Lande Böhmen, dort müſſen faſt 
alle Bauern reich ſein, da HE nach Rieger faſt alle leſen und ſchreiben können. 
Für den Beginn des politiſchen Lebens kann ich kein allgemeines Wahlrecht 
wünſchen; denn die nichts haben, ſomit auch keine Steuer zahlen, ſind den 
politiſchen Umtrieben viel zugänglicher als andere. Wollte man die Demo 
kratie in jeder Beziehung durchführen, ſo müßte man auch die Frauen zur 
Wahl zulaſſen. Ich ſtelle das Amendement: „Jeder großjährige Staatsbürger, 
der eine directe Steuer zahlt, ſowie jene, die ein beſteuertes Object gemiethet 
oder gepachtet haben, beſitzen das active Wahlrecht.“ 

Laſſer: Da ich ſo ſpät zu Worte komme, ſo habe ich den doppelten 
Nachtheil, daß meine Vorredner die beſten Argumente mir vor der Naſe weg— 
geſchnappt haben, und die Aufmerkſamkeit bereits erſchöpft iſt. Den Cenſus 
der Intelligenz wünſche ich wohl für die paſſive, ich kann ihn aber nicht auch 
für die active Wahlfähigkeit zulaſſen. Ich möchte die in der Schule angelernte 
Geſcheitheit vom geſunden Menſchenverſtande unterſcheiden, den letzteren brauchen 
wir am meiſten im Reichstage. Ich bin für directe Wahlen mit Cenſus, aber 
nicht nach der Anſicht Hein's, der bloß die direct Beſteuerten zulaſſen will. 
Wollte man das Wahlrecht auch aufs Proletariat ausdehnen, dann müßte ich 
mich gegen die Städtevertretung erklären. Das Raiſonnement Breſtel's wäre 
richtig, ſobald ſchon eine allgemeine Achtung vor dem Geſetze bei uns herrſchte; 
davon ſind wir aber leider noch ſehr weit entfernt. Ich würde daher das 
active Wahlrecht allen ſelbſtändigen Staatsbürgern, das iſt allen denjenigen 
einräumen, welche nicht Tag- oder Wochenlohn oder eine Armenunterſtützung 
aus öffentlichen oder Gemeindemitteln beziehen. 

Laufenſtein: Ich muß mich gegen die Ausſchließung derjenigen vom 
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activen Wahlrechte erklären, welche nicht leſen und ſchreiben können. Da— 
durch würde den meiſten Landleuten der Provinz, die ich vertrete, das active 
Wahlrecht entzogen. Es iſt nicht die Schuld des Bauers, daß die Land— 
ſchulen bisher ſchlecht und nicht in gehöriger Anzahl vorhanden waren. 
Der Antrag Hein's, nur diejenigen zuzulaſſen, die ihren und des Gewählten 
Namen ſchreiben können, iſt nicht wohl ausführbar, weil ſich jede Wahlcom— 
miſſion erſt die Ueberzeugung verſchaffen müßte, daß der Wahlmann wirklich 
ſeinen und des Gewählten Namen ſchreiben kann. Ohne einen Cenſus der 
directen Steuer anzunehmen, möchte ich doch nicht die Dienenden zum activen 
Wahlrechte zulaſſen, weil dies nur ein Mittel wäre, den Dienſtherrn die 
Stimmen ihrer Dienſtleute zu Dispoſition zu ſtellen. Ich ſtelle daher das 
Amendement: „Zum activen Wahlrechte ſollen alle, welche ſelbſtändiges Fa— 
milienrecht genießen und nicht eine Betheilung aus Armenfonds erhalten, 
zugelaſſen werden.“ 

Breſtel: Der Grund eines jeden Cenſus iſt die Befürchtung, daß ge— 
wiſſe Staatsbürger nicht hinreichende Bildung beſitzen, ſomit ein Mißbrauch 
des activen Wahlrechtes zu befürchten ſteht. 

Dies iſt aber bei denjenigen am meiſten der Fall, welche weder leſen noch 
ſchreiben können. Dieſe Kenntniß iſt die erſte Stufe jeder weiteren Bildung 
und für Jedermann erreichbar. In der ſpaniſchen Verfaſſung von 1812 iſt 
dieſelbe Beſtimmung enthalten, und doch ſtand damals das ſpaniſche Volk noch 
auf einer ſehr geringen Bildungsſtufe. Rieger's Bemerkung bezüglich Gali— 
ziens iſt keine ſtichhaltige Einwendung gegen mein Amendement, in welchem 
eine Ausnahme für die erſten 40 Jahre und für ſolche Bezirke, in welchen 
nicht einmal die Hälfte der Bevölkerung leſen und ſchreiben kann, vorgeſehen 
iſt. Die von mir beantragte Beſtimmung wird ein Sporn zur Erlernung des 
Schreibens und Leſens ſein. Dies Erforderniß bei der paſſiven Wahlfähigkeit 
in der Verfaſſungsurkunde auszuſprechen, wäre ein Spott, den wir ganz Oeſter— 
reich anthäten. 

So lange man diejenigen, die keine directen Steuern zahlen, zum Mili— 
tärdienſte zwingt, ſo lange kann man ſie vom activen Wahlrechte nicht aus— 
ſchließen, denn die Wehrpflicht iſt auch eine Steuer, ich möchte ſie die Blut— 
ſteuer nennen. Wollte man die Weiber zulaſſen, weil ſie an den Staatslaſten 
Theil nehmen, ſo müßte man aus gleichem Grunde auch die Kinder und 
Narren zulaſſen. Die franzöſiſchen Februarſtürme ſind trotz des Cenſus ge— 
kommen. Die Proletarier werden kaum einen der ihrigen, wohl aber ſolche 
Männer wählen, von denen ſie eine beruhigende Vertretung erwarten. Ihre 
Ausſchließung iſt nicht bloß ungerecht, ſondern auch in ſocialer Hinſicht ſtörend 
und gefährlich. Die ſociale Frage iſt der ſauere Apfel, in den wir einmal 
beißen müſſen. Der Cenſus der directen Beſteuerung iſt der gehäſſigſte, weil 
er dem Häusler die active Wahlfähigkeit gibt, hievon aber den gebildeten Fabriks— 
arbeiter, der ſich jährlich 4— 800 fl. erwirbt, jo auch den Dr. med. aus- 
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Ziemialkowsky: Obwohl ich einer Partei angehöre, der man den prak— 
tiſchen Sinn abſpricht, ſo muß ich mich doch für das Amendement Breſtel's 
eben deshalb erklären, weil ich es für ganz praktiſch halte. Iſt es ſchwer oder 
unmöglich, einen gerechten Cenſus einzuführen, ſo verzichten wir lieber ganz 
auf ihn. Rieger wirft dem polniſchen Adel reactionären Sinn vor, ich halte 
ihn doch noch für liberaler als den böhmiſchen Adel. In Galizien haben wir 
wohl keine ſehr großen Städte, dagegen aber viele Marktflecken, deren Bewohner 
alle leſen und ſchreiben können, was auch unter den Bauern nicht gar ſo ſelten. 
Das Amendement Breſtel's, in dem auch ein Sporn zur Bildung liegt, be— 
ſeitigt die gröbſten Wahlumtriebe, wo nämlich den Bauern Namen auf ihre 
Stimmzettel aufgeſchrieben wurden, die ſie nicht leſen konnten. 

Pinkas: Die Anträge Breſtel's ſind ſtets verführeriſch, doch ſcheint mir 
ſein heutiges Amendement etwas vorzeitig zu ſein. Unſer Proletariat iſt zwar, 
Gott ſei Dank, noch nicht ſo gefährlich; denn ſeine Demonſtrationen in Wien 
waren nur eine Treibhauspflanze der Aula. Wird das große Oeſterreich eine 
Wahrheit, ſo wird Ungarn ein gelobtes Land für unſer Proletariat. Obwohl 
ich alſo unſer Proletariat nicht fürchte, ſo kann ich doch andererſeits weder 
die Nothwendigkeit des allgemeinen Wahlrechtes, noch ſeine Conſequenzen an— 
erkennen. Wir dürfen uns hier keine Uebertreibungen zu Schulden kommen 
laſſen, und müſſen unſere Kindheit des conſtitutionellen Lebens berückſichtigen. 
Der Wahlmodus der directen Steuer iſt mir lieber als nichts. Auch iſt dies 
keine fo große Beſchränkung, beſonders bei der Ausdehnung auf den Mieth— 
und Pachtzins. Ich ſtelle daher mit meinem Freunde Strobach folgendes 
Amendement: „Das active Wahlrecht ſteht jedem öſterreichiſchen Staatsbürger 
zu, der 1. das 25. Lebensjahr erreicht hat, 2. ſich in vollem Genuſſe der ſtaats⸗ 
bürgerlichen Rechte befindet, 3. in dem Wahlbezirke ſeit ſechs Monaten wohnt, 
J. eine directe Steuer in dem Minimum, welches das Wahlgeſetz feſtſetzt, 
entrichtet, oder einen Pacht- oder Miethzins zahlt, von welchem eine directe 
Steuer im obigen Betrage entfällt.“ 

Kautſchitſch: Ich bin mit dem erſten Theile des Breſtel'ſchen Amende— 
ments nicht einverſtanden, denn bei uns zu Hauſe gibt es Bauern, die weder 
leſen noch ſchreiben können, aber doch fo ſprechen, daß man glaubt, den Hof 
rath Dolliner !) zu hören. Ich bin ebenſowenig für den Cenſus der directen 
Steuer, möchte aber von jedem Wähler fordern, daß er ſelbſtändig, das iſt 
nicht um Koſt und Wohnung diene. 

Vacano: Ich bin gegen jeden Cenſus, ſomit auch gegen den des Leſens 
und Schreibens. Die Arbeiter erhalten uns und den Staat, ſollen daher nicht 
von den wichtigſten politiſchen Rechten ausgeſchloſſen werden. Da faſt jeder 
Arbeiter Miethe zahlt, fo werden ſie auch durch das Pinkas-Strobach'ſche 
Amendement nicht beſeitigt. Wohl aber iſt die Abhängigkeit der im Haus 


1) Ein aus Krain ſtammender Rechtsgelehrter (17601839), deſſen juridiſche Schriften 
in Oeſterreich ſehr geſchätzt wurden. Er hatte hervorragenden Antheil an der Redaction des 
bürgerlichen Geſetzbuches. f ö 
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dienſtverhältniſſe und von Almoſen Lebenden ein Hinderniß, ihnen das active 
Wahlrecht einzuräumen. Ich ſtelle daher das Amendement: „Jeder öſter— 
reichiſche Staatsbürger, welcher das 24. Lebensjahr vollendet hat, in keinem 
häuslichen Dienſtverhältniſſe ſteht, und aus öffentlichen Mitteln keine Armen— 
unterſtützung erhält, iſt activ wahlberechtigt.“ 

Goldmark: Ich habe nicht erwartet, hier Vertheidiger des Wahlcenſus 
zu finden. Die Nothwendigkeit der Kenntniß des Leſens und Schreibens dürfte 
wohl eine tranſitoriſche Verfügung des Wahlgeſetzes rechtfertigen. Vom Stand— 
punkte des Rechtes muß ich mich entſchieden gegen einen Vermögenscenſus 
erklären. Worin ſoll denn diesfalls der Unterſchied zwiſchen der directen und 
indirecten Steuer liegen? Zahlt etwa der Proletarier, der bei der Halben Bier, 
die er trinkt, einen Kreuzer Verzehrungsſteuer entrichtet, keine Steuer? Das 
Wort ſelbſtändig iſt zu unbeſtimmt, genügt alſo nicht. Das Wiener Prole— 
tariat iſt übrigens kein Erzeugniß der Märztage. In Hernals und Lerchenfeld 
beſtand es ſchon früher, trat aber dann erſt ans Licht. 
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An der Tagesordnung wäre die Fortſetzung der geſtrigen Debatte über 
den $ 72. 

Fiſchhof bemerkt, man habe durch die Grundrechte den Unterſchied der 
Stände abgeſchafft, nun wolle man einen vierten Stand — den der Proletarier 
ſchaffen. Dieſe politiſch unberechtigten Menſchen werden ſich nichtsdeſtoweniger 
doch als ein Stand fühlen und man ſchaffe in ihnen nichts anderes als ein 
Element der Zerſtörung. Man fürchte ſocialiſtiſche Wühlereien, aber die Be— 
ſorgniß ſeine eine ungegründete. Die große Mehrzahl im Staate ſeien Be— 
ſitzende, und die kleinen Beſitzer ſeien gerade die conſervativſten. 

Geſetzt auch man wolle die Preſſe beſchränken und nicht dulden, daß es 
ſociale Zeitſchriften träufle, fo werde es doch ſociale Monat- und Flugſchriften 
regnen. 

Auch die directen Steuern, die man zu einem Cenſus benützen wolle, werden 
am Ende vom gemeinen Manne genommen; was aber die indirecte Steuer 
betreffe, die zahlen gerade auch die armen Leute im Waſſer, das ſie ihre Suppe 
nennen, im Salz, im Tabak, den ſie kauen. 

Man ſage, daß man am Ende noch den Minderjährigen und den Weibern 
das Wahlrecht zugeſtehen müſſe. Wie unrichtig! bei dem Minderjährigen ſei 
es nur auf eine gewiſſe Zeit hinausgeſchoben, hinſichtlich der Weiber ſtreiten 
die Geſetze der Menſchen nicht gegen die Geſetze der Natur. Eine diesfällige 
Weiberagitation habe noch nie ſtattgefunden, ſie ſeien in und außer der Familie 
vom Manne vertreten und wünſchen auch nichts anderes. 

Gerade in den jetzigen bewegten Zeiten brauche man die bürgerliche Tugend 
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bei allen Ständen und müſſe ſich wohl hüten, in den Städten Zündſtoff an⸗ 
zuſammeln. 

Wie viele ehemals Wohlhabende ſinken ganz unvermuthet zum Proletarier 
herunter; ſollen ſie hierdurch auch des Wahlrechtes verluſtig werden, deſſen ſie 
ſich früher erfreuen konnten? 

Wenn auch bei uns die ſociale Frage noch nicht ſo gefährlich ſei wie in 
Frankreich, ſo ſeien doch die Mahnungen im Rieſengebirge und in Schleſien 
laut genug. Auf ſeiner Rückreiſe von Galizien habe er von einem Beamten 
rühmen hören, daß er in gegenwärtiger Zeit dem Staate 60 000 Gulden in 
Erſparung gebracht habe; dieſer Mann hätte unter Metternich's Regime viel⸗ 
leicht auch die goldene Verdienſtmedaille erhalten. 

Des abſoluten Wahlrechtes ungeachtet ſeien doch ſelbſt in Frankreich meiſt 
conſervative Wahlen erfolgt. Auch in England rege ſich in der Partei der 
Chartiſten laut der Wunſch nach allgemeinem Wahlrecht. 

In Wien und in unſeren meiſten Städten haben die Proletarier auch 
bereits mitgewählt, es ſei um ſo gefährlicher, ſie jetzt wieder vom allgemeinen 
Wahlrecht auszuſchließen. 

Wenn man ihre Intereſſen nicht im eigentlichen Parlamente werde ver 
treten laſſen, werde man Winkelparlamente ins Leben rufen, deren Gefährlich— 
keit keine Schilderung bedürfe. 

Man wolle doch nur einen kleinen Cenſus einführen. Ob ein ſolcher 6 
bis 700 000 ausſchließe oder nicht, ſei doch wahrlich nicht ohne Bedeutung. 
Und würde man den Juden dieſe politiſche Berechtigung belaſſen, den Prole— 
tariern aber nicht, welche Unzufriedenheit werde man dadurch hervorrufen? 

Breſtel bemerkt hier nur, daß er in der Vorausſetzung, man nehme das 
Amendement Strobach-Pinkas an, doch auch auf ſeinem Amendement beſtehe, 
indem er hierdurch nur allfälligen Uebergriffen ſpäterer Kammern, die den 
Cenſus noch erhöhen wollten, durch Fixirung ſeines Minimums vorbeugen wolle. 

Pfretſchner ſpricht ſich nur gegen jenen Paſſus im Breſtel'ſchen Amen— 
dement aus, der von den Wählern Kenntniſſe des Leſens und Schreibens zu— 
gleich fordert. Er meint, daß hierzu ſchon die Kenntniß des Leſens allein gee 
nüge. Es könne ihm ja Jemand die gewünſchten Namen auf den Stimmzettel 
ſchreiben, wenn er nur dann die Richtigkeit derſelben zu prüfen im Stande ſei. 

Cavalcabo meint, die Debatte drehe ſich weſentlich um zwei Punkte des 
Breſtel'ſchen Amendements: 

1. Man fordere Kenntniſſe des Leſens und Schreibens — das finde er 
ungerecht. Gerade ältere Grundbeſitzer beſitzen häufig dieſe Kenntniſſe nicht. 
Sie hatten keine Gelegenheit Schulen zu beſuchen, waren aber thätige und 
ſparſame Leute, die es zu einem Vermögen brachten. 

Er habe als Richter recht häufig gefunden, daß einfältige Leute ihre Namen 
ſchreiben konnten, während andere, recht vernünftige, dies nicht vermochten. 
Der Bauergutbeſitzer würde ſo häufig hinter ſeinen Knecht geſetzt werden müſſen. 
Nicht Unkenntniß des Leſens und Schreibens haben übrigens Wahlumtriebe 
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zur Folge gehabt, ſondern die politiſche Unkenntniß überhaupt, die ſich durch 
die Beförderung der Volksbildung überhaupt mehr und mehr beſeitigen laſſen 
werde. Er finde in dieſer Beſchränkung des activen Wahlrechtes eine jeſuitiſche 
Maßregel, einen Act der Gewaltthätigkeit. Zu allem Ueberfluß liegen die Wahl— 
liſten offen, und auch der des Leſens und Schreibens ganz unkundige Wähler 
werde, wenn er anders geſunden Menſchenverſtand beſitze, prüfen und ſich er— 
kundigen können, ob der darin eingetragene Candidat mit dem von ihm ge— 
wählten und auf ſeinem Stimmzettel geſchriebenen übereinſtimme oder nicht. 

Er gehe 2. zum allgemeinen activen Wahlrechte über. Der Antragſteller 
habe ſelbſt zugegeben, daß ſich die Proletarier namentlich auf dem flachen 
Lande nur wenig daran betheiligen, daher auch nur einen ſehr geringen 
Einfluß üben werden. Was werde hieraus weiter folgen? Die Proletarier 
werden nichts durchſetzen können, und wenn ſie das in Erfahrung bringen, 
nur um fo aufgereizter werden. In Frankreich habe man der ſocäaliſtiſchen 
und communiſtiſchen Deputirten in der Kammer ungeachtet die Revolution 
der Junitage nicht beſeitigen können. Was haben ſie alſo genützt? 

Man ſage weiter, das fordere das demokratiſche Princip. 

Gerade im vorhergehenden Paragraphe habe man dieſes Princip bei Seite 
geſetzt. Warum dies? Er erinnere hierbei auf den Satz, daß derjenige, welcher 
die Conſequenzen eines Principes zu weit führt, das Princip endlich ſelbſt todt— 
ſchlage. Vor dem Geſetze ſollen alle Staatsbürger gleich ſein, gleiche politiſche 
Rechte könne man nicht allen einräumen, ſonſt ſei es am Ende ganz überflüſſig, 
von einer Gemeindeordnung u. dergl. m. zu reden. Nicht die Beſtimmung 
eines Cenſus habe unter Louis Philipp die Republik hervorgerufen — dieſe 
Anſicht habe er wenigſtens nirgends geleſen, er habe dies immer der Oppoſition 
und namentlich dem unvorſichtigen und voreiligen Einſchreiten des Militärs 
zugeſchrieben, welches plötzlich jenen Haß gegen jedes Königthum hervorrief. 

Die Wahl Louis Napoleon's zeige, wie man es ernſt auch da noch mit 
der Republik hält. Er gebe zu, daß die Chartiſten Englands keinen Cenſus 
wollen; aber um wie viel reifer ſei auch das engliſche Volk als das unſerige. 
Geſetzt man würde jenem ein unbeſchränktes actives Wahlrecht einräumen, 
berechtige dieſes zur nämlichen Forderung für die politiſch unreifen Völker 
Oeſterreichs? 

Er ſei im Intereſſe der Demokratie dafür, daß dieſes Wahlrecht nur dem 
ſelbſtändigen Bürger eingeräumt, ein, wenn auch kleiner Cenſus eingeführt, 
erſteres aber nie den Maſſen unbedingt überlaſſen werde. 

Mayer als Berichterſtatter erinnert, daß ſein Glaubensbekenntniß bei 
dieſem hochwichtigen Gegenſtand von einer Vorfrage abhänge, ob man nämlich 
indirectes oder directes Wahlrecht annehmen wolle. 

Nehme man ein indirectes Wahlrecht an, dann ſei er für das allgemeine, 
wolle man aber directe Wahlen, dann ſei er für ein durch Cenſus beſchränktes 
Wahlrecht. Directe Wahlen ohne Cenſus ſeien eine Illuſion, die man ſich nicht 
machen müſſe. Man könne ſelbe höchſtens noch dann zugeſtehen, wenn die 
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Staaten kleiner ſeien, wie z. B. in der Schweiz, wenn die Güter beſſer ver— 
theilt, der Volksunterricht auf einer höheren Stufe ſei, denn im letzten Falle 
werde man auch reifere Politiker haben. 

Jetzt ſei dies noch nicht an der Zeit; die Capacitäten der gegenwärtigen 
Kammer ſelbſt verdanke man nur dem indirecten Wahlmodus. 

Die Begriffe „Arbeiter“ und „Proletarier“ verwechsle man ja nicht mit 
einander; der Stand der erſteren, in den auch wir gehören, ſei ein bei weitem 
größerer. Zu dem zweiten gehöre ſehr viel Auswurf, Herumſtreicher, Vaga— 
bunden, Leute die dem Communismus huldigen (Oh! Ohh. Allerdings, die 
Erfahrung habe ihn dies gelehrt. 

Dadurch, daß man allgemeines Wahlrecht für Proletarier fordere, ſei 
die ſociale Frage wahrlich nicht gelöſt. Man bewirke dadurch höchſtens, daß 
derlei Leute bei Gelegenheiten der Wahl 10 fl. oder in Galizien eine Maß 
Schnaps bekommen. Dadurch werde man wenigſtens in den Städten viele 
Proletarier leicht unter einen Hut bekommen, unendlich leichter als eine, wenn 
auch viel geringere Anzahl von Beſitzenden. Wenn die allenfalls durchgeſetzten 
ſocialiſtiſchen Vertreter in der Kammer dann doch nichts durchſetzen, werde 
ſich der Haß der Proletarier gegen die Legislative nur noch mehr ſteigern. 

Man wende diesfalls auf die Geſetze das Augenmerk, welche den Realbeſitz 
zu ſehr beſchränken, und man gebe die Möglichkeit, daß man auch um weniger 
Geld ſich einen Beſitz verſchaffen könne. Auch laſſe man eine größere Theil— 
barkeit des Beſitzes zu. 

Bei directen Wahlen müſſe gegenwärtig irgend ein Cenſus eingeführt 
werden, nur um den Modus handle es ſich hierbei. 

Nehme man diesfalls die Steuer, ſo werde die Intelligenz ausgeſchloſſen. 
Die Intelligenz könne man nur dann wahlberechtigt machen, wenn man ent— 
weder irgend ein Einkommen feſtſetze oder Strobach's Amendement annehme. 

Der Begriff directer Steuer gründe ſich auf den liegenden Beſitz; es 
wolle auch nicht auf das Beiſpiel Belgiens hingewieſen werden, wo man das 
beſchränkte Wahlrecht erweitert habe. Belgien ſei ein Induſtrieſtaat. Ebenſo— 
wenig ſei durch die Hinweiſung auf die politiſche Freiheit geſorgt, die man 
den Juden wahrſcheinlich einräumen werde, hinter welchen dann die Proleta— 
rier zu ſtehen kommen. Es ſei ein viel größerer Werth auf die bürgerliche 
Freiheit zu legen, die man traurig genug in dieſer Zeit den Juden werde 
noch beſchränken müſſen. Den Cenſus mechaniſcher Fertigkeiten, z. B. des 
Leſens und Schreibens, könne er durchaus nicht zugeben. Während der Vater 
die Robot verrichtete, habe in früherer Zeit der Sohn die Schweine hüten 
müſſen. Man könne in 15—20 Jahren etwa einen ſolchen Cenſus einführen, 
aber jetzt nicht. Uebrigens müſſe er noch dem Abg. Pfretſchner erwidern, 
daß der Umſtand, wenn Jemand Namen auf dem Stimmzettel leſen könne, 
noch durchaus nicht beweiſe, daß er überhaupt des Leſens kundig ſei. Man 
müßte diesfalls bei den Wahlen immer förmliche Prüfungen anſtellen, und 
er halte auch den Cenſus des Leſens für einen ganz unpraktiſchen. Er ſpreche 


Erforderniſſe des aetiven Wahlrechtes. 193 


ſich gegen den erſten Theil des Breſtel'ſchen Amendements unbedingt, gegen 
deſſen zweiten Theil aber, wie geſagt, nur bedingt aus. 

Breſtel erklärt, er habe die diametral entgegengeſetzte Anſicht Mayer's, 
directe Wahlen ſeien gerade Heilmittel gegen die allfälligen Uebelſtände eines 
allgemeinen Wahlrechtes. Schwerer falle es gewiß 10000 Urwähler zu be⸗ 
ſtechen, als einige Wahlmänner, wenn man auch nur 10 fl. auf den Kopf 
rechne. Die Beſtimmung des Wahlrechtes hänge gerade nicht von der Wahl— 
form ab. 

Ueber Anregung Cavalcabo's richtete der Vorſitzende die Frage an die 
Mitglieder, ob ſie noch vor der Abſtimmung über dieſen Paragraph darüber 
debattiren wollen „ob direct oder indirect gewählt werden ſolle“. 

Laſſer ſpricht ſich gegen dieſe Debatte aus, weil man wieder auf die— 
ſelbe Schwierigkeit zurückkomme und ſich nur in einem Zirkel bewege. Es folle 
zuerſt über dieſen Paragraph abgeſtimmt werden. 

Auch die Majorität war der Anſicht Laſſer's. Es wurde ſohin zur Ab— 
ſtimmung geſchritten, welche folgendes Reſultat ergab: 1. Erſter Abſatz des 
Amendements Pinkas und Strobach vorbehaltlich des Amendements Vacano's. 
Mit 9 Majorität angenommen. 2. Zweiter Abſatz deſſelben Amendements, der 
mit dem betreffenden Breſtel'ſchen Paſſus übereinſtimmt. Mit Majorität an⸗ 
genommen. 3. Dritter Abſatz deſſelben Amendements, ſammt dem Zuſatze des 
Abg. Breſtel, blieb in der Minorität der Abg. Pinkas, Strobach, Breſtel, 
Fiſchhof, Goldmark, Pfretſchner, Hein, Ziemialkowsky und Halter. 4. Pfretſch— 
ner's Amendement, hinſichtlich des Cenſus des Leſens, blieb gleichfalls in der 
Minorität. 5. Amendement Pinkas und Strobach, hinſichtlich des Aufenthaltes 
im Wahlorte durch 6 Monate, blieb in der Minorität der Abg. Scholl, Caval— 
cabo, Rieger, Mayer, Laſſer, Krainz, Petranovich und Plenkovich. Das Amen— 
dement Rieger's bezüglich eines derlei Aufenthaltes durch 3 Monate blieb 
gleichfalls in der Minoritäkt. Das Amendement Madonizza's bezüglich eines 
derlei Aufenthaltes durch 1 Jahr blieb ebenfalls in der Minorität und zwar 
der Abg. Pinkas, Rieger, Strobach und Mayer. 6. Für das Princip, daß 
hinſichtlich des activen Wahlrechtes überhaupt ein Steuercenſus feſtgeſtellt wer⸗ 
den folle, entſchied ſich die Majorität. In der Minorität ſtimmten diesfalls 

die Abg. Vacano, Ziemialkowsky, Breſtel, Fiſchhof, Goldmark, Pfretſchner, 
a Madonizza, Laufenſtein und Turco. 7. Dafür, daß ein Minimum 
Steuer als Erforderniß zur activen Wahlfähigkeit feſtgeſtellt werden ſolle, 
ſprach ſich nur die Minorität aus. 8. Der Antrag Hein's, daß jeder, der 
directe Steuern zahlt, actives Wahlrecht haben ſolle, wurde von ihm vorläufig 
dahin modificirt, daß jeder dieſes Wahlrecht haben ſolle, der directe Steuern 
zahlt, oder ein Object, von welchem eine directe Steuer entrichtet wird, in 
Miethe oder Pacht hat. Sohin wurde es folgendermaßen getheilt zur Abſtim— 
mung gebracht: a) dafür, daß die Zahlung einer directen Steuer überhaupt 
hiezu ein Erforderniß ſei, ſtimmte die Majorität, b) dafür, daß die Miethe 
Springer, Protokolle. 13 
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hiezu erforderlich, ſtimmte die Majorität. (Nur Breſtel's Sub⸗Amendement, 
daß die ganze eder theilweiſe Miethe eines Objectes hiezu genüge, blieb in der 
Minorität), c) dafür, daß auch die Pachtung hiezu erforderlich, ſtimmte gleich- 
falls die Majorität. 9. Für das von Laſſer ausgeſprochene Princip, daß auch 
das Merkmal der Selbſtändigkeit als Erforderniß der activen Wahlfähigkeit 
feſtgeſtellt werden ſolle, ſprach ſich die Majorität aus. 10. Für Laufenſtein's 
Antrag, daß jener ſelbſtändig ſei, der ſelbſt das Familienrecht genießt (aus den 
Conſcriptionsgeſetzen entnommen), ſtimmte die Majorität. 11. Für Vacano's, 
auch Laufenſtein's Antrag, daß jener ſelbſtändig ſei, der keine Armenunter⸗ 
ſtützung beziehe, ſtimmte die Majorität. 12. Für Laſſer's Antrag, wonach 
ſelbſtändig diejenigen ſind, die keinen Tag- oder Wochenlohn beziehen, ſprach 
ſich die Minorität aus. 13. Für Vacano's Antrag endlich, wonach ſelbſtändig 
diejenigen ſind, die in keinem häuslichen Dienſtverhältniſſe ſtehen, ſtimmte die 
Majorität. Nach einigen wenigen ſtiliſtiſchen Verbeſſerungen wurde der $ 72 
ſohin angenommen wie folgt: „Das active Wahlrecht ſteht jedem öſterreichiſchen 
Staatsbürger zu, welcher: a) das 24. Lebensjahr vollendet hat, b) ſich im 
vollen Genuſſe der ſtaatsbürgerlichen Rechte befindet, c) ſelbſtändig iſt, d. h. 
weder in einem Dienſtbotenverhältniſſe ſteht, noch eine Armenbetheilung aus 
öffentlichen oder Gemeindemitteln bezieht und d) eine directe Steuer zahlt, 
oder ein direct beſteuertes Object in Miethe oder Pacht hat.“ 

Breſtel ſtellte nunmehr den Antrag, den folgenden $ 73 des Entwurfes 
heute zu übergehen, und ſich an die Debatte der Ss 74 und 75 zu machen, 
weil ſein zu dem erſteren Paragraphen hinſichtlich der directen Wahlen zu 
ſtellen kommendes Amendement wohl eine längere Debatte hervorrufen dürfte. 
Die Majorität entſchied ſich auch dafür, daher für den Eintritt in die Be⸗ 
rathung des 
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Laſſer will im Punkte 2 dieſes Paragraphen das Wort „bürgerlichen“ 
hinweggelaſſen ſehen und bloß von ſtaatsbürgerlichen Rechten geſprochen 
wiſſen. 

Breſtel iſt derſelben Meinung, weil man ſonſt auch gleich die Strafe 
geſetze demnach abändern müßte. Weiter beantrage er den Punkt 3 ganz zu 
ſtreichen, weil die Beſtimmung eines gewiſſen zur Deputirtenſtelle erforder- 
lichen Alters ganz zwecklos ſei. Anders ſei dies bei dem activen Wahlrechte 
geweſen. Hier aber könne man den Wählern nicht vorgreifen. Wem dieſe 
einmal ihr Vertrauen ſchenken, der werde es auch verdienen. Schon auf 
dieſem Reichstage ſeien viele Deputirte unter 30 Jahren gewählt worden. 
England kenne diesfalls gar keinen Cenſus. Pitt ſei mit 20 Jahren Parla: 
mentsmitglied und mit 21 Jahren Premierminiſter geweſen. 


i 1) $ 74. Die Erforderniſſe der paſſiven Wählbarkeit find: 1. Das öſterreichiſche Staats⸗ 
bürgerrecht. 2. Vollgenuß der bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen Rechte. 3. Ein Alter von 
wenigſtens 30 Jahren. 4. Der ordentliche Wohnſitz von wenigſtens einem Jahre im Reiche. 
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In Oeſterreich werde für die nächſte Zukunft ſo und ſo ſelten ein De— 
putirter unter 40 Jahren gewählt werden. 

Rieger beantragt gleichfalls die Weglaſſung des Punktes 3. Er ſei erſt 
ſeit ein paar Tagen 30 Jahre alt. Der Reichstag würde an ihm vielleicht 
wohl nicht gar ſo viel verloren haben; ſo viel aber glaube er doch hier nützen 
zu können als mancher Fünfzigjährige und Sechzigjährige, der in der Kammer 
ſitze. Ein Alter von 24 Jahren genüge für den Deputirten. Damit könne 
man Richter, Profeſſor, Prieſter ſein, überhaupt in den Genuß aller ſtaats⸗ 
bürgerlichen Rechte treten. Einen Zeitpunkt müſſe man annehmen, das ſehe 
er ein, junge Männer unter 24 Jahren wolle er auch nicht in der Kammer 
ſehen, weil ſonſt die Wähler von einer feurigen Rede des Candidaten und 
dergleichen mehr leichter beſtochen werden könnten. Weitere Beſchränkungen 
könne er nicht zugeben. 

Hein ſpricht für die im Entwurfe geforderten 30 Jahre. Mit 24 Jahren 
könne man erſt gewiſſe theoretiſche Studien vollendet haben. Die Theoretiker 
müſſen ſich dann erſt in der Praxis umſehen, um vom idealen Standpunkte 
zurückzukommen. In Belgien ſeien 25 Jahre vorgeſchrieben — 30 Jahre ſeien 
noch vorſichtiger. 

Vacano iſt ebenfalls für die Weglaſſung des 3. Punktes. Er ſtehe 
ſchon mit dem Punkte 2 im Widerſpruche; dann brauche man auch nicht lauter 
Juriſten, ſondern auch Techniker und Gewerbsleute, welche ſchon früher reif 
und ihrem Fache gewachſen ſeien. 

Laufenſtein meint, der Eintritt in das Parlament ſei der Eintritt in 
die ſtaatsmänniſche Schule. Dorthin ſolle einer ſo früh als möglich gelangen 
können, um mit 30 Jahren vielleicht ſchon vollendeter Staatsmann ſein zu 
können. Man lerne mit 24 Jahren noch lieber. 

Man werde doch nicht in einen Widerſpruch mit dem bürgerlichen Geſetz— 
buche kommen wollen? Nach dieſem ſei eben Jedermann nach vollendetem 
24. Jahre ſeine eigenen Angelegenheiten zu beſorgen fähig. 

Das Wort „bürgerlichen“ wünſche auch er aus dem Punkte 2 weggelaſſen 
zu ſehen, wie wollte man es denn ſonſt z. B. mit jenen Leuten halten, welche 
nach dem bürgerlichen Geſetzbuch Verſchwendung halber unter Curatel geſetzt 
worden ſeien. 

Laſſer wundert ſich, daß Breſtel hier nicht das Amendement geſtellt 
habe, wonach Deputirte zur Kenntniß des Leſens und Schreibens verpflichtet 
ſeien. Hier wäre es eher am Platz geweſen. Auch das könne man als Er— 
forderniß aufnehmen, daß der Deputirte ein Mann ſein müſſe. In der gegen— 
wärtigen Kammer ſeien wenige Deputirte unter 30 Jahren (Rieger: Von den 
böhmiſchen Deputirten faſt ein Drittel). Nun fo appellire er an den Satz: 
exempla sunt odiosa! Im allgemeinen ſei der Satz: seniores sunt sa- 
niores nicht immer ganz richtig, eine gewiſſe Praxis verlange er aber von 
einem Deputirten. Mit 30 Jahren habe man häufig ſchon eine geſicherte 
Stellung im Staate. Jüngere werden eine ſolche ſeltener haben, und ſomit 
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erſt im Parlamente ſtreben, eine ſolche zu gewinnen. Auch glaube er den 
Eingang dieſes Paragraphen amendiren zu müſſen: „Die Erforderniſſe des 
paſſiven Wahlrechts“ ſtatt „der Wählbarkeit“. Es ſtehe beſſer zu § 72. 

Cavalcabo iſt diesfalls mit Laſſer einverſtanden. Er könne, meint er, 
die Kammer durchaus nicht für eine Schule anſehen, wo man mit dem 
Staate Experimente mache. Kenntniſſe wie z. B. des Leſens und Schreibens 
möchte er auch hier nicht aufnehmen. Das Plus der Erforderniſſe könne man 
dem Wahlgeſetze zur Enumerirung überlaſſen.] 

Auch hier beweiſe das abnorme Beiſpiel der gegenwärtigen Kammer gar 
nichts, bei einem geregelten politiſchen Leben werde ſich auch dieſes ganz anders 
geſtalten. 

Pinkas erinnert, wenn man auch Jemanden mit 24 Jahren die Aus⸗ 
übung des Richteramtes überlaſſen könne, ſo fordere er doch von den Geſetz— 
gebern ein höheres Alter und eine mehrere Reife. Da ſei Erfahrung, Ruhe, 
eine gewiſſe Kaltblütigkeit von Nöthen. Wenn man dieſe gehabt hätte, würde 
man vielleicht jetzt nicht hier in Kremſier ſitzen. Er wolle keine Geſetze aus 
Schulen, wenn auch Schulen der Staatsmänner, überkommen, ſondern wünſche 
in der Kammer Männer mit Kenntniſſen ausgerüſtet zu ſehen. Wollen 
die Geſetzgeber erfti lernen, wie man Geſetze gibt, und den parlamenta— 
riſchen Takt ſich zu eigen machen, ſo mögen ſie die Gallerien des Reichstags 
beſuchen. 

Goldmark meint, jetzt ſei er froh, daß wir keine Schwaben ſind, denn 
dieſen ſage man nach, daß ſie erſt mit 40 Jahren geſcheit ſind (Ratz: Es 
gibt wohl hier Schwaben, aber die haben das Alter). Er ſehe nicht ein, 
warum man die Talente Oeſterreichs zwiſchen 24 und 30 Jahren politiſch 
brach liegen laſſen wolle, und habe vom Parlamente dieſelbe Anſicht wie 
Laufenſtein. Dieſen Cenſus ſolle man den Wählern nicht vorſtrecken. Entſchieden 
müſſe er ſich gegen das Wort „bürgerlichen“ im Punkte 2 dieſes Paragraphen 
ausſprechen. Es betreffe ihn ſpeciell, und wenn man die Juden vielleicht auch 
von den bürgerlichen Rechten fort ausſchließen wolle, Staatsbürger ſeien ſie 
ja doch — und man dürfe ihnen dann dieſes Recht nicht entziehen. Was 
Laſſer's Anſicht betreffe, als werden jüngere Leute ſich erſt in der Kammer 
eine Stellung zu erringen ſtreben, bemerke er, daß dies auch bei älteren noch 
der Fall ſein könne, welche, wenn ſie auch nicht gerade eine Stellung zu er— 
ringen, doch ihre ſchon errungene Stellung zu verbeſſern trachten dürften. Er 
amendirt: Es ſolle das Wort „bürgerlichen“ ausbleiben im Punkte 2. 

Dann ſtellt er zum ganzen Paragraphen noch das Zuſatzamendement: 
„Keine andere Bedingung der Wählbarkeit darf gefordert werden.“ 

Mayer als Berichterſtatter erwidert dem Vorredner, daß die Talente 
Oeſterreichs zwiſchen dem 24. und 30. Jahre des Entwurfantrages unge— 
achtet nicht brach zu liegen brauchen. Jene, die das Leben regeln wollen, 
müſſen doch voraus die Schule des Lebens durchmachen. Mit 30 Jahren 
habe man in der Regel ein viel kälteres Blut als mit 24, und er glaube, 
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daß ſämmtliche Herrn mit 24 Jahren ganz andere Voten hier abgegeben hätten 
als jetzt, in einem bereits gereifteren Alter. Man bleibe beim Entwurfe. 

Es wurde zur Abſtimmung geſchritten. 

Laſſer's Amendement bezüglich des Einganges zu dieſem Paragraphen 
wurde mit Majorität angenommen. 

Punkt 1 des Entwurfes wurde mit Majorität angenommen. 

Beim Punkte 2 des Entwurfes ſprach ſich die Majorität für Goldmark's 
Amendement, das iſt für Weglaſſung der Worte „bürgerlichen und“ aus. 

Für das Princip, daß im Punkte 3 ein beſtimmtes Alter als Erforderniß 
feſtgeſetzt werden ſolle, ſprach ſich die Majorität aus. 

In der Minorität ſtimmten diesfalls die Abg. Ziemialkowsky, Vacano, 
Halter, Pfretſchner, Fiſchhof, Goldmark, Breſtel, Kautſchitſch, Laufenſtein und 
Rieger. 

Für Pinkas' Antrag, daß 28 Jahre als definitives Minimum feſtgeſtellt 
werden ſollen, war die Majorität. 

Punkt 4 des Entwurfes wurde mit Majorität angenommen. 

Goldmark's Zuſatzamendement blieb in der Minorität, daher der mit 
Majorität angenommene $ 74 des Entwurfes zu lauten hat: „Die Erforder- 
niſſe des paſſiven Wahlrechtes (der Wählbarkeit) ſind: 1. Das öſterreichiſche 
Staatsbürgerrecht. 2. Vollgenuß der ſtaatsbürgerlichen Rechte. 3. Ein Alter 
von wenigſtens 28 Jahren. 4. Der ordentliche Wohnſitz von wenigſtens einem 
Jahre im Reiche.“ 

Bezüglich des $ 751) des Entwurfes ſchlug der Berichterſtatter Mayer 
einverſtändlich mit dem Abg. Cavalcabo und der Majorität des Ausſchuſſes 
nachfolgende Stiliſirung vor, in welcher § 75 lautet: „Die Legislaturperiode 
der Volkskammer wird auf drei Jahre feſtgeſetzt.“ 


Sitzung am 14. Februar 1849. 
Der Berichterſtatter Mayer verlas die vom Abg. er beantragte Faſſung 
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—Pinkas: Nachdem man ſich gegen allen Cenſus bei der Wahlberechtigung 
ausgeſprochen, müſſe er ſich gegen die directen Wahlen, denen er ſonſt prin— 
cipiell den Vorzug vor indirecten Wahlen gebe, entſchieden erklären, und zwar 


1) $ 75. Die Mitglieder der Volkskammer werden auf 3 Jahre gewählt. 

2) Der $ 73 lautete in dem Entwurfe des Fünferausſchuſſes alſo: Die Wahlen geſchehen 
nach der beſtehenden Eintheilung der Reichsländer an den Orten und in der Art, welche das 
Geſetz beſtimmt. 

Breſtel's Amendement liegt nicht im Wortlaute vor. Doch ergibt ſich aus dem Zu— 
ſammenhange der Debatten, daß er directe Wahlen vorſchlug, den einzelnen Wahlkreiſen eine 
größere Ausdehnung gab und jedem dieſer Wahlkreiſe mehrere Abgeordnete zutheilte. Er ver— 
langte nicht Einzelwahlen, ſondern Cumulativwahlen, und bei dieſen die Entſcheidung durch 
relative Stimmenmehrheit. 
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insbeſondere aus dem Grunde, weil er wünſcht, daß der Ausſchuß einen Ent⸗ 
wurf zu Stande bringe, der in der Kammer, dann aber auch dem Miniſterium 
acceptabel erſcheine. Man möge ſich nur die Illuſion nicht machen, daß die 
unbeſchränkte Wahlberechtigung verbunden mit directen Wahlen in der Kammer 
durchgehen, oder gar die Sanction erhalten würde. 

Cavalcabo: Er ſei ganz derſelben Anſicht. Zudem glaube er, daß der 
geſtrige Beſchluß nicht dem Willen der Majorität des Ausſchuſſes entſpreche; 
denn nach dieſem Beſchluſſe ſei jeder Bettler, der auf dem Lande ſich ein 
Zimmer miethet, wahlberechtigt; ſoweit hinab habe aber gewiß die Majorität 
des Ausſchuſſes nicht gehen wollen. Endlich wiſſe er auch nicht, wie groß die in 
dem Antrage gemeinten Kreiſe werden ſollen. Nach einer früher gemachten 
Aeußerung Breſtel's wäre es möglich, daß ein ſolcher Kreis eine Million Eine 
wohner zählen würde. Wenn man Kreiſe von dieſer Ausdehnung annimmt, 
ſo ſchaffe man monſtröſe Wahlverſammlungen, die zu vermeiden gewiß jeder 
die Nothwendigkeit fühlen werde. Wären geſtern die Principien ſtrenger ge⸗ 
ſondert worden, ſo würde der Beſchluß anders ausgefallen ſein. Jetzt müſſe 
er ſich auch für die indirecten Wahlen ausſprechen. 

Laſſer: Er gebe die Hoffnung nicht auf, daß man auf die Feſtſtellung 
eines Minimum des Cenſus zurückkommen werde, vielleicht erſt in der Kammer, 
das ſei aber gleichgültig. In Anhoffung eines ſolchen Antrages ſpreche er ſich 
für directe Wahlen aus. Jedenfalls aber werde er gegen Wahlen nach ganzen 
Kreiſen ſein, obwohl er auch wünſche, daß größere Wahlbezirke gebildet werden, 
damit nicht ein einziger Wahlmann aus der Urne herauskomme. 

Halter: Auch er ſtimme für keinen Cenſus nur unter der Bedingung, 
wenn indirecte Wahlen angenommen werden ſollten. Er werde jedoch den 
directen Wahlen ſchon deswegen den Vorzug geben, weil er die Erfahrung ge— 
macht habe, daß bei indirecten Wahlen die Theilnahme des Volkes ſehr lau iſt. 
Es intereſſire die Leute nicht viel, einen Wahlmann zu wählen, wohl aber 
werden ſie ſich mehr betheiligen, wenn ſie wiſſen, daß ſie den Vertrauensmann, 
der ſie am Reichstage vertreten ſoll, unmittelbar zu wählen haben; darum 
würde er lieber für directe Wahlen mit einem Cenſus der Wahlberechtigung 
ſtimmen; weil aber durch den geſtrigen Beſchluß der Cenſus beſeitigt worden 
iſt, halte er ſich verpflichtet, für indirecte Wahlen zu ſtimmen. Er ſei ferner 
dafür, daß mehrere der bisherigen Wahlbezirke zuſammengeworfen werden, da 
mit aus dem Wahlacte mehrere Deputirte herauskommen können, weil er darin 
das einzige Mittel erkenne, die Leute zu veranlaſſen, daß ſie bei der Wahl nicht 
einzig und allein die Vertretung ihrer nächſten Intereſſen berückſichtigen. 

Hein: Es ſei ihm leid, daß ſein geſtern angenommenes Amendement jetzt 
von ſo vielen Seiten angefochten wird. Allein er habe ſich urſprünglich dahin 
erklärt, daß die directe Steuer ohne Feſtſtellung eines Minimum als Cenſus 
angenommen werden müſſe, weil er keine haltbare Grenze des Minimum 
finden könne. Es möge aber geſchehen was immer, ſo werde er ſich nur dann 
für directe Wahlen ausſprechen, wenn die relative Stimmenmehrheit gilt; denn 
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eine abſolute Stimmenmehrheit ſei bei directen Wahlen nicht leicht zu erzielen, 
und wenn das Volk zwei oder drei Mal zu den Wahlen zureiſen müßte, würde 
es ſich mindeſtens bei den Nachwahlen wenig betheiligen. 

Ziemialkowsky: Er müſſe geſtehen, daß er den Nexus zwiſchen dem 
Cenſus und den directen Wahlen nicht einſehe, daher auch nicht verſtehe, 
warum man ſich gegen die directen Wahlen deshalb ausſpreche, weil kein 
Cenſus für Wahlberechtigung angenommen worden iſt. Er glaube ſogar, daß 
directe Wahlen der gemäßigten Partei beſſer munden als indirecte, denn wie 
es die Erfahrung gezeigt hat, werden die Wahlen gemäßigter ausfallen, wenn 
directe Wahlen ſtattfinden. Von größeren Wahlbezirken, in welchen auch 
noch dazu mehrere Deputirte zu wählen ſein werden, erwarte er den Vortheil, 
es werde unmöglich werden, daß ſich renommirte Schreier geltend machen, daß 
vielmehr wahre Capacitäten aus den Wahlen hervorgehen werden. Was das 
vom Abg. Cavalcabo wegen der monſtröſen Wahlcollegien Erwähnte betrifft, 
ſo habe er den Antrag Breſtel's nicht dahin verſtanden, als wären darin 
Reichskreiſe, ſondern ganz andere Wahlkreiſe gemeint, etwa ſolche, daß vielleicht 
vier oder fünf Wahlkreiſe auf einen Reichskreis entfallen. Sollte er wirklich 
Reichskreiſe gemeint haben, ſo müßte er dagegen ſein, weil er ſich eine directe 
Wahl nach Reichskreiſen gar nicht möglich denken könne. 

Rieger: Er ſei im Princip für directe Wahlen, aber nicht für den von 

beantragten Wahlmodus. In Böhmen habe man mit den directen 
Wahlen bereits eine Erfahrung gemacht, man ſei gezwungen geweſen, die Aus 
kunft zu treffen, daß die Wahl an mehreren Orten des Wahlbezirkes vorge— 
nommen werde. Breſtel ſchlage gerade das Gegentheil vor, und wolle, daß 
in Einem Wahlacte mehrere Deputirte gewählt werden. Wie ſolle aber das 
geſchehen? Wenn nicht etwa wie in England, wo jeder Wähler vor dem Wahl— 
commiſſar ſeinen Stimmzettel abgibt, ſo wüßte er kein anderes Mittel, als 
daß jeder Wahlmann ſeine Stimme brieflich einſende, was doch offenbar incon— 
ſtitutionell wäre. Theile man aber die Wahlkreiſe in kleinere Bezirke, ſo werde 
derſelbe Uebelſtand, den man beſeitigt haben will, wieder zum Vorſchein kommen, 
nämlich der, daß aus den Wahlen obſcure Leute hervorgehen werden. Nach 
der bisherigen Berechnung werde auf 62000 Seelen ein Abgeordneter ent— 
fallen; denke man ſich aber einen Kreis nach der politiſchen Eintheilung, wie 
ſie werden ſoll, fo werde derſelbe ungefähr 40 000 zählen, ſodaß alſo auf einen 
ſolchen Kreis nicht einmal ein Abgeordneter kommen wird. Er müſſe alſo 
den Abg. Breſtel darum interpelliren, welche Kreiſe er in ſeinem Amendement 
im Auge hatte. (Breſtel entgegnete, er habe die Kreiſe gemeint, wie ſie in 
der Conſtitution gebildet werden ſollen.) Damit könne er ſich nun durchaus 
nicht vereinigen, denn es ſei möglich, daß auf einen ſolchen Wahlkreis 15 Ab— 
geordnete entfallen, da werde es aber größtentheils vom Zufall abhängen, wer 
gewählt wird. Offenbar werde jeder Wähler nur ſolche Männer wählen wollen, 
die er kennt. Es ſei aber ſchon viel, wenn angenommen wird, daß ein Wähler 
fünf Männer kennt, denen er ſein Vertrauen geben wolle. Dieſe werde er 
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nun auf Stimmzettel aufſchreiben, und die erſten beſten Namen, die ihm von 
anderen geſagt werden, dazuſetzen. Das ſei praktiſch, er habe es in Böhmen 
geſehen. Die liberale Partei habe dort z. B. für die Wahlen der Geſchworenen 
Wahlliſten verfaßt, dieſe unter die Leute vertheilt und die Leute ſeien froh ge 
weſen, ſich derſelben bedienen zu können. Er meine aber, daß mit den Wahlen 
mehr politiſches Leben ins Volk kommen werde, daß die Candidaten wie in 
England bei Wahlverſammlungen Reden halten müſſen, dadurch werden ſich 
die Meinungen lichten, die Leute werden ſehen, daß der oder jener Candidat 
denn doch geſcheiter ſei, als etwa ihr Ortsrichter, dem ſie urſprünglich die 
Stimmen geben wollten, und daß ſie dann dafür ihre Stimme dem beſſeren 
Redner zuwenden werden. Er glaube ferner, daß zu große Wahlbezirke nicht 
zweckmäßig ſeien, weil zu viele Leute zuſammen kommen, die an einem Orte 
ſchwer unterzubringen ſind; weil die Leute aus entfernten Gegenden zuzureiſen 
haben, und darum häufig lieber gar zu Hauſe bleiben; endlich auch aus volks⸗ 
ökonomiſcher Rückſicht, weil die Leute durch die Zu- und Abreiſe und durch die 
längere Dauer der Wahl viel Zeit verlieren. Er glaube alſo, das Zweckmäßigere 
ſei, ſich für kleinere Wahlkreiſe, alſo für Einzelwahlen zu entſcheiden, als für 
cumulative Wahlen, die immer größere Wahlbezirke bedingen. Eher könnte 
man ſich für letzteres erklären, wenn das Volk bereits politiſch durchgebildet 
wäre, ſo daß man eine lebhafte Betheiligung an den Wahlen vorausſetzen könnte; 
ſo aber nicht. Ein fernerer Nachtheil, den er dabei beſorge, ſei auch der, daß 
junge Talente von den Wahlen ganz ausgeſchloſſen ſein werden. Ein junger 
Mann werde nicht Gelegenheit haben, ſich in großen Bezirken bekannt zu machen, 
alſo auch nicht in die Lage kommen, eine politiſche Carrière zu machen. 

Vacano: Er fei principiell mit Breſtel für directe cumulative Wahlen 
und relative Stimmenmehrheit einverſtanden. Er glaube, daß nur durch die 
directen und cumulativen Wahlen die Verwandtſchaftspatronanz aufgehoben 
werden könne; denn da werde man die Unmöglichkeit einſehen, ſeinen Vetter durch⸗ 
zuſetzen, werde ſich daher gleich lieber für notoriſch bekannte Leute ausſprechen. 
Wenn, wie Abg. Rieger beſorgt, dabei junge Leute überſehen werden, ſo ſei 
das eben kein Unglück. Uebrigens glaube er, daß jeder Wahlkreis in mehrere 
Bezirke abgetheilt werden müſſe, die in jedem Bezirke eingeſammelten Stimm⸗ 
zettel werden in die Kreisſtadt eingeſendet, wo das Scrutinium vorzunehmen 
ſein werde. In Frankreich ſeien ja auch nicht alle Urwähler nach Paris ge— 
gangen. Den vom Abg. Rieger erwähnten Umtrieben, die in Prag ſtattfanden, 
ſetze er nur die Thatſache entgegen, daß bei den Wahlen für die Handels— 
kammer in Wien, wo von 330 Wählern jeder 20 Individuen zu wählen hatte, 
der mit den wenigſten Stimmen Gewählte doch 120 Stimmen hatte. 

Hein brachte folgendes principielle Amendement: „1. Die Reichskreiſe 
ſeien in Wahlkreiſe ſo einzutheilen, daß auf keinen Wahlkreis mehr als drei 
Abgeordnete zu wählen ſind. 2. Die Wahl in ſolchen Wahlkreiſen ſoll direct, 
d. h. ohne Mittelsmänner (Wahlmänner) geſchehen. 3. Die Stimmabgabe ſoll 
als ſchriftliche Einregiſtrirung des Namens des Wählers und der von ihm 
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benannten Candidaten geſchehen. 4. Jeder Wähler hat fo viele Candidaten 
als von ihm gewählt zu bezeichnen, als der Wahlkreis Abgeordnete in den 
Reichstag zu ſenden hat. 5. Bei dieſen Wahlen entſcheidet die relative Stim⸗ 
menmehrheit.“ 

Krainz: Er müſſe ſich gegen die directen Wahlen ausſprechen, weil er 
nicht einſieht, wie ein mit relativer Stimmenmehrheit Gewählter am Reichs— 
tage die Majorität repräſentiren ſolle, weil nicht einzuſehen iſt, auf welcher 
Grundlage die Repräſentation beruhen ſolle. Noch mehr ſei er aber durch den 
geſtrigen Beſchluß beſtärkt, ſich gegen die directen Wahlen auszuſprechen; denn 
trotz der vielen Barrikaden, die gegen die allgemeine Wahlberechtigung gemacht 
werden wollen, ſei faſt jeder wahlberechtigt, indem z. B. jeder Arbeiter, ſobald 
er ſich auch nur mit mehreren Anderen eine noch ſo kleine Wohnung auf— 
nimmt, allen Anforderungen zur Wahlberechtigung genügt. 

Ratz: Er wolle nicht in die Erwägung eingehen, ob directe oder indirecte - 
Wahlen mehr Werth haben. Schon darin, daß geſtern ſich ſo viele für den 
Fall, als kein Cenſus für Wahlberechtigung beſtimmt würde, für indirecte 
Wahlen erklärten, finde er den Beweis, daß denn doch in den indirecten 
Wahlen etwas Reelles liegen müſſe. Allein er mache diejenigen, welche für 
große Wahlbezirke directe Wahlen einführen wollen, darauf aufmerkſam, daß 
dadurch mehr als die Hälfte Wähler vom Wahlrechte ausgeſchloſſen werden. 
So brauche z. B. in Vorarlberg einer leicht 5—6 fl., nur um zum Wahlorte 
reiſen zu können; dieſe Auslagen werden Vielen unmöglich, Vielen läſtig ſein, 
und ſie werden lieber keinen Antheil an den Wahlen nehmen. Letzteres be— 
weiſe ſich thatſächlich in dem benachbarten Canton Appenzell, wo dieſelben Rück— 
ſichten ſchuld ſind, daß die Wahlen nur mit Mühe zu Stande kommen. 
Dadurch werde jedenfalls ein Cenſus eingeführt, denn um zum Wahlorte zu— 
reiſen zu können, müſſe man Geld zur Beſtreitung dieſer Auslage haben. 
Dadurch werde es geſchehen, daß auf die letzt die Bevölkerung des Wahl— 
ortes und der nächſten Umgebung allein wahlberechtigt ſein werde. Wenn 
man ſich alſo ja für größere Wahlbezirke entſcheiden ſollte, ſo müſſe dem eben— 
erwähnten Uebelſtande durch irgend eine Vorkehrung vorgebeugt werden. 

Laſſer: Er habe ſich ſchon für directe Wahlen ausgeſprochen, insbeſon— 
dere, weil ein aus directen Wahlen hervorgegangener Abgeordneter den Volks— 
willen repräſentire. In Salzburg wird dies zwar keinen großen Ausſchlag 
geben, weil dort ſolche Wahlmänner ſind, die das volle Vertrauen der Ur— 
wähler haben, welche bei directen Wahlen auch nur wieder ſolche Männer 
wählen werden, welche ihnen von dieſen Vertrauensmännern empfohlen werden. 
Allein das ſei vielleicht nicht überall der Fall, und deshalb ſei er für directe 
Wahlen. Es entſtehe aber allerdings die Frage, wie die directen Wahlen 
möglich gemacht werden ſollen, denn wenn man große Bezirke macht, ſo ſei 
es gewiß, daß ſich viele an den Wahlen nicht betheiligen werden, weil das 
Zureiſen zu dem Wahlorte koſtſpielig ſein würde, wie dies wenigſtens in ſeinem 
Bezirke der Fall wäre. Dieſe Schwierigkeiten werden im Winter, und insbe- 
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ſondere in Gebirgsgegenden noch größer werden, ſo daß man die Leute wohl 
ſchwerlich dazu bringen werde, ſich an den Wahlen zu betheiligen. Man 
müſſe alſo aus dem Wahlkreiſe kleinere Rayons machen, wo Wahlurnen auf⸗ 
liegen, die dann in den eigentlichen Wahlort eingeſchickt werden müſſen. Da⸗ 
mit aber die Wahlen nicht vervielfältigt werden, müſſe man auf die relative 
Majorität kommen. Die Beſorgniß, es werden auf dieſe Art Kirchthurms⸗ 
Notabilitäten in den Reichstag kommen, theile er nicht, denn er glaube, daß 
gerade dann die Bauern-Notabilitäten weniger Ausſicht haben werden, weil ſie 
in kleinen Minoritäten bleiben werden. Der von Krainz erhobene Einwurf, 
daß die relative Majorität Ausdruck der Nichtmajorität ſein könne, ſei wohl 
richtig, allein dem könne abgeholfen werden; werden etwas größere Bezirke 
gemacht, ſo werde es ſich ausgleichen. Er hoffe auch, daß viele Uebelſtände 
wegfallen werden, wenn die Leute zu der Einſicht gelangen, daß es Noth thue, 
ſich vor der Wahl zu verſtändigen; das werde geſchehen, wenn die politiſche 
Bildung vorſchreitet, wenn die kleineren Orte ſehen, daß ſonſt, wenn ſie ſich 
nicht verſtändigen, die größeren Orte den Ausſchlag geben. Allein nicht ein⸗ 
verſtanden ſei er damit, daß ſo große Bezirke gemacht werden, wie Breſtel ſie 
vorſchlägt. Das Zuſammenkommen der Wähler in großen Bezirken ſei immer 
ein hoher Cenſus, und bald würde die Erfahrung lehren, daß, wenn der 
Wähler mehrere Vertrauensmänner zu benennen hätte, er um Candidaten 
in Verlegenheit ſein werde. Die Wähler werden zwei oder drei aufſchreiben, 
denen ſie ihr Vertrauen ſchenken, die übrigen aber dem Zufall überlaſſen, und 
man werde das verfehlen, was man erreichen wollte, d. h. man wird Depu⸗ 
tirte bekommen, die nicht als wahre Vertreter des Volkswillens gelten können. 
Nach ſeiner Berechnung wären die Wahlkreiſe in Bezirke ſo einzutheilen, daß 
in dieſen wenigſtens zwei und höchſtens vier, oder wenigſtens drei und höch— 
ſtens fünf Deputirte zu wählen wären. 

Tur co überreichte folgendes Amendement: „Jeder Kreis wird dergeſtalt 
in Wahlbezirke eingetheilt, daß in jedem wenigſtens zwei, höchſtens drei De 
putirte in die Volkskammer zu wählen find. Die Wahl iſt eine directe, ge⸗ 
ſchieht gleichzeitig in mehreren Hauptorten, und es entſcheidet die relative 
Stimmenmehrheit.“ 

Strobach: Er mache aufmerkſam, daß in der heutigen Debatte haupt⸗ 
ſächlich der $ 72 in ſeinen Beſtimmungen sub lit. e und d angegriffen 
werde. Es habe alſo den Anſchein, als hätten die Herren für dieſe Beſtim— 
mungen nicht geſtimmt. Der Entwurf ſolle aber der Ausdruck der Meinung 
der Majorität des Ausſchuſſes ſein. Sobald darüber, wie es hier der Fall 
iſt, Zweifel entſtehen, ſo müſſe nochmals über einen ſolchen Gegenſtand abge— 
ſtimmt werden. Da überdies ähnliche Vorgänge, ſo viel ihm bekannt iſt, im 
Ausſchuſſe bereits ſtattgefunden haben, fo beantrage er, daß § 72 lit. e u. d 
einer nochmaligen Abſtimmung unterzogen werde. Er komme zu dieſem Ende 
auf das von ihm und ſeinem Freunde Pinkas mit Aufnahme des Amende⸗ 
ments Breſtel's geſtellte Amendement folgenden Inhaltes zurück. § 72 e: „eine 
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directe Steuer in dem vom Wahlgeſetze feſtgeſetzten Minimum entrichtet, oder 
einen Pacht oder Miethzins zahlt, von welchem eine directe Steuer im obigen 
Betrage entfällt.“ 

„Das im Wahlgeſetze feſtzuſtellende Minimum der directen Steuer darf 
nicht den Betrag von 5 fl. C.⸗M. überſteigen.“ 


Im Uebrigen ſpreche auch er ſich unter der Vorausſetzung, daß ein Cenſus 


angenommen würde, für directe Wahlen aus, weil durch directe Wahlen jeden- 


falls der Wille der Urwähler ſicherer conſtatirt werde. Die Nothwendigkeit 


des Cenſus aber ſei dadurch bedingt, daß gegenwärtig noch nicht alle Staats- 
bürger politiſch gebildet find, und weil ſich wohl die ſchlechte Wahl eines Wahl 
mannes durch gute Wahlen mehrerer anderen Wahlmänner ſaniren laſſe, 
ein Gleiches aber bei directen Wahlen nicht ſtatt hat. 

Sollten die directen Wahlen angenommen werden, ſo wäre er gleichfalls 
für kleinere Bezirke und Einzelwahlen, weil dadurch den finanziellen Miß⸗ 
ſtänden vorgebeugt werde und weil dann die Wahlen nicht dem Zufalle an 
heimfallen. Endlich erkläre er ſich für die abſolute Stimmenmehrheit, weil 
Notabilitäten von Dominien wohl die relative Majorität bekommen, die abſo⸗ 
lute Majorität aber wahrſcheinlich gegen ſich haben werden. Es ſei keine Une 
möglichkeit bei directen Wahlen die abſolute Majorität zu erzielen, er habe als 
Wahlcommiſſär in Böhmen zwei Abgeordnete mit abſoluter Majorität aus 
directen Wahlen hervorgehen geſehen. Zweckmäßig ſei es, daß die Wablcom: 
miſſion von Ort zu Ort reiſe. Allein alle dieſe Nebenbeſtimmungen gehören 
ſeiner Anſicht nach ins Wahlgeſetz, daher ſtelle er unter der Vorausſetzung, 
daß man ſich für unmittelbare Wahlen ausſprechen ſollte, folgendes Amende— 
ment: „Die Wahlen der Deputirten in die Volkskammer ſind unmittelbar von 
den wahlberechtigten Staatsbürgern nach den Beſtimmungen des Wahlgeſetzes 
vorzunehmen.“ 

Breſtel: Er bemerke, daß ſein Antrag eigentlich Angriffe erfuhr, weil 
er Angriffen vorbeugen wollte. Um Bedenken vorzubeugen, habe er es zu 
vermeiden geſucht, daß eine Abgrenzung der Wahlbezirke gemacht werden müßte, 
und deshalb Kreisbezirke vorgeſchlagen. Alſo auf kleinere Kreiſe zurückzugehen 
ſei er bereit. Der Abgeordnete Ratz habe eigentlich bewieſen, daß, weil kein 
Cenſus angenommen wurde, man jetzt zu directen Wahlen Zuflucht nehmen 
müſſe, indem dieſe ein Correctiv dafür ſeien, weil die Wahlkoſten allerdings 
ein Cenſus ſind. Deshalb könne man alſo directe Wahlen annehmen, und 
zwar um ſo mehr, als der darin liegende Cenſus gerecht iſt; denn dieſer 
Cenſus beſtehe eigentlich darin, daß nur derjenige, der an den Wahlen ein 
Intereſſe nimmt, wahlberechtigt ſei. 

Was die cumulativen Wahlen betrifft, ſo halte er für abſolut nothwendig, 
daß wenigſtens zwei Abgeordnete aus einem Wahlacte hervorgehen; denn laſſe 
man nur einen wählen, ſo werden ſchlechte Wahlen die ſichere Folge davon 
ſein. Er erinnere nur an die Bezirkscorruptionen, d. i. daran, daß Miniſter 
kleinere Bezirke durch Straßenanlagen u. dgl. corrumpiren können, ferner an 
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die Verwandtſchaftsprotectionen u. dgl. mehr. Er ſei von der Schlechtigkeit 
der Einzelwahlen ſo überzeugt, daß er nur ihnen die ſchlechten Wahlen unter 
Louis Philipp zuſchreibe. Was rückſichtlich der relativen Stimmenmehrheit 
bemerkt wurde, daß die Gewählten nicht das Vertrauen der Majorität des 
Volkes haben, ſei ein theilweiſer Irrthum. Die Erfahrung zeige das Ge 
gentheil. In England, wo zwei, drei bis vier Candidaten cumulativ gewählt 
werden, und die relative Majorität gefordert wird, ſei ſeines Erinnerns in den 
letzten Jahren nicht ein Fall vorgekommen, daß ein Deputirter ohne abſolute 
Stimmenmehrheit in die Kammer gekommen wäre. Uebrigens werde bei Collective 
wahlen derjenige, der mit relativer Majorität gewählt wurde, an und für ſich 
mehrere repräſentiren als der im kleinen Bezirke in der agel, mit ab⸗ 
ſoluter Majorität Gewählte. 

Auf abſolute Majorität zu übergehen halte er für unmöglich, weil da⸗ 
durch der Wahlact zu complicirt würde, weil dies zu Wiederholungen der 
Wahlacte führen würde, was nur von nachtheiligen Folgen begleitet wäre. 
Seines Wiſſens ſchreibe die franzöſiſche Conſtitution vor, daß ein mit relativer 
Stimmenmehrheit Gewählter wenigſtens 3000 Stimmen haben müſſe. Durch 
eine ähnliche Verfügung könnte der von Krainz bezeichnete Uebelſtand behoben 
werden. Er müſſe aber weſentlich darauf zurückkommen, daß Collectivwahlen 
beſſer ſind als individuelle Wahlen. In Oberöſterreich ſeien in den gegenwärtigen 
Reichstag meiſtens Bauern gewählt worden, weil man wußte, daß die Schlich⸗ 
tung der Urbarialfragen am Reichstag vorkommen werde, wobei die Land- 
bevölkerung durch Deputirte ihres Standes am beſten vertreten zu ſein hoffte. 
Hätte man Collectivwahlen eingeführt, ſo ſei er gewiß, würde ſich nicht ein 
Bauer gefunden haben, der alle Abgeordnete aus dem Bauernſtande entnom⸗ 
men haben würde. Im Intereſſe der politiſchen Bildung, im Intereſſe deſſen, 
daß wahrhaft politiſch gebildete Männer in den Reichstag kommen, müſſe er 
die Collectivwahlen empfehlen. Was die vom Abg. Rieger rückſichtlich junger 
Leute geäußerte Beſorgniß betrifft, ſo ſeien folgende zwei Fälle möglich: 1. daß 
ein junger Menſch im Wahlbezirke begütert iſt, der gewählt werden will, oder 
daß ein großer Grundbeſitzer, ein reicher Müllermeiſter ſich in den Kopf ſetzt, 
ſein Sohn ſolle ein Staatsmann werden. Nun aus ſolchen Wahlen erwarte 
er fi keinen Gewinn; 2. daß es ſich aber wirklich um einen jungen talen⸗ 
tirten Menſchen handelt. In dieſem Falle brauche man aber ſicherlich keine 
Privatpatronanz, ein wirkliches Talent werde ſich ſchon eine gehörige Anzahl 
Wähler finden, die ihn wo nicht primo, {o doch ultimo loco auf den Stimm- 
zettel ſchreiben werden, wodurch ein ſolcher junger Menſch leicht eine relative 
Majorität wird erlangen können. Das ſchon geſtern Erwähnte, daß ein Vater, 
der gewählt worden iſt, ſtatt ſeiner den Sohn ſchicke, das werde endlich bei 
directen Wahlen unausführbar, die directen Wahlen ſeien die beſte Garantie 
dafür, daß der Gewählte ein wahrer Repräſentant des Volkes ſei. Es ſo zu 
machen wie in England, möchte er mit Abg. Rieger nicht bevorworten, denn 
es würde bei uns zu Schlägereien führen, wie dies auch in England oft vor— 
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kommt. Nach ſeiner Meinung müßten Kreiſe, in welchen zwei bis fünf De— 
putirte zu wählen ſind, in ſolche Bezirke untergetheilt werden, daß der Wahl— 
act mit Zu- und Abreiſe nicht mehr als einen Tag in Anſpruch nehme, da 
mit der in den Koſten der Zu- und Abreiſe liegende Cenſus nicht zu hoch 
ausfalle. Gegen Hein's Antrag, daß die Stimmenabgabe förmlich protokollirt 
werde, müſſe er ſich erklären, weil dies eine offene Stimmenabgabe wäre, 
welche bei nicht ganz unabhängigen Wählern zu Umtrieben Anlaß geben könnte. 
Die indirecten Wahlen halte er aber für durchaus ſchlecht, weil ſie die Wahl 
mehr oder weniger dem Zufalle preisgeben, und am meiſten politiſche Theil— 
namsloſigkeit ſchaffen. Er ſei gegen allen Cenſus, derſelbe ſei ihm aber den— 
noch lieber als indirecte Wahlen. Rückſichtlich des Antrages Strobach's, daß 
man auf die Abſtimmung über den $ 72 lit. c und d zurückkommen fol, müſſe 
er bemerken, daß er die Nothwendigkeit davon begreifen würde, wenn der Ent⸗ 
wurf nicht noch ſo viele Stadien durchzumachen hätte; ſo aber, wo noch we— 
nigſtens eine dreimalige Reviſion demſelben bevorſtehe, begreife er dieſe Noth— 
wendigkeit nicht. 

Cavalcabo: Der Abg. Breſtel habe ſich in einer ausführlichen Ent— 
wicklung über Grundſätze ausgelaſſen, die ins Wahlgeſetz gehören. Er theile 
die Meinung Strobach's, daß früher über die Punkte e und d des $ 72 nod 
mals abgeſtimmt werden müſſe, ehe man ſich über die directen Wahlen aus— 
ſprechen könne. Ob cumulative Wahlen zuzulaſſen ſeien, das ſei eine Beſtim⸗ 
mung, die dem Wahlgeſetze überlaſſen werden muß. Er bemerke hier nur ſo 
viel, daß die Vortheile, welche Abg. Breſtel in cumulativen Wahlen findet, 
noch ſehr zweifelhaft ſeien. 

Er könne ſich in einem Wahlkreiſe, der drei Deputirte zu wählen hat, 
den Fall denken, daß von drei Bezirken dieſes Kreiſes ſich je einer für einen 
beſtimmten Deputirten entſcheidet, daß jeder dieſer Bezirke den von ihm be— 
günſtigten Candidaten mit relativer Stimmenmehrheit durchſetzt, daß alſo die 
cumulative Wahl zu demſelben Reſultate wie die Einzelwahlen führen werde; 
dagegen werde es bei uns oft der Fall ſein, daß Leute nicht in der Lage ſein 
werden, fünf oder noch mehrere Männer ihres Vertrauens zu wiſſen. In 
England ſei ein ganz anderes politiſches Leben als bei uns, wo in Städten, 
wie die Erfahrung zeigte, Leute, die acht Wahlmänner zu wählen hätten, in 
Verlegenheit waren, dieſe herauszufinden. 

Goldmark: Die Debatte drehe ſich um zweierlei, nämlich um die Form 
der Wahlen, ob directe oder indirecte angenommen werden ſollen, dann um 
den Antrag Strobach's. Ueber dieſen wolle er zuerſt ſprechen. Es ſei aller— 
dings richtig, daß der Ausſchuß eine Abänderung früher gefaßter Beſchlüſſe 
vorgenommen habe, allein nicht in Sachen, wo es ſich um principielle Fragen 
handelt. Bei Beſchlüſſen über principielle Fragen müſſe es bleiben; eine 
restitutio in integrum könne nur bei Nebenſachen geſtattet werden. 

Um auf die erſte Frage zurückzukommen, ſo habe Krainz geſagt, daß aus 
relativer Majorität keine wahre Vertretung der Majorität des Volkes reſultire; 
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das ſei aber kein Grund gegen directe Wahlen, ſondern gegen die relative 
Stimmenmehrheit; allein ſelbſt rückſichtlich dieſer ſei dies kein ſtichhaltiger 
Grund. Den vom Abg. Strobach geltend gemachten Grund, daß das Volk noch 
nicht politiſch reif ſei, halte er für den ſchlechteſten; denn derſelbe bedinge eine 
Art Intelligenzmaßſtab, und conſequenter Weiſe müßte man ſich dann auch für 
die Cenſur erklären, denn auch dieſe lege nur einen Maßſtab an die Intelligenz. 
Er ſei der Meinung, daß indirecte Wahlen eine Art Vormundſchaft ſeien, die 
durch die bisherige Haltung der öſterreichiſchen Völker nicht begründet ſei. Bei 
allen Fragen finde man übrigens Differenzen im Volke, in der Frage der 
directen Wahlen aber eine vollkommene Einhelligkeit. Wenn man ſich aber 
ſchon ſo viel durch den Volkswillen binden will, ſo möge man ihn auch in 
dieſer Frage beachten. Wolle man endlich die Vorliebe der directen Wahlen 
nicht vernichten, fo müſſe man ſich über die Beſtimmungen, welche Abg. Caval⸗ 
cabo dem Wahlgeſetze überlaſſen will, hier principiell ausſprechen und dürfe 
dieſelben nicht einem undulirenden Wahlgeſetze anheimgeben. 

Goriup: Unter den Gründen, die hier vorgebracht worden ſind, vermiſſe 
er den Umſtand, daß ſich in größeren Bezirken verſchiedene Nationalitäten vor⸗ 
finden werden. Dieſer Uebelſtand werde die Folge haben, daß eine Nationalität 
nie dazu kommen wird, ihren Vertreter ins Parlament zu ſchicken, weil die 
zahlreichere Nationalität nur Vertreter aus ihrer Mitte wählen wird. Dies 
ſei aber ungerecht und unpolitiſch, weil es nur dazu dient Gehäſſigkeiten, wo 
ſie ſich vorfinden, zu ſteigern. Man fürchte von Einzelwahlen ſchlechte Ver— 
tretung der Landbezirke, weil der gegenwärtige Reichstag ein ſolches Beiſpiel 
geliefert. Allein das ſei vorzüglich dem Umſtande, daß die Erledigung der 
Urbarialfrage dieſem Reichstage zugewieſen war, zuzuſchreiben, und werde in 
der Zukunft ſich nicht leicht wiederholen. Daß bei directen Wahlen eine ab— 
ſolute Majorität nicht leicht zu erreichen iſt, ſei ihm klar, ebenſo daß vor allem 
entſchieden werden muß, ob man directe oder indirecte Wahlen haben wolle, 
denn würde man ſich für letztere ausſprechen, ſo ſehe er keine Nothwendigkeit des 
Cenſus für Urwähler ein. Bei dem gegenwärtigen Stande der Bildung unſeres 
Volkes, und bei der Entlegenheit der Bezirke finde er, daß indirecte Wahlen 
vorzuziehen ſeien, obwohl er in der Idee den directen Wahlen den Vorzug gebe. 

Kautſchitſch: Die Kreiſe werden ja nach Nationalitäten gebildet, Goriup's 
Befürchtung falle alſo von ſelbſt weg. Gegen die vom Abg. Strobach vere 
langte restitutio in integrum müſſe er ſich erklären, es würde der bisherigen 
Gepflogenheit widerſprechen. Wo es nicht vorbehalten wurde, ſei dies bei princi— 
piellen Fragen noch nicht geſchehen. Uebrigens werde ja der Entwurf in die 
Abtheilungen kommen, und er halte auch dafür, daß man den Entwurf nicht 
beſchränken ſolle, das werde in der Kammer ohnehin geſchehen. Er ſehe auch 
nicht ein, warum man einen Cenſus von mindeſtens 5 Gulden haben wolle; 
etwa um ſicherer zu ſein, daß die Wähler in die Wahlorte eher zureiſen wer— 
den? Das, was in dieſer Hinſicht von Appenzell geſagt wurde, beweiſe nur, 
daß die dortigen Republikaner bloß durch die Gnade der Wählbaren exiſtiren. 
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Was die Bedenken wegen der relativen Majorität anbelangt, ſo ſei die abſolute 
Majorität in vielen Fällen auch nur ſcheinbar, dort wenigſtens, wo endlich 
zwiſchen zwei Candidaten gewählt werden mußte; dann ſei aber auch ein anderer 
Grund der Beſorgniſſe bei indirecten Wahlen gerechtfertigt, es ſeien nämlich zu 
Wahlmännern häufig eine Art Magnaten gewählt worden, die bei der Obrigkeit 
gern geſehen wurden, und unter dieſen habe man in Wirthshäuſern Stimmen 
geſucht. Daß, wie Cavalcabo ſagte, die Leute häufig um Wahlmänner in Ber 
legenheit waren, ſei wahr; allein das habe ſeinen Grund darin, daß man die 
Leute täuſchte, daß man ſie glauben machte, ſie müßten ſich auf ihre kleinen 
Bezirke beſchränken. Er ſei für Laſſer's Antrag. 

Dieſer Antrag wurde hier vom Vorſitzenden vorgeleſen. Er lautet: „Die 
Wahlen geſchehen direct und mit relativer Stimmenmehrheit. Jeder Reichskreis 
mit Ausſcheidung der zur eigenen Vertretung berechtigten Orte iſt durch das 
Wahlgeſetz je nach der Größe ſeiner Bevölkerung in ſolche Wahlbezirke zu theilen, 
daß in jedem Bezirke wenigſtens zwei und höchſtens drei Deputirte zu wählen ſind.“ 

Mayer: Er ſei einer von denjenigen, die ſich immer der Majorität fügen. 
Allein der $ 72 würde einem Talleyrand Ehre machen, fo viel Worte ſeien 
darin, um nichts zu ſagen. Alſo zwiſchen dieſem Vorwurf und der restitutio 
in integrum möge man wählen. Einſtmals als er mit dem Abg. Breſtel be⸗ 
kannt wurde, habe er von demſelben gehört, daß man für directe Wahlen nur 
dann ſein könne, wenn ein Cenſus feſtgeſtellt iſt. Abg. Ratz habe zwar nach— 
gewieſen, daß in directen Wahlen ein Cenſus liege. Allein dieſe Beſchränkung 
treffe nur diejenigen, die nicht am Wahlorte leben, ſie verſtoße alſo gegen 
das Princip der Gleichberechtigung; auch halte er dafür, daß man ſich offen 
ausſprechen ſolle, ob man einen Cenſus haben will oder nicht. 

Wenn man ſich ferner daran ſtößt, daß bei directen Wahlen die relative 
Majorität nicht die wahre Mehrheit des Volkes vertritt, ſo ſei auch bei indirecten 
Wahlen die abſolute Majorität in dieſer Beziehung häufig nur eine Täuſchung. 
Bei indirecten Wahlen fei es nämlich gegründet, daß man mit ½ 100 der 
Majorität gewählt werde. Den letzteren Bruchtheil unbeachtet laſſend, bean— 
trage er noch zu Laſſer's Amendement 1. Satz den Zuſatz „von wenigſtens 
einem Viertheil der Stimmenden.“ Uebrigens ſeien die Vortheile der directen 
Wahlen augenſcheinlich, und er werde bedauern wenn er für indirecte Wahlen 
würde ſtimmen müſſen, was dann der Fall wäre wenn kein Cenſus ange- 
nommen werden ſollte. Was hier rückſichtlich der Corruption der kleinen Be— 
zirke erwähnt wurde, beweiſe nur ſoviel, daß man für keine franzöſiſche Centrali— 
ſation ſtimmen müſſe, dann werden ſich z. B. die Bezirke ſelbſt ihre Straßen 
anlegen u. dergl. Das von Appenzell Geſagte beweiſe auch nur, daß die Be— 
völkerung commod iſt, allein die Freiheit wurzele tief in ihnen, denn wenn es 
an dieſe gehe, fo wehre ſie ſich wie ein Mann. Rückſichtlich der Cumulativ⸗ 
wahlen, mit denen man die Kirchthurmpatrone abſchaffen will, müſſe man 
aber in großen Städten einen Unterſchied machen, weil die Vorſtädte immer 
über die Stadt prävaliren würden. 
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Bei der ſohin vorgenommenen Abſtimmung wurde Strobach's Antrag, 
$ 72 c und d einer neuerlichen Abſtimmung zu unterziehen, dann der von 
Rieger geſtellte Antrag auf Abſtimmung mit Namensaufruf mit Stimmen⸗ 
mehrheit angenommen. Für directe Wahlen mit Beibehaltung der Beſtimmungen, 
die geſtern im §S 72 ausgeſprochen wurden, haben 13 mit Ja, 15 mit Nein 
geſtimmt. x 

Mit Ja ſtimmten Laufenſtein, Fiſchhof, Goldmark, Goriup, Hein, Kaut⸗ 
ſchitſch, Madonizza, Rieger, Smolka, Turco, Vacano, Breſtel und Ziemialkowsky. 

Mit Nein ſtimmten Cavalcabo, Feifalik, Filippi, Halter, Krainz, Laſſer, 
Mayer, Mikloſitſch, Strobach, Pfretſchner, Petranovich, Pinkas, Ratz, Scholl 
und Vlach. 

Die Erſteren verlangten die Protokollirung des Minoritätsvotums. 

Für directe Wahlen unter den vom Abg. Strobach beantragten Modi⸗ 
ficationen des §S 72 ſtimmten mit Ja: Cavalcabo, Feifalik, Filippi, Fiſchhof, 
Goriup, Halter, Hein, Krainz, Laſſer, Mayer, Mikloſitſch, Strobach, Pfretſchner, 
Petranovich, Pinkas, Ratz, Rieger, Scholl, Turco, Violand, Vlach. 

Mit Nein ſtimmten: Laufenſtein, Goldmark, Kautſchitſch, Madonizza, 
Smolka, Vacano, Ziemialkowsky. 

Es wurde alſo mit 21 Stimmen gegen ſieben folgende Textirung der 
lit. d $ 72 angenommen: „d) eine directe Steuer in dem vom Wahlgeſetze 
feſtgeſetzten Minimum entrichtet oder einen Pacht oder Miethzins zahlt, von 
welchem eine directe Steuer in obigem Betrage entfällt. 

Das im Wahlgeſetze feſtzuſtellende Minimum der directen Steuer darf 
den Betrag von 5 fl. nicht überſteigen.“ 

Die ſohin beantragte Streichung der sub e $ 72 enthaltenen Beſtim⸗ 
mung wurde mit Stimmenmehrheit angenommen. 

Der Antrag Strobach's, daß die näheren Modalitäten dem Wahlgeſetze 
zu überlaſſen ſeien, blieb in der Minorität. In derſelben ſtimmten mit ihm 
Pinkas, Scholl, Rieger, Krainz, Ratz, Cavalcabo, und Abg. Strobach verlangte 
die Protokollirung dieſes Minoritätsvotums mit dem Beiſatze, daß fo wandel— 
bare Beſtimmungen ins Wahlgeſetz gehören und nicht in die Verfaſſungs⸗ 
urkunde. 

Sohin wurde abgeſtimmt über den erſten Satz des Amendements des 
Abg. Laſſer ohne den von Mayer beantragten Zuſatz. 

Derſelbe wurde mit 19 Stimmen gegen ſechs verworfen. 

Derſelbe erſte Satz mit dem Zuſatzantrag des Abg. Mayer wurde ſohin 
mit 13 Stimmen gegen 12 angenommen. 

Dieſelben verlangten die Protokollirung ihres Minoritätsvotums. 

Ferner wurde der zweite Abſatz mit der vom Abg. Turco beantragten 
Modificirung der Ziffer mit 15 gegen 11 Stimmen angenommen. 

Endlich wurde der ganze Paragraph mit 14 gegen 12 Stimmen ange⸗ 
nommen. 

Der $ 73 lautet nun: „Die Wahlen geſchehen direct und mit relativer 
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Stimmenmehrheit von wenigſtens einem Viertheile der Stimmenden. Jeder 
Reichskreis mit Ausſcheidung der zu eigener Vertretung berechtigten Orte iſt 
durch das Wahlgeſetz je nach der Größe ſeiner Bevölkerung in ſolche Wahl— 
bezirke zu theilen, daß in jedem Bezirke wenigſtens zwei und höchſtens drei 


Deputirte zu wählen find.“ 


Sitzung am 16. Februar 1849. 


Zur Debatte war die Einrichtung der Länderkammer, zunächſt $ 76) geſtellt. 

Breſtel: Ich habe zu Nr. 1 und 2 dieſes Paragraphen folgendes Amende— 
ment vorzutragen: „Die Länderkammer wird auf folgende Weiſe gebildet. Jeder 
Reichskreis als ſolcher wählt bei einer Bevölkerung unter 500 000 Seelen zwei, 
mit einer Bevölkerung von 500 000 Seelen und darüber aber drei, außerdem 
jede Provinz als ſolche bei einer Bevölkerung unter einer halben Million einen, 
bei einer Bevölkerung unter einer Million zwei, über eine Million drei De— 
putirte in die Länderkammer.“ 

Ich bin mit der Zuſammenſetzung der Länderkammer nach dem Entwurfe 
nicht einverſtanden, denn wenn jede Provinz als Perſönlichkeit betrachtet wird, 
ſo entſteht ein zu großes Mißverhältniß zwiſchen den großen und kleinen Pro— 
vinzen, da manche bezüglich der Bevölkerung ſich wie 1:12 und bezüglich der 
Ertragsfähigkeit wie 1: 20 und 30 verhalten; dieſe beiden Momente bilden die 
Macht und den Einfluß der Provinz; dieſen ſoll alſo bei der Vertretung in 
der Länderkammer Rechnung getragen werden, ich habe daher hierauf in meinem 
Amendement Rückſicht genommen, auch habe ich ein Schema entworfen, nach 
welchem mit Bezug auf die Bevölkerung und die Steuerquoten entfielen auf 
Niederöſterreich neun, auf Oberöſterreich drei, Salzburg drei, Steiermark acht, 
Kärnthen drei, Krain drei, Küſtenland fünf, Deutſchtirol ſechs, Welſchtirol drei, 
Böhmen zwanzig, Mähren neun, Schleſien drei, Galizien achtzehn, Bukowina 
drei, Dalmatien drei, im Ganzen 101 Abgeordnete; dadurch wäre auch ein 
gutes Verhältniß zwiſchen der Zahl der Vertreter der erſten und zweiten 
Kammer hervorgebracht, letztere betrüge ein Drittel der erſten. 

Ziemialkowsky: Ich habe mich ſchon dahin geäußert, daß ich nur dann 


i für die gleiche Vertretung der Provinzen ſtimmen werde, wenn man ihnen die 


Autonomie wahrt. Da dies nicht geſchehen iſt, ſo ſtimme ich im Princip mit 
Breſtel überein; nur bemängle ich die Ausführung inſofern, als er zwiſchen 
den Provinzen, die mehr als eine Million Einwohner haben, keinen weiteren 
Unterſchied mehr macht, gleichviel, ob ſie zwei oder fünf Millionen Bevölkerung 


1) $ 76. Die Länderkammer beſteht: 1. aus je drei Abgeordneten jedes einzelnen Kron⸗ 
landes, welche durch die Landtage aus ihrer Mitte gewählt werden; 2. aus je einem Abgeord⸗ 
neten jedes Reichskreiſes, welchen die Kreistage zu wählen haben; 3. ferner haben in derſelben 
noch Sitz und Stimme: a) der Thronfolger, ſobald er das 18. Lebensjahr erreicht hat, b) alle 
Mitglieder des Reichsrathes. 

Springer, Protokolle. 14 
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zählen. Ich kann auch jetzt noch nicht über die Vertretung nach Kreiſen ab— 
ſtimmen, nachdem wir noch nicht wiſſen, wie viele Kreiſe wir haben werden, 
denn wenn die großen Provinzen auch in große Theile eingetheilt werden, ſo 
ſind ſie im Nachtheil gegen die kleinen, die vielleicht mehrere Kreiſe zählen. 

Breſtel: Ich habe neben dem provinziellen Elemente die Bevölkerung 
und das Steuererträgniß berückſichtigen wollen; dieſe beiden Momente ſind 
aber nicht überall im gleichen Maßſtabe vereinigt; während z. B. Niederöſter⸗ 
reich, Böhmen, Mähren, Galizien, ſämmtlich über eine Million Einwohner 
haben, ſo folgen dieſelben nach der Steuerquote: zuerſt Niederöſterreich, dann 
Böhmen, dann Galizien, endlich Mähren; alſo nur aus der Berückſichtigung 
beider Momente iſt mein Schema entſtanden. 

Cavalcabo: Die Vorausſetzung, von der der Fünferausſchuß ausging, 
nämlich daß die Provinzen ſelbſtändige Perſonen ſind, iſt unrichtig, mir ſcheint 
das Breſtel'ſche Princip richtiger, ich ſtimme für daſſelbe; auch mit dem Punkte b 
sub 3 bin ich nicht einverſtanden, weil ich überhaupt gegen die Creirung eines 
Reichsrathes bin. 

Turco: Im Principe bin ich mit Breſtel, aber mit der Bemerkung des 
Abg. Ziemialkowsky einverſtanden; ich muß wiederholen, daß ich nicht glaube, 
ein Princip könnte bei der großen Verſchiedenheit unſerer Provinzen conſe— 
quent durchgeführt werden; es wäre auch nicht unangemeſſen, ein Quantum 
der Bevölkerung feſtzuſtellen, aus welchem ein Kreis zu beſtehen hätte. 

Pinkas: So oft ich meine Stimme abgebe, halte ich es für zweckmäßig, 
mich gegen jeden zugemutheten Rückhalt oder eine feindliche Abſicht gegen die 
nicht czechiſchen Bewohner meines Landes zu verwahren; der Inhalt meines 
heutigen Votums wird ſie aber belehren, daß die Verwahrung bloß der Form 
wegen geſchah. Ich bin entſchieden gegen das Breſtel'ſche Amendement, denn 
ſo hätten wir zwei Volkskammern, was nicht unſere Abſicht war. Wir wollten 
keine Pairskammer, keinen Senat, wie er anderwärts conſtituirt iſt, ſondern 
nach den eigenthümlichen Verhältniſſen Oeſterreichs eine Länderkammer, deren 
Aufgabe es iſt, den Regulator für außerhalb der Kammer liegende Mißver⸗ 
hältniſſe abzugeben. Conſtruiren wir die obere Kammer nach der Volkszahl 
und der Steuerquote, ſo haben wir einer Präponderanz den Vorzug einge— 
räumt, und den Stoff zur Auflöſung der Monarchie auch in die Länderkammer 
gepflanzt. Ich wünſche jede provinzielle Einheit gleich vertreten zu wiſſen, 
ſonſt kann man immer ſagen, daß eine gewiſſe Partei nach Bevorzugung ſtrebt. 
Ich leugne übrigens nicht, daß ich auch im Breſtel'ſchen Vorſchlage den Pferde— 
fuß zu finden glaube; denn Niederöſterreich und Wien ſind beſonders gut be— 
dacht. Das finde ich nicht nothwendig, da ja die größeren Provinzen in der 
Vertretung nach Kreiſen ihre Berückſichtigung finden, außerdem wünſche ich 
für jede Provinz eine gleiche Zahl von Abgeordneten, welche gleichmäßig in die, 
in jeder Provinz vorhandenen Nationalitäten getheilt werden, auch kann ich 
mich nicht mit dem Gedanken befreunden, daß eine Provinz, welche nur einen 
Kreis bildet, einmal als Provinz, dann als Kreis wählen ſoll. Weiter iſt 


— 
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nach dem Entwurfe der Landtag in der Wahl der Provinzvertreter bloß auf 
die Mitglieder des Landtages beſchränkt; ich zweifle nicht, daß der Landtag in 
der Regel aus ſich ſelbſt die Deputirten wählen wird, aber ſoll es ihm ver— 
wehrt ſein, eine nicht im Landtage befindliche Capacität, deren Eintritt in die 
Länderkammer wegen beſonderer Specialkenntniſſe gerade wünſchenswerth iſt, 
zu wählen? Die Reichsräthe, welche von der Regierung ernannt werden, 
wünſche ich nicht in der oberen Kammer zu ſehen, ſie brächten nur ein ab— 
geſondertes Ferment hinein. 

Ich amendire: „Die Länderkammer beſteht 1. aus je ſechs Abgeordneten 
jedes einzelnen Reichslandes, welche durch die Landtage (in gleicher Zahl für 
jede Nationalität des Landes in Nationafcurien)') gewählt werden; 2. aus 
je einem Abgeordneten jedes Kreiſes, welchen die Kreistage zu wählen haben, 
falls das einzelne Reichsland aus mehr als einem Kreiſe beſteht.“ 

Fiſchhof: Der Antrag Breſtel's iſt nicht Fiſch und nicht Fleiſch, die 
Provinzen werden weder als Einheiten noch nach der Volkszahl allein ver— 
treten. Die Beſteuerung iſt auch etwas Wechſelndes. Aber auch der Abg. 
Pinkas iſt nicht conſequent, denn wenn jede Einheit gleich vertreten ſein ſoll, 
ſo darf von einer Vertretung nach Kreiſen keine Rede ſein. 

Ich amendire: „Jede Provinz ſchickt eine gleiche Zahl von Abgeordneten 
in die Länderkammer.“ 

Strobach: Ich meine ebenfalls, daß jeder Provinz das gleiche Recht der 
Perſönlichkeit zugeſtanden werden müſſe, gleichviel wie groß oder klein ſie iſt; nach 
der Steuerquote die Vertretung zu regeln, wäre unzweckmäßig, und erinnert 
an die Anſicht, daß die Provinzen Staatsdomänen ſind. 

Ich ſtimme ganz für das Amendement Pinkas. 

Turco brachte das Amendement ein: „Die Abgeordneten eines Reichs— 
landes ſollen verhältnißmäßig aus den verſchiedenen Nationalitäten, aus welchen 
daſſelbe beſteht, gewählt werden.“ 

Laufenſtein: Selbſt wenn man jede Provinz als Einheit anſehen will, 
kann man doch von dem Bevölkerungsprincipe nicht abgehen, weil ſonſt das 
Mißverhältniß zwiſchen den großen und kleinen Provinzen zu groß wäre. Ich 
ſchlage daher vor: Jedes Reichsland ſoll wenigſtens drei, die größeren Reichs— 
länder aber ſollen aus jedem Reichskreiſe einen und überdies aus dem Land— 
tage ſo viele Vertreter ſenden, als das Reichsland Kreiſe hat. 

Kautſchitſch: Ich erinnere die Herren, daß wir im $ 3 das Princip 
der Gleichberechtigung der Provinzen ausgeſprochen haben, aber dennoch will 
man die großen und kleinen Provinzen nicht gleich behandeln, das liegt darin, 
weil wir die ſaubere Föderativcentraliſation angenommen haben. Hätten wir 
eine reine Föderation als Princip anerkannt, ſo würde ich mit Fiſchhof ſtimmen, 
aber im Sinne der früheren Beſchlüſſe ſtimme ich für Pinkas, weil ſo die 
nationalen Streitigkeiten am beſten vermieden werden. 


1) Die eingeklammerten Worte wurden nachträglich hinzugefügt. 
14* 
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Ratz: Ich kann nur dann mich einverſtanden erklären, wenn Vorarlberg 
wenigſtens als Reichskreis ſeinen eigenen Vertreter in die Länderkammer zu 
ſchicken haben wird. 

Scholl: Im Sinne des im S3 anerkannten Princips erkläre ich mich mit 
dem Commiſſionsantrage einverſtanden, denn die Gleichberechtigung der Pro 
vinzen kann nur in der Länderkammer zur Wahrheit werden. In Nr.! dieſes 
Paragraphen wären die Worte „aus deren Mitte“ zu ſtreichen, denn dieſe Bee 
ſchränkung iſt überflüſſig, wenn der Landtag die meiſten Capacitäten in ſich 
begreift, und ſchädlich, wenn dies nicht der Fall iſt. — Wenn die Reichsräthe 
wirklich ſo ernannt werden, wie es im Entwurfe beantragt iſt, ſo habe ich 
keinen Grund, ſie von der Länderkammer auszuſchließen. 

Goriup: Ich halte den Antrag Breſtel's für originell, aber für verun⸗ 
glückt, weil man ſo nur Kreiſe, aber keine ſelbſtändigen Länder conſtruiren möchte. 

Hein: Pinkas meint, jede Provinz und jeder Kreis ſoll wählen, aber 
dennoch ſoll eine Provinz, die nur aus einem Kreiſe beſteht, nur einen Vere 
treter ſchicken; das finde ich ungerecht und inconſequent; ich ſtelle das Sub— 
amendement zu Pinkas: die Worte „falls das einzelne Reichsland aus mehr 
als einem Kreiſe beſteht“ wegzulaſſen. 

Breſtel: Ich muß mich gegen den Vorwurf rechtfertigen, als hätte ich 
mit meinem Antrage meine Heimatsprovinz begünſtigen wollen. Allein zur 
Rechtfertigung mögen die Zahlen ſprechen, welche den Vorzug vor Worten 
haben, daß ſie nur einen Sinn haben. Nach meinem Schema entfallen auf 
meine Provinz neun Vertreter von 101, alſo gerade der 13. Theil; ich beab— 
ſichtige bloß, den Keim zu neuen Mißverhältniſſen aus der Länderkammer zu 
entfernen, welche bei der conſequenten Durchführung der gleichen Vertretung 
der Provinzen unausweichlich wären. 

Cavalcabo: Wir haben die Föderation weniger, als eine ſtarke Central 
gewalt nothwendig; ich ſehe daher auch die Länderkammer nicht als eine Be— 
thätigung des Föderationsprincipes an, ſondern halte eine zweite Kammer bei 
unſerem politiſch noch nicht durchgebildeten Volke für nothwendig. Wenn da— 
her Breſtel die obere Kammer nach der Bevölkerung und der Steuerfähigkeit 
gliedert, ſo bin ich damit im Intereſſe der Gerechtigkeit einverſtanden, ich er— 
innere, daß dieſe Factoren ſchon in der erſten franzöſiſchen Conſtitution be— 
rückſichtigt waren. 

Goldmark erklärt ſich für das Breſtel'ſche Amendement. 

Krainz: Wenn auch unſer Geſammtſtaat von Nordamerika verſchieden 
iſt, ſo ſind doch die Provinzen als Perſönlichkeiten anerkannt worden; die Eigen⸗ 
thümlichkeiten der Provinzen find ebenſo unantaſtbar, wie jene der Nationali— 
täten, auch iſt das laute Streben der Provinzen dahin gerichtet; jede Provinz 
ſoll daher gleiche Rechte und eine gleiche Vertretung haben; Kreiſe ſind ein 
rein adminiſtratives Inſtitut, ſie ſind keine Perſönlichkeiten, in den Kreiſen 
ſehe ich überhaupt den Uebergang zu einem Departementalſyſtem. Ich ſtimme 
daher für eine gleiche Vertretung der Provinzen und ſtelle zum Amendement 
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Fiſchhof den Unterantrag: „Jedoch ſoll hierbei aus jeder Nationalität eine gleiche 
Anzahl von Abgeordneten genommen werden.“ 

Pinkas: Aus den eben entwickelten Gründen laſſe auch ich die Ver— 
tretung nach Kreiſen fallen, würde aber jeder Provinz eine höhere Zahl von 
Vertretern geben, damit die Länderkammer im Perſonalſtatus nicht zu ſchwach 
ſei, nicht nur wegen des Anſehens im Verhältniß zur Volkskammer, ſondern 
auch wegen der möglichen Zuſammenſchmelzung beider Kammern. 

Vacano: Ich nehme den urſprünglichen Antrag des Abg. Pinkas auf, 
denn die Vertretung nach Kreiſen ſcheint mir gerade um Mißverhältniſſe aus— 
zugleichen nothwendig. 

Rieger: Es geht nicht an, auf die Verhältniſſe der verſchiedenen Pro— 
vinzen Rückſicht zu nehmen bei der Zahl der Vertreter in der Länderkammer. 
Soll die Volkszahl entſcheiden, ſo ſind die kleinen Provinzen verkürzt; nimmt 
man einen gemiſchten Maßſtab nach der Volkszahl und Beſteuerung an, ſo 
läßt ſich dies nicht leicht gerecht durchführen. Es bleibt alſo nichts übrig, als 
alle Provinzen gleich zu behandeln, es iſt dies auch eine Folge des in $ 3 
angenommenen Principes, gegen das ich lebhaft kämpfte, weil ich für meine 
Provinz fürchtete. Da man die Kreiſe bloß als adminiſtrative Einheiten gelten 
laſſen kann, um den Nationalitäten Rechnung zu tragen, und ſie daher keine 
von der Provinz divergirenden Intereſſen haben können, ſo ſtimme ich gegen 
die Vertretung nach Kreiſen. Für die Intereſſen der Nationalität will ich da 
durch ſorgen, daß in meinem Lande z. B. die Böhmen und die Deutſchen 
gleich viel Vertreter im Landtage nach nationalen Curien wählen ſollen. Mein 
Amendement lautet: „Die Länderkammer beſteht aus je ſechs Abgeordneten für 
jede Provinz, welche von den Landtagen nach nationalen Curien und in Ge— 
mäßheit der näheren Beſtimmungen des Wahlgeſetzes ſo zu wählen ſind, daß 
auf jeden Volksſtamm des Landes eine gleiche Anzahl von Vertretern entfällt.“ 

Hein amendirt: „Jedes Reichsland ſchickt acht Abgeordnete in die Länder 
kammer des Reichstages. Wo der Provinzialtag aus gemiſchten Nationalitäten 
beſteht, ſoll jede Nationalität in abgeſonderten Curien einen gleichen Theil von 
der Geſammtzahl jener Abgeordneten zu wählen haben, welche für die ganze 
Provinz in die Länderkammer zu ſenden ſind. Bleiben nach dieſer Theilung 
noch ein oder zwei Abgeordnete zu wählen übrig, ſo wären ſie vom geſammten 
Provinzialtage zu wählen.“ 

Ziemialkowsky: Ich wäre mit dem Antrage Rieger's einverſtanden, 
wenn man unter Nationalität bloß die Abſtammung von einem beſtimmten 
Volksſtamme verſtehen würde, aber aus der Erfahrung belehrt, trage ich an, daß 
man dies deutlich ausſpreche, ſonſt wird fortan eine Eintheilung der Nationen 
nach dem religiöſen, ſelbſt politiſchen Glaubensbekenntniſſe vorkommen. Ich 
erinnere Sie an die Ruthenen, welche den Abg. Popiel, der doch ein Ruthene 
von Geburt iſt, nicht als den Vertreter ihrer Nationalität anſehen wollten, 
als er in den Ausſchuß für das Gemeindegeſetz gewählt wurde; wir haben hier 
60 rutheniſche Abgeordnete, 20 ſagen von den übrigen 40, letztere ſeien keine 
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Ruthenen, warum? weil ſie nicht rutheniſchen Glaubens ſind. Ich bedauere, 
daß der Abg. Kapuszack ſeinen Antrag zurückgezogen hat, vielleicht wäre bei 
dieſer Gelegenheit eine Löſung dieſer Frage erfolgt.) Da dies nicht geſchah, 
ſo finde ich für nothwendig, daß hier aufgenommen werde: „doch ſoll weder das 
religibſe noch das politiſche Glaubensbekenntniß als entſcheidendes Merkmal 
der Nationalität angeſehen werden.“ f 

Strobach: Ich habe früher für die Kreisvertretung geſtimmt, hauptſäch⸗ 
lich weil ich auf dieſe Art die Nationalitätszwiſte beſeitigen zu können glaubte. 
Da nunmehr Anträge vorliegen, welche auch ohne die Kreisvertretung allen 
Nationalitäten Rechnung tragen, ſo ſtimme ich nunmehr für das Amendement 
Rieger; was den Antrag Ziemialkowsky anbelangt, fo verſteht ſich ja dieſe Er 
klärung der Nationalität ſchon aus dem etymologiſchen Begriffe; dann kann 
ja der Reichstag nicht über eine Nationalität als Factum entſcheiden. 

Ratz: Es iſt mir der Wechſel in den Anſichten auffallend, denn noch 
vor einer Viertelſtunde hat man die Vertretung nach Kreiſen vertheidigt, jetzt 
iſt es anders; ich bin der Meinung, daß man bei der Vertretung nicht bloß 
die Nationalitäten, ſondern auch die materiellen Intereſſen berückſichtigen muß; 
Vorarlberg will auch für ſich ſeinen Mann in die Länderkammer ſchicken, ſonſt 
verzichten wir auf die Länderkammer; denn ſollen wir bloß am Landtage in 
Innsbruck mitwählen, ſo verfallen wir der Stimmenmehrheit, und was das 
für eine gefährliche Waffe iſt, das haben Sie geſtern geſehen. 

Goriup: Daß alle Nationalitäten gleich berückſichtigt werden ſollen, halte 
ich für eine Schwierigkeit, wenn nicht gar für eine Unmöglichkeit. Wie ſoll die 
Grenze angegeben werden, wann eine Nationalität als ſelbſtändig anzuſehen 
iſt, z. B. ein Zehntel iſt deutſch, neun Zehntel ſlawiſch; ich glaube daher, daß 
man ſagen ſolle „verhältnißmäßig zu berückſichtigen.“ 

Pinkas: Wir können in die Conſtitution keine ethnographiſche Karte 
zeichnen; dieſe kleinen Differenzen müſſen in dem vom conſtituirenden Lande 
tage zu erlaſſenden Wahlgeſetze ausgetragen werden. 

Ca valcabo ſpricht in gleichem Sinne wie Goriup. 

Rieger: Es verſteht ſich von ſelbſt, daß Nationalitäten, die ſich bloß als 
Streifen in ein Land hineinziehen, nicht eine nationale Curie im Landtage 
verlangen können, ſondern nur jene, welche wirklich ein nationales Leben 


1) Der Redner bezieht ſich auf Vorgänge in den Reichstagsſitzungen vom 1. u. 9. Februar. 
In der erſteren Sitzung hatte der Abg. Kapuszack, ein rutheniſcher Bauer, den Antrag geſtellt, 
in die Commiſſion zur Ausarbeitung eines Gemeindegeſetzes auch einen Ruthenen zu wählen. 
Der Antrag war in Wahrheit ein Proteſt gegen die bereits vollzogenen Ausſchußwahlen. In 
den Ausſchuß waren nämlich als Vertreter Galiziens, wie die Ruthenen behaupteten, lauter 
Polen gewählt worden. Daß der von rutheniſchen Eltern geborene, aber vollſtändig der Polen⸗ 
partei ergebene Abg. Popiel ihre Intereſſen vertrete, beſtritt Kapuszack auf das heftigſte. Kapus⸗ 
zack hatte ſeinen Antrag am 1. Februar eingereicht; am 9. Februar ſollte er zur Verhand- 
lung kommen. Auf das Andrängen zahlreicher Abgeordneter, beſonders von der Rechten, welche 
von der Berathung ein neues Auflodern nationaler Leidenſchaften fürchteten, nahm Kapuszack 
den Antrag zurück. 
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führen, und das wird nicht jo ſchwer zu beſtimmen ſein. Die Slawen in Steier— 
mark z. B. bilden ein Drittel der Bevölkerung, alſo muß ihnen eine nationale 
Curie zugeſtanden werden. Abg. Ratz hätte beſſer gethan, ein Amendement 
einzubringen, daß bei der Wahl der Vertreter am Landtage auch auf frühere 
hiſtoriſche Verhältniſſe Rückſicht genommen werden muß, (3. B. Appenzell wird 
in Inner- und Außerrhoden eingetheilty). Was den Begriff von Nationalität 
anbelangt, jo haben wir uns ja ſchon bei den Grundrechten darüber beſprochen 
und ausgeſprochen, daß vorzugsweiſe die Sprache das entſcheidende Merkmal 
iſt, z. B. die Slawen in Norddeutſchland ſind germaniſirt, und daher hält 
man ſie nicht mehr für Slawen; neben der Sprache gibt es freilich noch andere 
Momente, welche die Nationalität begründen, aber kann der Ausſchuß, kann 
der Reichstag darüber abſtimmen? Das iſt und bleibt ein ſtatiſtiſches Datum. 
Jeder Vertreter muß als jener Nationalität angehörend angeſehen werden, 
welche ihn gewählt hat. Sie ſehen dies auch praktiſch in unſerem Reichstage: 
Hauſchild ein Deutſchböhme gehört der czechiſchen Partei an, weil er einen 
czechiſchen Bezirk vertritt; Löhner hat eine böhmiſche Mutter, iſt in einem 
deutſchen Bezirke gewählt und auch deutſch geſinnt. 

Bacano: Die Kreisvertretung iſt gerade der Nationalität wegen ebenſo 
wichtig als wegen der materiellen Intereſſen. 

Mayer: Es wurden drei Anſichten laut: 1. eine Länderkammer, die nur 
eine Volkskammer in anderer Form iſt, 2. eine Länderkammer mit Provin— 
zial⸗ und Kreisvertretungen, 3. eine Länderkammer, wobei die Gleichberechtigung 
der Provinzen in capite ausgeſprochen wird, ohne Vertretung nach Kreiſen. 
Mich freut es zu ſehen, daß die großen Provinzen ſich mit den kleinen auf 
das demokratiſche Feld der Gleichberechtigung ſtellen wollen, aber deſſenunge— 
achtet glaube ich nicht, daß der Antrag Rieger's in der Kammer angenommen 
würde. Wir haben die Vermittelung zwiſchen der Föderation und Centrali— 
ſation in den Kreiſen gefunden, dort kann auch für die Nationalitäten geſorgt 
werden. Man ſpricht von nationalen Curien. Das iſt leichter geſagt als 
durchgeführt. In Böhmen iſt es freilich leicht, weil dort nur zwei compacte 
Nationalitäten ſind; anders iſt es aber bei gemiſchten Nationalitäten, da würde 
ein chemiſcher Proceß dazu gehören, um die Ausſcheidung vorzunehmen, z. B. 
gehört ein Mährer, der beide Sprachen ſpricht, zur deutſchen oder böhmiſchen 
Nationalität? Ich fürchte mich übrigens nicht vor nationalen Curien oder vor 
der Gleichberechtigung der Nationalitäten. Erſt wenn dieſe conſequent durch— 
geführt wird, iſt ein Ende der Streitigkeiten abzuſehen; dann fürchte ich auch 
nicht, daß die numeriſchen Majoritäten eine Suprematie über die Minderzahl 
ſich anmaßen werden. Pinkas wollte ein Reichsland, welches nur aus einem 
Kreiſe beſteht, nur als Land wählen laſſen, und findet einen Widerſpruch, 
wenn es noch als Kreis vertreten werden ſoll; allein wenn überall nach beiden 
Momenten gewählt wird, warum nicht auch bei einem kleinen Lande; ferner 
ſind nach der Anſicht der Commiſſion die Kreiſe keineswegs bloß adminiſtrative, 
ſondern auch geſetzgebende Einheiten. Wenn die Commiſſion wollte, daß die 
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Landtage aus ihrer Mitte die Vertreter wählen ſollen, ſo geſchah es um die 
Landtage in der öffentlichen Meinung auf eine höhere Stufe zu ſtellen. 

Es wurden behufs der Abſtimmung folgende principielle Fragen vom Vor⸗ 
ſitzenden geſtellt: 1. Soll die Vertretung in der Länderkammer bloß aus Bere 
tretern der einzelnen Länder als ſolchen beſtehen? 5 

Es wurde der Namensaufruf verlangt, und dieſe Frage mit 16 gegen 
11 Stimmen verneint. 

Mit Ja ſtimmten: Filippi, Fiſchhof, Goriup, Krainz, Madonizza, Strobach, 
Petranovich, Pinkas, Rieger, Scholl, Vlach. 

Mit Nein ſtimmten: Laufenſtein, Cavalcabo, Goldmark, Halter, Hein, 
Kautſchitſch, Mayer, Mikloſitſch, Pfretſchner, Ratz, Smolka, Turco, Vacano, 
Breſtel, Ziemialkowsky, Feifalik. 

2. Sollen die Vertreter der Länderkammer ſowohl nach Ländern als nach 
Kreiſen gewählt werden? 

Dieſe Frage wurde mit 16 gegen 11 Stimmen bejaht. 

Es ſtimmten dieſelben Herrn mit Ja, welche die erſte Frage verneinten, 
und umgekehrt. 

Durch die Abſtimmung über die erſte Frage entfielen die Amendements 
Rieger, Fiſchhof und Krainz. 

Der Vorſitzende brachte nun das dem sub Nr. 2 angenommenen Princip 
entſprechende 1. Amendement Breſtel zur Abſtimmung. Daſſelbe wurde mit 
Stimmenmehrheit verworfen. 

In der Minderheit ſtimmten: Ziemialkowsky, Smolka, Ratz, Cavalcabo. 

2. Das Amendement Laufenſtein wurde gleichfalls verworfen. 3. Das 
Amendement Pinkas in ſeiner urſprünglichen Faſſung, welches von Vacano 
aufgenommen wurde, wurde zum Beſchluſſe erhoben. 

Ueber den Antrag des Abg. Breſtel wurde von der Verſammlung be— 
ſchloſſen, daß alle übrigen Anträge durch die erfolgte Abſtimmung erledigt ſeien. 

Hein begehrte, daß ſein Amendement zur Abſtimmung gebracht werde, 
weil es ein Unterantrag zum Amendement Pinkas wäre; der Vorſitzende ver 
weigerte dies, mit Hinweiſung auf den eben bemerkten Beſchluß. 

Hein proteſtirt gegen dieſen Vorgang. Nr. 1 und 2 dieſes Paragraphen 
lauten daher wie das erſte Amendement Pinkas, der Wortlaut des ganzen 
Paragraphen folgt ſpäter. 

Es wurde zur Debatte über den nächſten Abſatz dieſes Paragraphen geſchritten. 

Fiſchhof: Der Thronfolger ſoll außerhalb der Parteien ſtehen; iſt er 
aber Mitglied der Länderkammer, ſo muß er einer Partei angehören. Wenn er 
zufällig mit der Minorität ſtimmt, und dann zum Throne gelangt, ſo ſieht 
ihn die Majorität ſcheel an; ich ſtimme für die Auslaſſung dieſes Abſatzes. 

Rieger: Wie kommt der Thronfolger in die Länderkammer? Er vertritt 
kein Land, ſondern höchſtens ſeine Civilliſte und den Anſpruch auf den Thron. 
Weder der Thronfolger, noch die Reichsräthe gehören in die Länderkammer, dem 
Entwurfe hängt noch das Ei der Pillersdorf'ſchen oberen Kammer an, die 
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Länderkammer wäre ſo ein mixtum compositum von Föderation und einem 
alten Senate. 

Strobach ſtimmt für Fiſchhof und Rieger. 

Pinkas: Meine Herren, diesmal bin ich nicht ſo radical. Eben damit 
gewiſſe Leute glauben, es ſei unſere Länderkammer eine Art Pairskammer, 
ſollte der Thronfolger darin ſeinen Sitz haben; er kann dort viel lernen, er 
kann ſich dort zum Menſchen, zum Staatsbürger bilden; es kann nur gute 
Wirkung haben, wenn der Thronfolger neben einem einfachen Bauer, den viel— 
leicht ein Landtag in die Kammer geſendet hat, zu ſitzen kommt, oder wenn 
er den Vorſitz in einer Abtheilung führt, da lernt er ſeine Stellung begreifen 
und kann ſich populär machen. 

Mayer: Ich habe ſchon öfters Gelegenheit gehabt in Herrn Rieger den 
Generalmundkoch zu bewundern, der über alles eine Sauce zu machen ver— 
ſteht, aber heute iſt ſein Vorwurf gegen mich ungegründet, denn ſchon die 
Stiliſirung des Paragraphen ſpricht zu meiner Rechtfertigung. Während es zu 
1, und 2. heißt: „die Länderkammer beſteht“, wird hier geſagt: „ferner haben 
darin Sitz und Stimme“. Den Punkt a) hat ſchon Pinkas vertheidigt, wenn 
er aber in den Reichsräthen eine Büreaukratie ſieht, ſo verweiſe ich ihn auf das 
von den Reichsräthen handelnde Kapitel des Entwurfes. — Sollte die eine 
Stimme des Thronfolgers den Ausſchlag geben? ich glaube kaum; fürchtet man, 
daß er durch ſeine Autorität wirkt, ſo bemerke ich, daß eine ſolche Kammer 
ſich noch mehr durch die Sanctionsfrage einſchüchtern ließe. 

Der Abſatz a) wurde zur Abſtimmung gebracht und von der Mehrheit 
verworfen. Abſatz b) bleibt in suspenso. 

$ 76 lautet: „Die Länderkammer beſteht: 1. aus je 6 Abgeordneten jedes 
einzelnen Reichslandes, welche durch die Landtage gewählt werden; 2. aus je 
1 Abgeordneten jedes Reichskreiſes, welchen die Kreistage zu wählen haben, 
falls das einzelne Reichsland aus mehr als aus einem Kreiſe beſteht.“ 


8 77.1) 


Pinkas: Warum ſoll die Länderkammer länger ſitzen als die erſte Ram: 
mer? Ein Grund dafür wäre geweſen, wenn beim Veto nur die untere Kam— 
mer aufgelöſt würde; allein da in dieſem Falle beide Kammern aufgelöſt werden, 
ſo iſt auch für die obere Kammer keine Abweichung nöthig; dann kann ich 
nicht annehmen, daß die Legislaturperiode der Landtage für ſo lange fixirt wird. 
Sitzt dann die Länderkammer 6 Jahre, ſo iſt es möglich, daß die Vertreter des 
Landes nicht die Majorität des Landtages repräſentiren; ich ſtimme daher für 
3 Jahre. 

Strobach: Ich würde beantragen, daß die Länderkammer eine gleiche 
Legislaturperiode mit den Landtagen habe; nur darf dies nicht 3 Jahre über— 
ſchreiten. 


1) $ 77. Die Legislaturperiode der erſten Kammer wird auf 6 Jahre feſtgeſetzt. 
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Fiſchhof: Um einerſeits die Mitglieder der Länderkammer nicht zu ſehr 
von den Landtagen abhängig zu machen, andererſeits der oberen Kammer ſtets 
friſche Elemente zuzuführen, beantrage ich zum $ 77 den Zuſatz: „Alle 2 Jahre 
ſcheidet ein Drittheil der Mitglieder derſelben durch das Loos aus.“ 

Breſtel: Ich ſtimme für 6 Jahre, weil es gut iſt, wenn dieſelben Mit⸗ 
glieder der oberen Kammer durch längere Zeit thätig find, und ſich dort come 
pacte politiſche Anſichten und Parteien bilden; weil aber die Landtage nur 
3 Jahre ſitzen, ſo möge alle 3 Jahre die Hälfte der Mitglieder ausſcheiden, 
damit jeder Landtag in die Gelegenheit kommt, Leute, die ſeine Majorität reprä⸗ 
ſentiren, in die obere Kammer zu ſenden. Ich ſtelle den Zuſatzantrag: „in der 
Art, daß alle 3 Jahre die Hälfte der Abgeordneten eines jeden Reichslandes 
und die Hälfte der Kreisdeputirten austritt.“ 

Goldmark: Ich ſtimme gegen den Antrag Fiſchhof's, auch iſt das Loos 
kein repräſentativer Act. 

Scholl ſtellt den Zuſatzantrag: „Als Abgeordneter in die Länderkammer 
iſt derjenige wählbar, welcher die Erforderniſſe der Wählbarkeit in den Lande 
tag hat.“ 

Pinkas: Ich beantrage weiter beizuſetzen: „und das 35. Lebensjahr 
vollendet hat.“ 1 

Rieger: Ich ſtimme für eine gleiche Legislaturperiode mit der Volks- 
kammer, ich wünſchte, daß jeder Landtag alljährlich ein Drittheil ſeiner Mit 
glieder in der Länderkammer erneuern könnte, damit er in der Lage ſei, eine 
beſondere Capacität hineinzuſenden, deren ſpecielle Kenntniſſe bei einer beſon— 
deren, gerade obſchwebenden Frage nutzbringend ſind. Was das Alter anbe— 
langt, ſo erkläre ich mich dagegen, weil es ein Cenſus iſt; warum ſollte nicht 
ein Wunderkind in die Länderkammer geſendet werden, wenn es das Vertrauen 
des Landes hat. 

Breſtel: Ich bin gegen jeden Alterscenſus, aber wenn ſchon eine Alters- 
beſtimmung gegeben werden ſollte, ſo verlange man gleich 5 oder 10 Jahre 
mehr als für die erſte Kammer. 

Pinkas: Die Länderkammer ſoll die Intereſſen der Einzelländer wahren, 
aber ſie ſoll auch das Element der Stabilität, des Conſervirens gegen die 
Ueberſtürzungen und Leidenſchaftlichkeit der Volkskammer bilden. Aus dieſem 
Grunde bin ich gegen die alljährliche Erneuerung, welche das Herausbilden 
einer gewiſſen Grundidee, die den Beſchlüſſen der oberen Kammer als Leitfaden 
dienen ſoll, hindert. Wenn wir bei der Bildung dieſer Kammer die gehörige 
Vorſicht anwenden, ſo haben wir ſowohl dem demokratiſchen Principe, als auch 
den Wünſchen der Conſervativen, die eine zweite Kammer als Pairskammer an 
zuſehen gewohnt ſind, genügt. Bei jungen Leuten iſt das nicht zu erwarten, 
was ich für die obere Kammer vorausſetze, nämlich Erfahrung. Die Mitglieder der 
oberen Kammer mögen früher im Landtage oder in der Volkskammer ihre Schule 
mitmachen, ich bitte Sie daher, meine Herrn, nehmen Sie eine Beſtimmung über 
das Alter auf; die Oeffentlichkeit glaubt ſonſt, wir hätten darauf vergeſſen. 
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Cavalcabo: Die Länderkammer ſoll das ſtabile Element enthalten, da— 
her ſoll ihre Periode ſechs Jahre dauern, aber alle drei Jahre zur Hälfte er 
neuert werden. Ich ſtimme ferner für ein Alter von 30 Jahren. 

Strobach: Vor allem bemerke ich meinem Freunde Pinkas, daß er heute 
die Volkskammer eine Schule genannt und vor wenigen Tagen einer ähnlichen 
Bemerkung des Abg. Laufenſtein entgegengetreten iſt. Bezüglich des Alters 
ſtimme ich mit Pinkas, aber will man ſchon für die obere Kammer das conſer— 
vative Syſtem durchführen, fo verlängere man auch die Dauer der Legislatur— 
periode; das Wechſeln von einem Drittheile der Mitglieder alljährlich iſt une 
zweckmäßig, und man erreicht auch damit den Zweck nicht, um dadurch die 
Majorität des Landtages fortwährend in der Länderkammer zu repräſentiren; 
denn dieſe bleibt ja ohnehin durch drei Jahre dieſelbe, nachdem der Landtag 
drei Jahre ſitzt, dagegen hat in dieſer Beziehung Breſtel's Vorſchlag praktiſche 
Bedeutung. 

Rieger nimmt ſeinen Antrag zurück, bemerkt bezüglich des Alters, daß 
in der Schweiz und Amerika keine diesfälligen Beſtimmungen gegeben wurden. 

Mayer: Wir haben auch wegen dem conſervativen Elemente zwei Kam— 
mern gemacht, und daß Pinkas mit dem Antrage, ein gewiſſes Alter zu be— 
gehren, doch recht hat, zeigt ſein Freund Rieger, der eben ein Amendement 
geſtellt und es ſchnell zurückgezogen hat; ich bin mit dem Amendement Breſtel's 
einverſtanden, damit die Majorität jedes neu zuſammentretenden Landtages 
ihre Leute in die obere Kammer ſenden kann; das Alter möge auf 35 Jahre 
feſtgeſetzt werden, dies iſt im Verhältniß zum Alter für die erſte Kammer, 
denn 4 mal 7 iſt 28 und 5 mal 7 iſt 35, die Grundzahl 7 iſt eine heilige Zahl. 

Bei der Abſtimmung wurde der Paragraph des Entwurfes ſammt dem 
Zuſatze Breſtel's angenommen. 

Für die Dauer von drei Jahren ſtimmten Rieger, Pinkas, Ratz, Ziemial⸗ 
kowsky, Kautſchitſch, Smolka, Turco, Goldmark. 

Der Zuſatzantrag der Abg. Scholl-Pinkas wurde mit der Ziffer 33 ſtatt 
35 von der Mehrheit angenommen, und beſtimmt, daß dieſer Antrag als $ 78 
eingereiht werde. 

Gegen jede Altersbeſtimmung ſtimmten Rieger, Goldmark, Laufenſtein. 

$ 77 lautet: „Die Legislaturperiode der Länderkammer wird auf ſechs 
Jahre feſtgeſetzt, in der Art, daß alle drei Jahre die Hälfte der Abgeordneten 
eines jeden Reichslandes und die Hälfte der Kreisabgeordneten austritt.“ 

$ 78 lautet: „Als Abgeordneter in die Länderkammer iſt derjenige wählbar, 
welcher die Erforderniſſe der Wählbarkeit in den Landtag und das 33. Lebens— 
jahr vollendet hat.“ 

$ 78 des Entwurfes.) 


Dieſer Paragraph wurde ohne Debatte geſtrichen. 


1) § 78. In jenen Kronländern, wo die Landtage aus zwei Kammern beſtehen, haben beide 
behufs der Wahl der Abgeordneten für die Länderkammer in eine Sitzung zuſammenzutreten. 


DO 
DO 
S 


Sitzung am 16. Februar 1849. 


Sitzung am 16. Februar 1849 (Abends). 


Der Berichterſtatter Meyer las den $ 79 des Conſtitutionsentwurfes vor, 
mit welchem der Abſchnitt von den Länderregierungsgewalten beginnt.!) 

Rieger: Gegen dieſen Paragraph habe ich zwei Bedenken: 1. ſollen nach 
demſelben zwei oder mehrere Kronländer einen Reichskreis bilden können und 
2. derſelbe Gouverneur zwei oder mehreren Landtagen dienen und verant⸗ 
wortlich ſein. Beides geht nicht an. Jedes Land muß ſeinen eigenen Landtag 
und ſeinen Gouverneur haben. Ja es wird zweckmäßig ſein, daß letzterer 
in großen Ländern, wie z. B. in Galizien, durch ein verantwortliches Colle 
gium unterſtützt werde. Um dieſen Landesrath in ein Verhältniß zum Reichs⸗ 
rath zu bringen, muß der Präſident deſſelben dem Landtage und als exponirtes 
Mitglied des Reichsminiſteriums dem Reichstage verantwortlich ſein. Ich ſtelle 
das Amendement: „Die Beſorgung der jedem Reichslande verfaſſungsmäßig 
zugewieſenen Selbſtverwaltung wird einem verantwortlichen Miniſtergouverneur 
übertragen, welchem in jenen Reichsländern, die vier oder mehrere Kreiſe haben, 
für die einzelnen Zweige der Landesverwaltung verantwortliche Landräthe, Mi 
niſterräthe zur Seite ſtehen, deren Zahl und Wirkungskreis durch die Landes— 
verfaſſung beſtimmt wird.“ 

Vacano: Das Bedenken Rieger's, daß ein Gouverneur nicht zugleich 
zweien Landtagen dienen kann, iſt ganz gegründet. Durch jenen Landesrath 
würde aber wieder ein, die Adminiſtration verſchlechterndes Gubernium cine 
geführt und die nothwendige Verantwortlichkeit des Gouverneurs zerſplittert 
und illudirt. 

Cavalcabo: Auch ich bin entſchieden gegen ein, jede energiſche Maßregel 
unmöglich machendes Collegium. Der Gouverneur iſt nur ein exponirter Mi⸗ 
niſter und muß als ſolcher allein und ſowohl dem Reichstage als dem Land⸗ 
tage verantwortlich ſein, weshalb auch eine Beſtimmung nothwendig ſein wird, 
ob beide, oder nur der Landtag allein ihn in Anklageſtand verſetzen kann. 

Hein: Ich verlange für ein kleines Land keinen Miniſtergouverneur, aber 
jedenfalls einen ſolchen Chef, der ſtets beim Landtage zugegen und demſelben 
verantwortlich iſt. Ich weiß es aus Erfahrung, was das für Uebelſtände bringt, 


wenn wie bisher bei uns in Schleſien der Gouverneur nur einen Tag im 


Jahre zu ſehen iſt. Ich ſtelle das Amendement: „In jedem Reichslande, das 
nur aus einem Kreiſe beſteht, tritt an die Stelle des Gouverneurs der Prä— 
ſident des Kreiſes mit denſelben Rechten und Pflichten.“ 

Kautſchitſch: Dieſer Paragraph hebt die von uns beſchloſſene Auto— 
nomie der Provinzen auf; denn ſobald zwei Reichsländer zuſammen nur einen 


1) § 79. An der Spitze der Verwaltung jedes aus zwei oder mehreren Kreiſen be— 
ſtehenden Kronlandes oder zwei oder mehrerer nur je einen Reichskreis bildenden Kronländer 
hat ein verantwortlicher Miniſtergouverneur zu ſtehen. 
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Gouverneur haben, find ſie auch nur zuſammen eine Provinz. Soll dann 
Kärnthen und Krain nur einen Gouverneur bekommen, ſo haben wir damit 
wieder alle alten Uebelſtände; (zu Ratz gewendet) auch mit Vorarlberg iſt nichts, 
und Euer Südtirol (zu Turco) iſt beim Teufel. Koſtet ein Gouverneur zuviel, 
ſo nenne man den Landeschef anders und gebe ihm weniger. 

Laufenſtein: Ich glaube auch mit Abg. Cavalcabo, daß der Gouver— 
neur ſowohl dem Land- als dem Reichstage verantwortlich ſein muß; denn 
die Verantwortlichkeit der Reichsminiſter würde verſchwinden, ſobald ihnen un— 
verantwortliche Gouverneure unterſtänden. Die Gremialverfaſſung macht die 
Adminiſtration nur ſchleppend. 

Krainz: Ich begreife nicht, warum die Fünfercommiſſion ſo mit den 
Gouverneuren gegeizt hat, daß mehrere Provinzen nur einen Gouverneur be— 
kommen ſollen. Ich muß dagegen, ebenſo wie gegen die verantwortlichen 
Collegien proteſtiren. Die Executivgewalt muß ſtets in der Hand Einer Perſon 
liegen; ſo iſt es in Nordamerika, und die Schweizer werden bedauern, davon 
abgegangen zu ſein. 

Strobach: Ich halte auch für jede Provinz einen Gouverneur für noth— 
wendig. Ich glaube jedoch, die vom Abg. Rieger beantragten Collegien ſeien 
ausführbar und zweckmäßig. Dieſes Collegium könnte ſo organiſirt ſein, wie 
der Miniſterrath, welcher aus ſelbſtändigen Mitgliedern beſteht; ebenſo könnten 
die einzelnen Verwaltungszweige der Landesangelegenheiten in mehrere Porte— 
feuilles getheilt ſein, und dieſe Organe neben den Gouverneuren ſowie bisher 
die Stände neben der landesfürſtlichen Adminiſtration beſtehen. 

Ziemialkowsky: Ich bitte verſichert zu ſein, daß ich nicht Landes— 
miniſter werden will, daß ich ſomit keine reservatio mentalis habe. Für 
größere Provinzen wird es aber doch zweckmäßig ſein, daß die einzelnen Ver— 
waltungszweige von beſonderen Perſonen beſorgt werden. Ich bin daher für 
das Amendement Rieger's. Wenn Krainz behauptet, die Executivgewalt könne 
keinem Collegium zukommen, ſo beweiſt er zu viel, ſomit nichts; denn wir 
müßten dann unſern Miniſterrath abſchaffen. 

Breſtel: Der Gouverneur iſt ſtreng genommen kein Miniſter, ſondern 
hat den Miniſtern zu gehorchen, er darf auch nicht ſeine eigene politiſche 
Farbe, ſondern muß die des ganzen Miniſteriums haben, alſo mit ihm 
conſervativ oder radical ſein. Die Verantwortlichkeit iſt eine doppelte, eine 
parlamentariſche und eine juridiſche. Letztere, welche eintritt, ſobald ein 
Geſetz übertreten wird, muß jeder Beamte haben; erſtere tritt ein, ſobald ein 
Miniſter nicht mit der Majorität des Parlamentes geht. Obwohl es ganz 
gut angeht, daß ein Gouverneur mehrere Provinzen beſorge, ſo wäre es mir 
doch lieber, daß jede Provinz ihren eigenen Gouverneur habe. Die Verwal— 
tung einer kleineren Provinz iſt dann eine Schule für Gouverneure größerer 
Länder, ſowie man fi in der Volkskammer für die Länderkammer bilden kann. 
Das wichtigſte Geſchäft des Gouverneurs iſt die Exequirung der Reichsgeſetze, 
dafür iſt er allein verantwortlich. Ich muß mich gegen die vom Abg. Rieger 
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beantragten Landesräthe entſchieden erklären, und begreife nicht, wie ſie par 
lamentariſch verantwortlich gemacht werden können. Zudem haben wir auch 
den Kreiſen einen Wirkungskreis zugedacht, welchen ein verantwortlicher Kreis 
chef vorſtehen kann, während der Gouverneur für den an ſeiner Seite arbei 
tenden Beamten allein verantwortlich iſt. Ich vermiſſe hier die Beſtimmung 
über das Verhältniß des Kreis- zum Landeschef und ſtelle demnach das Amen: 
dement: „An der Spitze jedes Reichslandes hat ein verantwortlicher Landeschef, 
an der Spitze eines jeden Reichskreiſes ein verantwortlicher Kreischef zu 
ſtehen, welcher letztere in den Angelegenheiten, welche dem Landtage zugewieſen 
ſind, dem Landeschef, in allen anderen Gegenſtänden aber unmittelbar dem 
Miniſterium unterſteht.“ 

Turco: Die jetzige Debatte liefert wieder den Beweis, daß in Oeſterreich 
ein und derſelbe Grundſatz nicht für alle Länder anwendbar iſt. So kann 
z. B. Salzburg nicht daſſelbe anſprechen, wie Galizien. Ein kleines Land 
braucht keinen Gouverneur, ſondern nur einen unmittelbar dem Miniſterium 
unterſtehenden Landeschef. 

Vacano: Ich bin gegen das Amendement Rieger's, ſowie dagegen, daß 
der Landeschef zugleich Miniſter ſei; denn dann müßte er auch gegen das 
Miniſterium auftreten können, was nicht angeht. Wenn man nicht gewiſſe 
Provinzen ganz ſelbſtändig machen will, ſo müſſen ſich die Landtagsgeſetze auf 
reine Landesangelegenheiten beſchränken; da ſie überdies der Sanction des 
Kaiſers unterliegen, ſomit von den Reichsminiſtern geprüft werden, ſo brauchen 
die Länder keine eigenen Miniſter. Ich ſtelle daher zu $ 79 das Amendement: 
„An der Spitze der Verwaltung jedes Reichslandes hat ein verantwortlicher 
Landeschef zu ſtehen.“ 

Cavalcabo: Ich bin mit Breſtel und Vacano einverſtanden. Die Ber 
antwortlichkeit der Gouverneure bezieht ſich bloß auf ihre Adminiſtration. Eine 
politiſche Verantwortlichkeit würde ſie mit den Reichsminiſtern in Colliſion 
bringen, und dies wäre der Keim des Zerfalles der Monarchie. 

Kreil): Da ich das erſtemal die Ehre habe, hier zu ſitzen, und nicht 
einmal in der Lage war, den Entwurf durchzuleſen, ſo bitte ich um Nachſicht 
für meine Bemerkungen. Die Autonomie der Provinzen wird nicht beein⸗ 
trächtigt, wenn mehrere einen und denſelben Gouverneur haben. Wollte man 
aber dem Gouverneur verantwortliche Räthe an die Seite ſtellen, ſo müßten 
ſie ſich auch des Gouverneurs entſchlagen können, dann hätte er aber nicht 
mehr die Leitung der Provinz; deshalb bin ich gegen die Landesminiſterien. 

Strobach: Zur Beruhigung Turco's muß ich bemerken, daß bloß für 
die großen Länder, welche aus mehreren Kreiſen beſtehen, alſo nicht für Süd— 
tirol, Landesminiſterien beantragt werden. Da der Gouverneur die Erläſſe der 
Landesminiſter contraſigniren müßte, ſo läge darin ein Mittel, Colliſionen zu 
beſeitigen. Die Landesgeſetzgebung wird doch dem Landtage und nicht dem 
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Kreistage überlaſſen werden, im letzteren Falle wären auch Kreisminiſter noth— 
wendig. (Eine Stimme: „Vielleicht gar auch noch Gemeindeminiſter.“) 

Rieger: Wir kommen ſchon wieder auf die Frage der Föderation und 
Centraliſation. Wir Vertreter der zwei größeren Länder ſind verpflichtet, für 
das Princip der Autonomie derſelben hier in die Schranken zu treten. Wir 
find zwar im Ausſchuſſe in der Minorität und können ſomit von den Ver— 
tretern der kleineren Provinzen, die hier die Majorität bilden, leicht überſtimmt 
werden. In der Kammer iſt das anders, da werden wir ſchon die nöthigen 
Conceſſionen uns erringen. Erringen wir ſie nicht, fo werden wir ſchon ſehen, 
wie wir zu unſerem guten Rechte kommen werden. Wenn Sie die großen 
Provinzen nicht befriedigen, ſo werden Sie Oeſterreich nicht beiſammenhalten. 
In der Form der Centraliſation kann ſich Oeſterreich nicht halten. Gibt der 
Landtag Geſetze, ſo muß ihm der Gouverneur auch für deren Vollzug ver— 
antwortlich ſein. Ob aber jede Provinz ihren eigenen Gouverneur habe, über— 
laſſen wir dies dem Bedürfniſſe der einzelnen Provinzen. Das von mir be— 
antragte Collegium iſt eine verantwortliche Collectivperſon, aber nicht eine bloße 
Adminiſtrativbehörde, wie unſere bisherigen Gubernien. Wir haben im Cen— 
trale auch ein Collegium von Miniſtern, von welchen jeder verantwortlich iſt. 
Nur dort iſt das ganze Collegium verantwortlich, wo es als ſolches handelt. 
Sie werden mir zugeben, daß die Geſchäfte eines Landes wie Böhmen wich— 
tiger und umfangreicher als die von Heſſen oder Hannover ſind, und doch 
haben die genannten kleineren Länder und zwar jedes mehrere Miniſter. Der 
Miniſtergouverneur muß mit dem Reichsminiſterium ſtehen und fallen; daß 
aber deshalb nicht alle Miniſter fallen müſſen, das ſehen wir an Kraus, der 
ſich ſelbſt mit Recht das Bleibende im Vergänglichen genannt hat. Ich will 
den Kreiſen keineswegs die Autonomie ſtreitig machen, aber man wird ihnen 
doch nicht das Recht geben, ihre Geſetze der Sanction des Kaiſers vorzulegen. 
Haben ſie dieſes nicht, dann brauchen ſie auch keinen verantwortlichen Chef. 
Wenn Sie ſich ſchon ſcheuen, die Provinzen zu Staaten zu machen, ſo werden 
Sie doch nicht die Kreiſe zu Staaten machen wollen. 

Unſere Forderungen bringen den kleinen Provinzen keinen Nachtheil. 
Nicht die Zahl der Beamten, ſondern ihr Wirkungskreis iſt hier entſcheidend; 
letzterer ſoll aber in allen Provinzen derſelbe ſein. Wir haben genug Be— 
ſtimmungen, welche das Zuſammenhalten der Provinzen bezwecken. In Amerika 
wird jeder Gouverneur vom Lande gewählt, und doch hat das dem Ganzen 
nicht geſchadet. 

Strobach bringt nun folgendes Zuſatzamendement zu § 79 ein: „In— 
wiefern dem Miniſtergouverneur in den einzelnen Ländern verantwortliche 
Landesräthe behufs des Vollzuges der Landesgeſetze beizugeben ſein werden, 
bleibt den einzelnen vom Reichstage zu beſtätigenden Landesverfaſſungen vor— 
behalten.“ 

Mayer: Man hat in die heutige Debatte eine bereits entſchiedene 
Principienfrage hineingezogen. Rieger hat die Landesverwaltung mit der 
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Selbſtverwaltung der einzelnen Länder verwechſelt. Von letzterer iſt hier keine 
Rede. Das gehört in die Landesverfaſſung, und ich habe nichts dagegen, 
wenn man jedem Lande 10 Miniſter geben will. Hier jedoch haben wir jene 
Landesverwaltung zu berathen, welche ein einiges Oeſterreich möglich oder 
unmöglich machen ſoll. Inſofern es ſich um ſolche Organe handelt, wird ein 
Dualismus nicht entſtehen können; denn der Gouverneur hat ſowohl Reichs⸗ 
als Landesgeſetze zu exequiren, aber auch letztere bedürfen der Sanction des 
Kaiſers, ſind ſomit ein Ausdruck des Reichsminiſteriums. Wenn man will, 
daß jedes Land ſeinen eigenen Gouverneur habe, ſo kann das leicht geſchehen, 
nur wird dann in kleinen Provinzen der Kreischef zugleich Landeschef ſein. 

Wir nehmen dies nicht in den Entwurf auf, um uns nicht den Vorwurf 
einer zu koſtſpieligen Verwaltung zuzuziehen; denn bei den in der nächſten Zu⸗ 
kunft noch wahrſcheinlichen Fluctuationen werden ſich dann die abgetretenen 
Gouverneure mehren und als eine große Laſt des Penſionsfonds herausſtellen. 
Die Communication eines Gouverneurs mit zwei oder drei kleinen Provinzen 
und ihren Landtagen wird bei der in Ausſicht ſtehenden Verbeſſerung des 
Eiſenbahn- und Straßenweſens keinen Schwierigkeiten unterliegen, es wäre 
ſogar gut, wenn der Gouverneur alle ſchlechten Straßen kennen lernt. Gegen 
verantwortliche Landescollegien muß ich feierlichſt proteſtiren. Ein Collegium 
hat keine Ehre. Um nicht verantwortlich zu werden, thaten unſere Gubernien 
gar nichts. Sollen wir dieſe Hemmſchuhe der Adminiſtration wieder einführen? 
Was dann, wenn die Landesminiſter untereinander in Colliſion gerathen. 
Ein Landesminiſterium iſt, wenn man das conſtitutionelle Leben richtig auf⸗ 
faßt, nur in ſelbſtändigen Staaten, aber nicht in einzelnen Reichsländern 
denkbar. Die Einheit der Adminiſtration wäre eine Illuſion. 

Die Beſteuerung für Landesangelegenheiten wird man nicht jedem Lande 
unbeſchränkt überlaſſen können, weil dann ein Land ſich ſo koſtſpielig admini⸗ 
ſtriren könnte, daß für die Reichsſteuer nichts übrig bliebe. 

Daß das Beiſpiel Amerikas auf Oeſterreich nicht paſſe, bedarf keiner 
weiteren Auseinanderſetzung. 

Der Vorſitzende lieſt nun alle Amendements, ſo auch das inzwiſchen vom 
Abg. Ziemialkowsky eingebrachte vor, welches ſo lautet: „An der Spitze der 
Verwaltung jedes Reichslandes ſteht ein verantwortlicher Miniſtergouverneur. 
Demſelben iſt als exponirtem Mitgliede des Reichsminiſteriums unter eigener 
Verantwortung der Vollzug der Reichsgeſetze, ſowie auch die Beſorgung der in 
den verfaſſungsmäßigen Wirkungskreis der Länder gehörenden Adminiſtrativ⸗ 
gewalt unter Verantwortung gegen den Landtag übertragen, in welcher letzteren 
Beziehung ihm in jenen Reichsländern, die vier oder mehrere Reichskreiſe 
haben, für die einzelnen Zweige der Verwaltung verantwortliche Landesräthe 
zur Seite ſtehen, deren Zahl und Wirkungskreis durch die Landesverfaſſung 
näher beſtimmt wird.“ 

Die vom Vorſitzenden beantragte und unbeanſtandete Ordnung der Ab— 
ſtimmung war: 1. Das Amendement Breſtel's. 2. Das Amendement Rieger— 
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Ziemialkowsky's. 3. Das Amendement Vacano's. 4. Der $ 79 des Ente 
wurfes. 5. Zuſatzamendement Strobach's. 6. Zuſatzamendement Hein's. 

Der Vorſitzende brachte zuerſt das Princip, daß für jede Ländereinheit 
ein eigener Landeschef beſtimmt werde, zur Abſtimmung. 

Die Majorität entſchied ſich dafür. 

Das Begehren Breſtel's, über ſein Amendement durch Namensaufruf 
abzuſtimmen, wurde angenommen. 

Es ſtimmten ſohin für daſſelbe mit Ja die Abg. Laufenſtein, Cavalcabo, 
Filippi, Fiſchhof, Goldmark, Halter, Hein, Kautſchitſch, Krainz, Kreil, Mado— 
nizza, Mikloſitſch, Pfretſchner, Ratz, Turco, Vacano, Breſtel und Vlach. 

Mit Nein ſtimmten die Abg. Feifalik, Mayer, Strobach, Petranovich, 
Pinkas, Rieger, Scholl und Ziemialkowsky. 

Es wurde demnach das Amendement Breſtel's mit 18 Stimmen gegen 
acht angenommen. 

Hein und Vacano zogen nun ihre Amendements zurück, das des Erſteren 
wurde jedoch von Madonizza aufgenommen. 

Strobach proteſtirt gegen den obigen Beſchluß, inſofern e einen Einfluß 
auf den Wirkungskreis der Landtage hat, und bemerkt, daß die Beſtimmung, 
mit wem zu correſpondiren ſei, nicht in die Verfaſſungsurkunde, ſondern in 
ein Organiſirungsgeſetz gehöre. 

Dieſem Proteſte traten die Abg. Scholl, Pinkas und Petranovich bei. 

Die auf Antrag Rieger's nun zur Abſtimmung kommende Frage, ob ſein 
Amendement bereits erledigt ſei, wurde von der . verneint und die 
namentliche Abſtimmung beſchloſſen. 

Das Amendement Rieger's wurde mit 15 gegen 11 Stimmen verworfen. 

Das von Madonizza aufgenommene Zuſatzamendement Hein's wurde per 
majora angenommen und vom Abg. Breſtel mit dem übrigen Theile des $ 79 
in ſtiliſtiſche Verbindung gebracht. 

Für das Zuſatzamendement Strobach's ſtimmten hierauf mit Ja die 
Abg. Filippi, Hein, Kautſchitſch, Krainz, Madonizza, Mikloſitſch, Strobach, 
Petranovich, Pinkas, Rieger, Scholl, Turco, Vlach und Ziemialkowsky. 

Mit Nein ſtimmten die Abg. Laufenſtein, Cavalcabo, Feifalik, Fiſchhof, 
Goldmark, Halter, Kreil, Mayer, Pfretſchner, Ratz, Vacano und Breſtel. 

Daſſelbe wurde ſomit mit 14 gegen 11 Stimmen angenommen und 
hierauf beſchloſſen, dieſes Amendement am geeigneten Orte im Abſchnitte von 
der Landesverfaſſung einzuſchalten. 

Der $ 79 lautet nun folgendermaßen: „An der Spitze der Verwaltung 
jedes Reichslandes hat ein verantwortlicher Landeschef, an der Spitze jedes 
Reichskreiſes ein Kreischef zu ſtehen, welcher letztere in den Angelegenheiten, 
die dem Landtage zugewieſen ſind, dem Landeschef, in allen anderen Gegen— 

ſtänden aber unmittelbar dem Miniſterium unterſteht. In den aus einem 
Kreiſe beſtehenden Reichsländern iſt der Kreischef zugleich Landeschef.“ 


Springer, Protokolle. ; 15 
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Die Sitzung begann mit Berathung des $ 80 des Conſtitutionsent⸗ 
murfes. 4) 

Breſtel: Ich beantrage den $ 80 ganz wegzulaſſen; denn daß der Gou- 
verneur vom Kaiſer ernannt werde, verſteht ſich von ſelbſt, und die weitere 
Beſtimmung dieſes Paragraphen entfällt durch unſeren Beſchluß über $ 79. 

Cavalcabo: Ich bin derſelben Anſicht; wollte man aber dieſen Para⸗ 
graph aufnehmen, fo müßte er in Conſequenz des $ 79 eine Beſtimmung 
über die Kreischefs enthalten. 

Rieger: Da wir geſtern die franzöſiſche Departementseintheilung an⸗ 
genommen und Oeſterreich in Kreiſe eingetheilt haben, ſo brauchen wir gar 
keinen Landeschef, da er kein Land mehr hat. Wollen wir aber einen ver⸗ 
antwortlichen Landeschef, dann iſt es nothwendig, daß er ein Mitglied des ver⸗ 
antwortlichen Miniſteriums ſei. 

Breſtel: Es iſt bedauerlich, daß wir immer wieder auf frühere Beſchlüſſe 
zurückkommen. Rieger verwechſelt, was der Autonomie der Kreiſe, des Landes, 
und endlich, was dem Centrale verbleiben muß. In Landesangelegenheiten iſt 
der Landeschef, in Dingen jedoch, die der Autonomie der Kreiſe angehören, 
allein der Kreischef verantwortlich, ſeine diesfällige unmittelbare Unterordnung 
unter das Miniſterium beſeitigt nur eine unnöthige Geſchäfts- und Inſtanzen⸗ 
vermehrung. Die Kreiſe, wie ich ſie auffaſſe, find die einzig mögliche Ver 
mittelung, um die alten hiſtoriſchen Provinzialgrenzen beizubehalten. 

Pinkas: Ich bin weit entfernt, gefaßte Beſchlüſſe anzufechten, und habe 
auch alle Achtung vor dem Wiſſen Breſtel's, aber ſein Amendement zu $ 79 
wird nichts als Uebergriffe der Kreischefs erzeugen und alle Controle der 
Landeschefs, die doch das ganze Land leiten ſollen, ausſchließen. Ich frage, 
wer wollte Oberſt ſein, wenn die Hauptleute nicht ihm, ſondern unmittelbar 
dem Kriegsminiſter unterſtänden!? 

Vacano: Ich halte den $ 80 für überflüſſig und hoffe, daß wir den 
$ 79 bei der letzten Leſung trennen, und die darin aufgenommene Beſtimmung 
bezüglich der Kreischefs dann in das Kapitel über die Kreisgewalt verweiſen 
werden. 

Laufenſtein: Auch ich bin für Weglaſſung des $ 80 und muß ge— 
ſtehen, daß mir der nothwendige Verband zwiſchen dem Landes⸗ und dem 
Kreischef durch Annahme des Breſtel'ſchen Amendements geſtört erſcheint. 

Mayer: Da es wirklich ſchwer wäre, einen logiſchen Zuſammenhang 
der Ss 79 und 80 herzuſtellen, fo muß ich beantragen, den $ 80 ganz weg— 
zulaſſen. 

Die Majorität entſchied ſich für Streichung des § 80 des Entwurfes. 


1) § 80. Der Miniſtergouverneur wird vom Kaiſer ernannt und hat als exponirtes 
Mitglied des Reichsminiſteriums zu fungiren. 


— 
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Hierbei blieben die Abg. Pinkas, Smolka, Strobach, Ziemialkowsky und 

Rieger in der Minorität. 
$ 81.1) 

Ziemialkowsky: Ich beantrage, den erſten Theil dieſes Paragraphen 
bis zum; zu ſtreichen. Denn da wir im $ 79 die Kreischefs in Kreis- 
angelegenheiten unmittelbar dem Miniſter untergeordnet haben, ſo hat der 
Gouverneur nicht mehr allein die Executivgewalt in ſeinem Lande, kann ſo— 
mit nicht allein für Vollzug der Reichsgeſetze verantwortlich ſein. 

Die Abg. Breſtel und Vacano erklärten einfach dieſe Anſicht zu theilen. 

Ca valcabo: Die Conſequenzen des $ 79 führen uns zu vielen Inconſe— 
quenzen. Laſſen wir nach Ziemialkowsky den erſten Theil dieſes Paragraphen 
aus, ſo hätten wir gerade die wichtigere Beſtimmung, wer für die Ausführung 
der Reichsgeſetze verantwortlich ſei, übergangen, und nur die minder wichtige 
Verantwortlichkeit für Ausführung der Landesgeſetze normirt. 

Das iſt eine große Inconſequenz, daher ſtelle ich den Antrag, daß der 
§ 79 im Wege der Reſtitution dahin abgeändert werde: „An der Spitze der 
Verwaltung eines jeden Reichslandes hat ein verantwortlicher Landeschef zu 
ſtehen.“ 

Sofort hätten die SS 80 und 81 des Entwurfes ſtehen zu bleiben. 

Hein: Die ſoeben angeregten Schwierigkeiten werden beſeitigt, ſobald 
man den $ 81 ganz ausläßt, und im § 79 dem Kreischef das Prädicat ver 
antwortlich gibt. 

Laufenſtein: Man muß dieſen Paragraphen entweder ganz laſſen oder 
ganz ſtreichen; denn die Verantwortlichkeit des Landes- und Kreischefs muß 
eine gegenſeitige ſein. Der Kreischef kann nicht außer allem Verband mit dem 
Landeschef ſtehen, ſonſt könnte letzterer für die ihm untergeordneten Organe 
nicht verantwortlich gemacht werden. In Conſequenz des $ 79 möchte ich dieſen 
Paragraphen ganz ſtreichen. 

Fiſchhof: Die Nothwendigkeit der verantwortlichen Unterordnung des 
Kreis unter den Landeschef leuchtet mir nicht ein. So find z. B. die Ge 
meindechefs auch nicht dem Landeschef gegenüber verantwortlich. So wie die 
Miniſter dem Reichstage, ebenſo ſind die Gouverneure ihrem Landtage allein 
parlamentariſch verantwortlich. 

Krainz: So lange wir nicht die Kreisgewalt kennen, inſolange können 
wir über die fraglichen Gegenſtände nicht gründlich berathen, daher beantrage 
ich, daß wir dieſe Paragraphen jetzt in suspenso laſſen und zur Berathung 
über die Kreisgewalt übergehen. 

Mayer: In Conſequenz des § 79 muß ich mich dem Antrage Ziemial— 
kowsky, den erſten Theil dieſes Paragraphen zu ſtreichen, anſchließen. 


1) $81. Der Miniſtergouverneur iſt für den Vollzug der Reichsgeſetze und für Aus- 
übung der Centralregierungsgewalt durch und mit dem Reichsminiſterium dem Reichstage; 
für den Vollzug der Landesgeſetze und die Ausübung der Landesregierungsgewalt dem Land⸗ 
tage verantwortlich. 

15* 
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Bei der nun erfolgten Abſtimmung blieb der Vertagungsantrag des Abg. 
Krainz, ſowie der Antrag Ziemialkowsky's, endlich der Zuſatzantrag des Abg. 
Laufenſtein, vor dem letzten Worte dieſes Paragraphen die Worte: „und der 
Reichsgewalt“ einzuſchalten, in der Minorität; dagegen wurde der $ 81 des 
Entwurfes unter Subſtituirung des Wortes Landeschef für Miniſtergouverneur 
mit Stimmenmehrheit angenommen. 

Hierauf bemerkte Abg. Rieger: Einen ſolchen Unſinn können wir nicht 
durchgehen laſſen; am § 79 muß eine Aenderung geſchehen, er gehört über⸗ 
dies gar nicht in das Kapitel „Von den Regierungsgewalten“, da er von den 
Kreischefs ſpricht. 

Hein: Den ſoeben gerügten Widerſpruch hat man erſt durch Annahme 
des § 81 geſchaffen, und doch haben gerade dieſelben Abgeordneten für dieſen 
Paragraphen geſtimmt, welche geſtern für § 79 ſtimmten. 

Cavalcabo: Ich erſuche den Präſidenten, den Ausſchuß zu befragen, ob 
nicht mein Amendement zur Abſtimmung kommen ſolle. 

Vorſitzender Feifalik: Die Majorität hat ſich durch Verwerfung des 
von mir zuerſt zur Abſtimmung gebrachten Krainz'ſchen Vertagungsantrages 
dafür ausgeſprochen, daß wir die Debatte über dieſe Paragraphen fortſetzen 
ſollen. Ich kann ſomit den Antrag Cavalcabo's, daß wir auf $ 79 zurück⸗ 
gehen und den diesfälligen Beſchluß aufheben ſollen, als bereits erledigt nicht 
mehr zur Abſtimmung bringen. Die Beſeitigung etwaiger Widerſprüche kann 
übrigens bei der dritten Leſung unſeres Entwurfes geſchehen. 


8 82.1) 


Hein beantragt auch dieſen Paragraphen zu ſtreichen. 

Cavalcabo: Das Recht, den Landeschef in Anklageſtand zu verſetzen, iſt 
ein ſehr wichtiges Recht, und würde ſich ohne ausdrückliche Verfügung nicht 
von ſelbſt verſtehen. ö 

Rieger: Ich bin mit Hein für die Weglaſſung dieſes Paragraphen; denn 
iſt der Gouverneur dem Landtage verantwortlich, fo iſt der $ 82 eine noth⸗ 
wendige, ſich von ſelbſt verſtehende Folge dieſer Verantwortlichkeit. Daß er, 
wenn er z. B. ſtiehlt, von Jedermann in Anklageſtand verſetzt werden kann, 
verſteht ſich von ſelbſt. 

Kautſchitſch iſt derſelben Anſicht. 

Bei der hierauf erfolgten Abſtimmung erklärte ſich die Majorität für Bei⸗ 
behaltung des § 82, in welchem nur ſtatt Miniſtergouverneur „Landeschef“ 
geſetzt wurde. 

Der $ 832) wurde ohne Debatte angenommen, nur Landeschef anſtatt 
Miniſtergouverneur, und „fordern“ anſtatt des letzten Wortes „verlangen“ geſetzt. 


1) $ 82. Der Landtag hat das Recht, den Miniſtergouverneur in Anklageſtand zu ver⸗ 
ſetzen. Die Aburtheilung ſteht dem Reichsgerichte zu. 

2) $ 83. Der Miniſtergouverneur hat Zutritt in den Landtag und muß auf ſein 
Verlangen gehört werden. Der Landtag kann deſſen Gegenwart verlangen. 
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$ 84.1) 

Breſtel: Das Wort „Unterricht“ wäre wohl hier auszulaſſen, weil wir 
Unterrichtsangelegenheiten bereits dem Centrale und reſpective den Kreiſen zu— 
gewieſen haben. 

Mayer: Wie der Papſt den Biſchöfen, ſo muß auch das Miniſterium 
den Gouverneuren größere oder geringere Vollmachten ertheilen können. Wollen 
wir denn alles wieder von Lemberg den weiten Weg nach Wien machen laſſen? 

Kautſchitſch: Soll der Landeschef dieſe Verwaltungszweige nicht pro— 
prio, ſondern bloß mandatario nomine beſorgen, ſo muß man vor die 
Endworte dieſes Paragraphen „zu erledigen“ noch die Worte: „und nach Maß— 
gabe der jedesmaligen Beſtellungsvollmacht“ einſchalten, was ich als ein Zu— 
ſatzamendement zu $ 84 in Antrag bringe. 

Breſtel: Ich ſehe die Nothwendigkeit dieſes Paragraphen nicht ein; denn 
es liegt in der Natur der Adminiſtration, daß das Miniſterium einen Theil 
ſeiner Geſchäfte den Gouverneuren überlaſſen kann. Dieſer Paragraph hätte 
nur dann einen Zweck, wenn der Landeschef dieſe Angelegenheiten proprio 
jure zu beſorgen hätte. Jedenfalls bin ich jedoch für Streichung der Worte 
„des Unterrichts und Cultus“, was nach der Nationalität ſich richten, ſomit 
Kreisſache ſein muß. 

Vacano: Ich bin für Auslaſſung der $$ 84 und 85; denn beide ge— 
hören in den Verwaltungsorganismus, aber nicht in die Verfaſſungsurkunde. 

Rieger: Ich habe zwar ſchon alle Luſt hier zu ſprechen verloren, muß 
aber doch die Bemerkungen Breſtel's dahin berichtigen, daß Unterrichts- und 
Cultusangelegenheiten den Ländergewalten zugewieſen wurden. Da wir von 
Kreistagen noch gar nicht geſprochen haben, ſo konnten auch nicht denſelben 
die fraglichen Angelegenheiten zugewieſen werden. Ich bin daher für Be— 
laſſung dieſes Paragraphen. 

Hein: Dieſe Berichtigung muß ich dahin berichtigen, daß wir bereits be— 
ſchloſſen haben, welche Geſchäfte vom Centrale an die Provinzialgewalten über— 
laſſen werden ſollen. Da dieſe in die Länder- und Kreisgewalten zerfallen, 
ſo haben wir auch ſchon von letzteren geſprochen. 

Pinkas: Dies iſt ganz richtig; aber eben weil wir dieſe Angelegenheiten 
dem Lande zugewieſen haben, ſo iſt noch nicht entſchieden, was hievon der 
Kreisgewalt überlaſſen wird. Deshalb iſt die geſtern beſchloſſene Unterordnung 
des Kreischefs unter das Miniſterium eine große Inconſequenz, denn er ge— 
hört den Landesgewalten an, muß ſomit dem Landeschef, welcher der Central— 
punkt der Landesgewalt iſt, unterſtehen. 

Fiſchhof: Ich und Abg. Breſtel ſind einverſtanden, daß der § 79 noch 
einmal in Berathung gezogen werde, kann aber nicht mein Bedauern unter— 


1) 8 84. Der Miniſtergouverneur hat alle in das Reſſort der Reichsminiſterien des 
Inneren, des Unterrichtes und Cultus gehörigen Angelegenheiten im Namen des betreffen⸗ 
den Miniſteriums zu erledigen. 
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drücken, daß die Minorität (Rieger: die im Reichstage die Majorität iſt!) un⸗ 
ſerer Ueberzeugung ſtets auf eine ſonderbare Weiſe entgegentritt. 

Mayer: Wollen Sie unſeren ſchleppenden Inſtanzenzug beſeitigen, dann 
müſſen wir zwei Inſtanzen in eine zuſammenfließen laſſen, das iſt, den Landes⸗ 
chef in manchen Angelegenheiten als Miniſter fungiren laſſen, um nicht alles 
ans Centrale ſchicken zu müſſen. Ich bitte daher dieſen Paragraph allen 
falls mit dem von Kautſchitſch beantragten Zuſatze anzunehmen. Ich bin 
zwar kein Organiſator par excellence, glaubte aber hier alles aufnehmen zu 
müſſen, was die Autonomie der Provinzen erfordert. 

Bei der nun erfolgten Abſtimmung wurde der § 84 des Entwurfes mit 
Subſtituirung des Wortes „Landeschef“ anſtatt „Miniſtergouverneur“ mit 
Stimmenmehrheit angenommen, der von Kautſchitſch beantragte Zuſatz aber 
verworfen, worauf Breſtel ſeinen Antrag, die Worte: „des Unterrichts und 
Cultus“ zu ſtreichen, zurückzog. 

8 85.1) 

Ziemialkowsky: Die Erfahrungen der letzten Monate, in welchen das 
Militär willkürlich den Belagerungszuſtand verhängte, Befehle an Civilperſonen 
und Behörden erließ und ſich in die Civiladminiſtration einmiſchte, ſtellten 
das Bedürfniß heraus, zur Sicherung unſerer conſtitutionellen Freiheiten den 
Commandirenden dem Landeschef unterzuordnen. Ich ſtelle daher das Zuſatz⸗ 
amendement zu $ 85: „Jedenfalls muß aber der Commandirende einer Pro 
vinz dem Landeschef, wie überhaupt das Militär den Civilbehörden inſofern 
untergeordnet ſein, daß das Militär nur über Aufforderung der Civilbehörden 
einzuſchreiten berechtigt ſein ſoll.“ 

Mayer: Zur Aufnahme dieſer Beſtimmung dürfte fi der $ 151 oder 
der von Abg. Ziemialkowsky bereits beantragte Paragraph über das Aufrubr 
geſetz mehr eignen. 

Es wurde nunmehr der § 85 des Entwurfes durch Stimmenmehrheit 
angenommen und beſchloſſen das Amendement Ziemialkowsky einer ſpäteren 
Berathung vorzubehalten. 


$ 86.2) 
Scholl: Ich ee die e DS Paragraphen als eine über⸗ 


di 


„Jedes Reichsland hat das Recht einen eigenen Landtag zu halten.“ 


1) § 85. Welche in andere Reichsminiſterien einſchlagende Angelegenheiten der Miniſter⸗ 
gouverneur im Namen des Reichsminiſteriums unmittelbar oder in wichtigeren Fällen nach 
eingeholten Weiſungen zu erledigen berechtigt ſei, bleibt der weiteren Organiſation der Länder⸗ 
verwaltungen vorbehalten. 

2) Von den Landtagen. § 86. Kraft des jedem Reichslande gewährleiſteten, dus die 
Centralgewalt beſchränkten Selbſtregierungsrechtes hat jedes derſelben das Recht einen Land⸗ 
tag zu halten. 


—— 
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Ratz: Um das Recht Vorarlbergs, das von jeher ſeinen eigenen Landtag 
hatte, zu wahren, finde ich mich zu dem Antrage verpflichtet: „Wenn in einem 
Kronlande ein Kreis oder Ländertheil, wie z. B. Vorarlberg, zur Ordnung 
der inneren Angelegenheiten bisher einen eigenen Landtag beſeſſen hat, ſo wird 
demſelben dieſer beſondere Landtag mit den, den Landtagen im allgemeinen 
eingeräumten Befugniſſen gewährleiſtet, und dieſer beſondere Landtag hat mit 
dem Hauptlandtage des Kronlandes nur zur Berathung der untrennbaren, das 
ganze Kronland betreffenden Angelegenheiten, dann zur gemeinſchaftlichen Wahl 
der dem Kronlande zugewieſenen Abgeordneten in die Länderkammer des Reiches, 
ſowie zum Vorſchlage der betreffenden drei Individuen zur Wahl in den Staats- 
rath von Seiten Sr. Majeſtät dem Kaiſer zuſammenzutreten.“ 

Breſtel: Das, was Ratz erreichen will, wird der Kreistag vollkommen 
leiſten, womit alle Ausnahme wegfällt. 

Bei der nun erfolgten Abſtimmung wurde das obige Amendement Scholl's 
als $ 86 durch Stimmenmehrheit angenommen. 

Der Vorſitzende bemerkte, daß das Amendement des Abg. Ratz in sus— 
penso zu bleiben habe, bis der Bericht über das von ihm diesfalls überreichte 
Promemoria erſtattet ſein wird. 

Pfretſchner kündigt ein Promemoria der Deutſchtiroler, Turco der Süd— 
tiroler und Smolka der Abgeordneten der Bukowina an, worüber beſchloſſen 
wurde, dieſe Schriften durch drei Tage hier zur Einſicht der Herren Ausſchuß— 
mitglieder aufliegen zu laſſen. 

$$ 87 und 88.1) 

Breſtel: In formeller Rückſicht ſtelle ich den Antrag, zuerſt die Befug— 
niſſe der Kreistage zu berathen. 

Cavalcabo: Wir müſſen ſtets auf die früheren Beſchlüſſe ſowohl als 
auf die kommenden Paragraphe Rückſicht nehmen, ich finde daher keinen Grund 
von der Ordnung des Entwurfes jetzt abzugehen. 

Rieger: Es geht doch nichts über die Conſequenz. Als es ſich um die 
Befugniſſe der Reichs- und Ländergewalt handelte, hat man mit großer Weis— 
heit behauptet, daß das Höhere zuerſt berathen werden müſſe, während man 
jetzt das Entgegengeſetzte behauptet. Sagen Sie meinetwegen: Alles was nicht 
dem Centrale und dem Kreistage zugewieſen iſt, bleibt dem Landtage, dann 
haben Sie zwei Arme, aber keinen Körper. 

Breſtel: Dieſer Vorwurf kann mich nicht treffen, denn er baſirt auf 


1) $ 87. Für die Feſtſtellung der Landesverfaſſungen hat grundſätzlich zu gelten: 1. die 
Wahl der Abgeordneten aus dem Volke und durch das Volk mit Ausſchluß jeder Stände— 
vertretung, 2. Oeffentlichkeit der Verhandlungen in den Landesſprachen, ſowie 3. Beſtim⸗ 
mungen über Schiedsgerichte für nationale Streitigkeiten bei Reichsländern mit gemiſchten 
Nationalitäten, 4. Feſthaltung des durch die Conſtitution den Landtagen eingeräumten Wir⸗ 
kungskreiſes. 

§ 88. Die durch die conſtituirenden Landtage feſtzuſtellenden Landesverfaſſungen treten 
erſt dann in Kraft, wenn ſie von der geſetzgebenden Reichsgewalt beſtätigt worden ſind. 
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einer factiſchen Unrichtigkeit. Ich war gegen die Aufzählung der Befugniſſe des 
Centrale und ſagte, was nicht dem Landtage zukommt, das gebührt dem 
Reichstage, ſowie ich jetzt ganz conſequent behaupte, was nicht dem Kreistage, 
das gebührt dem Landtage. 

Pinkas: Ich finde in den ſogenannten Conſequenzen doch viel Incon⸗ 
ſeguenz; denn der jetzige Antrag Breſtel's iſt der bereits verworfene Krainz'ſche 
Vertagungsantrag, der jetzt nicht mehr aufgenommen werden kann. 

Goriup: Ich finde, daß unſer Entwurf durch die vielen Tage zu com— 
plicirt fei, und möchte daher entweder die Kreis- oder die Landtage weglaſſen. 
Letztere ſcheinen mit Rückſicht auf die größeren Provinzen wünſchenswerther. 

Fiſchhof: Da Breſtel ſtets dafür war, von unten hinauf zu gehen, ſo 
kann man ſeinem heutigen Antrage keine Inconſequenz vorwerfen. 

Mayer: Dem Abg. Goriup muß ich bemerken, daß wir bereis beſchloſſen 
haben, ſowohl Kreis- als Landtage beſtehen zu laſſen, übrigens hat ſeine Pro- 
vinz nicht mehrere Tage, ſondern bloß den Kreistag. 

Der Vorſitzende bemerkte hierauf, daß er den Antrag Breſtel's nicht zur 
Abſtimmung bringen könne, da bereits der gleiche Antrag Krainz's verworfen 
worden ſei; er fordere daher auf, die Meritaldebatte über die SS 87 und 88 
zu beginnen. 

Cavalcabo: Ich beantrage im § 87 am Schluſſe des erſten Abſatzes 
zu ſetzen: „nach Maßgabe eines proviſoriſchen Provinzialwahlgeſetzes.“ 

Strobach: Ich beantrage im 2. Abſatze des § 87 zu ſagen: „Oeffent⸗ 
lichkeit der Verhandlungen mit Anwendung des Grundſatzes der Gleichberech— 
tigung der Nationalitäten.“ Ferner zum S 8s folgenden Zuſatz: „jedoch darf 
die Beſtätigung der Landesverfaſſungen nicht verweigert werden, wenn die Be— 
ſtimmungen derſelben mit den in der Reichsconſtitution aufgeſtellten Grund 
ſätzen nicht im Widerſpruche ſtehen werden.“ 

Fiſchhof: Ich beantrage folgenden Zuſatz zum erſten Abſatze des $ 87: 
„Die Wahlen zu den conſtituirenden Landtagen werden nach einem von der 
geſetzgebenden Reichsgewalt zu erlaſſenden Wahlgeſetze vorgenommen.“ 

Breſtel: Mir ſcheint der $ 87 für ſeine Wichtigkeit zu flüchtig behan⸗ 
delt. Man kann den Landtagen nicht die Verfaſſung ihrer Wahlgeſetze ganz 
überlaſſen, es könnten ſonſt gewiſſe Individuen in eine Länderkammer wählbar 
ſein, die von anderen Wahlen ausgeſchloſſen find. 

Ich beantrage daher zu ſagen: „Das active Wahlrecht zu den Landtagen 
gebührt jedem öſterreichiſchen Staatsbürger, der ein Jahr in dem betreffenden 
Reichslande anſäſſig iſt, und dem das active Wahlrecht zur Volkskammer ge— 
bührt. Das Erforderniß des paſſiven Wahlrechtes zum Landtage ſind das 
öſterreichiſche Staatsbürgerrecht nebſt dem ordentlichen Wohnſitze von einem 
Jahre im Reichslande.“ 

Dieſe Beſtimmung beſchränkt Niemanden und bringt Gleichförmigkeit in 
die Provinzen. Den Abſatz 3 möchte ich weglaſſen, ſolange nicht feſtgeſetzt iſt, 
was man unter nationaler Streitigkeit verſtehe. 
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Ziemialkowsky: Ich muß mich gegen das Amendement Cavalcabo's 
erklären, und beantrage, nach dem dritten Worte des $ 88 einzuſchalten: „auf 
Grundlage eines proviſoriſchen Wahlgeſetzes gleich nach Annahme der Conſti— 
tution zuſammenzurufen.“ — Ich beabſichtige damit die Gleichförmigkeit der 
Provinzen und Beſchleunigung der erſten Landtage. 

Pinkas: Verſöhnen wir uns, meine Herren. Wir find da, um ein ge— 
meinſames Werk zu fördern. Trauen Sie uns zu, daß wir hier nur das be— 
vorworten, was die öffentliche Meinung bei uns zu Hauſe verlangt. Nicht 
perſönlich, ſondern als Träger der in Böhmen herrſchenden öffentlichen Mei— 
nung fanden wir uns bisher durch einzelne Beſchlüſſe verletzt. Die Landtage 
ſollen die Grundſäulen unſeres Staatsgebäudes werden. Wir wollen auf— 
richtig ein einiges Oeſterreich, und ſehen deshalb in den zu ſtraffen Beſchrän— 
kungen der provinziellen Autonomie nur Antipoden des einigen Oeſterreichs. 
Der Wahlmodus für die Landtage muß hier feſtgeſetzt werden, damit die Lande 
tage möglichſt ſchnell zuſammentreten und unſerem Proviſorium ein Ende 
machen können. Ich behalte mir vor, die Beſtimmungen', welche die Baſis 
der künftigen Landtage bilden ſollen, zu formuliren, und Ihnen ſohin vorzu— 
legen. Ich muß dem Entwurfe den Vorwurf zu großer Complication machen, 
und fürchte ſehr, daß die öſterreichiſchen Völker bei ihrer politiſchen Unmün— 
digkeit und bei dem Vorwalten der materiellen Intereſſen, die Freiheit, die wir 
ihnen bieten, für eine zu koſtſpielige halten und ſich nach dem Alten als dem 
Wohlfeileren wie die Iſraeliten nach den egyptiſchen Fleiſchtöpfen zurückſehnen 
werden. Auch müſſen wir bei unſerer Arbeit auf die hier nicht vertretenen 
ungariſchen Länder Rückſicht nehmen, da wird ſich das Bedürfniß nach einer 
Föderation mehr als bei uns geltend machen. Eine übertriebene Centraliſa— 
tion wäre das größte Hinderniß einer ſo ſehr wünſchenswerthen Vereinigung 
mit ihnen. In dieſer Beziehung muß ich Sie warnen, hier Mißgriffe zu be— 
gehen, welche unſerer jungen Freiheit tödlich werden könnten. — Ich frage, 
kann irgend eine Nationalität ſich gefährdet glauben, ſobald man ihr geſtattet, 
in allen Nationalitätsangelegenheiten als ſeparate Curie zuſammenzutreten. 
Wir können dann jede Curie eine gleiche Anzahl Abgeordnete in die Länder— 
kammer wählen laſſen, und die Kreistage ganz weglaſſen. Dadurch wird die 
Sache einfacher und wohlfeiler; denn glauben Sie mir es, meine Herren, 
das gemeine Volk faßt die Freiheit vom Geldbeutel auf, und verzichtet ganz 
auf dieſelbe, wenn ſie ihm zu theuer iſt. Ich empfehle Ihnen daher das 
Inſtitut der Curien auf das Dringendſte. Es werden damit die nationalen 
Rivalitäten beruhigt, und der Anſchluß Ungarns angebahnt. 

Es wurde nunmehr beſchloſſen die Debatte über dieſes Kapitel erſt nach 
geſchehener Formulirung des eben angedeuteten Antrages des Abg. Pinkas 


fortzuſetzen. 
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Sitzung am 17. Februar 1849 (Nachmittags). 


An der Tagesordnung war die Debatte über die Paragraphen des Ent 
wurfes, die Beſtimmungen über den Reichsrath enthaltend.) 

Es ergriff zuerſt das Wort der Abgeordnete 

Pinkas, um ſich dagegen auszuſprechen, daß dieſes Inſtitut jetzt ſchon 
gegründet und in der Verfaſſungsurkunde die Nothwendigkeit des Beſtehens 
deſſelben anerkannt werde. Er ſei gegenwärtig von dieſer Nothwendigkeit nicht 
überzeugt, und angenommen, es werde ſich mit der Zeit eine ſolche heraus— 
ſtellen, ſo könne daſſelbe durch ein organiſches Geſetz ins Leben gerufen werden. 
Offenbar ſei hier den Anſichten des Abg. Palazky Rechnung getragen worden; 
derſelbe habe jedoch dieſes Inſtitut nur in der Richtung gewünſcht, daß auch 
die in ſeinem Entwurfe beantragten Beſtimmungen über die Zuſammenſetzung 
des Reichstags angenommen würden, weil dann dieſes Inſtitut in Art eines 
Senates wünſchenswerth erſchien. Ob ſelbſt unter dieſer Vorausſetzung deſſen 
Einführung zweckmäßig geweſen wäre, hätte erſt der Erfolg zeigen müſſen. 
Allein jetzt, nachdem eine Volkskammer und eine Länderkammer angenommen 


1) Ueber den Reichsrath enthielt der Verfaſſungsentwurf folgende Beſtimmungen: 

§ 110. Der Reichsrath beſteht aus je einem Abgeordneten jedes Kronlandes. Jeder 
Landtag hat 3 Individuen vorzuſchlagen, aus denen der Kaiſer das Mitglied des Reichs⸗ 
rathes ernennt. 

§ 111. Die Mitglieder des Reichsrathes werden auf 6 Jahre ernannt und von 3 zu 
3 Jahren zur Hälfte erneuert. Das Loos beſtimmt, welche Mitglieder aus dem erſten zu⸗ 
ſammentretenden Reichsrathe ſchon nach Ablauf des 3. Jahres austreten. Die Ausgetretenen 
ſind wieder wählbar. 

§ 112. Der Reichsrath erwählt fi ſeinen Vorſtand und hält ſeine Verſammlungen 
am Sitze der Centralregierung. 

$ 113. Die Beſchlüſſe des Reichsrathes werden durch Stimmenmehrheit gefaßt. 

§ 114. Die Reichsminiſter ſind berechtigt, den Sitzungen des Reichsrathes ohne Stimm⸗ 
recht perſönlich oder durch Stellvertreter beizuwohnen. 

§ 115. Dem Reichsrathe ſind alle Geſetzentwürfe, welche die Centralregierung bei dem 
Reichstag einbringen will, zur Begutachtung vorzulegen. 

§ 116. Der Reichsrath hat bei ſeinen beſchleunigt abzugebenden Gutachten die beſon⸗ 
deren Verhältniſſe aller Kronländer und die Grenzen der legislativen Reichs- und Linder= 
gewalten vorzugsweiſe zu berückſichtigen und zu erörtern. 

§ 117. Das Reichsminiſterium iſt befugt, in allen Fällen, in welchen es ihm ange⸗ 
meſſen erſcheint, das Gutachten des Reichsrathes einzuziehen. 

$ 118. In Fällen, wenn Krieg erklärt, Friedens-, Handels- oder ſonſtige Verträge abge⸗ 
ſchloſſen oder proviſoriſche Geſetze im Verordnungswege eingeführt werden, muß das Reichs⸗ 
miniſterium das vorläufige Gutachten des Reichsrathes vernehmen, ohne an daſſelbe gebunden 
zu ſein. 

§ 119. Der Reichsrath hat die Verwendung der Reichsfinanzen, das Staatsſchulden⸗ 
weſen, die Gebarung mit dem Tilgungsfonds und die Ausgabe und Vernichtung des Papier- 
geldes zu überwachen. 

$ 120. Der Reichsrath hat die Subrepartition der bewilligten directen Reichsſteuern auf 
die einzelnen Kronländer zu prüfen und zu begutachten. 
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worden iſt, wäre ein Reichsrath nur eine zweite, verkümmerte Auflage der 
Länderkammer, alſo gänzlich unnöthig. Nach Art der Zuſammenſetzung werden 
die Reichsräthe in kurzer Zeit Hofſchranzen, das ganze Inſtitut eine Art Ber 
ſorgungsanſtalt für abgetakelte Staatsmänner, und ein ſolches Inſtitut möchte 
er in Oeſterreich nicht ſchaffen. Um auf die Wirkſamkeit des Reichsrathes 
einzugehen, ſo werde derſelbe vorzüglich die Geſetzentwürfe, welche die Central— 
regierung beim Reichstage einbringen will, zu begutachten haben. Würde nun 
der Reichsrath einen ſolchen Geſetzentwurf genehmigen, ſo ſehe er nicht ein, zu 
was ein ſolches Geſetz außerdem noch in zwei Kammern berathen werden ſoll. 
Würde aber der Reichsrath den Geſetzentwurf nicht genehmigen, ſo ſei das 
Miniſterium im vorhinein proſtituirt, es werde denſelben vielleicht gar nicht 
bei den Kammern einbringen, und das Land möglicher Weiſe um ein zweck— 
mäßiges Geſetz gebracht werden. Es werde vielleicht ſchon der nächſte Reichs— 
tag ſich in eine Conſtituante verwandeln müſſen, um dieſes Inſtitut aus der 
Verfaſſung herauszumerzen. Ferner ſollen die Reichsräthe aus den Provinzen 
gewählt werden, offenbar damit das Miniſterium durch dieſelben mit den 
Wünſchen der verſchiedenen Länder vertraut werde. Allein um die Wünſche 
und Bedürfniſſe der Einzelländer zu erfahren, dazu habe das Miniſterium die 
ihm verantwortlichen Gouverneure der Provinzen. Endlich befürchtet er, daß 
in der Verfaſſung der Staatsmaſchine ſo viel Gewichte angehängt werden, daß 
dieſelbe durch ſie gedrückt ins Stocken gerathen müſſe. Alſo er ſehe in dieſem 
Inſtitute nur eine Condescendenz für den Abg. Palazky, ein Inſtitut unnöthiger 
Vorkäuer der Geſetzentwürfe, deshalb halte er dafür, daß es der Ausbildung 
des conſtitutionellen Lebens überlaſſen werden ſoll, ob ein ſolches Inſtitut bei 
uns nothwendig iſt, daß alſo das ganze Kapitel über den Reichsrath vorläufig 
geſtrichen werde. 

Cavalcabo: Er theile ganz die Anſicht des Vorredners. Die Gründe, 
die den Fünferausſchuß bewogen haben können, dieſes Inſtitut in die Ver— 
faſſungsurkunde aufzunehmen, ſeien offenbar die, daß man erſtlich eine reife, 
vielſeitige Erwägung der verſchiedenen Gegenſtände der Geſetzgebung, Admini— 
ſtration und Executive erzielt, zweitens damit der Reichsrath für die Zeit, wo 
kein Reichstag ſitzt, eine Art permanente Volksrepräſentation bilde, und drittens 
um eine Controle gegenüber dem Miniſterium zu haben. Dieſe Gründe ſeien 
aber nach ſeiner Anſicht nicht ſtichhaltig. Es ſei nämlich allerdings wahr, daß 
vier Augen mehr ſehen als zwei. Allein hier handle es ſich um zu viele Augen, 
und gerade bei Geſetzvorſchlägen u. ſ. w. werden zu viele Augen nur ſchaden, 
ſie werden dadurch in die Länge geſchleppt, ſowie dadurch, es habe ja dies 
unſer bisheriger Inſtanzenzug ſattſam gezeigt, der Geſchäftsgang in die Länge 
gezogen. Was den zweiten Punkt anbelangt, ſo werden zwar die Mitglieder 
des Reichsrathes von den Landtagen vorgeſchlagen; allein die öffentliche Mei— 
nung werde denſelben immer nur für eine Beamtenſtelle anſehen, weil dann 
doch der Kaiſer die Mitglieder ernennt. Es ſei alſo eine Illuſion, von einer 
Repräſentation hier zu reden. Was endlich die Controle gegenüber dem Mini 


236 Sitzung am 17. Februar 1849. 


ſterium betrifft, ſo habe man ja dafür die öffentliche Meinung, die freie Preſſe 
und die Verantwortlichkeit der Miniſter. Von dem Geſagten abgeſehen finde 
er in dieſem Inſtitute ſehr viel Schädliches, nämlich eine offenbare Verzöge— 
rung der Geſchäftsführung; denn Geſetzvorſchläge gut zu begutachten, brauche 
z. B. nicht wenig Zeit; ferner ein willkommenes Mittel für Miniſter, die nicht 
gerne arbeiten; dieſe werden, wie es die bisherigen Gubernien gethan haben 
gegenüber der Kammerprocuratur, alles dem Reichsrath zur Begutachtung vor— 
legen, um nur die Arbeit los zu werden. Endlich ſei auch die Stellung eines 
bloß berathenden Körpers in höchſter Inſtanz eine ſolche, die ſich mit der con— 
ſtitutionellen Verfaſſung wenig vertrage, und es müſſe auch der Koſtenpunkt 
beachtet werden. Das Volk werde von der Wirkſamkeit des Reichsrathes nicht 
viel ſehen, und daher mit Grund fragen, wozu man den Reichsrath zahle; 
daß man aber dieſe Herren gut werde bezahlen müſſen, das verſtehe ſich von 
ſelbſt. Er müſſe alſo dieſem Kapitel gleichfalls ein pereat bringen und es 
damit erledigen. 

Ziemialkowsky: Er müſſe ſich für den Reichsrath ausſprechen, viel 
leicht nur aus Erinnerungen an die polniſche Geſchichte; aus der Mitte des 
polniſchen Reichstages ſeien nämlich 12 Senatoren ſtets um den König ge— 
weſen, damit er ſich nicht zu viel erlaube. Abg. Pinkas ſehe in dieſem In— 
ſtitute eine unnöthige Repetition der Länderkammer. Allein wenn man den 
Palazky'ſchen Entwurf näher prüfe, ſo werde man finden, daß dies auch dann 
der Fall geweſen wäre, wenn dieſer Entwurf wäre angenommen worden. Er 
befürchte nicht, daß die Reichsräthe zu Hofſchranzen u. ſ. w. werden; denn er 
hoffe, daß die Landtage nicht penſionirte Präſidenten dem Kaiſer vorſchlagen 
werden. Auch finde er den Reichsrath nicht unpraktiſch, wohl etwas zwitter— 
haft; allein das liege in der Beſchaffenheit der öſterreichiſchen Verfaſſung. 

Der Reichsrath habe die beſonderen Verhältniſſe der Kronländer zu be— 
rückſichtigen und darüber zu wachen, daß die Centralgewalt die Ländergewalten 
nicht verkürze. Dies allein ſei ſchon ſo wichtig, um ihn zu beſtimmen für dieſes 
Inſtitut zu ſtimmen. Freilich werde es etwas ſchwer ſein in den einzelnen 
Ländern ſolche Univerſalgenies zu finden, allein auf die Letzt handle es ſich 
denn doch nur eigentlich darum, daß der Gewählte die Bedürfniſſe des Landes 
kenne, und ohne ſich zu überſchätzen, glaube er, daß er und jeder galiziſche 
Deputirte, obwohl ſie von einer Seite für Chineſen gehalten werden, die Be— 
dürfniſſe Galiziens beſſer kennen werden, als irgend ein Miniſter, der Galizien 
vielleicht nie geſehen hat. Daß die Reichsräthe durch Gouverneure erſetzt werden 
könnten, glaube er nicht, denn dieſe ſeien Miniſterialbeamte, werden nicht ſagen, 
was dem Lande Noth thut, ſondern was der Miniſter wünſcht. Weiter be— 
fürchte man, die Staatsmaſchine werde ſchwerfällig, allein das ſei Schuld Der— 
jenigen, die ſie nicht beſſer gemacht haben. Die 12 Menſchen mehr werden 
ſie nicht viel verſchlechtern. Wenn endlich der Reichsrath im büreaukratiſchen 
Sinne ſeine Gutachten abzugeben haben ſollte, ſo wäre dies allerdings eine 
Verzögerung, allein nach ſeiner Meinung müßten die Reichsräthe dem Miniſter⸗ 
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rathe beiwohnen, und ihr Gutachten mündlich abgeben; dann werde wohl keine 
Verzögerung ſtattfinden. 

Fiſchhof: Es komme ihm ſo vor, als habe man ſich bisher nicht im 
Princip, ſondern nur par dépit gegen den Reichsrath ausgeſprochen. Bei einer 
guten Zuſammenſetzung, meine er, werde dieſes Inſtitut ſehr zweckmäßig ſein, 
und finde es ſich auch in den meiſten conſtitutionellen Staaten. Abg. Biemial 
kowsky habe ſchon mehreres, was dagegen vorgebracht wurde, entkräftet, er 
ſetze noch hinzu, daß der Reichsrath gerade in nächſter Zeit in Oeſterreich am 
nothwendigſten ſein werde, wo ſo viele organiſche Geſetze dem Reichstag werden 
vorzulegen ſein, wo es unmöglich iſt, daß die Miniſter mit den Bedürfniſſen 
aller Provinzen betraut ſein könnten, die alſo offenbar Fachmänner und Spe— 
cialitäten aus der Vergangenheit brauchen. Wie nachtheilig es aber ſei, wenn 
nicht reif überlegte, unvorbereitete Geſetzentwürfe in die Kammer geworfen 
werden, das habe man bereits hinreichend erfahren. Die Gouverneure erſt um 
alles zu befragen, werde offenbar viel ſchleppender ſein. Der Reichsrath ſei 
aber ein vorberathendes Büreau, berathe nicht öffentlich; wenn er alſo auch 
einen ihm vom Miniſterium vorgelegten Geſetzentwurf verwirft, ſo komme 
dies nicht zur Oeffentlichkeit, das Miniſterium könne daher dadurch nicht come 
promittirt werden. Im Sinne des Abg. Ziemialkowsky wünſche er ſich den 
Reichsrath aber auch nicht, denn das ließe ſich mit der Verantwortlichkeit der 
Miniſter wohl nicht vereinigen. Eine Erleichterung des Geſchäftsganges in 
der Kammer erwarte er aber vom Reichsrathe ſchon darum, weil in demſelben 
die beſonderen Bedürfniſſe der Nationalitäten gehörige Berückſichtigung finden 
und dadurch Nationalitätsſtreitigkeiten in der Kammmer in bedeutendem Maße 
werden beſeitigt werden. 

Vacano ſpricht ſich für das Beſtehen des Reichsrathes aus, weil ihm 
die dagegen angeführten Gründe nicht eine gegentheilige Ueberzeugung geben. 
So werde insbeſondere einer Verzögerung des Geſchäftsganges durch den Reichs— 
rath gerade vorgebeugt, weil es dann nicht mehr nöthig ſein wird, daß die 
Geſetzentwürfe erſt in allen Miniſterien herum wandern. Zur Begutachtung 
der Geſetzentwürfe werde das Miniſterium jedenfalls Leute aufnehmen müſſen; 
es entſcheide alſo der Koſtenpunkt um ſo weniger etwas, als dieſe oft unbe— 
ſchäftigt bleiben werden, was beim Reichsrath wegen des ausgedehnten Wir— 
kungskreiſes nicht der Fall ſein werde. Der Unterſchied werde nur der ſein, 
daß dann bloß die vom Miniſter ſelbſt gewählten Leute hierzu werden ver— 
wendet werden. 

Laufenſtein: Es ſei ſchwer, ſich im Princip für oder wider auszu— 
ſprechen, wenn man den Wirkungskreis des Inſtitutes noch nicht kennt. Dieſer 
ſei wohl in den $ 115— 120 beſtimmt, allein dieſe hier in Erwägung zu ziehen, 
wäre zu weitläufig, er beſchränke ſich daher nur auf Folgendes. Er glaube, daß 
das Beſtehen des Reichsrathes, wie er im Entwurfe beantragt iſt, zur Stellen— 
jägerei führen werde. Es werden ſich immer viele Bewerber finden, und ob— 
wohl die Landtage einen Vorſchlag machen ſollen, ſo werden doch, weil end— 
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lich dennoch der Kaiſer ernennt, viele, um ſolche Stellen zu erlangen, ſich die 
Gunſt des Miniſteriums zu verſchaffen ſuchen. Auch verſpreche er ſich nicht 
viel von der Wirkſamkeit des Reichsrathes, weil die Mitglieder ſich meiſtens 
untergeordneter Organe bedienen werden, und dieſe Stelle zu einer Art Sine 
cure werden wird. Man werde durch die Bildung dieſes Inſtitutes gewollt 
haben, dem Miniſterium einen Stützpunkt in der Kammer zu verſchaffen, das 
werde das conſervative Element vermehren; dies ſei wohl für die Regierung 
kein Unglück. Allein gegenwärtig ſei deſſen vielleicht nur zu viel vorhanden. 
Die Verhandlungen der Landtage, die Preſſe, wenn ſie wahrhaft frei ſein 
wird, und die öffentliche Meinung werde die Bedürfniſſe der Länder dem 
Miniſterium hinreichend zur Kenntniß bringen, in dieſer Richtung Geſetzvor— 
ſchläge vorbereiten zu können. Ueberdies können auch die einzelnen Mitglieder 
des Reichstages ſowohl dem Miniſterium als den Kammern Geſetzvorſchläge 
vorlegen. 

Pinkas: Rückſichtlich des ihm gemachten Vorwurfes der Inconſequenz 
müſſe er bemerken, daß er ja den Palazky'ſchen Entwurf nicht durchgehends 
gebilligt und erwähnt habe, daß Abg. Palazky, er möchte ſagen, in einer Art 
Vorgefühl, damit die Kammer der Krone nicht ſo leicht feindlich entgegentrete, 
damit die Krone durch zu häufige Verweigerung der Sanction nicht compromittirt 
werde, den Reichsrath als eine Art Vermittlungsglied hingeſtellt habe. Uebrigens 
ſei ein Umſtand bisher nicht widerlegt worden, nämlich daß die Reichsräthe, 
abgeſchnitten von den Provinzen, auf dem ſchwerfälligen Wege der ſchriftlichen 
Mittheilung die Wünſche der Provinzen werden kennen lernen, während die 
Gouverneure, indem ſie den Verhandlungen der Landtage beiwohnen müſſen, 
mit den Bedürfniſſen des Landes unmittelbar bekannt werden, und es nicht 
nothwendig iſt, daß ſie im Wege der Correſpondenz, ſondern in jenem der 
mündlichen Mittheilung die Wünſche des Landes dem Miniſterium zur Kennt- 
niß bringen, wozu jährliche Congreſſe allenfalls Gelegenheit geben können; 
dann habe er eigentlich es nur einem organiſchen Geſetze überlaſſen wollen, 
dieſes Inſtitut zu ſchaffen, um eine nöthig werdende Aenderung leichter mög— 
lich zu machen, und dafür ſprechen auch alle vom Abg. Laufenſtein gemachten 
Bemerkungen. Wenn ferner Abg. Fiſchhof meint, die Verhandlung des Reichs- 
rathes werde geheim bleiben, fo frage er, was wohl einer neugierigen Sour 
naliſtik werde geheim bleiben können; gewiß gar nichts, denn ſogar Kanzlei 
diener werden beſtochen werden, um was zu erfahren. Er wenigſtens könne 
aus eigener Erfahrung anführen, daß ihm Nachrichten über Beſchlüſſe des 
oberſten Gerichtshofes in anonymen Briefen mitgetheilt wurden, denen eine 
Adreſſe, unter welcher ein entſprechendes Honorar einzuſenden war, beigefügt 
geweſen iſt. Er habe nicht einmal gewußt, von wem ihm dieſe Nachrichten 
kamen, und alles das werde ſich in conſtitutionellen Regierungen auch nicht 
verlieren. Was übrigens den Koſtenpunkt betrifft, ſo glaubt er nur bemerken 
zu ſollen, daß Specialitäten, welche das Miniſterium zur Bearbeitung von 
Geſetzentwürfen nimmt, nicht fo werden bezahlt werden müſſen, wie die Mit⸗ 
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glieder des Reichsrathes. Er beantrage daher wiederholt die Streichung 
dieſes ganzen Kapitels und die Einſchaltung des folgenden Paragraphen: „Die 
Bildung eines dem Miniſterium berathend zur Seite ſtehenden Reichsrathes, 
und die Normirung ſeiner Wirkſamkeit wird einem beſonderen Reichsgeſetze 
vorbehalten.“ 

Vacano beantragte in formali: Sogleich auf die einzelnen Beſtim— 
mungen über den Reichsrath einzugehen, paragraphenweiſe zu modificiren mit 
demf Vorbehalt, dann über das Kapitel „Reichsrath“ in toto abzuſtimmen. 
Rieger: Man müſſe ſich klar machen den Zweck des Reichsrathes. Die 
Idee, wie ſie im Entwurfe ausgeführt iſt, ſei ein Embryo, man widſſe nicht, 
wo ſie hinausführen will. Er ſei früher für den Reichsrath geweſen, aber für 
den Reichsrath in anderer Form. Er habe einen Reichsrath aus Landtagen 
gewählt vorgeſchlagen, um ein kleineres Collegium zu haben, das den Mini— 
ſtern über Landesbedürfniſſe Auskunft zu geben, mit ihnen zu berathen hätte. 
Vorausgeſetzt, daß nur eine Kammer angenommen worden wäre, habe er ſich 
gedacht, daß drei Männer aus jedem Lande in den Reichsrath zu ſchicken 
wären. Der im Entwurfe beantragte Reichsrath verſpreche nicht viel. Jetzt 
haben wir eine Länderkammer, der das Miniſterium verantwortlich iſt, die 
die Intereſſen der Einzelländer vertritt, auf dieſe müſſe das Miniſterium 
Rückſicht nehmen. Der Reichsrath ſei dagegen jetzt ein Zwitterding, halb Re— 
präſentativkörper, halb Beamte. Zum Theil habe er das Recht, vom Mini— 
ſterium zu ſeinen Berathungen zugezogen zu werden, zum Theil hänge es vom 
Willen der Miniſter ab. Die weſentliche Wirkſamkeit des Reichsrathes in 
der hier vorgeſchlagenen Form ſei im § 118 ausgeſprochen; dieſe ſei einzig 
und allein praktiſch, weil, nachdem wir einmal eine Conſtitution haben und 
die Bedürfniſſe der Völker gehört werden müſſen, man es nicht mehr ſo thun 
könne, wie früher, d. h. man könne nicht mehr Geſetze geben, ohne ſich zu 
kümmern, ob ſie den Ländern genehm ſein werden. Man werde alſo Je— 
manden brauchen, den man darüber befragt. In dieſer Beziehung wäre da— 
her der Reichsrath praktiſch, in jeder anderen aber nicht. Was nämlich die 
Begutachtung der Geſetzvorſchläge betrifft, ſo habe jedes Land nur ein Mit— 
glied des Reichsrathes; es werde bei dem Vorſchlag vielleicht auf einen Hi— 
ſtoriker, einen Politiker Rückſicht nehmen. Der ſei vielleicht wenig Juriſt, 
Criminaliſt oder Judicialiſt, vielleicht gar nicht Induſtriemann, Oekonom, Han— 
delsmann, Montaniſt oder Forſtmann, gar nicht Finanzmann, kein Mann 
der politiſchen Adminiſtration, kein Kenner der Medicinalpolizei, kein Schul— 
mann. Was werde dann ein ſolcher Mann bei Begutachtung von Geſetzen 
ſein? Einem ſolchen Rathe ein Geſetz zur Berathung vorzulegen, werde einen 
ebenſo lächerlichen Erfolg) haben, wie es der Kammerbeſchluß in der Kaim— 
ſchen Angelegenheit iſt.) Was die im $ 119 beſtimmte Wirkſamkeit des 

1) Der Abg. Kaim, ein böhmiſcher Bauer, hatte während der Octobertage in trunkenem 


Zuſtande den Kaiſer Ferdinand beſchimpft. Politiſche Gegner in ſeinem Heimatsdorfe denun— 
cirten ihn wegen Hochverrath. Das Gericht verlangte vom Reichstage ſeine Auslieferung. 
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Reichsrathes betrifft, ſo frage er, vorausſetzend, daß der Reichsrath dem ge— 
wachſen ſei, ob man denn glauben könne, daß ſich irgend ein Miniſterium eine 
ſolche Controle in Finanzſachen gefallen laſſen werde, da es allein verant— 
wortlich iſt, und ohnehin dem Reichstag Rechnung legen muß. Der Reichs- 
rath in Frankreich ſei etwas ganz anderes. Erſtens ſei er dort nur Vertreter 
eines Volkes, zweitens ſeines Wiſſens 30 Mann ſtark. 

In einem Conſeil von 30 Mitgliedern könne man allerdings Capacitäten 
aller Art finden, nicht aber in einem Reichsrath, wie er hier beantragt wird, 
der nicht nach Fächern, ſondern nach Provinzen zuſammengeſetzt wird, der 
daher auch nicht Fachmänner, ſondern bloß Provinzmänner zählen würde. 
Auf dieſe Art könnte einem ſolchen Collegium auch nur der im $ 116 beſtimmte 
Wirkungskreis zugewieſen werden, die Reichsräthe werden dann eigentlich Mi— 
niſter ohne Portefeuille ſein. Uebrigens ſei er der Anſicht, daß dieſes Inſtitut 
nicht hieher gehört, daß es einem beſonderen Geſetze zu überlaſſen ſei. Das 
Miniſterium werde ſchon Fachmänner zu Rathe ziehen, denn fo wünſchens— 
werth es wäre, daß unſer Miniſterium ein Coalitionsminiſterium mit Rückſicht 
auf Nationalitäten wäre, ſo werde ſich das doch nicht immer machen. 

Mayer: Er febe ſich genöthigt, ſogleich das Wort zu ergreifen, um dem 
Abg. Rieger gebührend zu antworten, weil er die Widerſprüche, in welche ſich 
derſelbe im Verlaufe ſeiner langen Erörterung verwickelt, bis zum Schluß der 
Debatte ſchwerlich im Gedächtniß behalten könnte. Der Abg. Rieger habe 
gegen den Reichsrath geſprochen, ihn aber zugleich vertheidigt. Derſelbe habe 
nämlich für den S 116 und gegen den $ 115 geſprochen, dabei aber überſehen, 
daß der $ 116 nur eine Conſequenz des $ 115 ſei. Abg. Rieger habe die 
im Entwurfe ausgeführte Idee einen Embryo genannt, weil man nicht wiſſe, 
wo ſie hinausführen wolle; auf der anderen Seite aber habe er ſelbſt wieder 
nachgewieſen, wohin dieſe Idee hinaus will, indem er zeigte, wie der Reichsrath 
im $ 116 und 118 praktiſch ſei. Nach dem Antrage des Abg. Rieger ſolle 
der Reichsrath eine Länderkammer und Reichsrath zugleich ſein. Nun er frage 
ob dieſer Reichsrath dann nicht in viel höherem Grade ein Zwitter ſein werde. 
Heute zum erſtenmal habe er Criminaliſten, Judicialiſten, Juriſten unterſcheiden 
gehört, bisher ſeien ihm dieſe Begriffe identiſch geweſen. Abg. Rieger habe 
nachgewieſen, wie ſchlecht es wäre, wenn man Menſchen, die bloß Hiſtoriker 
und nicht Juriſten wären, in den Reichsrath bekäme; ja aber dann werde 


Wochenlang berieth eine Commiſſion über den Fall; in einer ſtürmiſchen (geheimen) Sitzung 
des Reichstages am 15. Februar wurde mit geringer Mehrheit entſchieden, daß der Unter- 
ſuchungsrichter den Angeklagten in Kremſier verhören, Kaim vorläufig Sitz und Stimme im 
Reichstage behalten ſolle. Die Debatte wurde durch die Einmiſchung politiſcher und natio— 
naler Leidenſchaften verbittert. Die Linke fürchtete, wenn ſie die Auslieferung zugeſtehe, für 
viele ihrer Mitglieder das gleiche Loos; die Rechte wieder wollte es Kaim entgelten, daß er, in 
einem czechiſchen Wahlkreis gewählt, ſich zur deutſchen Linken geſchlagen hatte. Der Ausfall 
dieſer jämmerlichen Angelegenheit hat bekanntlich das ohnehin fadenſcheinige Band zwiſchen 
Miniſterium und Reichstag vollends zerriſſen und die Abſicht, den letzteren aufzulöſen, in 
hohem Maße gefördert. 
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man halt ſolche Männer nicht wählen. Abg. Rieger meine, es handle ſich 
hier um Specialitäten; allein wenn wir Miniſter bekommen ſollten, die Capa⸗ 
citäten, Specialitäten und mit den Bedürfniſſen aller Länder vertraut ſein 
ſollten, ſo müſſen dieſelben geradezu vom Himmel fallen. Er müſſe ſich ferner 
nur wundern, Angriffe auf den Reichsrath von einer Seite zu ſehen, die einen 
Miniſter ohne Portefeuille gerade mit jubelndem Applaus begrüßt hat.“) Uebri⸗ 
gens frage er, ob der Reichsrath, deſſen Mitglieder nur auf ſechs Jahre er— 
nannt werden, und alle drei Jahre zur Hälfte ausſcheiden, wohl eine Mä— 
ſtungsanſtalt werden könne, ob da ſoviel von einer Stellenjägerei die Rede ſein 
kann? Ob man vielleicht wieder einen Staatsrath haben wolle, bei welchem 
die Länder nichts zu ſagen haben ſollen? dann werden die Staatsräthe wieder 
wie die Pilze aus der Erde wachſen, das werde eine wahre Mäſtungsanſtalt 
werden. Man beſorge, der Reichsrath werde eine Art Invalidenhaus. Nun 
er hoffe, die Provinzen werden nicht Invaliden zu Reichsräthen vorſchlagen. 
Ferner wolle man, daß die Gouverneure den Reichsrath vertreten ſollen. Er 
müſſe geſtehen, daß er dies mit Schaudern gehört. Es ſei bekannt, wie Geſetze 
bisher bei uns gemacht wurden; man habe von den Gubernien, dieſe wieder 
hätten von untergeordneten Stellen Gutachten abgefordert. So ſeien ganze Fuhren 
von Acten zuſammengekommen, die endlich Niemand geleſen hat. Er frage, ob 
man auf dieſes Syſtem zurückkommen wolle. Man habe weiter geſagt, die 
Reichsräthe werden nichts arbeiten. Ja wenn man das alte Praktikantenweſen 
einführen wolle, da werde es wohl ſchlecht ſein. Allein man gebe ihnen keine 
Praktikanten, dann werden ſie wohl ſelbſt arbeiten müſſen. Man meine, daß 
einzelne Abgeordnete Geſetzvorſchläge einbringen können; allein dieſe müſſen 
vorbereitet ſein, ehe der Reichstag zuſammentritt, ſonſt werde es wohl ſchlecht 
ausſehen. Man möge ſich übrigens tröſten, er zähle ſich zwar nicht zu den 
Encyclopädiſten, allein Böhmen werde ſchon drei Männer zuſammenbringen, die 
für die Stelle eines Reichsrathes geeignet ſein werden, und er hoffe, daß auch 
die übrigen Provinzen ſie zuſammenbringen werden. Endlich ſeien die Deut— 
ſchen (hier brauche er wohl Abg. Rieger nicht um Entſchuldigung zu bitten) 
auch keine unpraktiſchen Leute, und deſſenungeachtet haben ſie auch einen 
Reichsrath gemacht. Stoße man ſich aber an die geringe Anzahl der Vit 
glieder, ſo ſei es ja leicht abzuhelfen, man möge halt den Reichsrath auch aus 
30 Mitgliedern bilden. 

Cavalcabo: Als er zuerſt gegen dieſes Kapitel geſprochen, habe er nur 
das beachtet, was er im Entwurfe fand. Allein auch jetzt, trotz der ausführ— 
lichen Debatte, könne er von ſeiner Meinung nicht abgehen. Er bemerke nur 
noch, daß der Reichsrath nach der beantragten Zuſammenſetzung dem Mini— 
ſterium, wenn es halbwegs energiſch iſt, kein Gegengewicht halten werde. Nach 


1) Der frühere Obergeſpan des Agramer Comitates Baron Franz Kulmer war wenige 
Wochen vorher, um den Slawen, ſpeciell den Kroaten zu ſchmeicheln, zum Miniſter ohne 
Portefeuille (und ohne Einfluß) ernannt worden. 
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der Anſicht Fiſchhof's würden die Reichsräthe eine Art Referenten ſein; allein 
die mögen ſich die Miniſter ſelbſt wählen. Wenn Abg. Vacano meint, daß 
ſie nicht immer beſchäftigt ſein werden, wie die Reichsräthe, ſo laſſe ſich dies 
vielmehr umkehren und werde es weit richtiger ſein; ſowie man es ſich auch 
nicht verhehlen möge, daß bei Wahlen oder Vorſchlägen oft gar vieles, nur 
nicht der zu erreichende Zweck beachtet wird. Gegen den vom Abg. Ziemial⸗ 
kowsky gemachten Vorwurf müſſe er entgegnen, daß das Complicirte unſerer 
Verfaſſung in den provinziellen Verhältniſſen nothwendig begründet ſei; allein 
deswegen müſſe man ſie im Verhältniß zu der Centralgewalt nicht complicirter 
machen als es eben nöthig iſt. Uebrigens ſei es der erſte Schritt unſerer 
Regierung nach Ertheilung der Conſtitution geweſen, den Staatsrath aufzu⸗ 
löſen, und er begreife nicht, wie gerade der Berichterſtatter dazu komme, zu 
fürchten, daß, wenn der Reichsrath nicht angenommen wird, wieder die alten 
Staatsräthe wie Pilze heranwachſen werden. Daß endlich jeder Miniſter in 
allen Fächern bewandert ſei, ſei nicht nothwendig; denn darum habe man für 
jedes Fach einen anderen Miniſter. Daß ſich aber die Provinzen bei ihren 
Vorſchlägen zu Reichsräthen in ähnlicher Weiſe vereinigen, nämlich für jedes 
Fach den geeigneten Vorſchlag zu machen, das ſei wohl nicht vorauszuſetzen. 
Auch ſcheine es ihm, daß der Reichsrath nach der vorgeſchlagenen Zuſammen⸗ 
ſetzung ungefähr das ſein werde, was die ſtändiſchen Collegien waren; er 
werde in Steuerfragen ſagen, was die Regierung wünſcht. 

Hein: Aus den vom Abg. Rieger entwickelten Gründen werde er gegen den 
Reichsrath ſprechen, aus den von Mayer entwickelten Gründen werde er für 
den Reichsrath ſtimmen. 

Der erſte Grund des Abg. Rieger ſei geweſen, die Länderkammer mache 
den Reichsrath überflüſſig, und der zweite Grund, daß das Volk keine Spe⸗ 
cialitäten in den Reichsrath ſchicken werde. Aus denſelben Gründen aber 
möchte er gegen die Repräſentation überhaupt ſprechen; er ſpreche alſo gegen 
alle Wahlen in die Volkskammer, in die Länderkammer, in die Landtage, 
alſo auch gegen den Reichsrath. Der dritte Grund ſei geweſen, daß er lieber 
Miniſter ohne Portefeuille ſehe als Leute, die Seine Majeſtät berathen und 
die das Volk dazu gewählt hat. Er ſei gegen alle Wahlen, alſo auch aus 
dieſem Grunde ſpreche er gegen den Reichsrath. Der vierte Grund endlich 
ſei geweſen, es ſollen die Bedürfniſſe des Volkes bevormundet werden nicht 
von Vertrauensmännern des Volkes, ſondern von Leuten, die ſich die Miniſter 
dazu ausgeſucht haben. Er habe ſich ſchon gegen Vertrauensmänner aus⸗ 
geſprochen, alſo auch gegen Vertrauensmänner der Miniſter; ſpreche daher 
auch aus dieſem Grunde gegen den Reichsrath. Das ſeien die Gründe, welche 
Abg. Rieger angeführt hat. Abg. Laufenſtein habe gemeint, daß die Reichs⸗ 
räthe Schmarotzerpflanzen ſein werden, man werde Sinecuren auf drei Jahre 
ſchaffen, man werde buhlen um die Gunſt des Volkes, um auf drei Jahre 
eine Sinecure zu haben. Gut, er ſpreche aus dieſen Gründen für den 
Reichsrath. Das Schmarotzerweſen ſei bisher nur bei Hofe geweſen, nun 
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werde es auch beim Volke Schranzen geben, er ſtimme dafür, weil ein ſolches 
Schranzenweſen noch nicht da war. 

Breſtel: Er wolle nur ganz einfach bemerken, daß, wenn auch der 
Staatsrath aufgelöſt worden iſt, man deswegen ungeachtet ohne ein ähnliches 
Inſtitut, welchem nur ein anderer Name gegeben wird, nicht bleiben könne; 
es erinnere ihn dies darauf, daß in Wien die Polizeidirection aufgehoben, und 
ohne im geringſten etwas zu ändern, dieſelbe Stelle Stadthauptmannſchaft 
genannt wurde. Ein zweckmäßig eingerichteter Reichsrath werde die Stelle 
deſſen vertreten, was nach der würtembergiſchen Verfaſſung der permanente 
Ausſchuß war, der die Beſtimmung hatte, während der Landtag nicht tagte, 
die Intereſſen und die Rechte des Volkes zu wahren. Ein ſolches Inſtitut 
brauche man jetzt nothwendig, nur in einem weiteren Sinne, als der Entwurf 
vorſchlägt, damit die Miniſter nicht bald in die alte Gewohnheit verfallen, ſo 
recht nach Herzensluſt wieder büreaukratiſch zu regieren. Bleibe der Reichs- 
rath leben, ſo werde er ſich vorbehalten, zu beantragen, daß die proviſoriſchen 
Verfügungen des Miniſteriums die Zuſtimmung des Reichsrathes zur Gültig 
keit nöthig haben. Dies würde eine Function ſein, welche allein die Exiſtenz 
des Reichsrathes lohnen würde. 

Auch die im § 119 des Entwurfes beſtimmte Wirkſamkeit deſſelben ſei 
aber wichtig. Man möge nur hiebei nicht die parlamentariſche Verantwort— 
lichkeit und die juridiſche Verantwortlichkeit für die Ehrlichkeit der Handlung 
verwechſeln; wie eins das andere beeinträchtigen folle, begreife er nicht. Offen 
bar werde aber das Vertrauen in das Papiergeld vermehrt, wenn man weiß, 
daß die Verausgabung nicht dem Miniſterium allein, ſondern auch der Con- 
trole einer ſelbſtändigen Stelle anvertraut iſt. Ueber die Bemerkung, daß die 
Provinzen nicht geeignete Capacitäten in den Reichsrath wählen werden, müſſe 
er nur ſagen, daß das Land denn doch die Tauglichkeit zu einem Amte werde 
zu beurtheilen wiſſen, daß aber auch eine Candidatur und eine Wahl durch 
das Miniſterium ſtatthaben werde. 

Strobach: Der Reichsrath, wie er hier normirt erſcheint, werde vor: 
züglich drei Functionen haben, eine begutachtende, eine controlirende und die 
einer Repartitionsbehörde. Er glaube, die letztere Function werde an und für 
ſich entfallen, weil es Sache des Miniſteriums ſein werde, die Repartition 
wenigſtens nach ganzen Provinzen ſelbſt vorzunehmen. Was den zweiten 
Punkt betrifft, ſo dürfte deſſen Normirung wohl dem Zeitpunkte vorbehalten 
ſein, wo eine Umgeſtaltung des ganzen Finanzweſens ſtattfinden wird; dort 
werde ſich vielleicht eine viel wirkſamere Controle ausfindig machen. Es bleibe 
alſo noch der erſte Punkt. In dieſer Beziehung verkenne er keineswegs die 
Wichtigkeit einer zweckmäßigen Begutachtung der Geſetzentwürfe, allein es 
ſcheine ihm zweckmäßiger, die Beſtimmungen in dieſer Richtung einem beſon— 
deren Reichsgeſetze vorzubehalten, weil eine begutachtende Commiſſion doch ein 
vorübergehendes Inſtitut iſt, und die Aufnahme der Beſtimmungen darüber in 
die Verfaſſungsurkunde eine Abänderung für den Fall, als ſich dieſes In— 


16* 
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ftitut in der Folge unzweckmäßig darſtellen ſollte, ſehr ſchwierig macht. Er fei 
alſo mit dem Antrage Pinkas einverſtanden, weil dieſes Inſtitut eigentlich 
auch nicht in die Conſtitution gehört, indem nach ſeiner Meinung in der 
Verfaſſungsurkunde nur die oberſten Legislationen und executiven Gewalten 
normirt werden ſollen. Der ſeinem Freunde Rieger gemachte Einwurf, daß 
durch das Beſtehen eines ſolchen Inſtitutes es unmöglich gemacht werde, daß 
nicht vorbereitete Geſetzentwürfe in die Kammer kommen, ſei ungegründet, denn 
die Initiative komme ja der Kammer zu; der $ 115 ſchütze alſo die Kammer 
gegen keinen Kudlich'ſchen Antrag.“) Uebrigens werden ſich die Miniſter doch 
gewiß hüten, Geſetzvorſchläge in die Kammer zu bringen, die in ſolcher Weiſe 
ſchlecht wären. 

Das Gewicht, welches der Berichterſtatter dem § 116 beilegt, ſcheine ihm 
auch nicht ganz richtig, weil es mit den Miniſtern denn doch ſchlecht ſtehen müßte, 
wenn ſie über die Competenz der Landtage und des Reichstages nicht ſelbſt 
ein richtiges Urtheil fällen könnten. Endlich ſei auch die Zuſammenſetzung 
des Reichsrathes, wie er im Entwurfe beantragt wird, ſehr ſchwierig. Wer 
werde nämlich in der Lage ſein, ſeine Lebensverhältniſſe auf ſechs Jahre zu 
verlaſſen, wen könnte alſo die Wahl treffen. Specialitäten kaum; bloß Be⸗ 
güterte oder Beamte, die wieder in ihren früheren Beruf zurücktreten könnten; 
und er frage, ob das eben wünſchenswerth wäre. Rieger habe ſich übrigens 
nicht gegen den Reichsrath, ſondern gegen die Aufnahme der Beſtimmungen 
über dieſes Inſtitut in die Verfaſſungsurkunde ausgeſprochen. Daraus könne 
alſo gegen denſelben nichts abgeleitet werden. Endlich müſſe er bemerken, daß 
ein Mann, der in allen Verhältniſſen ſeines Landes verſirt wäre, wohl ſchwer 
zu finden ſein wird, er glaube, Abg. Mayer ſelbſt werde ſich dies kaum zutrauen. 

Mayer als Berichterſtatter: Er ſehe, daß die Wichtigkeit des Reichs⸗ 
rathes im Princip anerkannt werde, er ſtimme ſelbſt dem Antrage des Abg. 
Pinkas bei; der vom Abg. Rieger vorgebrachte Grund, man werde zu Reichs⸗ 
räthen keine Fachmänner, ſondern bloß Provinzmänner finden, beſtimme ihn, 
lieber zu warten, bis wir keine Provinzen, ſondern eine vollkommene Centra⸗ 
liſation haben werden. 

Der Vorſitzer brachte zuerſt zur Abſtimmung: „Soll ein Reichsrath als 
organiſches Inſtitut dem Principe nach in die Conſtitution aufgenommen 
werden?“ Dieſe Frage wurde mit Stimmenmehrheit bejaht. 

Hierauf wurde das Amendement Pinkas zur Abſtimmung gebracht und 
daſſelbe mit Majorität angenommen, ebenſo der Antrag Mayer's, daß dieſes 
Amendement in das Kapitel vom Reichsminiſterium als § 47e eingereiht werde. 

Endlich wurde, über Anfrage des Präſidenten, Abſatz 3 lit. b des 8 76 zu 
ſtreichen beſchloſſen. 

1 Der jugendliche Abg. Kudlich hatte bekanntlich den Antrag auf Aufhebung der Robot 
wie eine Bombe in den Reichstag geworfen, in ſeiner politiſchen Unſchuld geglaubt, das 
Ausſprechen des Princips genüge, um ſofort die ganze, unendlich verwickelte Sache zu regeln. 
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Schriftführer Freyenwald: Ueber den Antrag des Abg. Rieger wurde 
die heutige Tagesordnung abgeändert und ſtatt dem Kapitel „Kreistage“ jenes 
von der richterlichen Gewalt in die Berathung genommen. 


$$ 121 und 122.1) 


Dieſe beiden Paragraphe wurden nach einer kurzen Debatte in einen Pa— 
ragraph zuſammengezogen und folgendermaßen ſtiliſirt. 

$ 121. Die Gerichtsbarkeit wird ſelbſtändig durch vom Staate beſtellte 
Gerichte ausgeübt. Cabinets⸗ und Miniſterialjuſtiz iſt unſtatthaft. Patrimo⸗ 
nialgerichte dürfen nicht beſtehen. 

$ 122 bleibt aus. 

$ 123.2) 

Pinkas: Wenn die Abſetzung des Richters ſchon im abſoluten Staate 
der höchſten Gerichtsbehörde übertragen wurde, ſo iſt es auch gegenwärtig zu 
wünſchen, daß das oberſte Reichsgericht darüber entſcheide. 

Filippi bringt ſein hieher Bezug habendes Amendement in Erinnerung, 
welches er zu § 19 geſtellt hatte. 

Breſtel: Solange wir keine neue Gerichtsorganiſation haben, iſt es 
ſchwer, jene Stellen zu bezeichnen, welche vom Kaiſer oder dem Miniſterium 
nur den namhaft gemachten Candidaten verliehen werden dürfen; die belgiſche 
Verfaſſung zählt jene höheren Richterſtellen auf, bei denen dieſe Garantie ftatt 
finden ſoll; es genügt für uns, wenn wir hier auf ein ſpecielles Geſetz hin— 
weiſen, welches für die Verleihung höherer Stellen gewiſſe Vorſichten einführt. 

Hein theilt die Anſicht Breſtel's. 

Cavalcabo: Die Unabhängigkeit und Selbſtändigkeit iſt genug gewahrt, 
wenn ein Richter, ſolange er ſeine Schuldigkeit thut, nicht abgeſetzt werden 
darf; es geht aber nicht an, hier die Urſachen der Amotion aufzuzählen, aber 
eine Unterſuchung muß der Entſcheidung vorangehen; der Spruch hierüber 
ſoll dem oberſten Reichsgerichte überlaſſen werden. 

Rieger: Ich erinnere, daß beſchloſſen wurde bei dieſem Kapitel die Frage 
in Erwägung zu ziehen, ob ein Richter wegen einer privatrechtlichen Verletzung 
bei Ausübung ſeines Amtes auch im privatrechtlichen Wege belangt werden 
könne; was dieſen Paragraph anbelangt, fo iſt es ſchwer jetzt ſchon eine Bee 


1) $ 121. Die Gerichtsbarkeit darf nur von landesfürſtlichen Gerichten ausgeübt wer- 
den. Patrimonialgerichte dürfen nicht beſtehen. 

$ 122. Die richterliche Gewalt wird ſelbſtändig von den Gerichten ausgeübt. Cabinets⸗ 
und Miniſterialjuſtiz iſt unſtatthaft. 

2) $ 123. Die Richter werden auf Lebenszeit ernannt. Sie können nur durch einen 
Urtheilsſpruch der höchſten Gerichtsinſtanz von ihrem Amte entfernt, oder an Rang und Ge— 
halt beeinträchtigt, ſuspendirt und nur mit ihrer eigenen Zuſtimmung an einen anderen 
Poſten verſetzt werden. 
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ſtimmung über die Art der Beſetzung höherer Nee aufzunehmen; ich 
würde mich auf ein Geſetz beziehen. 

Strobach: Ich bin mit dem Amendement Pinkas einverſtanden, weil 
fo die Unabhängigkeit des Richters am beſten gewahrt wird und das Reichs⸗ 
gericht aus Männern, die auch der legislativen Gewalt angehören, beſteht; 
ich wünſche auch, daß bei der Beſetzung der Richterſtellen, auch jener der erſten 
Inſtanz, nicht bloß dem Gerichte, ſondern auch der Oeffentlichkeit ein gewiſſer 
Einfluß zukommt; ich werde diesfalls auf ein zu erlaſſendes Geſetz hindeuten. 

Breſtel: Um die Unabhängigkeit des Richters zu wahren iſt es noth⸗ 
wendig zu hindern, daß er durch eine Beförderung beſtochen werde, daher iſt 
es nöthig, zur Beſetzung höherer Poſten Candidatenliſten zu veröffentlichen. 
Dies auf alle Richterſtellen auszudehnen, wäre gefährlich, denn die erſte Be⸗ 
urtheilung der Fähigkeiten eines Mannes, bevor er Richter wird, kann wohl 
nicht vom Publicum erwartet werden, auch würde ſich hier Kirchthurmpatrio⸗ 
tismus zeigen. 

Mayer empfiehlt das Amendement Pinkas zur Annahme. 

Bei der Abſtimmung wurde der $ 123 ſammt dem Amendement Pinkas 
zum Beſchluſſe erhoben. 

§ 123 lautet: „Die Richter werden auf Lebenszeit ernannt. Sie können 
nur durch einen Urtheilsſpruch des oberſten Reichsgerichtes von ihrem Amte 
entfernt“ u. ſ. w. wie im Entwurfe. 

(Dieſer Paragraph wurde ſpäter als $ 124 eingereiht.) 


$$ 124 und 126.1) 

Breſtel amendirt: Die Organiſation der Gerichte, die Feſtſtellung der 
Gehalte der Mitglieder des Richterſtandes, die Beſtimmung derjenigen höheren 
Gerichtspoſten, welche der Monarch nach früher veröffentlichten Candidaten— 
liſten beſetzt, und die Art und Weiſe der Bildung dieſer Sende wird 
durch ein organiſches Geſetz geregelt. ; 

Rieger amendirt: Auf die Beſetzung der Gerichtsſtellen wird ſowohl 
den Gerichtscollegien als auch dem Volke durch die Repräſentantenverſamm— 
fund ein Einfluß in der Art eingeräumt, daß der Kaiſer die richterlichen Be 
amten bei den höheren Gerichtsſtellen nach von denſelben vorgelegten, vorher 
zu veröffentlichenden Candidatenliſten ernennt. Die Art der Zuſammenſetzung 
dieſer Liſten, die Organiſation des Gerichtsweſens und die Beſoldung der 
Mitglieder des Richterſtandes wird durch ein organiſches Geſetz geregelt. 

Pinkas: Ich würde der Repräſentantenverſammlung keinen Einfluß auf 
die Beſetzung der Richterſtellen zugeſtehen, denn da gäbe es Patronanzen ohne 
Ende; das würde ich dem oberſten Reichsgerichte als der crème des Richter 
ſtandes und der Repräſentation überlaſſen. 


1) $ 124. Die Beſoldungen der Mitglieder des Richterſtandes werden im Wege des Ge— 
ſetzes feſtgeſtellt. 
$ 126. Die Organiſation der Gerichte wird durch ein Geſetz geregelt. 
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Mayer: Wir können die Beſtimmung der belgiſchen Verfaſſung nicht 
aufnehmen, weil wir unſere Gerichtsorganiſation noch nicht kennen, daher 
können wir hier bloß das Princip ausſprechen; aber gleiche Vorſichten bei der 
Beſetzung der Richterſtellen vorzuſchreiben, führt dahin, daß der Richter zum 
Parteimann herabſinkt, alſo ſeine Unabhängigkeit gefährdet wird. Willkürlichen 
Beförderungen ſoll begegnet werden; dies wird erreicht, wenn die höheren 
Stellen nur unter gewiſſen Vorſichten vergeben werden. Mir ſchiene die Mit 
wirkung des Reichsgerichts, welches auch eine theilweiſe Repräſentation iſt, das 
zweckmäßigſte. 

Bei der Abſtimmung blieb das Amendement Rieger in der Minderheit. 

Für dieſes Amendement ſtimmten die Abg. Fiſchhof, Filippi, Petranovich, 
Madonizza, Krainz, Smolka, Goriup, Plenkovich. 

Das Amendement Breſtel's wurde zum Beſchluſſe erhoben. 

Dieſer Paragraph wurde weiter als $ 123, und $ 123 als $ 124 eingereiht. 

$ 126 des Entwurfes hat auszubleiben. 

($ 130 wurde ſpäter als $ 123 p eingereiht.) 


$ 1251) 


enthält eine Cautel gegen die Influenzirung der Regierung auf den Richter— 
ſtand und wurde mit einem Amendement Hein's wie folgt angenommen. 

$ 125. Kein Richter darf neben ſeinem Amte noch eine Libia Stelle 
von der Regierung annehmen. 


$$ 127 und 129 2) 


wurden in einen § 127 verſchmolzen. Dieſer lautet: Rechtspflege und Ber 
waltung ſollen getrennt und von einander unabhängig ſein. Der Sicherheits- 
behörde ſteht keine Gerichtsbarkeit zu. Ueber Competenzconflicte zwiſchen den 
Gerichts⸗ und Verwaltungsbehörden entſcheidet ein durch das Geſetz zu be— 


ſtimmender Gerichtshof. 
$ 128.3) 


Mayer: Hier iſt der Ort, um das Amendement Dilewsky's (vom 17. Dec. 
1848), dann das von mir zum S 4 in der Kammer geſtellte Amendement in 
Berathung zu ziehen.“) 


1) § 125. Kein Richter darf zugleich noch eine beſoldete Stelle von der Regierung an 
nehmen. 

2) S 127. Rechtspflege und Verwaltung ſollen getrennt und von einander unabhängig 
ſein. Ueber Competenzconflicte zwiſchen den Gerichts- und Verwaltungsbehörden entſcheidet 
ein durch das Geſetz zu beſtimmender Gerichtshof. 

§ 129. Der Polizei ſteht keine Strafgerichtsbarkeit zu. 

3) § 128. Auch die Entſcheidungen der Verwaltungsbehörden können im Falle einer 
Verletzung der durch die Verfaſſung feſtgeſtellten ſtaatsbürgerlichen und politiſchen Rechte 
zum Gegenſtand einer gerichtlichen Klage gemacht werden. 

4) Das Amendement des galiziſchen Abg. Dilewsky iſt dem Wortlaute nach nicht be- 
kannt. Daſſelbe ſcheint nur der Petitionscommiſſion vorgelegen zu haben. Das Amendement 
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Rieger: Der Inhalt dieſes Paragraphen gehört zum Kapitel „Staats⸗ 
beamte.“ 

Breſtel: Ich theile dieſelbe Anſicht, denn nicht nur der Richter, ſondern 
jeder Beamte muß belangt werden können, und das iſt auch das Neue, denn 
daß man jemand beim Gerichte klagt, verſteht ſich von ſelbſt; erſtere Beſtim⸗ 
mung iſt aber nothwendig, ſonſt wäre die Amtshandlung jedes Beamten nur 
durch die allgemeine Verantwortlichkeit der Miniſter gedeckt und man wäre 
genöthigt der Pflichtverletzung eines einzelnen Beamten wegen das Miniſterium 
zu ſtürzen. Ich würde den Paragraph hier weglaſſen und bloß ſagen, daß der 
Staat im Falle der Unvermögenheit des Richters für jenen Schadenerſatz haftet, 
den ein Richter wegen verletzter Amtspflicht zu leiſten ſchuldig iſt. 

Mayer: Bisher hat ſich die Entſcheidung des Richters nicht über admi— 
niſtrative Gegenſtände erſtreckt; inſoferne ſeine Amtsſphäre erweitert wird, gehört 
dieſe Beſtimmung hieher. 

Cavalcabo: Ich glaube auch, daß dieſer Paragraph in das Kapitel von 
den Staatsbeamten gehört; er iſt aber zu allgemein gefaßt, es könnte gefolgert 
werden, daß zu jedem Befehl einer höheren Behörde, welche die Verfügung 
einer unteren aufhebt, ein richterlicher Spruch nothwendig iſt. Ich amendire: 
„Auch Verfügungen der öffentlichen Behörden können im Falle einer Verletzung 
der durch die Verfaſſung feſtgeſtellten ſtaatsbürgerlichen und politiſchen Rechte 
zum Gegenſtande einer auf Entſchädigung oder Ehrenerklärung gegen den Staat 
anzuſtrengenden gerichtlichen Klage gemacht werden.“ 

Laufenſtein: Ich halte dieſen Paragraph für nothwendig wegen des 
Grundſatzes, daß aus Amtshandlungen der adminiſtrativen Behörden Civil⸗ 
klagen begründet werden können, nur würde ich nach dem Worte „Entſchei— 
dungen“ einſchalten „und Verfügungen“, dann nach den Worten „gerichtlichen 
Klage“ die Worte „gegen den Staat“; ich vermiſſe nämlich die Beſtimmung, 
gegen wen die Klage geführt werden müſſe, und halte es möglicher Reibungen 
zwiſchen den Adminiſtrativ- und Juſtizbehörden wegen für beſſer, wenn nicht 
der Beamte, ſondern vor allem der Staat geklagt wird, der dann den Regreß 
an den Beamten nehmen könnte. 

Kreil: Wie der Paragraph hier lautet, würde er anfangs viele Proceffe 
hervorrufen, was zur Folge hätte, daß in den höheren Inſtanzen abermals 
eine Cumulirung von Adminiſtration und Juſtizſachen vorkäme; die Admini⸗ 
ſtrativbehörden würden ſo ganz der Gewalt der Gerichte überliefert, und doch 
ſollen ſie ſich in ihrem Wirkungskreiſe auch unabhängig fühlen. Es genügt, 
wenn der verletzten Partei die Entſchädigung vorbehalten bleibt, und dieſe iſt 
natürlich nur beim Richter nachzuſuchen, daher würde ich nach „politiſchen 
Rechte“ einſchalten „und einer darauf gegründeten Entſchädigungsforderung.“ 


Mayer's, zu dem $ 4 der Grundrechte, welcher von der Freiheit der Perſon handelte, geſtellt 
und am 19. Januar im Reichstage ausführlich erörtert, lautete: Jedem durch eine wider⸗ 
rechtlich verfügte oder verlängerte Gefangenſchaft Verletzten iſt der Schuldige, und nöthigen⸗ 
falls der Staat verpflichtet, volle Genugthuung zu leiſten. 
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Hein: Wenn der Richter bei jeder Amtshandlung belangt werden ſoll, 
ſo hört er auf unabhängig zu ſein; meiner Ueberzeugung nach ſoll das Er— 
kenntniß einer höheren Behörde, daß er ſeine Befugniſſe überſchritten hat, 
vorausgehen. 

Mayer amendirt: Wegen Verletzung der durch die Conſtitution feſtge— 
ſtellten ſtaatsbürgerlichen Rechte durch Bedienſtete des Staates in Ausübung 
ihrer Amtsgewalt kann durch eine Civilklage vom Staate volle Genugthuung 
gefordert werden. 

Ueber den Antrag Breſtel's wurde die Schlußfaſſung über dieſen Pa 
ragraph bis zur Debatte über das Kapitel: „Von den Staatsbeamten“ ver— 
ſchoben. 

§ 130.1) 

Dieſer Paragraph wurde in der beantragten Faſſung als § 134 ange- 
nommen. 

Zu berichtigen find die Schlußworte; ſtatt „Wechſel⸗ und Seegerichte“ hat 
es zu lauten „Wechſel-, See- und Berggerichte.“ 


8 131.2) 


Cavalcabo: Ich wünſchte, daß das Reichsgericht für jeden einzelnen 
Fall zuſammengeſetzt werde, denn nach den ihm im § 132 zugewieſenen Ge 
ſchäften wird es ſich nicht lohnen, ein derlei ſtabiles Gericht beizuſetzen. 

Breſtel: Würde das Reichsgericht nur von Fall zu Fall zuſammengeſetzt, 
ſo wird der unparteiiſchen Rechtspflege zu nahe getreten, es kann ſich nur 
darum handeln, ob man nicht theilweiſe die Functionen des Reichsgerichtes 
dem Caſſationshofe überlaſſen ſoll; weſentlich iſt daher die Frage, ob man nur 
einen Caſſationshof oder mehrere errichten will; denn in letzterem Falle wäre 
die Creirung eines abgeſonderten Reichsgerichtes unausweichlich; was übrigens 
die Functionen des Reichsgerichtes anbelangt, ſo dürften nach meiner Anſicht 
die sub 3 im S 132 angeführten Streitigkeiten durch die Länderkammer ent 
ſchieden werden; endlich zum Punkt 4 bemerke ich, daß auch bei Proceſſen 
gegen Miniſter Geſchworene fungiren ſollen, natürlich müßten hiezu die Ge— 
ſchworenenliſten auf beſondere Art zuſammengeſetzt werden. 

Fiſchhof: Schon wegen dem sub 3 und 4 $ 132 berührten Wirkungs- 
kreiſe halte ich die Exiſtenz des Reichsgerichtes für nothwendig. Streitigkeiten 
zwiſchen den Kronländern ꝛc. können nicht von der Länderkammer geſchlichtet 
werden; denn dieſe wären dann Richter in eigener Sache; ſollten ferner Mi— 
niſter durch Geſchworene gerichtet werden, ſo wären ſie immer der Verurthei— 


1) S 130. Beſondere Geſetze beſtimmen die Einrichtung und den Wirkungskreis der 
Militär⸗, der Handels⸗, See⸗ und Wechſelgerichte. 

2) $ 131. Am Sitze der Centralregierung beſteht das oberſte Reichsgericht, deſſen Prä⸗ 
ſidium und die eine Hälfte der Räthe der Kaiſer ernennt, deſſen Vicepräſidenten und die an⸗ 
dere Hälfte der Räthe die Länderkammer erwählt. 
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lung gewiß; denn die öffentliche Meinung wird gegen ſie ſprechen und durch 
dieſe werden die Geſchworenen geleitet werden. | 

Hein bekämpft die von Cavalcabo und Breſtel ausgeſprochenen Anſichten. 

Rieger: Das Reichsgericht wird die Krone des Richterſtandes für das 
ganze Reich ſein, ich halte dieſe Einrichtung für ſehr nothwendig, denn na 
mentlich zur Entſcheidung der Anklagen gegen die Miniſter muß ein unab- 
hängiges Tribunal vorhanden ſein; was die Frage wegen der Creirung der 
Caſſationshöfe anbelangt, ſo erkläre ich mich für mehrere der vielen Nationa⸗ 
litäten wegen. 

Strobach: Auch ich erkläre mich für die Einſetzung des beantragten 
Reichsgerichtes; ich glaube nicht, daß ein oberſter Caſſationshof beſtehen kann, 
der Gebietsausdehnung ſowohl als der vielen Landesſprachen wegen, welche 
mindeſtens ſeine Untertheilung in Senate zur Folge hätten; der Zweck eines 
Caſſationshofes, um Gleichheit in den Entſcheidungen der oberſten Behörde 
zu erzielen, wird ſchon durch die nothwendige Abtheilung vereitelt; doch dieſes 
Zweckes allein wegen kann man nicht die Vortheile, die aus der Creirung 
mehrerer Caſſationshöfe erſprießen, opfern. Aber abgeſehen davon, glaube ich 
nicht, daß es zweckmäßig wäre, die Functionen des oberſten Reichsgerichtes dem 
Caſſationshofe zuzuweiſen; denn die Richter würden zum Nachtheile ihres Be⸗ 
rufes zu ſehr auf das politiſche Gebiet hinübergezogen; auch ſind bei den 
Räthen des Caſſationshofes nicht jene Befähigungen erforderlich, welche zum 
Amte eines Mitgliedes des oberſten Reichsgerichtes nothwendig ſind, erſtere be— 
dürfen eine genaue Kenntniß der poſitiven Civil- und insbeſondere der Straf⸗ 
geſetze, letztere müſſen mit dem politiſchen Leben vertraute Männer ſein; ich 
ſtimme daher für den Paragraphen und theile bezüglich der Jury bei Pro 
ceſſen gegen die Miniſter gleichfalls die Anſicht des Entwurfes; auch die Zu⸗ 
ſammenſetzung des Reichsgerichtes gefällt mir; nur frage ich, ob der Vicepräſident 
auch Sitz und Stimme hat, wenn der Präſident vorſitzt? Dies iſt wichtig; 
denn da die Mitglieder zur Hälfte von der executiven und zur Hälfte von der 
legislativen Gewalt ernannt werden, ſo hätte beim Vorſitze des Präſidenten 
die legislative Gewalt eine Stimme mehr. 

Breſtel: Ich glaube, daß zu den Functionen des Reichsgerichtes gerade 
ſolche Männer beſſer taugen, welche ſich nie in das politiſche Leben eingemengt 
haben. Was Fiſchhof gegen die Jury bei Miniſterproceſſen ſagt, kann gegen die 
ſelbe im allgemeinen gelten, wenn ſie bei politiſchen Vergehen angewendet wird. 

Pinkas: Der Gegenſtand iſt ſo ziemlich erſchöpft, die Exiſtenz des Reichs⸗ 
gerichtes haben wir ſchon im § 124 anerkannt; von der Frage wegen der 
Caſſationshöfe nehme ich Umgang, weil ſie nicht hierher gehört. Was die Jury 
betrifft, ſo weiß ich wahrlich nicht, ob Breſtel den Miniſtern damit einen Se 
fallen erweiſen oder ſie ſtringiren will. Die gewöhnliche Jury weiß um was 
es ſich handelt; aber für die Vergehen der Miniſter gibt es außer der Con- 
ſtitutionsurkunde keine geſchriebenen Geſetze; das Urtheil über ſolche ſchwierige, 
ſeltener vorkommende Fälle will ich lieber einem Areopag als den Geſchwo— 
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renen überlaſſen, eine ſolche Unterſuchung muß der That ſchnell folgen, und 
damit wäre ſchon das Schuldig der Geſchworenen ausgeſprochen; es wird das 
Reichsgericht auch nicht als Ausnahmsgericht im gehäſſigen Sinne angeſehen 
werden können, nachdem es durch die Conſtitution eingeführt iſt. 

Breſtel: Ich mache den Zuſatzantrag: „Um zum Mitglied des Reichs— 
gerichtes erwählt zu werden, muß man entweder Mitglied eines Caſſations— 
hofes oder durch wenigſtens fünf Jahre Rath bei einem Appellationsgerichte 
oder Staatsanwalt geweſen ſein.“ 

Kautſchitſch: Ich ſtimme für den Paragraphen; ich glaube, daß wegen 
der Jury nichts Beſonderes geſagt werden ſolle, denn ſie iſt ja die Regel. 
Ich erkläre mich gegen den Zuſatz Breſtel's. 

Vacano: Damit nicht alle vom Kaiſer ernannten Reichsgerichtsräthe in 
einen Senat geſteckt werden, beantrage ich den Zuſatz: „Dieſes Reichsgericht 
hat nur in einem einzigen Senate zu fungiren.“ 

Mayer: Ich theile nicht die Bedenken Vacano's; denn wer glaubt, daß 
die kaiſerliche Ernennung den Menſchen ſtempelt, der laſſe lieber das ganze 
Reichsgericht fallen; nach dem Zuſatze Breſtel's könnte der Präſident eines 
Appellhofes nicht ernannt werden, und wenn Strobach einen politiſchen Cha 
rakter für wünſchenswerth hält, ſo hat er von der juriſtiſchen Bildung nicht 
abgeſehen. Die Jury iſt dort leicht verwendbar, wo ſich die Thatſachen leicht 
herausſtellen, die Verordnungen über die Miniſterverantwortlichkeit find ſchwie— 
riger zu verſtehen als das Strafgeſetz; es gehören viele politiſche Kenntniſſe 
dazu, um die Tragweite der als Vergehen bezeichneten Handlungen der Mi— 
niſter und deren Strafbarkeit zu würdigen. Auch werden nur hier und nirgends 
anderswo auch Unterlaſſungshandlungen das Verbrechen bilden können. All 
dieſes zu würdigen, iſt ein nach dem Entwurfe gewählter Areopag beſſer im 
Stande als Geſchworene. 

Bei der Abſtimmung wurde der $ 131 ſammt dem Zuſatze Vacano's 
angenommen. 

§ 131 lautet: „Am Sitze der Centralregierung beſteht das oberſte Reichs— 
gericht, deſſen u. ſ. w. bis: Länderkammer erwählt. Dieſes Reichsgericht pai 
nur in einem einzigen Senate fungiren.“ 


Sitzung am 19. Februar 1849 (Nachmittags). 


Die Sitzung begann mit der Berathung des § 132.) 
Cavalcabo: Der im erſten Abſatze dieſes Paragraphen dem oberſten 
Reichsgerichte eingeräumte Wirkungskreis ſcheint mir zu weit und zu unbe— 


1) $ 132. Das oberſte Reichsgericht hat zu urtheilen: 1. bei einer ſtattgefundenen Ver⸗ 
letzung der durch die Conſtitution feſtgeſetzten ſtaatsbürgerlichen und politiſchen Rechte als 
oberſte Inſtanz, 2. wenn es ſich um Abſetzung, Suspenſion oder Verſetzung eines Richters 
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ſtimmt zu ſein; denn da in den Grundrechten alle Rechte garantirt find, fo 
wäre für jede Verletzung derſelben das oberſte Reichsgericht competent. Weiter 
iſt nicht beſtimmt, ob daſſelbe von Amtswegen oder nur auf Verlangen des 
Verletzten einzuſchreiten hat; denn bisher mußten auch civilrechtliche Angelegen⸗ 
heiten, z. B. Erkenntniſſe auf Ehetrennung, von Amtswegen dem oberſten Ge⸗ 
richtshofe vorgelegt werden. Ich ſtimme daher für Weglaſſung dieſes erſten Ab— 
ſatzes, ſolange nicht die Competenz dieſes Ausnahmsgerichts näher beſtimmt iſt, 
da nur für gewöhnliche Rechtsverletzungen die ordentlichen Gerichte genügen. 

Ferner ſcheint mir in den Worten des Einganges dieſes Paragraphen: 
Gericht und urtheilen eine Tautologie, zu deren Vermeidung ich ſagen möchte: 
„Das oberſte Reichsgericht hat zu fungiren oder, um deutſch zu ſein, ſein Amt 
zu handeln.“ 

Strobach: Ich theile die von Cavalcabo geäußerte Anſicht und möchte, 
wenn man dieſen Abſatz annimmt, wenigſtens beiſetzen: „Die nähere Feſt— 
ſetzung der hier angedeuteten Fälle wird in einem eigenen Geſetze erfolgen.“ 

Ca valcabo: Da ich beſondere Geſetze fo viel als möglich vermeiden 
möchte, um nicht unſere Geſetze wie bisher zahllos zu machen, ſo ſtelle ich 
das Amendement zu Abſatz 1 des $ 132: 

„Bei einer den öffentlichen Organen angeſchuldigten Verletzung der durch 
die Conſtitution feſtgeſetzten ſtaatsbürgerlichen und politiſchen Rechte als oberſte 
Inſtanz.“ 

Eine ſolche Verletzung wird beſonders wichtig, ſobald ſich derſelben eine 
öffentliche Behörde ſchuldig macht, dann iſt dieſes Ausnahmsgericht gerechtfertigt. 

Ratz: Ich möchte dieſem Abſatze bloß beifügen: „in den geſetzlich be— 
ſtimmten Fällen“, weil dieſe in den neuen Jurisdictionsgeſetzen ohnehin er⸗ 
ſcheinen müſſen. 

Pinkas: Ich bin mit dem Amendement Cavalcabo's einverſtanden, möchte 
jedoch die letzten drei Worte: „als oberſte Inſtanz“ weglaſſen. 

Mayer: Da die Ss 128 und 132 im weſentlichen Zuſammenhange ſtehen, 
{o ſtelle ich den Antrag, daß wir vor allem den S 128 berathen. 

Dieſer Antrag wurde angenommen, worauf der Vorſitzende die zum $ 128 
bereits Vormittags geſtellten Amendements vorlas. 

Breſtel: Mir kommt die Beſtimmung des $ 128 zu eng vor, ſie um⸗ 
faßt nicht alle conſtitutionellen Verletzungen. 

Ich möchte den in England geltenden und zur Befeſtigung der dortigen 
Freiheit weſentlich beitragenden Grundſatz auch in unſerer Conſtitution aus⸗ 
geſprochen haben, daß nämlich, ſobald ein Beamter oder eine Behörde eine 


des Appellations- oder Caſſationshofes handelt, als entſcheidende Behörde, 3. in allen Strei⸗ 
tigkeiten zwiſchen den Kronländern unter einander und in Competenzſtreitigkeiten der Central⸗ 
und Länderregierungsgewalten als Schiedsgericht ohne Zulaſſung eines weiteren Inſtanzen⸗ 
zuges, 4. als unterſuchendes und richtendes Tribunal, a) über Anklagen gegen Reichs- und 
Landesminiſter, b) bei Verſchwörungen und Attentaten gegen die Perſon des Staatsoberhauptes 
oder gegen die Geſammtheit des verſammelten Reichstages. 
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Verletzung eines conſtitutionellen Rechtes begeht, der Verletzte das Recht habe, 
Klage zu führen. Sagen wir, das oberſte Reichsgericht hat über alle Klagen 
zu entſcheiden, welche wegen Verletzung conſtitutioneller Rechte vor daſſelbe 
gebracht werden, dann haben wir keine taxative Aufzählung der zu ſeiner 
Competenz gehörigen Fälle nöthig. Die allfällige Einwendung, daß dann un⸗ 
gegründete Klagen vorkommen werden, wenn man nicht die Competenzfälle 
des oberſten Reichsgerichtes taxativ aufzählt, kann man dadurch beſeitigen, daß 
man gegen muthwillige Klagen Strafen verhängt oder die actoriſche Caution 
feſtſetzt. 

Ziemialkowsky: Ich beantrage folgende Faſſung des $ 128. Die Ver— 
fügungen der Verwaltungsbehörden und die Entſcheidungen der Gerichte u. ſ. w. 
wie im Entwurfe, nur wäre dann anſtatt der letzten Worte „zum Gegenſtande 
einer gerichtlichen Klage gemacht werden“ zu ſetzen: „zum Gegenſtande einer 
gerichtlichen Klage gegen den Staat gemacht werden, welcher dem Verletzten 
unter Vorbehalt des Regreſſes gegen den Schuldtragenden, den vollen Schaden— 
erſatz, nach Umſtänden auch öffentliche Ehrenerklärung leiſtet.“ 

Kautſchitſch: Ich bin wohl mit dem von Breſtel ausgeſprochenen 
Grundſatze einverſtanden, muß mich aber dagegen erklären, daß die Klage 
gegen den einzelnen Beamten gerichtet werde; denn derſelbe wird in den 
meiſten Fällen außer Stande ſein, die angeſprochene Entſchädigung zu leiſten, 
deshalb dann ein neuer Proceß gegen die Behörde oder den Staat zu be— 
ginnen wäre; man mache daher lieber gleich den Staat alſo direct verant— 
wortlich. 

Goriup: Ich bin derſelben Meinung, möchte aber zur Hintanhaltung 
muthwilliger Klagen verordnen, daß jeder Klage eine Conſtatirung der begange— 
nen Verletzung vorausgehen müſſe. 

Fiſchhof: Ich bin mit Breſtel einverſtanden, möchte aber eine ſolche 
Klage nicht in erſter Inſtanz beim oberſten Reichsgerichte anbringen laſſen, 
weil deſſen große Entfernung die Anbringung von Klagen dem Unbemittelten 
ſehr erſchweren oder unmöglich machen würde. Ferner muß ich die actoriſche 

Pinkas: Wir müſſen bei dieſen Cautelen nicht einen corrumpirten Be— 
amtenſtand im Auge haben, ein ſolcher wird im öffentlichen conſtitutionellen 
Leben nicht als Regel vorkommen. Wollten wir wegen jeder vermeintlichen 
Verletzung eine Klage zulaſſen, {o würden wir eine Maſſe von Proceſſen her— 
beiführen, und dabei die Winkelſchreiber floriren machen. Ich bin zwar auch 
nicht für die Cautionen, wohl aber für Strafen auf muthwillige und unge— 
gründete Klagen. 

Laufenſtein: Die von mir heute früh eingebrachte Klage hat die Ent 
ſchädigung und Ehrenerklärung des Verletzten zum Zwecke. Wenn ein Beamter 
nicht proprio motu, ſondern im höheren Auftrage conſtitutionswidrig han⸗ 
delt, ſo kann nicht er geklagt werden; deshalb iſt es beſſer, die Klage ſtets 
gegen den Staat zu richten. Die Caution erreicht nicht ihren Zweck, denn 
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der Reiche kann ſie leicht leiſten und dann den Beamten necken, den Armen 
hindert ſie aber, ſein gutes Recht zu ſuchen. 

Cavalcabo: Ich bin ganz mit dem Amendement Ziemialkowsky einver⸗ 
ſtanden, daſſelbe ſchützt den Beamten gegen Chikanen und ſichert dem Verletzten 
die ihm gebührende Entſchädigung und Ehrenerklärung. 

Breſtel: Wenn ſich je eine Präventivmaßregel rechtfertigen läßt, ſo iſt 
dies bei dieſer actoriſchen Caution der Fall, denn bei Verletzungen conſtitutio⸗ 
neller Rechte iſt nicht bloß eine Perſon, ſondern in der Regel eine ganze Partei 
intereſſirt, da wird es auch dem unbemittelten Kläger nicht an politiſchen 
Freunden fehlen, welche für ihn die Caution erlegen, ja nöthigenfalls wird 
man ſich ſelbe auch im Wege der freien Preſſe verſchaffen können. 

Ferner wird der Umſtand, daß man eine ſolche Klage beim oberſten Reichs- 
gerichte anbringen muß, weſentlich zur Wahrung der miniſteriellen Verant⸗ 
wortlichkeit beitragen. 

Vacano: Wenn wir bei Verletzungen conſtitutioneller Rechte nicht direct 
den Staat verantwortlich machen, ſo würden wir uns einen Rückſchritt zu 
Schulden kommen laſſen; denn bisher beſtanden die Syndicatsklagen und 
Beſchwerden, welche nur meiſt wegen des nicht normirten, ſondern arbiträren 
Verfahrens dabei wirkungslos wurden; dem muß nun abgeholfen, der Staat 
aber direct gegen Regreß an den Schuldigen verantwortlich gemacht werden. 
Ich könnte ſonſt in vielen Fällen, ſo z. B. bei einer eigenmächtigen Arretirung 
durch den Gerichtsdiener, von dem Verletzer weder Entſchädigung noch eine 
wirkſame Ehrenerklärung erhalten. 

Kreil: Ich bin auch dafür, daß die Klage nicht gegen den einzelnen 
Beamten, ſondern gegen den Staat gerichtet werde, womit alle Klagen, welche 
aus bloßer Gehäſſigkeit geſtellt würden, wegfallen. Uebrigens bin ich gegen 
die Caution und bezweifle, daß der Arme im Lande ſo leicht von Anderen 
Caution erhalten würde. 

Mayer beantragt nun folgende Stiliſirung des S 128: „Wegen Ber 
letzung der durch die Conſtitution feſtgeſtellten ſtaatsbürgerlichen Rechte durch 
Bedienſtete des Staates in Ausübung ihrer Amtsgewalt kann durch eine 
Civilklage vom Staate volle Genugthuung gefordert werden.“ 

Hierüber nehmen Laufenſtein und Cavalcabo ihre Amendements zurück. 

Ziemialkowsky: Ich ziehe mein Amendement zurück, weil ich das, 
was ich daſelbſt ausdrücken wollte, auch im Mayer'ſchen Amendement finde, 
und möchte nur zur Beruhigung derjenigen, welche deshalb eine Klage gegen 
den Beamten zulaſſen wollen, damit derſelbe nicht ungeſtraft davonkomme, 
obwohl ich dies als eine falſche Vorausſetzung erkenne, doch folgenden Zuſatz 
zum Mayer'ſchen Amendement beantragen: „ohne daß dadurch dem Verletzten 
das Recht benommen werde, im Falle einer Verletzung des Strafgeſetzes von 
Seite des Beamten, dieſen auch ſtrafgerichtlich zu belangen.“ 

Breſtel: Man verwechſelt hier zweierlei. Es handelt ſich bei Verletzungen 
conſtitutioneller Rechte nicht bloß um die Entſchädigung des Einzelnen, ſondern 
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auch um die Aufhebung, Caſſirung der conſtitutionswidrigen Maßregel. Letz— 
teres iſt viel wichtiger. Ich beantrage daher folgende Formulirung dieſes 
Paragraphen: „Gegen jede adminiſtrative oder gegen eine in Rechtskraft er— 
wachſene richterliche Verfügung, durch welche ſich Jemand in ſeinen conſtitutio— 
nellen Rechten verletzt fühlt, kann derſelbe beim oberſten Reichsgerichte Klage 
führen, welches auch die etwaige vom Staate zu leiſtende Schadloshaltung 
feſtzuſtellen hat. Letztere iſt aber dann immer von den Schuldtragenden ein— 
zubringen. Das Geſetz wird die Formen dieſer Klage und die Strafen für 
muthwillige Kläger feſtſtellen.“ 

Der Berichterſtatter empfiehlt ſein Amendement mit dem vom Abg. Zie— 
mialkowsky beantragten Zuſatze zur Annahme. 

Bei der nun erfolgten Abſtimmung blieb das Amendement Breſtel's in 
der Minorität, das Mayer's hingegen, ſowie das Zuſatzamendement Ziemial— 
kowsky's wurden angenommen. Beide wurden ſohin in ſtiliſtiſche Verbindung 
gebracht. Es lautet nun der $ 128 fo: „Wegen Verletzung der durch die 
Conſtitution feſtgeſtellten ſtaatsbürgerlichen Rechte durch Bedienſtete des Staates 
in Ausübung ihrer Amtsgewalt kann der Verletzte durch eine Civilklage vom 
Staate volle Genugthuung fordern. Dieſe Civilklage ſchließt die ſtrafgerichtliche 
Verfolgung nicht aus.“ 

Es wurde nun die Debatte über den $ 132 fortgeſetzt. 

Ca valcabo: Ich nehme mein früher zum $ 132 geſtelltes Amendement 
zurück, möchte dagegen im Eingange dieſes Paragraphen die Beſtimmung auf— 
genommen wiſſen, daß das oberſte Reichsgericht bei den im § 128 bezeichneten 
Klagen als oberſte Inſtanz zu entſcheiden habe; denn ich ſehe nicht ein, warum 
dann eine an den entfernten Grenzen der Monarchie befindliche Partei ihr 
Recht in Wien ſuchen ſoll. 

Pinkas: Das ſehe ich ſehr gut ein, denn ein ſolcher wegen Verletzung 
conſtitutioneller Rechte anhängiger Proceß iſt ſehr wichtig, er ſoll Eklat machen, 
ferner auch ſchon deshalb zum oberſten Reichsgerichte gehören, damit muth— 
willige Klagen beſeitigt und die unteren Richter nicht mit politiſchen Proceſſen 
überhäuft werden. 

Rieger ſtellt nun zum erſten Abſatze des $ 132 das Amendement: „Das 
oberſte Reichsgericht hat als einzige Inſtanz das Richteramt auszuüben: Bei 
einer Klage auf Genugthuung wegen Verletzung conſtitutioneller Rechte durch 
Amtshandlungen der Staatsdiener ($ 128).“ 

Strobach: Ich bin der Anſicht des Abg. Pinkas, daß das oberſte Reichs— 
gericht in den ihm im erſten Abſatz zugewieſenen Fällen als erſte und letzte 
Inſtanz zu urtheilen habe, und möchte dies auch ausdrücken, da ich dieſe Ver— 
fügung als ein vorzügliches Mittel zur Wahrung conſtitutioneller Rechte anſehe. 

Bei der nun erfolgten Abſtimmung wurde die von Strobach beantragte 
Einleitung dieſes Paragraphen, ferner das Amendement Rieger's zum erſten 
Abſatze mit Stimmenmehrheit angenommen. 

Breſtel ſtellt nun den Antrag, als zweiten Abſatz des S 132 zu ſetzen: 
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„Wenn die Rechtsbeſtändigkeit einer Verordnung der Executivgewalt als con⸗ 
ſtitutionswidrig angefochten wird.“ 

Fiſchhof: Ich muß mich gegen dieſes Amendement erklären, denn durch 
eine ſolche Unterordnung der Executivgewalt unter die richterliche könnten höchſt 
bedenkliche Hemmungen der Executivgewalt herbeigeführt werden. Gegen Uebere 
griffe der Richter iſt ſchon dadurch geſorgt, daß ihre Entſcheidungen nie Ge 
ſetzeskraft, ſondern nur von Fall zu Fall Geltung haben. 

Cavalcabo: Dies iſt auch meine Meinung; ferner würde durch das 
Breſtel'ſche Amendement das nur den Kammern zuſtehende Recht, die Miniſter 
in Anklageſtand zu verſetzen, Jedermann eingeräumt. 

Laufenſtein: Auch ich muß mich gegen das Amendement Breſtel's aus 
den ſchon angeführten Gründen, ferner deshalb erklären, weil das Reichsge⸗ 
richt, wenn es das Recht hätte, eine conſtitutionswidrige Maßregel zu beur⸗ 
theilen, auch dazu verpflichtet wäre; unterließe es nun die Ausübung dieſer 
Pflicht, ſo wären die Miniſter gedeckt und das Reichsgericht verantwortlich. 

Breſtel: Hierüber muß ich bemerken, daß man das Recht und die Pflicht 
zu etwas nicht verwechſeln dürfe. Das Reichsgericht ſoll nach meinem An⸗ 
trage nur über meine Klage zu ſprechen das Recht, keineswegs aber die 
Pflicht haben, ohne Klage zu entſcheiden. Da ich übrigens ſehe, daß mein 
Amendement keinen Anwerth findet, ſo ziehe ich es zurück, obwohl ſich alles 
das, was man gegen dasſelbe anbringt, auch gegen den beſchloſſenen erſten 
Abſatz dieſes Paragraphen einwenden ließe. 

Bei der nun erfolgten Abſtimmung wurden der zweite und dritte Abſatz 
ohne Debatte angenommen, nur wurden in letzterem die Endworte: „als 
Schiedsgericht ohne Zulaſſung eines weiteren Inſtanzenzuges“ geſtrichen. 

Ebenſo wurde beſchloſſen, die Eingangsworte des vierten Abſatzes wegzu— 
laſſen und deſſen Abſatz a) zum vierten, und b) zum fünften Abſatz des 
§ 132 zu machen, endlich am Ende des letzten Abſatzes nach dem Antrage 
Strobach's zu ſagen: „gegen den Reichstag oder gegen einen Landtag.“ 

Der $ 132 lautet nun folgendermaßen: 

Das oberſte Reichsgericht hat als einzige Inſtanz das Richteramt auszu⸗ 
üben: 1. bei einer Klage auf Genugthuung wegen Verletzung conſtitutioneller 
Rechte durch Amtshandlungen der Staatsbedienſteten ($ 128); 2. wenn es ſich 
um Abſetzung, Suspenſion oder Verſetzung eines Richters handelt; 3. in allen 
Streitigkeiten zwiſchen den Reichsländern unter einander und in Competenz⸗ 
ſtreitigkeiten der Central: und Länderregierungsgewalten; 4. bei Anklagen gegen 
die Miniſter und Länderchefs; 5. bei Verſchwörungen oder Attentaten gegen 
die Perſon des Staatsoberhauptes, gegen den Reichstag oder gegen einen 
Landtag. 
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Zur Verhandlung gelangt der Abſchnitt des Verfaſſungsentwurfes, welcher 

von den Staatsbeamten handelt. 
$ 133.1) 

Filippi (in italieniſcher Sprache): Bisher waren gewiſſe Provinzen, wozu 
auch Dalmatien gehörte, von Beamten überſchwemmt, welche von der Central— 
regierung dahin geſendet wurden, kaum die Sprache des Landes verſtanden, 
denen das Wohl des Landes nicht am Herzen lag, und die nur verhinderten, 
daß die Eingeborenen, wenn ſie auch die erforderliche Qualification und zwar 
meiſt mit großen Opfern ſich erworben hatten, irgend ein Amt im Vaterlande 
erhalten konnten. Während der franzöſiſchen Regierung hatte Dalmatien nur 
eingeborene Beamte, während jetzt bei den vier Tribunalen nur ein Einge— 
borener, ſonſt nur fremde Räthe angeſtellt ſind. Das ſoll nun anders werden, 
und die Conſtitution ſoll die Garantie deſſen enthalten, was die Nationalität 
fordert; daher ſtelle ich das Amendement: „Bei der Ernennung der öffentlichen 
Beamten ſoll in jeder Provinz auf iene, welche der Provinz angehören, vor 
Anderen Rückſicht genommen werden.“ 

Pinkas: Ich verkenne nicht die Billigkeit dieſes Wunſches des Abg. 
Filippi; doch bin ich der Anſicht, daß ſein Amendement einmal nicht zum 
§ 133 gehört, und zweitens mehr einen Wunſch zur Beruhigung gewiſſer 
Provinzen als einen feſten Grundſatz enthält, daher ſtreng genommen gar nicht 
in die Conſtitution, die nicht bloß pia desideria enthalten ſoll, gehört. Will 
man jedoch dieſes Amendement aufnehmen, ſo wäre ich der Meinung, daß 
man es der Fünfercommiſſion zur Formulirung eines eigenen Paragraphen 
zuweiſen ſollte. 

Ziemialkowsky: Mir ſcheint der Richterſtand ſo wichtig, daß die Forde— 
rung ganz gerecht ſein dürfte, daß die Richter einer jeden Provinz Eingeborene 
dieſer Provinz ſein müſſen, was ich beſonders in Galizien für nothwendig erachte. 

Cavalcabo: Die Begründung des Amendements Filippi iſt allerdings 
ſtichhaltig. Doch würde ich Bedenken tragen, daſſelbe in die Conſtitution auf 
zunehmen. Denn bei Anſtellung der Beamten ſoll zunächſt die größere Be 
fähigung den Ausſchlag geben, und nur ceteris paribus dürfte die Rückſicht 
auf die Nationalität und nicht wie bisher das Senium entſcheiden. Da aber 
die Beurtheilung der Befähigung oft ſchwierig und ſtets ſubjectiv iſt, ſo wird 
es nichts nützen, eine ſolche Norm aufzunehmen, ſie könnte ſehr leicht um— 
gangen werden. Daß Italien und Galizien bisher von nicht eingeborenen 
Beamten überſchwemmt war, iſt erklärlich, da es zur Politik des alten Syſtems 


1) 8 133. Die beſonderen Verhältniſſe der nicht zum Richteramte gehörigen Staats⸗ 
beamten, einſchließlich der Staatsanwälte, ſollen durch ein Geſetz geregelt werden, welches, ohne 
die Regierung in der Wahl der ausführenden Organe zweckwidrig zu beſchränken, den Staats⸗ 
beamten gegen willkürliche Entfernung vom Amt und Gehalt angemeſſenen Schutz verleiht. 
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gehörte, dieſe nie ſehr anhänglichen und zufriedenen Provinzen von verläß— 
lichen und unbedingt gehorſamen Werkzeugen des alten Regimes zu itber 
wachen, das hört jetzt von ſelbſt auf; ferner werden bei Beſetzung der Ge 
meindeämter, bei den Wahlen zu Volksvertretern gewiß die Landeskinder mit 
Ausſchluß aller Fremden berückſichtigt werden. Da der Miniſter für die ihm 
untergeordneten Organe verantwortlich iſt, ſo kann man ihn bei deren Wahl 
nicht binden. 

Ich bin daher gegen Annahme des Amendements Filippi's. 

Mayer: Das Amendement Filippi's, mit deſſen Tendenz ich ganz ein⸗ 
verſtanden bin, gehört als eine Beſchränkung des kaiſerlichen Ernennungs⸗ 
rechtes in den § 19, aber nicht hieher, wo von den Rechten der Beamten die 
Rede iſt. Der Ausdruck „der Provinz angehören“ iſt zu unbeſtimmt; welcher 
Provinz gehört z. B. der Abg. Palazky an, der in Mähren geboren iſt und 
jetzt in Böhmen lebt? 

Kautſchitſch: Ich bin ganz mit dem Amendement Filippi's einver⸗ 
ſtanden und glaube auch, daß es zum § 133 gehöre. Der Geſetzgeber darf 
nicht das Gute vermuthen, ſondern muß das Böſe verhindern. Ich darf daher 
auch nicht vermuthen, daß die Einheimiſchen von nun an beſondere Berück— 
ſichtigung finden werden, ſondern muß verhindern, daß ſie wie bisher zurück— 
geſetzt werden. Es muß den Geduldigſten in Harniſch bringen, wenn er 
ſieht, daß die Einheimiſchen von fremden Beamten gedrückt und wie Heloten 
behandelt werden. 

Pinkas: Ich muß nur dem Abg. Ziemialkowsky, der das Richteramt 
nur von Eingeborenen verwaltet wiſſen will, bemerken, daß das nicht hieher, 
ſondern in das Kapitel von der richterlichen Gewalt gehören würde; ferner 
daß mir der Richter, der an beſtimmte materielle und formelle Geſetze gebun⸗ 
den iſt, viel weniger gefährlich erſcheint, als jeder Adminiſtrativbeamte. 

Strobach: Ich halte dieſen Grundſatz erſtens für überflüſſig; denn bei 
dem öffentlichen und mündlichen Verfahren iſt es rein unmöglich, Richter 
zu ſein, ohne der Landesſprachen vollkommen mächtig zu ſein. Ferner gehört 
dieſer Grundſatz in die Dienſtpragmatik, wo von der erforderlichen Qualifi⸗ 
cation der Beamten die Rede ſein wird. Sollte wider Vermuthen es be— 
lieben, das Amendement Filippi's anzunehmen, dann müßte man es anders 
ſtiliſiren, und zwar, um nicht bloß ein pium desiderium, ſondern eine be 
ſtimmte Norm auszuſprechen, ſagen, daß erſt bei Abgang befähigter Landes⸗ 
kinder Beamte, die einer anderen Nationalität angehören, zuläſſig ſind. Wollte 
man bloß von Angehörigen der Provinz ſprechen, ſo würden auch Beamte der— 
ſelben Nationalität ausgeſchloſſen, z. B. ein Salzburger könnte nicht in Oeſter⸗ 
reich angeſtellt werden. 

Rieger: Ich bin dafür, daß dieſes Princip hier, und zwar am Ende 
dieſes Paragraphen, wohin es recht gut paßt, ausgeſprochen werde; denn in 
der Regel kennen nur Landeskinder die Landesſprache vollkommen, ſie allein 
ſind in der Regel mit den Verhältniſſen und Bedürfniſſen des Landes ver— 
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traut, haben Sympathie zu den Bewohnern desſelben, wiſſen ſich und den 
Geſetzen eher und mehr Achtung zu verſchaffen. Ich ſtelle daher folgendes 
Zuſatzamendement zu § 133: „Insbeſondere ſoll bei Beſetzung der Beamten— 
und Richterſtellen darauf geachtet werden, daß dieſelben nicht an Beamte aus 
anderen Reichsländern verliehen werden, inſolange zu dieſem Dienſte geſetzlich 
befähigte Landesangehörige vorhanden ſind.“ 

Goldmark: Ich muß mich gegen beide Amendements ausſprechen, und 
finde es unbegreiflich, daß hier, wo an der Einigung Oeſterreichs gearbeitet 
werden ſoll, ſtets noch von Landeskindern die Rede iſt. Ich kenne in Oeſter— 
reich nur Oeſterreicher, die, ſobald ſie die geſetzlichen Erforderniſſe und insbe— 
ſondere die erforderlichen Sprachkenntniſſe beſitzen, in allen öſterreichiſchen 
Kronländern Aemter bekleiden können. Die Wahl der Beamten muß der 
Executivgewalt ungeſchmälert bleiben. Ich will keine Landsmannſchaften in 
Oeſterreich. 

Hein: Man muß diesfalls Central- und Landesbeamte unterſcheiden. 
Für letztere iſt das Amendement Filippi's überflüſſig, weil man bei dieſen 
ohnehin die Landeskinder beſonders berückſichtigen wird. Bezüglich der Central 
beamten wäre aber dieſes Amendement eine Ungerechtigkeit, denn da muß das 
gemeinſame Vaterland den Ausſchlag geben. Bei der Wahl der Beamten ſoll 
nicht die Landsmannſchaft, ſondern die höhere Befähigung den Ausſchlag geben. 
Ich bin ein entſchiedener Gegner jeder Dorfkirchthurmpolitik. 

Laufenſtein bringt nun folgendes Amendement ein: „Wegen Berück— 
ſichtigung der Nationalitäten bei Anſtellungen wird in der Dienſtpragmatik 
Sorge zu tragen ſein.“ 

Ziemialkowsky: Abg. Hein hat gut reden; er gehört dem glücklichen 
Volksſtamme an, von welchem der Grundſatz Goldmark's gilt: wer zu Hauſe 
Landeskind iſt, iſt es auch wo anders. Ich bin nicht fo glücklich, und des 
halb kann ich mich auch weder auf eine künftige Dienſtpragmatik noch auf die 
Grundrechte verlaſſen. Ein Beamter, der als Glücksritter in ein Land kommt, 
um da die unteren Stufen ſeiner Carrière zu durchlaufen, der nur ein Sprach- 
zeugniß, aber nicht die nöthige Kenntniß der Landesſprache beſitzt, kann das 
Wohl eines Landes nicht fördern. Wir haben z. B. Profeſſoren im Lande, 
die man wegjagen müßte, wenn ſie nicht Deutſch lehren dürften. Gegen Hein's 
Unterſcheidung muß ich bemerken, daß auch die Centralbeamten das Land und 
die Sprache des Landes, in deſſen Departement ſie arbeiten, genau kennen 
müſſen. Deshalb bin ich für Rieger's Amendement. 

Fiſchhof: Sobald das im $ 21 der Grundrechte ausgeſprochene 
Princip der Gleichberechtigung der öſterreichiſchen Nationalitäten ein Wahrheit 
geworden ſein wird, dann werden die Beſorgniſſe meiner Vorredner weg— 
fallen, dann werden die Wünſche aller Provinzen erfüllt werden, beſonders 
wo die Wirkſamkeit der Beamten durch die freie Preſſe und durch die Volks— 


repräſentationen am Reichs- und Landtage controlirt werden wird. Dieſe in 


naher Ausſicht ſtehende Entwickelung unſeres nationalen und conſtitutionellen 


1777 


260 Sitzung am 20. Februar 1849. 


Lebens wird die bisherigen büreaukratiſchen Uebelſtände nothwendiger Weiſe 
beſeitigen. Dieſes Amendement würde jedoch die Executivgewalt zweckwidrig 
beſchränken und könnte dadurch das öffentliche Wohl nur gefährden; ſo kann 
z. B. durch die Ungeſchicklichkeit eines montaniſtiſchen Beamten der Staat um 
Millionen gebracht werden. 

Cavalcabo: Ziemialkowsky behauptet, viele Beamte in Galizien ſeien 
nicht der Landesſprache kundig; allein dann ſind dieſe als unbefähigt anzu⸗ 
ſehen. Man ſollte daher lieber den Grundſatz ausſprechen, daß man keine 
unbefähigten Beamten anſtellen dürfe, zu welchen alle diejenigen gehören, 
welche nicht die Sprache des Landes ſprechen, in dem ſie angeſtellt ſind. 
Auf die Bemerkung des Abg. Kautſchitſch muß ich erwidern, daß man auch 
in der Politik jeden ſo lange für unbeſcholten halten muß, bis das Gegentheil 
erwieſen iſt. 

Breſtel: Ich finde das dem Filippi'ſchen Amendement zu Grunde lie⸗ 
gende Gefühl ſehr begreiflich. Auch in Niederöſterreich war die Verkürzung der 
Landesangehörigen nichts Seltenes; ſo war namentlich mir der Umſtand, 
daß ich ein Niederöſterreicher bin, in meiner Carrière nur hinderlich. Doch 
muß ich mich gegen dieſes Amendement erklären, welches wieder dahin führen 
würde, daß wir ſo viele Staaten als Länder in Oeſterreich hätten. Das wäre 
gegen alle Grundſätze der ſo beliebten Föderation. Der deutſche Bund war 
ein ſehr lockeres Bundesverhältniß, und doch war das Anſtellungsrecht ein 
gemeinſames. Daß man davon in Oeſterreich wenig Gebrauch machte, hat 
ſeinen Grund darin, weil man die Bewohner anderer deutſchen Staaten für 
zu liberal hielt. Das Ganze läuft bei dem Amendement Filippi's auf Aus⸗ 
ſchließung aller Nationalitäten, welche nicht der des einzelnen Landes ange⸗ 
hören, hinaus. Wie ſteht es aber dann mit unſerem Wahlſpruche: Ein einiges 
ſtarkes Oeſterreich? Wollen die Anhänger dieſes Amendements zwiſchen den 
öſterreichiſchen Provinzen chineſiſche Mauern errichten und uns in den Augen 
der civiliſirten Welt proſtituiren? Werden wir einmal ein wirklich conſtitutio⸗ 
nelles Leben bei uns haben, dann werden die bisherigen Uebelſtände von ſelbſt 
aufhören, was aber eine ſolche, die Executivgewalt unnöthig beſchränkende 
Maßregel nicht erzielen wird. 

Mayer: Ich muß mich entſchieden gegen die vorliegenden Amendements 
ausſprechen. Wenn wir an ein conſtitutionelles Oeſterreich nur glauben, ſo 
werden die üblen Folgen der Metternich'ſchen Politik von ſelbſt ſchwinden, 
ohne daß wir nothwendig haben, ſo viele Cautelen wieder zu ſchaffen und 
damit eine neue Auflage eines Polizeiſtaates zur Welt zu bringen. Gott he 
wahre uns vor einem ſolchen einigen Oeſterreich, in welchem die Landeskinder 
der verſchiedenen Provinzen einander entfremdet werden ſollen. Dieſe Amen⸗ 
dements werfen auch den bereits angenommenen Grundſatz: die Geſammtheit 
der Staatsbürger iſt das Volk, über den Haufen. Wir haben übrigens bei 
uns in Mähren Beamte aller Provinzen gehabt, ohne uns darüber aufzu— 
halten. Ich erinnere, daß die Italiener in techniſchen Zweigen beſonders zahl⸗ 
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reich vorkommen, wie Francesconi, Nobili, Ghega, Negrelli ꝛc. Sollte die pare 
lamentariſche Verantwortlichkeit das Miniſterium nicht mehr vor Mißbräuchen 
zurückſchrecken als dieſes Amendement, dann ſtünde es ſchlecht um unſere 
Conſtitution. 

Laufenſtein und Kautſchitſch ziehen nun ihre Amendements zurück, Turco 
nimmt jedoch das des Erſteren als das ſeinige auf. 

Bei der nun erfolgten Abſtimmung blieb das Amendement Filippi's in 
der Minorität der Abg. Filippi, Krainz, Turco und Ziemialkowsky. 

Ueber Rieger's Amendement wurde die namentliche Abſtimmung beſchloſſen; 
für daſſelbe ſtimmten mit Ja die Abg. Kautſchitſch, Krainz, Pinkas, Plenko⸗ 
vich, Rieger, Turco und Ziemialkowsky; mit Nein die übrigen Abgeordneten; 
daſſelbe wurde daher mit 17 gegen 8 Stimmen verworfen. 

Für das von Turco aufgenommene Amendement ſtimmten mit Ja die 
Abg. Filippi, Goldmark, Krainz, Pinkas, Rieger, Turco, Breſtel und Ziemial— 
kowsky. Die übrigen Abg. mit Nein. Daſſelbe wurde ſonach mit 17 gegen 
8 Stimmen verworfen. 

Der $ 133 wurde nun ohne Debatte angenommen. 


8 134.1) 


Pinkas: Ich beantrage dieſen Paragraphen auszulaſſen, da er bloß eine 
vorübergehende und ſich von ſelbſt verſtehende Maßregel enthält. 

Mayer: Ich bin mit der Streichung dieſes Paragraphen einverſtanden. 
Der Grund ſeiner Aufnahme war bloß, um eine große Klaſſe von Staats— 
bürgern in einer Zeit zu beruhigen, in welcher viele ſich ebenſogut von ſelbſt 
verſtehende Rechte, wie z. B. die der Staatsgläubiger, manchmal in Zweifel 
gezogen werden. 

Die Majorität ſprach ſich nun für Streichung dieſes Paragraphen aus. 
Zur Verhandlung gelangt ſodann der Abſchnitt über die Reichsfinanzen. 

Die $$ 135, 136 und 1372) wurden ohne Debatte angenommen. 


8 138.3) 


Pinkas beantragt, anftatt: Anleihen für die Reichskaſſe — „Reichsan— 
leihen“, und Cavalcabo „Staatsanleihen“ zu ſagen, für welch letzteren Aus— 


1) 8 134. Auf die Anſprüche der vor der Verkündigung der Conſtitution angeſtellten 
Staatsbeamten ſoll in der zu erlaſſenden Dienſtpragmatik beſondere Rückſicht genommen werden. 

2) Von den Finanzen. § 135. Alle Einnahmen und Ausgaben des Reiches müſſen 
für jedes Jahr im Voraus veranſchlagt und auf den Staatshaushaltsetat gebracht werden. 
Letzterer wird jährlich durch ein Geſetz feſtgeſtellt. 

$ 136. Steuern und Abgaben für die Reichskaſſen dürfen nur, inſoweit ſie in den 
Staatshaushaltsetat aufgenommen oder durch beſondere Geſetze angeordnet ſind, erhoben werden. 

§ 137. Kein Privilegium darf in Betreff der Steuern und Abgaben eingeführt, und 
eine Befreiung oder ein Nachlaß kann nur durch ein Geſetz beſtimmt werden. 

3) § 138. Die Aufnahme von Anleihen für die Reichskaſſe findet nur auf Grund eines 
Geſetzes ſtatt. Daſſelbe gilt von der Uebernahme von Garantien zu Laſten des Staates. 
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druck, ſowie für den Antrag Krainz, den zweiten Satz dieſes Paragraphen 
in den erſten aufzunehmen, ſich die Majorität ausſprach, während das Amende— 
ment Rieger's zum zweiten Satze, lautend: „Daſſelbe gilt für die Uebernahme 
von Garantien, wodurch der Staat belaſtet wird“, in der Minorität blieb. 

Der $ 138 lautet demnach fo: „Die Aufnahme von Staatsanleihen, ſo— 
wie die Uebernahme von Garantien zu Laſten des Staates findet nur auf 
Grund eines Geſetzes ſtatt.“ 


8 139.4) 


Pinkas: Ich möchte dieſen Paragraph aus zwei Gründen weglaſſen, 
erſtens um nicht ſchon in der Conſtitution ſolche Ueberſchreitungen in Aus- 
ſicht zu ſtellen, und zweitens weil es ſich von ſelbſt verſteht, daß, wenn ſie 
vorkommen, ſie einer nachträglichen Genehmigung des Reichstages bedürfen. 

Breſtel: Hier geht uns der abgeſchaffte Reichsrath ab. Ich halte es aber 
für nothwendig, hier von dieſen Ausnahmefällen zu ſprechen, weil ſonſt jede 
Etatsüberſchreitung eine Conſtitutionsverletzung wäre; doch möchte ich ſagen: 
„Wenn eine Etatsüberſchreitung dringend nothwendig war“ u. ſ. w., oder da 
mir die Stiliſirung dieſes Paragraphen zu lax vorkommt, ſo möchte ich ihn 
am liebſten der Fünfercommiſſion zur Umarbeitung zurückgeben. 

Hein ſtellt das Amendement: „Wenn dringende Umſtände eine Etats— 
überſchreitung nothwendig machen ſollten, ſo muß dieſe durch eine vom Kaiſer 
unterzeichnete Verordnung öffentlich bekannt und vor dem nächſten Reichstage 
gerechtfertigt werden.“ 

Vacano ſtellt das Amendement: „Ueberſchreitungen des Staatsvoran— 
ſchlages dürfen nur über motivirte, vom Geſammtminiſterium gegengezeichnete, 
gehörig kundgemachte Verordnungen geſchehen und ſind dem Reichstage bei 
ſeinem nächſten Zuſammentritte zur Genehmigung vorzulegen.“ 

Dieſes Amendement wurde von der Majorität als $ 139 angenommen. 


$ 140.2) 
Die Annahme dieſes Paragraphen erfolgte ohne Debatte. 


1) § 139. Zu Etatsüberſchreitungen iſt die nachträgliche Genehmigung des Reichstages 
erforderlich. 

2) $ 140. Die allgemeine Reichsrechnung muß jährlich nebſt einer Ueberſicht der Staats⸗ 
ſchulden dem Reichstage vorgelegt und die Entlaſtung der Reichsregierung erwirkt werden. 
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Sitzung am 21. Februar 1849. 
An der Tagesordnung war das Kapitel von der bewaffneten Macht. 


8 143.1) 


Ziemialkowsky fragt, welche Rechte des Soldaten denn in einem be— 
ſonderen Geſetze geregelt werden ſollen? 

Mayer entgegnet, daß der Soldat bisher wohl im Dienſte bloß Pflichten 
hatte, allein er hoffe, daß derſelbe jetzt auch fortan Rechte im Dienſte haben werde. 

Breſtel findet, daß es logiſcher wäre, zu ſagen, wie das Heer gebildet 
werden ſoll, als gleich mit der Art der Ergänzung deſſelben anzufangen. Das 
Recht auf Avancement, das Recht auf Verpflegung im Falle der Dienſtun— 
fähigkeit und andere mehr ſeien die Rechte, welche ein beſonderes Geſetz zu 
regeln haben wird. 

Goldmark verlangt die Auslaſſung der Worte „die Rechte“, er finde 
dieſe allgemeine Beſtimmung gefährlich, dieſelbe könnte interpretirt werden: 
„Rechte der Soldaten als Kaſte“, wie ſie es jetzt prätendiren. 

Hein will ſtatt Soldaten geſagt wiſſen „Mitglieder des Heeres“, und dieſe 
könne man nicht rechtlos hinſtellen, denn durch den Eintritt in den Militär 
ſtand werden die ſtaatsbürgerlichen Rechte nicht ſuspendirt und dann erwerbe 
man beſondere Rechte, wie deren ſchon Breſtel einige anführte. Daß daraus 


ſpecielle Rechte, durch welche andere conſtitutionelle Rechte in Schatten treten 


würden, nicht abgeleitet werden können, verſteht ſich von ſelbſt. 

Pinkas beantragt, daß ſtatt „Rechte und Pflichten“ geſagt werde: „das 
Rechtsverhältniß.“ 

Vacano findet, daß nach der Textirung dieſes Paragraphen die Be— 
ſtimmungen über die Ergänzung der Armee und das eigentliche Heergeſetz ein 
Geſetz bilden müßten, er will dahin, daß ſtatt „durch welches“ geſagt werde: 
„ein ſolches regelt auch.“ 

Breſtel formulirte ſeinen Antrag in folgender Art: „Die Organiſation 
der Land⸗ und Seemacht, ſowie die Art ihrer Ergänzung wird durch ein 
Reichsgeſetz beſtimmt, welches auch die Art der Beförderungen zu regeln hat.“ 

Er bemerkt, daß Rechte und Pflichten inbegriffen ſeien in Organiſation, 
daß man ſich erſpart, Mitglieder der Armee ſtatt Soldaten ſagen zu müſſen, 
und daß durch die Anwendung der mehrfachen Zahl das Wort Beförderung 
keiner Mißdeutung unterliege. 

Mayer erklärt ſich vollkommen einverſtanden mit dem Amendement 
Breſtel's, den Ausdruck „Mitglieder des Heeres“ fand er nicht anwendbar, weil 
darunter auch die Marketenderinnen zu verſtehen wären. 


1) $ 143. Die Art der Ergänzung der Armee und der Marine wird durch ein Reichs- 
geſetz beſtimmt, durch welches auch die Beförderung, dann die Rechte und Pflichten der Sol⸗ 
daten zu regeln ſind. 
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Bei der Abſtimmung wurde der Antrag Breſtel's angenommen, das Sous⸗ 
Amendement Pinkas aber verworfen. Goldmark hat ſeinen Antrag zurückge— 
zogen, und der ſohin zur Abſtimmung gebrachte letzte Satz des Entwurfes iſt 
verworfen worden. 

Der ganze $ 143 lautet: „Die Organiſation der Land- und Seemacht 
ſowie die Art ihrer Ergänzung wird durch ein Reichsgeſetz beſtimmt, welches 
auch die Art der Beförderungen zu regeln hat.“ 


$ 144,5) 


Pinkas bemerkte, daß man durch den Nachſatz dieſes Paragraphen offen- 
bar nichts anderes geſagt haben wollte, als daß, wenn über die Stärke des 
Heeres u. ſ. w. nichts Neues verfügt würde, das vorjährige Geſetz noch auf 
die Dauer eines Jahres zu gelten habe. Allein es ſcheine ihm, daß man durch 
dieſen Nachſatz erſt undeutlich wurde, und daß es beſſer wäre, dieſen Nachſatz 
zu ſtreichen, weil ſich das, was er ſagen ſoll, aus dem erſten Satze auch ab— 
leiten ließe. 

dayer amendirt ſelbſt: „Die Stärke der Land- und Seemacht und deren 
Ergänzung wird durch ein Reichsgeſetz und zwar immer auf die Dauer eines 
Jahres feſtgeſetzt.“ 

In dieſer Faſſung wurde der $ 144 bei der Abſtimmung mit Stimmen⸗ 

mehrheit angenommen. a 
8 145.2) 

Rieger meint, daß ſtatt „zum Dienſte des Staates zugelaſſen“ beſſer 
geſagt wäre: „in die Dienſte des Staates aufgenommen.“ 

Breſtel meint, es ſeien hier Truppen als Bundesgenoſſen, aber auch 
fremde Truppen, die als Fremdenlegionen angeworben werden, gemeint worden. 
Um dies deutlicher zu geben, beantragt er folgende Stiliſirung: „Zur Ver 
wendung von Truppen fremder Staaten iſt die Zuſtimmung des Reichstages 
erforderlich, welche auch eingeholt werden muß, wenn fremde Truppen das 
Staatsgebiet betreten, oder durch daſſelbe ziehen ſollen.“ 

Ziemialkowsky ſtimmt dieſem Antrage insbeſondere aus dem Grunde 
bei, weil unter der Beſtimmung „kraft eines Reichsgeſetzes“ verſtanden werden 
könnte, daß durch ein Reichsgeſetz hierfür eine feſte Norm für alle Fälle ge— 
geben werden ſolle, während das Wort „Zuſtimmung“ ſchon involvire, daß 
dieſelbe von Fall zu Fall eingeholt werden müſſe. 

Krainz glaubt eben aus dieſem Grunde für Beibehaltung der Worte 
„kraft eines Reichsgeſetzes“ ſtimmen zu müſſen, indem bleibende Beſtimmungen 
rückſichtlich der Militärſtraßen in Gegenden wie z. B. in Salzburg für das 
bayriſche Militär nothwendig ſeien. 


1) $ 144. Die Stärke des Heeres und deſſen Ergänzung wird jährlich durch ein Reichs⸗ 
geſetz feſtgeſetzt, welches, wenn es nicht wieder erneuert wird, nur für ein Jahr Kraft hat. 

2) § 145. Fremde Truppen können kraft eines Reichsgeſetzes zum Dienſte des Staates 
zugelaſſen werden, oder das Reichsgebiet betreten, oder durch daſſelbe ziehen. 


— PA et 


r 


U 
i 
: 
7 


Die Nationalgarde. 265 


Breſtel bemerkte dagegen, daß dies durch den Ausdruck „Zuſtimmung 
des Reichstages“ auch nicht ausgeſchloſſen ſei. 

Ca valcabo pflichtet der Anſicht Breſtel's bei, meint aber, daß es nöthig 
wäre, für den Fall, wo der Reichstag nicht tage, die Beſtimmung zu treffen, 
daß die Verfügung den Miniſtern gegen auszuweiſende dringende Nothwendig— 
keit und gegen nachträgliche Genehmigung durch den Reichstag überlaſſen werde. 

Breſtel hält den Gegenſtand nicht für ſo wichtig, als daß man deshalb 
die Fälle der nachträglich einzuholenden Genehmigung des Reichstages ver— 
mehren und ſo aus dieſem eine Art Regiſtrirungsbüreau machen ſollte. 

Der Berichterſtatter verzichtete aufs Wort. Bei der Abſtimmung wurde 
die von Breſtel beantragte Textirung des $ 145 mit Stimmenmehrheit ante 
genommen. 

$ 146.1) 

Pinkas erklärte, er beantrage diesmal von ſeinem perſönlichen Stand— 
punkte, daß alle Chargen mit Ausſchluß des Nationalgarde-Obercommandanten 
von der Garde gewählt werden; denn er ſei Stabsofficier der Nationalgarde, 
zweifle aber ſehr, daß die Regierung ihn dazu ernannt haben würde. 

Breſtel: Er ſei damit ganz einverſtanden, es fage ihm aber der $ 146 
des Entwurfes auch zu wenig, denn er wünſche, daß die Nationalgarde überall 
beſtehen müſſe. Rückſichtlich der Stabsofficiere möchte er, daß die in Frank— 
reich bis zur Februarrevolution beſtandene Einrichtung eingeführt werde, wo— 
nach jedes Corps die Candidaten vorſchlägt, aus welchen die Regierung dieſe 
Officiere ernennt. Dadurch werde erzielt, daß Niemand an der Spitze der 
Nationalgarde ſteht, der nicht das Vertrauen der Garde hat, und der nicht 
auch die Zuſtimmung der Executionsgewalt für ſich hätte. 

Ziemialkowsky findet, daß das Inſtitut der Nationalgarde in den 
Grundrechten mit ein paar Zeilen abgefertigt wurde, und hier im zweiten Theil 
der Conſtitution thue man daſſelbe, indem man ſich auf ein beſonderes Geſetz 
beruft. Es ſollen wenigſtens, wie es rückſichtlich der Gemeinden geſchah, die 
oberſten Grundſätze ausgeſprochen werden, an welche das Nationalgardegeſetz 
gebunden wäre. In dieſer Beziehung wünſche er, daß dieſer Paragraph der 
Fünfercommiſſion zur Bearbeitung zurückgegeben werde. Uebrigens pflichte er 
der Anſicht Pinkas' bei, zwar nicht weil er Stabsofficier wäre, aber damit er 
als Garde bei der Wahl dieſer Officiere auch etwas mitzureden habe. 

Cavalcabo wünſcht gleichfalls, daß dieſes Inſtitut in der Conſtitution 
ausführlicher behandelt werde, daher ſchließe er ſich dem Antrage Ziemial— 
kowsky's an. 

Hein: Er wolle ſich keineswegs der Hoffnung hingeben, daß er mit ſeinem 
Votum, die Nationalgarde gänzlich zu beſeitigen, durchdringen werde. Allein 
er habe bisher von der Wirkſamkeit dieſes Inſtitutes gar nichts Erſprießliches 


1) § 146. Die Einrichtung der Nationalgarde wird durch ein Geſetz geregelt. Alle 
Stellen bis zu den Stabsofficieren beſetzt die Garde durch Wahl. 


266 Sitzung am 21. Februar 1849. 


geſehen, und wenn er ſich die freieſten Staaten der Welt, England und Nord— 
amerika, anſchaue, ſo begreife er, daß die Nationalgarde zur Exiſtenz freier 
Staaten gar nicht nothwendig ſei. Inzwiſchen aber, weil er einſehe, daß er 
mit ſeiner Meinung nicht durchdringen werde, ſo wolle er doch, daß die Na— 
tionalgarde, ſo viel als es möglich iſt, erſprießlich wirke, und deshalb wolle 
er, daß ausſchließlich der Obercommandant jedes Reichslandes von der Re 
gierung zu ernennen wäre, die Chargen aus der Wahl und zwar die Stabs— 
officiere aus der Wahl durch Ober- und Unterofficiere hervorgehen. 

Kreil: Wenn die Nationalgarde bisher die Dienſte nicht geleiſtet hat, 
die man von ihr erwartete, ſo ſei dies der bisherigen ſchlechten Organiſirung 
beizumeſſen. Allein der Anſicht Breſtel's könne er doch nicht beipflichten, weil 
die Nationalgarde ſonſt auch dort, wo es nur einige Häuſer gibt, errichtet wer⸗ 
den müßte, was eine Unmöglichkeit iſt. 

Breſtel formulirt den § 146 in folgender Weiſe: „Die Nationalgarde 
muß wenigſtens in allen Orten von 1000 oder mehr Einwohnern beſtehen; 
ihre Errichtung wird durch ein Geſetz geregelt. Alle Stellen bis zu den Stabs⸗ 
officieren excluſive beſetzt die Garde durch Wahl; zu den höheren Poſten er 
nennt der Kaiſer aus einer durch die Wahl der Garde zu bildenden Candi— 
datenliſte.“ 

Pinkas erinnert, daß England und Nordamerika Staaten ſind, welche 
ſeit Jahren die conſtitutionelle Freiheit im vollſten Maße genießen, daß beide 
Staaten keine ſtehende Armee haben, daher auch die Nationalgarde dort nicht 
ſo nöthig ſei. Er ſprach ſich gegen Breſtel's Antrag aus, daß die Stabsoffi⸗ 
ciere aus einer Candidatenliſte durch die Regierung ernannt werden, weil das 
weniger nehmen hieße als uns geboten wurde; dann aber auch gegen den 
Antrag des Abg. Ziemialkowsky, weil ſeines Wiſſens nähere Details oder ſo— 
zuſagen die Grundrechte der Nationalgarde in keiner Verfaſſungsurkunde bor 
kommen. Insbeſondere müſſe er ſich entſchieden ausſprechen gegen die Wahlen 
durch Ober- und Unterofficiere; denn werden die Chargen nicht auf demo⸗ 
kratiſcher Baſis gewählt, fo werden dieſelben auch nicht durch Vertrauens— 
männer eingenommen, denen als ſolchen einzig und allein die Garde ge— 
horchen werde. 

Vacano: Wird die Conſtitution einmal ins Leben getreten ſein, dann 
vielleicht werde man die Nationalgarde entbehren können; allein jetzt ſei ſie 
unumgänglich nothwendig. Er ſehe übrigens ein, daß in großen Städten der 
Regierung auf die Beſetzung der oberſten Stellen ein Einfluß geſtattet werden 
müſſe; allein jedenfalls wolle er dieſes Recht auf die Ernennung der Com- 
mandanten der Hauptſtädte beſchränkt wiſſen, daher ſtelle er folgenden Zuſatz— 
antrag: „Alle Stellen mit Ausſchluß der Obercommandanten der Hauptſtädte 
beſetzt die Garde durch Wahl.“ 

Laufenſtein: Die Nationalgarde habe ſich wirklich als nothwendig und 
heilſam bewährt. Sie diene zur Stärkung und Belebung des Volksgeiſtes, 
bringe ein Gefühl der Würde in jenen hervor, die derſelben angehören, und 
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in ſeinem Bezirke ſei zur Erhaltung der Ordnung und Ruhe keine bewaffnete 
Macht als die Nationalgarde zu Gebote geſtanden. Auch er halte dafür, daß 
die ſämmtlichen Chargen aus der Wahl hervorgehen ſollen; wolle man ja der 
Regierung, um vielleicht der Sache eine gewiſſe Weihe zu geben, einen Ein— 
fluß geſtatten, ſo möge es der ſein, daß ſie die Wahl beſtätige, was ſie wohl 
niemals verweigern werde. Die Commandanten, meine er, ſollen nur örtlich 
ſein; denn eine Centraliſation würde für den Commandanten ſelbſt beſchwer— 
lich ſein und eine complicirte Verwaltung zur Folge haben. Daß die Einrich— 
tung der Nationalgarde nicht überall am Lande thunlich, ſei gewiß, weil die 
Leute nicht überall vermöglich genug ſind. Ob aber Beſtimmungen aufzu- 
nehmen wären, in welcher Art ſie beſtehen müſſe, oder ob man dies dem Na— 
tionalgardegeſetze überlaſſen ſolle, darauf glaube er nicht eingehen zu ſollen; 
er glaube aber das Letztere. Auf einen Umſtand meine er aber aufmerkſam 
machen zu müſſen, darauf nämlich, daß in vielen Orten noch alte Bürger— 
garden beſtehen, was zu Reibungen Anlaß gibt, und daß es vielleicht gerathen 
wäre, hinſichtlich ihres Fortbeſtehens eine Verfügung zu treffen. Uebrigens 
vereinige er ſich mit dem Amendement Breſtel's mit der einzigen Aenderung, 
daß auch die Wahl der Stabsofficiere der Nationalgarde zu überlaſſen ſei, 
und daß nur im Falle des Aufgebots ($ 147) die Regierung den Comman⸗ 
danten zu ernennen habe. Die Beſtätigung der Stabsofficiere könnte der 
Regierung vorbehalten ſein. 

Pinkas⸗Rieger ſtellen gemeinſchaftlich folgenden Antrag: „Alle Officier— 
ſtellen mit Ausnahme der Nationalgardecommandanten der einzelnen Reichs— 
länder ernennt die Garde durch freie Wahl.“ 

Hein formulirt: „Alle Unter- und Oberofficiere der Nationalgarde aus— 
ſchließlich der Stabsofficiere und Localcommandanten ſollen unmittelbar durch 
die Garde des Ortes, alle Stabsofficiere und Localcommandanten ſollen durch 
Vertrauensmänner der Garde und durch die Ober- und Unterofficiere der 
Nationalgarde des Ortes gewählt werden.“ 

Mayer: Bisher ſeien alle Chargen in der Nationalgarde gewählt wor— 
den, und welche Folgen habe dies gehabt — die, daß Niemand dem Anderen 
gehorchte, daß alles Gehorchen Zopf hieß. Wo haben in Wien die gewählten 
Chefs Gehorſam gefunden, wo ſeien ſie ihren Pflichten z. B. am 6. October 
nachgekommen? Er glaube, daß ſie ihrer Pflicht, wären ſie von der Regierung 
ernannt geweſen, beſſer nachgekommen wären; dann ſehe er die Nationalgarde 
als etwas Locales an, und es ſcheine ihm nichts überflüſſiger, als ein Ober— 
commando in einer Provinz. Werde ferner die Nationalgarde eine militäriſche 
Spielerei bleiben wie bisher, ſo werde ſich der ganze Geiſt aus dieſem In— 
ſtitut verlieren. Wolle man militäriſches Leben hineinbringen, ſo müſſen ge— 
diente Leute an die Spitze geſtellt werden; er ſtelle daher eventuell, wenn der 
Entwurf nicht angenommen werden ſollte, folgenden Antrag: „Die Errichtung 
der Nationalgarde wird durch ein Geſetz geregelt. Alle Stellen mit Ausnahme 
der Ortscommandanten beſetzt die Garde durch Wahl. Die Ortscomman— 
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danten werden aus, von der Garde zu bildenden Candidatenliſten von dem 
Kaiſer ernannt.“ 

Bei der ſohin abgeleiteten Abſtimmung wurde der Antrag Ziemialkowsky's 
mit Stimmenmehrheit verworfen, der erſte Abſatz des Amendements Breſtel's 
aber mit Stimmenmehrheit angenommen. 

Das Amendement Pinkas-Rieger blieb in der Minorität, in welcher mit 
ihnen Ziemialkowsky, Filippi, Smolka, Cavalcabo, Madonizza und Petrano⸗ 
vich geſtimmt haben. 

Die Anträge der Abg. Vacano, Hein, Mayer (zweiter Abſatz) ſind in der 
Minorität geblieben, dadurch entfiel das Sous-Amendement des Abg. Laufen⸗ 
ſtein. Der zweite Abſatz des Amendements Breſtel iſt, ſowie der zweite Satz 
des Entwurfes mit Majorität verworfen worden. 

Es lautet alſo der $ 146: „Die Nationalgarde muß wenigſtens in allen 
Orten von 1000 und mehr Einwohnern beſtehen. Ihre Einrichtung wird 
durch ein Geſetz geregelt.“ 


8 147.1) 


Ca valcabo beantragt die Streichung dieſes Paragraphen. Die Mobil⸗ 
machung der Nationalgarde könne von äußerſter Wichtigkeit ſein, allein für 
Rechte und Pflichten der Nationalgarde ſei mit dieſem Paragraphen nichts ge⸗ 
wonnen, denn man berufe ſich nur auf das Geſetz. Wenn nicht die Be 
ſtimmungen aufgenommen werden können, unter welchen die Nationalgarde 
mobil gemacht werden kann, wodurch eigentlich ein conſtitutioneller Schutz ge 
wonnen wäre, ſo ſei der Paragraph ganz überflüſſig. 

Hein beantragte die Zuſammenziehung der $$ 146 und 147 durch 
Einſchaltung der Worte „Dienſtobliegenheiten und Mobilmachung“ nach dem 
Worte Einrichtung. 

Mayer macht aufmerkſam, daß dieſer Paragraph die Beſtimmung ent⸗ 
halte, daß, wenn die Nationalgarde mobil gemacht werden ſoll, dies durch ein 
Reichsgeſetz beſtimmt werden müſſe. 

Cavalcabo meint, daß Fälle vorkommen können, wo die Nationalgarde 
einzelner Orte zum Schutze der öffentlichen Sicherheit ausrücken müſſe; in ſol⸗ 
chen Fällen könne man nicht warten, bis ein Reichsgeſetz dafür eingeholt wird. 

Der Vorſitzer brachte die Frage zur Abſtimmung, ob Beſtimmungen über 
die Mobilmachung der Nationalgarde in die Conſtitution aufzunehmen ſeien. 
Dieſe Frage wurde mit Majorität verneint, daher der $ 147 des Entwurfes 
geſtrichen. 

Es wurde jedoch folgendes Amendement des Abg. Ziemialkowsky ohne 
Debatte und einſtimmig als $ 147 hier eingereiht: „Die bewaffnete Macht 
kann zur Unterdrückung innerer Unruhen und zur Ausführung der Geſetze nur 


1) § 147. Die Mobilmachung der Nationalgarde kann nur kraft eines Reichsgeſetzes 
ſtattfinden. 
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auf Requiſition der Civilbehörde und in den vom Geſetze beſtimmten Fällen 
und Formen verwendet werden.“ 

Es folgte ſodann die Berathung des letzten Abſchnittes des Verfaſſungs— 
entwurfes: „Allgemeine Beſtimmungen.“ 


8 148.1) 

Mayer las den $ 148 vor und bemerkte, daß nach Palazky's Behauptung 
dieſes die Farben des Hauſes Habsburg-Lothringen ſeien. 

Hein meint, Schwarz⸗roth⸗gold ſeien uralte Farben Oeſterreichs; dieſe 
Farben ſeien auf allen Fahnen Oeſterreichs, unter welchen ſo viele ruhmvolle 
Siege erfochten wurden. Ueberdies finde ich bei allen Nationalitäten Oeſter— 
reichs die rothe Farbe, und Schwarz⸗gelb ſei kaiſerlich. Es geſchehe alſo nicht 
aus Deutſchthümelei, wenn er Schwarz⸗roth⸗gold als Reichsfarben beantrage. 

Breſtel beantragt Blau-roth⸗gold; denn wenn man ſchon mehrere Farben 
nehmen müſſe, ſo nehme man ſolche, welche dem Auge angenehm ſind. 

Pinkas: Weiß⸗roth ſeien die öſterreichiſchen erzherzoglichen Farben, Roth— 
gold die des Hauſes Lothringen, und da Weiß und Roth faſt in allen Na— 
tionalfarben vorkommt, ſo ſcheine ihm dies eine glückliche Farbencombination. 
Ob ſchön oder nicht, das ſcheine ihm gleichgültig, wenn ſie ſich nur begründen 
laſſe. Den Antrag Hein's nehme er für einen Scherz, weil er ſonſt ein 
Princip ausſpräche, deſſen Bekämpfung ſicherlich zu einem blutigen Roth 
führen würde. 

Rieger bemerkt, daß Weiß-roth die öſterreichiſchen Fahnen zur See ſeien 
und zugleich die Farben der Erzherzoge Oeſterreichs, es können alſo dieſe als 
Reichsfarben angenommen werden. (Eine Stimme: Tricolor muß fein!) 

Strobach: Hätte Pinkas nicht eine ernſte Rückſicht hervorgehoben, ſo 
würde er Blau⸗weiß⸗roth vorgeſchlagen und dem Abgeordneten aus Großſchleſien 
verſichert haben, daß er es nicht aus Slawenthümelei thue. 

Mayer bemerkt noch, Weiß ſei die Farbe, die in den Märztagen zuerſt 
getragen wurde, Roth ſei der Aufgang der Freiheit geweſen und Gold werde 
unſere Conſtitution ſein. 

Bei der Abſtimmung wurde der § 148 des Entwurfes unverändert eine 
ſtimmig angenommen. 

$ 149.2) 


Rieger findet, dieſer Paragraph enthalte ein ſtatiſtiſches Datum, fei 
alſo in der Conſtitution überflüſſig, aber auch unnöthig, die Reichsgewalt an 
einen beſtimmten Ort zu feſſeln. Jedenfalls müſſe er ſich dagegen ausſpre— 
chen, daß der Reichstag einzig und allein in Wien gehalten werden müſſe. 


1) $ 148. Das Wappen des Kaiſerthums bleibt unverändert. Als Reichsfarben werden 
Weiß, Roth und Gold angenommen. 

2) $ 149. Die Stadt Wien iſt die Hauptſtadt des Kaiſerthums und der Sitz der 
Centralregierung. 
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Nicht einmal in Frankreich beſtehe eine ſolche Beſtimmung, und in Nordamerika 
werde der Reichstag im Gegentheil in der ganz kleinen Stadt Waſhington 
abgehalten. 

Breſtel hält es für nothwendig, es, ſo wie in Nordamerika der Fall iſt, 
zu beſtimmen, wo die Centralgewalt und wo der Reichstag ſeinen Sitz hat; 
weil, wenn man den Wechſel in die Hände der Executivgewalt gebe, das auch 
gegen die Freiheit angewendet werden könne. 

Fiſchhof beantragt, am Schluſſe des Paragraphen beizufügen „und des 
Reichstags.“ 

Goldmark: Die Centralregierung und der Reichstag müſſen ihren Sitz 
in Wien haben. Allgemeine Intereſſen fordern dieſe Beſtimmung; er mache 
nur aufmerkſam, daß, hätte eine ſolche Beſtimmung beſtanden, der Reichstag 
jetzt nicht in Kremſier wäre. Wien ſei nach ſeiner geographiſchen Lage und 
hiſtoriſchen Stellung berufen, Sitz der Centralregierung zu ſein; die drei 
Märztage allein ſollten Wien ſo viel Rückſicht verſchafft haben, daß es ohne 
Widerſpruch als Sitz der Centralregierung angeſehen werde. 

Cavalcabo: So wie die factiſchen Verhältniſſe gegeben ſind, müſſe man 
wohl Wien als den Centralpunkt anerkennen. Sollten ſich dieſe Verhältniſſe 
ändern, müſſe auch der Centralpunkt geändert werden, er beantrage daher, 
nach „und“ einzuſchalten „in der Regel“. 

Pinkas: Er ſei weit entfernt zu verlangen, daß Wien nicht die Reſidenz 
bleiben ſollte. Allein man muß dem Kaiſer das Recht belaſſen, den Reichstag, 


wenn es die Umſtände erheiſchen, anderswohin zu berufen, damit, wenn 


eine ſolche Verfügung geboten wäre, dies nicht gleich als Verletzung der Ver 
faſſung geltend gemacht werden könne. Er frage auch, ob etwa die in Wien 
herrſchende ſchwüle Luft den Herrn beſſer behagen würde, als die von Kremſier. 
Er ſchließe ſich dem Antrage Cavalcabo's an. 

Vacano beantragt „Reichscentralgewalt“ ſtatt „Centralregierung.“ 

Mayer ſous⸗amendirt „Reichscentralgewalten“ und bemerkt, daß unſere 
materiellen Intereſſen dafür ſprechen, daß Wien der Centralpunkt bleibe, und 
macht darauf aufmerkſam, ob man mit dem Zuſatz „in der Regel“ nicht eine 
gefährliche Waffe der Regierung in die Hand gebe; dann daß zur parlamen⸗ 
tariſchen Wirkſamkeit denn doch auch der Verkehr mit dem praktiſchen Leben 
gehöre, und daß, wenn eine politiſche oder phyſiſche Unmöglichkeit es noth⸗ 
wendig macht, daß der Reichstag anderswohin einberufen werde, es Niemandem 
einfallen werde, dies für einen Bruch der Conſtitution zu nehmen. 

Bei der Abſtimmung wurde der $ 149 im Principe und dann der Antrag 
Fiſchhof's mit Stimmenmehrheit angenommen. 

Das Sous-Amendement Cavalcabo-Pinkas blieb in der Minorität. Mit 
ihnen ſtimmten Rieger, Jachimovicz, Strobach, Scholl, Kreil. Auf Antrag 
Scholl's wurde das „und“ geſtrichen, und der $ 149 lautet ſomit: „Die Stadt 
Wien iſt die Hauptſtadt des Kaiſerthums, der Sitz der Centralregierung und 
des Reichstages.“ 
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Beſtimmungen für den Fall der Suspenſion der Verfaſſung. 2 


SI 
— 


§ 150.1) 

Cavalcabo beantragt die Streichung dieſes Paragraphen, denn dieſe 
Beſtimmungen können füglich den bürgerlichen Geſetzen anheimgegeben werden. 
Was man übrigens mit der einen Hand hier gibt, nämlich Schutz der Perſon 
und des Eigenthums, nehme man mit der anderen Hand, indem man ſich auf 
ein Geſetz beruft, welches Ausnahmen enthalten ſoll. 

Ziemialkowsky ſpricht die Hoffnung aus, daß wir keine Geſetze be— 
kommen werden, welche die Fremden außer Schutz ſtellen werden; das laſſe 
aber der Ausdruck „Ausnahmen“ wohl beſorgen, er wünſche ihm alſo „Be— 
ſchränkungen“ zu ſubſtituiren. 

Mayer machte nun die Bemerkung, daß die Ausnahmen, welche ein 
Geſetz normiren ſoll, denn doch gegründet ſein werden. 

Bei der Abſtimmung wurde der $ 150 mit der von Rieger beantragten 
Aenderung, daß ſtatt „einzGeſetz“ geſagt werde „das Geſetz“, mit Stimmen— 
mehrheit angenommen. Ziemialkowsky hat ſeinen Antrag zurückgezogen. 


$ 151.2) 

Mit dieſem Paragraphen wurden zugleich die am Schluſſe der Grundrechte 
bereits debattirten und nur aus den dort angeführten Gründen nicht zur Ab— 
ſtimmung gebrachten Anträge vorgeleſen.“) 

Pinkas verlangt, daß dieſer Gegenſtand, der ohnehin ſchon reiflich be 
rathen worden iſt, nunmehr einfach zur Abſtimmung komme. 

Ziemialkowsky bemerkt, der § 151 würde ihm vollkommen genügen, 
nur wünſchte er im erſten Satz nach „kann“ eingeſchaltet wiſſen „im Ver 
ordnungswege“. 

Scholl wünſcht, daß dieſer Paragraph ſo beſtimmt als möglich laute, und 
deshalb trage er darauf an, daß er vorläufig der Fünfercommiſſion zur Texti⸗ 
rung übergeben werde. 


1) $ 150. Jeder Fremde, welcher fi auf öſterreichiſchem Gebiete befindet, genießt den 
Schutz, welcher den Perſonen und Gütern im allgemeinen vom Staate gewährt wird, mit 
Vorbehalt der durch ein Geſetz zu beſtimmenden Ausnahmen. 

2) $ 151. Die Conſtitution kann weder ganz, noch theilweiſe aufgehoben werden. Theil- 
weiſe Suspendirungen in Fällen des Aufruhrs oder Krieges können nur kraft eines Geſetzes 
verhängt werden. 

3) Bei der Berathung der Grundrechte im Verfaſſungsausſchuß hatte zuletzt noch der 
Abg. Ziemialkowsky einen Antrag auf Sicherung der Volksrechte im Falle des Aufruhrs oder 
Krieges geſtellt. Die Formulirung des Antrages durch Laſſer fand den meiſten Beifall. Sie 
lautete: „Eine theilweiſe Suspenſion der Grundrechte in den Fällen des Krieges oder Aufruhrs 
darf nur von der verantwortlichen Regierungsgewalt mit vorläufiger oder, falls dieſe einzu⸗ 
holen unmöglich wäre, mit nachträglicher Zuſtimmung der legislativen Gewalt angeordnet 
werden. Unter welchen Bedingungen und mit welchen Folgen dies geſchehen dürfe, hat ein 
beſonderes Geſetz zu beſtimmen.“ Zur Abſtimmung über dieſen Antrag kam es nicht, da 
der Abg. Gobbi bemerkte, daß ausführlichere Beſtimmungen über dieſen Gegenſtand in den 
eigentlichen Verfaſſungsentwurf aufgenommen worden wären. Die in Folge dieſer Bemer⸗ 
kung aufgeſchobene Berathung und Abſtimmung wurde erſt jetzt durchgeführt. 


272 Sitzung am 21. Februar 1849. 


Rieger erklärt ſich mit der Faſſung des $ 151 einverſtanden, nur meint 
er, könne es Fälle geben, wo die Executivgewalt eine Stadt in Belagerungs⸗ 
zuſtand verſetzen müſſe, ohne erſt ein Geſetz dafür einholen zu können; und 
für dieſe Fälle dürfte die in ſeinem Antrage beſtimmte Verfügung in dieſen 
Paragraphen aufgenommen werden. 

Mayer: Der vertagende Antrag nützt zu nichts. Dieſer Gegenſtand iſt 
reiflich debattirt, und dam als ſchon erkannt worden, daß, wenn wir dieſen 
Gegenſtand erſchöpfen und beſtimmt behandeln wollen, wir ein Aufruhrgeſetz 
geben müßten. 

Hein amendirt in folgender Weiſe Laſſer's (bei der Berathung der 
Grundrechte geſtellten) Antrag: „Nur in Fällen des Krieges oder Aufruhrs, 
und nur von der verantwortlichen Regierungsgewalt mit vorläufiger Zuſtim— 
mung, oder — falls dieſe einzuholen unmöglich wäre — gegen nachträgliche 
Rechtfertigung vor der legislativen Gewalt darf eine theilweiſe Suspenſion der 
Conſtitution alle Rechte verfügt werden. Unter welchen Bedingungen und 
mit welchen Folgen dies geſchehen dürfe, hat ein beſonderes Geſetz zu be— 
ſtimmen.“ 

Strobach bemerkt, daß die Debatte umſonſt ſei, weil die Majorität durch 
die Antragſteller ohnehin bereits entſchieden ſei. 

Goldmark beantragt folgenden Zuſatz zum Entwurf: „Durch dieſes 
Geſetz dürfen jedoch nur die Paragraphen, welche die Freiheit der Perſon, die 
Unverletzlichkeit der Wohnung und des Vereinsrechtes gewährleiſten, ſuspendirt 
werden.“ Dadurch will er die Freiheit der Preſſe ſelbſt im Belagerungszuſtande 
aufrecht erhalten wiſſen. 

Pinkas erinnert dagegen, daß die Unterdrückung der Preſſe vorzuziehen 
ſei der Duldung der Preſſe, das beweiſe die gegenwärtige Preſſe Wiens. 

Rieger formulirt: „Eine theilweiſe Suspendirung der conſtitutionellen 
Rechte in Fällen des Krieges und Aufruhres kann nicht anders als kraft eines 
Geſetzes, oder wofern dies nicht möglich iſt, durch die verantwortliche Regie— 
rungsgewalt gegen nachträgliche Rechtfertigung vor der geſetzgebenden Gewalt 
und nur unter den Bedingungen und in der Art, Po: durch ein beſonderes 
Geſetz beſtimmt wird, angenommen werden.“ 

Mayer: Er ſpreche ſich für das Amendement Laſſer's aus, weil es das 
einfachſte iſt, und aus den ſchon bei der erſten Debatte vorgebrachten Gründen. 

Bei der Abſtimmung wurde der erſte Abſatz des $ 151 mit Majorität 
angenommen; Ziemialkowsky hat ſein Sous-Amendement zurückgenommen. 

Zum zweiten Abſatze iſt der Antrag Hein's mit dem Sous-Amendement 
Rieger's, daß vor „Zuſtimmung“ das Wort „vorläufig“ geſtrichen werde, mit 
Majorität angenommen, der Antrag Goldmark's mit Majorität verworfen 
worden. 
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Die Fortſetzung der Debatten über das Kapitel „Von den Landtagen“ 
(ſ. S. 233) kam an die Tagesordnung. 


$ 87 und auch 88 des Entwurfes.) 


Pinkas bemerkte, er vermiſſe nach dieſem Kapitel die doch gebotene Mög— 
lichkeit des ſogleichen Zuſammentrittes conſtituirender Landtage — dieſer Stützen 
der Regierung. Daſſelbe, namentlich $ 87, ſpreche lediglich allgemeine Wünſche 
in Umriſſen aus, womit wenig oder gar nichts gethan ſei, daher er ſich er— 
laube, an die Stelle der nach obigen Paragraphen namentlich im folgenden 
Kapitel: „Von den Kreistagen und Gemeinden“ aufgeführten Paragraphen 
die von ihm entworfenen Paragraphen vorzuſchlagen, welche nach denſelben 
der Debatte zu Grunde gelegt werden dürfen und vom Vorſitzenden den 
ſämmtlichen Mitgliedern wie folgt bekannt gegeben wurden. 


SII 

Für die Wahl der Abgeordneten zu dem erſten conſtituirenden Landtage 
jedes Reichslandes hat das Wahlgeſetz für die Volkskammer proviſoriſch, jedoch 
mit der Ueberweiſung zur Anwendung zu kommen, daß: 1. auf je 25000 Seelen 
eines Reichslandes und für jede Stadt oder Ort von 6000 Einwohnern ein 
Abgeordneter, für Städte oder Orte von 10 000-15 000 Einwohnern zwei, 
für Städte oder Orte von 15000-30000 Einwohnern drei, für Städte oder 
Orte von mehr als 30000 Einwohnern für je 10 000 Einwohner ein Abgeord— 
neter zu wählen ſei; 2. zur paſſiven Wählbarkeit das Alter von vollen 25 Sap 
ren neben Vollgenuß des öſterreichiſchen Staatsbürgerrechtes und der ordent— 
liche Wohnſitz von wenigſtens einem Jahre in dem betreffenden Reichslande 
erforderlich ſei. 

8 2. 

Die conſtituirenden Landtage haben nach vollzogener Prüfung und Aner— 
kennung der Einzelwahlen die Mitglieder für die Länderkammer ſofort durch 
Wahl zur ernennen und für die dadurch etwa zeitweilig erledigten Sitze im 
Landtage die Wahl von Erſatzmännern zu veranlaſſen. 


1) $87. Für die Feſtſtellungen der Landesverfaſſungen hat grundſätzlich zu gelten: 1. die 
Wahl der Abgeordneten aus dem Volke und durch das Volk mit Ausſchluß jeder Stände⸗ 
vertretung, 2. Oeffentlichkeit der Verhandlungen in den Landesſprachen, ſowie 3. Beſtimmun⸗ 
gen über Schiedsgerichte für nationale Streitigkeiten bei Reichsländern mit gemiſchten Natio- 
nalitäten, 4. die Feſthaltung des durch dieſe Conſtitution den Landtagen eingeräumten Wir 
kungskreiſes. 

§ 88. Die durch conſtituirende Landtage feſtzuſtellenden Landesverfaſſungen treten erſt 
dann in Kraft, wenn ſie von der geſetzgebenden Reichsgewalt beſtätigt worden ſind. 

Springer, Protokolle. 18 
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$ 3.1) 
In den Reichsländern gemiſchter Nationalität iſt es den Abgeordneten 
jeder Nationalität des Reichslandes geſtattet, zur Wahrnehmung der nationalen 
Sonderintereſſen beſondere Nationalcurien zu bilden. 


$ 4. 

In Angelegenheiten des Unterrichtes, des Volksſchulweſens, der Kranken⸗ 
und Humanitätsanſtalten und der agrariſchen Geſetzgebung ſteht jeder National 
curie das Recht zu, ihr Separatvotum und ihren Separatantrag in dem Falle 
durch den Landeschef dem Monarchen gleichzeitig mit dem geſammten Lande 
tagsbeſchluſſe vorzulegen, wenn dieſer gegen den Antrag einer Nationalcurie 
ausgefallen iſt. 

Wenn außer den im vorſtehenden Paragraph aufgezählten Angelegenheiten 
ein Geſammt⸗Landtagsbeſchluß durch zweidrittel Mehrheit einer Curie den von 
ihr vertretenen Nationalſonderintereſſen als gefährdend erklärt wird, hat dieſe 
Curie ein Drittheil ihrer Mitglieder und jede der übrigen Curien eine obigem 
Drittheile gleiche Anzahl ihrer Mitglieder zur Bildung eines ſchiedsgerichtlichen 
Ausſchuſſes zu wählen. 

Dieſer Ausſchuß wählt dann aus den noch übrigen Mitgliedern der be— 
ſchwerdeführenden Curie durch Stimmenmehrheit einen Obmann, welchem kein 
Stimmrecht gebührt, und hat ſodann den Fall als Schiedsgericht zu entſcheiden. 


$ 6. 

Wird der ſchiedsgerichtliche Ausſpruch mit abſoluter Stimmenmehrheit 
gefällt, fo iſt derſelbe inappellabel und der durch den ſchiedsgerichtlichen Aus- 
ſpruch aufrecht gehaltene oder modificirte Landtagsbeſchluß dem Monarchen 
vorzulegen oder in zur Vorlegung nicht geeigneten Fällen in Vollzug zu ſetzen. 


2 5 


8 75 


Bei Stimmengleichheit des Schiedsgerichtes iſt der Fall nach $ 58 zu 


behandeln, in den zur Sanctionsvorlage nicht geeigneten Fällen aber dem 
oberſten Reichsgerichte zur definitiven Entſcheidung vorzulegen. 

In Reichsländern, deren einzelne Gebietstheile früherhin beſondere Lande 
tage abzuhalten befugt waren, wird die Bildung beſonderer Landtagscurien für 
dieſe Gebietstheile zur Wahrung ihrer Sonderintereſſen unter den Formen 


und Modalitäten gewährt, welche der conſtituirende Landtag ſolchen Reichs- 
landes beantragen und der Reichstag durch ein Reichsgeſetz genehmigen wird. 


1) Die ſechs folgenden Paragraphen-Amendements wurden ſpäter zurückgezogen. 
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Pinkas bemerkte hierüber weiter, daß er weder Separationsgelüſte habe, 
noch nach einer Nationalitätenſuprematie ſtrebe, ſondern lediglich von der Ueber— 
zeugung ausgehe, das Conſtitutionsoperat dürfe nicht Inconſequenzen oder gar 
eine gewiſſe Perfidie an der Stirne tragen, dieſer Entwurf müſſe zu einer 
Wahrheit werden können. 

Man müſſe entweder feſt centraliſiren, oder eine modificirte Föderation 
conſequent durchführen. In der departementalen Centralregierung könne er 
keinen Hort für die Freiheit erblicken. In den legislativen Kreistagen gegen— 
über der Centralgewalt im Mayer'ſchen Entwurfe finde er nur die Veranlaſſung 
einer noch größeren Entfremdung der Nationalitäten. Sein Wunſch dagegen 
ſei es, ähnliche Beſorgniſſe, daß nämlich Einer den Anderen zu ſchmälern be— 
abſichtige, mehr und mehr ſchwinden zu ſehen, und ſeine diesfälligen Betrach— 
tungen und Anſchauungen des freien Gemeindelebens und des adminiſtrativen 
Kreisinſtitutes haben ihn auf den Gedanken des oben erwähnten Inſtitutes 
der Curien geführt. Er hoffe hiedurch auch diejenigen Provinzen zu befrie— 
digen, welche eine ſeparate Stellung im öſterreichiſchen Völkerverbande wün— 
ſchen; er glaube, daß z. B. Vorarlberg, deſſen Intereſſen von denen Tirols 
verſchieden ſeien, und welches doch zu klein wäre, um eine ganz autonome Pro— 
vinz zu bilden, ſich in einer derlei Vorarlberger Curie ganz glücklich fühlen dürfte 


— nicht minder auch die Herren Slawen aus Steiermark die Garantien für 


ihre Intereſſen und Rechte darin finden würden u. ſ. w. — und behalte ſich vor 
bei Gelegenheit der Debatte über dieſe Paragraphen genauer einzugehen. Beim 
erſten Anblicke dieſer Paragraphen müſſe ſich für jeden herausſtellen, daß durch 
dieſelben jedem Dualismus in der Geſetzgebung vorgebeugt werde, denn dieſen 
Curien ſei kein ſogleiches Entſcheidungsrecht beigelegt. In denſelben werde 
jedoch einer feſten Centraliſation und einer inconſequenten legislativen Kreis— 
eintheilung entgegengetreten, nach welcher die Kreischefs einerſeits unter den 
Landeschefs ſtehen, andererſeits wieder nicht. Er glaube, daß die Bewohner 
eines Landes von verſchiedener Nationalität ſich eher verſöhnen, als der Krone 
eine Einmiſchung in gewiſſe innere Angelegenheiten geſtatten werden, und bitte 
hinter dieſen Curien ja nicht ſtändiſche Verfaſſungen oder altrömiſche Einrich— 
tungen zu ſuchen, und dieſem Inſtitute die volle Würdigung einer umſtänd— 
lichen Debatte zu Theil werden zu laſſen, damit das Conſtitutionsoperat prak— 
tiſch ausführbar und Mängel halber nicht dem Gelächter preisgegeben werde. 

Der Vorſitzende ſtellte an die Verſammlung vorläufig die Frage: Ob die 
vorgeſchlagenen acht Paragraphe gleich heute der Debatte unterzogen werden 
ſollen oder nicht? 

Breſtel ſchlug vor, die Debatte hierüber bis zur nächſten Sitzung zu 
verſchieben, heute aber noch über das Kapitel „Von der Reviſion der Verfaſſung“ 
reſp. über die drei letzten Paragraphe dieſes Entwurfes zu debattiren. 

Vacano wollte, daß vorerſt über die Länder- und Kreisgewalten debat— 
tirt werde. 


Rieger machte entgegen darauf aufmerkſam, daß Pinkas die National— 
18* 
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curien gerade als Surrogat der Kreistage vorgeſchlagen habe, wodurch den 
kleineren Nationalitäten noch beſſere Rechnung getragen werden ſolle. Seiner 
Meinung nach ſollte über die erſten zwei von dieſen Paragraphen ſogleich die 
Debatte eröffnet werden, weil man nothwendig Beſtimmungen über das Wahl— 
geſetz der Landtage haben müſſe. 

Vacano ſprach ſich wiederholt gegen die gänzliche Amovirung der Kreis— 
tage aus. 

Mayer als Berichterſtatter, ſowie die Majorität ſprach für den Vor 
ſchlag Breſtel's, wonach die Debatte über obige acht Paragraphe bis zur 
nächſten Sitzung verſchoben, und für heute auf das Kapitel „Von der Revi— 
ſion der Verfaſſung“ übergegangen wurde. 


$ 152.1) 


Vacano, der nach der Stiliſirung dieſes Paragraphen zu häufige und 
unnöthige Reichstagsauflöſungen beſorgt, ſtellt das Amendement zu $ 152: Nach 
den Worten „Nach dieſer Erklärung iſt der Reichstag“, „wenn er die Abände— 
rung für dringlich erklärt“ — einzuſchalten. Am Schluſſe dieſes Paragraphen 
ſollte es lauten: „Für den Fall der Nichtdringlichkeit hat der Reichstag die 
Jahresſitzung zu vollenden.“ 

Weiter gleich zu §S 153. Dieſer Paragraph folle mit den Worten begin⸗ 
nen: „Der durch Auflöſung oder durch Abfall der Legalperiode neu zuſammen— 
tretende Reichstag beſchließt“ u. ſ. w. 

Rieger will ſtatt „die geſetzgebende Gewalt“: „der Reichstag“ im Gin 
gange dieſes Paragraphen geſetzt wiſſen; er meint, daß dieſer Reichstag eben 
auch jene Artikel bezeichnen müſſe, die er abgeändert wiſſen will, weil in den 
ſpäter ausgeſchriebenen Wahlen die Candidaten ihr politiſches Glaubensbe— 
kenntniß darüber auszuſprechen haben. Sein Amendement lautet: „Wenn der 
Reichstag eine Reviſion der ganzen Verfaſſung oder eine theilweiſe Abänderung 
derſelben für nothwendig hält, ſo hat er dieſes und zwar in letzterem Falle 
unter ſpecieller Bezeichnung der abzuändernden Artikel zu beſchließen. In Folge 
dieſes Beſchluſſes iſt für die nächſte Jahresſeſſion ein neuer Reichstag zu 
berufen.“ 

Scholl ſpricht für die Beibehaltung der Worte: „Die geſetzgebende Ge— 
walt“. Werde dem erſten Reichstage diesfalls auch die kaiſerliche Sanction 


1) $ 152. Die geſetzgebende Gewalt hat das Recht zu erklären, daß irgend eine Anord— 
nung in dieſer Conſtitution die Reviſion nöthig mache. Nach dieſer Erklärung iſt der Reichstag 
von Rechtswegen aufgelöſt und muß ſogleich nach § 29 neu zuſammenberufen werden. 

§ 153. Der neue Reichstag beſchließt ſodann in Gemeinſchaft mit dem Kaiſer über die 
der Reviſion unterworfenen Punkte. Zur Gültigkeit eines Beſchluſſes, der eine wirkliche Ver⸗ 
änderung herbeiführen ſoll, iſt es nothwendig, daß in jeder der beiden Kammern wenigſtens 
zwei Drittheile ihrer Mitglieder anweſend ſeien und wenigſtens zwei Drittheile der Anweſen— 
den in jeder Kammer zugeſtimmt haben. 


die 
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verweigert, ſo könne auch ein zweiter und ein dritter Reichstag den Beſchluß 
hinſichtlich einer ſolchen Reviſion faſſen, und dieſer Beſchluß bedürfe dann 
keiner Sanction mehr. 

Vacano, der ſein Amendement zurückzog, Breſtel und Goldmark 
ſprechen ſich dagegen für das von Rieger eingebrachte Amendement aus. 

Cavalcabo bemerkt, die $$ 152 und 153 des Entwurfes ſeien Boll 
werke für das Stabilitätsprincip. Die Eingangsworte des $ 152 „Die geſetz⸗ 
gebende Gewalt“ wolle er umſomehr beibehalten wiſſen, als man ſich ja gegen— 
wärtig bemühe, eine freiſinnige Conſtitution zu machen. Hier handle es ſich 
nicht etwa bloß um die Initiative wie bei anderen Geſetzvorſchlägen, hier müſſen 
alle drei geſetzgebenden Gewalten, nämlich die Krone und die beiden Kammern, 
übereinſtimmen. 

Hein iſt nicht ſeiner, ſondern Rieger's Anſicht und glaubt dem Stabi— 
litätsprincipe ſei genug Rechnung getragen, wenn zwei Kammern den dies— 
fälligen Beſchluß faſſen. Hier ſei eine Sanction von Seite der Krone nicht 
nothwendig, es könnte den Volkswünſchen entgegengetreten werden, und jeden— 
falls müßte man erſt zwei bis drei Reichstage zuſammenberufen, was er für 
unnöthig halte. 

Mayer ſpricht für die Beibehaltung des Entwurfes. Er erwarte eine 


pactirte Verfaſſung, wodurch ein Vertrag zu Stande kommen werde, welcher 


nach der juridiſchen Lehre über die Verträge niemals einſeitig abgeändert 
werden dürfe. Er ſehe nicht ein, warum man hier die Krone verkürzen — 
die Conſtitution aber vielleicht alle Jahre abändern wolle. Solche Abände— 
rungen dürften eher zum Nachtheile als zum Vortheile der Völker ausfallen; 
auch haben ſeines Wiſſens alljährliche Reviſionen der Conſtitution nur in den 
älteren Schweizer Cantonen beſtanden. In neueren Verfaſſungen habe man 
ähnliche Reviſionen möglichſt hinauszuſchieben verſucht, auf zehn Jahre und 
vielleicht noch weiter, ſo z. B. in der neuen franzöſiſchen Conſtitution. 

An etwa dringende Reviſionen müſſe aber ſogleich gegangen werden, was 
zur Folge haben werde, daß der betreffende Reichstag ſeine Exiſtenz aufgebe 
und ein neuer zuſammenberufen werde. Nach der Abſtimmung blieb das 
Amendement Rieger's in der Minorität der Abg. Vacano, Breſtel, Fiſchhof, 
Goldmark, Halter, Turco, Pfretſchner, Smolka und Ziemialkowsky. 

Für Beibehaltung des Entwurfes ſprach ſich die Majorität aus, daher 
der § 152 zu lauten hätte: 

„Die geſetzgebende Gewalt hat das Recht]! zu erklären, daß irgend eine 
Anordnung in dieſer Conſtitution die Reviſion nöthig mache. Nach dieſer Er— 
klärung iſt der Reichstag von Rechtswegen aufgelöſt und muß ſogleich nach 
§ 29 neu zuſammenberufen werden.“ 


8 153. 


Mayer als Berichterſtatter ſtellte hier ſelbſt das Amendement: „Daß in 
jeder der beiden Kammer wenigſtens drei Viertheile (nicht zwei Drittheile) ihrer 
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Mitglieder anweſend ſein müßten“, denn erſt dadurch werde eine wahre abſo⸗ 
lute Majorität erzielt werden. 

Breſtel, der hierin eine größere Garantie für die Aufrechthaltung der 
Verfaſſung ſieht, ſchließt ſich dieſem Amendement an. 8 

Scholl will die urſprüngliche Faſſung des Entwurfes beibehalten wiſſen. 

Cavalcabo bemerkt, man maße ſich ſehr viel anz, wenn man dieſen 
Paragraph annehme; aber weil er diesfalls ſchon einmal eine Stabilität 
haben wolle, fo ſei er bereit, dem eigentlichen conſtitutionellen Principe dieſes 
Opfer zu bringen. Man ſetze voraus, daß ein Viertheil der Mitglieder ab- 
weſend ſein werde, wenn über einen Gegenſtand von ſo großer Wichtigkeit die 
Abſtimmung geſchehe; er glaube dagegen, daß das Haus faſt vollzählig ſein 
werde, wenn es ſich um einen ſolchen Gegenſtand handle. Die Majorität 
müſſe ſich hier der Minorität fügen. Ein Drittheil mit einem Plus könne 
die Anderen in Schach halten. 

Goldmark ſprach ſich für Mayer's Amendement aus, nur ſolle bei ge— 
ſchloſſenen Thüren die Abſtimmung vorgenommen werden, damit nicht einzelne 
ſich entfernen. 

Hein verlangt die Zuſtimmung von vier Fünfteln der Gewählten und 
zwei Fünftel der Anweſenden, und ſtellt nach belgiſchem Muſter, und damit das 
Volk die Abweſenden kenne, zu dieſem Paragraphe noch das Zuſatzamendement: 

„Die Abſtimmung muß über Namensaufruf mündlich geſchehen.“ 

Goldmark ſprach ſich auch für dieſes Zuſatzamendement aus. 

Nach der Abſtimmung erklärte ſich die Majorität für das Princip dieſes 
Paragraphen, ſowie auch für das Mayer'ſche Amendement. N 

Für Hein's vorgeſchlagenes Zahlenverhältniß ſprach ſich nur die Mino⸗ 
rität, für ſein Zuſatzamendement jedoch die Majorität aus, daher der § 153 
zu lauten hat: 

„Der neue Reichstag beſchließt ſodann in Gemeinſchaft mit dem Kaiſer 
über die der Reviſion unterworfenen Punkte. Zur Gültigkeit eines Beſchluſſes, 
der eine wirkliche Veränderung herbeiführen ſoll, iſt es nothwendig, daß in 
jeder der beiden Kammern wenigſtens drei Viertheile ihrer Mitglieder anweſend 
ſeien, und wenigſtens zwei Drittheile der Anweſenden in jeder Kammer zuge— 
ſtimmt haben. Die Abſtimmung muß über Namensaufruf mündlich geſchehen.“ 


8 154.1) 
Rieger hält dieſen Paragraph den Landtagen gegenüber für zu beſchrän— 
kend und für ganz überflüſſig. 


1) $ 154. Ebenſo hat die geſetzgebende Ländergewalt das Recht zu erklären, daß irgend 
eine Anordnung der Landesverfaſſung eine Reviſion nothwendig mache. Nach dieſer Erklä— 
rung muß der Landtag aufgelöſt werden und der neu erwählte nächſte ordentliche Landtag 
kann nur in einer Sitzung, an der wenigſtens zwei Drittheile der Mitglieder theilnehmen, 
mit einer Mehrheit von zwei Drittheilen der Stimmenden die Abänderung beſchließen, welche 
der Zuſtimmung der geſetzgebenden Reichsgewalt zu ihrer Gültigkeit benöthigt. 


„ 
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Breſtel und Strobach, ſowie ſämmtliche übrigen Mitglieder ſchloſſen 
ſich ſeiner Anſicht, ihn gänzlich hinwegzulaſſen, an. 

Ebenſo Mayer unter der Vorausſetzung, daß im Kapitel „Von den Land— 
tagen“ diesfällige Beſtimmungen werden getroffen werden. 


Sitzung am 23. Februar 1849. 


Berathung des Amendements des Abg. Pinkas zu S 87. 

Breſtel: Es gehört zu den größten Schwierigkeiten, die alten hiſtoriſchen 
Provinzialgrenzen mit den Forderungen der Nationalitäten in Oeſterreich zu 
vereinbaren. Abg. Pinkas hat den nationalen Forderungen nicht bloß eine 
billige und unparteiiſche Rechnung getragen, ſondern ging ſogar ſo weit, der 
Minorität daſſelbe Recht einzuräumen, welches naturgemäß nur der Majorität 
gebührt. Ich habe über ſein Project reiflich nachgedacht, bin jedoch zur Ueber— 
zeugung gelangt, daß es praktiſch unausführbar ſei. Es liegt in der Natur 
der Menſchen, daß die Majorität ſtets die Oberhand über die Minorität zu 
erlangen ſucht; dagegen ankämpfen, würde nutzlos ſein und nur Gehäſſigkeiten, 
Streit und Hader erzeugen. Der Miniſter, welcher nach dem Antrage des 
Abg. Pinkas Nationalſtreitigkeiten zu entſcheiden hätte, wäre in einer höchſt 
fatalen Lage, ſobald er einer der ſtreitenden Nationen angehört; entſcheidet er 
zu Gunſten ſeiner Nation, ſo wird ſeine Entſcheidung parteiiſch erſcheinen, im 
entgegengeſetzten Falle er die Sympathien ſeiner Nation verlieren. Die Er— 
richtung der Curien wäre bei der numeriſchen Ungleichheit der Nationen in 
den Provinzen äußerſt ſchwierig. Wenn Intereſſen ſich widerſtreiten, ſo über— 
laſſe man es den Betheiligten, ihre Angelegenheiten ſelbſt zu ſchlichten. Das 
Vernünftigſte wäre freilich geweſen, eine neue Provinzialeintheilung nach den 
Nationalitäten aufzunehmen. 

Damit wären ſo viele Schwierigkeiten bei Schlichtung der Provinzialange— 
legenheiten weggefallen, ohne daß es nothwendig geweſen wäre, auf die ſpora— 
diſchen Nationalitäten Rückſicht zu nehmen, denn deren Intereſſen ſind ſchon 
ohnehin mit denen der Nation, unter welcher ſie zerſtreut vorkommen, innigſt 
verbunden, fo daß ſie mehr eine nationale Zwitternatur darſtellen. — Da 
ſich aber die Majorität des Ausſchuſſes für Beibehaltung der bisherigen Pros 
vinzialeintheilung aus hiſtoriſchen Rückſichten ausgeſprochen hat, ſo kann ich 
nicht von den Kreistagen abgehen. Man hat eingewendet, ſie ſeien eine zu 
complicirte Einrichtung. Das muß ich zugeben; allein die Complication liegt 
in unſerer eigenthümlichen Lage, in den heterogenen Beſtandtheilen Oeſterreichs. 
Ferner wendet man die Menge der Wahlen ein, indem wir dann Gemeinde, 
Kreistags⸗, Landtags⸗ und Reichstagswahlen haben. Es iſt das allerdings 
ein Uebelſtand, zu deſſen Verminderung ich das Inſtitut der Stellvertreter als 
Auskunftsmitttel vorſchlage, fo daß die Stellvertreter der Landtagsdeputirten 
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die Kreistagsdeputirten bilden. Die Befugniſſe der Kreistage betreffend, möchte 
ich denſelben alle Gemeindeangelegenheiten zuweiſen und den Grundſatz aus⸗ 
ſprechen: In der Regel gehören gewiſſe Angelegenheiten dem Landtage an, und 
ſind nur dann als Kreisangelegenheiten zu behandeln, wenn dies von der Ma⸗ 
jorität oder von zwei Dritteln der Kreisvertreter gefordert wird. 

Fiſchhof: Ich finde im Antrage des Abg. Pinkas die Entſcheidung nationaler 

Conflicte weder der Majorität noch der Minorität, ſondern den Miniſtern und 
dem Reichsgerichte überlaſſen. Das iſt gegen alle conſtitutionellen Grundſätze und 
damit der Miniſterwillkür Thür und Thor geöffnet. Ich hoffe, daß nur ſelten 
Colliſionen zwiſchen den Land- und Kreistagen vorkommen werden, während 
das Inſtitut der Curien dergleichen Conflicte nur vermehren und das Reichs— 
gericht mit deren Entſcheidung überhäufen würde.) 
Pi Pinfas: Ich ſtelle mich damit zufrieden, daß Breſtel mir das Zeugniß 
der redlichen Abſicht meines Antrages nicht verſagen kann, und will zur For 
derung unſeres guten Einvernehmens, das zu erhalten ich ſtets bemüht bin, 
mein Amendement bis auf die erſten zwei Paragraphe zurückziehen. 

Der Vorſitzende bemerkt, daß nun die Debatte über die $$ 87 und 88 
fortgeſetzt werden könne; er überlaſſe es ferner dem Ermeſſen des Ausſchuſſes, 
ob nicht hiebei die Entwürfe mehrerer Landtage, die eigentlich als conſtituirende 
Landtage angeſehen werden müſſen, benutzt werden ſollten. 

Hein: Die von einigen ſogenannten conſtituirenden Landtagen eingeſen⸗ 
deten Verfaſſungsentwürfe können uns nicht als Richtſchnur, ſondern bloß ad 
audiendum dienen, wozu man ſie auf den Tiſch des Hauſes auflegen ſollte; 
denn die bisherigen Landtage beſtanden nicht nach gleichen Normen und nicht 
in allen Provinzen. Es wäre ungerecht, wenn einige Provinzen ſich nach den 
Beſtimmungen der Conſtitution bezüglich der Landtage richten müßten, an⸗ 
dere nicht. 

Rieger: Man kann die bisher in einigen Provinzen abgehaltenen Pros 
vinziallandtage nicht für conſtituirende anſehen; denn die Vertretung entbehrte 
daſelbſt der demokratiſchen Grundlage. Der Wahlmodus muß für alle Pro 
vinzen gleich ſein; deshalb kann ich die eingeſendeten Entwürfe bloß als Bor 
arbeiten anſehen, und ich ſtelle folgendes Zuſatzamendement zu $ 88: ,, Ber 
änderungen der Landesverfaſſungen, welche von den Landtagen beſchloſſen 
werden, treten nicht früher in Kraft, bevor ſie nicht vom Reichstage beſtätigt 
und vom Monarchen ſanctionirt worden ſind.“ 

Mayer: Ich anerkenne die von den Landtagen uns eingeſendeten Ent 
würfe nicht als maßgebend für uns, nicht wegen des Wahlmodus, ſondern 
weil es ein Anachronismus war, einen conſtituirenden Reichstag und Landtage 
zugleich tagen zu laſſen, daher letztere im Finſteren tappen; mußten. Der 
mähriſche Landtag war übrigens aus demokratiſchen Wahlen hervorgegangen 
und äußerſt radical, denn er hat den Adel mit Stumpf und Stiel abgeſchafft. 
Wir haben hier die Hauptgrundſätze der einzelnen Landtagsverfaſſungen zu 
geben, und diesfalls auf die Entwürfe gar keine Rückſicht zu nehmen. 
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Breſtel: Die eingeſendeten Entwürfe enthalten ſehr viel Unpraktiſches. 
Eine Conſtitution oder Verfaſſung hat bloß der Reichstag zu geben, die erſten 
Landtage werden nur zu beſchließen haben, in welcher Art die ihnen in der 
Conſtitution zugewieſenen Rechte auszuüben ſeien, wie die Wahlen zu effec— 
tuiren, das Straßenweſen zu reguliren ſei u. ſ. w. Da ſomit die Provinzen 
eigentlich keine Verfaſſung ſich zu geben haben, ſo möchte ich anſtatt Landes— 
verfaſſung den Ausdruck Landesordnung ſetzen, welcher Ausdruck in einer Zeit 
gang und gäbe war, in welcher die Städte große Rechte beſaßen. Ich be— 


antrage daher folgende Stiliſirung des $ 88: „Der in jedem Reichslande zu 


ſammenzutretende Landtag entwirft die Landesordnung, welche die Modalitäten 
zu beſtimmen hat, unter welchen jedes Land die ihm zugeſtandene Autonomie 
ausübt. Die Landesordnung erhält erſt Kraft durch die Beſtätigung der geſetz— 
gebenden Reichsgewalt.“ 

Vacano: Ich ſtimme auch für Anwendung des von Breſtel gewählten 
Ausdruckes Landesordnung ſtatt Landesverfaſſung, und muß bezüglich der bis 
herigen Landtage bemerken, daß ſie ebenſowenig Vertrauen als ihre Entwürfe 
Berückſichtigung verdienen; denn der Landtag in Oeſterreich z. B. beſtand aus 
ſechzig Mitgliedern der früheren Stände und ſechzehn auf demokratiſcher Baſis 
gewählten Mitgliedern. 

Strobach: Ich bin aus den von Mayer angeführten Gründen auch 
der Meinung, daß die fraglichen Entwürfe von uns keine Berückſichtigung 
verdienen. Doch möchte ich nicht das Wort Landesordnung anſtatt Landes- 
verfaſſung wählen, ſondern letzteres beibehalten; denn die Landesverfaſſungen 
enthalten allerdings Verfaſſungsbeſtimmungen, als die über die active und 
paſſive Wahlfähigkeit, über das Verhältniß des Landes zum ganzen Reiche 
und zum Monarchen und andere ſtaatsrechtliche Beſtimmungen. Auch iſt bei 
uns in Böhmen Landesordnung etwas ganz anderes als Landesverfaſſung, 
erſtere räumt dem Lande mehr Rechte ein als letztere. 

Laſſer: Ich kann Sie verſichern, meine Herrn, daß wir in Salzburg 
einen ganz demokratiſchen Landtag hatten und einen ſehr gelungenen Entwurf 
geliefert haben. Den Ausdruck Landesordnung halte ich für eine ſehr gute 
Idee des Abg. Breſtel und wundere mich, daß der Stellvertreter des Abg. 
Palazky dieſen ganz gangbaren Ausdruck anfechten will. Landesordnung ent— 
hält den richtigen Begriff der Ordnung der Landesangelegenheiten. Die Be 
ſtimmung des Verhältniſſes des Landes zum Landesfürſten gehört nicht dahin, 
ſondern in die Conſtitution. 

Breſtel: Wenn es Landesordnungen gab, welche dem Lande unbeſchränkte 
Rechte gewährten, ſo gab es dagegen andere, welche nur ſehr beſchränkte Rechte 
einräumten. Ich halte dieſen Ausdruck für einen ſchärferen als Landesver— 
faſſung. Staatsrechtliche Beſtimmungen gehören übrigens nicht dahin. Das 
active und paſſive Wahlrecht muß in allen Provinzen gleich, ſomit durch Reichs 
geſetze geregelt werden. 

Rieger: Mir fällt die Beſorglichkeit und Eiferſucht auf, mit der man 
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hier jedes Wort bekrittelt. Verfaſſung und Conſtitution ſind ſehr allgemeine 
Ausdrücke, ſo ſpricht man auch von der Conſtitution eines Menſchen. Sie, 
meine Herren, haben ohnedies die Autonomie und Verfaſſung der Länder ſo 
zugeſchnitten, daß es kaum der Mühe werth iſt, noch davon zu ſprechen. Hat 
das Land eine geſetzgebende Gewalt, ſo hat es auch eine Verfaſſung, die nichts 
anderes iſt, als eine Urkunde, in welcher von der Theilung der öffentlichen 
Gewalten die Rede iſt. 

Hein: Die Benennung Breſtel's iſt mathematiſch richtig; denn eine Pro⸗ 
vinz iſt nichts anderes als eine große Gemeinde. Wir werden Gemeinde-, 
Kreis- und endlich Landesordnungen nöthig haben. Das Gemeindegeſetz wird 
die Grenzen feſtſetzen, welche die Gemeindeordnungen einzuhalten haben, und 
ebenſo muß die Conſtitution die Grenzen angeben. 

Goriup: Man kann wohl nur im Scherze die Provinzen für große Ge— 
meinden anſehen und ihnen nur Landesordnungen einräumen wollen. Sieht 
man aber die Provinzen für föderirte Länder an, ſo muß man ihnen pt 
conſtituirende Landtage und Verfaſſungen zugestehen, 

Rieger unterbricht ihn mit folgenden Worten: Ich erkläre hier feierlichſt 
Proteſt dagegen, daß man uns den conſtituirenden Landtag nehmen will; 
einem ſolchen Beſchluſſe, wodurch Böhmen ſeinen conſtituirenden Landtag ver 
löre, könnten und dürften wir uns nicht fügen, ohne Verräther an unſerem 
Vaterlande zu werden. 


Goldmark: Aus dem Begriffe des Conſtituirens folgt mehr, als was 


die Landtage haben ſollen und als was wir ihnen zuzuweiſen bereits beſchloſſen 
haben. Conſtituirende Landtage würden eine ſolche Gewalt der Volksrepräſen— 
tation den Landtagen zugeſtehen, welche bloß auf dem Reichstage vorkommen 
kann. Ob man Landesverfaſſung oder Landesordnung ſage, iſt mir gleich— 
gültig; wenn nur keine Landesunordnung herauskommt. 

Mayer: Ich muß vorausſchicken, daß ich auch jetzt wie immer meine 
Ueberzeugung ausſprechen werde und keine Drohung mich einzuſchüchtern ver— 
mag. Das Wort Verfaſſung iſt beſtimmter und paſſender als Ordnung; 
denn das Reſultat der erſten Landtage werden Landesverfaſſungen und nicht 
bloß formelle Ordnungen ſein. Ein conſtituirender Landtag iſt übrigens noch 
keine verfaſſunggebende Behörde, ſondern bloß ein ſolcher Landtag, welcher zu 
beſtimmen hat, wie die durch die Conſtitution dem Lande eingeräumte Auto: 
nomie ausgeübt werden ſoll. Ich bin auch der Anſicht, daß dieſe Landtage 
gleich nach dem conſtituirenden Reichstage zuſammentreten müſſen. Die 
Mannigfaltigkeit und Verſchiedenheit der materiellen Intereſſen der verſchie— 
denen Reichsländer läßt nicht zu, alle Landesverfaſſungen über einen Leiſten 
zu ſchlagen, ſondern man muß es jedem Lande, wie jeder Gemeinde überlaſſen, 
ſich für ihre Angelegenheiten Statuten zu geben. Die Einheit Oeſterreichs 
fordert nur, daß ſich kein Landtag Uebergriffe gegen die Beſtimmungen der 
Conſtitution erlaube. 

Bei der nun erfolgten Abſtimmung über das Breſtel'ſche Amendement 
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ſtimmten für daſſelbe die Abg. Laufenſtein, Cavalcabo, Fiſchhof, Goldmark, 
Halter, Hein, Jachimovicz, Kautſchitſch, Laſſer, Ratz, Scholl, Turco, Vacano 
und Breſtel mit Ja, die übrigen Abgeordneten mit Nein; daſſelbe fiel ſomit 
mit 15 gegen 14 Stimmen. 

Der $ 8s des Entwurfes wurde von der Majorität angenommen. 

Ebenſo wurde der Zuſatzantrag Breſtel's angenommen, womit der Rieger's 
entfiel. Der Zuſatzantrag Ziemialkowsky's wurde vertagt. 

Der Zuſatzantrag Strobach's wurde bei der namentlichen Abſtimmung 
mit 18 gegen 11 Stimmen angenommen, indem gegen denſelben mit Nein 
nur die Abg. Laufenſtein, Cavalcabo, Goldmark, Halter, Hein, Jachimovicz, 
Laſſer, Ratz, Scholl, Turco und Vacano, die übrigen 18 Abgeordneten aber für 
denſelben mit Ja ſtimmten. 

Der $ 88, nun 87, lautet nun fo: „Die durch conſtituirende Landtage 
feſtzuſtellenden Landesverfaſſungen treten erſt dann in Kraft, wenn ſie von 
der geſetzgebenden Reichsgewalt beſtätigt worden ſind. Daſſelbe gilt auch von 
einer ſpäter vorzunehmenden Reviſion der Landesverfaſſungen. Jedoch darf 
dieſe Beſtätigung vom Reichstage nicht verweigert werden, wenn die Beſtim— 
mungen derſelben mit den in der Conſtitution aufgeſtellten Grundſätzen nicht im 
Widerſpruche ſtehen.“ 

$ 87, nun 88. 

Rieger: Ich würde die Form des Einganges dieſes Paragraphen dahin 
abändern: „Für die Landesverfaſſungen haben folgende Grundbeſtimmungen zu 
gelten“; dann im Abſatz 2 „unter Beobachtung der Gleichberechtigung der 
Landesſprachen.“ 

Breſtel: Ich bin dafür, den Abſatz 3 zu ſtreichen, auch den Abſatz 2 
finde ich als bereits in den Grundrechten enthalten überflüſſig, da hier keine 
Ausnahme gelten kann. Abſatz 4 iſt durch § 8s erledigt. Es erübrigt alſo 
nur der erſte Abſatz, der auch ſehr wichtig iſt; ich beantrage anſtatt deſſen fol— 
gende zwei Paragraphen: 

$ 1. Die Beſtimmungen über das active und paſſive Wahlrecht zu den 
Landtagen ſind dieſelben, welche das Geſetz für die Kammer vorſchreibt, nur 
daß zum activen Wahlrechte auch noch der ordentliche Wohnſitz von wenigſtens 
einem Jahre in dem betreffenden Reichslande erfordert wird. 

$ 2. Die übrigen Beſtimmungen für die Wahlen zum Landtage bleiben 
den Landesverfaſſungen überlaſſen, jedoch muß die Eintheilung der Wahlbezirke 
mit Rückſicht auf die Kreiſe und die Nationalität geſchehen. Die Wahlen 
müſſen direct ſtattfinden und die Anzahl der Landtagsmitglieder darf nie 
weniger als das Doppelte der auf das betreffende Reichsland entfallenden 
Mitglieder der Volkskammer betragen. Auch ſind Stellvertreter zu wählen. 

Hein ſtellt das Amendement zum erſten Abſatz: Daß die Abgeordneten 
nach den für die Volkskammer des Reichstages geltenden Vorſchriften (mit 
Ausnahme der Altersbeſtimmungen) wegen activer und paſſiver Wahlfähigkeit zu 
wählen ſind. 
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Pinkas: Das Amendement Breſtel's hat mich nicht überraſcht; allein 
da wir ſchon in $ 8s beſchloſſen haben, daß die Provinzen conſtituirende 
Landtage haben ſollen, ſo können wir nicht wieder im kommenden Paragraphen 
ihnen dieſes Recht nehmen. Conſtituiren heißt aber nichts anderes, als die 
Art und Weiſe der Volksrepräſentation beſtimmen. Dies muß alſo den Pro 
vinzen überlaſſen werden. So können wir z. B. das ſtädtiſche Element, dem 
auch Breſtel gern das Wort ſpricht, jetzt noch nicht genügend berückſichtigen, 
da wir jetzt noch nicht beſtimmen können, welche und wieviel Städte im con⸗ 
ſtituirenden Landtage beſonders zu vertreten find, wofür durch mein Pro 
viſorium geſorgt iſt. Damit habe ich einen neuen Beweis geliefert, daß ich 
die Intereſſen meiner deutſchen Landsleute ebenſo gewiſſenhaft vertrete, als 
die der Czechen; denn in Deutſch-Böhmen ſind mehr Städte und größere 
Märkte, als in Czechiſch-Böhmen. Gegen die Stellvertreter muß ich entſchieden 
proteſtiren; denn die Wahl derſelben würde als eine minder wichtige zu lax 
geſchehen. Welche Städte eigene Vertreter und wieviel ſie derſelben brauchen, 
muß man der Conſtituante einer jeden Provinz überlaſſen. Dies ihnen 
nehmen, wäre ein Raub an der Autonomie der Provinzen, und ich müßte 
gegen die im Breſtel'ſchen Amendement enthaltene Bevormundung feierlich pro⸗ 
teſtiren. Ferner möchte ich auch jüngere Leute in den Landtag laſſen, um 
die Concurrenz der Capacitäten zu vermehren, und jüngeren Leuten Gelegenheit 
zu geben, ſich Vertrauen zu erwerben und für den Reichstag zu qualificiren. 

Breſtel: Dieſe Bemerkungen befeſtigen meine Ueberzeugung, wie noth⸗ 
wendig es ſei, hier die Grenzen der Landesverfaſſungen und gewiſſe allgemeine 
Beſtimmungen auszuſprechen, womit ich ebenſowenig die Autonomie der Pro— 
vinzen, als mit den Grundrechten die Freiheit der Individuen beſchränken will. 
Wo würden wir hinkommen, wenn das active und paſſive Wahlrecht in den 
verſchiedenen Provinzen verſchieden wäre. 

Cavalcabo: In Conſequenz des nun zu $ 8s gegen meine Anſicht an 
genommenen Strobach'ſchen Zuſatzes muß ich mich nun für das Amendement 
Breſtel's erklären, und erlaube mir nur zu fragen, wer ſoll bei dem Beſtande 
eines Zwieſpaltes zwiſchen der Anſicht des Reichstages und des Landtages 
entſcheiden, ob eine Landtagsbeſtimmung einem Grundſatze der Conſtitution 
widerſpreche? 

Mayer ſtellt nun folgendes Amendement des $ 87: „In den Landes 
verfaſſungen ſind folgende grundgeſetzliche Beſtimmungen feſtzuhalten: 1. Directe 
Wahl der Abgeordneten nach der Volkszahl, vorbehaltlich der Beſtimmungen 
über die beſondere Vertretung größerer Orte. 2. Für das active und paſſive 
Wahlrecht dürfen außer einem einjährigen ordentlichen Wohnſitze im betreffen⸗ 
den Reichslande keine minderen und größeren Beſchränkungen feſtgeſtellt werden, 
als das Geſetz für die Wahlen zur Volkskammer anordnet.“ 

Damit erklären ſich Rieger und Fiſchhof einverſtanden, worauf Hein und 
Breſtel ihre diesfälligen Amendements zurückziehen; letzterer jedoch nur mit Vor⸗ 
behalt der Beſtimmung über die Abgrenzung der Wahlbezirke nach Nationalitäten. 


— —— > 


Beſtimmungen für die Landesverfaſſungen. 285 


Laſſer: Die Grundprincipien ſind für die erſten Landtage viel noth— 
wendiger als für die folgenden. Wir müſſen auch ſchon in Conſequenz des 
$ 8s hier ſolche Grundſätze ausſprechen, da wir im letzteren Paragraphen die 
Beſtimmung aufgenommen haben, daß die Beſtätigung der Landesverfaſſungen 
nicht verweigert werden darf, wenn ſie mit den Grundſätzen der Conſtitution 
nicht im Widerſpruche ſtehen. Ich wäre nicht bloß mit Breſtel für Feſtſetzung 
des activen und paſſiven Wahlrechtes, ſondern auch für Aufnahme des Zahlen- 
verhältniſſes der Landtagsabgeordneten und der Städtevertretung insbeſondere. 
Doch bin ich dagegen, daß zur paſſiven Wählbarkeit der Aufenthalt in der Pro— 
vinz erforderlich ſei. Es kann demnach Jemand, der 20 oder 30 Jahre in einer 
Provinz lebte und ihre Verhältniſſe ſehr gut kennt, nicht zum Landtagsabgeord— 
neten in derſelben gewählt werden, wenn er ſeit einigen Monaten in die Nach— 
barprovinz überſiedelte oder überſetzt wurde. Im Landtage würden übrigens 
junge überſprudelnde Menſchen mehr ſchädlich ſein, als wenn ſie ſporadiſch im 
Reichstage vorkommen. Auch bin ich für die Stellvertreter, welche die Kreis 
tagswahlen überflüſſig machen und als wichtige Wahlen nicht mit weniger Ernſt 
als die übrigen werden vorgenommen werden. 

Breſtel: Ich halte die Eintheilung der Wahlbezirke nach Nationalitäten 
für äußerſt wichtig, ja für ein Gebot der Humanität, um nationale Bevor⸗ 
theilungen, wozu die Eintheilung der Wahlbezirke leicht mißbraucht werden 
kann, und damit blutige Conflicte hintanzuhalten. 

Mayer: Weſentlich iſt, daß die Volkszahl den Landtagswahlen zur Baſis 
diene und daß den Städten eine eigene Vertretung eingeräumt werde; beides 
erzielt mein Amendement. 

Bei der nun erfolgten Abſtimmung wurde das Amendement Mayer's 
als $ 87 angenommen. 


Sitzung am 24. Februar 1849. 


An die Tagesordnung kam die Fortſetzung der Debatte über den $ 87 
(nunmehr 88) des Mayer'ſchen Entwurfes, Punkt 2, 3, 4. 

Punkt 2 und 3. 

Vacano meint, man brauche den Landtagen nicht erſt vorzuſchreiben, daß 
ſie ihre Verhandlungen öffentlich zu pflegen haben, das verſtehe ſich von ſelbſt. 

Breſtel meint, man ſpreche dies auch bei den Gemeinden aus, und 
gerade Vacano's Bemerkung bewege ihn, dies umſomehr zu fordern. 

Rieger iſt gleichfalls der Anſicht, daß es nicht ſchaden könne, wenn man 
den Grundſatz der Oeffentlichkeit auch hierbei ausſpricht; was die Landes- 
ſprachen betrifft, fo müſſe man dieſelben gleichfalls hier erwähnen, jedoch dies 
falls keinen Zwang ausſprechen, von wegen des ſo oft erwähnten Grundſatzes 
der Gleichberechtigung aller Nationalitäten. Sein Amendement: „Oeffentlich— 
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keit der Verhandlungen unter Anerkennung des Grundſatzes der gleichen Be- 
rechtigung der Landesſprachen“ wurde von der Majorität angenommen und 
dann der nächſtfolgende Punkt, der als Punkt 3 in den Entwurf aufgenommen 
wurde, ſpäterhin als Punkt 4 in dieſen Paragraphen eingeſtellt. 

Punkt 3 und 4. 

Pinkas meint, das hier ausgeſprochene Princip dürfte man insbeſondere 
zu einer Zeit, wo in den verſchiedenen Provinzen die Nationalitäten wechſel⸗ 
ſeitig verdächtigt werden, nicht fallen laſſen. Es dürfte nicht nur facultativ 
wie hier im Entwurfe, ſondern müſſe definitiv dort ausgeſprochen werden, wo 
gemiſchte Nationalitäten beſtehen. Er behalte ſich ſogar vor zu ihrer näheren 
Normirung einen Antrag zu ſtellen. 

Strobach ſpricht ſich dahin aus, daß die Gleichberechtigung der Natio⸗ 
nalitäten insbeſondere den kleinen nur dadurch gewahrt werden könne, wenn 
man dieſen Grundſatz annehme. 

Dieſe Schiedsgerichte ſeien insbeſondere in Böhmen nichts Neues, ſeien 
im Mai 1848 von ſeinen deutſchen Landsleuten gefordert worden, und wenn 
auch nicht in politiſcher Hinſicht, doch bei Nationalitätsfragen dringend noth⸗ 


wendig. Auch zur Zeit des Huſſitismus habe man ſie ſehr zweckmäßig be⸗ 


funden und eingeführt, ſie ſeien ein Poſtulat der Vernunft. 

Va cano findet dagegen, daß dieſe Inſtitution nicht nothwendig fei, und 
praktiſch unausführbar. Geſetzt, man wähle eine gleiche Anzahl deutſcher und 
czechiſcher Schiedsrichter in Böhmen, ſo werden dieſe in Nationalitätsfragen 
immer mehr oder weniger Richter in propria causa ſein, und das widerſtreite 
dem Weſen eines Gerichtes. Mancher werde auch als Deutſcher hineinkommen, 
der eigentlich ein Czeche iſt, das Intereſſe der Minorität könne man ebenſo— 
gut durch eine geeignete Kreiseintheilung wahren. Nehme man dieſes Inſtitut 
gar nicht in die Verfaſſung auf, ſo werde der Gegenſatz, der ſich in einigen 
Provinzen zwiſchen den Nationalitäten herausgeſtellt hat, nur um {o eher aus— 
geglichen. Es habe jetzt bald jede Provinz, ja Salzburg, auch Vorarlberg, 
ihren eigenen Koſſuth! (Heiterkeit. ) 

Breſtel ſieht in der Eiferſucht der Nationalitäten gleichfalls nichts anderes, 
als eine unſelige Hinterlaſſenſchaft des alten Syſtems, glaubt, daß die meiſte 
Veranlaſſung hierzu noch das Unterrichtsweſen geben könnte, worüber ſich durch 
Schiedsgerichte gar nichts feſtſtellen laſſe, und erklärt, daß er es für ungerecht 
halte, wenn man durch dieſelben die Minorität ebenſo ſchützen wolle wie die 
Majorität. 

Rieger entgegnet ihm, daß man ja auch durch das bereits angenommene 
Inſtitut der Länderkammer die Minorität ebenſo ſehr geſchützt habe, als die 
Majorität, indem ſie die kleine Provinz ebenſo zu beſchicken habe wie die große, 
er ſehe daher nicht ein, warum nicht auch die nationale Minorität im Lande 
gleichen Schutz genießen ſolle. Mit der Errichtung von Kreiſen ſei da nicht 
abgeholfen. Man werfe nur einen Blick auf die Karte Böhmens. Abgeſehen 
von der compacteren deutſchen Bevölkerung im Weſten, welche eine Kreisein— 
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theilung noch zulaſſe, ſeien die Deutſchen im Bezirke ſeitwärts von Königgrätz, 
Deutſchbrod u. ſ. w. ſporadiſch zerſtreut. Ihre Zahl betrage wohl 600 000, 
und würde man ſie durch die Schiedsgerichte nicht in Schutz nehmen, ſo werden 
ſie von dem böhmiſchen Elemente ganz ſicher erdrückt werden. 

Pinkas macht darauf aufmerkſam, wie ſehr der ſo verſchriene Ajax 
Rieger ſoeben gerade das deutſche Element in Schutz genommen habe, ſo daß 
man ihn eher für einen deutſchen Vertreter Böhmens hätte halten können. 
Die gewählten Vertreter Deutſchböhmens haben wahrlich nur immer die Ab— 
ſicht, eine große deutſche Kugel in Böhmen zu formiren, und beachten jene 
ſporadiſch zerſtreuten 600 000 Landsleute ihres Stammes ſoviel als wären ſie 
gar nicht vorhanden. 

Den Abg. Vacano, der in einem rein deutſchen Lande lebe, erſuche er früher 
ethnologiſche Studien in ſeinem Lande zu unternehmen, bevor er ſo kurzweg 
über ſeine diesfälligen Verhältniſſe abſpreche. Er und ſeine Freunde ſeien 
Zöglinge eines germaniſirenden Inſtitutes, deſſenungeachtet fühlen ſie ſich als 
Böhmen, und ihre Sympathie führe ſie jenem Volke zu, aus deſſen Mitte ſie 
entſproſſen ſeien. Traurig ſei es, daß man, wenn von gemiſchten Nationali— 
täten die Rede ſei, nur immer auf Böhmen denke. Nicht nur in Böhmen 
bilde das ſlawiſche Element (zu zwei Drittel) die Mehrzahl, daſſelbe ſei auch 
in Dalmatien der Fall, wo, ungeachtet das kleinere italieniſche Element noch 
herrſche, ſehr bald das überwiegende ſlawiſche Element ſich heben werde, gegen 
welches das erſtere dann nothwendig eines Schutzes bedürfe, ſo gut wie in 
Polen das jetzt noch herrſchende maſuriſche Element gegen das bei weitem 
größeren rutheniſche, ungeachtet einige ſeine Exiſtenz bezweifeln wollen u. ſ. w. 
Man habe ſich vor den Czechen als emancipirten Sklaven gefürchtet, ihre Rache 
habe man beſorgt, aber man ſolle ſich vor ihren Uebergriffen nicht weiter 
ſcheuen, werde man ihnen noch heute, ja ſelbſt hier in dieſem Ausſchuſſe böſe 
Abſichten unterſchieben, dann ſei ein einiges Oeſterreich ein wahre Unmög— 

lichkeit! 
Mayer ſpricht ſich noch nicht als Berichterſtatter, ſondern vorerſt im 
Namen der mit dem ſlawiſchen Elemente innig verwachſenen deutſchen Natio— 
nalität aus. Er gehöre der Minorität an, fürchte aber, weil er eben an die 
Gleichberechtigung der Nationalitäten glaube, von Seiten der Slawen keine 
Knechtung. Die materiellen Intereſſen haben ſo manche Völker Oeſterreichs 
in ein ſlawiſches Haus zuſammengeführt. Nationalitätsſtreitigkeiten habe man 
erſt in der neueſten Zeit heraufbeſchworen! Aus einem Stoffe ſeien die 
Menſchen der verſchiedenſten Nationalitäten geſchaffen, in einem jeden Kopfe 
wohne derſelbe Verſtand. So weit er die Slawen kenne, haben ſie es nie 
auf eine Knechtung abgeſehen; und werde man das Palladium der Grund— 
rechte nicht mehr achten, erſt dann müſſen jene ſporadiſch zerſtreuten Deutſchen 
(deren Zahl aber nicht eine gar ſo große ſei) zuſammenpacken, weil ſie als 
zerſtreute Inſelbewohner das Meer zu überfluthen drohe. Man laſſe es bei 
der facultativen Anordnung des Entwurfes, und lege nicht den Keim des Zer— 
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würfniſſes ſtatt der Einigung in die Conſtitution, ſtachle nicht die ſporadiſch 
zerſtreuten Deutſchen Mährens muthwilliger Weiſe gegen die Czechen auf. 

Breſtel warnt vor dem Mißgriffe, wenn man etwas in den Landtag 
lege, was der Kreistag machen könne. Oder glaube man, daß der Kreis die 
Unterrichtsangelegenheiten nicht ordnen könne? Wolle man dies und manches 
Andere vielleicht gar einer Centralregierung überlaſſen? Die Zahl jener ſpo— 
radiſch zerſtreuten Deutſchen in Böhmen betrage nicht 600 000, ſondern kaum 
300 000. Dürfe man die bei der Kreiseintheilung nicht aufgeben, fo dürfte 
auch kein Arzt einen Kranken übernehmen; denn einige Patienten ſterben ihm 
immer. Wo keine compacte Trennung der Nationalitäten wie in Böhmen, 
Tirol und dem ſüdlichen Steiermark vorhanden ſei, ſondern wo dieſelben mehr 
gemiſcht wären, treten ſie auch nicht ſo leicht gegen einander auf. Man werde 
nur dort die betreffenden Kreiſe machen, wo ſie die Nationalität wirklich fordere, 
und er ſtelle hier das Amendement: „Bildung der Wahlbezirke mit möglichſter 
Berückſichtigung der Nationalität.“ 

Hein glaubt, der ganze Nationalitätenſtreit laufe lediglich auf einen 
Sprachenſtreit hinaus. Die czechiſche Partei wolle das, was die katholiſche 
Kirche jetzt bei den Grundrechten will. Er glaube, man habe ihr genug 
Garantien gegeben — ſie dürfe ſich keineswegs beklagen. Vor Zeiten ſeien 
die Czechen die Schoßkinder des Abſolutismus geweſen, jetzt wolle man alles 
dem deutſchen Charakter der Regierung in die Schuhe ſchieben — durch das 
Inſtitut dieſer Schiedsgerichte aber wolle man den Streit der Nationalitäten 
lediglich noch verewigen. Wir ſeien aber keine Urvölker mehr, ſondern haben 
als civiliſirte im Grunde doch alle die gleichen Sitten und die gleichen 
Gebräuche. 

Laſſer ſpricht ſich, wie auch Cavalcabo, gegen die Schiedsgerichte aus. 
Ihm iſt nicht klar, was man eigentlich unter gemiſchten Nationalitäten ver⸗ 
ſtehe? Er frage, ob man denn bei einzelnen Vertretern im Schiedsgerichte 
wiſſen werde, was ſie denn eigentlich vertreten, und ob die Nationalität des 
Vertreters oder ſeines Bezirkes entſcheide? Wenn ſchon einmal derlei Natio⸗ 
nalitätsſtreite vorhanden wären, ſo werden ſie durch dieſes Inſtitut lediglich 
genährt und erhalten eine Tragweite, die ſie ohne daſſelbe gewiß niemals 
erreicht haben würden. 

Strobach erwidert, daß die Herren, welche die Nationalität herabzuſetzen 
ſuchen, gewiß nicht zu einer einmal unterdrückten Nationalität gehören; er 
könne die Czechen nicht als ehemalige Schoßkinder des Abſolutismus betrachten. 
Man habe einmal eine böhmiſche Gewerbsſchule errichten wollen, und wer 
dagegen war, ſei das böhmiſche Gubernium geweſen. Aehnliche Fälle ließen 
ſich in Anzahl anführen, und beweiſen das Gegentheil. 

Mayer ſei beim Igel in Wien ein Slawe geweſen, hier ſei er wieder 
ein Deutſcher. Einem ſolchen Wechſel unterliege nicht alles ſlawiſche Element. 
Uebrigens werden Nationalitätsdifferenzen immer mehr verſchwinden, je mehr 
die Gleichberechtigung der Nationalitäten zu einer Wahrheit werde. Bis dahin 


1 


2 Pini. — — — — ato 


Das nationale Schiedsgericht in den Landtagen. 289 


ſolle das Inſtitut der Schiedsgerichte, wenn auch nur nach Mayer's Antrag 
facultativ beſtehen; es ſei dies auch ein Gewinn für den conſtituirenden Landtag. 

Mayer, Berichterſtatter, bemerkt hierauf, daß er ſich immer und namentlich 
auch in der Kammer öffentlich als einen Slawen bekannt habe. Er dankt 
für das ſeinem Entwurfe gemachte Zugeſtändniß und ſpricht ſich wiederholt 
aus, daß, wenn der § 21 der Grundrechte zur Wahrheit werde, alle Natio— 
nalitätsſtreitigkeiten ihr baldiges Ende erreichen dürften. 

Breſtel's Amendement wurde nach der Abſtimmung mit Majorität an 
genommen. 

Das hierüber vom Abg. Rieger geſtellte weitere Amendement wurde nach 
dem Beſchluſſe der Majorität als ein eigener $ 88 b angenommen, rück— 
ſichtlich in den Mayer'ſchen Entwurf eingeſtellt und lautet: 


8 ssb. 


„Reichsländern von gemiſchter Nationalität bleibt die Aufnahme einer 
Inſtitution in die Landesverfaſſungen, wodurch Angelegenheiten von rein natio— 
naler Natur nach Art eines Schiedsgerichtes zu entſcheiden wären, vorbehalten.“ 

Statt Punkt 4 ſtellte Rieger das gleichfalls von der Majorität ſogleich 
angenommene Zuſatzamendement: 

„Der den Landesgewalten durch dieſe Conſtitution zuerkannte autonome 
Wirkungskreis darf nicht überſchritten werden.“ 

Sonach hätte der ganze angenommene $ 88a des Entwurfes vollem In— 
halte nach zu lauten: 

„In den Landesverfaſſungen ſind folgende grundgeſetzliche Beſtimmungen 
feſtzuhalten: 1. directe Wahl der Abgeordneten nach der Volkszahl vorbehaltlich 
der Beſtimmungen über beſondere Vertretung größerer Orte; 2. für das active 
und paſſive Wahlrecht dürfen außer einem einjährigen ordentlichen Wohnſitze 
im betreffenden Reichslande keine anderen oder größeren Beſchränkungen feſt— 
geſtellt werden, als das Geſetz für die Wahlen zur Volkskammer anordnet; 
3. Bildung der Wahlbezirke mit möglichſter Berückſichtigung der Nationalität; 
4. Oeffentlichkeit der Verhandlungen unter Anerkennung des Grundſatzes der 
gleichen Berechtigung der Landesſprachen. Der den Landesgewalten durch dieſe 
Conſtitution zuerkannte autonome Wirkungskreis darf nicht überſchritten werden.“ 

Der in der Sitzung am 16. Februar d. J. von Strobach gemachte Zuſatz— 
antrag wurde von der Majorität als 8 94b in den Mayer'ſchen Entwurf 
eingeſtellt. 

Nun wurde nicht gleich zur Debatte über den folgenden $ 89 des Ent 
wurfes, ſondern zur Debatte über die erſten zwei, in der Sitzung vom 22. 
d. M. vom Abg. Pinkas vorgeſchlagenen Paragraphe geſchritten. Sie enthalten 
den Wahlmodus für die Landtage. 

Pinkas ſchaltet vorläufig ad 2 ſeines erſten Paragraphen vor den 
Worten „der ordentliche Wohnſitz“ noch die Worte: „für das active Wahl— 
recht“ ein. 

Springer, Protokolle. g 19 
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Breſtel will folgendes Amendement der Debatte zum Grunde gelegt 
wiſſen: 

„Bei dem erſten conſtituirenden Landtage hat in den Provinzen über 

1½ Millionen jeder Ort von 6000 Einwohnern und darüber Einen — jeder 
größere Ort auf je 10000 Einwohner je einen Abgeordneten zu wählen. Die 
Anzahl der Abgeordneten des Flachlandes ſoll dreimal ſo groß ſein, als die 
Anzahl der Deputirten des Flachlandes in der Volkskammer. In den kleineren 
Provinzen iſt für letztere das Fünffache zu nehmen, und ſchon für Orte mit 
3000 Seelen ein Abgeordneter zuzulaſſen und bei größeren Orten auf je 
6000 Einwohner ein Deputirter.“ 
Laufenſtein erklärt ſich für das Breſtel'ſche Amendement, weil es ins 
beſondere den kleinen Provinzen zuſage. Nach dem früheren Amendement hätte 
z. B. Krain kaum 20 Deputirte erhalten, und es wäre den alten Ständen 
allenfalls ein Leichtes geworden, die Majorität derſelben auf ihre Seite zu 
bringen, und auf dem Landtage volksfeindliche Inſtitutionen zur Geltung zu 
bringen. So würde die Zahl der Landtagsdeputirten wohl die Zahl von 50 
erreichen und dieſe Beſorgniß eher ſchwinden. 

Scholl will ein Minimum, 

Laſſer auch ein Maximum der Anzahl der Landtagsdeputirten feſtgeſetzt 
wiſſen. 

Vacano meint, wenn man ſchon Landtage haben müſſe, ſo ſolle man 
diesfalls nur zwei Principe ausſprechen: 1. daß hiebei keine Ständevertretung 
eingeführt werde; 2. daß zwiſchen der Anzahl Landtagsdeputirten von den 
Städten und vom Flachlande ein gewiſſes Verhältniß obwalten müſſe, das 
Weitere ſolle man dem Miniſterium überlaſſen — überdies werden die erſten 
conſtituirenden Landtage ſich dann ſelbſt den Wahlmodus, die Anzahl der Ver— 
treter und dergleichen mehr beſtimmen. 

Halter meint, daß dann die Landtagsdeputirten aus den Städten we— 
nigſtens ein Viertel betragen ſollen, ſonſt werde man wenigſtens in ſeiner 
Provinz ein wüſtes Bauernelement herausbekommen. Die Bewohner klei— 
nerer Städte ſeien zwar häufig auch nichts anderes als Bauern im Rocke, ſie 
ſeien aber doch noch intelligenter. 

Laſſer wünſchte dieſes Maximum höchſtens auf 100 oder 120 — das 
Minimum der Landtagsdeputirten aber auf 50 feſtgeſetzt zu ſehen. 

Cavalcabo meint und amendirt: „es ſollen bei Reichsländern mit mehr 
als zwei Millionen Einwohner 140 — bei Ländern mit mehr als einer Million 
Einwohner 120 — bei Ländern mit mehr als 800 000 Einwohnern 100 — 
bei Ländern mit mehr als 500 000 Einwohnern 60 — und bei allen übrigen 
Ländern mit einer geringeren Bevölkerung 40 Abgeordnete in der Art zu 
wählen ſein, daß auf die Vertretung der größeren Orte jedes Reichslandes ein 
Viertel der ganzen Anzahl der Vertreter desſelben entfallen muß.“ 

Mayer, der dafür war, daß die erſten conſtituirenden Landtage wenig— 
ſtens aus 50 und höchſtens aus 120 Mitgliedern beſtehen ſollen, legte nun 
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mehrere Amendements vor, von welchen jedoch gar keines entſprechen wollte, 
ſowie auch über keines derſelben eine eigentliche Debatte geführt wurde. 

Zuletz ſtellte 

Breſtel noch das Amendement: „Sollte die Anzahl der Landtagsmit— 
glieder kleiner werden als 60, ſo iſt ſie bis auf ſechzig zu erhöhen; alle oben 
angeführten Zahlenverhältniſſe ſind aber in demſelben Verhältniſſe zu vermin— 
dern, in welchem die Anzahl der Abgeordneten vermehrt wird.“ 

Die Majorität ſprach ſich nunmehr für die Abſtimmung über die Prin- 
cipien nach dem Vorſchlage Laſſer's aus und es wurde zur ſelben geſchritten. 

Das Princip, daß ein Minimum der Landtagsdeputirten feſtgeſetzt werden 
ſolle, wurde mit Majorität angenommen. 

Für das Princip, daß auch ein derlei Maximum feſtzuſetzen ſei, ſprach 
ſich die Minorität aus. 

Dafür, daß fünfzig die Maximalzahl der Landtagsdeputirten ſein ſolle 
(ein Amendement Breſtel-Rieger), ſprach ſich die Minorität aus. 

Amendement Hein für die Minimalzahl 48 wurde mit Majorität ange⸗ 
nommen. 

Das Princip, daß zwiſchen der Anzahl Landtagsdeputirten von den Städten 
und vom Flachlande ein gewiſſes aliquotes Verhältniß feſtzuſetzen ſei, wurde 
ebenfalls mit Majorität angenommen. 

Ebenſo ſprach ſich für ein Amendement Mayer's, daß ein Viertheil der 
kleinſte Theil für die von den Städten zu ſendenden Landtagsdeputirten ſein 
ſolle, die Majorität aus. 

Dem von der Majorität ausgeſprochenen Wunſche gemäß übernahm es 
Abg. Breſtel, ſein Amendement mit dem des Abg. Pinkas zu vereinbaren und 
daſſelbe ſodann der fortzuſetzenden Debatte zu Grunde zu legen. 


Sitzung am 24. Februar 1849 (Nachmittags). 


Breſtel lieſt folgende Faſſung der Vormittags angenommenen Grund— 
ſätze vor: „Für die Wahl der Abgeordneten zu dem conſtituirenden Landtage 
jedes Reichslandes hat das Wahlgeſetz für die Volkskammer mit folgenden 
Abweichungen zu gelten: 1. auf je 25000 Seelen eines Reichslandes und für 
jeden Ort von 6000 Einwohnern iſt ein Abgeordneter, für Orte von 10 bis 
15000 Einwohner find zwei, für Orte von mehr als 15 bis 30000 Einwoh- 
nern drei, für Orte von mehr als 30 000 Einwohner für je 10000 Einwohner 
ein Abgeordneter zu wählen. 

Würde nach dieſer Regel die Anzahl der Abgeordneten der größeren Orte 
weniger als ein Drittheil der Abgeordneten des Flachlandes betragen, ſo ſind 
die auf die größeren Orte ſich beziehenden Seelenzahlen in der Art verhältniß— 
mäßig zu vermindern, daß das Drittheil erreicht werde. Würde aber die Ge— 
ſammtzahl der Landtagsmitglieder kleiner ausfallen als 60, ſo ſind alle ange— 
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gebenen Seelenzahlen verhältnißmäßig ſo herabzuſetzen, daß die Geſammtzahl 
der Abgeordneten 60 erreicht.“ 

Damit, meinte er, werde allen Anforderungen entſprochen, und die Ma⸗ 
nipulation durch Vermeidung der Bruchtheile erleichtert worden ſein. 

Laſſer erklärte, er würde mit dieſem Antrage dann einverſtanden ſein, 
wenn bei dem aliquoten Theile für Städte auch ein Maximum feſtgeſetzt würde. 

Bei der Abſtimmung wurde die Trennung der beiden Abſätze dieſes Amen⸗ 
dements verlangt; der erſte Abſatz mit Stimmenmehrheit angenommen und 
ebenſo der zweite, rückſichtlich deſſen die Abg. Laſſer, Cavalcabo, Pfretſchner, 
Turco und Ratz begehrten, daß ihr Minoritätsvotum zu Protokoll genommen 
werde. 


§ 1, Abſatz 2 des Amendements Pinkas. 


Rieger beantragt, daß in den Beſtimmungen über die Volkskammer die 
dort geforderte Altersſtufe von 28 Jahren auf 25 Jahre herabgeſetzt werde, 
dann könne dieſer Abſatz ganz geſtrichen werden. 

Pinkas proteſtirt gegen die Zumuthung, daß ein Beſchluß umgeändert 
werde bloß aus dem Grunde, damit man einen Paragraph erſpare. Es wäre 
gegen das Recht, um einer vorübergehenden Beſtimmung willen, wie dieſe 
hier iſt, einen definitiv angenommenen Grundſatz umſtoßen zu wollen. 

Strobach: Er müſſe jedenfalls darauf beſtehen, daß die Beſtimmung 
rückſichtlich des ordentlichen Wohnſitzes beibehalten werde; denn eben in con⸗ 
ſtituirenden Landtagen ſei es nothwendig, daß dort Männer ſitzen, welche 
mit den Bedürfniſſen des Landes bekannt find, was man ſolchen nicht zu 
muthen könne, die erſt monate oder gar wochenlang im Lande wohnen. 

Cavalcabo macht aufmerkſam, daß paſſive Wählbarkeit ein Pleonasmus 
ſei, daß es paſſives Wahlrecht oder Wählbarkeit heißen müſſe. 

Laſſer: Er habe ſchon geſtern bemerkt, daß es ungerecht wäre, die Be 
dingung des einjährigen Wohnſitzes im Lande für das paſſive Wahlrecht zu 
ſtatuiren, weil dadurch jemand, der viele Jahre im Lande anſäſſig war und 
ſich das Vertrauen ſeiner Mitbürger erworben hatte, dadurch um das paſſive 
Wahlrecht käme, wenn er z. B. einige Wochen vor der Wahl ſein Domicil 
zu ändern gezwungen wäre. 

Krainz meint, der Sinn des Geſetzes gehe dahin, daß jemand ein Jahr 
lang im Lande überhaupt, ohne Rückſicht auf die Zeit der Wahl, anſäſſig war. 

Scholl: Das müßte jedenfalls ausdrücklich geſagt werden. 

Mayer: Er ſei einverſtanden, daß auch zur Wählbarkeit in den Landtag 
das Alter von 28 Jahren gefordert werde; dann halte er dieſen Abſatz für 
überflüſſig. Entſchieden müſſe er ſich aber dagegen erklären, daß zur paſſiven 
Wahlfähigkeit der Wohnſitz von einem Jahre im Lande verlangt werde. Für 
active Wahlfähigkeit möge man drei Jahre fordern, aber durch eine ähnliche 
Beſtimmung rückſichtlich des paſſiven Wahlrechtes ſchließe man Leute aus, die 
vielleicht vorzugsweiſe das Vertrauen des Volkes haben. 
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Der Vorſitzende brachte zur Abſtimmung: 1. die Frage, ob zum paſſiven 
Wahlrecht das Alter von 28 Jahren erforderlich ſei. Dieſe wurde mit Stim- 
menmehrheit angenommen. 2. Die Frage, ob zum activen Wahlrecht der ein— 
jährige Wohnſitz im Lande nothwendig ſei. Wurde ebenſo angenommen. 

Der Antrag Laſſer's, daß auch nebſtbei der § 72 der größeren Deutlich— 
keit wegen citirt werde, wurde gleichfalls angenommen. Der zweite Abſatz des 
Antrages Pinkas hat alſo zu lauten: i 

„Für das active Wahlrecht iſt nebſt den im § 72 feſtgeſetzten Erforder⸗ 
niſſen der ordentliche Wohnſitz von wenigſtens einem Jahre in dem betreffenden 
Reichslande nothwendig.“ 


$ 2 des Amendements Pinkas. 


Fiſchhof meint, daß die Wahl der Erſatzmänner ganz unnöthig ſei; 
denn er erwarte, daß der Reichstag und die Landtage nicht gleichzeitig tagen 
werden. 

Pinkas: Abgeſehen davon, daß hier von conſtituirenden Landtagen die 
Rede iſt, die gleich nach der Annahme der Conſtitution einzuberufen ſein 
dürften, könne ja ein außerordentlicher Reichstag einberufen werden, während 
der Landtag ſitzt. 

Cavalcabo: Er müſſe ſich dagegen erklären, daß Landtage und der 
Reichstag gleichzeitig tagen. Wenn alle Provinzen, die die Selbſtändigkeit be— 
anſpruchen, dieſelbe erreichen, und die nicht repräſentirten Provinzen dazu kom 
men ſollten, ſo können im guten Falle 16 Landtage und ein Reichstag gleich— 
zeitig tagen. Er ſehe ganz ab vom Koſtenpunkte, müſſe aber zweifeln, daß 
das Land Capacitäten werde überall ſchicken können. Er hoffe aber, daß ſich die 
Landtage nicht wie der Reichstag mit Nebenarbeiten, die ihm in der öffentlichen 
Meinung eben nicht viel genützt haben, beſchäftigen werden; dann werden die 
Landtage nicht ſo lange dauern und ein gleichzeitiges Tagen mit dem Reichstag 
gar nicht nöthig ſein. 

Fiſchhof wolle nur bemerken, daß ein außerordentlich einberufener Reichs— 
tag jedenfalls nur einzelne Gegenſtände zu behandeln haben, alſo nicht lange 
dauern werde, ſo daß die Landtage inzwiſchen prorogirt werden können. 

Breſtel: Er halte es auch für eine weſentliche Nothwendigkeit, daß der 
Reichstag und die Landtage nicht gleichzeitig ſitzen, insbeſondere aus dem Grunde, 
weil aus den Landtagen nur hervorragende Capacitäten in die Länderkammer 
gewählt werden ſollen, welche die Landtage nicht gern vermiſſen würden. Uebri— 
gens glaube er, daß die Landtage, wenn ſie ſich mit anderen Arbeiten nicht 
befaſſen, in 6—8 Wochen mit der Landesverfaſſung fertig ſein können, und 
daß es hinreiche, wenn der nächſte legislative Reichstag 3 Monate nach der 
Auflöſung des conſtituirenden Reichstags einberufen wird. Das werde auch 
eine indirecte Urgenz ſein, daß die Landtage ſich beeilen. 

Rieger: Er glaube auch, daß die conſtituirenden Landtage mit der Ver— 
faſſung in 3 Monaten fertig ſein können; allein er glaube, daß die vom Reichs— 
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tag eingeſetzte Entſchädigungscommiſſion ſchwerlich mit ihren Arbeiten zu Ende 
komme, daß der Reichstag genöthigt ſein werde, dieſe Arbeiten den Landtagen 
zuzuweiſen, weil die Erledigung im höchſten Grade dringend iſt. Soviel Capa⸗ 
citäten, um darüber competente Leute in den Landtag zu ſchicken, werde jedes 
Land haben. Uebrigens ſei er auch dafür, daß in der Regel Landtage und 
der Reichstag nicht gleichzeitig ſitzen. 

Kautſchitſch: Er meine, daß in die Landtage viele der gegenwärtigen 
Reichstagsmitglieder gewählt werden. Wenn dieſe den Reichstag verlaſſen, werde 
dieſer verkümmern; daher meine er, daß die Landtage erſt dann einberufen 
werden ſollen, wenn der Reichstag mit ſeinen Arbeiten fertig ſein wird, um 
einerſeits den Reichstag nicht zu ſchwächen und andererſeits den Landtagen 
nicht Capacitäten zu entziehen. i 

Hein: Werden Landtage creirt und ihnen eine Wirkſamkeit zugewieſen, 
ſo müſſe ihnen auch die Möglichkeit verſchafft werden, zu allen Zeiten zuſam⸗ 
menzukommen, um die Angelegenheiten des Landes zu berathen; alſo ſei er 
im Princip dagegen, daß Landtage nie mit dem Reichstage ſitzen dürfen. Die 
Dauer des Reichstages laſſe ſich nicht beſtimmen, er könne jahrelang dauern; 
ob dann die Landtage die Landesangelegenheiten nicht berathen ſollen, ſelbſt 
wenn ſich das Bedürfniß dazu ergibt? Es handle ſich um Capacitäten. Gehe 
man aber vorhinein von der Annahme aus, daß die Provinzen nicht genug 
Capacitäten haben werden, ſo geben wir das Regieren auf, und überlaſſen es 
der Regierung. Er ſei dafür, daß ein gleichzeitiges Tagen der Landtage mit 
dem Reichstage vermieden, aber nicht ausgeſchloſſen werde. 

Bacano: Er bemerke, daß alle Verlegenheiten dadurch am beſten gehoben 
würden, wenn es keine Landtage gäbe. 

Laſſer: Um die Schwierigkeit des gleichzeitigen Tagens zu beſeitigen, 
müſſe der Zeitpunkt beſtimmt werden, wann die Landtage mit ihren Arbeiten 
fertig werden müſſen und worin die Arbeiten beſtehen. Als conſtituirende 
Landtage haben ſie aber ſonſt nichts zu thun als die Verfaſſung auszuarbeiten; 
denn zu anderen legislativen Arbeiten ſeien ſie nicht competent. Die Wahlen 
in die Länderkammer ſeien erſt dann vorzunehmen, wenn ſie nothwendig ſind, 
und eben dann auch nur die Erſatzmänner. Uebrigens lehne er die Zumu— 
thung ab, daß er in den conſtituirenden Landtag gewählt werden will; er 
werde froh ſein, wenn er einmal die conſtituirende Aufgabe vom Halſe haben 
wird, verlange ſich in keinen conſtituirenden Landtag mehr, er habe an dieſem 
Reichstage genug. 5 

Mayer: Er warne nur, daß man es nicht in Ausſicht ſtelle, daß an 
Landtagen erſt die Entſchädigungsfrage erledigt werden ſoll, ſonſt bekomme 
man in den Landtag lauter Bauern, und Gott Gnade dann der Landesver— 
faſſung; ferner glaube er, daß wer es mit den Landtagen ehrlich meint, der 
es nicht zugeben könne, daß ſie mit dem Reichstag gleichzeitig tagen; deshalb 
ſei in die Verfaſſung die Beſtimmung aufgenommen, daß die Landtage im 
November, wo die Seſſion des Reichstages wohl beendet ſein dürfte, einzube⸗ 
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rufen ſeien; daß die Landtage das Recht haben ſollten, nach ihrem Belieben 
zuſammenzutreten, werde Abg. Hein wohl nicht im Ernſte gemeint haben. 

Cavalcabo: Er hoffe, daß auch die Miſſion des Reichstages zu Ende 
ſein werde, ſobald er die Conſtitution beendet haben wird. In Betreff des 
Entſchädigungsausſchuſſes muß er aber als deſſen Mitglied erinnern, daß den 
bisherigen Aufſchub eben die Herrn aus Böhmen herbeigeführt haben, und 
daß er glaube, der Reichstag werde jedenfalls das Princip, nach welchem die 
Entſchädigung zu ermitteln wäre, und Quottheile, die der Verpflichtete zu tragen 
haben wird, feſtzuſtellen haben. a 

Strobach wünſcht, daß geſagt werde, die conſtituirenden Landtage ſeien 
gleich nach Auflöſung des Reichstages einzuberufen; dann daß die Landtage 
nicht mit dem Reichstage gleichzeitig tagen ſollen, damit ſie nicht zum Schatten 
herabſinken; ferner, daß jedenfalls die conſtituirenden Landtage die Abgeord— 
neten in die Länderkammer wählen, weil ſonſt ein Reichstag unmöglich würde, 
und endlich, daß die Verfaſſungen vor dem Zuſammentritt des erſten legis⸗ 
lativen Reichstages fertig ſein müſſen. 

Mayer bringt folgendes Amendement, in welchem er alle zur Sprache 
gebrachten Wünſche vereinigt zu haben vermeine: „Die conſtituirenden Land— 
tage ſind gleich nach dem Schluſſe des conſtituirenden Reichstages einzuberufen 
und haben ſich ausſchließend mit der Feſtſtellung der Landesverfaſſung zu be— 
ſchäftigen und ſie binnen längſtens 3 Monaten zu vollenden; überdies haben 
ſie auch die Abgeordneten für die Länderkammer zu wählen.“ 

Bei der Abſtimmung wurde dieſes Amendement mit Stimmenmehrheit 
angenommen. 

$ 89. 

Dieſer Paragraph wurde nach Antrag des Berichterſtatters ohne alle 
Debatte geſtrichen. 

§ 90. Ebenſo. 

8 91.2) 

Strobach: Wenn dieſer und der folgende Paragraph ſo bleiben, wie 
ſie bisher angenommen wurden, ſo zweifle er ſehr, daß Böhmen die Hand 
dazu bieten werde, dieſe Urkunde anzunehmen, noch weniger ſei dies von Une 
garn, Kroatien, Slawonien und den italieniſchen Provinzen zu erwarten, deren 
Selbſtändigkeit, wenn ſie auch jetzt die Beſiegten ſind, doch nicht mit Füßen 
getreten werden dürfe. Im Intereſſe der Einheit Oeſterreichs, und um ſein 
Gewiſſen zu wahren, müſſe er Folgendes den Ländergewalten vindiciren: 

1. Von politiſchen Angelegenheiten: a) das Unterrichts- und Volks- 
erziehungsweſen mit Ausſchluß der Univerſitäten; ferner die Beförderung der 


1) 8 89. Die Wirkſamkeit des Landtages iſt: a) eine geſetzgebende, b) eine verwaltende. 

5 90. Der geſetzgebende Wirkungskreis des Landtages iſt: a) ein ſelbſtändiger, b) ein 
durch allgemeine Reichsgeſetze bedingter. 

2) Dieſer Paragraph wurde bereits in einer früheren Sitzung (S. 54) erörtert und 
lam jetzt zu neuerlicher Verhandlung. 
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Kunſt und Wiſſenſchaft, dann die Cultusangelegenheiten, b) die Armenpolizei, 
c) die Sorge für die Sicherheit der Perſon und des Eigenthums der Einzel— 
nen, inſoweit dieſe Aufgabe nicht ſchon durch die Juſtizpflege und durch die 
von der Reichsgewalt ausgehende Obſorge für die Sicherheit des Staates als 
eines Ganzen gelöſt wird, d) das Gemeindeweſen mit Ausſchluß der Geſetz— 
gebung über das Heimatsrecht und der der Gemeinde ex delegatione zu über⸗ 
tragenden Staatsgeſchäfte, e) die Geſindepolizei. 

2. Folgende ſtaatswirthſchaftliche Gegenſtände: a) die Beförderung der 
Urproduction, b) die Beförderung des Gewerbefleißes und des Handels im 
Inneren des Landes mit Ausſchluß der Gewerbe- und Handelsordnungen, des 
Zoll-, Mauth- und Geldweſens; dann der Regulirung der Gewichte und Maße, 
c) das Landescommunicationsweſen, durch Straßen und Canäle, Flußreguli⸗ 
rung und ſonſtige Bauten für Landeszwecke, d) das Landescreditweſen. 

3. Das Landesmünzweſen: alſo a) die Verfügung mit den Landesfonds 
und Landesgütern, b) die Landesſteuer zur Deckung der Landesauslagen, c) das 
Landesſchuldenweſen, d) die Feſtſetzung des jährlichen Landesbudgets, e) die 
Abnahme, Prüfung und Erledigung der Landesrechnungen. 

4, Alle jene inneren Angelegenheiten, welche außerdem durch Reichsgeſetze den 
Landtagen werden überwieſen werden. Alle dieſe Gegenſtände können in jedem 
Einzellande beſſer als von der Centralgewalt beſorgt werden; dadurch, daß ſie 
den Ländergewalten zugewieſen werden, bleibe die Einheit des Geſammtſtaates 
und die Centralgewalt in ihrer Kraft unberührt, es liege alſo gar kein Grund 
vor, ſie der letzteren vorzubehalten. 

Breſtel: Wolle man die Sache ſo ſtellen, als werde die Verfaſſungs— 
urkunde einer Provinz nicht acceptabel ſein, weil ſie wenig enthält, ſo laſſe 
ſie ſich umgekehrt ſo ſtellen, daß ſie anderen Provinzen nicht acceptabel ſein 
werde, weil ſie zu viel enthält; eine Revolution wird alſo die andere balan— 
ciren. Er fürchte dieſe Drohungen nicht, er müſſe es aber geradezu ſagen, 
daß er es fürchte, wenn man den Provinzen zu viel Gewalt läßt.. 

(Abg. Pinkas unterbrechend: Er wolle nur bemerken, daß der Antrag 
Strobach's im Grunde nichts enthalte, als die Specificirung der im Entwurfe 
gebrauchten allgemeinen Ausdrücke.) 

Allerdings ſeien die meiſten dieſer Punkte in den $$ 91 und 92 an⸗ 
geführt; allein es walte der Unterſchied ob, daß, während im Entwurfe die 
meiſten Punkte im § 92 als ſolche angeführt, welche die Landtage nur nach 
den Beſtimmungen der Reichsgeſetze zu regeln haben, weiſe ſie Abg. Strobach 
der ſelbſtändigen und geſetzgebenden Gewalt der Landtage zu. Es ſei nicht 
wahr, daß man ſich mit allem bei dem Centrum werde anfragen müſſen, 
ſondern es iſt im Entwurfe nur ſoviel geſagt, daß dieſe Angelegenheiten nach 
der im Reichsgeſetze ausgeſprochenen Norm im Lande behandelt werden ſollen. 
Er könne ſich aber nichts Schädlicheres denken, als die Verſchiedenheit der 
Geſetzgebung in den einzelnen Provinzen. Selbſt Verſchiedenheit der Geſinde— 
ordnung werde in Grenzorten zu vielen Unzukömmlichkeiten führen. Er glaube 
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übrigens gar nicht, daß in den Maſſen das Bedürfniß liege, daß alle dieſe 
Sachen zu Hauſe behandelt werden ſollen; die Furcht, daß die Conſtitution 
nicht allen mundgerecht ſein werde, hindere ihn nicht, ſie ſo zu machen, daß 
ſie lieber für den Augenblick einen unangenehmen Eindruck macht, als daß ſie 
ſich nach Jahren als unpraktiſch darſtellen ſollte. 

Mayer glaubt, daß das Amendement Strobach's nichts enthalte, was in 
den $$ 91 und 92 nicht bereits debattirt worden wäre, es widerſtreite alſo 
den bei dieſen Paragraphen gefaßten Beſchlüſſen. Er gebe es zu, daß es nur 
eine Expoſition deſſen iſt, was in den $$ 91 und 92 im allgemeinen geſagt 
wird, allein durch eine Expoſition werde man dem Volke nicht mehr geben. 
Warum es täuſchen wollen? warum die Wahrheit nicht nackt hinſtellen, da— 
mit es wiſſe, was ihm gegeben wird? Indeſſen mache er aufmerkſam, daß ein 
Antrag, das Land ſoll für Sicherheit der Perſon und des Eigenthums ſorgen, 
eine Tragweite habe, die unabſehbar iſt; in derſelben kann die bürgerliche 
Geſetzgebung, die ganze Strafgeſetzgebung ſubſumirt werden. Ein Amende— 
ment, welches gegen Beſchlüſſe iſt, welche die Baſis der bisherigen Verhand— 
lungen bilden, könne nicht angenommen werden. 
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Der Vorſitzende erklärt, er halte es vor allem für weſentlich nothwendig, 
ſich klar zu machen, worüber denn rückſichtlich des Strobach'ſchen Amende— 
ments die Debatte zu führen ſei. Mit Rückſicht auf die bereits vorliegenden 
Beſchlüſſe, glaube er, müſſe vorläufig darüber debattirt werden, ob Strobach's 
Antrag in Erwägung zu ziehen ſei, denn durch die Erledigung dieſer Frage 
werde den gefaßten Beſchlüſſen nicht präjudicirt. 

Kautſchitſch: Nicht gerne, nur durch Umſtände genöthigt, ergreife er 
das Wort, um zu erwägen zu geben, daß, wenn die bisherige Einigung in 
dem Wunſche, die Conſtitution ſobald als möglich fertig zu machen, geſtört 
wird, man wohl nicht leicht mit dieſem Werke zu Ende kommen werde; daß 
ferner, wenn in der Conſtitution Grundſätze angenommen werden, die den 
hundertjährigen Grundſätzen der Monarchie zuwiderlaufen, die Sanction nicht 
zu hoffen ſei. Man wird ſich ſchon an dem Worte „conſtituirende Landtage“ 
ſtoßen; die Regierung wird ihren ſchwer erfochtenen Sieg dem Reichstage 
gegenüber, der, er wiſſe nicht durch Beſtrebungen welcher Partei, bei den 
Völkern discreditirt iſt, gewiß nicht aufgeben. Er ſei von dem Augenblicke 
an, als unter Mithilfe der böhmiſchen Deputirten die an Ungarn gemachten 
Conceſſionen durch die Majorität des Reichstages für nichtig erklärt wurden, 
der Ueberzeugung geweſen, daß mit demſelben Beſchluſſe auch die Conceſſionen 
des 8. April vernichtet worden ſind. Gehe man in der Conſtitutionsurkunde 
auf dieſe Conceſſionen wieder zurück, werde man den Landtagen zu viel geben, 
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fo werde man aus den Provinzen Perſoneneinheiten, aus den kleineren Pro 
vinzen nur unfreie Carricaturen unter einer Perſonalunion ſchaffen; dieſes 
werde dem Miniſterium ſicherlich nicht behagen, und daſſelbe ſei jetzt aller 
dings in der Lage, die Sanction verweigern zu können. Alſo um etwas zu 
haben, um es nicht dahin zu bringen, daß keiner was habe, daß alle geknechtet 
ſeien, habe er ohne Animoſität, ohne Abſicht Jemanden zu beleidigen ſeine 
Meinung ausgeſprochen. Die Herrn aus den größeren Provinzen mögen ihre 
Anſprüche für die Abtheilungen erſparen, hier aber die Hand bieten, damit der 
Ausſchuß ſeine Arbeiten zu Ende bringe. 

Vacano macht aufmerkſam, daß die $$ 91 und 92 in Form eines 
Vergleiches votirt wurden, er und ſeine Meinungsgenoſſen haben eine ratio 
nelle Eintheilung des Staates gewollt, ſeien aber davon abgegangen, um die 
Verfaſſung möglich zu machen; ſollte jedoch dieſer Vergleich gebrochen werden, 
ſo werde er rationell vorgehen, ſich nicht terroriſiren laſſen, und er hoffe eine 
reſpectable Minorität zu Stande zu bringen. i 

Strobach: Er theile ganz die Anſicht des Präſidenten, müſſe aber dem 
vom Abg. Kautſchitſch Geſagten entſchieden entgegentreten. Nach der Anſicht 
deſſelben müſſe die Conſtitution eine Wiederholung der hundertjährigen Grund— 
ſätze der altöſterreichiſchen Politik, d. h. die Conſtituirung des Abſolutismus 
ſein. Es ſei aber beſſer, alles liegen zu laſſen, als ein ſolches Machwerk zu 
Tage zu fördern. Ob der 8. April hier verworfen worden, ſei ihm, da er 
den früheren Berathungen nicht beigewohnt, nicht bekannt; er überlaſſe es ſeinen 
Freunden, darauf zu antworten. Auch er müſſe verſichern, daß er ſeinen 
Antrag nur in der Abſicht, zu vermitteln, geſtellt habe. Das Weſen der 
Freiheit liege darin, daß jedes Land ſeine Angelegenheiten ſelbſt beſorge; denn 
ſobald ein dritter Wille dazwiſchen kommt, ſei eine Art Unterthanſchaft vor⸗ 
handen; es iſt nur an die Stelle einer anderen Macht ein Congreß mehrerer 
Völker getreten, der über ein Volk herrſcht. Man habe im Entwurfe mehr 
centraliſirt, als Stadion, denn ein aus Stadion's Organiſationsplane ent⸗ 
nommenes Verzeichniß falle faſt durchgehends mit den in ſeinem Amendement 
aufgenommenen Beſtimmungen zuſammen, bis auf einige Gegenſtände, die 
ganz unweſentlich ſind. Vom Abg. Mayer, inwiefern derſelbe glaubt, daß er 
verkappt den Ländern die Juſtiz vindicire, ſei er mißverſtanden; denn im 
erſten lit. e ſeines Amendements ſei das Gegentheil insbeſondere ausgedrückt. 
Wenn man übrigens wünſche, daß Ungarn mit Oeſterreich vereinigt werde, ſo 
könne dies nur auf Grundlage der Föderation geſchehen, denn wenn es auch 
durch Waffengewalt gebändigt iſt, ſo könne es doch gegen ſeinen Willen in die 
Länge nicht gezwungen werden. 

Pinkas: Vor allem müſſe er ſich dem Abg. Kautſchitſch mit der Frage 
nahen, wie er dazu komme, zu ſagen, es liege ein Kammerbeſchluß vor, daß 
die dem Lande Böhmen am 8. April gemachten Zugeſtändniſſe abolirt ſeien. Er 
interpellire hier die beiden Präſidenten des Reichstages, ob ein ſolcher Beſchluß 
gefaßt wurde, oder ob nur eine ſolche Verhandlung im Reichstage ſtattfand. 
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Den in der Aeußerung des Abg. Kautſchitſch über den Kammerbeſchluß be— 
züglich der ungariſchen Deputation liegenden Kettenſchluß begreife er nicht. 
Er ſelbſt lege auf den 8. April nicht viel Werth, weil er dem Königreich 
Böhmen nicht das gibt, was von der Gegenſeite eigentlich hineingelegt werden 
will. Pillersdorf habe die böhmiſche Deputation getäuſcht, mit Phraſen ab 
geſpeiſt, wie alle anderen. Er und ſeine Freunde nehmen ferner den 8. April 


nicht für ihr Land allein, ſondern für alle Provinzen in Anſpruch. Böhmen 


mit Ungarn zu vergleichen, ſei aber, gelinde geſagt, ein Irrthum, in Wahrheit 
aber eine Beleidigung. Er proteſtire ein für allemal gegen einen ſolchen 
Vergleich. Das Bedenken des Abg. Kautſchitſch, daß die kleinen Provinzen 
durch die Föderation unfrei werden, ſei ungegründet, durch das Beiſpiel der 
nordamerikaniſchen Staaten widerlegt. Er glaube ferner nicht, daß Abg. 
Vacano ihn und ſeine Freunde für wortbrüchig erklären wollte. Wenn es 
aber auf Drohungen ankomme, ſo müſſe er erklären, daß auch er ſich nicht 
terroriſiren laſſe, daß er vor dem Minoritätsvotum ſich nicht fürchte. Um was 
handle es ſich aber? Um nichts als um eine diſtinctere Stiliſirung der beiden 
Paragraphen, und da frage er, ob es nicht beſſer iſt, einen Begriff feſt bin 
zuſtellen und zu begrenzen, als einen allgemeinen Ausdruck zu brauchen, der 
eine beliebige Auslegung möglich macht. Er zeige nur auf den Ausdruck 
Landespolizei, unter welcher man alles mögliche ſubſumiren könne. Er 
glaube, man ſollte vielmehr dem Abg. Strobach dafür danken, daß er die 
Landesgewalten in ein feſtes Bett eindämmt, damit die Provinzen, welche 
ſich nach Autonomie ſehnen, wenn ſie ſchon hinterliſtig ſein wollten, einen 
vagen Ausdruck nicht ausbeuten können. Um auf die Aeußerung Vacano's 
zurückzukommen, ſo ſei entweder jeder Beſchluß des Ausſchuſſes ein Vergleich 
oder keiner. Er meine das letztere; denn man ſtehe ſich hier nicht wie proceß— 
führende Parteien, ſondern als Vertreter freier Völker entgegen. Gegen den 
Vorwurf der Perfidie, den man machen zu wollen ſcheint, proteſtire er, be 
ſonders wenn derſelbe von einer Seite kommt, die die Bedürfniſſe des Landes 
Böhmen, und die heiligen Pflichten, welche deſſen Vertreter auf ſich haben, 
gar nicht kennt. 

Breſtel: Er finde zwiſchen den $$ 91 und 92, dann dem Amendement 
Strobach's nur einen Unterſchied, den nämlich, daß darin kein Unterſchied 
zwiſchen den $$ 91 und 92 gemacht wird; dieſer iſt aber gerade der wichtigſte, 
weil der letztere Paragraph den Wirkungskreis der Landtage an die Beſtim— 
mungen der Reichsgeſetze bindet. Durch die Paragraphen, welche gegen ſeine 
Anſicht in den letzten Sitzungen durchgebracht wurden, ſei die Sache noch 
ſchwieriger gemacht. Die conſtituirenden Landtage und der Umſtand, daß der 
Reichstag den Landtagsbeſchlüſſen, ſoweit ſie den in der Conſtitution enthal— 
tenen Beſtimmungen nicht widerſprechen, die Beſtätigung geben muß, öffne 
endloſen Streitigkeiten Thor und Wege. In dem Beſchluſſe über die $$ 91 
und 92 liege allerdings ein Vergleich, weil ſich beide Seiten im Voraus Con— 
ceſſionen im Principe machten. Seine und ſeiner Meinungsgenoſſen Ueber— 
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zeugung davon, was Oeſterreich wohlthut, ſei von Hauſe aus eine andere ge— 
weſen. Weſentlich ſei der Umſtand: Man wolle die Freiheit. Allein wenn 
er etwas als der Freiheit gefährlich erkennt, ſo ſeien es die Landtage, welchen 
eine Gewalt gegeben wird, die mit der Reichsgewalt in Conflicte kommen, 
materielle Intereſſen geltend machen, und alles das wieder in Scene ſetzen 
kann, was der alte Grundſatz divide et impera je zu Tage gefördert hat; 
damit werde man das Schönſte gemacht haben, was möglich iſt, um die Frei— 
heit zu tödten. Man müſſe nicht vergeſſen, daß die Centraliſation doppelt ſei. 
Wenn man der Gemeinde überläßt, was ſie zur Unabhängigkeit nöthig hat, 
und wenn man denſelben Grundſatz an die Kreisgemeinden anwendet, ſo habe 
man alle Schäden der Centraliſation entfernt. England ſei doch gewiß nicht 
centraliſirt, und doch finde man dort nichts als freie Gemeinden, unbedeutende 
Geſchäftsbehörden und baſta. Thue man daſſelbe bei uns, und man werde 
auch keine Centraliſation haben. Autonome Gemeinden und autonome Kreiſe 
werden feſte Bollwerke der Freiheit ſein, aber zu klein, um der Centralgewalt 
feindſelig entgegenzutreten, zu klein, um ſich dort eine compacte freiheitsfeind— 
liche Majorität für den Reichstag zu verſchaffen. Die Aeußerungen des Abg. 
Kautſchitſch habe man offenbar unrichtig ausgelegt, denn derſelbe könne nur 
die Grundſätze der Adminiſtration im Auge gehabt haben. Wohl aber ſei es 
richtig, daß Abg. Kautſchitſch die Geſchichte des 8. April nicht kenne, ſonſt 
würde derſelbe nicht ſo viel Gewicht darauf gelegt haben, denn zwei Fünftel 
des Landes haben gegen den 8. April proteſtirt. Man habe fo oft geſagt, 
Wien iſt nicht Oeſterreich; er ſage nun, Prag ſei nicht Böhmen. Er frage 
ferner, wer denn hier mit Drohungen angefangen hat? Die Seite, mit welcher 
er gleichgeſinnt iſt, gewiß nicht; denn ſelbſt Laſſer's Drohung ſei letzthin offen 
bar nur ein Scherz geweſen. Endlich glaube er, daß der Sache durch eine 
bloße andere Stiliſirung nicht viel gedient ſein werde, denn das Volk werde 
ſchon ſo vernünftig ſein, herauszufinden, was es eigentlich bekomme. 
Rieger: Vor allem müſſe er ſagen, daß die Herrn, welche glauben, 
daß die Conſtitution, wenn ſie in der von Strobach vorgeſchlagenen Art aus— 
fällt, nicht die Sanction erhalten werde, ſich im Irrthume befinden. Die mini— 
ſteriellen Journale ſprechen ſich alle für eine gemäßigte Föderation aus, der 
geſtrige Correſpondent vindicire ſogar der Centralgewalt nur die Miniſterien 
des Aeußeren, des Krieges, der Finanzen und des Handels. Die Ungarn 
haben Forderungen gemacht, die ihm und ſeinen Freunden nie einfielen, weil 
ſie wußten, daß der Staat aufhören müſſe, Staat zu ſein, wenn es in dem— 
ſelben zwei Miniſterien des Aeußeren und des Krieges gibt. Ihre Forderungen 
ſeien ungefähr dieſelben, welche Kroatien und Slawonien ſtellt und welche ſich 
nun wohl auch die Ungarn werden müſſen gefallen laſſen. Er habe allen 
Grund zu glauben, daß die Miniſter weniger eentraliſiren wollen als der Aus— 
ſchuß. Er müſſe ferner aufmerkſam machen auf das Manifeſt vom 15. März, 
in welchem Se. Majeſtät die Conſtitution geben zu wollen verſprach, unter 
Beobachtung der verſchiedenen Landesverfaſſungen. Dieſe Worte ſcheinen all— 
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gemein überſehen worden zu ſein. Eine Conſequenz derſelben ſei aber der 
8. April, und in dem Sinne habe derſelbe allerdings einen Werth; er frage 
dann, ob der Reichstag auch nur das Recht habe, ein einfaches Hofdecret aus 
der früheren Zeit abzuſchaffen, er glaube nein, wenigſtens nicht ohne Zuſtim— 
mung des Kaiſers, weil er nur mit Zuſtimmung des Kaiſers ein Geſetz geben 
kann, der Kaiſer könne aber den 8. April nicht zurücknehmen, wenn er nicht 
wortbrüchig werden will. Die Deutſchen in Böhmen haben übrigens gegen 
den Wahlmodus und nicht gegen den 8. April proteſtirt. Dieſer behage aber 
auch ihm nicht, weil er noch ariſtokratiſche Elemente enthält; dann glaube er 
auch nicht, daß der Kaiſer vor den conſtituirenden Landtagen erſchrecken werde, 
beſorge es auch nicht. Der Kaiſer habe ja in Böhmen einen conſtituirenden 
Landtag bereits einberufen. Was aber das Syſtem der Centraliſation und 
der Föderation betrifft, ſo bemerke er nur, daß die Conſtitution für Böhmen 
keinen Werth habe, wenn das Land nicht bekommt, was es billiger Weiſe 
fordern kann. Wenn aber die kleinen Provinzen die Wohlthaten der Auto— 
nomie gekoſtet haben werden, ſo werden ſie gewiß zufrieden geſtellt; wo nicht, 
ſtehe es ihnen immer frei, die Autonomie an die Centralgewalt zurückzugeben. 
Man wolle die Decentraliſation durch die freie Gemeinde erreichen. Wenn 
aber die freie Gemeinde nicht gefährlich iſt, warum ſollte es der freie Land— 
tag ſein; in Nordamerika ſei dies wenigſtens nicht der Fall. In Böhmen ſei 
übrigens nichts in ſo hohem Maße in das Volksleben eingegangen, als der 
Wunſch nach Autonomie; das allein werde als Freiheit angeſehen. Gebe man 
Böhmen das nicht, ſo gebe man ſo viel als nichts. Verwahren müſſe er ſich 
gegen die Zumuthung, daß Böhmen in der Decentralifation ein Mittel ſuche, 
ſich von Oeſterreich loszureißen. Das ſei ein unvernünftiger Vorwurf. Man 
ſehe nur die Karte an, man werde finden, daß Böhmen ringsum vom deut— 
ſchen Elemente umgeben ſei, daß es bei Oeſterreich bleiben müſſe, um nicht 
vom deutſchen Elemente erdrückt zu werden. Er erkenne nur einen Grund 
an, welcher der Centralgewalt das Recht gibt, die Landtage zu beſchränken, 
dann nämlich, wo es die Einheit der Geſammtmonarchie verlangt. In dieſer 
Richtung möge man jetzt, und wenn es ſich als nothwendig herausſtellt, auch 
in der Zukunft, die Ländergewalt beſchränken. Die großen Provinzen er— 
reichen im Ausſchuſſe nichts, weil die kleinen wie die großen Provinzen gleich 
repräſentirt ſind, deshalb ſolle man auf die billigen Wünſche der großen Pro— 
vinzen Rückſicht nehmen, um den Streit in der Kammer zu beſeitigen; denn 
was ſie hier nicht erreichen, werden ſie in der Kammer zu erreichen ſuchen. 
Können ſie aber nicht frei werden nach dem Wunſche ihres Volkes, ſo ſei 
ihnen am Reichstage gar nichts gelegen. Eine Conſtitution müſſe gegenwärtig 
das Miniſterium auch geben; werde ſie centraliſirend ſein, nun ſo werde man 
nichts gewonnen haben, wohl aber im Gegentheil. Jedenfalls werde aber die 
Geſchichte aus Oeſterreich einen Föderativſtaat machen, oder daſſelbe muß 
zerfallen. 

Laſſer: Er gehöre zu denjenigen, welche die Einheit Oeſterreichs auf— 
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richtig wollen; dieſes Princip würde eine ſtrenge Centraliſation fordern, allein 
Rückſichten auf die eigenthümlichen öſterreichiſchen Verhältniſſe beſtimmen ihn 
für eine baſtardartige Föderation. In der Homogenität gewiſſer Grundbeſtim⸗ 
mungen (und hier nehme er Aufrichtigkeit der Ueberzeugung und Redlichkeit 
des Wollens für ſich auch einmal in Anſpruch), von denen die Freiheit der 
Individuen, die Freiheit der Gemeinden, das Zuſammenhalten des Reiches ab— 
hängt, ſehe er die wahre Freiheit. Aus dieſen Rückſichten habe er die deut 
ſchen Sympathien aufgegeben; allein man müſſe ihm die Hoffnung eines 
einigen Oeſterreich laſſen, ſonſt werde er zu jenen Sympathien zurückkehren 
müſſen. Für ihn ſeien die Ideen eines Miniſters in dieſer Sache keine maß— 
gebende Norm, auch ſeien ihm die Pläne des Miniſteriums nicht ſo bekannt, 
er kenne ſie nur aus dem miniſteriellen Programme; allein ſelbſt auf die Ge 
fahr nochmals, wie es ihm in höchſt collegialiſcher Art im Reichstage vorge— 
worfen wurde, miniſterieller als die Miniſter genannt zu werden, glaube er 
doch ſagen zu können, daß ſie in der Decentraliſation nicht ſo weit werden 
gehen wollen, um bloß die vier Miniſterien des Krieges, der Finanzen, des 
Handels und des Aeußeren behalten zu wollen. Dazu, was Breſtel über den 
Grundſatz divide et impera angedeutet hat, bemerke er, daß es Länder ge— 
miſchter Nationalitäten gibt, und daß dort nach dieſem Grundſatze die Knech— 
tung einer Nationalität durch die andere erfolgen könnte. Was er fürchte, 
ſei nicht das Losreißen der großen Provinzen von Oeſterreich, er fürchte die 


eigentlich an ihm iſt. In die Gründe für und wider denſelben wolle er gar 
nicht eingehen, weil ſie mit einer Leidenſchaftlichkeit beſprochen wurden, auf 
die er nicht zurückkommen wolle. Allein daß die Baſis des 15. März ſchon 
durch die Urkunde vom 25. April, noch mehr aber dadurch verlaſſen worden 
iſt, daß ſämmtliche Provinzen den Reichstag beſchickten, ſei gewiß. Bei ihm 
ſei übrigens der Gedanke auf Octroyirung nicht erſt heute entſtanden, ſchon 
letzthin während ſeiner Anweſenheit in Wien, wo er von ganz gewöhnlichen 
Leuten hörte, mit dieſem Reichstag ſei ihnen nichts gedient, habe er auf die 
Octroyirung gedacht. Der geſtrige Antrag Strobach's habe ihn jedoch unange— 
nehm berührt, weil durch denſelben offenbar der Boden genommen werde, auf 
welchem bisher debattirt wurde, weil er in ihm den höchſt mißliebigen Ein— 
druck hervorbrachte, als ſollte man in der elften Stunde der Arbeit wieder 
von Neuem anfangen; im letzten Falle würde er vor allem um die nähere 
Definition bitten, was man unter die „domaci véci !) rechnen will; daß 
etwas bereits Angenommenes wieder zurückgenommen werde, wolle er durchaus 
nicht zulaſſen, höchſtens in Sachen, die ſich auf die Adminiſtration beziehen, 
wolle er noch nachgeben. 


1) Häusliche Angelegenheiten. 
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Hein: Er habe ſich ſchon bei einer anderen Gelegenheit ausgeſprochen, 
daß er keiner Provinz in Oeſterreich auch nur einen Schatten von Souverä— 
nität zugebe. Die Souveränität äußere ſich in der Adminiſtration und in der 
Geſetzgebung; dieſe müſſe bei dem Centrum verbleiben; von der erſteren könne 
er Communen das geben, was ſie machen können, ohne ans Centrum gehen 
zu müſſen. In dieſer Richtung habe er bisher immer geſtimmt. Inwieferne 
man nun die beſchloſſene Unterabtheilung in autonome und durch Reichsgeſetze 
beſchränkte Landesgewalten verrücken will, ſo müſſe er ſich gegen Strobach's 
Antrag ausſprechen. Er finde aber, daß Strobach's Antrag durch die Be— 
ſtimmungen des $ 91 bereits erledigt iſt, deswegen müſſe er in formali bean: 
tragen, daß der Präſident Strobach's Antrag Punkt für Punkt zur Abſtim⸗ 
mung bringe, ob derſelbe in der berührten Weiſe bereits erledigt ſei oder nicht. 
Bei dieſer Anſicht genire ihn der 8. April gar nicht. Er ſei null, ebenſo ine 
conſtitutionell gegeben, wie die Conceſſionen an Ungarn. Der Kaiſer habe die 
Conſtitution für ganz Oeſterreich verſprochen, und war dann nicht mehr be— 
rechtigt, einzelnen Ländern noch Conſtitutionen zu geben. Man könne in dieſer 
Beziehung Pillersdorf in Anklageſtand verſetzen. Wie aber Abg. Rieger auf 
dem 8. April verharren könne, müſſe ihn nur wundern, denn derſelbe habe 
erſt vor einigen Tagen die dem Ausſchuſſe zugekommene Urkunde der con— 
ſtituirenden Landtage verworfen, weil ſie von Uranfang null waren. Böhmen 
werde eine Conſtitution bekommen, aber nicht vom 8. April, ſondern von hier aus. 

Mayer: Ich habe es ſchon oft berührt, daß das Terrain, auf dem die 
Conſtitution bisher gebaut wurde, verrückt werden wolle. Heute aber wolle 


gar die Baſis verrückt werden, auf welcher der conſtituirende Reichstag ſteht. 


Man gehe auf den 15. März zurück, weil er eben bequem iſt, und vergeſſe 
des 15. Mai, der dem Reichstag die Exiſtenz gab. Das ſei kein Hofdecret, 
ſondern ein Volksdecret in großartigem Stil, das man anerkennen müſſe, wenn 
die Revolution nicht permanent erklärt werden will. Wenn der 8. April exiſtirt, 
ſo frage er, wie eine Provinz hier am conſtituirenden Reichstage erſcheinen 
könnte, wie der Reichstag dieſer Provinz deſſenungeachtet eine Conſtitution geben 
könne. — Es werde zur Durchführung laxer Föderation geltend gemacht, daß 
es ungerecht wäre, wenn Böhmen für Tiroler Geſetze geben ſollten. Das ſei 
aber das wahre divide et impera. Man wolle ein einiges, großes Oeſter— 
reich, aber kein einiges, großes öſterreichiſches Volk. Eins ohne das andere 
könne aber nicht beſtehen. Er werde oft miniſteriell genannt, und doch müſſe 
er geſtehen, daß er die Quellen nicht kenne, aus welchen miniſterielle Anſichten 
geſchöpft werden, daß er aber jedenfalls das, was durch Zwiſchenperſonen hinter— 
bracht wird, nicht für verläßlich halte. Wolle man ſich hier durch die An— 


ſichten des Miniſteriums leiten laſſen, fo möge man das Miniſterium vor— 


laden, um ſeine wahren Anſichten zu erfahren. Wenn Abg. Rieger die Einheit 
des Geſammtreiches als den einzelnen Beſchränkungsgrund anſieht, ſo müſſe 
man die Conftitution von Neuem anfangen, oder uns eine octroyiren laſſen, 
im letzteren Falle werde man doch wiſſen, wem man die Freiheit zu danken 
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habe. Wenn die Geſchichte die Föderation machen wird, ſo laſſe man ſie 
machen, er aber könne es nicht vertragen, daß, wenn in einer Verſammlung 
von Männern ein Theil ſagt, das wollen wir, und der andere entgegnet, das 
können wir nicht gleichfalls wollen, ſie ſich deshalb gleich in die Haare fallen. 

Breſtel: Er wolle nur einfach bemerken, daß die Herrn, die im Ver⸗ 
hältniß zu den Provinzen decentraliſiren, in ihrer Provinz centraliſiren wollen, 
daß durch Beſchickung des Reichstages alle früheren Conceſſionen gefallen ſind. 
Die Vereinbarung des Reichstages mit der Krone ſei die alleinige Quelle unſerer 
conſtitutionellen Freiheit. 

Laufenſtein: Was er über die Pläne von Stadion vernommen, habe 
ihn überzeugt, daß derſelbe die Localadminiſtration den Provinzen überlaſſen 
wolle, nicht aber das Recht Geſetze zu geben, nach welchen dieſe Adminiſtration 
zu leiten iſt. Gegen die Bemerkung Rieger's, daß kleine Provinzen die Auto 
nomie ans Centrum zurückgeben können, müſſe er entgegnen, daß, wenn ein⸗ 
mal eine Spaltung, ein Antagonismus eingetreten, ſchwer abzuhelfen ſei. 
Rückſichtlich der ungariſchen Länder glaube auch er, daß ſie ſich dem, was hier 
für die Erbländer beſchloſſen wird, nicht unterwerfen werden; allein Kroatien 
und Ungarn ſeien nie mit den öſterreichiſchen Erbländern im engen Staats- 
verband geweſen, es habe eine bloße Perſonalunion beſtanden. Wenn es ſich 
aber darum handelt, daß Böhmen oder Galizien nicht dieſelbe Verfaſſung er⸗ 
halten ſoll, ſo müßten ſie aus dem Verbande mit den öſterreichiſchen Erbländern 
vorerſt austreten. Wenn die im Entwurfe beantragte Eintheilung der Provinzen 
verbleibt, ſo werde manche Provinz ihre Selbſtändigkeit gar nicht zu beſtreiten 
vermögen. Wenn Laſſer eine Ueberflügelung der Slawen fürchte, ſo müſſe er 
als Vertreter einer ſlawiſchen Provinz dieſe Befürchtung als ungegründet ere 
klären. Wenn übrigens ein hochgebildeter Mann an der Spitze der Regierung 
ſtehe, ſo ſei es ihm gleichgültig, ob derſelbe ein Slawe oder ein Deutſcher iſt. 

Pinkas ſtellt folgenden Antrag: „Der § 92 hat mit folgender Beſtim⸗ 
mung anzufangen: Die Landtage haben ferner, inſolange und inſoweit die 
Reichsgeſetzgebung im Intereſſe der Staatseinheit keine Beſchränkung anordnet, 
und im Falle ſolcher Beſchränkung innerhalb der durch denſelben reichsgeſetz⸗ 
lich vorgezeichneten Grenzen zu regeln:“ 

Mayer beantragt: „Es ſei unter Anerkennung, daß die Ss 91 und 92 
als Beſchlüſſe aufrecht beſtehen, eine Commiſſion zu ernennen, welche über das 
Strobach'ſche und Pinkas'ſche Amendement Bericht vor den Ausſchuß zu bringen 
habe: a) was davon als ſtiliſtiſches Amendement der gefaßten Beſchlüſſe, 
b) was als Zuſatz und zu welchem, ob zum ſelbſtändigen oder beſchränkten 
Wirkungskreiſe der Ländergewalt gehörend erſcheine.“ 

Die Commiſſion hätte aus fünf Mitgliedern zu beſtehen. 

Dieſes zur Abſtimmung gebrachte Amendement wurde mit überwiegender 
Majorität angenommen; dann zur Wahl der Commiſſionsmitglieder geſchritten. 
Es wurden gleich beim erſten Serutinium mit abſoluter Stimmenmehrheit ge— 
wählt die Abg. Mayer, Breſtel, Ziemialkowsky, Laſſer und Strobach. 
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Pinkas fordert die Verſammlung auf, ſich bis zur Vollendung des Con— 
ſtitutionsentwurfes für permanent zu erklären, wenn es auch bis Mitternacht 
dauern ſollte, um in der morgigen Reichstagsſitzung die Vollendung der Con— 
ſtitution ankündigen zu können. 

Dieſer Vorſchlag fand allgemeine Zuſtimmung. 

Mayer: Da die Fünfercommiſſion geftern über die Ss 91 und 92 mit 
Ausnahme des Einganges des letzteren, der nun der Berathung zu unterziehen 
iſt, ganz einig geworden iſt, ſo beantrage ich dieſe zwei Paragraphe in fol— 
gender Form ohne Debatte anzunehmen. 

$ 91. 


Zur ſelbſtändigen geſetzgebenden Gewalt der Landtage gehören: 

1. Das Landesfinanzweſen: a) die Verfügung mit den Landesfonds und 
Landesgütern, b) die Landesauflagen zur Deckung der Landesausgaben, c) das 
Landesſchuldenweſen, d) die Feſtſetzung des jährlichen Landesbudgets, e) die 
Abnahme, Prüfung und Erledigung der Landesrechnungen; 

2. politiſche Angelegenheiten: a) Armenweſen, Kranken- und Humanitäts⸗ 
anſtalten, b) Geſinde⸗, Feuerlöſch- und Bauordnungen; 

3. ſtaatswirthſchaftliche Angelegenheiten: a) Hebung der Urproduction, 
des Gewerbefleißes und des Verkehres im Innern des Landes, b) die Errich— 
tung von Sparkaſſen, Leihanſtalten und Hypothekenbanken, c) das Landes— 
communicationsweſen durch Straßen und Canäle, dann die Flußregulirungen 
und ſonſtige Waſſerbauten, d) öffentliche Bauten zu Landeszwecken. 

i $ 92. 

(Zu berathender Eingang.) 1. Unterrichts- und Volkserziehungsweſen, 
2. die Beförderung der Künſte und Wiſſenſchaften, 3. Cultus und kirchliche 
Angelegenheiten, 4. Ueberwachung der frommen Stiftungen, 5. die Landes 
polizei in allen nicht im $ 91 aufgeführten Zweigen, 6. Ordnungen und Sta 
tuten der Gemeinden. 

Mayer macht noch bekannt, die Fünfercommiſſion ſei übereingekommen, 
den Abſatz 4 des § 92 des Entwurfes als einen eigenen Paragraph in Antrag 
zu bringen. 

Rieger: Ich beantrage, daß in den 2. Abſatz des § 92 zu Folge eines 
früheren Beſchluſſes die Anſtalten für Wiſſenſchaft und Kunſt aufgenommen 
werden. Ihre Zuweiſung an das Reſſort des Landes wird der Einheit Oeſter— 
reichs gewiß nicht ſchaden; ferner, daß die Abſätze 2 und 4 des von der 
Fünfercommiſſion beantragten $ 92 in den im $ 91 normirten ſelbſtändigen 
Wirkungskreis der Landtage aufgenommen werden. 

Für letzteren Antrag, der nun zur Abſtimmung kam, ſprach ſich die Ma⸗ 
jorität aus. Demgemäß wurden die Abſätze 2 und J in dem $ 91 sub 3 als 
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a) und b) aufgenommen, und die dortigen Punkte a) und b) mit e) und d) 
bezeichnet. 

Rieger: Wir haben der Autonomie der Länder das Beſteuerungsrecht über— 
laſſen; es gibt eine Steuer, welche drückender iſt als alle anderen, das iſt die 
Menſchenſteuer oder die Rekrutirung. Bezüglich derſelben hat faſt jedes Land 
Eigenthümlichkeiten; es ſind daher gleichförmige Normen für alle Provinzen weder 
thunlich noch nothwendig. Die Repartition der Rekruten muß ſich nach der 
Anzahl und phyſiſchen Beſchaffenheit der Bewohner des Landes oder oft auch 
eines Kreiſes richten, ſo z. B. gibt es bei uns große Strecken, die faſt durch— 
aus von Webern bewohnt ſind. Daß nun Leute, die ſeit ihrem zehnten Jahre 
täglich ſechzehn Stunden ſitzen, meiſt ſchwächlich und Krüppel ſind, iſt begreiflich. 
Solche Strecken kann man nun bei der Rekrutirung nicht mit anderen, welche 
einen ſtarken Menſchenſchlag haben, gleich behandeln. Sowie der Reiche mehr 
Steuer zahlen muß, als der Arme, ebenſo ſoll das Land, welches an taug— 
lichen Rekruten reicher iſt, deren mehr liefern; daher ich die Repartirung der 
Wehrmänner den Ländern überlaſſen will. 

Hein: Ich muß mich gegen dieſen Antrag Rieger's ausſprechen. Eine 
ſolche Maßregel könnte ſogar die Monarchie gefährden; denn die öſterreichiſche 
Armee iſt wie keine andere der Welt zuſammengeſetzt und trotz der verſchie— 
denſten Nationalitäten, die in ihr vorkommen, durch muſterhafte Disciplin, 
Eintracht und Tapferkeit ausgezeichnet. Nun findet man aber nicht in allen 
Provinzen die zu den verſchiedenen Waffengattungen tauglichen Leute; ſo ſind 
die Tiroler beſonders für die Jäger, die Böhmen zur Infanterie und Caval 
lerie, die Oeſterreicher und Mährer zur Artillerie tauglich. Die Einheit und 
Completirung der Armee erheiſcht es daher, die Rekrutirung dem Centrale zu 
überlaſſen. 5 

Mayer: Ich halte die Rekrutirung für keine Steuer, ſondern die Wehr⸗ 
pflicht für eine allgemeine ſtaatsbürgerliche Pflicht, und das Loos beſtimmt 
nur, wer dieſe Pflicht proprio nomine auszuüben hat. Die Completirung 
der Armee gehört in das Reſſort des Kriegsminiſteriums, daher dem Cene 
trale an. 

Breſtel: Nach meiner Anſicht iſt die Rekrutenſtellung eine Steuer der 
drückendſten Art, und deshalb der Arme mehr beſteuert als der Reiche. Ich 
halte das preußiſche Syſtem für das beſte, nach welchem jeder wehrpflichtige 
Mann eine Zeit wirkliche Militärdienſte leiſten muß. Da entfällt jede Sub⸗ 
repartition. Ich hoffe, daß wir es auch bei uns einführen werden, womit der 
Antrag Rieger's entfiele. 

Laſſer: Die allgemeine Wehrpflicht ſcheint mir weniger eine Steuer als 
ein nothwendiger Blutzehent zu ſein. Da wir nur eine Armee haben, ſo 
müſſen wir deren Completirung auch dem Centrale überlaſſen. Aber ich frage, 
wozu wir heute wieder dasjenige abändern wollen, worüber ſich geſtern die 
Fünfercommiſſion geeinigt hat; dann wird die Permanenz nicht zur Vollendung 
des Conſtitutionsentwurfes führen. 
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aber verhindert wenig zu thun. 
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Der nun zur Abſtimmung gebrachte Antrag Rieger's, die Aushebungsart 
und die Repartition des durch Reichsgeſetze beſchloſſenen Rekrutencontingentes 
als Landtagsangelegenheit zu erklären, blieb in der Minorität der Abg. Rieger, 
Strobach, Pinkas, Krainz, Smolka, Ziemialkowsky und Madonizza. 

Rieger: Höhere Lehranſtalten, als Univerſitäten und Lyceen, mögen nach 
allgemeinen Reichsgeſetzen geregelt werden; das Volksſchulweſen muß aber dem 
Lande bleiben. 

Hein: Ich proteſtire dagegen, daß man jetzt die einzelnen Beſchlüſſe der 
geſtrigen Fünfercommiſſion mittelbar oder unmittelbar, direct oder indirect 
umſtoße. 

Die Centralgewalt iſt berufen, die Gleichberechtigung der Nationalitäten 
zu ſchützen, auch iſt eine Verletzung derſelben vom Reichstage weniger zu be— 
fürchten, als vom Landtage; daher ich gegen den neuerlichen Antrag Rieger's bin. 

Mayer: Die Fünfercommiſſion iſt geſtern unter der Bedingung zu— 
ſammengeſetzt worden, daß an den bereits beſchloſſenen Punkten des § 92 
nichts mehr geändert werde; zu dieſen gehört auch der bezüglich des Volks— 
ſchulweſens. Ich muß daher dagegen proteſtiren, daß der neuerliche Antrag 
Rieger's zur Abſtimmung komme. 

Der Vorſitzende bemerkt, daß er aus den vom Abg. Mayer entwickelten 
Gründen den Antrag Rieger's nicht mehr zur Abſtimmung bringen könne. 

Rieger proteſtirt gegen die Nichtabſtimmung über ſeinen Antrag. 

Pinkas zieht zur Beſchleunigung der Sache ſein Amendement zu 891 zurück. 

Der Vorſitzende bringt nun den § 91 zur Abſtimmung, für deſſen Une 
nahme als ein abgeſchloſſenes Ganzes ſich die Majorität ausſprach. 

Die Abg. Scholl, Bacaro, Laſſer und Jachimovicz blieben in der Minorität. 

Man ſchritt nun zur Berathung des Einganges des $ 92. 
Rieger ſtellt hierzu folgendes Amendement: „Ferner ſind der Autonomie 
der Landtage, inſofern die Reichscentralgewalt keine im Intereſſe der Staatsein⸗ 
heit nothwendige Einſchränkung erläßt, folgende Landesangelegenheiten überlaſſen.“ 

Breſtel: Man wird mir zugeben, daß das Heimatsrecht durch allge— 
meine Reichsgeſetze geregelt werden muß. Ebenſo müſſen die Gemeinden in der 
eigenen Autonomie und in der Reichsgeſetzgebung Schutz gegen allfällige Ueber— 
griffe der Landtage finden. Den Abſatz 1 im § 92 zu belaſſen, ſcheint mir 
gefährlich; denn gerade bezüglich des Volksſchulweſens ſind allgemeine Reichs— 
geſetze ſehr nothwendig, welche die Zwangspflicht des Schulbeſuches, die Schul— 
bezirke, die Dotirung der Schulen und Lehrer u. ſ. w. normiren; denn ſonſt 
ſetzt man das öffentliche Wohl der Gefahr aus, daß engherzige Landtage aus 
übelverſtandener Oekonomie es ſich einfallen laſſen, bei dem Nothwendigſten, 
nämlich beim Volksunterrichte zu ſparen. Deshalb würde ich in dem Eingange 
des § 92 ſagen: 

„Unter Beobachtung allgemeiner Reichsgeſetze hat der Landtag zu regeln“; 
dann iſt der Landtag nicht gehindert für das Schulweſen viel zu thun, wohl 
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Vacano: Ich muß mich gegen das Amendement Rieger's erklären, weil 
nach demſelben die Verfügungen des Landtages, ſobald ſie vor denen des 
Reichstages die Priorität hätten, von letzteren auch divergiren könnten. 

Strobach: Ich ſtelle mit Abg. Mayer folgendes Amendement als Cine 
gang des § 92: „Der Landtag hat ferner innerhalb der durch Reichsgeſetze 
feſtgeſtellten Beſchränkungen zu regeln:“ 

Bei der Abſtimmung hierüber blieb der Antrag Rieger's in der Minorität 
der Abg. Rieger, Madonizza und Filippi. 

Der Antrag Strobach's hingegen wurde angenommen.) 

Breſtel: Wir haben die $$ 91 und 92 unter Vorbehalt der Demar⸗ 
cation des Wirkungskreiſes der Land- und Kreistage angenommen. Wie ich 
bereits früher das Unterrichtsweſen, ſo muß ich jetzt auch den letzten Punkt 
des § 92, nämlich die Ordnungen und Statuten der Gemeinden, den Kreis⸗ 
tagen vindiciren; daher beantrage ich, dieſen letzten Abſatz aus $ 92 zu ſtreichen. 
Da wir noch kein entwickeltes Gemeindeleben haben, ſo wird wohl im An— 
fange bezüglich der Gebahrung des Gemeindevermögens, des Gewerbeweſens 
und der Polizeiordnung eine Ueberwachung der Gemeinden ſtattfinden müſſen, 
welche ich den Kreistagen einräumen möchte; von dieſen iſt nicht ſo leicht 
eine drückende Beſchränkung des Gemeindelebens zu befürchten als von den 
Landtagen. 

Strobach: Ich würde den fraglichen letzten Abſatz des § 92 belaſſen; 
denn in das Localgemeindegeſetz gehören nach meiner Anſicht bloß die im 
§ 25 der Grundrechte enthaltenen vier Punkte und die Beſtimmungen ihrer 
näheren Ausführung. 

Die Localſtatuten wären dann bloß dem Kreistage zur Beſtätigung vor⸗ 
zulegen, damit nichts gegen die Reichs- oder Landesgeſetze Verſtoßendes darin 
aufgenommen werden könne; daher ſtelle ich das Amendement: „Die Beſtäti⸗ 
gung der Localſtatuten der Gemeinden innerhalb der Grenzen der Gemeinde 
ordnungen iſt den Kreistagen zu überlaſſen.“ 

Breſtel: Wie ſoll ein Landtag einer größeren Provinz, wie z. B. der 
von Galizien, das Statut eines jeden Ortes zu beurtheilen im Stande ſein? 
Das kann der Kreistag viel gründlicher thun. Die allgemeinen Grundbeſtim⸗ 
mungen gehören der Landtags-, die ſpeciellen der Kreistagsgeſetzgebung an. 
Man kann dies den Kreistagen auch mit aller Beruhigung überlaſſen, da die 
Kreiſe Mährens oder Böhmens dieſelbe Größe und Population wie ganz 
Dalmatien haben. 

Rieger: Zur Beſeitigung der Bedenken des Abg. Breſtel möchte ich den 
Abſatz 4 des § 92 ſo ſtiliſiren: „Die Regelung der Gemeindeangelegenheiten 
durch Gemeindeſtatuten, inſoweit und inſolange dieſelben nicht durch das Reichs- 
gemeindegeſetz und die Landesgemeindeordnungen normirt werden.“ 

Vacano: Ich bin in dieſem Punkte weniger Centraliſt als andere, daher 
gegen das Amendement Rieger's und mit dem Breſtel's einverſtanden; denn 
ſollen nach Rieger Reichs- und Landesgeſetze die Freiheiten der Gemeinden 
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beſchränken, ſo werden weder dieſe, noch auch wir alle zu Hauſe eine Frei— 
heit haben. 

Pinkas: Wenn man conſequent ſein will, ſo muß man es von A bis 
Z ſein. Sowie nun der Reichstag allgemeine Normen für die Länder, ebenſo 
hat der Landtag ſolche für die Kreiſe und Gemeinden zu verfaſſen. Inner— 
halb dieſer nothwendigen Beſchränkungen werden die Gemeinden eine freie 
Bewegung haben. Nach Breſtel würden wir aber ſo viele Länder als Kreiſe 
haben; auch könnten in einem Kreiſe ſich ſeparatiſtiſche Grundſätze geltend 
machen, ja gewiſſe Nationalitäten oder Glaubensgenoſſen bedrückt werden, was 
von Landtagen nicht zu befürchten iſt. Ich habe dabei die humane und loyale 
Abſicht, eine Einigung der Nationalitäten zu bewirken, und nicht zuzulaſſen, 
daß ihre Separationen perennirend werden. 

Goldmark: Vom principiellen Standpunkte betrachtet, müſſen wir den 
uns ſo oft gemachten Vorwurf des zu viel Centraliſirens nun den Föderaliſten 
zurückgeben, weil dieſe nun im Landtage alles centraliſiren wollen. Wollte 
man kein allgemeines Reichsgemeindegeſetz zulaſſen, ſo würde die Hauptbaſis 
der Einigkeit Oeſterreichs fehlen. Wir brauchen kein Mittelglied zwiſchen dem 
Reiche und den Gemeinden. 

Fiſchhof: Breſtel will nur den excluſiven Beſtimmungen der Landtage 
vorbeugen. Sowie es Provinzialeigenthümlichkeiten gibt, fo gibt es auch Kreis⸗ 
eigenthümlichkeiten, deren Berückſichtigung doch offenbar vom Kreistage eher, 
als vom Landtage zu erwarten iſt; darin liegt keine Inconſequenz, wenn man 
durch das Reichsgemeindegeſetz die allfälligen erclufiven Beſtimmungen der 
Landtage verhindern und die Localeigenthümlichkeiten durch die Kreistage ge— 
wahrt wiſſen will. 

Breſtel: Die einzelne Gemeindeordnung iſt nichts anderes, als die 
Adaptirung des Gemeindegeſetzes auf die localen Verhältniſſe. Daß wir ein 
Reichsgemeindegeſetz nothwendig haben, hat Abg. Pinkas zugegeben, und nur 
eingewendet, daß in den Kreistagen ſich ſeparatiſtiſche Tendenzen geltend 
machen könnten; daſſelbe könnte man auch von den Landtagen beſorgen. Dieſem 
wird aber durch das allgemeine Gemeindegeſetz vorgebeugt werden. Aus dem— 
ſelben Grunde, aus welchem man Engherzigkeit von den Kreistagen befürchtet 
und ſie beſeitigen will, müßte man auch die Landtage einiger unſerer Kron— 
länder, die kleiner ſind als ſo mancher Kreis, beſeitigen. 

Rieger: Ich denke mir unter Statuten etwas Engeres, als unter Ord— 
nungen. Das Reichsgemeindegeſetz kann nur allgemeine Beſtimmungen über 
das Heimatsrecht enthalten, welche jedem Staatsbürger das Recht ſichern, 
daß er in allen Gemeinden des Reiches Aufnahme finde. Die näheren Be— 
ſtimmungen ſind Gegenſtand der dem Landtage zu überlaſſenden Ordnungen. 
Die Localbeſtimmungen ſind dann den Gemeindeſtatuten zu überlaſſen. 

Hein: Das erinnert mich an einen Bajazzo, der ſechs Weſten anhatte, 
ebenſo will man das freie Gemeindeleben durch mehrere Zwangsjacken einengen. 
Die allgemeinen Geſetze ſollen die Gemeinden nicht mehr beſchränken, als die 
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Individuen. Die Centralgeſetzgebung muß daher ſowohl für die Individuen, 
als für die Gemeinden die Grundrechte erlaſſen. Damit die Gemeindegeſetze 
nicht gegen andere Gemeinden excluſive Beſtimmungen annehmen, ſo laſſe 
man ſie vom Kreistage, der die Localbedürfniſſe beſſer kennt, als der Landtag, 
überwachen. 

Mayer: Im Reichsgemeindegeſetze erkenne ich das Palladium eines freien 
und einigen Oeſterreichs. Ein allgemeines Gemeindegeſetz wird das Band ſein, 
welches alle freien Gemeinden Oeſterreichs zuſammenhalten wird. Bei dem 
Beſtehen eines ſolchen iſt es mir dann gleich, ob man die Beſtimmungen, 
welche nothwendigerweiſe höher gelegt werden müſſen, dem Land⸗ oder dem 
Kreistage überläßt. Uebrigens verſtehe ich unter Geſetz die materiellen, unter 
Ordnung die formellen und unter Statut die localen Beſtimmungen. 

Bei der nun erfolgten namentlichen Abſtimmung über den Antrag Bre⸗ 
ſtel's, daß die Ordnungen und Statuten der Gemeinden den Kreistagen über⸗ 
laſſen, ſomit aus dem § 92 geſtrichen werden ſollen, ſtimmten gegen dieſen 
Antrag mit Nein die Abg. Laufenſtein, Filippi, Goriup, Krainz, Madonizza, 
Strobach, Pfretſchner, Petranovich, Pinkas, Plenkovich, Rieger, Smolka und 
Ziemialkowsky, die übrigen 16 Abgeordneten ſtimmten dafür mit Ja; daher 
dieſer Antrag mit 16 gegen 13 Stimmen angenommen wurde. 

Der $ 92, für deſſen Annahme als Ganzes ſich ſohin die Majorität 
ausſprach, lautet nun fo: „Der Landtag hat ferner innerhalb der durch Reichs- 
geſetze feſtgeſtellten Beſchränkungen zu regeln: 1. das Unterrichts- und Volks⸗ 
erziehungsweſen, 2. die Cultus- und kirchlichen Angelegenheiten, 3. die Landes⸗ 
polizei in allen nicht im § 91 aufgeführten Zweigen.“ 


8 


Es wurde beſchloſſen, dieſen Paragraphen hier zu ſtreichen und im Ka- 

pitel „Von den Kreistagen und Gemeinden“ in Berathung zu ziehen. 
8 94.2) 

Laſſer: Da wir im 8 S1 den Landeschef für den Vollzug der Landes 
geſetze und für die Ausübung der Landesregierungsgewalt verantwortlich ge— 
macht haben, ſo müſſen wir auch ihm und nicht dem Landtage die Wahl der 
Organe überlaſſen, durch welche er die Regierungsgewalt ausübt. 

Strobach: Die Executivgewalt muß von der geſetzgebenden geſchieden 
und der erſteren die Beſtellung der Beamten, für welche ſie der letzteren vere 


antwortlich iſt, überlaſſen bleiben. Ich beantrage daher folgenden Zuſatz zu 
§ 94: „Ebenſo bleibt denſelben die Aufſtellung der Grundſätze über das Be 


1) § 93. Der Landtag bildet in allen Gemeindeangelegenheiten, welche nach den Ve 
ſtimmungen des Gemeindegeſetzes ſeiner Entſcheidung vorbehalten werden, die letzte Inſtanz. 

2) 8 94. Der Selbſtverwaltung des Landtages durch von ihm zu beſtellende Beamte 
unterliegen alle jene Zweige, welche der ſelbſtändigen Geſetzgebung des Landtages über- 
wieſen ſind. 
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amtenweſen für die der ſelbſtändigen Ländergewalt zugewieſenen Geſchäftszweige 
vorbehalten.“ 

Ziemialkowsky: Eine ſolche Corporation, wie der Landtag, ſcheint 
mir zur Aufnahme von Beamten ganz ungeeignet, daher ich im § 94 fagen 
möchte: „Der Selbſtverwaltung der Länder durch vom Landeschef zu beſtellende 
Landesbeamte unterliegen“ u. ſ. w. 

Rieger ſtellt folgendes Zuſatzamendement zu § 94: „Die Art der Be— 
ſtellung und Beſoldung der Beamten für jene Zweige, welche der Autonomie 
der Landtage überwieſen ſind, wird durch Landesgeſetze normirt.“ Ferner be— 
antragt er, im $ 94 die Worte „durch von ihm zu beſtellende Beamte“ aus 
zulaſſen; da das diesfällige Beamtenweſen von einem Reichsgeſetze zu regeln 
ſein werde. 

Mayer: Ich ſtelle zu $ 94 folgendes Amendement: „Den von der Reichs— 
gewalt zu beſtätigenden Landesverfaſſungen bleibt es vorbehalten, die der 
Autonomie des Landes zugewieſenen Geſchäfte entweder durch verantwortliche, 
dem Landeschef beigegebene Räthe oder Se vom Landtage zu ernennende 
Beamte beſorgen zu laſſen.“ 

Laſſer: Ich muß auf den großen Widerſpruch zwiſchen dem § 79 und 
$ 94 aufmerkſam machen und auf deſſen Beſeitigung dringen; denn nach 
$ 79 iſt an die Spitze jedes Reichslandes Ein verantwortlicher Landeschef, nach 
$ 94 ein Collegium von Landesräthen geſtellt. 

Bei der nun erfolgten Abſtimmung ſprach ſich zuerſt die Majorität dafür 
aus, daß eine Beſtimmung bezüglich der Beamten, aber nicht als eigener Pa- 
ragraph, aufgenommen werde. 

Das Amendement Ziemialkowsky's blieb in der Minorität. 

Für den Zuſatzantrag Strobach's zu § 94 ſtimmten mit Ja die Abg. 
Goriup, Krainz, Madonizza, Mikloſitſch, Pinkas, Rieger, Smolka, Strobach und 
Ziemialkowsky, die übrigen 19 Abgeordneten dagegen mit Nein. Dieſer Antrag 
wurde daher mit 19 gegen 9 Stimmen verworfen. 

Für das Amendement Mayer's ſtimmten mit Ja die Abg. Feifalik, Fiſch⸗ 
hof, Goriup, Hein, Kautſchitſch, Mayer, Mikloſitſch, Vacano, Breſtel und Vlad, 
die übrigen 18 Abgeordneten dagegen mit Nein. Daher dieſer Antrag mit 
18 gegen 10 Stimmen fiel. 

Für den Zuſatzantrag Rieger's ſtimmten mit Ja die Abg. Filippi, Goriup, 
Krainz, Madonizza, Mikloſitſch, Strobach, Pinkas, Plenkovich, Rieger, Smolka 
und Ziemialkowsky, die übrigen 16 dagegen mit Nein. Derſelbe fiel daher 
mit 16 gegen 11 Stimmen. 

Für den S 94 des Entwurfes ſtimmten mit Ja die Abg. Filippi, Goriup, 
Krainz, Madonizza, Mayer, Mikloſitſch, Pinkas, Plenkovich, Smolka, Vlach und 
Ziemialkowsky, dagegen mit Nein die übrigen 17 Abgeordneten. Derſelbe wurde 
daher mit 17 gegen 11 Stimmen geſtrichen. 
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Sitzung am 26. Februar 1849 (Nachmittags). 


An der Tagesordnung ſteht die Fortſetzung der Debatte über das Kapitel 
„von den Landtagen“. 

8 95.1) 

Ziemialkowsky wünſchte für den Fall, als der Kaiſer einem Landtags⸗ 
beſchluſſe die Sanction verweigert, eine ähnliche Verfügung, wie ſie im Palazky⸗ 
ſchen Entwurf § 752) enthalten iſt, hier aufgenommen zu ſehen. 

Pinkas dagegen meint, es ſei nicht nöthig; denn Landtagsbeſchlüſſe wer⸗ 
den mit den Intereſſen der Krone fo wenig collidiren, daß man eine derlei Bere 
weigerung gar nicht zu beſorgen habe. . 

Goldmark glaubt, damit man dem Wirkungskreiſe des Reichstages nicht 
derogire, müßten Landtagsbeſchlüſſe auch erſt von dieſem ſanctionirt werden. 

Scholl will die letzten zwei Worte des Paragraphen, 

Cavalcabo das erſte Wort deſſelben, nämlich „Alle“, hinweglaſſen. 

Berichterſtatter Mayer will weder mit Ziemialkowsky den Reichstag zu 
einer Inſtanz machen, noch mit Goldmark die Landtage todtſchlagen, ſondern 
pflichtet nur dem Amendement Cavalcabo's bei, welches mit Majorität ange⸗ 
nommen wurde. 

Ziemialkowsky's Amendement blieb in der Minorität, der $ 95 lautet 
ſonach: „Landtagsbeſchlüſſe erhalten erſt durch die Sanction des Kaiſers die 
Kraft verbindender Landesgeſetze.“ 

§ 96 
wurde unverändert angenommen und lautet: „Der Landtag iſt berechtigt 
von der Regierung Aufſchlüſſe über alle Zweige der Landesverwaltung zu 
verlangen, Petitionen an- und in Verhandlung zu nehmen, Unterſuchungs⸗ 
commiſſionen anzuordnen, Adreſſen an den Kaiſer und den Reichstag, ſowie 
Zuſchriften an die Landtage anderer Reichsländer zu richten.“ 


$ 97,3) 
Filippi ftellt das Amendement: „Der Landtag wird in die Hauptſtadt 
jeder Provinz zuſammenberufen, und der Verſammlungsort darf nicht abge— 


1) 8 95. Alle Landtagsbeſchlüſſe erhalten erſt durch die Sanction des Kaiſers die Kraft 
verbindender Landesgeſetze. 

2) Palazky hatte in ſeinem Entwurfe vorgeſchlagen, daß „diejenigen Punkte, welchen die 
Sanction wiederholt verweigert wird, an den Reichstag zur ordentlichen Verhandlung ver 
wieſen werden“ ſollen. 

3) $ 97. Die Landtage werden vom Kaiſer in der Regel jährlich im Monat November 
auf die Dauer von höchſtens 2 Monaten zuſammenberufen und von dem verantwortlichen 
Miniſtergouverneur mit einer umſtändlichen Botſchaft eröffnet. 
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ändert und das Centrum der Provinz von jener Stadt, wo bisher das Guber— 
nium ſeinen Sitz hatte, nicht anderswohin verlegt werden als durch ein Reichs- 
geſetz, das mit der Stimmenzahl anzunehmen iſt, welche für Abänderung der 
Verfaſſung vorgeſchrieben iſt.“ 

Strobach amendirte den Paragraph in drei Punkten: 1. Sollen die 
Worte „auf die Dauer von höchſtens 2 Monaten“ daraus hinwegbleiben und 
2. ſollen am Schluſſe des Paragraphen noch die Worte hinzugefügt werden: 
„Die Landtage dürfen nicht gleichzeitig mit dem Reichstage ihre Sitzungen 
halten.“ Dieſe letzteren Worte ſprechen ein wichtiges Princip aus. 3. Solle 
über die Andeutung des Abg. Filippi im Paragraph ausgeſprochen werden, 
„daß die Landtage jährlich in den Sitz der Landesregierung einberufen werden.“ 

Fiſchhof ſtellte diesfalls das Amendement: „Sollte jedoch der Reichstag 
während der Sitzungsperiode der Landtage verſammelt ſein oder zuſammen— 
berufen werden, ſo ſind die Sitzungen der Landtage bis zum Schluß des Reichs— 
tages zu ſuspendiren.“ 

Rieger meint, bezüglich der Zeit der Einberufung der Landtage wäre 
der Herbſt, insbeſondere der Monat October vielleicht am geeignetſten. 

Breſtel ſtimmt für den Entwurf; denn man habe den Anfang des Reichs— 
tages auf den 15. März jedes Jahres angeſetzt. Das Compelle für die Land— 
tage, daß ſie nämlich im November ihre Sitzungen beginnen und nur 4 Wochen 
fortſetzen, werde gar nicht ſchaden. 

Vacano ſpricht ſich für den 1. November jedes Jahres aus. 

Laſſer beantragt den 15. November (den Leopoldustag). Mit den Worten 
„einer umſtändlichen Botſchaft“ iſt er erſt dann einverſtanden, als ihn Mayer 
an die amerikaniſche Präſidentenbotſchaft erinnert. 

Rieger wünſchte nur noch auf außerordentliche Reichstage Rückſicht ge 
nommen zu ſehen, in dieſem Falle müßten dann die allfälligen Landtage 
ſogleich aufgelöſt werden. 

Berichterſtatter Mayer ſpricht ſich lediglich für Hinweglaſſung der Dauer 
der Sitzungszeit und dafür aus, daß man das Princip ausſpreche, die Land— 
tage müſſen vor dem Reichstage zuſammenkommen, und es müſſen alle Land— 
tage zu gleicher Zeit beiſammen ſitzen. (Das letzte hält Rieger für ganz 
unrichtig.) 

Nach der Abſtimmung wurden die drei Amendements Strobach's mit Majo— 
rität angenommen. 

Ebenſo Laſſer's Amendement in Anſehung der Einberufungszeit. 

Das Amendement Filippi's blieb in der Minorität der Abg. Pinkas, 
Smolka und Ziemialkowsky. 

Sonach hat der $ 97 zu lauten: „Die Landtage werden vom Kaiſer in 
der Regel jährlich am 15. November in den Sitz der Landesregierung einbe— 
rufen und vom verantwortlichen Landeschef mit einer umſtändlichen Botſchaft 
eröffnet. Die Landtage dürfen nicht gleichzeitig mit dem Reichstage ihre Sitzun— 
gen halten.“ 
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$ 98.1) 

Pinkas fragt den Berichterſtatter, ob ſich das Wort Auflöſung auf die 
Legislaturperiode oder auf den Landtag beziehe? Es ſei undeutlich. 

Mayer entgegnet, es ſei dies Palazky's Stiliſirung. 

Ziemialkowsky will dieſen Paragraph ganz, 

Laſſer nur deſſen Nachſatz weglaſſen. Jedenfalls, meint er, müſſe man 
auch der Macht des Kaiſers, ihn aufzulöſen, erwähnen. 

Pinkas amendirt, im erſten Satze des Paragraphen „wird“ ſtatt „iſt“ 
zu ſagen. 

Rieger ſtellt in Anſehung der von Laſſer angeregten Macht des Kaiſers, 
den Landtag aufzulöſen, zum ganzen Paragraphen noch das Zuſatzamendement: 
„Dem Kaiſer ſteht das Recht zu, den Landtag unter Ausſchreibung neuer 
Wahlen aufzulöſen.“ 

Amendement Pinkas und Zuſatzamendement Rieger's wurden nach der 
Abſtimmung mit Majorität angenommen, daher der $ 98 zu lauten hat: „Die 
Legislaturperiode jedes Landtages wird auf 3 Jahre feſtgeſetzt, kann aber durch 
Auflöſung abgekürzt werden. Dem Kaiſer ſteht das Recht zu, den Landtag 
unter Ausſchreibung neuer Wahlen aufzulöſen.“ a 

$ 99.2) 

Hier wurden nur drei ſtiliſtiſche Amendements beantragt und mit Majorität 
angenommen, nämlich: 

Ziemialkowsky: „Die Auflöſung“ ſtatt „jede Auflöſung“ zu ſagen; 

Scholl: Die Worte „unter einem auch“ hinwegzulaſſen; und 

Laſſer: Statt „zieht nach ſich“ zu ſetzen „hat zur Folge“. 

Sonach hat der $ 99 zu lauten: „Die Auflöſung der Länderkammer des 
Reichstages hat die Auflöſung ſämmtlicher Landtage zur Folge“. 

$ 100.3) 

Mayer als Berichterſtatter ſchlägt hier die Citirung der $$ 50, 52, 53, 
54, 55, 57, 58, 65, 68, 69 und 70 und das Amendement vor: „Die Beſtim⸗ 
mungen der Paragraphen — haben in ihrer Weſenheit auch für die Landtage 
zu gelten.“ 

Laſſer will den $ 70 nicht citirt ſehen, denn es müſſe nicht auch gerade 
ein jeder Landtagsdeputirte Diäten bekommen. 

Sein diesfälliger Antrag blieb jedoch in der Minorität; Mayer's Para⸗ 
graphencitation und Amendement wurde mit Majorität angenommen, wonach 


1) §S 98. Die Legislaturperiode jedes Landtages iſt auf 3 Jahre feſtgeſetzt, kann aber 
durch Auflöſung abgekürzt werden. 

2) § 99. Jede Auflöſung der Länderkammer des Reichstages zieht unter einem auch 
die Auflöſung ſämmtlicher Landtage nach ſich. 

3) $ 100. Die Beſtimmungen der $$ 50, 52 u. ſ. w. hinſichtlich des Reichstages find 
auch für die Landtage gültig. 


utt 
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der 8 100 zu lauten hat: „Die Beſtimmungen der $$ 50, 52, 53, 54, 55, 57, 
58, > 68, 69 und 70 haben in ihrer Weſenheit auch für die Landtage zu 
gelten. 

Nun wurde zur Debatte über das Kapitel „Von den Kreistagen und 
Gemeinden“ übergegangen. 

Laſſer erinnerte bei dieſer Gelegenheit, daß man es bereits angenommen 
habe, es folle ausgeſprochen werden, für weſſen Gewaltcompetenz im Zweifel 
die Vermuthung zu ſprechen habe. 

Die Majorität ſprach ſich entgegen aus, daß ſie jenen Beſchluß aner— 
kenne, und ihn ſpäter bei Reviſion der ſämmtlichen Paragraphen bei $8 aus 
ſprechen und gehörig einſchalten wolle. 


$ 101.1) 


Breſtel bemerkte, er habe aus dem S 101 zwei Paragraphe gemacht, 
welche alſo lauten: „a) Die Kreistage werden gebildet: 1. durch die Landtags⸗ 
abgeordneten des betreffenden Kreiſes, und 2. durch eine gleiche Anzahl eigens 
gewählter Abgeordneter, welche auf dieſelbe Weiſe und an demſelben Tage und 
auf dieſelbe Dauer gewählt werden, wie die Landtagsabgeordneten. 


$ 101 b. 


Die Kreistage haben ſich wenigſtens jährlich zweimal am Sitz der Kreis- 
regierung zu verſammeln.“ 

Dieſes Amendement wurde ſofort der Debatte unterzogen. 

Zur Begründung ſeines Amendements führt Breſtel an, daß hierdurch ein 
eigenes Wahlgeſetz erſpart und der Wahlact ſelbſt vereinfacht werde. Die Be— 
völkerung würde bei dem etwas complicirten Organismus, den man eben jetzt 
ſchaffe, durch zu häufige Wahlen ermüdet werden. Auf dieſe Art dürfe der 
Wähler häufig nur zwei Zettel abgeben, einen für den Landtagsabgeordneten, 
den anderen für den Kreistagsabgeordneten. Jeder Kreis müſſe einen Ab— 
geordneten in die Länderkammer ſchicken, hier fallen gleich beide Wahlen zu— 
ſammen — Wahlen werden erſpart, insbeſondere in Provinzen, wo Landtag 
und Kreistag in eins zuſammenfallen —, die Bevölkerung werde nicht ſo leicht 
ermüdet und deshalb gleichgültig für das Wahlgeſchäft werden. 

Rieger hält den im § 10 1a ausgeſprochenen Wahlmodus für unpaſſend. 
Kreistage müſſen für alle Gemeindeangelegenheiten Recursbehörde, eine Art 
Büreau ſein; hiezu erfordere es keineswegs Leute, die in Reichs- und Land— 
tagen ſitzen, ſondern praktiſche, in den Arbeiten der Gemeinden erfahrene 
Männer. Auf die Art werde man ſchlechte Landtags- oder ſchlechte Kreistags— 
deputirte erhalten. Weiter könne man den Kreistagsabgeordneten keine Diäten 


1) $ 101. Die Kreistage haben ſich wenigſtens jährlich einmal am Sitze der Kreis- 
regierung ordentlich zu verſammeln und ſind durch von den Gemeinden nach der Volkszahl 
gewählte Vertreter zu beſchicken. 
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geben, es würde den Säckel der betreffenden Bewohner zu ſehr in Anſpruch 
nehmen. Derlei Stellen werden Fabrikanten, bedeutendere Gewerbsleute und 
dergleichen mehr gerne umſonſt verſehen. Aehnliche Männer beſitzen hiezu die 
beſte Befähigung. Diejenigen der Landtagsabgeordneten, welche nicht in eine 
der beiden Kammern hinaufgewählt werden, werden keine bedeutenden Capa 
citäten ſein, und der Kreistag werde an ihnen keinen Fang machen. Er müſſe 
ſich noch eher für den Mayer'ſchen Entwurf ausſprechen, ſtellt übrigens kein 
Amendement zum erſten Paragraphen. 

Mayer ſpricht ſich für das Breſtel'ſche Amendement aus. Wenn es 
wahr fei, daß dieſer Wahlmodus nicht paſſe, {o paſſe auch aller übrige be 
reits angenommene Wahlmodus nicht. Wolle man die Kreistage lediglich als 
Büreau anſehen, fo unterſtelle man das Municipium lieber gleich dem Ne 
gierungschef. Das komme vielleicht auch noch am billigſten. Nach Rieger's 
Anſicht, käme ſie zur Geltung, würde eine ſpießbürgerliche Ariſtokratie, die frei 
lich auf keine Diäten anſtände, über Recurſe der Gemeinden entſcheiden; da 
verzweifle er an günſtigen Reſultaten, man ſchlage die Kreistage eher gleich 
todt, wenn ſie nicht gewiſſermaßen Glieder des Landtages, daher lebensfähig 
ſein ſollen. 

Auch den Kreistagsdeputirten müſſen Diäten verabreicht werden. Nur 
jener, der im Kreiſe geſeſſen ſei, könne die erforderliche Erfahrung und Kennt— 
niß in den Landtag mitbringen. 

Fiſchhof hält die Einwendungen Rieger's gleichfalls nicht für ſtichhaltig 
und ſtimmt für das Breſtel'ſche Amendement. Der Bruchtheil, der dem Kreis⸗ 
tage durch die Kammer entgehen werde (etwa ein Zehntel), ſei gar nicht zu 
beachten. 

Strobach bemerkt, er ſei auch für die Vereinfachung des Wahlmodus. 
Er gehe aber nicht, wie Breſtel, auf die Vernichtung der Landtage los. Jener 
Wahlmodus ſchließe einen neuen Cenſus für die Kreis- und Landtage in ſich. 
Man wolle hierdurch unfähige Landtage erzeugen. Er glaube, daß es ſich in 
den Kreistagen doch nur um Verwaltungsangelegenheiten handeln könne, denen 
bald ein Abgeordneter gewachſen ſein dürfte, und ſtellt das Amendement: „Die 
Kreistage werden aus Abgeordneten des betreffenden Kreiſes gebildet, die gleich— 
zeitig mit den Landtagsdeputirten auf dieſelbe Weiſe und Dauer in doppelter 
Zahl gewählt werden.“ 

Cavalcabo trägt nur das Bedenken, daß man nach Breſtel's Wahl- 
modus z. B. in Steiermark, wo der deutſche Kreis zweimal ſo groß als der 
windiſche ſein werde, am Ende 80 Deputirte am Kreistage, dagegen kaum 
60 Deputirte am Landtage ſitzen haben werde. Dieſer Unzukömmlichkeit ſollte 
ausgewichen werden können. 

Laſſer meint, man folte für die Kreistage eigentlich dieſelbe Baſis an⸗ 
nehmen, wie für die Landtage; von dort aus ſollte in die Landtage gewählt 
werden; indeſſen er wolle die letzteren nicht todtſchlagen. Er ſpreche für das 
Breſtel'ſche Amendement und freue ſich im Stillen vorzüglich darüber, daß in 


î 
x 
ì 
i 
i 
) 


P TRIAL REI 


Wahlgeſetz für die Kreistage. 317 


den kleineren Provinzen, wo Kreis- und Landtag in eins zuſammenfallen, 
jener gefürchtete Dualismus ganz wegfalle, und ſich die Sache um ſo einfacher 
geſtalte. Insbeſondere für die größeren Provinzen beſorge er indeſſen das, 
daß Männer des allgemeinen öffentlichen Vertrauens ſich faſt ganz vom öffent— 
lichen Leben zurückziehen werden, denn ihnen könnte es nach dem hier gebil— 
deten Organismus widerfahren, daß ſie nur immer vom Kreistag zum Land- 
tage, und vom Landtag wieder zum Reichstag und ſo fort und fort herum 
wandern müßten. Er beſorge, daß es dieſen Männern des allgemeinen Ver— 
trauens bald läſtig werden würde, um ſo mehr, wenn ſie nicht auf Diäten 
anſtehen. 

Rieger meint, wenn er als Landtagsdeputirter die Pflicht übernehmen 
müſſe, auch auf den Kreistag zu gehen, werde er ſich ſehr bedenken, vielleicht 
ſogar auf die Landtagsſtelle Verzicht leiſten. Ebenſo werden viele Männer 
von großer Capacität denken, die ihrem Vaterlande am Landtage von großem 
Nutzen ſein könnten, aber nicht gerne aus der Hauptſtadt, wo ſie ſich meiſtens 
befinden, in die Kreisſtadt hinausgehen werden. Die Pitts und Mirabeaus, 
ſo ſehr ſie in Landesparlamenten glänzten, würden ſich auf Kreistagen vielleicht 
minder gut ausgenommen haben. Er ſtimme mit Strobach, wünſchte übrigens 
die Kreistagsdeputirten am allerliebſten aus Bezirken, auch nicht gleich auf 
drei Jahre gewählt zu ſehen. 

Breſtel erinnert, daß er wohl umgekehrt ſagen könnte, durch die Wahl 
aus Bezirken wolle man den Kreistag umbringen. Er habe übrigens Nie— 
manden gezwungen, ſich auch in den Reichstag wählen zu laſſen, nur in den 
Landtag, und wer am Landtag ſitzen wolle, müſſe vor allem die ſpeciellen Ver— 
hältniſſe des Landes kennen, über welche er im Kreistage am allerbeſten ge— 
ſchult werde. 

Strobach's Amendement werde wenig nützen, er wolle ſich jedoch fügen, 
auf der doppelten Zahl müſſe er jedenfalls beſtehen. Um Abg. Cavalcabo für 
einen vielleicht nur in jener einzigen Provinz eintretenden Fall zu beruhigen, 
ſtelle er noch das Zuſatzamendement: „Sollte nach dieſer Beſtimmung die Anzahl 
der Vertreter eines Kreiſes größer ausfallen, als die Anzahl der Mitglieder 
des betreffenden Landtages, ſo hat es bei der einfachen Anzahl zu verbleiben.“ 

Ziemialkowsky meint, ungeachtet er es vielleicht nicht erleben werde, 
daß man den Belagerungszuſtand über Galizien wieder aufhebe, müſſe er ſich 
doch dagegen ausſprechen, daß die Deputirten des Landtages zugleich im Kreis— 
tage ſitzen. In dieſer Hinſicht ſtimme er auch mit Strobach. Er ſtelle den 
Antrag: „Daß die Zahl der Kreistagsdeputirten eine ſo große ſein ſolle, als 
ſie auf den Landtag für den betreffenden Kreis entfalle.“ 

Mit dem Landtage ſoll auch der Kreistag aufgelöſt werden; die Regierung 
reſp. der Kaiſer wird dann auch nicht ſo leicht den Reichstag aufzulöſen eine 
Luſt tragen, weil mit ſeiner Auflöſung die ganze Maſchine auseinander fällt. 

Ratz meint, wenn Vorarlberg kein eigenes Land werden ſolle, müſſe er 
für die doppelte Anzahl Kreisvertreter ſtimmen. 
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Mayer ſpricht ſich für Strobach's Amendement mit Breſtel's neuem Zu 
ſatzamendement und für die doppelte Zahl aus. 

Bei der Abſtimmung blieb Ziemialkowsky's Amendement in der Minori⸗ 
tät, für Strobach's Amendement und Breſtel's Zuſatzamendement ſtimmte die 
Majorität. 

Der $ 101 a lautet ſonach: „Die Kreistage werden aus Abgeordneten 
des betreffenden Kreiſes gebildet, die gleichzeitig mit den Landtagsabgeordneten 
auf dieſelbe Weiſe und Dauer in doppelter Anzahl gewählt werden. Sollte 
nach dieſer Beſtimmung die Anzahl der Abgeordneten eines Kreiſes größer 
ausfallen, als die Geſammtzahl der Abgeordneten des betreffenden Landtages, 
ſo hat es bei der einfachen Anzahl zu verbleiben.“ 

Was den $ 101 b betrifft, fo meinte 

Laſſer: Es ſollte hier auch ausgeſprochen werden, wer die Kreistage 
zuſammenzuberufen habe. Der Landeschef, der die Adminiſtration wohl am 
beſten verſtehen werde, dürfte am geeignetſten hierzu ſein. Demſelben ſollte 
man übrigens auch die Befugniß einräumen, nöthigenfalls außerordentliche 
Kreistage einzuberufen. 

Ziemialkowsky meint, daß der Landeschef um ſo geeigneter hierzu ſein 
dürfte, als eben in kleineren Provinzen die Kreistage und Landtage in Eins 
zuſammenfallen. Die Kreistage der Provinz, ja der ganzen Monarchie ſollten 
übrigens zu gleicher Zeit ſitzen, daher auch am ſelben Tage zuſammenberufen 
werden. Stellt ſich die Nothwendigkeit eines außerordentlichen Kreistages 
heraus, fo könne ſich der Kreischef wegen deſſen Einberufung an den Landes- 
chef verwenden. 

Vacano würde das pouvoir der außerordentlichen Einberufung einem 
Drittheile der Kreisräthe einräumen. 

Rieger ſtellt das Amendement: „Die Kreistage werden durch den Lan— 
deschef zu der ordentlichen Jahresſitzung am 15. Februar nach der Kreisſtadt 
berufen. Außerordentliche Sitzungen werden durch den Kreischef nach eigenem 
Ermeſſen oder über Aufforderung eines Drittheils der Kreisvertreter berufen.“ 

Dieſes Amendement werde wohl den meiſten der Mitglieder zuſagen, er 
habe übrigens den 15. Februar zum Einberufungstage feſtgeſetzt, weil um dieſe 
Zeit die Eröffnung des Reichstages nicht mehr ferne ſei, daher ſich die zu den 
betreffenden Wahlen nöthige politiſche Meinung ſchon herausgeſtellt haben 
werde, die man hier auch ſchon berückſichtigen müſſe. Man könne aus dem⸗ 
ſelben Grunde auch die Zeit um das neue Jahr beſtimmen. 

Breſtel ſchlägt den 15. October (den Thereſiatag) zur Einberufung vor. 
Die Kreistage könnten um dieſe Zeit bis zur Eröffnung der Land- und Reichs- 
tage allenfalls Petitionen, die ſie ſtellen wollen, vorbereiten; die Zeit um das 
neue Jahr herum ſei insbeſondere für Geſchäftsleute eine ſehr unpaſſende, 
weil ſie da bekanntlich am meiſten zu thun haben und faſt nicht vom Hauſe 
weg können. 

Turco ſtimmt Breſtel bei. 
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Laufenſtein hält auch den 15. October für einen unpaſſenden Zeit— 
punkt, weil dort, wo Weinbau ſei, gerade die Weinleſe im October in An— 
ſpruch nehme. 

Goldmark ſchlägt den 1. Februar vor. 

Nach der Abſtimmung wurde Rieger's Amendement mit einigen ſtiliſtiſchen 
Veränderungen, ſowie Breſtel's Amendement in Anſehung des Zeitpunktes der 
Einberufung der Kreistage mit Majorität angenommen. 

Der $ 101 b lautet ſonach: „Die Kreistage werden durch den Landes 
chef zu der ordentlichen Jahresſitzung am 15. October nach dem Sitze der 
Kreisregierung berufen. Außerordenliche Sitzungen werden durch den Kreis— 
chef nach eigenem Ermeſſen oder über Aufforderung eines Drittheiles der 
Kreisabgeordneten anberaumt.“ 


$ 102,1) 
Breſtel bemerkte, er habe auch aus dieſem $ 102 zwei Paragraphen 
gemacht, welche alſo lauten: 
5 102 . 
In den Wirkungskreis der Kreistage gehören: 


1. Die Gemeindeangelegenheiten und zwar: a) die Entwerfung der Ge— 
meindeordnung unter Beobachtung des Reichsgemeindegeſetzes, ſowie die Be— 


ſtätigung der Statuten der einzelnen Gemeinden, b) die Ueberwachung und 


Controle aller Gemeinden in der Gebahrung mit dem Stammvermögen, c) die 
Entſcheidung über alle Streitigkeiten zwiſchen Gemeinden oder Gemeindeglie— 
dern und Vorſtänden im Berufungswege nach den Beſtimmungen des Ge— 
meindegeſetzes, d) die Entſcheidung über Heimatsrechte und verweigerte Auf— 
nahme eines Staatsbürgers in einen Gemeindeverband. Gegen die Entſcheidung 
des Kreiſes in Gemeindeangelegenheiten iſt keine weitere Berufung zuläſſig. 

2. Straßen und ſonſtige Verbindungswege innerhalb der Grenzen des 
Kreiſes. 

3. Die Verſorgung der Heimatsloſen im Kreiſe und 

4. Die Verhandlung aller Angelegenheiten, welche den ganzen Kreis oder 
mehrere Bezirke deſſelben betreffen. 


$ 102 b. 
Außerdem ſteht jedem Kreistage, wenn er es im Intereſſe ſeines Kreiſes 
für nothwendig findet, das Recht zu, folgende, ſonſt dem Landtage zugewieſene 


1) $ 102. In den Wirkungskreis der Kreistage gehört: 1. Die Ueberwachung und 
Controle aller Gemeinden in der Gebahrung mit dem Stammvermögen. 2. Die Entſchei⸗ 
dung über Heimatsrechte und verweigerte Aufnahme eines Staatsbürgers in einen Gemeinde— 
verband mit Vorbehalt der Berufung an den Landtag. 3. Die Entſcheidung über alle 
Streitigkeiten zwiſchen Gemeinden oder Gemeindemitgliedern und Vorſtänden im Berufungs— 
wege nach den Beſtimmungen des Gemeindegeſetzes. 4. Die Umlage der Kreisauflagen. 
5. Die Verhandlung aller Angelegenheiten, welche den ganzen Kreis oder mehrere Bezirke 
deſſelben betreffen. 
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Gegenſtände für ſich und zwar in demſelben Umfange zu reclamiren, wie ſie 
der Landtag ausübt, wenn einerſeits dieſer Beſchluß mit wenigſtens zwei Drittel 
aller Anweſenden gefaßt wird, und der Kreis auf die Unterſtützung aus Lan⸗ 
desmitteln in den betreffenden Gegenſtänden verzichtet. 

Dieſe Punkte ſind: 1. Unterrichts- und Volkserziehungsweſen, 2. Kranken⸗ 
und Humanitätsanſtalten, 3. Errichtung von Sparkaſſen, Leihanſtalten und 
Hypothekenbanken. 

Beide Anträge wurden der Debatte unterzogen. 

Pinkas verlangte, daß man über den letzteren $ 102 b, als den wich- 
tigeren, zuerſt debattire, was die Majorität zugab. 

Zur Begründung des amendirten § 102 b führt Breſtel an, daß man 
in den aufgezählten drei Punkten der Bevölkerung eines Kreiſes um ſo mehr 
Zugeſtändniſſe machen müſſe, als man die Gleichberechtigung der Nationali⸗ 
täten insbeſondere beim Unterrichts- und Erziehungsweſen zu beachten und zu 
wahren habe, ein Kreis auch größer ſein und eine Bevölkerung von 4 bis 
500 000 Seelen in ſich ſchließen werde. Sein Amendement werde diesfalls auch 
gar nicht überraſchen, denn er habe ein ähnliches ſchon damals eingebracht, 
als von Aufzählung der Kronländer, von der Eintheilung des Staatsgebietes 
in Kreiſe, von den Nationalcurien u. dgl. die Rede war. Er glaube ſich auch 
einer weiteren Auseinanderſetzung hier enthalten und auf das von ihm bei 
jenen Gelegenheiten Angeführte beziehen zu dürfen. 

Pinkas meint, die Annahme des Breſtel'ſchen Amendements werde zur 
Folge haben, daß die Einrichtungen gewiſſer Inſtitute, die man doch möglichſt 
gleichförmig zu ſehen wünſche, ſehr von einander verſchieden ſein werden. 

Am allerbedenklichſten komme ihm dies bei den Hypothekenbanken vor, 
bei welchen letzteren es ſehr zu wünſchen ſei, daß ſie nur in größeren Rayons 
errichtet werden, damit ſie um ſo mehr an Credit gewinnen. Dieſe Banken 
würde er hier jedenfalls aus dem Spiele laſſen. 

Rieger bemerkt, er habe nicht ſo viel gegen die Sache als gegen die 
Stiliſirung RO) fie ſei ihm viel zu vag. Wenn der Antrag die Ber 
deutung haben ſollte, daß die Kreistage in den verſchiedenen Punkten eine 
geſetzgebende, nicht bloß eine adminiſtrative Gewalt haben ſollten, ſo heiße das 
dann nichts anderes als die Autonomie der Provinzen vernichten; wogegen 
er ſich entſchieden erklären müßte. 

Er bittet um eine deutliche Erklärung. Nebſtdem fordere er, daß die 
Reichs⸗ und Landesgeſetze diesfalls in jedem Falle gehörig beobachtet werden, 
und ſchließe ſich hinſichtlich der Hypothekenbanken, durch deren Errichtung der 
Kreistag eine Confuſion in das ganze Landesereditweſen bringen könnte, 
Pinkas an. 

Fiſchhof amendirt den Zuſatz: „Jedoch ſind die Kreiſe, die ihre Unter— 
richts- und Volkserziehungs-, ihre Kranken- und Humanitätsanſtalten auf 
eigene Koſten erhalten, von den Beiträgen zu ſolchen Landesanſtalten befreit.“ 

(Rieger: Das hebt die Landeseinheit auf!) 
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Der Amendementſteller meint, die Gegner ſchlagen, wenn ſie das nicht 
zugeſtehen, das Princip todt, unter dem ſie ſelbſt kämpfen. Man dürfe nicht 
anordnen, daß z. B. die Südtiroler ſich ihr Volkserziehungsweſen in Inns— 
bruck regeln laſſen müſſen. Es ſei dies ein Rechtsanſpruch, der gewiſſermaßen 
ſogar den einzelnen Gemeinden zukomme. 

Breſtel meint, von den Hypothekenbanken wolle er ablaſſen, obwohl er 
nicht wiſſe, was dann Kärnthen mit ſeinen 300000 Seelen, Dalmatien und 
andere diesfalls anfangen werden. Wie aber Rieger ſein Amendement zwei— 
deutig und undeutlich finden könne, das begreife er nicht. In Nordamerika 
und England miſcht ſich der Staat bekanntlich gar nicht in die Unterrichts- 
angelegenheiten, werde hierdurch die Landeseinheit aufgehoben? Eine Landes— 
beſteuerung wird hierdurch nicht unmöglich gemacht; denn beſtreitet der Kreis 
auch gewiſſe Auslagen, wie die obigen z. B., ſo können ſie ihm in der Landes— 
jahresrechnung ſehr leicht in An- rückſichtlich Abrechnung gebracht werden. Zum 
Ueberfluſſe müſſe er noch darauf aufmerkſam machen, daß der von ihm amen— 
dirte Paragraph ein rein facultativer ſei, von dem die Kreistage gewiß nur 
ſelten Gebrauch machen, die Landtage müßten denn ſehr unklug und unver— 
nünftig zu Werke gehen, was gar nicht zu vermuthen ſei. 

Strobach bemerkt, daß er und ſeine Partei, die Verfechter des Föderativ— 
ſyſtems, dieſe Zugeſtändniſſe nicht machen können. Entſtehen über gewiſſe, die 
Nationalität berührende Gegenſtände Streitigkeiten, ſo könnnen dieſe auf den 
Landtagen ſelbſt geſchlichtet werden. Bei dieſen Landtagen habe man bereits 
das Inſtitut der Schiedsgerichte einzuführen beſchloſſen. An dieſem gefaßten 
Beſchluſſe halte er feſt und amendire dieſen Paragraphen ſo: „Außerdem ſteht 
jedem Kreistage, wenn er es im Intereſſe ſeines Kreiſes für nothwendig findet, 
folgende, der Geſetzgebung des Landtages zugewieſene Gegenſtände, im Ver— 
waltungswege zur Selbſtbeſorgung zu übernehmen, das Recht zu, wenn einer— 
ſeits“ u. ſ. w. (nach Breſtel), nur zu Punkt 1 mit dem Zuſatze: „Mit dem 
Rechte der freien Wahl der Sprachen als Unterrichtsgegenſtände“, und zu 
Punkt 3 mit Hinweglaſſung der Hypothekenbanken. 

Vacano erinnert, wenn man das Amendement Strobach's annehme, 
ſo falle der ganze Witz des Breſtel'ſchen Paragraphen weg. Die Kreiſe werden 
dadurch in ihrer Selbſtbeſtimmung beeinträchtigt. Der Kreis dürfe übrigens 
nicht auf die Landesmittel überhaupt verzichten; denn er ſehe es z. B. nicht 
ein, warum in Steiermark die Deutſchen nicht auch windiſche Schulen unter— 
ſtützen ſollten, er würde daher im Oberſatze des Breſtel'ſchen Amendements 
lieber ſagen: „und der Kreis nur auf den für die betreffenden Gegenſtände 
entfallenden aliquoten Theil die Unterſtützung aus Landesmitteln in Anſpruch 
nimmt.“ 

Rieger bemerkt wiederholt, daß es monſtrös ſei, nicht nur die Bere 
waltung, ſondern auch die Geſetzgebung in obigen Angelegenheiten für den 


Kreistag zu beanſpruchen. 


Abgeſehen davon, daß fe z. B. in Böhmen und Mähren Li keine rein 


Springer, Protokolle. 
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nationalen Kreiſe bilden laſſen, ſo werde weiter die Nationalität wohl durch 
Adminiſtration und Beaufſichtigung der Schule gewahrt, nicht aber dadurch, daß 
man dieſen ſo hochwichtigen Zweig der Kreisgeſetzgebung überlaſſe. Könne man 
ſich denn Kreisgeſetze denken, welche dem Kaiſer zur Sanction vorgelegt werden? 
Sei das nicht ein Hohn für den Landtag? Glaube man, die Kreiſe werden 
mehr Intelligenz in ſich ſchließen als die Landtage? Wenn man das, was 
man der czechiſchen Partei für den Landtag bereits zugeſtanden habe, nun 
wieder zurücknehmen wolle, ſo ſei dies ein Hohn für dieſelbe; man ſolle dann 
darauf verzichten, eine Conſtitution zu machen. Von den bereits zugeſtandenen 
früheren Punkten könne er nicht mehr ablaſſen. Wenn der Landtag die Landes⸗ 
ſteuer ausſchreibe, und die Kreiſe können auf die Landesmittel Verzicht leiſten, 
was werden da für Separatrechnungen herauskommen? Die Landesſchulen 
müſſen im ganzen Lande gleich dotirt ſein; gerade dadurch, daß man den 
Kreiſen in Anſehung der Schulen ein Geſetzgebungsrecht vindiciren wolle, 
werden die Nationalitäten aufs höchſte gefährdet. Das heiße am Ende noch 
die Länder und die Kreiſe auflöſen. 

Ziemialkowsky erklärt ſich ebenfalls gegen Breſtel's Amendement, weil 
es bezüglich der Landesjahresrechnung Hinderniſſe mache. Wenigſtens müßte 
eine größtmögliche Anzahl Kreisräthe dafür ſtimmen, wenn es ſchon ange— 
nommen werden ſollte, und er amendire diesfalls: 

„Außerdem ſteht jedem Kreistage, wenn er es im Intereſſe ſeines Kreiſes 
nothwendig findet, das Recht zu: 1. das Unterrichts- und Volkserziehungsweſen, 
2. das Armenweſen, ſowie die Kranken- und Humanitätsanſtalten, dann 3. die 
Errichtung von Sparkaſſen und Leihanſtalten ſelbſtändig, jedoch innerhalb der 
Grenzen der diesfälligen Reichs- und Landesgeſetze zu regeln, wenn einerſeits 
dieſer Beſchluß von wenigſtens zwei Dritteln der Geſammtzahl der Kreisabge— 
ordneten gefaßt wird und der Kreis auf die Unterſtützung aus Landesmitteln 
zu den betreffenden Gegenſtänden verzichtet.“ 

Breſtel bemerkt, man habe nur unter der Vorausſetzung, daß die Kreis- 
tage einige Geſetzgebungsgewalt haben ſollen, bisher Beſchlüſſe gefaßt und ins- 
beſondere die $$ 91 und 92 votirt. Wolle man dies jetzt nicht zugeben, fo 
ſei es eine Perfidie. Die Einheit des Landes werde nicht geſtört, wenn in 
zwei Kreiſen eine verſchiedene Schuleinrichtung ſei. Die Landtage machen die 
Einheit des Landes. Die Kreiſe werden größer ſein, als bisher kleinere Pro— 
vinzen. Er könne unmöglich von der Vorausſetzung ausgehen, daß die Kreis— 
vertreter Dalken ſeien. Es ſei dies das billigſte Verlangen. Der Kreis werde 
die Schule deshalb keineswegs vernachläſſigen. Die entſchiedene Majorität der 
Kreisbevölkerung trete hier mit einem Begehren auf. Wenn auch die Landes 
ſteuer im Ganzen ausgeſchrieben werde, ſo ſei doch die Abrechnung hinſichtlich 
eines Kreiſes keine Unmöglichkeit. Wer einen Begriff von einem Landesbudget 
habe, der werde einſehen, daß es in einer Viertelſtunde ausgerechnet ſei, was 
einem Kreiſe etwa zu gute komme. Man wolle nur nicht dort Schwierigkeiten 
ſuchen, wo gar keine vorhanden ſind. 
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Turco amendirt weiter: „es gehöre unter die, den Kreistagen zuzuwei— 
ſenden Gegenſtände auch die Ueberwachung der frommen Stiftungen und die 
Hebung der Urproduction.“ 

Denn wenn es je etwas Locales gebe, ſo ſeien das die frommen Stif⸗ 

tungen. Dieſe gehen die Geſammtheit der Provinz gar nichts an. Man beſitze 
deren viele, nur für eine Stadt, für einen gewiſſen Ort beſtimmte. Man 
könne ſie daher leicht der Beaufſichtigung der Kreiſe überlaſſen, ſo gut wie 
agrariſche Geſellſchaften, welche ſchon derzeit z. B. in Südtirol ganz unab⸗ 
hängig beſtehen. Das berühre die Autonomie der Provinzen gewiß nicht im 
geringſten. 
Pinkas bemerkt wiederholt: Für die Kreistage eine geſetzgebende Gewalt 
in den obigen Angelegenheiten beanſpruchen, ſei in ſeinen Augen wirklich mehr 
eine Sache der Eitelkeit. In den Grundrechten habe man bereits die Freiheit 
des Unterrichtes ausgeſprochen, er ſehe nirgends eine Gefahr für die Natio— 
nalität, man laſſe ruhig dieſe Angelegenheiten durch Reichsgeſetze regeln, ſonſt 
bekomme man einen wunderlichen Miſchmaſch in die Kreisgewalt, und mache 
den Staat zu einem reinen Narrenhaus, oder man eentraliſire lieber gleich 
ganz ordentlich. 

Hein meint, das Centrum im Lande beſtehe nur durch eine gewiſſe Fö— 
deration der Kreiſe. In den Kreiſen müſſen die nationalen, ſowie in der Ge— 
meinde die materiellen Intereſſen gewahrt werden. Wenn die Leute in einem 
Kreiſe ſich eine Schule irgendwohin ſetzen wollen, ſo könne und dürfe ſie Nie— 
mand daran hindern. Er ſtimme mit Breſtel. 

Mayer als Berichterſtatter meint, ſowie die eine Partei ſage, Böhmen 
bleibe nicht einig, wenn man den § 102 b annehme, ſo behaupte er, Oeſterreich 
bleibe nicht einig, wenn man den § 102 b verwerfe. Wir ſeien aber hierher 
gekommen, um ein einiges Oeſterreich zu ſchaffen. Mehr ſage er nicht. 

Laufenſtein, der das ganze Föderativſyſtem für ein Uebel erklärt und 
meint, die Kreistage werden es nicht beſſer machen, erklärt, daß er ſich der 
Abſtimmung enthalten werde, weil er über dieſen Gegenſtand erſt reiflicher 
nachdenken müßte, gegenwärtig nicht hinlänglich gefaßt ſei, übrigens dieſer 
Gegenſtand die kleine Provinz, die er vertrete, nicht ſo ſehr berühre. 

Rieger vereinbarte nunmehr aus den geſtellten, jetzt zurückgezogenen 
Amendements ein Amendement, welches, ſowie Turco's Amendement von der 
Majorität angenommen wurde. Nach demſelben hat der $ 102 b nunmehr zu 
lauten: „Außerdem wird dem Kreistage, wenn er es im Intereſſe des Kreiſes 
für nothwendig findet, innerhalb der Schranken der Reichs- und Landesgeſetze 
zur Regelung und Verwaltung überlaſſen: a) Das Volksunterrichts- und Er— 
ziehungsweſen mit dem Rechte der Beſtimmung der Unterrichtsſprache und 
der Sprachengegenſtände, jedoch mit gleich gerechter Beobachtung der Sprachen 
des Kreiſes, b) das Armenweſen, c) die Kranken- und Humanitätsanſtalten, 
d) die localen frommen Stiftungen und e) die Anſtalten zur Hebung des 


Ackerbaues.“ 
21% 
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(Sparkaſſen und Leihanſtalten wurden für den nächſten Paragraph reſervirt.) 

Was den $ 102a betrifft, fo wurde der Punkt 1 ſammt a), b), e) und d) 
von der Majorität angenommen. 

Punkt 2, den Ziemialkowsky gerne als überflüſſig hinweggelaſſen hätte, 
für deſſen Beibehaltung ſich aber Hein insbeſondere des unverſtändigen Theiles 
der Bevölkerung wegen ausſprach, hat nach Fiſchhof's von der Majorität an⸗ 
genommenem Amendement zu lauten: „2. Kreisſtraßen und ſonſtige Commu⸗ 
nicationsmittel.“ 

Punkt 3 wurde vom Amendementſteller zurückgezogen. 

Dafür dem Wunſche der Majorität nach als Punkt 3 eingeſchaltet: 

„Die Errichtung von Sparkaſſen und Leihanſtalten.“ 

Punkt 4 amendirte 

Strobach: „Die Beſorgung aller Angelegenheiten, welche nur den Kreis 
oder mehrere Bezirke deſſelben betreffen, unter Beobachtung der beſtehenden 
Reichs- und Landesgeſetze.“ 

Rieger war aus dem Grunde mit ſeinem Amendement einverſtanden, 
weil man ſonſt gar Vieles darunter ſubſumiren könnte, was weit mehr als 
den Kreis betreffe. 

Die Majorität ſprach ſich für ein nur noch weiter ſtiliſtiſch amendirtes 
Amendement Vacano's aus, nach welchem dieſer Punkt zu lauten hatte: 

„Beſorgung jener Angelegenheiten, welche nur die Kreisgemeinde oder 
mehrere Bezirke derſelben betreffen.“ 

Der ganze $ 102a hätte ſonach zu lauten: 

„In den Wirkungskreis der Kreistage gehören: 

1. Die Gemeindeangelegenheiten u. zw.: a) die Entwerfung der Gemeinde: 
ordnung unter Beobachtung des Reichsgemeindegeſetzes, ſowie die Beſtätigung 
der Statuten der einzelnen Gemeinden; b) die Ueberwachung und Controle 
aller Gemeinden in der Gebahrung mit dem Stammvermögen; c) die Ent⸗ 
ſcheidung über alle Streitigkeiten zwiſchen Gemeinden oder Gemeindegliedern 
und Vorſtänden im Berufungswege nach den Beſtimmungen des Gemeinde 
geſetzes; d) die Entſcheidung über Heimatsrechte und verweigerte Aufnahme 
eines Staatsbürgers in einen Gemeindeverband. Gegen die Entſcheidung des 
Kreiſes in Gemeindeangelegenheiten iſt keine weitere Berufung zuläſſig. 

2. Kreisſtraßen und ſonſtige Kreiscommunicationsmittel. 

3. Die Errichtung von Sparkaſſen und Leihanſtalten und 

4. Beſorgung jener Angelegenheiten, welche nur die Kreisgemeinde oder 
mehrere Bezirke derſelben betreffen.“ 


8 103.1) 


Derſelbe wurde nach Abg. Ziemialkowsky's von der Majorität angenom⸗ 
menem Antrage hinweggelaſſen, und an ſeine Stelle ein vom Abg. Breſtel 


1) § 103. Die Kreistage haben das Recht, Adreſſen oder Petitionen an den Landtag, 
an den Reichstag und an den Kaiſer zu richten. 
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amendirter und von der Majorität angenommener $ 103 folgenden Inhaltes 
eingeſetzt: 

„Die Kreistage haben das Recht, Kreisauflagen zur Beſteuerung der 
Kreisbedürfniſſe zu beheben.“ 

$ 104,1) 
welchen Abg. Rieger hinweggelaſſen haben wollte, wurde nach Abg. Breſtel's 
von der Majorität angenommenem Amendement folgendermaßen ſtiliſirt: 

„In jenen Reichsländern, die nur einen Reichskreis bilden, hat der Land— 
tag zugleich die Function des Kreistages.“ 

Laſſer beantragte nun, es ſolle ein Paragraph hinſichtlich der Auflöſung 
der Kreistage eingeſchaltet werden. Die Majorität ſprach ſich dafür aus. 

Breſtel formulirte in dieſer Hinſicht einen $ 104 b alſo: 

„Der Kreistag kann durch das Miniſterium aufgelöſt werden, die neuen 
Wahlen müſſen aber binnen vier Wochen ſtattfinden.“ 

Strobach und Pinkas ſprachen dagegen dem Landeschef das diesfällige 
Auflöſungsrecht zu, welcher dem Miniſterium hierüber Bericht zu erſtatten 
haben werde. 

Nach der Abſtimmung hierüber wurde ein von Ziemialkowsky geſtelltes Amen— 
dement von der Majorität angenommen, wonach der $ 104 b zu lauten hat: 

„Dem Landeschef ſteht das Recht zu, Kreistage, die nicht zugleich Land— 
tage ſind, unter Ausſchreibung neuer Wahlen aufzulöſen.“ 

Die $$ 105, 106, 107, 108 und 109 des Entwurfes wurden mit Ma- 
joritàt hinweggelaſſen, wie es Abg. Breſtel und Strobach beantragt hatten.) 


1) § 104. In jenen Kronländern, die nur einen Reichskreis bilden, haben die Land— 
tage zugleich als Kreistage zu wirken. 

2) 5 105. Die zu einem Bezirke vereinigten Gemeinden haben die Intereſſen des Be— 
zirkes durch einen vierteljährig zuſammentretenden Bezirksausſchuß wahrzunehmen. 

$ 106. Der durch Wahl der Gemeindeausſchüſſe zu bildende Bezirksausſchuß hat ins⸗ 
beſondere: 1. in den durch das Gemeindegeſetz beſtimmt bezeichneten Fällen zu entſcheiden, 
2. für die Erhaltung der Bezirkswege, Brückenſtege u. ſ. w., inwiefern die Verpflichtung dazu 
den Gemeinden obliegt, Sorge zu tragen, 3. die Einhebung der Landesauflagen und deren 
richtige Verwendung zu überwachen, 4. die Bezirksauflagen feſtzuſetzen, einheben zu laſſen, 
nach dem Vorſchlage zu verwenden und zu verrechnen. 

$ 107. Die Vereinigung mehrerer kleineren Ortsgemeinden zu einer Hauptgemeinde 
darf wider den Willen der Intereſſenten die abgeſonderte Vermögensgebahrung nicht aufheben. 

$ 108. Das Gemeindegeſetz muß jeder Gemeinde als unveräußerliche Rechte gewähr⸗ 
leiſten: a) die freie Wahl ihrer Vorſteher und Vertreter, b) die Aufnahme neuer Mitglieder 
in den Gemeindeverband, c) die ſelbſtändige Verwaltung ihrer Angelegenheiten und die Hand— 
habung der Ortspolizei, d) die Veröffentlichung ihres Haushaltes und in der Regel Oeffent⸗ 
lichkeit der Verhandlungen. 

§ 109. Die Entſcheidungen über Beſchränkungen des Rechtes, die Aufnahme in den 
Gemeindeverband zu verweigern, und des Rechtes, das Gemeindegut oder Vermögen zu be⸗ 
laſten, ſteht ausſchließlich den Kreistagen und Landtagen zu. 


326 Sitzung am 27. Februar 1849. 


Sitzung am 27. Februar 1849. 


Nach Vorleſung der Protokolle vom vorigen Tage beantragte Ziemial- 
kowsky an Stelle des geſtrichenen $ 105 folgende Formulirung des dies- 
falls bereits angenommenen Princips: „Den Gemeinden wird die Selbjtbe- 
ſtimmung über alle Angelegenheiten, welche ausſchließlich das Gemeindeintereſſe 
betreffen, innerhalb der durch das Reichsgemeindegeſetz und die Gemeindeord⸗ 
nungen feſtgeſetzten Grenzen zugeſichert.“ 

Dieſer Antrag wurde ohne Debatte bei der Abſtimmung mit Majorität 
angenommen. 

Berichterſtatter Mayer beantragte, den in den Grundrechten im $ 25 
aufgenommenen Grundſatz rückſichtlich der Gemeinden, lautend: „Die Beſchrän⸗ 
kungen des Rechtes, die Aufnahme in den Gemeindeverband zu verweigern, 
und des Rechtes, das Gemeindegut oder das Stammvermögen der Gemeinde 
zu veräußern oder zu belaſten, enthält das Gemeindegeſetz“, als Schlußſatz 
zum § 108 aufzunehmen, was der Berichterſtatter ſeiner Zeit in den Kammer⸗ 
berathungen über S 25 zur Sprache zu bringen hätte. Auch dieſer Antrag 
wurde ohne Debatte mit Majorität angenommen. 


8 141.) 


Laſſer beantragte die Streichung dieſes Paragraphen, weil die weſent— 
lichen Beſtimmungen deſſelben bereits im § 91 (ſ. oben S. 305) enthalten find. 
Dieſer Antrag wurde gleichfalls ohne Debatte mit Majorität angenommen. 


$ 142.2) 

Laſſer beantragt dieſen Paragraph als Beſchränkung des § 91 eben 
dieſem Paragraph beizufügen, weil es doch ſonderbar wäre im Kapitel von 
den Landesfinanzen bloß dieſe Beſchränkung auszudrücken. 

Breſtel beantragt, es ſoll poſitiv beſtimmt werden, daß die Reichsländer 
die zur Beſtreitung der Landesausgaben nöthigen Auflagen nur auf die Reichs- 
ſteuer umzulegen hätten. 

Pinkas findet eine ſo große Beſchränkung des Selbſtbeſteuerungsrechtes 
für unnöthig und will die Beſtimmung des § 142 beibehalten wiſſen. 

Strobach iſt gleichfalls dafür, daß dieſer Paragraph dem Princip nach 


1) § 141. Von den Landesfinanzen. Die Beſtimmungen über die Einrichtung der 
Landeskaſſen in den Kronländern, welche alle in den autonomen Wirkungskreis der Länder- 
gewalt fallenden Empfänge und Ausgaben zu beſorgen haben, werden die Landesverfaſſungen 
enthalten. 

2) $ 142. Die Kronländer dürfen zur Beſtreitung der Auslagen für Landeszwecke nie 
eine Auflage bewilligen, welche eine Bewachung oder Controle an den Grenzen der Kronländer 
gegen einander oder gegen die Nachbarſtaaten nothwendig macht. 
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beibehalten werde, und zwar insbeſondere deshalb, weil die Tendenz dahin 
gehe, es zu verhinden, daß eine Provinz aus Anlaß der Ausübung ihrer 
Autonomie nicht Eingriffe in die Rechte einer anderen Provinz mache. 

Turco will, weil er gegen den Paragraph im Weſentlichſten nichts zu 
erinnern habe, nur aufmerkſam machen, daß in Tirol gegenwärtig eine ſolche 
Auflage, wie ſie der § 142 verbieten will, beſtehe und zwar ſeit dem Jahre 1842, 
nämlich die zum Straßenbau beſtimmte Auflage auf Getreideeinfuhr. 

Pfretſchner ſetzt bei, daß es unmöglich wäre, die Summe, welche dieſe 
Auflage abwirft, anderweitig aufzubringen, daher beantrage er, daß nach dem 
Worte „Landeszwecke“ eingeſchaltet werde „nur über Genehmigung der Reichs— 
gewalt.“ 

Vacano würde ſich für das Amendement Breſtel's erklären, weil dadurch 
allen Uebergriffen der Provinzen am leichteſten vorgebeugt würde; da jedoch 
dieſe Beſtimmung nur auf directe Steuer anwendbar iſt, ſo müſſe er ſich 
bei dem gegenwärtigen Beſteuerungsſyſtem für den § 142 ausſprechen. 

Mayer verlangt die Beibehaltung des § 142, indem, um nur einen 
Fall hervorzuheben, die Provinzen, wenn ſie Straßen bauen, doch auch das 
Recht haben müſſen, Mauth abzunehmen. Gegen Annahme des Amende— 
ments Pfretſchner habe er nichts einzuwenden. 

Bei der Abſtimmung wurde der $ 142 mit dem Amendement Pfretſch— 
ner's, dann auch über Antrag Mayer's mit Stimmenmehrheit angenommen, 
daß in dem Kapitel von den Finanzen die Abtheilung 1. Reichsfinanzen und 
2. Landesfinanzen geſtrichen und § 142 an ſeiner Stelle belaſſen werde. 

Der Vorſitzende gibt nun bekannt, daß Abg. Ziemialkowsky ſtatt des 
§ 94, welcher zwar geſtrichen, jedoch im Princip angenommen worden war 
(ſ. oben S. 310), folgende Formulirung beantrage: „Alle jene Angelegenheiten, 
welche der ſelbſtändigen Geſetzgebung des Landtages überwieſen ſind, werden 
durch Landesbeamte verwaltet.“ 

Cavalcabo beſorgt, es würden ſich zwei Uebelſtände herausſtellen; eine 
Schwierigkeit werde darin liegen, daß den Landtagen die Ernennung der Be— 
amten überlaſſen werde, und dabei doch der Landeschef, wenn er auch auf 
dieſe Ernennung keinen Einfluß nimmt, die Verantwortlichkeit auf ſich haben 
ſoll. Dann habe die bisherige Erfahrung gezeigt, daß die von den Landſtän— 
den ernannten Beamten nicht die beſten waren, weil zuviel Protection geübt 
wurde, alſo ſei auch nicht ohne Grund zu beſorgen, daß aus der Ernennung 
durch die Landtage ſchlechte Beamte hervorgehen dürften. 

Laufenſtein meint, es gebe Dienſtzweige, die ſich allerdings durch vom 
Lande aufgenommene Beamte verwalten laſſen, als Armenanſtalten und dere 
gleichen. Bei anderen Dienſtzweigen gehe es aber nicht an, eine ſolche Tren— 
nung zu effectuiren, daß dasjenige, was in die Befugniſſe der Landesgewalten 
gehört, den Landesbeamten, und was in die Befugniſſe der Reichsgewalt ge— 
hört, den Reichsbeamten zugewieſen werden könnte. Mithin müßte er ſich 
gegen den Paragraphen, wie er hier vorgeſchlagen wird, erklären. 
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Ziemialkowsky geht darauf zurück, daß das Princip angenommen 
wurde und daß man nur die bisherigen Formulirungen des Princips ver 
worfen habe. Die von ihm beantragte Stiliſirung präjudicire dem nicht, ob 
der Landtag oder der Landeschef das Ernennungsrecht haben ſolle, das möge 
einem beſonderen Geſetze überlaſſen, das angenommene Princip müſſe jedoch in 
der Conſtitution gewahrt werden. Uebrigens möge man nur den Wirkungs- 
kreis der Landesgewalten näher prüfen, und man werde nichts finden, was 
nicht ſchon früher durch ſtändiſche Beamte verwaltet worden wäre, oder was 
nicht, wie der Vorredner ſelbſt anerkannte, durch Landesbeamte beſorgt mer 
den könnte. 

Breſtel meint, er ſei zwar mit dem Antrage Ziemialkowsky's einver⸗ 
ſtanden, möchte aber doch beantragen, daß einſtweilen dieſer Antrag vertagt 
werde, weil eine Reviſion der $$ 79, 80 und 81 nothwendig iſt, die Wider⸗ 
ſprüche enthalten, daher eine Abänderung werden erleiden müſſen, und weil 
ſich bei dieſer Reviſion vielleicht Gelegenheit geben dürfte, den von Ziemialkowsky 
beantragten Paſſus dort einzuſchalten. 

Strobach ſtellt folgenden Zuſatzantrag zum § 94: „Ferner wird der 
Landesgeſetzgebung vorbehalten, die Verhältniſſe der mit dem Vollzuge der 
Landesgeſetze zu beauftragenden Beamten zu regeln.“ 

Dabei müſſe er ſich gegen den Antrag Ziemialkowsky's erklären, weil er 
das Princip noch nicht ausgeſprochen wiſſen will, ob ſelbſtändige Landesbeamte 
beſtehen oder ob die Beſorgung der Geſchäfte den Reichsbeamten überwieſen 
werden folle. Er beſorge nämlich, daß kleinere Provinzen das erſtere nicht 
werden beſtreiten können. Den Ländern müſſe das Recht belaſſen werden, 
dieſes Verhältniß mit Zuſtimmung des Landesherrn zu regeln; ob in der 
Verfaſſung, ob in der Dienſtpragmatik, müſſe ihnen überlaſſen werden. 

Laſſer ſchließt ſich dem Vertagungsantrage Breſtel's an; denn ſo lange 
die S8 79—81, 87 und 94b nicht feſtgeſtellt find, begreife er nicht, wie man 
Ziemialkowsky's Antrag annehmen könnte. Das Amendement Strobach's halte 
er für eine neue Auflage des geſtern verworfenen Antrages Ziemialkowsky's, 
und er finde daran einen Mangel, den freilich Abg. Strobach als deſſen 
Vorzug bezeichnet, nämlich die Unbeſtimmtheit des Ausdruckes. Im Principe 
ſei er dagegen, daß der Landtag Beamte ernennt, ſo wenig als er will, daß 
der Reichstag Reichsbeamte ernenne. 

Vacano glaubt, daß man zu $ ga4a nicht leicht eine Textirung finden 
werde, § 94 b von Vielen nicht beliebt iſt. Man folle die in den $$ 79—81, 
87, dann 94b liegenden Widerſprüche beheben, und daher mit dieſen Para 
graphen von vorne anfangen. Er halte überhaupt das Inſtitut der verant- 
wortlichen Landesräthe für eine revolutionäre proviſoriſche Regierung. (Abg. 
Pinkas: Er erlaube ſich, Abg. Vacano auf eigene Fauſt für dieſe Verdächtigung 
zur Ordnung zu rufen, weil ſie eine Beleidigung iſt.) Vacano verſichert, er 
habe damit nicht beleidigen wollen. Es ſei aber dies ſeine Anſicht, daß durch 
das Inſtitut der verantwortlichen Landesräthe der Centralgewalt alles Terrain 
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der Wirkſamkeit entzogen, daß die parlamentariſche Wirkſamkeit der Minifter 
dadurch illuſoriſch wird. 

Mayer: Man müſſe ſich hier vereinbaren. Der 8 94a ſei mit einer 
Fluth von Amendements begleitet, die alle verworfen wurden; jetzt kommen die 
Gründe hervor, warum man ſie fallen ließ. Wenn die Herrn aus Böhmen 
dieſe drei Paragraphen zuſammenreimen, ſo ſeien ſie die größten Dichter der 
Nation, welcher ſie angehören. Man möge mit dieſen Paragraphen im Zu— 
ſammenhange anfangen, dann werde man hoffentlich ins Reine kommen. 

Bei der Abſtimmung hat Abg. Strobach ſein Amendement zurückgezogen, 
der Vertagungsantrag Breſtel's wurde mit Stimmenmehrheit angenommen. 

Der Vorſitzende eröffnete nun die Debatte über die, an der Tagesordnung 
geſtandenen, der Fünfercommiſſion kraft der gefaßten Beſchlüſſe zur Textirung 
überwieſenen zwei $$ 60 und 66. (S. oben S. 159 und 171.) 

Mayer als Berichterſtatter bemerkt, die Commiſſion habe beſchloſſen, es 
als Regel, die im $ 60 ſchon angenommen wurde, zu belaſſen, daß die Ueber— 
einſtimmung beider Kammern nöthig ſei, damit ein Geſetz zu Stande komme, 
und die Ausnahme nur auf die Finanzgeſetzentwürfe zu beſchränken. Durch 
das bei Berathung des § 60 in Ausſicht geſtellte Inſtitut der Comités werde, 
wie ſchon damals gezeigt wurde, das Princip des Zweikammerſyſtems verletzt; 
es könnte ſich aber auch die zweite Kammer häufiger veranlaßt finden, an 
Geſetzentwürfen zu mäkeln, wenn ſie eine Vereinbarung im Comité in Aus— 
ſicht hätte, als wenn ſie weiß, daß eine Vereinbarung auf dieſem Wege un— 
möglich iſt, indem ſie dann allerdings durch die Beſorgniß, daß das Wegfallen 
eines im Lande gewünſchten Geſetzentwurfes, wenn fie demſelben die Zuſtim— 
mung nicht gibt, eine große Aufregung im Volke hervorrufen würde, ſich be— 
ſtimmt finden werde, dem Geſetze ihre Zuſtimmung nicht zu verſagen. Die 
Commiſſion ſchlage daher auf Grundlage der in den badiſchen Kammern be— 
ſtandenen Gepflogenheit Folgendes als Zuſatz zu den Paragraphen über die 
Finanzen vor: 

$ 136 b. Jeder die Finanzen betreffende Geſetzentwurf muß bei der 
Volkskammer eingebracht, und kann nur dann, wenn er von dieſer angenommen 
worden iſt, vor die Länderkammer zur Abſtimmung über die Annahme oder 
Nichtannahme im Ganzen ohne alle Abänderung gebracht werden. 

$ 1366. Tritt die Mehrheit der Länderkammer dem Beſchluſſe der 
Volkskammer nicht bei, ſo werden die bejahenden und verneinenden Stimmen 
beider Kammern zuſammengezählt und nach der abſoluten Mehrheit der ſämmt— 
lichen Stimmen der Reichstagsbeſchluß gezogen. 

Pinkas: Er wolle beweiſen, daß man Föderaliſt ſein kann, ohne die 
Abſicht zu haben, die Revolution zu befördern, obwohl er wohl keine Urſache 
ſehe, aufmerkſam machen zu ſollen, daß dasjenige, was man in die Conſtitu— 
tionsurkunde aufnimmt, nicht die Einführung einer revolutionären proviſoriſchen 
Regierung ſein könne. Was die Centralgewalt und namentlich die Finanzen 
betrifft, ſo wolle er, daß dieſelben ſo wenig als möglich behindert werden 
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können. Die Volkskammer nach Beſchaffenheit ihrer Zuſammenſetzung erſcheine 
als Träger der Centralgewalt, dieſer ſolle alſo allein anheimgeſtellt ſein, zu 
beſtimmen, welche Auflagen Oeſterreich benöthige, um als Ganzes zu excelliren. 
Die Länderkammer ſei dagegen der Träger der Föderation und habe eine 
ganz andere Beſtimmung, als die erſte Kammer in anderen conſtitutionellen 
Staaten. Er wolle auch aufmerkſam machen, daß ſich der Fall denken laſſe, 
daß die Landtage, die miteinander correſpondiren können, ſich über die Budget⸗ 
frage vorhinein verſtändigen könnten, um der Centralgewalt Hinderniſſe in 
den Weg zu legen. 

Fiſchhof: Die vorgeſchlagene Beſtimmung verwandle beide Kammern in 
eine mit dem wichtigſten Nachtheil des Zweikammerſyſtems, daß nämlich die 
zweite Kammer das letzte Wort behält. In jeder Kammer könne die Partei, 
welche das Geſetz verwirft, ganz verſchiedene Gründe dazu haben; durch das 
Zuſammenwerfen ihrer Stimmen könne eine Majorität ſich herausſtellen, die 
auf einer ganz falſchen Baſis beruht. Er würde dieſen Modus ſchon vor⸗ 
ziehen, daß beide Kammern zuſammentreten und gemeinſchaftlich Budgetfragen 
votiren. Indeſſen müſſe er ſich dafür ausſprechen, daß wie in England nur 
die erſte Kammer, alſo bei uns die Volkskammer, über Finanzfragen zu ent⸗ 
ſcheiden haben ſoll. 

Laſſer: Er müſſe ſich gegen den Antrag der Commiſſion ausſprechen; denn 
nach demſelben liege es in der Hand der Volkskammer, jeden Finanzgeſetzentwurf 
zu verwerfen. Er halte dafür, daß beide Kammern zuſammen ein Ausdruck des 
Volkswillens ſeien, gehe alſo von dem Grundſatze aus, daß, wo das Zweikammer⸗ 
ſyſtem beſteht, auch beide Kammern Einfluß auf die Entſcheidung zu nehmen 
haben. Verwirft aber die Volkskammer den Geſetzentwurf, fo werde die Länder⸗ 
kammer gar nichts zu reden haben. Werden aber bei divergirenden Beſchlüſſen 
die Stimmen zuſammengeworfen, fo werde die Länderkammer nach ihrer Be 
ſchaffenheit ſchon in der Minorität verbleiben. 

Breſtel erklärt ſich für den Commiſſionsantrag, weil ihm in den Ein⸗ 
wendungen die Klarmachung der ſchädlichen Folgen aus dieſen Paragraphen 
nicht einleuchte. Gegen Fiſchhof's Bedenken bemerke er, daß die in $ 136 b 
ausgedrückte Beſtimmung engliſcher Gebrauch iſt. Alle finanziellen Geſetz⸗ 
entwürfe werden dem Oberhauſe zur Annahme oder Verwerfung als Ganzes 
vorgelegt. Er erinnere auf die Kornbill. Es ſei dies auch nothwendig, weil 
man in finanzielle Geſetzentwürfe mittelbar auch andere Gegenſtände aufneh⸗ 
men kann. Die Bedenken Laſſer's beruhen auf irrigen Vorausſetzungen. Offen⸗ 
bar werde die Volkskammer gegen Steuergeſetze nur dann ſtimmen, wenn ſie 
mit dem Miniſterium total unzufrieden iſt; dann ſei mit Grund die gleiche 
Stimmung in der Länderkammer zu erwarten. Wenn dagegen das Miniſte⸗ 
rium in der Volkskammer nur eine geringe Majorität für, in der Länder⸗ 
kammer aber eine entſchiedene Majorität gegen ſich hat, ſo werde durch die 
Zuſammenwerfung der Stimmen die Verwerfung des Geſetzes möglich, und 
offenbar verdiene ein Miniſterium, welches in der Volkskammer nur eine ge 
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ringe Majorität für ſich hat, und in der Länderkammer nur eine geringe Mi— 
norität, nicht das Vertrauen des Volkes. Eine ſolche Coalition, wie ſie Abg. 
Pinkas berührte, glaube er, ſei gar nicht zu fürchten. 

Rieger: Er fürchte, daß der Antrag, wenn er angenommen würde, nur 
zu Confuſionen führen möchte. Die Oberkammer oder Länderkammer habe 
eben das provinzielle Intereſſe zu wahren; wo dieſes nicht zur Sprache komme, 
habe ſie nichts zu thun. Finanzielle Fragen betreffen aber in der Regel ganz 
Oeſterreich. Man müſſe unterſcheiden zwiſchen Fragen, die ſich darauf beziehen, 
Credit zu bewilligen, eine neue Beſteuerungsform einzuführen, und dem Budget. 
Die erſteren können der Volkskammer allein nicht überwieſen werden. Er 
weiſe nur auf Deutſchland, welchen Zwieſpalt die Frage der Spinner und 
Weber dort hervorgebracht. Auf ähnliche Weiſe könnte die Induſtrie eines 
Landes total erſchlagen werden, wenn auf die beſonderen Verhältniſſe in der 
Volkskammer nicht Rückſicht genommen würde. Er halte es alſo für billig, 
daß in ſolchen Fragen der Länderkammer das Recht eingeräumt werde, ähn— 
liche voreilige Beſchlüſſe der Volkskammer zu hindern. Gegen die Zuſammen— 
zählung der Stimmen müßte er jedenfalls ſein, weil die beiden Kammern nach 
ganz heterogenen Principien zuſammengeſetzt ſind. 

Mayer: Er ſtaune, daß Herren, welche ſo ſehr nach Freiheit ſtreben, 
eines der wichtigſten Mittel zur Wahrung der Freiheit, nämlich das Steuer- 
verweigerungsrecht, der Volkskammer allein überlaſſen wollen. Durch Verwei— 
gerung der Steuer ſtürze man jedes Miniſterium. Bisher habe man das 
Princip der Stabilität in der Länderkammer zu wahren geſucht; jetzt auf eine 
mal fürchte man von ihr eine gefährliche Coalition. Bisher habe er geglaubt, 
daß die Länderkammer in ihren Mitgliedern das ganze Reich vertrete, und er 
frage, ob ein Geſetz, welches allgemein verbindet, nicht auch provinziell wichtig 
ſei. Abg. Rieger habe, offenbar nur um die Folgen der Föderation recht klar 
zu machen, gemeint, daß, wenn es ſich um eine neue Beſteuerung handelt, die 
Entſcheidung der Länderkammer gegeben werden müſſe. Er wiſſe endlich nicht, 
warum man Anſtand nehmen ſollte die Stimmen der beiden Kammern zu— 
ſammenzuzählen, wenn man entnehmen will, wieviele Stimmen für, wieviele 
gegen einen Geſetzentwurf ſich ausgeſprochen haben. 

VBacano: Er finde gerade garin, daß man die Entſcheidung in Finanz— 
fragen nur der Volkskammer überweiſt, die ſicherſte Garantie der Freiheit, und 
würde nur rückſichtlich der Fragen, wo es ſich um Einführung einer neuen 
Steuer handelt, wünſchen, daß auch der Länderkammer ein Einfluß darauf 
geſtattet werde. Dagegen halte er dafür, daß die laufenden Steuern zu be— 
willigen kein Act der Legislation ſei, ſondern ein Theil der Executivgewalt, 
welchen das Volk zur Wahrung der Freiheit in ſeiner Hand behält. Er glaube 
daher folgenden Antrag ſtellen zu ſollen: 

„§S 136 a. Die Prüfung des Staatshaushaltes für das Vergangene und 
für die Zukunft (Staatsvoranſchlag), die Bewilligung und Verweigerung der 
geſetzlich eingeführten Steuern, endlich Creditoperationen, welche zur Deckung 
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des Steuerausfalles nöthig werden, gehören allein in den Wirkungskreis der 
Volkskammer. 

$ 136 b. Geſetzentwürfe über eine Aenderung des Steuerſyſtems oder 
einzelner Steuern und über Creditoperationen, welche eine principielle Um 
geſtaltung des Finanzſyſtems bezwecken, müſſen bei der Volkskammer ein⸗ 
gebracht werden, und ſind im Uebrigen wie jeder andere Geſetzentwurf zu be— 
handeln.“ no 

Laſſer ſtellt folgenden Antrag: „Jeder die Bewilligung von Steuern 
und Abgaben oder die Aufnahme von Staatsanleihen betreffende Geſetzvor— 
ſchlag muß bei der Volkskammer eingebracht und kann nur, wenn er von 
dieſer angenommen worden iſt, vor die Länderkammer gebracht werden. Werden 
von der Mehrheit der Länderkammer Abänderungen in dem von der Volks- 
kammer angenommenen Entwurfe beſchloſſen, ſo hat die Volkskammer über 
die Annahme oder Verwerfung dieſer Abänderungen zu berathen. Falls die 
Länderkammer den Geſetzvorſchlag ganz verwirft oder die Volkskammer den 
von der Länderkammer beſchloſſenen Abänderungen nicht beitritt, ſind die 
Stimmen beider Kammern zuſammenzuzählen und jene Beſchlüſſe als vom 
Reichstage angenommen zu berathen, für welche ſich die abſolute Mehrheit 
der Abſtimmenden beider Kammern zuſammen bejahend ausgeſprochen hat.“ 

Cavalcabo: Er wolle nur bemerken, daß gerade in Fällen der Steuer⸗ 
bewilligung in der Länderkammer die kleine Provinz das Gewicht gegen die großen 
Provinzen zu halten beſtimmt ſein ſolle. 

Fiſchhof: Er wolle bemerklich machen, welcher Gefahr der Antrag der 
Commiſſion vom politiſchen Standpunkte uns preisgibt. Wenn nämlich ein 
Miniſterium dadurch geſtürzt wird, daß die Majorität der Länderkammer mit 
der Minorität der Volkskammer einen finanziellen Geſetzentwurf verwirft, ſo 
werde das nachkommende Miniſterium conſequenter Weiſe in der Volks- 
kammer immer die Majorität gegen ſich haben, man werde alſo eine Lage 
ſchaffen, daß kein Miniſterium regieren kann. Uebrigens habe er nur ge 
ſagt haben wollen, daß das Budget in England bloß vom Unterhauſe vo— 
tirt wird. 

Mayer erinnert dagegen, daß, wenn der Geſetzentwurf in der Volks— 
kammer verworfen wird, derſelbe an die Länderkammer nicht kommen, der von 
Fiſchhof bemerkte Fall gar nicht eintreffen könne, und daß dies überhaupt nur 
in einem Lande möglich wäre, wo, wie z. B. in England, zwei politiſche Par 
teien einander ſchroff entgegenſtehen. 

Strobach bringt folgenden Zuſatzantrag zum § 136: „Das Reichs— 
budget iſt in der Volkskammer allein zu votiren.“ 

Rieger ſtellt hierzu folgendes Sous-Amendement: „Andere Finanz— 
angelegenheiten, insbeſondere aber jede Einführung einer neuen Steuer, 
ſowie auch jede Veränderung im Reichsſteuerſyſtem, find nach § 60 zu be— 
handeln.“ 

Er bemerkt, daß er, wäre er kein ehrlicher Föderaliſt, d. i. wenn er die Gin 
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heit Oeſterreichs nicht aufrichtig geſichert wiſſen wollte, das Amendement Laſſer's 
und Mayer's annehmen würde, weil dadurch Hoffnung gegeben werde, die 
Beſchlüſſe der Volkskammer in der Länderkammer zu annulliren. Weil er 
dies nicht wolle, beſtehe er darauf, daß die Finanzfragen der Volkskammer 
allein zugewieſen werden, mit alleiniger Ausnahme rückſichtlich neuer Be 
ſteuerung. Uebrigens müſſe er ſich nochmals gegen das Zuſammenwerfen 
der beiden Kammern entſchieden erklären, die zwei Kammern ſollen eine Art 
Gravitation zu Stande bringen, ähnlich zwei Gewichten, deren Centrum die 
Krone; wirft man die Gewichte zuſammen, ſo ſei die Wage gebrochen. 
Beide Kammern ſollen ferner gleiches Recht haben. Wirft man beide zuſam— 
men, ſo wird die Länderkammer in ihrer Minderheit in der erſten Kammer 
erdrückt. 

Mayer bemerkt rückſichtlich des Amendements Vacano's, daſſelbe ſei nicht 
annehmbar, weil es ſchwer iſt, eine ſolche Grenzlinie zu finden, als daſſelbe 
vorausſetzt. Präciſer ſei jenes von Strobach, welches übrigens daſſelbe aus— 
ſpricht, was Vacano im Principe will. Nachdem aber dieſes Amendement eine 
Ausnahme ausſpricht, fo erſcheine Rieger's Sous-Amendement überflüſſig, weil 
es die Regel ausſpricht, die, ſobald die Ausnahme ausgedrückt wird, ſich von 
ſelbſt verſteht. Die Begriffe von der Wage, daß die beiden Kammern die 
Wagſchalen, der Kaiſer das Centrum der Wage ſei, faſſe er nicht; er gebe 
ſich auch keine Mühe, ſie zu widerlegen. 

Der Vorſitzende brachte zuerſt zur Abſtimmung, ob das in Strobach's 
Amendement ausgedrückte Princip, in Finanzfragen habe die Volkskammer 
allein zu entſcheiden, angenommen werden ſoll. Es wurde dies mit 23 gegen 
ſechs Stimmen bejaht. Mit Ja ſtimmten: Laufenſtein, Feifalik, Fiſchhof, Gold— 
mark, Goriup, Halter, Hein, Jachimovicz, Kautſchitſch, Krainz, Madonizza, 
Mikloſitſch, Strobach, Pfretſchner, Petranovich, Pinkas, Plenkovich, Ratz, Rieger, 
Smolka, Turco, Vacano, Ziemialkowsky. Mit Nein: Cavalcabo, Laſſer, Mayer, 
Scholl, Breſtel, Vlach. 2. Ob unter dieſem Princip das Reichsbudget und 
Creditoperationen, welche zur Deckung des Steuerausfalles nöthig werden, in— 
begriffen ſeien. Es wurde dies mit 15 gegen 14 Stimmen bejaht. 3. Den 
zweiten Abſatz des Amendements Vacano's. Daſſelbe wurde mit 16 gegen 13 
Stimmen verworfen. 4. Das Sous-Amendement Rieger's. Es wurde mit 20 
gegen acht Stimmen angenommen. 5. Den $ 136 nach der vorausgegangenen 
Abſtimmung mit Aufnahme des angenommenen Amendements als Ganzes. 
Daſſelbe wurde mit 22 gegen ſechs Stimmen verworfen. 6. Das urſprüng— 
liche Amendement Strobach's. Dieſes wurde mit 21 gegen ſieben Stimmen 
angenommen. 

Der Antrag Mayer's, daß der eben angenommene Antrag Strobach's als 
Zuſatz zu dem $ 135 angenommen werde, wurde bei der Abſtimmung an— 
genommen. 

Es lautet nun der $ 135: „Alle Einnahmen u. ſ. w. bis Letzteres wird 
durch ein Geſetz feſtgeſetzt, welches die Volkskammer allein votirt.“ 
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$ 66 (ſ. oben S. 171). 

Der vom Abg. Scholl geſtellte, zum Beſchluſſe erhobene Antrag, daß ein 
eigener Paragraph, Beſtimmungen über Interpellationen enthaltend, zur Tex⸗ 
tirung der Fünfercommiſſion übertragen werde, wurde vom Abg. Hein folgen⸗ 
der Weiſe formulirt: „Jedem Mitgliede des Reichstages ſteht das Recht zu, 
die Miniſter zu interpelliren.“ 

Dieſer Antrag wurde bei der Abſtimmung über Antrag Mayer's als $ 67 
angenommen. 

Hier machte der Vorſitzende darauf aufmerkſam, daß im § 34 die Ve 
ſtimmung, der Thronfolger habe den Eid ſchriftlich in die Hände des Reichs- 
rathes niederzulegen, noch enthalten, das Inſtitut des Reichsrathes aber nicht 


angenommen worden ſei. Der Antrag, ſtatt deſſen „Reichsgerichtes“ zu ſub⸗ 


ſtituiren, wurde bei der Abſtimmung einſtimmig angenommen. 

Ziemialkowsky bringt ſohin zur Sprache, daß der bereits angenom— 
mene Grundſatz: „Im Zweifel ſpricht die Vermuthung für die Competenz der 
Reichsgewalt“, ſich wohl zum 8 8 einreihen ließe, daß jedoch damals, wo dieſer 
Beſchluß gefaßt wurde, im § 8 von den Kreisregierungsgewalten noch nichts 
erwähnt war. 

Mayer beantragt folgende Stiliſirung: „Im Zweifel über die Cone 
petenz der Reichs- oder Länderregierungsgewalten ſpricht die Vermuthung für 
die Competenz der Centralgewalt.“ 

Pinkas bemerkte, daß ſich nach den bisherigen Beſchlüſſen die legislative 
Gewalt der Kreistage bloß auf die Gemeindeordnungen beſchränkt, daß alſo 
ein Conflict mit der Centralgewalt nicht leicht gedenkbar ſei. 

Bei der Abſtimmung wurde Mayer's Antrag als Zuſatz zum § 8 des 
Entwurfes mit Stimmenmehrheit angenommen. 


$ 79 (ſ. oben S. 220). 

Breſtel: Die Beſtimmungen der $$ 79— 81m und 94 b ſeien im Wider⸗ 
ſpruche, der $ 79 von ihm ſelbſt beantragt worden. Jetzt, wo er ſieht, daß 
die Kreisgewalten ganz anders ausgefallen ſind, als er gewünſcht, wolle er 
davon abgehen, daß der Kreischef dem Miniſterium unmittelbar verantwort⸗ 
lich iſt. Dagegen beſtehe er darauf, daß der Kreischef unmittelbar vom Mii 
niſterium ernannt werde, dann, daß der $ 94 b dahin abgeändert werde, daß 
ſich die verantwortlichen Landesräthe nur damit befaſſen dürfen, was in den 
Reſſort der Landesgewalt gehört; endlich daß die Univerſitäten und höheren 
Bildungsanſtalten dem Reichsminiſterium des Unterrichtes zugewieſen werden. 

Laſſer: Er habe ſchon wiederholt angedeutet, daß ihm die SS 79—81 
und 94 b und der Schlußſatz des $ 87 ein Dorn im Auge ſeien; fo lange 
nicht von den letzteren eins oder das andere geändert wird, werde er auch 
nicht in eine Abänderung des § 79 einwilligen. Uebrigens wünſche er, daß 
ſtatt Landeschef Statthalter, ſtatt Kreischef Kreispräſident geſagt werde. Let 
teres paſſe jedenfalls beſſer für die Kreisregierungen, weil die Kreisämter nicht 
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mehr beſtehen ſollen, und obwohl der Name an der Sache nichts ändere, ſo 
convenire es doch der Eitelkeit mehr, und er kenne ſeine Pappenheimer. 

Strobach: Er wolle ſich mit Breſtel, was den S 79 betrifft, vereinigen. 
Was den § 94 b betrifft, fo ſei die Abſicht geweſen, ſolche Landesräthe zu 
creiren, die Se. Majeſtät ernannt und zwar nur zum Vollzug der Landes— 
geſetze, keineswegs auch zum Vollzug ſolcher Geſetze, die eine Adaptirung der 
Reichsgeſetze bedingen. Die Adaptirung der Reichsgeſetze müſſe in jedem Lande 
durch von der Reichsgewalt beſtellte Beamte durchgeführt werden. Wenn nun 
die Univerſitäten und höheren Bildungsanſtalten überhaupt in das Portefeuille 
des Unterrichtsminiſters gelegt würden, ſo müßte auch die Adaptirung der dahin 
einſchlagenden Geſetze durch von der Regierung beſtellte Beamte durchgeführt 
werden. Ob dies durch den Landeschef unmittelbar oder mit Einvernehmung 
des Miniſteriums zu geſchehen hätte, möge beſtimmt werden. Dem Miniſterium 
allein würde er dies jedoch nicht überlaſſen. 

Breſtel: Er mache nur aufmerkſam, daß es ja der § 85 den Miniſtern 
überhaupt freiſtellt, alle Angelegenheiten in letzter Inſtanz vom Landeschef ab— 
urtheilen zu laſſen. Allein es ſei möglich, daß der Landeschef ſich um den 
Unterricht überhaupt nicht viel kümmere; für ſolche Fälle ſolle es doch dem 
Unterrichtsminiſterium möglich ſein, ſich die Univerſitätsſachen, ſowie auch die 
der höheren Bildungsanſtalten vorzubehalten. Es ſei nur in der zopfigen 
Beſchaffenheit unſeres Schulweſens gelegen, daß man die letzteren mit den 
Facultätsſtudien nicht auf gleiche Stufe geſtellt hat. De re gebe es zwiſchen 
beiden gar keinen Unterſchied. 

Pinkas erinnert, daß der Begriff „höhere Bildungsanſtalten“ etwas vag 
ſei; es könnten auch Gymnaſien, Realſchulen hineinbezogen werden. (Breſtel: 
das ſeien ja mittlere Lehranſtalten.) Jedenfalls argumentire Abg. Breſtel von 
früheren Zuſtänden. Allein die Gubernien ſeien nur ein unterlegtes Poſtamt 
der früheren Studienhofcommiſſion geweſen; dieſer verfinſternden, von Prälaten 
präſidirten Behörde ſei der ſchlechte Stand des bisherigen Unterrichtsweſens 
zuzuſchreiben, welche namentlich die Concurſe dazu ausbeutete, Fragen ſo zu 
ſtellen, daß nicht einmal die Gelegenheit zur Auszeichnung in Beantwortung 
der Fragen geboten war. Er müſſe bemerken, daß die techniſchen Lehranſtalten 
in Prag aus Landesmitteln geſchaffen ſeien; wie käme das Land dazu, ſie an 
einen Miniſter abzugeben, der ſich vielleicht nicht immer um Unterrichtsan— 
ſtalten viel kümmern werde; dann gebe man damit einem reactionären Mi— 
niſterium das Mittel in die Hand, die Bildungsanſtalten überall auf ein 
gleich niederes Niveau zu ſtellen, während die Wiſſenſchaft ſonſt wenigſtens 
in einem oder dem anderen Lande ein Refugium fände. Endlich ſeien auch 
die Bedürfniſſe der Provinzen zu berückſichtigen. Schlägt der Miniſter die 
Bildungsanſtalten auf einen Leiſten, ſo ſeien die Particularintereſſen der Pro— 
vinzen ſehr gefährdet. Während z. B. Böhmen techniſche Anſtalten brauche, 
thuen der Provinz Galizien Ackerbauſchulen noth. 

VBacano: Er ſehe ein, daß man bei ſeparirten Landesregierungen von 
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dieſen das Unterrichtsweſen ausſchließlich beſorgt wiſſen will. Allein Univer- 
ſitäten und höhere Bildungsanſtalten wünſche er doch der Centralgewalt zu⸗ 
gewieſen, damit es einem Oeſterreicher möglich ſei, ſeine Söhne, in welcher 
Provinz er will, ſtudiren laſſen zu können. 

Rieger: Er habe geſtern ſelbſt den Antrag geſtellt, daß die Univerſi— 
täten dem Centrale überlaſſen werden. Der Antrag ſei verworfen worden, 
und jetzt wolle man heute noch weiter gehen. Was die Univerſitäten betrifft, 
ſo wolle er auch heute nicht dagegen ſein; allein rückſichtlich der techniſchen 
Lehranſtalten könne er nicht beiſtimmen, weil die Bedürfniſſe in jedem Lande 
anders ſind. Die verantwortlichen Landesräthe werden dieſe Angelegenheit 
beſſer beſorgen als die Miniſter. 

Ziemialkowsky: Er gerathe immermehr in Verſuchung, die Landes 
chefs ganz wegzuwerfen; zu was ſeien ſie da, wenn ſie wieder mit allem 
zum Miniſter gehen müſſen. Das Unterrichts- und Volksſchulweſen ſei den 
Landtagen ohnehin nur innerhalb der durch Reichsgeſetze gegebenen Beſtim— 
mungen zu regeln überlaſſen worden, dadurch werde die Einheit des Unter— 
richtsweſens in der Monarchie hinreichend gewahrt. Es möge halt in allen 
Ländern ein Schulrath geſchaffen werden, der dem Landeschef zur Seite zu 
ſtehen hat; dann wird er in Erziehungsſachen keine Dummheiten machen. 

Laſſer: Er habe ſchon erwähnt, daß er erſt, wenn ihm Conceſſionen 
gemacht werden, für eine Aenderung des $ 79 ſtimmen werde. Diejenigen, 
die mit ihm darauf beſtehen, finden halt Grund dazu in den, dem $ 79 nach- 
gefolgten Beſchlüſſen. Er müſſe darauf dringen, ſich klar zu machen, was es 
mit den verantwortlichen Organen für eine Bewandtniß hat. Der Reichs- 
miniſter ſei verantwortlich für Execution der Reichsgeſetze dem Reichstage. 
Werde derſelbe auch für die Execution der Landesgeſetze dem Landtage vers 
antwortlich ſein? (Rieger entgegnet mit Nein.) Das alſo ſtehe feſt. Jetzt 
gehe er auf den Landeschef über, derſelbe werde entweder Mitglied des Reichs— 
miniſteriums ſein oder nicht. Im erſten Falle müſſe derſelbe conſequent dem 
Reichstage für die Execution der Reichsgeſetze, nicht aber den Landtagen für die 
Execution der Landesgeſetze verantwortlich ſein. Im zweiten Falle könne er ſich 
ihn als verantwortlich den Landtagen für die Execution der Landesgeſetze denken, 
nicht aber als verantwortlich dem Reichstage, höchſtens als verantwortlich dem 
Reichsminiſterium. Wird der Landeschef ferner als den Landtagen verantwortlich 
vorausgeſetzt, ſo müſſe er auf den § 94 b übergehen, in welchem dem Landes— 
chef verantwortliche Landesräthe beigegeben werden. In welchem Verhältniſſe 
ſtehe er zu dieſen, wenn dieſe auch den Landtagen für die Execution der Lane 
desgeſetze verantwortlich ſein ſollen. Im gelindeſten Falle gerathe man in den 
Widerſpruch, daß der Landeschef College des Reichsminiſteriums und zugleich 
College der ihm beigegebenen Landesminiſter iſt. 

Rieger: Das iſt der Dualismus, der ſich nicht ändern läßt, wenn 
man nicht die vom Berichterſtatter vorgeſchlagenen Miniſtergouverneure be— 
halten will. Dieſe wären nur in Anſehung der Execution der Reichsgeſetze 
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dem Reichstag verantwortlich; jede Landesregierungsverordnung müßte dagegen 
vom Landesrathe contraſignirt werden, der dem Landtage verantwortlich wäre. 

Laſſer: Er gehe weiter. Solche Landesräthe ſeien zu beſtellen für Ge— 
ſchäfte, welche dem legislativen Wirkungskreiſe der Ländergewalten zugewieſen 
ſind. Nun da werde man ſehr viel pauvres Miniſter haben. Indeſſen ſei 


es ihm eigentlich um die Verantwortlichkeit zu thun. Er ſehe nicht ein, warum 


man auf einem Worte beſtehen wolle. Entweder müſſe man den Landeschef 
nicht zum Mitgliede des Reichsminiſteriums machen, oder man dürfe ihm 
nicht Collegen geben, die weit tiefer ſtehen. 

Breſtel: Er halte die Bemerkung Laſſer's für richtig, allein er wolle 
nicht auf angenommene Sachen zurückkommen. Er habe ſchon geſagt, daß er 
im $ 79 auf die Abänderung rückſichtlich der Kreischefs eingehe; allein in 
Unterrichtsſachen, glaube er, ohne unbeſcheiden ſein zu wollen, ſagen zu können, 
daß er die ſpeciellſten Kenntniſſe habe. Man müſſe bei techniſchen Anſtalten 
Gewerbeſchulen und höhere techniſche Studien für Ingenieure unterſcheiden, 
was bisher nicht getheilt war. Letztere in eine andere Kategorie zu reihen 
als die Univerſitätsſtudien ſei ein Unding: er würde ſich ſchämen müſſen, 
wenn im Ausſchuſſe ein ſolcher Unterſchied nicht gemacht würde, weil es 
herauskäme, als hätte man dieſen Unterſchied nicht gekannt. Uebrigens habe 
ſich die Studienhofcommiſſion nach den Vorſchlägen der Gubernien gehalten, 
dieſen ſei allerdings die Schuld der ſchlechten Studienverfaſſung beizumeſſen. 
Mit dem Schulrath könne es beſſer werden, vielleicht aber auch nicht. Er 
wolle die Gleichſtellung weſentlich gleicher Studienfächer, alſo nicht, daß der 
Landeschef über höhere techniſche Studien in letzter Inſtanz entſcheide. 

Strobach beantragte folgenden Zuſatz zum § 84: „In Angelegenheiten 
der Univerſitäten und polytechniſchen Inſtitute hat er ſich jedoch früher mit 
dem Reichsminiſterium ins Einvernehmen zu ſetzen.“ 

Es wurde die Abſtimmung verlangt und bei dieſer der Antrag des Abg. 
Strobach mit Majorität angenommen. 

Breſtel ſtellt nun zu $ 79 folgendes Amendement: „An der Spitze der 
Verwaltung eines jeden Reichslandes hat ein verantwortlicher Statthalter zu 
ſtehen, an der Spitze eines jeden Kreiſes ein dem Statthalter untergeordneter, 
aber vom Miniſterium ernannter Kreisvorſtand. In den aus einem Kreiſe 
beſtehenden Reichsländern iſt der Kreisvorſtand zugleich Statthalter.“ 

Rieger ſtellt das Sous⸗Amendement: „Es ſei nach dem Worte Mini— 
ſterium einzuſchalten „über Vorſchlag des Statthalters. 5 

Pinkas: Wenn ſchon amendirt wird, ſo gebe man dem Bedenken Laſſer's 
Gehör und ſage ſtatt Statthalter „Miniſtergouverneur.“ 

Breſtel erklärt ſich dagegen, denn er gebe nur zu bedenken, wie viele 
Miniſter man dann bekommen werde. Der Statthalter ſei auch nicht in der 
Stellung eines Miniſters, der weſentlich der unmittelbare Rath der Krone ſein 
müſſe; derſelbe ſei daher ſtreng genommen auch kein College, ſondern ein Unter⸗ 
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man nur die Garantie, daß er, falls er einen Befehl des Miniſteriums nicht 
befolgen zu können glaubt, reſigniren werde. 

Vacano: Er könne mit Breſtel nicht einverſtanden ſein, fo lange der 
§ 94b und der Schluß des § 87 ſtehen bleiben. Er finde darin, daß den 
Provinzen das Inſtitut der verantwortlichen Landesräthe geſtattet werden muß, 
die Aufhebung der Verantwortlichkeit des Reichsminiſteriums; die Reichsmi⸗ 
niſter werden wahre Miniſter in partibus infidelium ſein. Sie werden nicht 
viel zu regieren haben, und jedenfalls für eine Verletzung der Verfaſſung nie 
einſtehen, ſondern immer die verantwortlichen Landesräthe wie einen Ofen⸗ 
ſchirm vorſchieben. 

Rieger: Dem Wunſche des Abg. Vacano könnte noch entſprochen werden, 
wenn wir den Provinzen nicht (leider für Abg. Vacano und glücklicherweiſe 
für ihn) eine zweifache Geſetzgebung gegeben hätten. Es ſei aber klar, daß 
die Länder, wenn ſie einmal eine Autonomie haben, ſie auch Leute haben 
müſſen, welche die Geſetze vollziehen, und es verantworten müſſen, wenn ſie 
dies ſchlecht thun. Wenn der Landeschef als verantwortliches Mitglied des 
Miniſteriums erklärt wird, ſo ſei es nicht ſo zu nehmen, als ſäße er immer 
im Miniſterium, als ſei er auch für jene Handlungen des Miniſteriums ver⸗ 
antwortlich, an denen er keinen Antheil genommen hat. Er ſei aber allerdings 
ein unmittelbarer Rath der Krone, ſobald es ſich um die Sanction eines 
Landesgeſetzes handelt; da fungire er als Rath der Krone, ſei alſo wirklicher 
Miniſter. Dann ſei er auch für den Vollzug der Reichsgeſetze im Lande 
wirklich verantwortlich, entweder unmittelbar, wenn er im Reichstage erſcheint, 
oder mittelbar durch den Präſidenten des Conſeils. Dieſer habe die Verhält⸗ 
niſſe der Provinzen zum Centrum zu überwachen, daher auch den Landeschef. 
Man wird ihn im Falle, wo dieſe ihre Pflicht nicht thun, darum interpelliren; 
weiß er nicht Beſcheid zu geben, ſo werde er ſich halt an den betreffenden 
Landeschef wenden. 

Pinkas: Er begreife die vom Abg. Vacano angeregten Widerſprüche 
nicht, auch nicht wie durch das Inſtitut der verantwortlichen Landesräthe die 
Verantwortlichkeit der Reichsminiſter eludirt werden ſollte. Faſt finde er ſich 
veranlaßt den Antrag zu ſtellen: „Jedoch darf dieſer Landesrath nie in eine 
revolutionäre proviſoriſche Regierung ausarten“, um Abg. Vacano zu beruhigen. 

Uebrigens bemerke er nur, daß die Reichsgeſetze Ordonnanzen über die 
Execution derſelben in den verſchiedenen Ländern hervorrufen werden, dieſe 
müſſen vom Statthalter unterſchrieben, vom Landesrath contraſignirt werden, 
dadurch werde die Verantwortlichkeit der letzteren allein bedingt. Den Abg. 
Breſtel mache ich aufmerkſam, daß ſeine Bemerkung nicht ſchlagend ſei. Es 
gebe Miniſterpräſidenten, die auch keine Räthe der Krone ſind. Das ſei eben 
Sache des Sprachgebrauches. 

Hein: Er glaube auch, daß man aus dieſen Mißverhältniſſen ſchwer 
herauskommen werde. Einestheils erſcheinen die Landesräthe als Urminiſter, 
auf der anderen Seite ſind ſie wieder abgeleitete Miniſter. Der Landeschef 
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erſcheine auch auf der einen Seite als Bevollmächtiger, als detachirter Beamter 
des Miniſteriums, als ſolcher ſei er nur dem Miniſterium verantwortlich; dann 
ſolle er wieder als Urminiſter dem Reichstage und dem Landtage verantwortlich 
ſein. Das ſei offenbar ein unheilbarer Zwieſpalt. 

Ca valcabo: Die Vertheidiger des $ 79 ſelbſt haben zugeſtanden, daß 
der Landeschef für die Execution der Landesgeſetze dem Landtage verantwortlich 
ſei und ebenſo die Landesräthe. Aber er ſetze den Fall, daß ſie in der 
Execution der Landesgeſetze ſich Eingriffe in die Reichsgewalt zu Schulden 
kommen laſſen, dafür könne doch das Reichsminiſterium nicht verantwortlich 
gemacht werden. Das ſei eine Abnormität, auf die er aufmerkſam mache. 

Laufenſtein: Er habe nur die Frage, ob das Reichsminiſterium für 
Landesgeſetze und Landesverwaltung verantwortlich ſei (Rieger: Nein!); dann 
frage er weiter: Landesgeſetze müſſen dem Kaiſer zur Sanction vorgelegt 
werden. Er könne ſie aber nicht ſanctioniren ohne Contraſignirung des Reichs⸗ 
miniſteriums (Rieger: Der Landesminiſter muß contrafigniren !), dann fei keine 
Regierung im Reiche und nur eine Regierung der Reichs länder vorhanden, 
für welche das Reichsminiſterium nicht verantwortlich iſt. Das ſei aber ein 
Zuſtand, der eben nicht zu verantworten wäre. 

Rieger: Man komme immer darauf zurück, daß man Sachen für uno 
möglich hält, für die man kein Vorbild habe. Da könne aber nie was Neues 
kommen. Das ganze Syſtem unſerer Verfaſſung ſei was Neues, es ſeien 
aber auch unſere Verhältniſſe etwas ganz Neues, nie Dageweſenes. Man 
müſſe alſo unſere Verfaſſung nicht mit der gewöhnlichen Elle meſſen. Er ſehe 
nicht ein, warum die Landesräthe nicht verantwortlich ſein könnten für etwas, 
wofür die Reichsminiſter nicht verantwortlich ſind. 

Wird der Reichsminiſter um etwas Aehnliches interpellirt, ſo werde er halt 
ſagen, daß ihn das nichts angehe. In Nordamerika werde der Gouverneur 
vom Landtage ernannt, und der Staat gehe ſeinen Weg beſſer als irgendwo. 
Weil wir eine Monarchie haben, werde der Kaiſer die Gouverneure ernennen, 
und er ſehe nicht ein, warum es deshalb ſchlechter gehen ſollte. 

Werde der Landeschef ſich ſchlecht erweiſen, ſo werde man ihn zum Aus— 
tritte zwingen, wie jedes andere Mitglied des Miniſteriums. Er hätte wohl 
für den Titel Miniſtergouverneur lieber geſtimmt, wolle aber um Namen 
nicht ſtreiten; daher ftimme er dem Amendement Breſtel's bei, wenn ſein 
Sous⸗Amendement angenommen wird; denn würde der Kreisvorſtand ohne 
Einvernehmen des Landeschefs ernannt, ſo werde ſich dieſer demſelben gegen— 
über in falſcher Stellung befinden. In der doppelten Stellung, in welcher 
der Kreischef ſteht, müſſe er vom Reichsminiſterium nur über Vorſchlag oder 
doch im Einvernehmen des Landeschefs ernannt werden. 

Laſſer: Die Sache werde ihm immer confuſer, er verzweifle beinahe 
an ſeinem Verſtande. Der Miniſtergouverneur ſoll, wie es der Wunſch zu 
ſein ſcheint, ein Mitglied des Miniſteriums ſein. Er habe geglaubt, daß dies 
dort rathſam ſei, wo ein Land aus mehreren Kreiſen beſteht; weil dadurch 
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dem Lande die Entſcheidung näher gerückt wird. Wo aber nur ein Kreis 
beſteht, dort halte er die Landeschefs für überflüſſig, und das Miniſterium 
werde die letzte Inſtanz ſein, während es in größeren Provinzen der Mi⸗ 
niſtergouverneur wäre. Das ſei ſeine bisherige Idee. Allein wenn der Mi 
niſtergouverneur ein College des Reichsminiſteriums iſt, ſo müſſe derſelbe für 
alles verantwortlich ſein, wofür es das ganze Miniſterium iſt. Wie könne 
es aber derſelbe für Sachen ſein, von denen er nichts weiß, weil er im Mi⸗ 
niſterium nicht ſitzt. Er halte dafür, man müſſe die Sache fallen laſſen, und 
die Landeschefs nur dem Miniſterium verantwortlich machen; dann heiße es 
in $ 81: „Der Miniſtergouverneur“ u. ſ. w. Wenn derſelbe für alles das 
verantwortlich iſt, ſo frage er, was dem Reichsminiſterium, namentlich dem 
Miniſterium des Innern übrig bleiben werde. Dann, wie ſtehe es mit deſſen 
Verantwortlichkeit dem Landtage gegenüber. Dort, wo er allein iſt, habe es wohl 
keinen Anſtand, allein dort, wo er ein Collegium verantwortlicher Räthe hat, 
ſei dies nicht möglich; dort werde er dieſem Collegium gegenüber die Krone 
vertreten. Von allen dieſen Verantwortlichkeiten könne er, er müſſe es ge- 
ſtehen, keine klare Anſchauung gewinnen. 
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Fiſchhof: Ich halte die Verantwortlichkeit der Landeschefs für ein con 
ſtitutionelles Unding, das die ganze Staatsmaſchine ins Stocken bringen kann, 
nur für den Vollzug der Landesgeſetze mache man ſie den Landtagen verant⸗ 
wortlich; bezüglich der Reichsgeſetze muß der Landeschef dem Miniſterium ge 
horchen und dieſes allein dem Reichstage verantwortlich bleiben, wir hätten 


ſonſt 14 verantwortliche Miniſter des Inneren, die leicht mit einander in Colli 


ſion kommen könnten. 

Ich ſtelle daher das Amendement zu $ 81: „Für den Vollzug der Reichs⸗ 
geſetze durch die Länderchefs ſind die Reichsminiſter dem Reichstage, für den 
Vollzug der Landesgeſetze iſt jeder Landeschef, dort aber, wo ihm verantwort— 
liche Landräthe beigegeben find, der je contraſignirende Landesrath dem Land⸗ 
tage verantwortlich.“ 

Laſſer: Ich beantrage folgende Aenderungen der $ 79—86. 

§ 79. An der Spitze der Verwaltung jedes aus zwei oder mehreren 
Kreiſen beſtehenden Reichslandes ſteht ein vom Kaiſer ernannter und dem 
Reichsminiſterium für den Vollzug der Reichsgeſetze und für die Ausübung 
der Reichsregierungsgewalt verantwortlicher Statthalter. Die Verwaltung 
jedes Kreiſes in einem ſolchen Reichslande leitet ein von der Centralgewalt 
beſtellter, demſelben verantwortlicher und dem Statthalter untergeordneter 
Kreischef. 
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§ 80. Ob und in welcher Art in einem ſolchen Reichslande, ohne die 
Einheit des Reiches und die Competenz der Centralgewalt zu beirren, dem Statte 
halter für den Vollzug der zum ſelbſtändigen Wirkungskreiſe des Landtages 
gehörigen Landtagsbeſchlüſſe verantwortliche und vom Kaiſer zu ernennende 
Statthaltereiräthe beizugeben ſeien, bleibt der betreffenden Landesverfaſſung 
vorbehalten. Wo ſolche verantwortliche Räthe nicht beſtehen, iſt der Statt— 
halter dem Landtage für den Vollzug der Landesgeſetze verantwortlich. 

§ 81. An der Spitze der Verwaltung jedes aus einem Kreiſe beſtehen— 
den Reichslandes ſteht ein vom Kaiſer zu ernennender, dem Reichsminiſterium 
für die Ausübung der Reichsregierungsgewalt und dem Landtage für den 
Vollzug der Landesgeſetze verantwortlicher Landeschef. 

§ 82. Der Landtag hat das Recht, den Landeschef, den Statthalter 
oder die demſelben landesverfaſſungsmäßig beigegebenen verantwortlichen Räthe 
in Anklageſtand zu verſetzen. Die Aburtheilung ſteht dem Reichsgerichte zu. 

$ 83. Der Statthalter oder Landeschef u. ſ. w. wie im Entwurfe. 

$ 84. Der Statthalter hat die in den Geſchäftskreis der Reichsminiſterien 
des Inneren, des Unterrichts und des Cultus einſchlagenden und das Reichs— 
land, an deſſen Spitze er ſteht, allein betreffenden Angelegenheiten unmittelbar 
im Namen des Reichsminiſteriums zu erledigen. (Hierzu den bereits ad $ 84 
angenommenen Zuſatz.) 

$ 85 wie im Entwurfe. 

$ 86. Die Beſtimmungen über die Beamten, welche in jedem Reichslande 
für die zur ſelbſtändigen geſetzgebenden Gewalt der Landtage gehörigen Ge— 
ſchäfte zu beſtellen find, bleiben der Landesverfaſſung und der Landesgeſetz- 
gebung vorbehalten. 

Breſtel: Da wir über alle dieſe Gegenſtände ſchon ſoviel gehört und 
geſprochen haben, ſo beantrage ich, daß über dieſe amendirten Paragraphen 
ohne weitere Debatte abgeſtimmt werde. 

Rieger: Dagegen muß ich proteſtiren. Abänderungen von gefaßten Be— 
ſchlüſſen können nur im Wege der Vereinbarung geſchehen. Ich bin für die 
Paragraphen des Entwurfes, und Laſſer kann ſeine Amendements zu jedem 
Paragraph ſtellen. 

Der Vorſitzende lieſt nun das geſtern von Breſtel zum S 79 geſtellte 
Amendement vor. 

Laſſer: Vor allem müſſen wir folgende Principienfragen klar beant— 
worten. Soll der Landeschef Miniſter ſein oder nicht? Soll er verantwort— 
liche Räthe haben oder nicht? Darnach richtet ſich ſeine Stellung im Lande 
und ſein Verhältniß nach oben. Der Vorſitzende bemerkt, daß nunmehr über 
dieſe Principienfragen die Discuſſion zu eröffnen ſei. 

Strobach: Die Anſichten hierüber dürften ſich ſchon feſtgeſtellt haben, 
weshalb ich zur Beſchleunigung unſerer Arbeit beantrage, daß alle jene Herrn, 
welche diesfalls Aenderungen wünſchen, ihre Amendements einbringen und 
daß wir hierüber ohne Debatte abſtimmen. 
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Rieger: Ich ſtelle folgendes Amendement zu $ 79. 

S. „An der Spitze der Verwaltung eines jeden Reichslandes ſteht ein vom 
Kaiſer ernannter verantwortlicher Miniſtergouverneur. Inwiefern demſelben 
in einzelnen Reichsländern behufs des Vollzuges der Landesgeſetze verantwort⸗ 
liche, gleichfalls vom Kaiſer zu ernennende Landesräthe beizugeben ſeien, bleibt 
den einzelnen, vom Reichstage zu beſtätigenden Landesverfaſſungen vorbehalten. 

§. Der Miniſtergouverneur iſt für die Ausübung der Reichsregierungs⸗ 
gewalt in jenen Zweigen, die ihm zur Verwaltung übertragen ſind, dem Reichs⸗ 
tage, für die Ausübung der Landesregierungsgewalt aber allein, wofern ihm 
Landesräthe zur Seite ſtehen, gemeinſam dem Landtage verantwortlich.“ 

Man ſagt, es ſei unthunlich, daß der Landeschef Miniſter ſei. Ich halte 
dies nicht bloß für thunlich, ſondern auch für nützlich, ja für nothwendig. Da 
der Landeschef nach $ 81 ſowohl dem Reichs- als dem Landtage verantwort- 
lich ſein ſoll, ſo muß man ihn ſchon deshalb als Miniſter mit einem Landes⸗ 
portefeuille anſehen. 

Sein Einvernehmen mit dem Reichsminiſterium, von dem er dann als 
College behandelt werden muß, iſt eine nothwendige Garantie der Einigkeit 
und Einheit der Regierungsgewalt. Wir haben dann, ſowie zweierlei Geſetz⸗ 
gebung, ſo auch zweierlei Exequenten der Geſetze. Man wende mir nicht ein, 
daß man den Landeschef für das, was der Miniſterrath beſchließt, nicht vere 
antwortlich machen könne, weil er den Miniſterconferenzen nicht beiwohnt. 
Das iſt kein Hinderniß, ihn überhaupt für verantwortlich zu erklären; denn 
er iſt wie jeder Miniſter nur für das verantwortlich, was er contraſignirt. 
So war auch Kraus in Wien nicht für das verantwortlich, was ſein College 
Weſſenberg in Olmütz verfügte. Die Reichsgeſetze hat der Landeschef allein zu 
contraſigniren, ſonſt könnte ein Reichsminiſter eine der Antonomie des Landes 
angehörende Verfügung auf eigene Fauſt erlaſſen und könnte ſich der dies— 
fälligen Verantwortung entziehen, da er dem Landtage nicht verantwortlich iſt, 
oder die Autonomie des Landes dadurch illuſoriſch werden, daß das Reichs— 
miniſterium die Contraſignirung eines Landesgeſetzes verweigerte. Ich ſehe 
auch nicht ein, was die Verantwortlichkeit des Landeschefs hindern ſoll, ſobald 
er verantwortliche Landesräthe zur Seite hat; denn es findet dann zwiſchen ihm 
und ſeinen Räthen ganz daſſelbe Verhältniß wie zwiſchen dem Miniſterprä— 
ſidenten und den übrigen Miniſtern ſtatt; er iſt für alle von ihm contra⸗ 
ſignirten Verfügungen verantwortlich. 

Cavalcabo: Ich bin entſchieden gegen die Meinung, daß die Landes: 
chefs Mitglieder des Miniſterrathes ſein ſollen; denn wir hätten dann in 
Oeſterreich ein ungeheueres Miniſtercollegium. Man mache nur den Kopf, 
aber nicht auch alle Glieder verantwortlich. Je höher die Verantwortlichkeit 
gelegt iſt, deſto beſſer. Der Landeschef ſoll bloß ein verantwortlicher Bevoll— 
mächtigter des Miniſteriums ſein. 

Der Vorſitzende brachte nun die Principienfrage, ob der Landeschef ein 
Mitglied des Reichsminiſteriums ſein ſoll, zur Abſtimmung. 


} 
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Dieſe Frage wurde von der Majorität verneint. 

Fiſchhof bringt nun folgende Amendements ein: 

§ 79. An der Spitze jedes Reichslandes ſteht ein vom Kaiſer ernannter 
und dem Reichsminiſterium für den Vollzug der Landesgeſetze und für die 
Ausübung der Reichsregierungsgewalten verantwortlicher Chef, welcher in 
Reichsländern, die aus zwei oder mehreren Kreiſen beſtehen, Statthalter, 
in Reichsländern, die aus einem Kreiſe beſtehen, Landeshauptmann (Gouver— 
neur) heißt. 

§ 80. Ob und in welcher Art dem Statthalter, ohne die Einheit des 
Reiches und die Competenz der Centralgewalt zu beirren, für den Vollzug der 
Landesgeſetze verantwortliche und vom Kaiſer zu ernennende Statthaltereiräthe 
beizugeben ſeien, bleibt den betreffenden Landesverfaſſungen vorbehalten. 

Der Landeshauptmann (Gouverneur), der Statthalter, oder falls ihm 
verantwortliche Räthe zur Seite ſtehen, das contraſignirende Mitglied des 
Statthaltereirathes, iſt dem betreffenden Landtage für den Vollzug der Landes— 
geſetze verantwortlich. 

$ 81. Der vom Landtage in Anklageſtand verſetzte Landeschef, Statt— 
halter oder Statthaltereirath wird vom Reichsgerichte abgeurtheilt. 

§ 82. Die Verwaltung jedes Kreiſes in aus mehreren Kreiſen beſte— 
henden Reichsländern leitet ein vom Kaiſer ernannter und dem Statthalter 
untergeordneter Kreischef. 

Goldmark: Ich beantrage, daß die principielle Frage über die Zuläſ— 
ſigkeit verantwortlicher Landesräthe jetzt zur Abſtimmung komme. 

Mayer: Ich bin mit dem von Fiſchhof beantragten § 79 ganz einver— 
ſtanden. 

Dieſer Paragraph wurde nun von der Majorität angenommen. 

Rieger: Machen wir uns doch zuerſt die Frage klar. Soll der Statt— 
halter verantwortlich ſein und wem? Nach dem eben angenommenen $ 79 
iſt er dem Reichsminiſterium verantwortlich. Das iſt eine amtliche, aber keine 
parlamentariſche Verantwortlichkeit, und er iſt demnach in Landesangelegen— 
heiten ganz unverantwortlich. 

Goldmark: Ich beantrage, daß die Beſtimmung über die Verantwort— 
lichkeit der Landesräthe als nicht vereinbar mit den übrigen Beſtimmungen 
dieſer Conſtitution weggelaſſen werde. Wer ſoll dieſe Räthe ernennen? Das 
Reichsminiſterium? Dann muß daſſelbe auch für ſie verantwortlich ſein. 
Nur in ſolchen Ländern, welche mit der Monarchie bloß durch die Perſonal— 
union des Monarchen zuſammenhängen, können verantwortliche Räthe beſtehen. 
Dann ſtünde aber der König von Böhmen zum Könige von Galizien oder 
Ungarn in keiner Beziehung. Das geht aber nicht an. 

Cavalcabo: Wir müſſen vor allem erwägen, ob die Landesräthe mit 
der Einheit Oeſterreichs und mit der Verantwortlichkeit der Reichsminiſter in 
Harmonie gebracht werden können. Das ſcheint mir nicht ausführbar; ja 
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wir ſchaffen damit 14 und 15 unverantwortliche Paſchas oder Satrapen und 
würden uns damit einen gerechten Tadel des Publicums zuziehen. 
Strobach: Mir ſcheinen die Bedenken Cavalcabo's ganz ungegründet. 
Die Landtage haben einen ſelbſtändigen Wirkungskreis, welcher die Einheit 
»Oeſterreichs nicht aufhebt. Was von der Geſetzgebung gilt, gilt auch von der 
Adminiſtration. Die Statthaltereiräthe können ohne den, dem Reichsminiſte⸗ 


rium verantwortlichen Statthalter nichts thun. Sobald die von Laſſer bean⸗ 


tragten Beſtimmungen angenommen werden, wird der Reichsgewalt nichts ver⸗ 
geben, worüber uns ſchon die politiſche Geſinnung des Abg. Laſſer beruhigen 
könnte. 

Rieger: Wir müſſen vor allem entſcheiden, wer die Landesgeſetze zu 
contraſigniren hat, ob der Kaiſer und das Reichsminiſterium, oder der Statt⸗ 
halter? 

Laſſer: Die Sanction der Geſetze geſchieht nur über Antrag der Reichs— 
miniſter, alſo ſteht auch nur dem Kaiſer und den betreffenden Miniſtern die 
Unter⸗ und Gegenzeichnung zu. i 

Mayer: Wir müſſen das ABC des Staatsrechtes nicht aus den Augen 
verlieren. Soll die Unterſchrift des Kaiſers einen Zweck haben, fo muß die 
ſelbe bei Reichsgeſetzen vom Reichsminiſter, bei Landesgeſetzen vom Statthalter 
contraſignirt werden; denn die Beſchlüſſe des Reichstages hat der Reichsmini⸗ 
ſter, die des Landtages der Landeschef dem Kaiſer vorzulegen, ſonſt könnte die 
Autonomie der Länder leicht dadurch umgangen werden, daß der Reichsminiſter 
die Sanction der Landesgeſetze verhindert. Wenigſtens müßte der Landeschef 
oder betreffende Statthaltereirath die Landesverfügungen mit contraſigniren. 

Pinkas: Wir haben beſchloſſen, daß der Landesgouverneur kein Reichs— 
miniſter ſei; alſo kann er die Landtagsbeſchlüſſe nur durch das Reichsmini⸗ 
ſterium dem Kaiſer zur Sanction vorlegen; dieſe ſanctionirten Ordonnanzen 
ſind ſowohl vom betreffenden Reichsminiſter als vom Landeschef zu contra 
ſigniren, weshalb ich nicht mit Rieger, wohl aber mit Fiſchhof einverſtanden bin. 


Mayer: Ich bin mit dem von Fiſchhof beantragten $ 80 ad verbum 


einverſtanden. 
Der Vorſitzende brachte über Andringen Goldmark's zuerſt die Frage zur 
Abſtimmung, ob über ſein Amendement noch ein Beſchluß zu faſſen ſei? 
Die Majorität verneinte dieſe Frage. 
Für die zwei erſten Sätze des Amendements Fiſchhof's zu § 80 ſtimmten 


nun mit Ja die Abg. Feifalik, Fiſchhof, Goriup, Krainz, Mayer, Strobach, 


Petranovich, Pinkas, Plenkovich, Rieger, Smolka, Breſtel, Vlach und Zie— 
mialkowsky; dagegen mit Nein die Abg. Laufenſtein, Cavalcabo, Goldmark, 
Hein, Jachimovicz, Laſſer, Ratz, Scholl, Turco und Vacano. Daſſelbe wurde 
alſo mit 14 gegen 10 Stimmen angenommen. 

Für den Zuſatzantrag Fiſchhof's zu § 80, lautend: „Wo verantwortliche 
Statthaltereiräthe beſtehen, hat kein, die Vollziehung der Landesgeſetze be— 
treffender Act des Statthalters Gültigkeit ohne Contraſignatur eines verante 
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wortlichen Statthaltereirathes“, ſtimmten mit Ja die Abg. Feifalik, Fiſchhof, Jachi⸗ 
movicz, Krainz, Mayer, Strobach, Petranovich, Pinkas, Plenkovich, Rieger, 
Smolka, Breſtel, Vlach und Ziemialkowsky; mit Nein dagegen die Abg. Laufen— 
ſtein, Cavalcabo, Goldmark, Goriup, Hein, Laſſer, Ratz, Scholl, Turco und 
Vacano. Derſelbe wurde daher mit 14 gegen 10 Stimmen angenommen. 

Es wurde nun beſchloſſen, die letzten zwei Abſätze dieſes von Fiſchhof 
amendirten und angenommenen § 80 als § 81 anzunehmen. 

Für Annahme des § 82, lautend: „Der Landtag hat das Recht, den 


Landeshauptmann (Gouverneur), den Statthalter oder die Statthaltereiräthe in 


Anklageſtand zu verſetzen. Die Aburtheilung ſteht dem Reichsgerichte zu“, 
ſtimmten mit Ja 16, mit Nein 9 Mitglieder. 


8.83. 


Es ſprach ſich fofort die Majorität für Annahme des § 83 in folgender 
Faſſung aus: „Der Landeshauptmann (Gouverneur), der Statthalter und die 
Statthaltereiräthe haben Zutritt in den Landtag, und müſſen auf ihr Verlangen 
gehört werden. Der Landtag kann ihre Gegenwart fordern.“ 


8 84. 


Cavalcabo: Alle Landeschefs müſſen das Recht haben; denn ſein Name 
und der Umfang der Provinz kann nicht ſeinen Wirkungskreis ändern, ſonſt 
wäre die Autonomie der einzelnen Provinzen eine verſchiedene; daher müſſen 
wir im Eingange dieſes Paragraphen ſagen: „Der Statthalter oder Landes- 
hauptmann (Gouverneur) hat“ u. ſ. w. 

Dieſer Antrag wurde angenommen, und es lautet demnach der $ 84 fo: 
„Der Statthalter oder Landeshauptmann (Gouverneur) hat alle in den Ge— 
ſchäftskreis der Reichsminiſterien des Inneren, des Unterrichtes und des Cultus 
gehörigen Angelegenheiten im Namen des betreffenden Miniſteriums unmittel- 
bar zu erledigen.“ 

$ 85. 

Dieſer Paragraph wurde wie im Entwurfe angenommen, nur anſtatt 

„Landeschef“ geſetzt „Statthalter oder Landeshauptmann (Gouverneur).“ 
Ferner wurde beſchloſſen, den § 94b zu ſtreichen und hier als $ 85 b 
folgenden Paragraphen anzunehmen. 

$ 85b. Die Beſtimmungen über die Beamten, welche in jedem Reichs- 
lande für die zur ſelbſtändigen geſetzgebenden Gewalt der Landtage gehörigen 
Geſchäfte zu beſtellen ſind, bleiben der Landesverfaſſung und der Landesgeſetz— 
gebung vorbehalten. 

Breſtel: Ich ſtelle nun den Antrag, daß wir jetzt zur dritten Leſung 
des Entwurfes ſchreiten. 

Pinkas: Wenn Breſtel unter der dritten Leſung eine ſtiliſtiſche Reviſion 
des Entwurfes verſteht, ſo bin ich mit ihm einverſtanden; erlaube mir aber im 
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vorhinein gegen eine abermalige Abänderung der bereits gefaßten Beſchlüſſe zu 
proteſtiren. 

Breſtel: Ich glaube, wir ſollen uns nicht die Möglichkeit abſchneiden, 
bei der Reviſion zweckmäßige Abänderungen zu machen. Ich geſtehe, daß ich 
bezüglich der Länderkammer in kleinen Provinzen Modificationen wünſche, und 
hoffe, daß wir uns friedlich einigen werden. Auf die Bukowina und Tirol 
müſſen wir auf jeden Fall zurückkommen. 

Laſſer: Ebenſo wünſche auch ich eine abermalige Debatte der $$ 2 und 
76; bezüglich des letzteren ſind wir ſechs Vertreter (in der Länderkammer) für 
kleine Provinzen, wie Salzburg, zu viel. 

Pinkas: Das iſt Beſchluß nach langer Debatte; ich proteſtire gegen eine 
diesfällige Abänderung. Ja ich möchte dies des Pudels Kern nennen. Die 
Koſtenfrage iſt hiebei ganz unentſcheidend. Ich beweiſe damit meine Unpar⸗ 
teilichkeit und daß ich keine Präponderanz der Slawen anſtrebe; denn ich ſehe 
in dieſem Punkte eine Garantie der deutſchen Provinzen, geben Sie dieſe auf, 
und Oeſterreich wird eine ſlawiſche Monarchie. Ebenſo werde ich gegen die 
Trennung der Bukowina von Galizien ſtimmen; denn die Bewohner der letz— 
teren ſchielen auf die Donaufürſtenthümer. Daß dieſe aber öſterreichiſch werden, 
dazu iſt nach dem letzthinnigen Einmarſche der Ruſſen wenig Hoffnung vor— 
handen. Die galiziſche Landesverfaſſung kann der Bukowina die erforderlichen 
Conceſſionen garantiren. Gegen ein abermaliges Rütteln an unſeren Beſchlüſſen 
muß ich aber proteſtiren. 

Ratz: Ich finde mich verpflichtet, darauf zu dringen, daß der $ 2 zu 
Gunſten Vorarlbergs abermals in Berathung komme. Auch ich fürchte, daß 
man es unbillig finde, daß das kleine Vorarlberg ſechs Abgeordnete in die 
Länderkammer ſende, daher ich den Grundſatz ausgeſprochen wünſche, daß kein 
Land in die Länderkammer mehr als in die Volkskammer Abgeordnete zu 
ſenden habe. 

Rieger: Ich hoffe, daß es Niemand hier wagen werde, unſere bisherigen 
Beſchlüſſe reaſſumiren zu wollen. Die bisherigen Debatten haben mir viel 
Aerger gebracht und gewiß mehrere Jahre meines Lebens gekoſtet; ich ließ 
vieles über mich ergehen, weil ich auf Modificationen rechne, und wir unſere 
Minoritätsvoten in den Sectionen und in der Kammer begründen werden, 
hier verlange und wünſche ich aber um alles in der Welt keine Wiederholung 
unſerer Debatten. 

Breſtel's Antrag über das Verhältniß der Vertreter iſt bereits als Mi— 
noritätsvotum im Protokoll erſichtlich; nur bezüglich der Bukowina haben wir 
eine abermalige Berathung beſchloſſen. 

Laſſer: Ich frage den Präſidenten, ob nicht noch die Zahl der Kreiſe 
heute in die Debatte kommen ſollte. Ì 

Hierauf bemerkt der Vorſitzende, daß man hiezu ſtatiſtiſche Daten noth— 
wendig habe, um deren Mittheilung bereits das Miniſterium des Inneren 
erſucht worden ſei. 


wn 
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Mayer: Ich bin ganz einverſtanden, daß ſchon jetzt die Anzahl der Kreiſe 
der Provinzen feſtgeſetzt werde. Obwohl gewiſſe Landestheile, wie Welſchtirol, 
die Bukowina, Vorarlberg zweifellos beſondere Kreiſe bilden müſſen, ſo können 
wir doch nicht jetzt ſchon die Abgrenzung der Kreiſe berathen. 

Breſtel: Die Abgrenzung der Kreiſe muß nicht bloß nach Verhältniß 
der Bevölkerung, ſondern auch mit Berückſichtigung der Nationalitäten ge— 
ſchehen, und einem eigenen Reichsgeſetze vorbehalten bleiben. Die Anzahl der 
Kreiſe kann aber ſchon jetzt mit Annahme einer Durchſchnittszahl von 4 bis 
500 000 Seelen auf einen Kreis feſtgeſetzt werden. Ich beantrage, eine Com— 
miſſion zur Feſtſetzung eines diesfälligen Verhältniſſes und zur Erſtattung 
eines Vorſchlages hierüber zuſammenzuſetzen. 

Dieſer Antrag wurde angenommen; in dieſe Commiſſion die Abg. Rieger, 
Ziemialkowsky, Mayer, Breſtel und Cavalcabo gewählt. 


Sitzung am 28. Februar 1849 (Nachmittags). 


An der Tagesordnung waren die Referate in Anſehung Galiziens, der 
Bukowina und Tirols. 

Scholl erſtattete zuerſt ſein Referat über die (35) Petitionen für und 
wider die Theilung Galiziens. 

Die Petitionen um Theilung Galiziens in einen polniſchen und ruthe— 
niſchen Theil ſeien theils von der rutheniſchen Centralverſammlung in Lem— 
berg, theils von verſchiedenen Gemeinden ausgegangen. Einige derſelben ſeien 
mit ſehr vielen, z. B. gegen 21000, ja 67 000 Unterſchriften (großentheils und 
erklärlicherweiſe Kreuzzeichen) bedeckt. Man wolle ſie mit der anerkannten 
Gleichberechtigung aller Nationalitäten begründen und führe an, daß nur die 
polniſche Umwälzungspartei dieſer Theilung entgegenſtehe. Das Memorandum 
(Nr. 799) ſuche dieſe Theilung auch durch eine hiſtoriſche Darſtellung zu 
begründen. 

Sein Antrag lautet: „Der Conſtitutionsausſchuß hat bei Berathung des 
$ 2 eine neue Gebietseintheilung nicht als Poſtulat der conſtitutionellen Mon— 
archie anerkannt, ſondern beſchloſſen, daß die Gebietseintheilung nach dem 
hiſtoriſchen Princip, d. i. nach dem Zufalle des allmählichen Erwerbes, beizu— 
behalten ſei, dergeſtalt, daß jedes Land, welches ſich als ſelbſtändiger Erwerb 
darſtellt, und bisher eine gewiſſes Sonderleben, namentlich eine beſondere 
ſtändiſche Verfaſſung hatte, auch in Zukunft eine Einheit im Staate bilden 
ſoll. Der von den Ruſſinen bewohnte Theil Galiziens ſtellt ſich nicht als 
eine ſelbſtändige Erwerbung dar, hatte im öſterreichiſchen Kaiſerſtaate niemals 
ein Sonderleben, niemals eine beſondere ſtändiſche Verfaſſung. Die ruthe— 
niſche Nationalität iſt durch den S 21 der Grundrechte gewahrt; die Einthei— 
lung des Staates nach Nationalitäten wäre eines der weſentlichſten Hinder— 


348 Sitzung am 28. Februar 1849. 


niſſe des Volksgeiſtes. Die Klagen über die Anwendung der polniſchen Sprache 
in den Schulen des rutheniſchen Theils von Galizien find von dem gegen— 
wärtigen Miniſterium ohnehin ſchon gehoben worden. 

Hiernach find dieſe Petitionen zur Einſicht aller Mitglieder des Reichs⸗ 
tages auf den Tiſch des Conſtitutionsausſchuſſes zu legen und iſt davon der 
Reichstag in die Kenntniß zu ſetzen.“ 

Dieſer Antrag wurde angenommen. 

Der Vorſitzende erinnerte, daß, nachdem der Conſtitutionsentwurf die neun 
Abtheilungen durchlaufen haben werde, bei der dritten Leſung dieſes Entwurfes 
im Ausſchuſſe über dieſen Gegenſtand weiter debattirt werden ſolle. 

Smolka erſtattete nunmehr ſein Referat über die (8) Petitionen für und 
wider die Abtrennung der Bukowina von Galizien, bezüglich welchen Gegen— 
ſtandes die Debatte vom Ausſchuſſe noch offen gehalten worden war. 

Die erſten vier Petitionen dafür ſeien wohl nur mit einigen hundert Unter⸗ 
ſchriften bedeckt. Dieſelben repräſentiren jedoch, wie ihm bekannt ſei, die Intelli⸗ 
genz. Die Bukowina habe gegen 400 000 Einwohner, deren überwiegende Mehr 
zahl Rumänen ſeien. Die beſte Begründung ihrer Bitte, um Trennung von 
Galizien, ſei in dem Memorandum (Nr. 3580) enthalten, welches auch eine 
Deputation dem Kaiſer nach Olmütz gebracht habe. (Wird abgeleſen.) Die vier 
Petitionen dagegen, deren eine lediglich vom Abg. Gobiliza unterſchrieben ſei, 
gehen von der Anſicht aus, daß die Bauern in Folge der ſtattgegebenen Tren⸗ 
nung von Oeſterreich weggezogen würden und wieder roboten müßten. 

Sein Antrag lautet: „Der Bukowina ſei eine abgeſonderte provinzielle 
Stellung zuzugeſtehen. Die Petitionen ſelbſt ſeien auf den Tiſch des Con- 
ſtitutionsausſchuſſes zur Einſicht aufzulegen und dies in der Kammer zu 
verkündigen.“ 

Pinkas ergreift das Wort und bemerkt, er habe ſich ſchon heute Vor— 
mittags gegen die Lostrennung ausgeſprochen. Die Lostrennung werde bes 
ſonders von der Geiſtlichkeit betrieben, und er ſei ein Todfeind alles präpon⸗ 
derirenden Einfluſſes der Geiſtlichkeit. Das Land ſei klein, ein eigener Landtag 
werde ihm gefährlich werden und den Einfluß des Centralminiſteriums er— 
ſchweren. Man ſolle dort vorerſt das Gemeindeweſen regeln, und das Land 
dem Einfluſſe des galiziſchen Statthalters gegenwärtig noch nicht entziehen. 

Fiſchhof ſpricht ſich für die Trennung aus. Er fürchte ſich nicht vor 
einer walachiſchen Ruſſenliebe, halte die Bukowina für einen Kryſtalliſations⸗ 
punkt, an den ſich ſeiner Zeit die Walachei anſchließen werde, und zwar um 
ſo eher, je mehr ſie und die Moldau die Bukowina um ihre freien In⸗ 


ſtitutionen werden beneiden können. Den Wunſch, ſich Oeſterreich anzu⸗ 


ſchließen, habe er bei ſeiner letzten Anweſenheit in Galizien aus dem Munde 
vieler walachiſchen und moldauiſchen Edelleute vernommen. 

Rieger meint, der Wunſch der Trennung der Bukowina gehe nur von 
der Ariſtokratie und Büreaukratie aus, nicht vom Volke. Er habe von Augen⸗ 
zeugen gehört, daß namentlich rumäniſche Edelleute ihre Bauern am meiſten 
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bedrücken, mehr noch als die Juden. Aus dem Grunde proteſtiren auch einige 
Reichstagsdeputirte aus der Bukowina gegen die Abtrennung. Unter den 
ca. 340 000 Einwohnern der Bukowina ſeien etwa 100 000 Ruthenen, die 
übrigen ſeien theils Rumänen, theils Walachen, welche die erſteren unter— 
drücken werden. Man müſſe die Ruthenen als eine Nationalität anerkennen 
und auch in der Bukowina beſchützen, was weit beſſer geſchehe, wenn man ſie 
mit Galizien vereinigt laſſe, als wenn man die Bukowina ſelbſtändig macht, 
wo man ſie einer türkiſchen Wirthſchaft preisgebe, und leicht an die Moldau 
und Walachei verlieren könne, die vielleicht einmal zu einer ruſſiſchen Se— 
cundogenitur beſtimmt ſeien. 

Breſtel bemerkt, er müſſe ſich conſequent für die Abtrennung ausſprechen. 
Man habe bisher allen jenen Ländern, denen eine provinzielle Selbſtändigkeit 
gebührt hatte, wenn ſie nicht, wie z. B. Vorarlberg, gar zu klein waren, eine 
gewiſſe Autonomie gegeben. Die Bukowina habe einmal einer ſolchen Selb— 
ſtändigkeit ſich erfreut, habe eine größere Bevölkerung als Kärnthen, ihre Ab— 
trennung ſei auch von politiſcher Wichtigkeit; denn ſie werde zu einem Attrac— 
tionspunkte für die Moldau und Walachei werden. Man mache hier keine 
Ausnahme von der hiſtoriſchen Regel und ſuche durch Intelligenzbeförderung, 
nicht durch Waffengewalt gegen Oſten hin Propaganda zu machen. 

Laſſer erklärt ſich mit den Anſichten Fiſchhof's und Breſtel's einver— 
ſtanden. Die Bevölkerung ſei dort in bedeutendem Zunehmen begriffen, und 
man müſſe jedem Lande, das eine gewiſſe Selbſtändigkeit bewahrt habe, wie 
die Bukowina, dieſelbe auch forthin zu erhalten ſuchen. 

Ziemialkowsky wundert ſich über die wahrhaft wunderlichen Conſe— 
quenzen, nach denen man Galizien mit ſeinen ganz nahe verwandten Stämmen 
trennen, Bukowina mit ſeinen verſchiedenen Nationalitäten bei Galizien behalten 
will, dort auf Umſtände Rückſicht nehme, die man hier nicht beachte, und bemerkt, 
daß die Polen, welche für ihre Brüder in anderen Provinzen gar nichts ge— 
ſprochen haben, der Bukowina volle Gerechtigkeit widerfahren laſſen. Unge— 
achtet ſie mit ihrem Religionsfonds an 7000 000 fl. und anderen Dingen ein 
ſehr anlockender Biſſen für Polen wäre, ſo anerkenne er doch mit der den 
Polen ſtets eigenen Gerechtigkeit die Selbſtändigkeit der Bukowina. 

Goldmark ſpricht ſich im ſelben Sinne aus und glaubt die Walachei 
werde doch eher von Oeſterreich angezogen werden als umgekehrt. Die Buko— 
wina werde ein Magnet für die Moldau und Walachei bilden. Der Umſtand, 
daß ungefähr ein Drittel ihrer Einwohner Ruthenen ſeien, ſpreche nicht gegen 
die Trennung. 

Cavalcabo bemerkt, nach der in den ſtatiſtiſchen Tabellen genommenen 
Einſicht ſtelle ſich die Bevölkerungszahl dort ſo groß heraus, wie in Küſten— 
land, Kärnthen, Dalmatien und Salzburg. Gegen die Abtrennung derſelben 
von Galizien habe man auch gar keine ſtichhaltigen Gründe anzuführen gewußt. 

Kautſchitſch meint, er müſſe ſich ſchon deshalb für die Lostrennung der 
Bukowina ausſprechen, weil ſie eine Schwächung Galiziens und namentlich der 
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Ruſſinen zur Folge habe, welch letztere mit den Ruſſen ſympathiſiren ſollen. 
Oeſterreich müſſe ſein Hauptaugenmerk auf das Stromgebiet der Donau werfen, 
und die Moldau und Walachei zu ködern ſuchen, was durch dieſe Trennung 
und einen bukowiniſchen Landtag in Czernowitz am beſten geſchehen könne. 
Am Landtage in Lemberg könnte ſich die Mehrzahl der Bewohner Bukowinas 
nicht verſtändlich machen. Sie müßten gegenwärtig auch eher Deutſch lernen, 
bevor man ſie Polniſch lernen laſſe. 

Smolka als Referent verſichert, ihn habe in dieſer Angelegenheit wahr⸗ 
lich nur das Motiv der Gerechtigkeit geleitet. 8 

Pinkas und Rieger, die einzigen Sprecher dagegen, verſichern ihn, daß 
ſie an derſelben niemals gezweifelt, und ſich durch die Gründe, welche dafür 
angeführt worden, gleichfalls zur entgegengeſetzten Anſicht gezogen fühlen. 

Bei der verlangten und hierauf vorgenommenen namentlichen Abſtim⸗ 
mung ergab es ſich, daß ſämmtliche gegenwärtige 27 Mitglieder des Aus- 
ſchuſſes mit Ausnahme der abweſenden drei Abg. Laufenſtein, Hein und Vlach 
dafür mit Ja ſtimmten. 

Nunmehr kam die Frage der Abtheilung Tirols in ein Deutſchtirol und 
und Welſchtirol an die Reihe. Der Vorſitzende bemerkte, daß der über die zu 
geſchehende Abtheilung gefaßte Beſchluß, wie es die Protokolle des Ausſchuſſes 
weiſen, feſt ſtehe. i 

Pfretſchner entgegnet auf die damals von Breſtel über die beabſich⸗ 
tigte Ausſcheidung der Nordtiroler vom Reichstage hingeworfenen Aeußerungen, 
die er übrigens der Aufregung zuſchreiben und durch dieſe entſchuldigen wolle. 
Insbeſondere erklärt er den, den Nordtirolern damals gemachten Vorwurf der 
Drohungen für lächerlich. 

Breſtel verharrt bei ſeiner diesfalls ausgeſprochenen Anſicht, und meint, 
es ſei jetzt nicht an der Zeit, eine Frage der neuerlichen Debatte zu unter⸗ 
ziehen, worüber man laut der Protokolle bereits einen Beſchluß gefaßt habe. 
Der Conſtitutionsentwurf habe noch keine Geſetzeskraft, man ſolle denſelben 
vor die neun Abtheilungen bringen, bei der dritten Leſung könne der Aus 
ſchuß mit Berückſichtigung der dort geäußerten Meinungen, ſohin noch einmal 
über die Frage debattiren. Den Maßſtab, den man bei anderen Ländern dies⸗ 
falls angelegt habe, müſſe man auch bei Tirol anlegen. Er ſehe nicht ein, 
warum man, ſelbſt wenn man Drohungen erhebe, bei dieſem Lande Aus 
nahmen machen wolle. 

Pfretſchner beruft ſich nunmehr auf jene Zuſicherungen, welche die 
nordtiroliſchen Deputirten diesfalls von den aus dem Ausſchuſſe zu ihnen 
entſendeten Herrn erhalten haben, nach welchen die erwähnte Frage der Thei 
lung ſchon längſt einer neuerlichen Prüfung und Debatte hätte unterzogen 
werden ſollen. 

Turco proteſtirt gegen eine neuerliche Verhandlung dieſes Gegenſtandes. 
Er theile Breſtel's Anſicht in Anſehung des hierüber bereits gefaßten Be 
ſchluſſes, und weiſe auf den bezüglich der galiziſchen Theilungsfrage eben heute 
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gefaßten neueſten Beſchluß hin. Die zu den nordtiroliſchen Vertretern ent— 
ſendeten Mitglieder dieſes Ausſchuſſes hatten nicht den Charakter einer offi— 
ciellen Deputation; das, was ſie den Nordtirolern verſprochen haben, ſei daher 
auch nur als Privatverſprechen anzuſehen, das man dann, wenn der Con 
ſtitutionsentwurf aus den neun Abtheilungen zurückkomme, durch die neuer 
liche Debatte über dieſen Gegenſtand löſen könne. 

Hein erinnert, man habe ſich damals gegenſeitig dahin verſtändigt, daß 
man möglichſt bald auf den in Anſehung der erwähnten Frage bereits gefaßten 
Beſchluß zurückkommen, und eben dieſe Frage insbeſondere dann noch einmal 
der reifen Berathung unterziehen werde, wenn die Nordtiroler etwa in einem 
Memorandum die gewichtigen Gründe dagegen ausſprechen und ſelbes dem 
Ausſchuſſe überreichen würden. Ein ſolches Memorandum ſei ſeines Wiſſens 
von den Nordtirolern auch überreicht worden, und er ſei daher der Anſicht, 
daß man dieſe Frage ſogleich neuerlich der Debatte unterziehen ſolle, weil man 
ſich durch jene Gründe vielleicht zu einem anderen Beſchluſſe bewogen fühlen 
dürfte, und der erſte Conſtitutionsentwurf, wenn er noch vor der Debatte in 
den neun Abtheilungen zur Oeffentlichkeit komme, eine große Gährung im 
Lande Tirol hervorbringen könne. 

Pfretſchner beſtätigt dieſe Angabe Heins, entgegnet zugleich dem Abg. 
Turco, daß jene Herrn nicht als bloße Privatperſonen zu den nordtiroliſchen 
Deputirten gekommen ſeien, daher auch ihr Verſprechen keineswegs nur den 
Charakter eines Privatverſprechens, ſondern den eines officiellen an ſich habe, 
beruft ſich übrigens auf das demzufolge von den Vertretern Nordtirols über— 
reichte Memorandum. 

Scholl dringt auf ſogleiche Erledigung dieſes Memorandums. 

Kautſchitſch ſpricht ſich gleichfalls für deſſen ſogleiche Erledigung aus, 
um ſo mehr als Vorwürfe laut geworden ſeien, der Conſtitutionsausſchuß 
liebäugle mit Carlo Alberto. 

Jenes Verſprechen, das die entſendeten Mitglieder des Ausſchuſſes den 
Nordtirolern gemacht haben, ſei von ihnen keine Eigenmächtigkeit. 

Turco verwahrt ſich feierlichſt wegen der Verdächtigung eines Einver— 
ſtändniſſes mit Carlo Alberto, inſoweit dies die Südtiroler betreffen ſollte. 
Es handle ſich um die Rechte ſeiner Mandanten, die ihn hierher entſendet 
haben, ſeine Perſon ſei hier gar nicht im Spiele. Die Trennung Welſch— 
tirols von Deutſchtirol liege nur im Intereſſe Oeſterreichs, ſie ſei ein längſt 
gefühltes und im Trienter und Roveredaner Kreiſe laut ausgeſprochenes Be— 
dürfniß der Bevölkerung. Tirol werde nichtsdeſtoweniger Tirol bleiben, und 
die Welſchtiroler die treueſten Unterthanen Oeſterreichs ſein, wenn man ihren 
gerechten Anforderungen entſprechen werde. 

Laſſer, Mitglied der oberwähnten Deputation, bemerkt, daß dieſe durch— 
aus nicht ihr Miſſionsmandat überſchritten habe. Sie habe den Nordtirolern 
allerdings, und wie er glaube, nur im Sinne ihrer Miſſion, eine neuerliche 
Berathung jener Frage zugeſichert, ſobald ſich nur eine ſchickliche Veranlaſſung 
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(etwa ein Memorandum) hierzu finden würde. Er möchte dem Abg. Turco 
nichts dringlicher ans Herz legen, als daß der Conſtitutionsausſchuß Beſchlüſſe 
zu vermeiden habe, von denen er, wie es bei dem in Frage ſtehenden der Fall 
ſei, mit Zuverſicht vorausſehen könne, daß er die kaiſerliche Sanction nicht 
erhalten werde. 

Mayer, der das ihm zugetheilte Memorandum der nordtiroliſchen Des 
putirten producirt, ſpricht ſein Bedauern aus, daß, wie er es doch damals 
ausdrücklich vorgeſchlagen habe, nicht deutlich ausgeſprochen worden ſei, die 
vom Conſtitutionsausſchuſſe entſendete Deputation habe einen officiellen Cha⸗ 
rakter an ſich. Geſetzt aber auch, die Deputation hätte bloß privatim den 
glücklichen Verſuch einer Verſöhnung gemacht, ſo ſehe er doch das vorliegende 
Memorandum nicht als einen bloßen Papierfetzen an, und glaube, daß es 
hinreichende Veranlaſſung gebe, dieſen ſo wichtigen Gegenſtand, des gefaßten 
Beſchluſſes ungeachtet, einer neuerlichen Berathung zu unterziehen. 

Pinkas iſt derſelben Anſicht; wenn der Conſtitutionsentwurf ſo vor die 
Oeffentlichkeit gelange, entſtünde ſeiner Meinung nach in Tirol Mord und 
Todtſchlag. 

Tur co widerſpricht ſeiner Behauptung und ſieht nicht ein, was ihn zu 
derſelben veranlaſſen könne. 

Laſſer ſpricht wiederholt ſein Bedauern darüber aus, daß dieſer Beſchluß 
des Ausſchuſſes jetzt ſchon vor die Oeffentlichkeit gekommen ſei und ſolche 
Differenzen hervorgebracht habe, und iſt gleichfalls für wiederholte Eröffnung 
der Debatte über dieſen Gegenſtand. 

Feifalik, als Vorſitzender des Ausſchuſſes, erinnert nunmehr die Ver 
ſammlung, daß nach den diesfälligen Protokollen den Nordtirolern allerdings 
eine Reconciliation verſprochen worden ſei; es handle ſich nun darum, was 
man unter dieſem Ausdrucke verſtanden haben wollte, aufzuklären. 

In dieſer Anſicht ſtelle er an die Verſammlung die Frage, „ob ſie damals 
unter der zugeſagten, von ihrer Deputation den Nordtirolern verſprochenen 
Reconciliation auch die Wiederaufnahme der Debatte über die Trennung 
Welſchtirols von Deutſchtirol verſtanden habe oder nicht?“ 

Smolka bemerkt hierüber, er wäre an dem Tage der diesfälligen Sitzung 
etwas ſpäter als gewöhnlich gekommen, und habe, als er die Aufregung der 
Mitglieder über das Benehmen der nordtiroliſchen Abgeordneten wahrnahm, 
lediglich vorgeſchlagen, es ſollten ſich einige der Herren zu ihnen begeben und 
ſie freundlich erſuchen, wieder zu kommen und an der Sitzung Theil zu nehmen. 

Pinkas erinnert, man habe ſich nur in Ausſicht einer ſolchen Recon: 
ciliation wieder mit den Tirolern verſtändigt. 

Nachdem zur Beantwortung obiger Frage die namentliche Abſtimmung 
verlangt und angenommen worden war, beantworteten dieſelbe mit Ja die Abg. 
Feifalik, Halter, Hein, Kautſchitſch, Laſſer, Mayer, Pinkas, Scholl und Vacano. 
8 Mit Nein die Abg. Filippi, Krainz, Madonizza, Mikloſitſch, Plenkovich und 

reſtel. 
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Der Abſtimmung enthielten ſich die Abg. Cavalcabo, Fiſchhof, Goldmark, 
Jachimovicz, Strobach, Petranovich, Ratz, Rieger, Smolka, Ziemialkowsky, 
Turco und Pfretſchner. 

Nachdem ſohin mit einer Mehrheit von drei Stimmen die ſchon damals 
verſtandene Reconciliation rückſichtlich Wiederaufnahme der Debatte über die 
Trennung Welſchtirols von Deutſchtirol angenommen worden war, wurde zu 
derſelben geſchritten. 

Mayer als Referent las vor allem das von den nordtiroliſchen Depu— 
tirten überreichte bereits oben beſprochene Memoriale ab. 

Turco las das von den Deputirten Welſchtirols unterzeichnete Gegen— 
Memorandum. 

Nach Ableſung dieſer beiden Actenſtücke wurde die Debatte für heute 
unterbrochen und die Sitzung für geſchloſſen erklärt. 


Sitzung am 1. März 1849. 


An der Tagesordnung war die Fortſetzung der Debatte über die Tren— 
nung Südtirols von Nordtirol. 

Pfretſchner: Meine Herren, ich ſehe ein, wie unangenehm es iſt, über 
dieſen hier ſchon von allen Seiten beleuchteten Gegenſtand nochmals das Wort 
zu ergreifen, wie es noch unangenehmer iſt, Ihnen gegenüber abermals die 
Sache Tirols zu vertheidigen, nachdem Sie ſich über beide von den Nord- und 
Südtirolern eingereichten Memoranden gewiß ihr Urtheil gebildet haben werden. 
Ich will daher nur kurz meine Gründe für das Begehren der Nordtiroler 
andeuten. 

Der leitende Grundſatz meiner Begründung iſt folgender: Wenn es ſich 
darum handelt, ein Land als eine Einheit hinzuſtellen, wie es von den Süd— 
tirolern begehrt wird, ſo müſſen nach meiner Anſicht ſowohl hiſtoriſche als 
auch geographiſche, materielle und nationale Rückſichten dafür ſprechen, und 
nur, wenn die Mehrheit dieſer Gründe das Begehren unterſtützt, ſoll man ein 
Land als eine Einheit erklären. 

Was das hiſtoriſche Moment anbelangt, wird behauptet, das Fürſtenthum 
Trient habe ſeit 1023 als ſouveränes Gebiet beſtanden; ich beſtreite dies aus 
denſelben Gründen, welche ich ſchon bei der früheren Berathung deſſelben 
Gegenſtandes hier vorbrachte, füge aber bei, daß das Fürſtenthum Trient nie 
in jenen Grenzen beſtanden hat, innerhalb welcher jetzt die Selbſtändigkeit 
Südtirols in Anſpruch genommen wird; jetzt rechnet man beiläufig 320000 
Seelen zu dem ſelbſtändig herzuſtellenden Welſchtirol, dadurch würden aber 
auch 120000 Seelen, nämlich der ganze Roveredaner Kreis, der nie zu Trient 
gehörte, als ſelbſtändig neu geſchaffen und Trient einverleibt; ich frage, wäre 
das recht? Was die angebliche Souveränität des Fürſtenthumes Trient an— 
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belangt, ſo erinnere ich an die Verpflichtungen der Biſchöfe von Trient, 
ewiglich mit dem tiroliſchen Landesfürſten zu halten, ohne deſſen Willen und 
Wiſſen keinen Krieg anzufangen, auf die Beſtimmung, daß im Schloſſe zu 
Trient auf Koſten des Biſchofes ein landesfürſtlicher Hauptmann ſtationirt 
war, welcher den biſchöflichen Rathsſitzungen beiwohnen mußte, um die Rechte 
des Landesherrn zu wahren; ich frage, iſt dies eine Souveränität? Trient 
ſtand unter der Schutz- und Schirmherrſchaft der Erzherzöge von Oeſterreich, 
und was dies heißt, das wiſſen wir alle; ſollten dieſe hiſtoriſchen Momente 
entſcheiden, ſo müßte ebenſo dem Bisthume Brixen und allen reichsunmittel⸗ 
baren Parzellen die Selbſtändigkeit zugeſtanden werden. 

Daß auch die geographiſche Lage nicht für die Selbſtändigkeit Südtirols 
ſpricht, wurde ebenfalls bereits bei einer früheren Gelegenheit dargethan; eine 
geographiſche Grenze zwiſchen Süd- und Nordtirol ergäbe ſich nur bis an den 
Brenner, und ſoweit geht ſelbſt das Begehren der Welſchtiroler nicht. 

Ich ſehe ein, daß die materiellen Intereſſen von Nord- und Südtirol 
verſchieden ſind; allein dieſe Rückſichten ſprechen nicht für die Selbſtändigkeit 
der Welſchtiroler, denn einige 100000 Deutſche in den ſüdlichen Kreiſen Ti 
rols haben dieſelben materiellen Intereſſen mit ihnen und ſind dennoch die 
erbittertſten Feinde der Trennung Tirols. Was Nationalitätsrückſichten betrifft, 
ſo bemerke ich, daß wir verſchiedene Nationalitäten nicht bloß in Südtirol, 
ſondern in allen Provinzen zu wahren haben, und doch haben wir dieſelben 
nicht zerriſſen, ſondern uns begnügt, die Nationalitäten durch das Inſtitut der 
Kreiſe zu wahren. Wenn der Deutſche in Böhmen nicht gefährdet iſt, warum 
ſollte es der Italiener in Tirol ſein? 

Wenn die Welſchtiroler über den Druck der Deutſchtiroler klagen, fo 
antworte ich: beide haben durch den Druck des Abſolutismus des alten Sy- 
ſtems gelitten. ; 

Die Welſchtiroler meinen, auch die gemeinſame Landesvertheidigung finde 
der geographiſchen Verhältniſſe wegen keine gute Anwendung; ich verweiſe zur 
Widerlegung dieſer Behauptung nur auf die durch die Geſchichte bewieſenen 
Verdienſte unſerer Landesvertheidigung; ſolange wir nur auf dieſe Waffen 
beſchränkt waren, haben wir geſiegt. 

Man hat auch geſagt, die Koſten der Landesvertheidigung wären im 
Frühjahr 1848 zu groß geweſen; aber ich frage, wer hat die Koſten bezahlt? 
nur das Land, und hätten wir eine Armee im Lande gehabt, ſo hätte ſie nach 
Italien marſchiren müſſen. 

Bezüglich der materiellen Intereſſen bemerke ich noch, daß die Welſch— 
tiroler bei einer allgemeinen Landesvertretung nie im Nachtheil ſein können; 
denn da ſie mit den deutſchen Südtirolern dieſelben materiellen Intereſſen 
haben, ſo können ſie in derlei Fragen immer auf die Majorität im Landtage 
rechnen. 

Wenn endlich auch die Frage über die Sanction den Ausſchuß in ſeinen 
Beſchlüſſen nicht hindern ſoll, ſo muß ich dennoch darauf hinweiſen, daß nach 
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dem, der tiroliſchen Deputation gegebenen kaiſerlichen Worte ein Trennungs⸗ 
beſchluß keinesfalls die Sanction erhalten würde; ſteht dieſes feſt, ſo würde 
durch den Ausſpruch des Ausſchuſſes, daß Welſchtirol getrennt werde, wahrlich 
nichts Gutes bewirkt; die lange Zeit, welche bis zur endlichen Entſcheidung 
dieſer Frage verfließen muß, hindurch würden ſich die Welſchtiroler an den 
ihnen freundlichen Gedanken gewöhnen, und dann durch die Nichtſanctionirung 
die Aufregung nur verdoppelt werden. 

Schließlich bemerke ich, daß ich ebenſoviel Nationalitätsgefühl habe als 
jeder andere und es daher natürlich finde, daß die Welſchtiroler mit ihren 
Brüdern in Italien ſympathiſiren; aber ich kann nicht zugeben, daß Nationa⸗ 
litätsrückſichten allein in der in Rede ſtehenden Frage zu entſcheiden haben. 

Ich ſtelle den Antrag: „Der Ausſchuß möge ſich für die Integrität Tirols 
ausſprechen.“ i 

Pinkas: Ich bedauere, daß wir fo viele und gewichtige Gründe nicht gleich 
bei der erſten Berathung über dieſe Frage zu hören bekamen; es hat ebenſo 
ſein Mißliches, Tirol zu trennen, als auch den erſten Beſchluß zu modificiren; 
aber entſcheidend ſcheint mir der Grund Pfretſchner's, daß bei der Frage über 
die Trennung eines Landes mehrere Rückſichten vereint ſprechen müſſen, ſoll 
der Beſchluß auf die Trennung ausfallen. Auch ſeine Bemerkungen bezüglich 
der Sanction finde ich ganz richtig; wenn bereits ein Ausſpruch der Krone 
über dieſe Frage vorliegt, und wir ſonſt die Hoffnung haben, daß alle anderen 
Beſchlüſſe die Sanction erhalten, warum ſollen wir dieſer Frage allein wegen 
uns in einen Conflict einlaſſen. 

Eine Hauptrückſicht ferner, daß ich für den Antrag Pfretſchner's ſpreche, 
iſt auch die, daß keine der im Memorandum der Welſchtiroler angebrachte 
Beſchwerde direct gegen das Benehmen der Nordtiroler gerichtet iſt. Die Be— 
ſchwerden ſind durchgehends ſolche, welche aus dem alten Regierungsſyſteme 
folgen, denen alſo alle Provinzen ausgeſetzt waren. Ich frage, wer war der 
tiroliſche Landtag, gegen den die Welſchtiroler eifern? faſt nur Beamte, 
welche nach dem Befehle der oberſten Regierungsbehörde ihre Vota eingerichtet 
haben; er war nur ein Ausſchuß des im Jahre 1815 garantirten volks— 
thümlichen Landtages, der ſich aber ganz als Landtag gerirte; nachdem jetzt in 
der Wahrheit ein volksthümlicher Landtag in Ausſicht ſteht, woher kommen 
dann die Beſorgniſſe der Welſchtiroler? Soll das Inſtitut der Kreiſe nicht 
eine Garantie geben, daß den nationalen Intereſſen Rechnung getragen wird? 
und wenn ich bedauere, daß mein Antrag bezüglich der nationalen Curien 
nicht durchging, ſo ſteht noch zu hoffen, daß man bei den conſtituirenden 
Landtagen eine ähnliche Einrichtung beſchließe, welche im Stande iſt, von vorne 
herein alle Beſorgniſſe über nationale Suprematien zu unterdrücken. Uebri— 
gens haben alle anderen Provinzen mit gemiſchten Nationalitäten mehr über 
Bedrückung zu klagen gehabt, als Welſchtirol; denn ſie hatten ihre Sprache 
in Schule, Amt und öffentlichem Leben garantirt gehabt, ſie waren alſo ſchon 
im alten Syſteme bevorzugt. Es könnten ſich eher die Deutſchtiroler beklagen, 
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daß ſie einem Welſchtiroler Giovanelli das überwuchernde Pfaffenthum zu 
verdanken haben. 

Ich komme nochmals auf das letzte Argument Pfretſchner's zurück und 
frage Sie, wollen wir die Aufregung, welche der beantragten und dann doch 
nicht ſanctionirten Trennung Tirols folgen würde, wollen wir das mögliche 
Entflammen eines Bürgerkrieges auf uns nehmen? Oeſterreich ſoll ein Ganzes 
bleiben, divergirende Intereſſen müſſen vermittelt werden; möge daher mein 
Votum vom welſchtiroliſchen Standpunkte verdammt, vom Standpunkte des 
geſammten Oeſterreich wird es nicht verurtheilt werden. 

Turco: Ich glaube, daß man gerade aus dem Zuſammentreffen hiſto— 
riſcher, nationaler und materieller Rückſichten unſer Begehren billig und ge— 
recht finden muß. Ich erinnere an die bis zum Jahre 1803 beſtandene Uno 
abhängigkeit Trients; wir hatten unſere eigene Geſetzgebung, unſere eigene 
Verwaltung, was doch gewiß mehr zu bedeuten hat, als das bloße Vorhanden— 
ſein eines Landtages, welches bei anderen Provinzen die Selbſtändigkeit be— 
gründet hat; 120 000 Seelen, der Roveredaner Kreis, ganz Judicarien und die 
Vicariate von Mori, Brentonico, das Gebiet von Riva haben zum Fürſten— 
thum Trient gehört, und nur bei 20000 Seelen von Roveredo waren da— 
von ausgeſchloſſen. Man meint, Welſchtirol hätte keine natürlich abgeſchloſ— 
ſene Grenze; allein ich frage, iſt zwiſchen Mähren und Schleſien, zwiſchen 
Nieder- und Oberöſterreich eine natürliche geographiſche Grenze? Die Abgren— 
zung, wie wir ſie fordern, war ſchon unter Bayern und Italien; was iſt auch 
ferner für ein Gewicht auf die Grenze zu legen, nachdem Süd- und Nord— 
tirol doch zu demſelben Reiche gehören? Die Grenze bis zum Brenner zu 
rücken, fällt keinem Welſchtiroler ein. Es iſt ferner unrichtig, daß Südtirol 
und Welſchtirol dieſelben materiellen Intereſſen haben, nur ein Theil des 
Botzner Kreiſes hat daſſelbe Klima, denſelben Boden und die gleiche Production 
mit Welſchtirol. Die Verhältniſſe anderer Provinzen mit gemiſchten Nationali⸗ 
täten find nicht für uns maßgebend; denn faſt überall anderwärts find die 
Nationalitäten unter und mit einander verwachſen, während ſie bei uns durch 
alle Intereſſen getrennt ſind und ſich ſchroff gegenüber ſtehen. Dem Abg. 
Pinkas antworte ich, daß wir bei unſeren Befürchtungen wegen Innsbruck 
nicht ſo ſehr auf das Vergangene ſehen, ſondern nur die Zukunft im Auge 
behalten; die Welſchtiroler werden am Landtage in Innsbruck immer in der 
Minorität ſein, zwiſchen uns und den Nordtirolern iſt eine große, von beiden 
Theilen gleich gefühlte Kluft, wir haben aber kein Mittel, uns gegen die Ma— 
jorität der Nordtiroler am Landtag zu wehren; wir würden ſchlechter daran 
ſein, als früher, wo uns gegen eine Entſcheidung von Innsbruck der Recurs 
nach Wien offen ſtand; was ſoll aber geſchehen, wenn der Landtag ein geſetz— 
gebender Körper iſt! Ich ſage nur, Gott beſchütze mein Land vor einem ſolchen 
Unglücke. Warum beharrt man bei dieſer unnatürlichen Mariage, welche 
nur Baſtarde hervorbringen kann. Sie geben ein Land der Unterdrückung 
preis, wenn Sie uns nicht von Innsbruck trennen. Ich verſichere, die Trennung 
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von Innsbruck iſt nicht mehr bloß die Hoffnung meiner Landsleute; dieſer 
Gedanke iſt ſchon in unſer Blut übergegangen, wie hätten ſich ſonſt in ſo 
kurzer Zeit für unſer Begehren 50000 Unterſchriften gefunden, obendrein trotz 
dem Entgegenarbeiten der deutſchen Beamten! Sollte übrigens die Entſchei⸗ 
dung nicht zu unſeren Gunſten ausfallen, ſo werden wir nicht drohen, mit 
den Waffen unſre Wünſche durchſetzen zu wollen, nein, wir werden uns den 
Beſchlüſſen der Kammer und der Regierung fügen, wir wollen auch die treueſten 
Unterthanen von Oeſterreich ſein, wenn unſere Wünſche nicht befriedigt werden. 
Man hat immer geſagt, die Landesvertheidigung allein erfordere die Integrität 
Tirols, und doch wollten jetzt die Nordtiroler die Landesvertheidigung ohne uns 
einrichten, nur der Gouverneur Biſſingen hat ſein Wort dagegen eingelegt. 
Daß wir allein unſer Land zu vertheidigen im Stande ſind, haben wir mehr— 
mals bewieſen; die Waffenthaten von 1705, 1796 und 1809 füllen ſchöne 
Blätter in unſerer Geſchichte aus, und damals waren wir ſelbſtändig. Man 
meint, durch die Trennung Südtirols wird die Feindſchaft zwiſchen Nord- und 
Südtirol noch größer; ich ſage aber, wir können nur dann gute Freunde ſein, 
wenn beide Nationalitäten wirklich gleichberechtigt ſind. Geſtern hat man ge— 
ſagt, wegen der Ehre der drei Männer, welche damals die Rolle der Ver— 
mittler annahmen, müſſe die Berathung wieder aufgenommen werden; ich er— 
innere Sie heute, daß es die Ehre des ganzen Ausſchuſſes erfordert, bei dem 
einmal gefaßten Beſchluſſe über dieſen Gegenſtand zu verbleiben; höchſtens 
dann könnte er geändert werden, wenn ſich die Abtheilungen dagegen aus— 
ſprechen. Wir Italiener ſind nur ein kleines Häuflein, wir geben unſer Schick— 
ſal in Ihre Hände und hoffen, daß Sie bei dem Beſchluſſe von dem jedem 
Mitgliede inwohnenden Gefühle für Nationalität geleitet werden. 

Hein: Der Abg. Turco meint, es ſei gegen die Ehre des Ausſchuſſes, 
von dem einmal gefaßten Beſchluſſe abzugehen; dann ſind wir aber bereits 
alle ehrlos, denn wir haben ſchon manchen unſerer Beſchlüſſe abgeändert, 
was auch bei einer bloß berathenden Verſammlung, die nur einen Entwurf, 
kein Geſetz macht, nicht nur möglich, ſondern dann ſogar nothwendig iſt, wenn 
es gilt, einen voreilig gefaßten Beſchluß aufzuheben. Daß ſich bei dieſer neuer— 
lichen Berathung Schwierigkeiten ergeben, folgt meiſt daraus, daß unſer Be— 
ſchluß gegen das gegebene Wort den Südtirolern communicirt wurde. Das 
Hauptmotiv Turco's bleibt die Rückſicht auf Nationalität, auf die befürchtete 
Unterdrückung von Innsbruck; allein man beachte die Einrichtung unſerer 
Kreistage, der Landtage, wie kann man da noch von Unterdrückung beängſtigt 
werden. Die Trennung Südtirols von Nordtirol würde auch die freche Drohung 
des Todfeindes von Oeſterreich zur Wahrheit machen, und ſchon deshalb allein 
kann die Krone einem ſolchen Antrage unmöglich die Sanction geben. 

Laſſer: Ich war geſtern ein wenig gereizt, weil man mir eine Pflicht— 
verletzung, eine Indiscretion vorgeworfen hat; Turco hat auch in meinen 
Worten einen Angriff auf ſeine Perſon gefunden, ich leugne aber jede Abſicht, 
ihn beleidigen zu wollen; ich konnte nur bedauern, daß nicht von beiden Theilen 
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reconciliatoriſche Maßregeln eingeſchlagen wurden. Ich habe mich bei der 
Trennungsfrage conſequent benommen und ging dabei von zwei Grundſätzen 
aus, von der Ueberzeugung der Nichtſanction des etwaigen Trennungsbe— 
ſchluſſes, dann von der Anſicht, nur jenen Landestheilen eine provinzielle 
Selbſtändigkeit zuzugeſtehen, welche bisher ein ſtändiſches Leben hatten. Letztere 
Anſicht hat mich bei der Feſtſetzung der Reichsländer überhaupt geleitet, und 
conſequent ſpreche ich daher auch gegen die Trennung Südtirols von Nord⸗ 
tirol. Wenn Turco meint, man möge den Beſchluß erſt nach den Abtheilungs⸗ 
berathungen ändern, ſo meine ich, daß hieraus jene ſchon von Abg. Pfretſchner 
angedeuteten Unzukömmlichkeiten entſtehen würden, obwohl ich nicht verkenne, 
daß jene Herrn, die den erſten Beſchluß ſo ſchnell communicirten, in eine 
ſchiefe Stellung gerathen, wenn ſchon der Ausſchuß ſeinen Beſchluß ändert. 
Nach Durchleſung des welſchtiroliſchen Memorandums bin ich zu dem Reſul⸗ 
tate gelangt, daß für dieſes Begehren poſitive Gründe nicht ſprechen, und nur 
dieſe hätten mich bewegen können, von den obigen zwei Grundſätzen abzu⸗ 
weichen. Wir haben nirgends die Nationalität als Baſis der Ländereinheiten 
angenommen, warum ſollte ſie hier entſcheiden? Ich habe immer von der 
parlamentariſchen und adminiſtrativen Trennung Tirols gehört, ich weiß auch, 
daß der Miniſterialrath Fiſcher die Miſſion hatte, diesfalls einen Ausweg zu 
finden, was ihm aber nicht gelang. Wir haben durch die Creirung der Kreis⸗ 
tage das äußerſte gethan, um die adminiſtrative Trennung herbeizuführen. 
Turco gibt ſelbſt zu, daß ganz Tirol einen Gouverneur und dieſelbe Landes⸗ 
vertheidigung habe, man gibt alſo eine naturgemäße Verbindung zu, fürchtet 
ſich aber vor den parlamentariſchen Folgen dieſer Verbindung! Auch Turco 
nennt die Verbindung zwiſchen Deutſch- und Welſchtirol eine, obwohl un⸗ 
natürliche Ehe und meint, nur Baſtarde könnten hieraus entſtehen; ich bin 
den Baſtarden nicht ſo ſehr feind, Baſtarde ſind Kinder der Liebe, die meiſtens 
nicht ohne Geiſt ſind. Dixi. 

Mayer: Wir befinden uns gegenwärtig bei der zweiten Berathung über 
dieſe Frage auf einem anderen Standpunkte als früher, wir haben mittler⸗ 
weile conſtituirende Landtage, Kreistage und nationale Schiedsgerichte geſchaffen; 
wenn dieſe Inſtitute zur Schlichtung nationaler und materieller Streitigkeiten 
nicht geeignet ſind, wenn uns dieſe Inſtitute nicht gegen eine trübe Zukunft 
ſchützen, ſo haben wir das ſchlechteſte Werk gemacht! bedenke man weiter die 
Frage der Sanction, wenn wir ſonſt die Hoffnung haben, daß die ganze Con⸗ 
ſtitution ſanctionirt werde, warum ſollen wir hier der Krone die Gelegenheit 
zum Amendiren geben? Exempla sunt odiosa. Fängt man einmal mit dem 
Amendiren an, fo kann man nicht wiſſen, wann und wo das Amendiren auf— 
hört. Ich ſtimme daher für den Antrag Pfretſchner's. 

Es wurde zur Abſtimmung mittelſt Namensaufrufes geſchritten und der 
Antrag Pfretſchner's mit 12 gegen 11 Stimmen angenommen. 

Nach dieſem Beſchluſſe hat im § 2 bei der Aufzählung der Reichsländer 
die Nummer 12, Welſchtirol, wegzubleiben. 
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Hierauf ſtellte der Abg. Ratz das Begehren, daß auch das von den Ab— 
geordneten Vorarlbergs eingebrachte Memorandum der Berathung unterzogen 
werde, nachdem auch ſie an dem conciliatoriſchen Verfahren Antheil genommen 
haben, ihnen daher die Ausſicht eröffnet wurde, daß ihr bei der erſten Be— 
rathung nicht angenommenes Begehren um Selbſtändigkeit ihres Landes noch— 
mals in Erwägung gezogen werde. 

Breſtel ſtellte den Antrag auf Uebergang zur Tagesordnung. 

Ratz meint, es ſei gerade jetzt Zeit und Ort paſſend, um über das Me— 
morandum zu beſchließen; durch den Antrag Breſtel's würde man, da heute 
die Berathung über den Entwurf geſchloſſen wird, dieſes Geſuch gar keiner 
Erledigung würdigen. Er werde ſich willig dem Ausſpruche der Mehrheit fügen, 
aber er müſſe wiederholt bitten und fordern, dieſes Memorandum jetzt in Er 
wägung zu ziehen. 

Feifalik brachte den Antrag Breſtel's zur Abſtimmung; es nahmen 
20 Mitglieder daran Theil, der Antrag wurde mit 11 gegen 9 Stimmen an— 
genommen. 

Für den Antrag ſtimmten: Breſtel, Filippi, Fiſchhof, Goldmark, Hein, 
Madonizza, Mikloſitſch, Strobach, Pinkas, Ziemialkowsky, Feifalik. 

Gegen denſelben: Cavalcabo, Jachimovicz, Laſſer, Mayer, Pfretſchner, 
Ratz, Scholl, Smolka, Vacano. 

Gegen dieſen Vorgang legte Ratz ſeine Verwahrung mit dem Beiſatze ein, 
er ſei 40 Jahre Beamter, allein er glaube, man würde mit ihm nicht zufrieden 
geweſen ſein, wenn er je einer Partei eine Erledigung ihres Geſuches verweigert 
hätte; er proteſtirt im Namen ſeiner Mandanten gegen dieſes nicht zu recht— 
fertigende Verfahren. f 

Dieſem Proteſte ſchloſſen ſich Laſſer, Cavalcabo und Vacano an. 

Der Berichterſtatter Mayer begehrte nun das Wort, um dem Ausſchuſſe 
über die Kreiseintheilung zu referiren. 

Mayer erwähnt, daß nach ſeinem Antrage 4— 500 000 Einwohner auf 
einen Kreis gerechnet werden ſollen, dadurch entfielen auf Galizien und Lodo— 
merien ſammt Krakau 10, Böhmen 9, Mähren 4, Oeſterreich unter der Enns 3, 
Tirol und Vorarlberg 3, Steiermark 2, endlich auf jedes der übrigen Reichs— 
länder ein Kreis. Hiedurch würde die Länderkammer aus 31 Kreis- und 
84 Ländervertretern, zuſammen aus 115 Perſonen beſtehen, was gerade etwas 
mehr als ein Drittheil der Vertreter der unteren Kammer ausmacht. 

Dieſer Antrag Mayer's wurde angenommen und deſſen Stiliſirung und 
Einreihung der Redaction des geſammten Entwurfes vorbehalten. 

Ueber den Antrag des Abg. Fiſchhof wurde die Stiliſirung des § 1 und 
des erſten Satzes des $ 2 dahin geändert: 

§ 1. Das Kaiſerthum Oeſterreich iſt eine untrennbare conſtitutionelle 
Erbmonarchie. 

. § 2. Dieſe Conſtitution hat für folgende Länder des Kaiſerreichs zu 
gelten u. ſ. w. 
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Zum $ 25 (ſ. oben S. 94) 


beantragte Ziemialkowsky, den letzten Satz „entweder beide oder nur eine der 
Kammern aufzulöſen“ dahin abzuändern, daß dem Kaiſer nur das Recht zu— 
ſtehe, beide Kammern zugleich aufzulöſen, ſonſt könnte eine gefügige Kammer 
belaſſen, und die andere während derſelben Legislaturperiode mehrmals auf⸗ 
gelöſt werden, wodurch dieſes Recht in der Hand der Krone ein Mittel bleibt, 
eine Kammer zu terroriſiren, während hingegen von dem Rechte der Auflöſung 
beider Kammern, welche zugleich die Neuwahl ſämmtlicher Landtage zur Folge 
hat, wegen der damit verbundenen Wahlaufregung nur ſelten Gebrauch ge 
macht werden wird. 5 

Dieſer Antrag wurde von den Abg. Breſtel, Rieger, Hein, Laſſer und 
Mayer bekämpft. Das im Paragraphen der Krone eingeräumte Recht finde 
ſich in allen Conftitutionen mit zwei Kammern, man müſſe die Aufregung, 
welche bei Neuwahlen in alle Landtage, Kreistage und in die zwei Reichs⸗ 
kammern unausweichlich iſt, ſo ſelten als möglich eintreten laſſen und in die 
Conſtitution ſo viel möglich Ventile legen, um Revolutionen abzuleiten; auch 
gehe der Antragſteller nur von der Anſicht aus, die Regierung werde immer 
nur liberale Kammern auflöſen, dies könne ja auch mit reactionären Kammern 
geſchehen; ferner werde die Regierung nur dann eine Kammer aufzulöſen für 
gut befinden, wenn ſie ihre Meinung in die Kammer bringen will; dafür habe 
ſie aber mehr Chancen, wenn alle Repräſentativverſammlungen neu gewählt 
werden. 

Bei der Abſtimmung fiel der Antrag Ziemialkowsky's. 

Es ſtimmten dafür Goldmark und Madonizza. 

$ 25 bleibt in der urſprünglichen Faſſung. 

Ueber Antrag des Abg. Goldmark wurde der ſpäter zu wählenden Ne 
dactionscommiſſion aufgetragen, beim § 17 die Eidesformel des Kaiſers cine 
zuſchalten. 


Nachdem nunmehr die Berathungen über den Conſtitutionsentwurf beendet 


ſind, wurden die Abg. Mayer, Laſſer, Pinkas und der Vorſitzende Feifalik 
gewählt, um die Redaction des geſammten Entwurfes nach den gefaßten Be— 
ſchlüſſen zu beſorgen, der redigirte Entwurf iſt ſodann zur Drucklegung zu 
befördern. Die Schriftführer erhielten den Auftrag, die Minoritätsvota zu⸗ 
ſammenzuſtellen, und deren Lithographirung zu beſorgen. 

Zugleich wurde der Vorſitzende Feifalik erſucht, in der morgigen Kammer⸗ 
ſitzung von der Tribüne zu verkünden, daß der Conſtitutionsentwurf beendet iſt. 

Noch wurde von dem Abg. Smolka der Antrag geſtellt, daß die Abthei— 
lungen über den Entwurf nicht debattiren mögen, ſondern denſelben der Ent— 
wurf bloß zur Information mitgetheilt werde; damit könne ermöglicht werden, 
daß die erſte Leſung des Entwurfes in der Kammer am 15. März erfolge. 

Dieſer Antrag wurde aber namentlich mit Hinweiſung auf die Geſchäfts— 
ordnung, welche die Berathung in den Abtheilungen vorſchreibt, bekämpft und 
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endlich derſelbe vom Antragſteller zurückgezogen mit dem Bemerken, daß vor 
der Hand die Mitglieder in den Clubs die nöthigen Vorbeſprechungen pflegen 
könnten, er werde dieſe Frage nach der Drucklegung neuerdings in Anregung 
bringen. 


Sitzung am 4. März 1849. 


Es wurde zur dritten Leſung des Conſtitutionsentwurfes geſchritten, wo— 
bei die von der Redactionscommiſſion beantragten ſtiliſtiſchen Abänderungen, 
dann die Anreihung der Paragraphen ohne Debatte genehmigt wurden. Nur 
folgende Punkte ſind in Berathung gezogen worden. 

1. beantragte die Redactionscommiſſion die Streichung des §S 6. (S. 
oben S. 126.) N 

Mayer als Berichterſtatter machte aufmerkſam, daß dieſer Paragraph 
abſchreckend, unſerer Abſicht zuwiderlaufend ſei. Ein einiges großes Oeſter— 
reich ſei der allgemeine Wunſch; dieſer Paragraph ſei aber ganz geeignet, die 
Völker Kroatiens, Slawoniens, Siebenbürgens durch die Beſorgniß, daß ihnen 
eine Verfaſſung octroyirt werde, von dem Anſchluſſe an Oeſterreich abzuhalten. 

Breſtel erklärte fi für Beibehaltung des $ 6. Er glaube wohl auch, 
daß es zweckmäßig ſei, wenn alle Länder der ungariſchen Krone mit Oeſter— 
reich vereinigt werden, allein dagegen müßte man proteſtiren, daß die Regie— 
rung nur einen Theil davon zu Oeſterreich ſchlagen, das Uebrige fahren laſſen 
wollte. Das ſtelle man aber dem Miniſterium, wenn der §S 6 ausgelaſſen 
wird, anheim. Eine Octroyirung werde der Sache nach immer ſtattfinden; 
denn man könne ſich die Sache nicht anders vorſtellen, als daß der eine Theil 
erklärt, er trete unſerer Verfaſſung bei; der andere aber, daß er dieſem Bei— 
tritte zuſtimme; oder wenigſtens, daß der eine Theil die Bedingungen bezeich— 
net, unter welchen er ſich anſchließen will, der andere aber ſich darüber erklärt, 
ob er unter dieſen Bedingungen den Beitritt annehmen wolle. 

Pinkas: Eben dieſe Gründe beſtimmen ihn, wenigſtens die Stiliſirung 
dieſes Paragraphen zu ändern. Die Verhältniſſe der ungariſchen Völker ſeien 
nicht gleich. Das magyariſche Volk ſei das beſiegte, ſeine frühere Conſtitution 
ſei durch Verrath und Rebellion gebrochen. Dieſem vis à vis ſei die Krone 
der Sieger und im Rechte zu octroyiren. Die Kroaten, Serben u. ſ. w. ſeien 
adnexa der ungariſchen Krone; ſie mögen allenfalls mit Provinzialſtatuten 
autonom daſtehen, es ſei ihnen aber auch von der Krone kein conſtituirender 
Reichstag verſprochen worden. Siebenbürgen habe aber eine ſelbſtändige Ver— 
faſſung gehabt, die Verbindung mit Ungarn ſei nur improviſirt worden, was 
die nachträglichen Proteſte gegen die Union hinreichend beweiſen. Man ſehe 
alſo, daß die Verhältniſſe dieſer Länder weſentlich verſchieden ſeien, daß ſie 
nicht gleich behandelt werden können, daß der Ausſchuß des einen oder des 
anderen eine Abänderung unſerer Conſtitution bedingen könnte. 
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Breſtel: Er könne nicht den Grundſatz anerkennen, daß die Krone durch 
einen Aufſtand im Lande ihrer Verpflichtungen ledig ſei. Höchſtens der Reichs- 
tag, der Geld und Leute zum Kriegführen hergab, könnte ſich auf den Stand⸗ 
punkt des Eroberers ſtellen, nicht aber die Krone. Indeſſen ſehe er, wie ge- 
ſagt, die Sache eines ſolchen Ausſchuſſes ſo an, daß ſie nur durch einen 
Staatsvertrag effectuirt werden könne; um aber jedem Bedenken vorzubeugen, 
beantrage er, daß in dem $ 6 nach dem Worte „kann“ es heiße: „ohne Zuſtim⸗ 
mung der geſetzgebenden Reichsgewalt nicht erfolgen.“ 

Dieſer Antrag wurde mit allgemeiner Zuſtimmung angenommen. 

Der $ 6 hat alſo zu lauten: „Die Aufnahme eines neuen Reichslandes 
in den Verband dieſer Conſtitution kann ohne Zuſtimmung der geſetzgebenden 
Reichsgewalt nicht erfolgen.“ 

2. machte Abg. Mayer als Berichterſtatter darauf bei $ 100 (ſ. oben 
S. 219) aufmerkſam, daß ein Widerſpruch im termino liege, wenn die Stili⸗ 
ſirung nicht dahin abgeändert werde: „Die Abgeordneten der Länderkammer 
werden auf ſechs Jahre gewählt. Alle drei Jahre hat die Hälfte der Abge— 
ordneten eines jeden Reichslandes und die Hälfte der Kreisabgeordneten aus⸗ 
zutreten.“ 

Dieſer Antrag wurde mit allgemeiner Zuſtimmung angenommen. 

3. Bei S 154 (ſ. oben S. 269) ſtellte Abg. Rieger den Antrag, daß der 
zweite Satz in folgender Art laute: „Die Farben des Hauſes Lothringen, Weiß, 
Roth, Gold, werden als Reichsfarben angenommen.“ 

Er bemerkte, daß es vielleicht rathſam ſein dürfte, es erſichtlich zu machen, 
aus welchem Grunde gerade dieſe Farbenzuſammenſtellung zur Reichsfarbe 
gewählt wurde, und daß dies nicht etwa eine zufällige Compoſition ſei. 

Auch dieſer Antrag wurde hierüber einſtimmig angenommen und der 
$ 154 demgemäß abgeändert. 

4. Abg. Laſſer erinnerte, man möge ſich keine Täuſchung darüber machen, 
daß die Haupteinwendung gegen das Suspenſivveto, insbeſondere wenn es 
ſich um Sanction der Conſtitution handeln wird, die ſein werde, daß durch 
das Suspenſivveto die verfaſſungsmäßigen Rechte der Krone nicht hinreichend 
geſchützt, daß mittelſt deſſelben die Monarchie wegdecretirt werden könnte; dem 
auszuweichen, beantrage er, daß in die Conſtitution die Beſtimmung aufge⸗ 
nommen werde: „Bei Anträgen, welche eine Schmälerung der Rechte der Krone 
beabſichtigen, ſteht der Krone das unbedingte Recht der Verweigerung zu.“ 

Goldmark entgegnete, es könne bei der dritten Leſung auf eine fo wich— 
tige Abänderung nicht eingegangen werden, man möge dieſe Frage in suspenso 
laſſen, bis der Entwurf aus den Abtheilungen zurückgekommen ſein wird. 

Mayer bemerkt darüber, man müſſe einestheils etwas Vollſtändiges in 
die Welt hinausſchicken, und anderntheils ſich nicht dem Vorwurfe ausſetzen, 
daß man das Suspenſivveto als einen Uebergang zur Republik hinſtellen wollte. 

Laſſer erinnerte auch, daß der Entwurf aus den Abtheilungen wohl auch 
nicht mehr an den Ausſchuß, ſondern in die Kammer unmittelbar kommen dürfte. 
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Fiſchhof erklärte, daß Beſchlüſſe, wodurch die Rechte der Krone geſchmä— 
lert, oder gar gänzlich annullirt würden, nicht in der Kammer beſchloſſen 
werden. Solche Sachen geſchehen im Wege der Revolution, gegen die helfe 
das abſolute Veto nichts. 

Hein: Durch die Conſtitution werden Kronrechte feſtgeſetzt; ſobald dies 
geſchehen, können ſie nur mit Zuſtimmung der Krone geändert werden, das 
laſſe ſich nicht anders machen. Stehe das feſt, ſo müſſe der Krone das ab— 
ſolute Veto dort zugeſtanden werden, wo es ſich um eine Schmälerung der 
Kronrechte handelt. 

Halter: Er wolle nur aufmerkſam machen, daß, wenn das Volk zum 
drittenmal eine Einſchränkung der Vorrechte fordern werde, die Krone ſicher— 
lich Anſtand nehmen werde, die Zuſtimmung zu verweigern. Es werde alſo 
ſchwerlich je von dem abſoluten Veto Gebrauch gemacht, die Conſtitution 
aber ſicherlich durch die Annahme dieſes Grundſatzes für die Krone accep— 
tabler werden. 

Rieger findet das Amendement Laſſer's ſehr zweckmäßig, um Einwen⸗ 
dungen, die gegen das Suspenſivveto gemacht werden wollten, vorzubeugen. 
Stände einmal das abſolute Veto den Volkswünſchen im Wege, ſo werde es 
ſich mit Gewalt der Waffen helfen. 

Mayer als Berichterſtatter erklärte ſich für folgendes vom Abg. Rieger 
geſtelltes Amendement: 

Es {ei folgender Paſſus als $ 160 in die Conſtitution aufzunehmen: 

„Bei Reichstagsbeſchlüſſen, wodurch eine Veränderung der Conſtitution 
angenommen wird, durch welche die verfaſſungsmäßigen Rechte der Krone ge— 
ſchmälert werden, ſteht dem Kaiſer das abſolute Veto zu.“ 

Bei der Abſtimmung wurde Goldmark's Vertagungsantrag mit Majorität 
verworfen, Rieger's Antrag dagegen mit Majorität angenommen. 

Sohin brachte der Vorſitzende die Verfaſſungsurkunde als Ganzes zur 
Abſtimmung. Sie wurde einſtimmig angenommen. 

Der Berichterſtatter hob hierauf noch jene beſonderen Geſetze hervor, auf 
welche ſich in den verſchiedenen Paragraphen der Conſtitution berufen wird, 
damit daraus diejenigen entnommen werden, welche der conſtituirende Reichs— 
tag zu votiren und der Ausſchuß zu entwerfen hätte, wobei er den Antrag 
ſtellte, daß dieſe Beſtimmung in die Rubrik „Vorübergehende Beſtimmungen“ 
als III. aufgenommen werde. 

Breſtel ſtellte vor, man möchte ſich beſchränken, nur die nothwendigſten 
Geſetzentwürfe in Arbeit zu nehmen, um nur ſobald als möglich einen neuen 
Reichstag zu bekommen, der in der öffentlichen Meinung geachtet daſtände, 
und der dem Miniſterium gegenüber mit der einem Reichstage gebührenden Kraft 
auftreten könnte. Der gegenwärtige Reichstag habe die öffentliche Achtung 
verloren, ſtehe dem Miniſterium gegenüber machtlos da. 

Turco hebt das Geſetz über die Verantwortlichkeit des Miniſteriums 
als jenes hervor, welches das wichtigſte wäre, damit das Miniſterium bis zur 
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Zuſtandebringung dieſes Geſetzes durch einen nachkommenden Reichstag nicht 
unverantwortlich bleibe. 

Hein ſchlägt vor, daß das Aufruhrgeſetz jedenfalls noch von dieſem 
Reichstage votirt werden folle, weil durch daſſelbe die Freiheit gewahrt wer— 
den müſſe. 

Breſtel hält das Geſetz über Miniſterverantwortlichkeit bei der vorlie⸗ 
genden wiederholt abgegebenen Erklärung des Miniſteriums, daß es für alle 
Regierungshandlungen nach den allgemein gültigen conſtitutionellen Beſtim— 
mungen verantwortlich ſein wolle, für minder wichtig und zwar um ſo mehr, 
als er die eigentliche Verantwortlichkeit des Miniſteriums darin ſehe, daß es 
durch ein Mißtrauensvotum der Kammer zum Abtreten gezwungen werden könne. 

Laſſer will, es möchte der Kammer bloß bekannt gegeben werden, welche 
Geſetze der Ausſchuß noch für nöthig hält, und mit deren Entwurfe er ſich 
unverweilt beſchäftigen wolle. 

Rieger ſtimmt der Anſicht Breſtel's bei, daß der Reichstag dem Mini⸗ 
ſterium gegenüber eine precäre Stellung einnehme. Alles, was dieſem Reichs- 
tage z. B. wegen Beförderung der Octoberrevolution vorgeworfen wird, werde 
auf den nächſten Reichstag nicht paſſen. Dieſer Reichstag werde, man möge 
es ſich geſtehen, vom Miniſterium gepudelt; er wünſche ſich nichts ſehnlicher 
als fortzukommen. 

Er ſtellte den Antrag in folgender Art: „Vom conſtituirenden Reichstage 
ſind nachfolgende Geſetze zu votiren: 1. das Geſetz über die Abgrenzung der 
Kreiſe, 2. das Wahlgeſetz, 3. das Aufruhrgeſetz, 4. das Geſetz zur Einführung 
dieſer Conſtitution.“ 

Alle anderen, in Folge der Conſtitution nothwendigen Geſetze bleiben der 
nächſten Legislation vorbehalten. ö 

Dieſer Antrag wurde, ſowie jener Mayer's über die Einreihung dieſer 
Beſtimmung mit Stimmenmehrheit angenommen, ſohin die Sitzung geſchloſſen. 


Entwurf der Conſtitutionsurkunde 
nach den Beſchlüſſen des Verfaſſungsausſchuſſes. 


I. Das Staatsgebiet und deſſen Eintheilung. 


SAI 

Das Kaiſerthum Oeſterreich iſt eine untheilbare conſtitutionelle Erb— 
monarchie. 

Suo: 

Die Länder des Kaiſerreiches, für welche dieſe Conſtitution zu gelten hat, 
ſind: 1. das Königreich Böhmen, 2. das Königreich Galizien und Lodomerien 
ſammt Krakau, 3. das Königreich Dalmatien, 4. das Erzherzogthum Oeſter— 
reich unter der Enns, 5. das Erzherzogthum Oeſterreich ob der Enns ohne 
Innviertel, 6. das Herzogthum Salzburg ſammt Innviertel, 7. das Herzog— 
thum Steiermak, 8. das Herzogthum Kärnthen, 9. das Herzogthum Krain, 
10. das Herzogthum Schleſien, 11. die Markgrafſchaft Mähren, 12. die ge— 
fürſtete Grafſchaft Tirol ſammt Vorarlberg, 13. das Küſtenland, 14. die 
Bukowina. 

Galizien und Lodomerien ſammt Krakau wird in zehn, Böhmen in neun, 
Mähren in vier, Oeſterreich unter der Enns in drei, Tirol ſammt Vorarlberg 
in drei (Deutſchtirol, Welſchtirol, Vorarlberg), Steiermark in zwei Kreiſe ge— 
theilt. Die Abgrenzung dieſer Kreiſe wird mit möglichſter Rückſicht auf Natio- 
nalität durch ein Reichsgeſetz feſtgeſtellt. Ein jedes der übrigen Reichsländer 
bildet einen Kreis. 

84. 

Die Reichsländer ſtehen zu einander im Verhältniſſe der vollen Gleich⸗ 
berechtigung, zum ganzen Kaiſerſtaate aber im Verhältniſſe untrennbarer orga— 
niſcher Beſtandtheile. 
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8 
Jedem Reichslande bleibt die Autonomie innerhalb der durch dieſe Cons 
ſtitution feſtgeſetzten Schranken und die Integrität ſeines Gebietes geſichert. 


$ 6. 
Die Aufnahme eines neuen Landes in den Reichsverband, für welchen 


dieſe Conſtitution gilt, kann ohne Zuſtimmung der geſetzgebenden Reichsgewalt 
nicht erfolgen. 


II. Staatsbürgerliche Grundrechte. 
($$ 732). 


III. Die Regierungsgewalten überhaupt. 
SEED 


Alle Regierungsgewalten dürfen nur auf die in dieſer Conſtitution feſt⸗ 

geſetzte Weiſe ausgeübt werden. 
§ 34. 

Die Regierungsgewalten ſind bezüglich des Umfanges: 1. die Central⸗ 
oder Reichsregierungsgewalten, welche ſich auf das ganze Reich, 2. die Landes⸗ 
regierungsgewalten, welche ſich auf ein einzelnes Reichsland erſtrecken. 

Im Zweifel über die Competenz der Reichs- und der Landesregierungs⸗ 
gewalten ſpricht die Vermuthung für die Centralgewalt. 


8 35. 
Die geſetzgebende Reichsgewalt wird vom Kaiſer gemeinſchaftlich mit dem 


Reichstage, die jedem Lande überlaſſene geſetzgebende Gewalt vom Kaiſer als 
Landesoberhaupt gemeinſchaftlich mit dem Landtage oder dem Kreistage ausgeübt. 


8 36. 


Das Recht Geſetze vorzuſchlagen hat jeder Theilnehmer an der sele 
gebenden Gewalt. 
$ 37. 


Die authentiſche Auslegung der Geſetze gebührt nur der geſetzgebenden 
Gewalt. 
$ 38. 
Die vollziehende Gewalt ſteht dem Kaiſer allein zu, und wird durch ver 
antwortliche Miniſter ausgeübt. 
§ 39. 


Die richterliche Gewalt wird im ganzen Reiche nach gleichen Geſetzen von 
unabſetzbaren Richtern im Namen des Staatsoberhauptes gehandhabt. 
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1. Die Reichscentralgewalt. 


A. Der Kaiſer. 
$ 40. 


Die öſterreichiſche Kaiſerkrone iſt nach dem Grundſatze der pragmatiſchen 
Sanction vom Jahre 1713 im Hauſe Habsburg-Lothringen erblich⸗ 


1. 


Die dem Kaiſer zuſtehenden Rechte und Gewalten ſind durch die Con— 
ſtitution feſtgeſtellt. 
$ 42. 


Die Perſon des Kaiſers iſt geheiligt und unverletzlich; er iſt für die Aus— 
übung der Regierungsgewalt nicht verantwortlich. 


$ 43. 

Der Kaiſer legt nach erfolgter Annahme dieſer Conſtitution und jeder 
Nachfolger unmittelbar nach ſeinem Regierungsantritte vor dem verſammelten 
Reichstage folgenden Eid ab: „Ich ſchwöre die Conſtitution des Reiches feſt 
und unverbrüchlich zu halten, und in Uebereinſtimmung mit derſelben und 
den Geſetzen zu regieren. So wahr mir Gott helfe!“ 


8 44. 


Kein Regierungsact des Kaiſers hat Kraft, wenn er nicht von einem Mini⸗ 
ſter gegengezeichnet iſt. Die Gegenzeichnung macht den Miniſter für dieſen 
Act verantwortlich. 

§ 45. 


Der Kaiſer ernennt und entläßt die Miniſter, und beſetzt alle Staats- 
ämter unter Beobachtung der durch die Conſtitution und die Geſetze feſtge— 
ſtellten Beſtimmungen. Er führt den Oberbefehl über die Land- und Seemacht. 


$ 46. 
Der Kaiſer ſanctionirt die Geſetze, macht ſie bekannt, und trifft die zu 
deren Vollziehung nöthigen Anordnungen, ohne jemals dieſe Geſetze ſuspen— 
diren oder Einzelne von deren Befolgung befreien zu können. 


8 47. 
Der Kaiſer erklärt Krieg, ſchließt Bündniſſe, Friedens- und Handelsver— 
träge und bringt ſie, ſobald es thunlich iſt, unter Beifügung der nöthigen 
Mittheilungen zur Kenntniß des Reichstages. 
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$ 48. 

Handels- und alle anderen Staatsverträge, welche den Staat belaſten, 
oder einzelnen Staatsbürgern Verpflichtungen auflegen, treten erſt dann in 
Kraft, wenn ſie die Zuſtimmung des Reichstages erhalten. 

§ 49. 8 

Der Kaiſer eröffnet und ſchließt den Reichstag. Er hat das Recht, den 


ſelben auch außer der beſtimmten Zeit zuſammenzuberufen, zu vertagen, und 
entweder eine oder beide Kammern aufzulöſen. 


8 50. 

Die Vertagung des Reichstages darf die Friſt eines Monats nicht über⸗ 
ſchreiten, und kann während derſelben Sitzungsperiode ohne Zuſtimmung des 
Reichstages nicht wiederholt werden. Die Auflöſung der einen Kammer hat 
die Vertagung der andern bis zum Zuſammentritte der neugewählten Kammer 
zur Folge. 

8 51. 

Jede Auflöſung einer oder beider Kammern muß von einer Verordnung 
zur Vornahme neuer Wahlen unmittelbar, und in der Art begleitet ſein, daß 
der neuerliche Zuſammentritt des Reichstages nicht ſpäter als innerhalb dreier 
Monate, vom Tage der Auflöſung an gerechnet, erfolge. Die Auflöſung darf 
binnen Jahresfriſt nicht wiederholt werden. 

8 2. 

Der Kaiſer hat das Recht, die Strafen, welche von den Richtern aus⸗ 
geſprochen werden, zu erlaſſen oder zu mildern, vorbehaltlich der Beſtim— 
mungen in Betreff der Miniſter. 

$ 53. 


Er verleiht Orden, Titel und Auszeichnungen, ohne irgend ein Vorrecht 
an dieſe Verleihungen knüpfen zu dürfen. 
$ 54. 
Der Kaiſer allein hat das Recht, nach den Beſtimmungen des Geſetzes 
Münze ſchlagen zu laſſen. 
8 35 
Nach jedem Regierungsantritte wird die Civilliſte des Kaiſers für ſeine 
ganze Regierungsdauer durch den Reichstag feſtgeſetzt. 
Apanagen und Ausſtattungen der Mitglieder des Kaiſerhauſes werden 
von Fall zu Fall durch ein Geſetz beſtimmt. 


$ 56. 
Im Falle des Ablebens des Kaiſers hat der Reichstag innerhalb vier, 
wenn aber eine oder beide Kammern aufgelöſt find (§ 51), längſtens binnen ſechs 
vom Todestage des Monarchen zu berechnenden Wochen zuſammenzutreten. 


e 
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§ 57. 

Vor Ablegung des Conſtitutionseides kann der neue Monarch keine Re— 
gierungsgewalt ausüben. Iſt der Reichstag beim Ableben des Kaiſers nicht 
verſammelt, ſo vertritt die vom Thronfolger eigenhändig, im Beiſein des ober— 
ſten Reichsgerichtes gefertigte, und vom Letzteren entgegengenommene Eides— 
formel ($ 43) mittlerweile die Stelle des ſodann vor dem Reichstage wirklich 
abzulegenden Eides. 

§ 58. 

Der Thronfolger iſt nach zurückgelegtem achtzehnten Lebensjahre groß— 

jährig. 
§ 59. 

Iſt der Kaiſer minderjährig, oder in der Unmöglichkeit zu regieren, ſo 
wird eine Regentſchaft eingeſetzt. In dieſem Falle hat der Reichstag, wenn 
er nicht ſchon verſammelt wäre, innerhalb der im $ 56 feſtgeſetzten Friſt zur 
Wahl einer Regentſchaft zuſammenzutreten; bis dahin hat das beſtehende ver— 
antwortliche Miniſterium die laufenden Geſchäfte fortzuführen. 

$ 60. 

Die Regentſchaft kann nur Einer Perſon, und zwar, ſo lange ein re— 
gierungsfähiger kaiſerlicher Prinz vorhanden iſt, nur einem ſolchen übertragen 
werden. 


Der Regent wird von den in Eine Verſammlung vereinigten Kammern 
des Reichstages mit abſoluter Stimmenmehrheit gewählt. 


8 61. 
Der Regent tritt erſt nach Ablegung des Conſtitutionseides ($ 43) in 
das Recht ein, die verfaſſungsmäßigen Regierungsgewalten des Kaiſers aus— 


zuüben. 
$ 62. 


Während der Regentſchaft kann keine die Rechte der Krone ſchmälernde 
Veränderung in der Conſtitution vorgenommen werden. 


8 63. 
Der Kaiſer darf ſich ohne Bewilligung des Reichstages nicht länger als 
zwei Monate in einem Jahre im Auslande aufhalten, und muß in einem ſolchen 
Falle von einem verantwortlichen Miniſter begleitet ſein. 


B. Die Reichsminiſter. 
8 64. 
Die Leitung der Reichsregierung liegt dem Reichsminiſterium ob. 
Die Ernennung der Reichsminiſter, die Beſtimmung ihrer Zahl und die 


Vertheilung der Geſchäfte unter die Miniſterien ſteht dem Kaiſer allein zu. 
Springer, Protokolle. 24 
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$ 65. 
Die Miniſter ſind für ihre Amtsführung verantwortlich. 
8 66. 


Kein Mitglied der kaiſerlichen Familie und Niemand, der nicht öſterrei⸗ 
chiſcher Staatsbürger durch Geburt iſt, kann Miniſter werden. 


8 67. 
Die Miniſter haben Zutritt zum Reichstage, und müſſen auf ihr Vers 
langen jedesmal gehört werden. 


Die Kammern können die Anweſenheit der Miniſter fordern. Stimmrecht 
hat ein Miniſter nur in jener Kammer, deren Mitglied er iſt. 


8 68. 
Der Kaiſer kann die Miniſter der Verantwortlichkeit nicht entheben. 


8 69. 


Die Miniſter können nur durch einen Kammerbeſchluß in Anklageſtand 
verſetzt werden, und zwar wegen jedes Mißbrauches ihrer Amtsgewalt, ins 
beſondere aber wegen Verletzung der Verfaſſung, wegen Hochverrath oder Ve 
ſtechung. 

$ 70. 

Der Kaiſer kann einen vom oberſten Reichsgerichte verurtheilten Miniſter 

nur auf Anlangen der anklagenden Kammer begnadigen. 


8 71. 

Die näheren Beſtimmungen über die Verantwortlichkeit der Miniſter, über 
das Verfahren bei der Anſtellung der Klage und über die zu verhängenden 
Strafen enthält ein beſonderes Reichsgeſetz, welches als ein Beſtandtheil der 
Conſtitution zu gelten hat. 

98 72. 
Die Bildung eines dem Miniſterium berathend zur Seite ſtehenden Reichs⸗ 


rathes, und die Normirung ſeiner Wirkſamkeit wird einem beſonderen Reichs- 
geſetze vorbehalten. 


C. Der Reichstag. 
8 13. 
Der Reichstag beſteht aus zwei Kammern, der Volks- und der Länder⸗ 


kammer. 
$ 74. 


Der Reichstag tritt regelmäßig jedes Jahr am fünfzehnten des Monates 
März zuſammen, wenn ihn der Kaiſer nicht früher einberuft. 
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8 75. 

Die Mitglieder der beiden Kammern vertreten die Geſammtheit der Län— 
der, für welche dieſe Conſtitution Gültigkeit hat, dürfen keine Inſtructionen 
annehmen und ihr Stimmrecht nur perſönlich ausüben. 


$ 76. 

Die Sitzungen beider Kammern ſind öffentlich. Ausnahmsweiſe kann 
eine nicht öffentliche Sitzung ſtattfinden, wenn entweder der Präſident, oder in 
der Volkskammer wenigſtens 20, in der Länderkammer wenigſtens 10 Abgeord— 
nete es verlangen, und nach Entfernung der Zuhörer die Majorität ſich dafür 
entſcheidet. 

ST 

Jede Kammer hat das Recht, allein über die Gültigkeit der Wahl ihrer N 

Mitglieder zu entſcheiden. 
$ 78. 

Wenn ein Mitglied des Reichstages ein beſoldetes Staatsamt annimmt, 
oder wenn ein in den Reichstag gewählter Staatsbeamter in eine höhere 
Dienſteskategorie tritt, außer der graduellen Vorrückung einen höheren Gehalt 
oder eine Perſonalzulage erhält, ſo muß er ſich einer neuen Wahl unterziehen. 


8 79. 


Keinem gewählten öffentlichen Beamten darf der nöthige Urlaub verſagt 
werden. 
8 80. 


Niemand kann gleichzeitig Mitglied beider Kammern ſein. 


$ 81. 

Kein Abgeordneter kann für ſeine Wirkſamkeit als ſolcher gerichtlich ver— 

folgt, oder zur Rechenſchaft gezogen werden. 
$ 82. 

Kein Abgeordneter darf vom Tage der Einberufung des Reichstages, und 
während der Dauer der Sitzungsperiode, ohne ausdrückliche Zuſtimmung der 
Kammer, welcher er angehört, gerichtlich verfolgt oder verhaftet werden, außer im 
Falle der Ergreifung auf friſcher That. 

Wenn es die Kammer verlangt, muß der Verhaft aufgehoben, oder die 
Verfolgung für die ganze Sitzungsperiode aufgeſchoben werden. 


a 8 83. 
Jedes Mitglied des Reichstages erhält Taggelder und eine Reiſeentſchä— 
digung nach den Beſtimmungen eines beſonderen Geſetzes. Kein Mitglied 
darf auf dieſe Bezüge verzichten, oder in vorhinein zu Gunſten dritter Per— 


ſonen darüber verfügen. 
245 
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§ 84. 
Jede Kammer wählt ihren Präſidenten und die übrigen Functionäre für 
die ganze Dauer einer Sitzungsperiode. 


8 85. b 
Zur Gültigkeit eines Beſchluſſes iſt in jeder Kammer die Anweſenheit 
der Mehrzahl ihrer Mitglieder und die abſolute Stimmenmehrheit der An⸗ 


weſenden nothwendig. Abweichende Beſtimmungen hinſichtlich der von jeder 
Kammer vorzunehmenden Wahlen bleiben der Geſchäftsordnung vorbehalten. 


$ 86. 

Nur durch Uebereinſtimmung beider Kammern kommt ein Reichstags⸗ 
beſchluß zu Stande. 

„ 

Ertheilt der Kaiſer einem Reichstagsbeſchluſſe die Sanction, ſo tritt der⸗ 
ſelbe als Reichsgeſetz in volle Kraft. Wird die Sanction nicht ertheilt, ſo 
darf derſelbe Geſetzesvorſchlag in der nämlichen Sitzungsperiode nicht wieder 
vorgebracht werden. Die Erklärung der Krone über die Sanction eines Reichs— 
tagsbeſchluſſes muß jedenfalls vor dem Schluſſe der Sitzungsperiode erfolgen, 
in welcher er gefaßt wurde. 

§ 88. 

Wird derſelbe Geſetzesvorſchlag in der folgenden ordentlichen Jahresſeſſion 
abermals unverändert angenommen und wieder nicht ſanctionirt, ſo muß der 
Reichstag aufgelöſt werden. Nimmt der neu zuſammentretende Reichstag den⸗ 
ſelben Geſetzesvorſchlag wieder unverändert an, ſo darf die kaiſerliche Sanction 
nicht verweigert werden. 

89. 

Jede Kammer hat das Recht, behufs ihrer Information zur Unterſuchung 

von Thatſachen Commiſſionen zu ernennen. 


§ 90. 


Petitionen darf der Reichstag nur annehmen, wenn ſie der Kammer durch 
ein Mitglied überreicht werden. Die perſönliche Ueberreichung von Bittſchriften 
und die Annahme von Deputationen iſt unzuläſſig. 


PUR 


Jede Kammer hat das Recht, von den Miniſtern Auskünfte zu verlangen, 
Erhebungen durch dieſelben zu veranlaſſen, und ihnen Petitionen zur Erledi⸗ 
gung zu überweiſen oder zur Beachtung zu empfehlen. 


8 92. 


Jedem Mitgliede des Reichstages ſteht das Recht zu, die Miniſter zu 
interpelliren. 
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8 93. 
Die näheren Beſtimmungen über den Geſchäftsgang, den wechſelſeitigen 
und den Außenverkehr der beiden Kammern werden durch die Geſchäftsord— 


nung geregelt. 
a) Die Volkskammer. 


§ 94. 
Die Volkskammer beſteht aus 360 Abgeordneten. Die im Wahlgeſetze 
zu beſtimmenden größeren Orte ſammt ihrem Weichbilde ſenden 80, die übrige 
Bevölkerung aber 280 Abgeordnete. 
§ 95. 
Das active Wahlrecht ſteht jedem öſterreichiſchen Staatsbürger zu, welcher: 
a) das 24. Lebensjahr vollendet, b) ſich im vollen Genuſſe der ſtaatsbürger- 
lichen Rechte befindet, und e) eine directe Steuer in dem vom Wahlgeſetze 
beſtimmten Minimum entrichtet, oder einen Pacht- oder Miethzins zahlt, von 
welchem eine directe Steuer gleichen Betrages entfällt. Das im Wahlgeſetze 
feſtzuſtellende Minimum der directen Steuer darf den Betrag von fünf 


Gulden C.⸗M. nicht überſteigen. 
8 96. 


Die Wahlen geſchehen direct und mit einer relativen Stimmenmehrheit 
von wenigſtens einem Viertheile der Stimmenden. Jeder Kreis iſt, mit Aus— 
ſcheidung der zur eigenen Vertretung berechtigten Orte, durch das Wahlgeſetz 
je nach der Größe ſeiner Bevölkerung fim ſolche Wahlbezirke zu theilen, daß 
in jedem Bezirke wenigſtens zwei und höchſtens drei Deputirte zu wählen ſind. 

i $ 97. 

Die Erforderniſſe des paſſiven Wahlrechtes (der Wählbarkeit) find: 1. das 
öſterreichiſche Staatsbürgerrecht, 2. der Vollgenuß der ſtaatsbürgerlichen Rechte, 
3. ein Alter von wenigſtens 28 Jahren, und 4. der ordentliche Wohnſitz von 

wenigſtens einem Jahre im Reiche. 
§ 98. 
Die Legislaturperiode der Volkskammer wird auf drei Jahre feſtgeſetzt. 
b) Die Länderkammer. 
$ 99. 

Die Länderkammer beſteht: 1. aus je ſechs Abgeordneten jedes einzelnen 
Reichslandes, welche durch die Landtage gewählt werden, 2. aus je einem durch 
den Kreistag zu wählenden Abgeordneten jedes Kreiſes der Länder, welche aus 
zwei oder mehreren Kreiſen beſtehen. 


$ 100, 


Die Abgeordneten der Länderkammer werden auf ſechs Jahre gewählt. 
Alle drei Jahre hat die Hälfte der Abgeordneten eines jeden Reichslandes, 
und die Hälfte der Kreisabgeordneten auszutreten. 
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$ 101. 
Als Abgeordneter in die Länderkammer iſt derjenige wählbar, welcher die 
Erforderniſſe der Wählbarkeit in den Landtag und das 33. Lebensjahr vollen⸗ 
det hat. 


2. Die Landesregierungsgewalt. 


A. Die Landesverwaltung. 


8 102. 


An der Spitze der Verwaltung eines jeden Reichslandes ſteht ein, vom 
Kaiſer ernannter, dem Reichsminiſterium für den Vollzug der Reichsgeſetze 
und für die Ausübung der Reichsregierungsgewalt verantwortlicher Chef, 
welcher in Reichsländern, die aus zwei oder mehreren Kreiſen beſtehen, Statt— 
halter, in Reichsländern, die aus einem Kreiſe beſtehen, wan eee 
mann (Gouverneur) genannt wird. 


$ 103. 

Ob und in welcher Art dem Statthalter, ohne die Einheit des Reiches 
und die Competenz der Centralgewalt zu beirren, für den Vollzug der Landes⸗ 
geſetze verantwortliche und vom Kaiſer zu ernennende Statthaltereiräthe bei 
zugeben ſeien, bleibt den betreffenden Landesverfaſſungen vorbehalten. 


$ 104. 

Der Landeshauptmann (Gouverneur), der Statthalter, oder falls ihm 
verantwortliche Räthe zur Seite ſtehen, das contraſignirende Mitglied des 
Statthaltereirathes iſt dem Landtage für den Vollzug der Landesgeſetze ver⸗ 
antwortlich. Wo verantwortliche Statthaltereiräthe beſtehen, hat kein die Voll⸗ 
ziehung der Landesgeſetze betreffender Act des Statthalters Gültigkeit ohne 
Gegenzeichnung eines verantwortlichen Statthaltereirathes. 


§ 105. 
Der Landtag hat das Recht, den Landeshauptmann (Gouverneur), den 


Statthalter oder die Statthaltereiräthe in Anklageſtand zu verſetzen; die Ab— 
urtheilung ſteht dem oberſten Reichsgerichte zu. 


§ 106. 


Der Landeshauptmann (Gouverneur), der Statthalter und die Statt⸗ 
haltereiräthe haben Zutritt in den Landtag, und müſſen auf ihr Verlangen 
gehört werden. Der Landtag kann deren Gegenwart fordern. 


0 


Der Statthalter oder der Landeshauptmann (Gouverneur) hat alle in 
den Geſchäftskreis der Reichsminiſterien des Innern, des Unterrichtes und 
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Cultus gehörigen Angelegenheiten im Namen des betreffenden Miniſteriums 
unmittelbar zu erledigen. In Angelegenheiten der Univerſitäten und polytech— 
niſchen Inſtitute hat er ſich jedoch früher mit dem Reichsminiſterium in das 
Einvernehmen zu ſetzen. 

$ 108. 

Welche in andere Reichsminiſterien einſchlagende Angelegenheiten der 
Statthalter oder der Landeshauptmann (Gouverneur) im Namen des Reichs- 
miniſteriums unmittelbar oder in wichtigeren Fällen nach eingeholten Weiſungen 
zu erledigen berechtigt ſei, bleibt der weiteren Organiſation der Länderverwal— 
tungen vorbehalten. 

$ 109. 

Die Beſtimmungen über die Beamten, welche in jedem Reichslande für 
die zur ſelbſtändigen geſetzgebenden Gewalt der Landtage gehörigen Geſchäfte 
zu beſtellen ſind, bleiben der Landesverfaſſung und der Landesgeſetzgebung 
vorbehalten. 

B. Die Landtage. 
§ 110. 
Jedes Reichsland hat das Recht, einen eigenen Landtag abzuhalten. 


$ 111. 

Die durch conſtituirende Landtage feſtzuſtellenden Landesverfaſſungen treten 
erſt dann in Kraft, wenn ſie von der geſetzgebenden Reichsgewalt beſtätigt 
worden ſind. Daſſelbe gilt auch von einer ſpäter vorzunehmenden Reviſion 
der Landesverfaſſung; jedoch darf dieſe Beſtätigung vom Reichstage nicht ver— 
weigert werden, wenn die Beſtimmungen derſelben mit den in der Reichs— 
conſtitution aufgeſtellten Grundſätzen nicht im Widerſpruche ſtehen. 


58112. 

In den Landesverfaſſungen ſind folgende grundgeſetzliche Beſtimmungen 
feſtzuhalten: 1. Die Abgeordneten ſind nach der Volkszahl, vorbehaltlich der 
Beſtimmungen über die beſondere Vertretung größerer Orte, direct zu wählen; 
2. für das active und paſſive Wahlrecht dürfen, außer einem einjährigen or 
dentlichen Wohnſitze im betreffenden Reichslande, keine anderen oder größeren 
Beſchränkungen feſtgeſtellt werden, als das Geſetz für die Wahlen zur Volks— 
kammer anordnet; 3. die Wahlbezirke ſind mit möglichſter Berückſichtigung der 
Nationalität zu bilden; 4. die Verhandlungen ſind öffentlich, unter Anerken— 
nung der gleichen Berechtigung der Landesſprachen; 5. der den Landesgewalten 
durch dieſe Conſtitution zuerkannte autonome Wirkungskreis darf nicht über— 


ſchritten werden. 
8 113. 


Reichsländern von gemiſchter Nationalität bleibt vorbehalten, eine Inſti— 
tution in die Landesverfaſſung aufzunehmen, durch welche Angelegenheiten von 
rein nationeller Natur nach Art eines Schiedsgerichtes zu entſcheiden ſind. 
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$ 114. 


Zur ſelbſtändigen geſetzgebenden Gewalt der Landtage gehören: 

1. Das Landesfinanzweſen: a) die Verfügung mit den Landesfonds 
und Landesgütern, b) die Landesauflagen zur Deckung der Landesausgaben, 
c) das Landesſchuldenweſen, d) die Feſtſetzung des jährlichen Landesbudgets, 
e) die Abnahme, Prüfung und Erledigung der Landesrechnungen. 

2. Politiſche Landesangelegenheiten: a) die Beförderung der Künſte und 
Wiſſenſchaften, b) die Ueberwachung der frommen Stiftungen, e) das Armen⸗ 
weſen, die Kranken⸗ und Humanitätsanſtalten, d) Geſinde⸗, Feuerlöſch⸗ und 
Bauordnungen. 

3. Staatswirthſchaftliche Angelegenheiten: a) die Hebung der Urproduction, 
des Gewerbefleißes und des Verkehrs im Innern des Landes; b) die Errich⸗ 
tung von Sparkaſſen, Leihanſtalten und Hypothekenbanken; e) das Landes⸗ 
communicationsweſen durch Straßen und Kanäle, dann Flußregulirungen und 
ſonſtige Waſſerbauten; d) öffentliche Bauten zu Landeszwecken. 


8115. 


Der Landtag hat ferner innerhalb der durch Reichsgeſetze feſtgeſtellten 
Beſchränkungen zu regeln: 1. das Unterrichts- und Volkserziehungsweſen, 
2. die Cultus- und kirchlichen Angelegenheiten, 3. die Landespolizei in allen 
im $ 114 nicht aufgeführten Zweigen. 


§ 116. 
Der Landtag hat ferner alle jene innern Angelegenheiten zu regeln, welche 
ihm durch Reichsgeſetze zugewieſen werden. 


SEIT 
Landtagsbeſchlüſſe erhalten erſt durch die Sanction des Kaiſers die Kraft 
verbindender Landesgeſetze. 
8 118. 


Der Landtag iſt berechtigt, von der Regierung Aufſchlüſſe über alle Zweige 
der Landesverwaltung zu verlangen, Petitionen an und in Verhandlung zu 
nehmen, Unterſuchungscommiſſionen anzuordnen, Adreſſen an den Kaiſer und 
den Reichstag, ſowie Zuſchriften an die Landtage anderer Reichsländer zu 
richten. 


8 119. 


Die Landtage werden vom Kaiſer in der Regel jährlich am 15. November 
in den Sitz der Landesregierung einberufen und vom Landeschef mit einer 
umſtändlichen Botſchaft eröffnet. Die Landtage dürfen nicht gleichzeitig mit 
dem Reichstage ihre Sitzungen halten. 


* 
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$ 120, 

Die Legislaturperiode jedes Landtages wird auf drei Jahre feſtgeſetzt. Dem 
Kaiſer ſteht das Recht zu, den Landtag unter Ausſchreibung neuer Wahlen 
aufzulöſen. 

$ 121. 


Die Auflöſung der Länderkammer des Reichstages hat die Auflöſung 
ſämmtlicher Landtage zur Folge. 


$ 122. 


Die Beſtimmungen der $$ 75, 76, 77, 78, 79, 81, 82, 83, 84, 85 
und 90 haben in ihrer Weſenheit auch für die Landtage zu gelten. 


C. Die Kreistage und Gemeinden. 


$ 123. 

Die Kreistage werden aus Abgeordneten des betreffenden Kreiſes gebildet, 
die gleichzeitig mit den Landtagsabgeordneten auf dieſelbe Weiſe und Dauer 
in doppelter Anzahl gewählt werden. Sollte nach dieſer Beſtimmung die An— 
zahl der Abgeordneten eines Kreiſes größer ausfallen, als die Geſammtzahl 
der Abgeordneten des betreffenden Landtages, ſo hat es bei der einfachen An— 
zahl zu verbleiben. 

$ 124. 

Die Kreistage werden durch den Landeschef zu der ordentlichen Jahres— 
ſitzung am 15. October nach dem Sitze der Kreisregierung berufen. Außer— 
ordentliche Sitzungen werden durch den Kreischef nach eigenem Ermeſſen, oder 
über Aufforderung eines Drittheils der Kreisabgeordneten anberaumt. 


$ 125. 


In den Wirkungskreis der Kreistage gehören: 

1. Gemeindeangelegenheiten, und zwar: a) die Entwerfung der Gemeinde— 
ordnung unter Beobachtung des Reichsgemeindegeſetzes, ſowie die Beſtätigung 
der Statuten der einzelnen Gemeinden; b) die Ueberwachung und Controle 
aller Gemeinden in der Gebahrung mit dem Stammvermögen; c) die Ent— 
ſcheidung über alle Streitigkeiten zwiſchen Gemeinden oder Gemeindegliedern 
und Vorſtänden im Berufungswege nach den Beſtimmungen des Gemeinde— 
geſetzes; d) die Entſcheidung über Heimatsrechte und verweigerte Aufnahme 
eines Staatsbürgers in den Gemeindeverband. Gegen die Entſcheidung des 
Kreiſes in Gemeindeangelegenheiten iſt keine weitere Berufung zuläſſig. 

2. Die Kreisſtraßen und ſonſtigen Kreiscommunicationsmittel. 

3. Die Errichtung von Sparkaſſen und Leihanſtalten. 

4. Die Beſorgung aller Angelegenheiten, welche nur die Kreisgemeinde 
oder mehrere Bezirke derſelben betreffen. 
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$ 126. 

Außerdem wird dem Kreistage, wenn er es im Intereſſe des Kreiſes für 
nothwendig findet, innerhalb der Schranken der Reichs- und Landesgeſetze zur 
Regelung und Verwaltung überlaſſen: a) Volksunterrichts⸗ und Erziehungs⸗ 
weſen mit dem Rechte der Beſtimmung der Unterrichtsſprache und der Sprach⸗ 
gegenſtände, jedoch mit gleich gerechter Beachtung der Sprachen des Kreiſes; 
p) das Armenweſen; e) die Kranken- und Humanitätsanſtalten; d) die localen 
frommen Stiftungen; e) die Anſtalten zur Hebung des Ackerbaues. 


8 127 
Die Kreistage haben das Recht Kreisauflagen zur Beſtreitung der Kreis⸗ 
bedürfniſſe zu erheben. 
Susi 
In jenen Reichsländern, die nur einen Reichskreis bilden, hat der Lande 
tag zugleich die Functionen des Kreistages. 


§ 129. 
Dem Landeschef ſteht das Recht zu, Kreistage, die nicht zugleich Landtage 
ſind, unter Ausſchreibung neuer Wahlen aufzulöſen. 


$ 130. 

Den Gemeinden wird die Selbſtbeſtimmung in allen Angelegenheiten, 
welche ausſchließlich das Gemeindeintereſſe betreffen, und deren Selbſtverwal— 
tung innerhalb der durch das Reichsgemeindegeſetz und durch die Gemeinde⸗ 
ordnungen feſtgeſetzten Grenzen zugeſichert. 


8131. 


Das Gemeindegeſetz muß jeder Gemeinde als unveräußerliche Rechte ge— 
währleiſten: a) die freie Wahl ihrer Vorſteher und Vertreter; b) die Aufnahme 
neuer Mitglieder in den Gemeindeverband; c) die ſelbſtändige Verwaltung 
ihrer Angelegenheiten und die Handhabung der Ortspolizei; d) die Veröffent⸗ 
lichung ihres Haushaltes, und in der Regel Oeffentlichkeit der Verhandlungen. 

Die Beſchränkungen des Rechtes, die Aufnahme in den Gemeindeverband 
zu verweigern, und des Rechtes, das Gemeindegut oder das Stammvermögen 
der Gemeinde zu veräußern oder zu belaſten, enthält das Gemeindegeſetz. 


IV. Die richterliche Gewalt. 


8 132. 

Die Gerichtsbarkeit wird ſelbſtändig durch vom Staate beſtellte Gerichte 
ausgeübt. Kabinets⸗ und Miniſterialjuſtiz iſt unſtatthaft. Patrimonialgerichte 
dürfen nicht beſtehen. 
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8 133. 

Die Organiſation der Gerichte, die Feſtſtellung der Gehalte der Mitglieder 
des Richterſtandes, die Beſtimmung derjenigen höheren Gerichtspoſten, welche 
der Monarch nach früher veröffentlichten Candidatenliſten beſetzt, und die Art 
und Weiſe der Bildung dieſer Candidatenliſten, wird durch ein organiſches 
Geſetz geregelt. 

$ 134. 

Beſondere Geſetze beſtimmen die Einrichtung und den Wirkungskreis der 

Militär⸗, Handels-, Wechſel⸗, See- und Berggerichte. 


8 135. 

Die Richter werden auf Lebenszeit ernannt. Sie können nur durch einen 
Urtheilsſpruch des oberſten Reichsgerichtes von ihrem Amte entfernt oder an 
Rang und Gehalt beeinträchtigt, ſuspendirt, und nur mit ihrer eigenen Zu— 
ſtimmung an einen andern Poſten verſetzt werden. 


§ 136. 

Kein Richter darf neben ſeinem Amte noch eine beſoldete Stelle von der 

Regierung annehmen. 
§ 137. 

Rechtspflege und Verwaltung ſollen getrennt und von einander unab— 
hängig ſein. Der Sicherheitsbehörde ſteht keine Gerichtsbarkeit zu. Ueber 
Competenzconflicte zwiſchen den Gerichts- und Verwaltungsbehörden entſcheidet 
ein durch das Geſetz zu beſtimmender Gerichtshof. 


$ 138. 

Wegen Verletzung der durch die Conſtitution feſtgeſtellten ſtaatsbürger— 
lichen Rechte durch Bedienſtete des Staates in Ausübung ihrer Amtsgewalt 
kann der Verletzte durch eine Civilklage vom Staate volle Genugthuung for— 
dern. Dieſe Civilklage ſchließt die ſtrafrechtliche Verfolgung des Schuldtragen— 
den nicht aus. 

§ 139. 

Am Sitze der Centralregierung beſteht das oberſte Reichsgericht; den Prä— 
ſidenten und die eine Hälfte der Räthe ernennt der Kaiſer; der Vicepräſident 
und die andere Hälfte der Räthe wird von der Länderkammer gewählt. Dieſes 
Reichsgericht darf nicht in mehreren Senaten fungiren. 


$ 140. 

Das oberſte Reichsgericht hat als einzige Inſtanz das Richteramt aus— 
zuüben: 1. bei Klagen auf Genugthuung wegen Verletzung conſtitutioneller 
Rechte durch Amtshandlungen der Staatsbedienſteten ($ 138), 2. wenn es 
ſich um Abſetzung, Suspenſion oder Verſetzung eines Richters handelt, 3. in 
allen Streitigkeiten zwiſchen den Reichsländern untereinander und in Compe— 
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tenzſtreitigkeiten der Central- und Länderregierungsgewalten, 4. bei Anklagen 
gegen die Miniſter, Länderchefs und Statthaltereiräthe, 5. bei Verſchwörungen 
oder Attentaten gegen die Perſon des Staatsoberhauptes, gegen den Reichs- 
tag oder gegen einen Landtag. 


V. Die Staatsbeamten. 


$ 141. 

Die beſonderen Verhältniſſe der nicht zum Richterſtande gehörigen Staats⸗ 
beamten, einſchließlich der Staatsanwälte, werden durch ein Geſetz geregelt, 
welches, ohne die Regierung in der Wahl der ausführenden Organe zweck- 
widrig zu beſchränken, den Staatsbeamten gegen willkürliche Entfernung vom 
Amte und Einkommen angemeſſenen Schutz gewährt. 


VI. Die Finanzen. 


$ 142. 
Alle Einnahmen und Ausgaben des Reiches müſſen für jedes Jahr vor⸗ 
hinein veranſchlagt und auf den Staatshaushaltsetat gebracht werden. 1 
Letzterer wird jährlich durch ein Geſetz, welches die Volkskammer allein 
votirt, feſtgeſtellt. 
$ 143. 
Reichsſteuern und Abgaben dürfen nur, inſoweit ſie in den Staatshaushalts⸗ 
etat aufgenommen, oder durch beſondere Geſetze angeordnet ſind, erhoben werden. 


8 144. 

In Betreff der Steuern und Abgaben kann kein Privilegium eingeführt, 
eine Befreiung oder ein Nachlaß aber nur durch ein Geſetz beſtimmt werden. 
$ 145. 

Die Aufnahme von Staatsanleihen, ſowie Uebernahme von Garantien 
zu Laſten des Staates, findet nur auf Grund eines Geſetzes ſtatt. 


$ 146. 

Ueberſchreitungen des Staatsvoranſchlages dürfen nur über motivirte, 
von dem Geſammtminiſterium gegengezeichnete, gehörig kundgemachte Verord— 
nungen geſchehen, und ſind dem Reichstage bei ſeinem nächſten Zuſammen⸗ 
tritte zur Genehmigung vorzulegen. 

8 147. 
Die allgemeine Reichsrechnung muß jährlich nebſt einer Ueberſicht der 


Staatsſchulden dem Reichstage vorgelegt und die Entlaſtung der Reichsregie⸗ 
rung erwirkt werden. 
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$ 148. 

Die Reichsländer dürfen zur Beſtreitung der Auslagen für Landeszwecke 
eine Auflage, welche eine Bewachung oder Controle an den Grenzen der Reichs 
länder gegen einander oder gegen die Nachbarſtaaten nothwendig macht, nur 
über Genehmigung der geſetzgebenden Reichsgewalt bewilligen. 


VII. Die bewaffnete Macht. 


$ 149. 

Die Organiſation der Land⸗ und Seemacht, ſowie die Art ihrer Ergän- 
zung wird durch ein Reichsgeſetz beſtimmt, welches auch die Art der Beför— 
derungen zu regeln hat. 

$ 150. 

Die Stärke der Land⸗ und Seemacht und deren Ergänzung wird durch 

ein Reichsgeſetz und zwar immer auf die Dauer eines Jahres feſtgeſetzt. 


$ 151. 
Zur Verwendung von Truppen fremder Staaten iſt die Zuſtimmung des 


Reichstages erforderlich, welche auch eingeholt werden muß, wenn fremde 
Truppen das Staatsgebiet betreten, oder durch daſſelbe ziehen ſollen. 


$ 152. 
Die Nationalgarde muß wenigſtens in allen Orten von tauſend oder 
mehr Einwohnern beſtehen; ihre Einrichtung wird durch ein Geſetz geregelt. 


§ 153. 
Diez bewaffnete Macht kann zur Unterdrückung innerer Unruhen und zur 
Ausführung der Geſetze nur auf Requiſition der Civilbehörden und in den 
vom Geſetze beſtimmten Fällen und Formen verwendet werden. 


VIII. Allgemeine Beſtimmungen. 


$ 154. 

Das Wappen des Kaiſerthums bleibt unverändert. Die Farben des 
Hauſes Habsburg⸗Lothringen: Weiß⸗roth⸗gold, werden als Reichsfarben an— 
genommen. 

i $ 155. 

Wien iſt die Hauptſtadt des Kaiſerthums, der Sitz der Centralregierung 
und des Reichstages. 
$ 156. 

Jeder Fremde, welcher ſich auf öſterreichiſchem Gebiete befindet, genießt 
den Schutz, welcher den Perſonen und Gütern im allgemeinen vom Staate 
gewährt wird, mit Vorbehalt der durch das Geſetz zu beſtimmenden Ausnahmen. 
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$ 157. 


Die Conſtitution kann weder ganz, noch theilweiſe aufgehoben werden; 
nur in Fällen des Krieges oder Aufruhres, und nur von der verantwortlichen 
Regierungsgewalt, mit Zuſtimmung der legislativen Gewalt, oder, falls dieſe 
einzuholen unmöglich wäre, gegen nachträgliche Rechtfertigung vor derſelben, 
darf eine theilweiſe Suspenſion der conſtitutionellen Rechte verfügt werden. 
Unter welchen Bedingungen, und mit welchen Folgen dies geſchehen dürfte, 
hat ein beſonderes Geſetz zu beſtimmen. 


IX. Revifion der Conſtitution. 


S 158. 

Die geſetzgebende Gewalt hat das Recht zu erklären, daß irgend eine Be⸗ 
ſtimmung dieſer Conſtitution der Reviſion bedürfe. Eine ſolche Erklärung hat 
die Auflöſung des Reichstages und die unverzügliche Einberufung eines neuen 
unmittelbar zur Folge. 

$ 159. 

Der neue Reichstag beſchließt ſodann über die der Reviſion unterzogenen 
Punkte. Zur Gültigkeit eines Beſchluſſes, der eine wirkliche Veränderung ber 
beiführen ſoll, iſt es nothwendig, daß in jeder der beiden Kammern wenigſtens 
drei Viertheile ihrer Mitglieder anweſend ſeien, und wenigſtens zwei Drittheile 
der Anweſenden in jeder Kammer zugeſtimmt haben. Die Abſtimmung muß 
über Namensaufruf mündlich geſchehen. 


$ 160. 

Bei Reichstagsbeſchlüſſen über Aenderungen in der Conſtitution, durch 
welche die verfaſſungsmäßigen Rechte der Krone geſchmälert werden, ſteht dem 
Kaiſer das abſolute Veto zu. 


Vorübergehende Beſtimmungen. 


E. 


Für die Wahl der Abgeordneten zu dem conſtituirenden Landtage jedes 
Reichslandes hat das Wahlgeſetz für die Volkskammer mit folgenden Abwei⸗ 
chungen zu gelten: 

1. Für jeden Ort von 6000 Einwohnern iſt ein Abgeordneter, für Orte 
von 10 bis 15000 Einwohnern ſind zwei, für Orte von mehr als 15 bis 
30000 Einwohnern find drei Abgeordnete, für Orte von mehr als 30000 
Einwohnern iſt für je 10000 Einwohner, ſowie für je 25000 Seelen der 
übrigen Bevölkerung ein Abgeordneter zu wählen. Würde nach dieſer Regel 
die Anzahl der Abgeordneten der größern Orte weniger als ein Drittheil der 


Entwurf der Conſtitutionsurkunde u. ſ. w. 383 


Abgeordneten der übrigen Bevölkerung betragen, ſo ſind die auf die größeren 
Orte ſich beziehenden Seelenzahlen in der Art verhältnißmäßig zu vermindern, 
daß das Drittheil erreicht werde. Würde aber die Geſammtzahl der Lande 
tagsmitglieder kleiner ausfallen als ſechzig, ſo ſind alle angegebenen Seelen— 
zahlen verhältnißmäßig ſo herabzuſetzen, daß die Geſammtzahl der Abgeord— 
neten ſechzig erreiche. 

2. Für das active Wahlrecht iſt nebſt den im $ 95 feſtgeſetzten Erforder— 
niſſen der ordentliche Wohnſitz von wenigſtens einem Jahre in dem betreffenden 
Reichslande nothwendig. 


II. 


Die conſtituirenden Landtage ſind gleich nach dem Schluſſe des con— 
ſtituirenden Reichstages einzuberufen, und haben ſich ausſchließend mit der 
Feſtſtellung der Landesverfaſſung zu beſchäftigen, und dieſelbe binnen längſtens 
drei Monaten zu vollenden. Ueberdies haben ſie auch die Abgeordneten für 
die Länderkammer zu wählen. 


III. 


Vom conſtituirenden Reichstage ſind noch folgende Geſetze zu votiren: 
1. Das Geſetz über die Abgrenzung der Kreiſe. 2. Das Wahlgeſetz. 3. Das 
Aufruhrgeſetz. 4. Das Geſetz zur Einführung der Conſtitution. 

Alle andern in Folge der Conſtitution nothwendigen Geſetze bleiben der 
nächſten Legislatur vorbehalten. 
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